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Zur  Erläuterung  des  Art.  24  Abs.  3  des 
Einfuhrungsgesetzes  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  fUr 

das  Deutsche  Reich. 

Von  Dr.  Caesar  Baraiettl, 

aufaerordentlichem  Professor  an  der  Universität  Heidelberg  and  Yormaligem 

Rechtsanwalt. 

In  Art.  24  Abs.  3  des  Einf.6e8.  zum  bttrgerl.  Gesetzbuch  ist 
ausgesprochen,  dafs,  im  Falle  ein  Ausländer,  der  eine  Verfügung 
von  Todeswegen  errichtet  oder  aufgehoben  hat,  die  Reichsange- 
h(5rigkeit  erwirbt,  die  Gültigkeit  der  Errichtung  oder  der 
Aufhebung  nach  den  Gesetzen  des  Staats  beurteilt  wird,  dem  er 
zur  Zeit  der  Errichtung  oder  der  Aufhebung  angehört, 
und  dafs  er  auch  die  Fähigkeit  zur  Errichtung  einer  Ver- 
fügung von  To deswegen  behält,  selbst  wenn  er  das  nach  den 
d entgehen  Gesetzen  erforderliche  Alter  noch  nicht  erreicht 
hat,  —  und  dafs  die  Vorschrift  des  Art  11  Abs.  1  Satz  2  unberührt 
bleibt 

Axt.  24  Abs.  3  ist  jeden&Us  in  erweiternder  Weise  dahin  zu  inter- 
pretieren, dafs  die  Gültigkeit  der  Errichtung  oder  der  Aufhebung  einer 
letztwilligen  Verfügung  nach  dem  Heimatsrecht,  der  lex  originiSy  des 
die  Verfügung  Errichtenden  oder  sie  Aufhebenden  zur  Zeit  der  Er- 
richtung oder  der  Aufhebung  zu  beurteilen  ist,  ganz  einerlei,  ob  er 
Inländer  oder  Ausländer  zu  jener  Zeit  war. 

Dafs  Art  24  A^*  3  dies  nur  in  betreff  des  Ausländers  aus- 
spricht, der,  nachdem  er  eine  letztwillige  Verftigung  errichtet  o4er  auf- 
gehoben hat,  die  Jteichsangehörigkeit  erwirbt,  und  nicht  auch 
in  betreff  des  Inländers,  kommt  daher,  dafs  der  Gesetzgeber  bereits  in 
Art  7  Abs.  1  des  Einip.Ges.  ganz  allgemein  ausgesprochen  hat,  dafs 
sich  die  Geschäftsfilhigkeit  einer  Person  —  und  in  Art  24  Abs.  S 
banddt  ee  sich  yt,  a.  auch  um  die  Geschäftsfähigkeit  des  Disponierenden« 
bezw.  seine  letztwillige  Disposition  Aufhebenden  (abgesehen  von  den 
auch  in  Betracht  kommenden  Formvorachriften  der  erbrechtliehen  Rechts- 
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gescbäfte)  —  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dem  sie  (zur 
Zeit  der  Vomahroe  des  Recbtsgeschftfts,  bezüglich  dessen  ihre  Geschäfts- 
fähigkeit in  Frage  steht)  angehört.  Dies  ei^iebt  sich  auch  arg.  Art.  7 
Abs.  2  letzter  Satz,  aus  dem  hervorgeht,  dafs  die  Geschäftsfllhigkeit 
des  ein  erbrechtliches  Rechtsgeschäft  Vornehmenden  sich  nach  Art.  7 
Abs.  1  beurteilt. 

Es  war  daher  für  den  Gesetzgeber  kein  Bedttrftiis  vorhanden ,  in 
Art  24  Abs.  3  nochmals  allgemein  auszusprechen,  dafs  sich  die 
GescbäftsfUhigkeit  des  Disponierenden  oder  eine  letztwillige  Disposition 
Aufhebenden,  einerlei  ob  er  Inländer  oder  Ausländer  sei,  und  damit 
auch  die  Frage,  ob  die  letztwillige  Verfügung  gtlltig  errichtet  oder  auf- 
gehoben worden  sei,  nach  dem  Heimatsrecht  des  Disponierenden  oder 
seine  Disposition  Aufhebenden  zur  Zeit  der  Vornahme  des  betreffenden 
Rechtsgeschäfts  beurteile. 

Der  Gesetzgeber  wollte  nur  in  Art.  24  Abs.  3  für  einen  Aus- 
länder, der  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  erwirbt,  noch 
etwas  besonderes  statuieren,  nämlich,  dafs  ein  solcher  zum  Inländer 
gewordener  Ausländer  die  Fähigkeit  zur  Errichtung  einer  letzt - 
willigen  Verfügung  behält,  selbst  wenn  er  das  nach  den 
deutschen  Gesetzen  erforderliche  Alter  noch  nicht  erreicht 
hat,  d.  h.  selbst  wenn  er  noch  nicht  das  16.  Lebensjahr  zurückgelegt 
hat  (s.  §  2229  Abs.  2  des  a.  b.  G.B.). 

Diese  Vorschrift  ist  jener  des  Art.  7  Abs.  2  analog,  wonach  ein 
Ausländer,  der  volljährig  ist  oder  die  rechtliche  Stellung  eines  Voll- 
jährigen hat  und  die  Reichsangehörigkeit  erwirbt,  die  rechtliche  Stellung 
eines  Volljährigen  behält,  auch  wenn  er  nach  den  deutschen  Gesetzen 
nicht  volljährig  ist  —  nur  bestimmt  sie  etwas  Besonderes  in  betiefif 
der   testamenii  faetio  activa   des  zum  Inländer  gewordenen  Ausländers. 

Es  ist  durch  Art.  24  Abs.  3  ausgesprochen,  dafs  das  Testament 
gültig  bleibt,  auch  wenn  der  zum  Inländer  gewordene  Ausländer  sein 
Testament,  als  er  noch  Ausländer  war,  in  einem  Alter  machte,  in 
welchem  er  es  nach  deutschen  Gesetzen  zwar  nicht  gültig  machen 
kann,  aber  es  nach  seinem  damaligen  Heimatsrecht  gültig  machen 
konnte  —  sowie,  dafs  der  zum  Inländer  gewordene  Ausländer,  auch 
wenn  er,  als  er  noch  Ausländer  war,  kein  Testament  errichtet  hat,  bei 
uns  gleichwohl  mit  einem  jüngeren  Alter  als  von  16  Jahren  gültig 
testieren  kann,  wenn  er  zur  Zeit,  als  er  noch  Ausländer  war,  mit 
diesem  jüngeren  Alter  gültig  hätte  testieren  können.  Dies  folgt  aus 
den  Worten:  „er  behält  die  Fähigkeit^.  Damit  ist  gesagt:  er 
behält  die  Mhere  Fähigkeit,  mit  einem  jüngeren  Alter  ein  Testament 
zu  machen  als  mit  dem,  mit  welchem  man  ein  Testament  nach  deut- 
schen Gesetzen  machen  kann,  er  behält  sie,  sei  es,  dafs  er  früher 
schon  ein  Testament  gemacht  hat  und  es  bestehen  läfst,  dann  bleibt 
es  gültig,  —  sei  es,  dafs  er  früher  schon  ein  Testament  gemacht  hat 
und  jetzt  ein  neues  macht,  obwohl  er  noch  nicht  das  16.  Jahr  erreicht 
hat,  dann  macht  er  es  als  ein  gültiges,  —  sei  es,  dafs  er  früher  noch 
kein  Testament  gemacht  hat,  ein  solches  aber  mit  einem  jüngeren  Alter 


Erläaterang  d.  Art.  24  Abs.  3  des  Einf.Ges.  z.  bürg.  G.B.  f.  d.  Deutsche  Eeich.     3 

als  nach  deutschen  Gesetzen  hätte  machen  können  und  es  nunmehr 
macht,  obwohl  er  noch  nicht  16  Jahre  alt  ist,  dann  ist  es  auch  gültig. 

Immerhin  ist  der  Satz  des  Art  24  Abs.  3 :  „auch  behält  er  die 
Fähigkeit  u.  s.  w."  nicht  klar  redigiert,  denn  seinem  Wortlaute  nach, 
da  er  zudem  sich  unmittelbar  an  den  vorhergehenden  Satz  anschliefst, 
besagt  er  eigentlich  nur,  dafs  ein  Ausländer,  der  die  Reich s- 
angehörigkeit  erwirbt,  nachdem  er  eine  Verfügung  von 
Todeswegen  errichtet  oder  aufgehoben  hat,  die  Fähigkeit 
zur  Testamentserrichtung  selbst  dann  behält,  wenn  er  das  nach  den 
deutschen  Gesetzen  erforderliche  Alter  noch  nicht  erreicht  hat,  mit 
anderen  Worten,  dafs  ein  Ausländer,  der  Inländer  geworden  ist,  nach- 
dem er  ein  Testament  errichtet  oder  aufgehoben  hat  und  zur  Zeit  der 
Testamentserrichtung  nach  seinem  ausländischen  Heimatsrecht  das 
Testament  im  Hinblick  auf  sein  Alter  gültig  errichtet  hat,  die  Fähigkeit 
zur  Testamentserrichtung  bei  uns  behält,  auch  wenn  er  das  nach  deut- 
schen Gesetzen  erforderliche  Alter  noch  nicht  erreicht  hat. 

Allein  es  ist  nicht  anzunehmen,  dafs  der  Gesetzgeber  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dafs  der  ehemalige  Ausländer  vor  der  Erwerbung 
des  deutschen  Indigenats  testiert  oder  ein  Testament  aufgehoben  hat, 
ihm  die  angegebene  Fähigkeit  belassen  wollte,  zumal  wenn  man  die 
Bestimmung  des  Art.  7  Abs.  2  ins  Auge  fiifst,  der  dem  im  Auslande 
(seinem  Heimatsstaat)  geschäftsfähig  gewesenen  Ausländer,  der  Inländer 
geworden  ist,  seine  Geschäftstähigkoit  im  Inland  bewahrt,  auch  wenn 
er  sie  sonst  nach  inländischen  Gesetzen  nicht  hätte,  und  dies  ohne 
weitere  besondere  Voraussetzung. 

In  der  Bestimmung  des  Art  24  Abs.  8,  sowie  in  jener  des  Art.  7 
Abs.  2  liegt  zwar  eine  Bevorzugung  des  zum  Inländer  gewordenen 
Ausländers  vor  dem  gewöhnlichen  Inländer,  welche  auf  den  ersten 
Blick  etwas  auf&llend  erscheint,  allein  man  wollte  offenbar  den  zu 
Inländern  werdenden  Ausländem  ein  Praemium  dafllr  gewähren,  dafs 
sie  sich  unsere  Staatsangehörigkeit  erwerben  und  sie  durch  dieses 
Praemium  hierzu  ermuntern. 

Wenn  wir  nun  den  Satz  des  Art  24  Abs.  3  über  die  Fähigkeit 
des  Testierens  im  Hinblick  auf  das  Lebensalter  des  Testators  genan 
zergliedern  und  die  privatintemationalen  Beurteilungsnormen  nach 
unserem  Hecht  aufstellen,   so   gelangen  wir  zu  folgendem  Ergebnis: 

1.  Ein  Inländer  testiert  gültig  im  Inland  und  im  Ausland,  wenn 
er  bei  der  Testamentserrichtung  16  Jahre  alt  war. 

2.  Ein  Ausländer,  der  Reichsangehöriger  wird,  ist  bei  uns,  in 
Deutschland,  testierfähig,  auch  wenn  er  noch  nicht  16  Jahre  alt  ist, 
vorausgesetzt,  dafs  nach  seinem  Heimatsrecht  seine  Testierf^higkeit 
schon  mit  einem  früheren  Alter  als  mit  16  Jahren  eintritt  —  und 
diese  TestierfUhigkeit  äufsert  sich  bei  ihm  nach  den  oben  angegebenen 
verschiedenen  Richtungen  hin  —  dies  folgt  verbis:  „auch  behält  er 
die  Fähigkeit  u.  s.  w." 

8.  Ein  Ausländer,  der  nicht  Reichsangehöriger  wird,  ist 
in  Deutschland  nur  testierfähig,  wenn  er  das  16*  Jahr  zurückgelegt  hat, 
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aach  wenn  er  nach  dem  Gesetze  seines  Heimatsstaates  mit  einem 
jüngeren  Alter  testieren  kann.  Hat  er  -aber  schon ,  als  er  noch  Aus- 
länder war,  testiert,  so  ist  das  Testament  gtütig,  auch  wenn  er  damab 
noch  nicht  16  Jahre  alt  war,  aber  nach  seinem  Heimatsrecht  gtütig 
mit  diesem  Alter  testieren  konnte.     Arg.  Art.  24  Abs.  3. 

Wenn  in  Art.  24  Abs.  3  letzter  Satz  ansgesprochen  ist:  „Die 
Vorschrift  des  Art.  11  Abs.  1  Satz  2  bleibt  nnberUhrt",  so  ist  diamit 
gesagt :  wenn  auch  die  Frage,  ob  ein  Testament  der  Form  nach  gültig 
errichtet  worden  ist,  sich  principiell  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
beurteilt,  dem  der  Disponierende  zur  Zeit  der  Errichtung  d<*s  Testaments 
angehört  hat  (arg.  Art  24  Abs.  3,  erster  Satz),  also  mit  anderen 
Worten,  wenn  auch  in  betreff  der  Frage,  ob  ein  Testament  der  Form 
nach  gültig  abgefafst  ist,  nicht  Art  11  Abs.  1  die  Beurteilungsnorm 
abgiebt  (wonach  sich  die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  nach  den  Gesetzen 
bestimmt,  die  für  das  den  Gegenstand  des  Rechtsgeschäfts  bildende 
Rechtsverhältnis  mafsgebend  sind),  sondern  vielmehr  Art.  24  Abs.  3  (in 
extensiver,  nicht  blofs  auf  den  speciell  vorgesehenen  Fall,  dafs  ein 
Ausländer,  der  letztwillig  verftlgt  hat,  unser  Indigenat  erwirbt,  be- 
schränkter Interpretation),  so  ist  das  Testament  auch  dann  der  Form 
nach  gültig  errichtet,  wenn  bei  seiner  Errichtung  die  Gesetze  des- 
jenigen Orts  beobachtet  worden  sind,  an  dem  das  Testament  errichtet 
worden  ist.  Man  kann  also  auch  im  Ausland  nach  den  Formgesetzen 
seines  Heimatsstaats  gültig  letztwillig  verftlgen,  soweit  dies  fisiktisch 
möglich  ist,  doch  gilt  auch  in  fakultativer  Bedeutung  die  Regel :  ^locus 
regit  adum^  (lex  loci,  ubi  actum  est^  regit  actum  quoad  formam)^  d.  h. 
die  Form  eines  erbrechtlichen  Rechtsgeschäfts  ist  auch  als  genügend 
dann  anzusehen,  wenn  sie  dem  Orte  entspricht,  an  welchem  das 
Geschäft  vorgenommen  wird,  selbst  wenn  dasselbe  an  einem  anderen 
Orte,  wo  vielleicht  andere  Formvorschriften  gelten,  wirken  soll. 

Es  ist  mithin  dem  Disponierenden,  was  die  bei  Errichtung  des 
Testaments  zu  seiner  Gültigkeit  einzuhaltenden  Formvorschriften  an^ 
langt,  die  Wahl  gelassen  zwischen  den  Form  Vorschriften  des  in  Art  24 
Abs.  3  Satz  1  statuierten  Territorialrechts  (d.  h.  seines  ihm  zur  Zeit 
der  Testamentserrichtung  zustehenden  Heimatsrechts)  und  jenen,  die 
am  Orte  der  Testamentserrichtung  gelten. 

Was  den  Widerruf  einer  ietztwilligen  Verftlgung  anlangt,  bezw. 
die  Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  solcher  gtÜtig  öfolgt  ist,  so  be- 
urteilt er  sich  nach  Art  24  Abs.  3  in  betreff  der  Geschäftsfähigkeit 
des  Widerrufenden  und  der  Form  des  Widerrufs,  entsprechend  den 
Vorschriften,  die  für  die  Gültigkeit  der  Errichtung  einer  letztwilligen 
Verfügung  gelten.  Im  weitwen  vergl.  hierzu  Bar,  Handbuch,  11  §  879, 
S.  339,  dessen  Darlegungen  hier  verwertet  werden  können,  natttrlich 
unter  Berücksichtigung  der  Vorschrift  des  Art.  24  Abs.  3  und  mit 
entsprechender  Anpassung  an  dieselbe  (in  ihrer  erweiterten  Interpre- 
tation). 

Zur  richtigen  Auslegung  des  Art.  24  Abs.  3  ist  es  auch  von 
Wichtigkeit,  sich  darüber  klar  zu  sein,  was  der  Gesetzgeber  unter  der 
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Errichtung  einer  letzwilligen  Verfügung  nnd  der  Aufhebung 
einer  solchen  verateht  Es  scheint  mir  dies  deshalb  von  Wichtigkeit 
za  sein,  damit  man  nichts  Ungehöriges  unter  diese  Begriffe  bringt  und 
man  nicht  dadurch  zu  unrichtigen  Schlüssen  in  betreff  der  anzuwen- 
denden Kollisionsnormen  in  prtvatintemationalen  Fragen  gelangt. 
Niemeyer ^  Das  internationale  Privatrecht  im  Entwurf  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  f.  d.  Deutsche  Reich  (Qeft  VII  der  Sammlung  von 
Vorträgen  ttber  den  Entwurf  des  bttrgerl.  Gesetzb.),  S.  32,  sagt  u.  a. : 
„Auch  Art  23  (jetzt  Art  24,  und  zwar  Abs.  3)  spricht  fUr  Testamente, 
soviel  die  persönliche  Fähigkeit  des  Disponenten  an- 
geht, nichts  aus,  was  nicht  schon  der  Art  6  (jetzt  Art.  7)  sagt. 
Jene  Vorschrift  hat  nur  insofern  selbständigen  Inhalt,  als  sie  sich  auf 
den  Gegenstand  der  letztwilltgen  Disposition  bezieht^ 

Hieraus  geht  hervor,  dafs  Niemeyer  den  Begriff  der  Errichtung 
und  Aufhebung  einer  letztwilligen  Verfllgnng  sehr  weit  ausdehnt,  unter 
demselben  nicht  blofs  die  materiellen  Voraussetzungen  in  der  Person 
des  Disponierenden,  bezw.  seine  Disposition  wieder  Aufhebenden,  wie 
Kechtsflihigkeit  und  Geschäftsfähigkeit  und  die  bei  der  Errichtung  und 
Aufhebung  der  Verfügung  zu  beobachtenden  Formvorschriflen  versteht, 
sondern  auch  den  Inhalt,  den  Gegenstand  der  Verfügung  mit  einbezieht 
nnd  somit  zu  dem  Schlüsse  gelangt,  dafs  auch  die  Frage,  ob  ein 
Testament  seinem  Inhalt,  seinem  Gegenstand  nach  gültig  errichtet  oder 
widerrufen  ist,  nach  dem  Gesetze  desjenigen  Staates  zu  beurteilen  ist, 
dem  der  Testator  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  des  Widerrufs  (der 
Aufhebung)  angehörte. 

Dies  halte  ich  nun  nicht  für  richtig. 

Ich  bin  vielmehr  der  Ansicht,  dafs  die  Beurteilung  dieser  Frage 
gamichts  mit  der  Beurteilung  der  Frage  nach  der  Gültigkeit  der 
Errichtung  oder  Aufhebung  eines  letzten  Willens  zu  thun  hat  Der 
Inhalt  eines  Testamentes,  die  Frage,  ob  ein  Testament  seinem  Inhalte 
nach  gültig  ist,  ob  durch  den  Inhalt  eines  neuen  Testaments  ein 
früheres  als  widerrufen  zu  betrachten  ist,  ist  meines  Erachtens  vielmehr 
nach  dem  Rechte  zu  beurteilen,  dem  die  Erbschaft  als  solche  unter- 
steht, nnd  dies  ist  nach  unserem  neuen  Gesetze  im  Princip  das  natio- 
nale Gesetz  des  Erblassers,  also  hier  des  Testators,  bezw.  des  sein 
Testament  Aufhebenden,  zur  Zeit  seines  Todes.  Arg.  Art  24  Abs.  1 
und  Art.  25  Abs.  1  des  Einf.Ges.  zum  bUrgerl.  G.B. 

Damit  stimmt  auch  die  Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
Privatrechts  überein,  wie  sie  bisher  herrschend  war,  und  vermag  ich 
nicht  einzusehen,  wie  man  diese  Frage  nach  denselben  Grundsätzen 
EU  beurteilen  bestrebt  ist,  die  für  die  Beurteilung  der  Gültigkeit  der 
Errichtung   oder   der  Aufhebung   einer  letztwüligen  Verfügung   gelten. 

Der  Gesetzgeber  hat  offenbar  da,  wo  er  in  Art.  24  Abs.  3  von 
der  Gültigkeit  der  Errichtung  oder  Aufhebung  eind^  letztwilligen  Ver- 
fügung nnd  deren  Beurteilung  in  privatintemationalen  KollisionsfUllen 
spricht,  lediglich  diejenigen  Elemente  der  Errichtung  oder  Aufhebung 
einer  letztwilligen  Verfügung  im  Auge  gehabt,   die  sich  als  materielle 
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Voraussetzungen  in  der  Person  des  Verfügenden,  bezw.  seine  Verftlgung 
wieder  Aufhebenden,  darstellen  und  die  damit  weiter  zusammen- 
hängenden äufseren  Vorgänge  der  hier  einschlagenden  rechtsgeschäft- 
lichen Handlung,  materielle  Voi^aussetzungen  und  äufsere  Vorgänge,  die 
eine  let^twillige  Verfügung  als  gültig  entstanden  oder  als  ungültig  er- 
scheinen lassen,  die  ebenso  die  Aufhebung  einer  solchen  Verfolgung 
als  gültig  oder  nicht  gültig  zustandegekommen  darstellen,  mit  anderen 
Worten  die  Fragen,  ob  der  Disponierende  bei  seiner  Disposition  mit 
der  hierzu  notwendigen  Rechts-  und  persönlichen  Geschäftsfkhigkeit 
bekleidet  war,  ferner  ob  die  Verfügung  der  gesetzlichen  Form  ent- 
sprechend abgefafst  ist  u.  dergl.  —  und  nicht  die  Fragen,  ob  eine 
letztwillige  Verfügung  ihrem  Inhalte  nach  gültig  ist,  ob  der  Inhalt 
einer  letztwilligen  Verfügung  sich  als  Aufhebung  einer  solchen  darstellt 
u.  B.   w. 

Der  Inhalt  der  Testamente  ist  nach  den  Gesetzen  zu  beurteilen, 
die  über  die  Erbfolge  überhaupt  entscheiden,  was  insbesondere  gilt 
bezüglich  der  Gültigkeit  der  Erbeseinsetzung,  der  Enterbung,  der  Be- 
rufung von  Nach-  und  Ersatzerben,  ferner  bezüglich  der  Zulässigkeit 
beigefügter  Bedingungen,  bezüglich  der  Vermächtnisse  und  Auflagen, 
bezüglich  der  Höhe  und  des  Umfangs  des  Pflichtteilsrechts.  Ausnahmen 
von  diesem  Grundsätze  können  eintreten  durch  entgegenstehende 
zwingende  Gesetze,  die  sich  als  Beschi-änkungen  des  Willens  des 
Testators  darstellen,  man  denke  an  die  letztwilligen  Zuwendungen  an 
juristische  Personen  oder  Korporationen  (Stiftung),  wenn  die  Wirksam- 
keit derselben  an  eine  Genehmigung  der  betreffenden  Staatsregierung 
geknüpft  ist,  wo  dann  zur  Wirksamkeit  der  Zuwendung  erforderlich 
sein  kann  die  Genehmigung  der  Regierung  des  Testators  und  der 
Regierung,  in  deren  Gebiet  die  bedachte  juristische  Person  ihren  Sitz 
hat  —  man  denke  femer  an  den  Fall,  dafs  durch  Testament  ein 
Familienfideikommifs  errichtet  wiid  fllr  ein  Gut,  das  in  einem  fremden 
Lande  liegt,  dessen  Gesetze  solche  Fideikommisse  nicht  zulassen,  in 
welchem  Falle  das  für  den  urteilenden  Richter  geltende  Gesetz  ent- 
scheidet, das  hier  die  Ungültigkeit  der  Anordnung  ausspricht,  —  man 
denke  an  das  Verbot  der  fideikommissarischen  Substitutionen  nach  dem 
Rechte  des  Code  Napoleon  (Art  896 — 899  Code  Nap,)  u.  s.  w.  Vergl. 
auch  Böhm,  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  (Örtliche 
Statutenkollision),  §  32  S.  191  und  192. 

Dafs  unser  Gesetzgeber  der  von  uns  vertretenen  Ansicht  huldigt, 
dafs  er  von  den  oben  angegebenen  Gesichtspunkten  ausgegangen  ist, 
ergiebt  sich  mir  nicht  nur  aus  dem  Umstand,  dafs  anzunehmen  ist, 
dafs  er  bezüglich  der  hier  erörterten  Frage  sich  nicht  von  der  herr- 
schenden Theorie  und  Praxis  entfernen  wollte,  sondern  auch  aus  seiner 
eigenen  Ausdrucksweise  in  Art  24  Abs.  3 ,  die  mit  jener  des  bürger- 
lichen Gesetzbuch^selbst  im  Einklänge  steht  Im  7.  Titel  des  3.  Ab- 
schnittes des  5.  Buchs  (Erbrecht)  wird  unter  der  Überschrift:  „Er- 
richtung und  Aufhebung  eines  Testamen  ts^  in  den  §§  2229 
bis  2264  gehandelt  von  denjenigen  Materien,   die  ich,   als  in  Art  24 
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Abs.  3  unter  die  Begriffe  Errichtung  und  Aufbebung  eines  letztwiUigen 
Verftlgung  fallend,  hervorgehoben  habe,  und  nirgends  ist  hier,  wo  von 
der  Errichtung  und  Aufhebung  gesprochen  wird,  vom  Inhalt,  vom 
Gegenstand  des  Testaments  die  Rede.  Da  nun  der  Gesetzgeber  in 
Art.  24  Abs.  3  von  der  Beurteilung  der  Gültigkeit  der  Testaments- 
errichtung oder  jener  der  Aufhebung  eines  Testaments  spricht,  so  hatte 
er  offenbar,  und  ich  glaube,  dafs  dieser  Schlnfs  zwingend  ist,  die 
privatinternationale  Regelung  der  Fragen  im  Auge,  die  er  auch  im 
btlrgerlichen  Gesetzbuch  unter  dem  Titel:  „Errichtung  und  Aufhebung 
eines  Testaments^  für  das  Inland  gesetzlich  geregelt  hat.  — 

Die  Erbvertrttge  sind  nach  Analogie  letztwilliger  VerfUgungen 
zu  behandeln.  Unser  Einfllhrungsgesetz  behandelt  diese  Frage  nicht 
Im  sog.  Gehhar dachen  Entwurf,  der  nicht  zum  Gesetze  geworden 
ist,  ist  in  Art  29  Abs.  3  ausgesprochen:  „Erbverträge  werden  nach 
dem  Rechte  des  Staates  beurteilt,  welchem  der  Vertragserblasser  zur 
Zeit  der  Errichtung  angehört.  Ob  ein  Erbvertrag  Pflichtteilsrechte 
verletzt  und  welche  Folgen  die  Verletzung  hat,  wird  nach  dem  in 
Abs.  1  bezeichneten  Rechte  beurteilt"  Und  der  Abs.  1  des  Art.  29 
des  GehhardBchen  Entwurf  lautet:  „Der  Übergang  des  Vermögens 
eines  Verstorbenen  oder  für  tot  Erklärten  auf  die  Überlebenden  be- 
stimmt sich  nach  dem  Rechte  des  Staates,  welchem  derselbe  zuletzt 
angehörte."  (Der  Referent  sagt :  „Die  Erbfolge  und  die  Rechtsstellung 
des  Erben  bestimmen  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem 
der  Erblasser  zuletzt  angehört  hat"). 

Diesen  Qebhardschen  Entwurf  kann  man  hier,  wenn  er  auch  nicht 
zum  Gesetz  geworden  ist,  immerhin  als  Interpretationsmittel  verwerten, 
und  gerade  aus  dem  Abs.  3  des  Art.  29  in  Verbindung  mit  Abs.  1 
§  29  dieses  Entwurfes  ergiebt  sich  auch  die  Richtigkeit  meiner  obigen 
Ausführungen  über  die  Beurteilung  des  Testaroeutsinhalts. 

Endlich  dürften  auf  Art  24  Abs.  3  auch  die  Bestimmungen  des 
Art  27  (G^bot  der  Anwendung  der  Rückverweisung)  und  des  Art  28 
im  gegebenen  Falle  entsprechende  Anwendung  finden,  worauf  ich 
jedoch  hier,  da  es  zu  weitgehenden  Erörterungen  Anlafs  geben  würde, 
nicht  mehr  eingehen  will. 
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Sechzehnte  Sitzung  des  „Institut  de  droit  international^' 

zu  Venedig. 

Bei  der  in  den  letzten  Tagen  des  September  1896  in  Venedig 
nnter  dem  Prüsidinm  Yon  Herrn  Professor  üf,  Brusa  von  Turin  ab- 
gehaltenen Tagung  des  Instituts  flir  internationales  Recht  wurden  in 
einer  Reihe  wichtiger  Gegenstilnde  Beschlüsse  gefaPst^): 

Über  die  Immunitäten  der  Konsuln  (Referent jET. E.  Engel' 
hardt)  wurden  in  der  Sitzung  vom  26.  September  1896  folgende 
Regeln  aufgestellt: 

Einleitender  Titel. 

Art.  1.  Der  Titel  „Konsul"  kommt  nur  denjenigen  Agenten  des  Aufseren 
Dienstes  zu,  welche  dem  Staate  angehören,  den  sie  vertraten,  und  welche 
keine  anderen  Funktionen  tds  die  konsularischen  ausüben  (constUes  misMi), 

Den  Titel  „konsularische  Agenten"  haben  hinfort  zu  fahren: 

a)  die  dem  beschickenden  Staate  angehörijgen  Konsuln,  welche  auTserdem 
irgend  einen  anderen  Beruf  oder  sonstige  Funktionen  ausüben. 

b)  diejenigen  Konsuln,  welche  ihrer  Nationalität  nach  dem  beschickten 
oder  emem  dritten  Staate  angehören,  ohne  Unterschied,  ob  sie  noch 
anderen  Beruf  oder  sonstige  Funktionen  ausüben. 

Art.  2.  Die  Konsuln  und  konsularischen  Agenten  unterstehen  den 
Gesetzen  and  der  Jurisdiktion  des  beschickten  Staates,  soweit  nicht  in  den 
folgenden  Titeln  I  und  II  Ausnahmen  gemacht  sind. 

Art  3.  Die  Konsuln  und  konsulanschen  Agenten  haben,  um  als  solche 
zugelassen  und  anerkannt  zu  werden,  ihre  Bestellung  zu  präsentieren,  auf 
Grund  deren  das  Exequatur  ihnen  erteilt  werden  wird. 

Auf  Präsentation  des  Exequatur  wird  die  oberste  Stelle  des  Bezirks,  in 
welchem  der  Konsul  oder  konsularische  Agent  zu  wohnen  berufen  ist,  die 
lokalen  Behörden  anweisen,  ihnen  den  nötigen  Schutz  zur  Ausübung  ihres 
Amtes  und  zum  Genüsse  aer  ihnen  zukommenden  Immunitäten  und  Privi- 
legien angedeihen  zu  lassen. 

Wenn  die  Re^erun^  des  beschickten  Staates  einem  Konsul  das  Exe- 
auatur  entziehen  will,  wird  sie  vorher  der  Regierung  des  Staates,  von  dem 
die  Bestellung  erfolgte,  Nachricht  geben. 

Titel  I:    Von  den  Konsuln. 

Art.  4.  Die  Konsuln  geniefsen  das  Recht  der  persönlichen  Immunität 
nach  Mufsgabe  der  in  den  nachfolgenden  Artikeln  5 — 8  angegebenen  Be- 
dingungen und  Grenzen. 

jSct.  5.  Sie  sind  den  lokalen  Behörden  für  die  in  ihrer  offiziellen  Eigen- 
schaft und  den  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  voigeuommenen  Handlungen 
nicht  verantwortlich.  Ausnahmen  hiervon  müssen  durch  Vertrag  vorgesehen 
und  festgestellt  sein. 

Wer  durch  eine  vom  Konsul  in  seiner  Berufssphäre  vorgenommene 
Handlung  sich  verletzt  glaubt,  hat  sich  mit  seiner  Besenwerde  an  die  Regie- 
rung des  beschickten  Staates  zu  wenden,  welche  derselben  soweit  möglich 
auf  diplomatischem  Wege  Folge  geben  wird. 

Art  6.  Aufser  in  dem  Falle  des  Art  5  unterstehen  die  Konsuln  der 
Civil-  und  Kriminalgerichtsbarkeit  des  beschickten  Staates. 


1)  Ausführlichen  Bericht  über  die  Tagung  s.  im  Annuaire  de  VInsiüut 
de  droit  international  1896  p.  152  ff. 
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£e  bleibt  aber  jede  gegen  den  Konsul  gerichtete  Klage  schwebend,  bis 
Mine  Segiemng  im  dmletnatischen  We^  mit  der  Regierung  des  besehiekteki 
Staates  iioer  Lösung  des  Streitfalles  sicn  benommen  hat 

Solches  fSlh  jedoch  weg: 

1.  im  P'alle  der  Ergreifung  auf  frischer  That  oder  im  Falle  eines  Ver- 
brechens; 

2.  in  betreff  von  Realklagen,  einbegriffen  die  Besitzklagen,  welche  auf 
bewegliche  oder  unbewegliche  im  Lande  des  beschickten  Staates  be- 
findliche Sachen  sich  beziehen; 

3.  wenn  der  Konsul  den  Streit  vor  dem  lokalen  Gerichte  selbst  anhängig 
gemacht  oder  dort  sich  eingelassen  hat 

Art  7.  Auf  keinen  Fall  können  die  Konsuln  rerhaftet  oder  gefangen 
gehalten  werden  aufser  wegen  schwerer  Verbrechen. 

Art  8.  Sie  brauchen  nicht  als  Zeugen  vor  den  lokalen  Grcrichten  zu 
erscheinen.  Ihre  Vernehmung  mufs  in  ihrer  Wohnung  durch  einen  hierzu 
dgens  delegierten  Kommissfir  erfolgen. 

In  jenen  Ausnabmsfällen ,  wo  das  persönliche  Erscheinen  des  Konsuls 
tor  der  Civil-  oder  Kriminalbehörde  unumgänglich  notwendig  ist,  hat  die 
Landesre^erung,  wenn  der  Konsul  sich  weigert,  der  ihm  dura  den  kompe- 
tenten Richter  zugegangenen  Ladung  Folge  zu  geben,  auf  diplomatischem 
Wege  zu  yermittem. 

Art  9.  Die  Dienstwohnung  des  Konsuls  und  die  Lokale  für  seine 
Kanzld  und  Archive  sind  unverletzlich. 

Dortselbst  darf  kein  Beamter  des  Verwaltungs-  und  Justizdienstes,  und 
tultetr  keinem  Verwände,  eindringen. 

Wenn  ein  von  der  Landesbehörde  verfolgtes  Individuum  in  das  Konsulat 
sich  geflüchtet  hat,  mufs  der  Konsul  solches  auf  einfache  Requisition  der 
Behönie  ausliefern. 

Art  10.  Um  insbesondere  die  Unverletzlichkeit  der  konsularischen 
Archive  zu  sichern,  ist  durch  Vermittelung  der  diplomatischen  Mission  von 
dem  fremden  Agenten  bei  seinem  Amtsantritt  den  Landesbehörden  ein  be- 
schreibendes Verzeichnis  der  verschiedenen  Amtslokale  des  Konsulats  sm- 
zustellen  und  jede  Verlegung  odet  Veränderung  anzuzeigen. 

Die  besagte  Beschreibung  ist  jedesmal  zu  verifizieren. 

Art.  11.  Die  Konsuln  dürfen  in  ihren  Archiven  und  Kanssleien  Doku- 
mente oder  Gegenstände,  welche  nicht  zum  Dienst  gehören,  nicht  auf- 
bewahren. 

Die  konsularischen  Kanzleien  dürfen  in  der  Wohnung  des  Konsuls 
untergebracht  werden,  vorausgesetzt,  dafs  sie  als  solche  getrennt  von  den 
Wohnungsr&umen  kenntlich  gemacht  sind. 

Art.  12.  Wenn  der  Konsul  auf  Requisition  einer  Gerichtsbehörde  die 
Herausgabe  von  bei  ihm  verwahrten  Dokumenten  verweigert,  wird  die 
Administrativbehörde  die  Vermittelung  der  Landesregierung,  wo  möglich  auf 
diplomatischem  Wege,  angehen. 

Art  13.  Die  Konsuln  sind  frei  von  Zahlung:  1.  der  persönlichen 
direkten  Steuern  und  Luzusabgaben;  2.  der  allgemeinen  Vermögenssteuern, 
sowohl  Kapital-  als  Einkommensteuern;  8.  der  Kriegslasten. 

Art.  14.  Die  Konsuln  können  am  Konsulatogebäude  ihr  nationales 
Wappen  mit  der  Umschrift:  .Konsulat  von  ..."  anbringen. 

Sie  können  auf  dem  Gebäude  ihre  Nationalflagge  an  Tagen  öffentlicher 
FMlichkeiten  aufziehen,  aufser  wenn  zugleich  an  ihrem  Sitze  eine  diplo- 
matische Mission  ihres  Landes  residiert 

Sie  dürfen  diese  Flagge  auch  hissen  auf  Booten,  welche  sie  in  Aus- 
übung ihres  Dienstes  benutzen. 

Art.  15.  Den  Konsuln  ist  ^stattet,  mit  der  Regierung  oder  einer 
politischen  Mission  ihres  Landes  mittels  chifirierter  Telegranune  oder  auch 
durch  Absendung  dnes  Kuriers  zu  korrespondieren. 

Ebenso  können  sie  ihre  amtlichen  Korrespondenzen  den  Kapitänen  der 
im  Hafen  ihres  Amtssitzes  ankernden  nationalen  Schiffe  anvertrauen. 
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Im  Falle  einer  Epidemie  hat  die  Desinfektion  der  fUr  die  Konsuln  be- 
stimmten ßriefschaften  in  Anwesenheit  eines  konsularischen  Delegierten  zu 
erfolgen. 

Art  16.  Im  Falle  Ablebens  oder  unvorhergesehener  Verhinderung  des 
Konsuls  hat  der  ihm  im  Grade  nftchststehende  Konsulatsbeamte  die  Ge- 
schäfte des  Konsulats  zu  übernehmen  und  bei  der  Lokalbehörde  seine 
offizielle  Bestätigung  dieser  provisorischen  Geschäftsführung  zu  präsentieren. 

Zu  diesem  Zwecke  hat  der  Konsul  den  für  solche  Zwischenfalle  eventuell 
in  Betracht  kommenden  Konsulatsbeamten  der  Lokalbehörde  vorzustellen. 

Dieser  Beamte  geniefst  auf  die  Dauer  seiner  provisorischen  Geschäfts- 
ftlhrung  die  dem  Konsul  zustehenden  Immunitäten  und  Privilegien. 

Art  17.  In  Bezug  auf  den  GenuTs  der  Immunitäten  besteht  keine 
Unterscheidung  zwischen  den  Generalkonsuln,  Konsuln  und  den  Vize- 
konsuln. 

Selbstverständlich  müssen  die  Agenten  der  letzteren  Kategorie  wenn 
sie  den  Vizekonsulaten  vorstehen,  den  in  Bezug  auf  Nationalität  und  den  an- 
deren in  Art.  1  vorgesehenen  Bedingungen  entsprechen. 

Bei  offiziellen  Ceremonien  nehmen  die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vizekonsuln  den  Bang  ein  nach  ihrem  Grade  und  in  jedem  Grade  nach  dem 
Dienstalter. 

Titel  II:     Von  den  konsularischen  Agenten. 

Art.  18.  Für  Klagen  gegen  die  konsularischen  Agenten,  civiler  wie 
krimineller  Natur,  sind  die  Lokalgerichte  zur  Entscheidung  zuständig,  aufser 
in  Fällen,  in  welchen  festgestellt  ist,  dafs  die  genannten  Agenten  in  ihrer 
dienstlichen  Eigenschaft  gehandelt  haben. 

Art  19.  Die  konsularischen  Agenten  sind  von  den  Immobiliarsteuem 
bezüglich  der  zum  dienstlichen  Gebrauche  gehörigen  Immobilien  befreit. 

Abgesehen  von  dieser  Ausnahme  haben  sie  fule  übrigen,  sowohl  Staats- 
ais Gemeindesteuern,  zu  entrichten. 

Art  20.  Die  Artikel  10,  11  Abs.  1,  12  und  14  sind  auf  die  konsulari- 
schen Agenten  anwendbar,  mit  dem  Unterschiede,  dafs  das  an  ihrem  Hause 

angebrachte  Wappen  die  Umschrift:  „konsularischer  Agent  von *^ 

zu  fahren  hat. 

Das  Bureau  der  konsularischen  Agenten,  einbegriffen  das  Lokal  für  das 
Archiv,  müssen  stets  von  den  Lokalen  zu  ihren  sonstigen  Geschäften 
getrennt  sein. 

Art  21.  Die  konsularischen  Agenten  können  in  dienstlichen  Angelegen- 
heiten direkt  mit  den  administrativen  und  gerichtlichen  Behörden  ihres  Be- 
zirks korrespondieren.  — 

In  Bezug  auf  die  Regeln  über  Erwerb  und  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  (Referenten  die  Herren  Professoren  CateUani 
und  Weis8)y  beschlofs  das  Institut  in  der  Sitzung  vom  29.  September  1896, 
den  Regierungen  zur  Beachtung  bei  der  Gesetzgebung  sowohl,  als  für 
den  Abschlufs  von  Staatsverträgen ,  nachfolgende  grundsätzliche  Be- 
stimmungen zu  empfehlen: 

Art  1.  Legitime  Kinder  folgen  der  Nationalität,  welche  ihr  Vater  zur 
Zeit  ihrer  Geburt  oder  zur  2ieit  semes  Todes  gehabt  hat. 

Art  2.  Uneheliche  Kinder,  welche  während  ihrer  Minderjährigkeit 
von  ihrem  Vater  allein,  oder  von  Vater  und  Mutter  zugleich  anerkannt 
wurden,  oder  deren  Kindschaft  durch  ein  und  dasselbe  Urteil  bezüglich 
beider  Eltern  festgestellt  wurde,  folgen  der  Nationalität  des  Vaters  zur 
Zeit  der  Geburt  des  ELindes ;  wenn  das  Kind  nur  durch  die  Mutter  anerkannt 
wurde,  hat  solches  die  Nationalität  dieser  letzteren  und  behält  solche  auch 
im  Falle  der  späteren  Anerkennung  durch  den  Vater. 

Art.  3.  Das  im  Gebiete  eines  Staates  geborene  Kind  eines  Fremden, 
der  selbst  dort  geboren  ist,  erhält  die  Staatsangehörigkeit  daselbst,  voraus- 
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fesetzt,  dafs  in  der  Zeit  zwischen  der  Geburt  des  Vaters  und  des  Rindes  die 
'amilie,  welcher  sie  angehören,  ihren  Hauptwohnsitz  dort  gehabt  hat,  und 
dafs  das  Kind  im  Jahre  seiner  Grofsjähngkeit  --  nach  dem  Gesetze  der 
Nationalität  des  Vaters  und  demjenigen  des  Landes  seiner  Geburt  —  nicht 
die  Nationalität  seines  Vaters  anzunehmen  erklärt  hat 

Im  Falle  unehelicher  Geburten ,  wobei  die  Anerkennung  durch  den 
Vater  nicht  erfolgt  ist,  ist  die  vorstehende  Regel  analog  anzuwenden. 

Solche  ist  aber  nicht  anwendbar  auf  die  Kinder  von  diplomatischen 
Agenten  oder  Berufskonsuln  (c.  misst),  welche  im  Lande  wo  jene  geboren, 
beglaubigt  sind;  diese  Kinder  gelten  als  im  Heimatsstaate  ihres  Vaters  ge- 
boren. 

Art.  4.  Wenn  nicht  das  Gegenteil  zur  Zeit  der  Naturalisation  ausdrück- 
lich ausbedungen  wurde,  zieht  der  Wechsel  der  Nationalität  des  Vaters  der 
Familie  auch  den  seiner  nicht  ^schiedenen  Ehefrau  und  seiner  minderjährigen 
Kinder  nach  sich,  vorbehältlico  des  Rechts  der  Ehefrau,  ihre  ursprüngliche 
Nationalität  durch  eine  einfache  Erkläning  wieder  zu  erwerben  und  vor- 
behaltlich der  entweder  in  Jahresfrist  nach  erreichter  Grofsjährigkeit,  oder 
nach  erlangter  Emancipation  mit  Zustimmung  des  gesetzlichen  Beistandes 
erfolgten  Ausübung  der  Option  der  Kinder  für  ihre  mihere  Nationalität 

Art.  5.  Niemand  kann  in  fremdem  Lande  die  Naturalisation  erlangen, 
aufser  unter  der  Bedingung  des  Nachweises,  dafs  sein  Heimatsstaat  ihn  von 
der  Angehörigkeit  entläfst,  oder  wenigstens,  dafs  er  seinen  Willen  der  Re- 

fiemng  seines  Heimatsstaates  kund  gegeben  und  dafs  er  seiner  Militärpflicht 
ort  genügt  hat 

Art  6.  Niemand  kann  seine  Nationalität  verlieren  oder  darauf  ver- 
zichten, aufser  wenn  das  Vorhandensein  der  zur  Erlangung  einer  fremden 
ätaatsan^ehörigkeit  erforderlichen  Voraussetzungen  nachgewiesen  wird.  Der 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  kann  niemals  die  Folge  einer  Strafe  sein.  — 

In  der  Sitzung  vom  30.  September  1896  wurden  bezüglich  der 
Führung  der  Nationalflagge  durch  Handelsschiffe 
(Referent  Lord  Reay)  folgende  Regeln  angenommen: 

Sektion  I:    Erlangung  des  Rechtes  auf  Führung  der  Staats- 
flagge. 

Art  1.  Das  Schiff  mufs  nach  Mafsgabe  der  bestehenden  Gesetze  des 
betreffenden  Staates  bei  den  kompetenten  Registerbehörden  des  Landes  ein- 
registriert sein. 

Art  2.  Um  in  das  Register  aufgenommen  zu  werden,  mufs  das  Schiff 
für  mehr  als  die  Hälfte  im  Eigentum  stehen: 

1.  von  Nationalen  oder 

2.  einer  offenen  oder  Kommandit-Gesellschaft,  von  welcher  mehr  als  die 
Hälfte  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  Nationale  sind,  oder 

8.  einer  Aktiengesellschaft  oder  Kommandit-Gesellschaft  auf  Aktien,  von 

welchen  wenigstens  zwei  Drittel  der  Mitglieder  der  Direktion  Nationale 

sind;  diese  Regel  findet  auch  Anwendung  auf  andere  Associationen 

und  juristische  Personen,  welche  Schiffe  besitzen. 

Art  3.    Die  Unternehmung  mufs  ihren  Sitz  in  dem  Staate  haben,  dessen 

Flagge  das  Schiff  trägt  und  wo  dasselbe  einregistriert  ist. 

Art  4.  Jeder  Staat  setzt  die  Bedingungen  fest,  welche  für  Emennnnff 
des  Kapitäns  oder  ersten  Offiziers  des  Handelsschifis  erforderlich  sind; 
jedoch  oildet  die  Nationalität  des  Kapitäns  oder  diejenige  der  Schiffsmann- 
schaft keine  Bedingung  für  Erlangung  oder  Verlust  des  Rechts  der  Flaggen- 
fuhrung. 

Sektion  II:    Verlust  des  Rechtes  auf  Führung  der  Staatsflagge. 

Art  5.  Der  Wegfall  einer  der  das  Recht  auf  Führung  der  Nationalflagge 
begründenden  Bedingungen  hat  den  Verlust  des  Rechts  erst  zur  Folge,  wenn 
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dm  Schiff  ans  dem  Register  gestrichen  worden  ist  Die  Streichung  erfolgt 
Auf  Anzeige  der  Eigentümer  oder  der  Dirdction  des  Schiffes,  oder  von  Amts 
wegen  durch  die  registerfuhrende  Behdrde,  unbeschadet  der  Bestimmungen 
der  folgenden  Art  7  und  8. 

Art  6.  Der  Eigentümer  oder  die  IMrektion  des  Schiffes,  wdche  die  er- 
forderliche Mitteilung  an  die  Registerbehörde  unterläfst,  verfällt  in  Greldbufse. 

Art  7.  Wenn  der  Wechsel  im  Eigentum  des  Schiffes  den  Verlust  des 
Rechtes  auf  Führung  der  Nationalflagge  zur  Folge  hat,  wird  den  Ei^n- 
tttmem  eine  angemessene  Frist  bewilbgt,  um  für  Ejrhaltung  der  bisben^en 
Nationalität  des  Schifies  oder  für  Erlangung  einer  anderen  Sie  erforderlicnen 
Mafsregeln  zu  treffen. 

Art  8.  Wenn  nach  Ablauf  dieser  Frist  die  Beteiligten  nicht  die  er- 
forderlichen Mafsregeln  zur  Erlangung  eines  der  beiden  Ziele  ergriffen  haben, 
wird  das  Schiff  aus  dem  Register  gestrichen  und  derjenige,  welcher  den 
Verlust  der  Nationalität  des  Schiffes  verursacht  hat,  oder  seine  Erben,  wenn 
die  Nationalität  durch  seinen  Tod  zu  Verlust  g^^ngen  ist,  yerfallen  in 
Geldbufse. 

Sektion  III.    Provisorische  Erlangung  des  Rechtes  auf 

Führung  der  Flagge. 

Art.  9.  Die  provisorische  Erwerbung  des  Rechtes  auf  Ftthnmg  der 
Flagge  findet  in  zwei  Fällen  statt: 

1.  wenn  ein  im  Auslande  gebautes  Schiff  das  Recht  der  Führung  der 
Flagge  definitiv  nicht  eher  erlangen  kann,  als  nach  seiner  Ankunft  in 
einem  der  Häfen  des  Staates  des  Eigentümers; 

2.  wenn  ein  Schiff  während  des  Aufenthalts  in  einem  ausländischen  Hafen 
den  Eigentümer  wechselt. 

Art.  10.  In  Jedem  dieser  beiden  Fälle  haben  die  im  Lande  des  Auf- 
enthaltes des  Schiffes  bestellten  Konsuln  und  konsularischen  Agenten  ein 
Srovisorisches  Certifikat  auszustellen,  sofern  die  zur  Erlangung  der  Nationalität 
es  Schiffes  erforderlichen  gesetzlichen  Bedingungen  errallt  sind;  dieses 
Zeu^is  ist  aber  mu:  für  einen  vom  Gesetze  selbst  bestimmten  Zeitraum 
gültig.  — 

Weiter  wurden  in  der  Sitzung  vom  29.  September  1896  Grund- 
sätze aufgestellt  über  internationale  Regelung  der  Kriegskontre- 
bande  und  über  die  Bombardierung  offener  Plätze  durch 
Kriegsschiffe. 

Für  mehrere  Beratungsgegenstände  wurde  die  BeschlufsfiLssung  für 
die  nächste  Sitzung  vertagt. 

Zu  ordentlichen  Mitgliedern  des  Instituts  (membres)  wurden  er- 
wählt die  Associ^si  Herren :  Drancisco  Beiräo^  Professor  und  Advokat 
in  Lissabon,  E.  X.  Catellani,  Professor  in  Padua,  Quido  Fusi- 
nati^  Professor  in  Turin,  La  ine,  Professor  in  Paris  und  Emest 
Roguin,  Professor  in  Lausanne.  Als  Associ^  wurden  erwählt  die 
Herren:  R.  Manzato ,  Professor  in  Venedig,  Midosi^  Advokat 
und  Professor  in  Lissabon  und  Vesnitch,  vorm.  Minister,  Professor 
in  Belgrad. 

Die  nächste  Tagung  soll  1897  in  Kopenhagen  stattfinden. 

B. 
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*Die  internationalrechtlichen  Bestimmungen  des  Nieder- 
ländischen Konkursgesetzes  vom  30.  September  1873/ 

6.  September  1895'). 

Von  Gerichtsaasessor  IjeopoM  LteTj  in  Berlin. 

Am  30.  September  1893  baben  sieb  die  Niederlande  ein  nenes 
Konkarsgesetz  gegeben.  Nachdem  es  einige  Änderungen  durcb  die 
Novelle  vom  6.  September  189«5  erfahren  hat,  ist  es  mit  dieser  am 
1.  September  1896  in  Kraft  getreten^). 

Der  erste  Entwurf  entstand  in  den  Jahren  1879  bis  1887.  In 
Italien  und  Frankreich  war  man  damals  auf  dem  besten  Wege,  den 
Satz  von  der  AU-  und  £iaheit  d«s  Konkurses  zum  Glaobenssatz  zu 
erbeben.  Glänzend  verteidigt  von  Pcisquale  Fiore^)^  (ruiaeppe  CarU^) 
und  Duhoü^)^  dem  genialen  Obersetzer  des  CaWeschen  Werkes, 
wurde  die  unUe  und  univerealite  de  la  faiUUe  im  September 
1880  auf  dem  Kongivers  für  internationales  Hecht  von  Turin  ^)  den 
R^ierungen  als  Grundlage  fUjr  die  Errichtung  von  Staatsvertriigea 
empfohlen. 

Die  neue  Lehre  hatte,  wie  alle  internationalen  auf  den  friedlichen 
Zusammenseblurs  der  Völker  gerichteten  Bestrebungen,  etwas  ungemein 
Bestechendes.  Daa  Kecht,  von  den  alten  territorialen  Fesseln  befreit, 
überschreitet  die  humatlicbe  Grenze  und  unterwirft  sich  die 
übrigen  Nationen.  £s  schwindet  das  Mifstrauen  und  die  Eifersucht 
unter  den  Staaten  und  macht  dem  berechtigten  Vertrauen  zum  Recht 
und  Gericht  des  fremden  Staates  Platz.  Die  Morgenröte  allgemeiner 
Rechtsgleichheit  und  Rechtssicherheit  bricht  an.  Der  französische 
Richter,  der  in  Frankreich  einen  Konkurs  eröfihet,  hat  hierdurch  die 
Hand  gelegt  auf  das  gesamte  Vermögen  des  Gemeinschuldners,  wo  ee 
sich  auch  befinde.  Seinem  Richterspruch  sind  die  deutschen,  italiemif 
sehen,  niederlftndischen ,  russischen  Schuldner  und  Gläubiger  unter- 
worfen. Ihm  allein  steht  die  Prüfung  und  Feststdlung  der  zum 
Konkurse  angemeldeten  Forderungen  zu.  Alles  aufserhalb  Fsankreiohs 
bel^ene  Vermögen  des  Gemeinschuldners  ist  dem  französischen  Konkuis- 


1)  Wei  van  30.  September  1893  (Staatsblad  No,  140)  op  het  faültsse- 
ment  en  de  sureSance  van  betaling,  gewijzigd  by  de  wet  van  6.  September 

1895  (Staatsblad  No.  155),     Das  gesamte   Gesetzgebnngsmaterial  ist  bei 
Gebr.  Belinfante  im  Haag  erschienen. 

2)  Der  Tag  des  Inkrafttretens  ist  duroh  das  £inf.G^.  vom  20.  Januar 

1896  (SlaaUblad  No,  9)  festgesetzt 
8)  Del  faüimento.    Pisa  1873, 

4)  La  dottrina  giuridica  del  faüimento  nel  diritio  privato  intemazio' 
nale.    Nap.  18711. 

5)  Gfttiseppe    Carle^    la  faiUite    dans    le   droit    international  priv^; 
traduit  par  Ernest  Dvhois  1875. 

6)  Journal  du  droit  international  prie^  1880,  p.  625. 
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Verwalter  ansznbändigen.     In  Deutschland,   Italien,   den  Niederlanden 
nnd  Rufsland  zieht  der  französische  Verwalter  die  säumigen  Schuldner, 
vor  Gericht;    mit   gerechter  Hand   verteilt  er  die  Masse  anter  die  in- 
und  ausländischen  Gläubiger. 

Dem  Zuge  der  Zeit  glaubte  die  durch  königlichen  Erlafs  vom 
22.  November  1879  in  den  Niederlanden  eingesetzte  Staatskommission 
zur  Ausarbeitung  eines  Ronkursgesetzes,  welcher  auch  T.  M.  C\  Asser^ 
ein  begeistertem  Anhänger  der  italienisch-französischen  Lehre,  angehörte, 
nicht  widerstehen  zu  können.  Die  zehnte  Abteilung  des  Rommissions- 
entwur&  erhielt  sechs  Artikel  (211 — 216)  mit  der  Überschrift:  Inter- 
nationalrechtliche Bestimmungen^).     An    erster  Stelle   stand   der  Satz: 

Der   im  Ausland   durch   die   dort   zuständige  Behörde   eröffnete 
Konkurs  wird  in  den  Niederlanden  anerkannt. 

Merkwürdigerweise  sollte  das  sog.  materielle  Konkursrecht  nach 
niederländischem  Recht  beurteilt  werden.  Als  Zeitpunkt  der  Konkurs- 
eröffnung wäre  der  Tag  ihrer  Bekanntmachung  im  Niederländischen 
Staatsanzeiger  anzusehen  Wo  aber  nach  niederländischem  Recht  allein 
der  niederländische  Richter  zur  Eröffnung  des  Konkurses  zuständig 
wäre,  könnte  eine  im  Ausland  erfolgte  Konkurseröffnung  nicht  an- 
erkannt werden.     (Art.  211 — 213  des  Entwürfe.) 

Mit  diesen  Bestimmungen  hoffte  die  Kommission  den  Konflikten^ 
welche  bei  der  engherzigen  und  theoretischen  Aufhssung  des  Konkurses 
als  eines  nur  territorial  wirkenden  Veifahrens  entstünden,  ftlr  immer 
einen  Riegel  vorgeschoben  zu  haben.  Ja,  sie  sprach  offen  aus,  dafs 
sich  der  Gesetzgeber  durch  Annahme  der  von  ihr  vorgeschlagenen 
Artikel  „an  die  Spitze  der  modernen  Rechtsentwickelung  stellen  und 
der  internationalen  Rechtsidee  in  dieser  Materie  den  richtigen  gesetas- 
liehen  Ausdruck  geben  würde''  ^). 

Die  von  allen  Seiten,  insbesondere  den  Handelskammern  an  dem 
Entwurf  geübte  Kritik  bewirkte,  dafs  die  niederländische  Regierung 
sich  nicht  der  Ansicht  der  Staatskommission  anschlofs.  In  dem 
Regierungsentwurf®),  der  im  grofsen  und  ganzen  dem  Kommissions- 
entwurf folgt,  fehlen  die  obenerwähnten  Artikel  211  bis  218.  In  der 
Begründung  ^^)  wird  lediglich  darauf  hingewiesen ,  dafs  die  Gesetz- 
gebungen der  meisten  Länder,  z.  B.  die  deutsche  Konkursordnung, 
ausländische  Konkurseröffnungen  nicht  berücksichtigten. 

Dies  fand  auch  die  Billigung  des  Staatsrats  ^^),  der  zur  Erwägung 
gab,    dafs   nach   dem  Kommissionsentwurfe  auch   eine   in   der  Türkei 


7)  Ontwerp  eener  wet  op  het  failltsaement  en  de  sursiance  van  betalmg. 
Met  toelichtingj  den  koning  aangeboden  door  de  Staatseommüsie,  Gebr. 
Belinfante,  Haag  1887,  S.  46,  47. 

8)  S.  249  ebenda. 

9)  Ontwerp  van  wet  op  het  failliaaement  en  de  sura^ance  van  betaling^ 
met  memorie  van  toelichting.    Gebr.  Belinfante  1891. 

10)  8.  161  ebenda. 

11)  Ontwerp  etc,    Deel  IL    1892, 
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oder  in  l\inis  atisgesprochene  Konkurseröffnung  hier  im  Lande  Rechts- 
kraft hahen  wtirde  **). 

Ans  diesen  rein  praktischen  Bedenken  fiel  der  Grundsatz  von  der 
unüS  und  tmiversäliU  de  la  faiUite;  juristische  Gründe  zur  Wider- 
legung dieser  eigenartigen  Lehre  wurden  nicht  angeführt  Ein  Rettungs- 
versuch wurde  bei  den  Beratungen  der  Kammer  nicht  gemacht 

Es  blieben  nun  noch  drei  Artikel  der  zehnten  Abteilung  des 
Kommissionsentwurfs  übrig.  Sie  betreffen  den  Fall  eines  in  den  Nieder- 
landen eröffneten  Konkurses  und  haben  nach  einigen  unbedeutenden 
Änderungen  im  Gesetze  folgende  Fassung  erhalten: 

Art  203.  Gläubiger,  die  sich  nach  der  Konkurseröffnung  wegen 
ihrer  Forderungen  ganz  oder  zum  Teil  aus  im  Auslande  befindlichen, 
ihnen  nicht  vorzugsweise  verhafteten  Vermögensteilen  des  in  den 
Niederlanden  in  Konkurs  erklärten  Schuldners  abgesondert  befriedigt 
haben,  sind  verpflichtet,  das  auf  diese  Weise  Erlangte  der  Masse  zu 
erstatten. 

Art.  204.  Der  Gläubiger,  der  seine  Forderung  an  den  Gemein- 
schuldner ganz  oder  zum  Teil  einem  Dritten  abtritt,  um  diesen  in 
den  Stand  zu  setzen,  sich  wegen  dieser  Forderung  ganz  oder  zum 
Teil  abgesondert  oder  mit  Vorzugsrecht  aus  im  Ausland  befindlichen 
Vermögensteilen  des  Gemeinschuldners  zu  befriedigen,  ist  verpflichtet, 
das  auf  diese  Weise  Erlangte  der  Masse  zu  erstatten. 

Bis  zum  Gegenbeweis  wird  vermutet,  dafs  die  Abtretung  erfolgt 
ist  mit  Kenntnis  von  dem  bereits  gestellten  oder  bevorstehenden 
Antrag  auf  Konkurseröffnung. 

Art  205.  Gleiche  Erstattungspflicht  gegen  die  Masse  trifft 
denjenigen,  der  seine  Forderung  oder  seine  Schuld  ganz  oder  zum 
Teil  einem  Dritten  abtritt,  damit  dieser  im  Ausland  eine  nach  diesem 
Gesetz  unzulässige  Aufrechnung  vornehmen  kann. 

Der  zweite  Absatz  des  vorigen  Artikels  findet  entsprechende 
Anwendung. 

Die  Verwandtschaft  der  beiden  letzten  Artikel  mit  den  §§  42  und 
49  der  deutschen  Konkursordnung  ist  unverkennbar,  ihre  praktische 
Bedeutung  gering.  Eine  dem  Art  203  entsprechende  B^timmung 
findet  sich  in  der  deutschen  Konkursordnung  nicht  Und  doch  ist  der 
Art  203  nur  die  Ergänzung  des  Art  204«  Denn  warum  sollte  der 
Gläubiger,  der  sich  direkt  aus  dem  Vermögen  des  Gemeinschuldners 
befriedigt,  besser  gestellt  werden  als  derjenige,  der  auf  dem  indirekten 
Wege  der  Cession  zu  seinem  Gelde  kommt?  Theoretisch  ist  gegen 
den  Art  203  nichts  einzuwenden;  in  praxi  wird  man  sich  bald  von 
seiner  Schädlichkeit  überzeugen. 

Nehmen  wir  den  Fall,  dafs  der  Gemeinschuldner  in  Deutschland 
beträchtliches  Vermögen  besitzt  Bisher  waren  die  niederländischen 
Gläubiger,  dank  dem  §  207  der  deutschen  Konkursordnung,  in  der 
Lage,    durch   Zwangsvollstreckung   in   das   in   Deutschland   befindliche 

12)  S.  208  ebenda. 
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Vermögen  des  Gemeinscbaldners  wenigstens  einen  Teil  ihrer  Forde- 
rungen za  retten.  Mit  dem  Art.  203  wird  dies  jedoch  anders  werden. 
Jeder  verständige  Konkursgläubiger  wird  sich  zwar  sagen,  dafs  er  die 
Dividende  erhöbt,  wenn  er  znr  Uasae  abflihrt,  was  er  in  Deutschland 
aus  Vermögensteilen  des  Gemeinschuldners  erhalten  hat  £s  werden 
sich  aber  wenige  Gläubiger  finden,  die  uneigennützig  genug  sind,  für 
ihre  Mitgläubiger  Bemühungen  aufzuwenden  oder  sich  gar  auf  kost- 
spielige Prozesse  im  Auslande  einzulassen,  zumal  sie  befürchten 
müssen,  ihre  Forderungen,  nachdem  sie  den  im  Aasland  ein- 
gezogenen Betrag  an  die  Masse  abgegeben  haben,  in  den  Nie^erUinden 
nicht  anerkannt  zu  sehen.  Die  Folge  wird  sein,  dafs  die  in  den 
Niederlanden  wohnhaften  Gläubiger  auf  die  im  Ausland  befindlichen 
Vermögensteile  Verzicht  leisten  werden.  Der  Art.  203  schützt  also 
nicht  die  niederländischen  Gläubiger,  sondern  schützt  in  Deutschland 
die  übrigen  Gläubiger  vor  den  niederländischen. 

Das  niederländische  Konkursgesetz  weist  also  in  der  zehnten  Ab- 
teilung unter  dem  stolzen  Titel :  „Intemationalrechtliche  Bestimmungen „ 
drei  Artikel  auf,  die  nur  in  loser  Beziehung  zu  dem  internationalen 
Hechte  stehen,  und  von  denen  zwei  wenig  praktisch  sind  und  der 
dritte  schädlich  wirkt 

£s  wäre  besser  gewesen,  nach  dem  Vorschlage  des  Staatsrats  die 
ganze  Abteilung  zu  streichen  und  die  Art.  204  und  205  an  anderer 
Stelle  unterzubringen. 

Echte  intemationalrechtliche  Bestimmungen,  d.  h.  solche,  welche 
die  Grenzen  ziehen,  innerhalb  derer  das  ausländische  Recht,  das  aus- 
ländische Gericht  und  die  Übrigen  Faktoren  eines  ausländischen  Konkurses 
(Konkursverwalter,  Gläubigeraussclmfs  u.  s.  w.)  in  den  Niederlanden  an- 
erkannt werden^  hat  der  niederländische  Gesetzgeber  nicht  gegeben.  Die 
intemationalrechtlichen  Bestimmungen  des  niederländischen  Konkurs- 
gesetzes  sind  latent,  aber  sie  sind  unschwer  zu  entdecken.  Nach  der  ent- 
schiedenen Ablebnnng,  welche  die  unite  und  universalit^  de  la  faillÜe 
sowohl  bei  der  Regierung  wie  in  den  Kammern^®)  er&hren  hat,  kann 
es  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  das  niederländische  Konkursgesetz  von 
dem  T^ritorialitätsprincipe  beherrscht  wird.  Der  inländische  Konkurs 
ergreift  nur  das  inländische  Vermögen ;  der  ausländische  Konkurs  wird 
nicht  anerkannt  So  auch  der  Staatsrat  in  seinem  Gutachten  vom 
24.  Juni  1890  ^*)  und  der  Justizminister  in  dem  Bericht  vom  20.  No- 
vember 1890**). 

Dieser  schroffe,  aber  allein  konsequeijLte  ui^d  richtige  Standpunkt 
mufs  allerdings  zu  grolsen  Härten  ftlhren;  um  so  eher  aber  wird  die 
Regierung  zum  Abschlufs  von  Staatsverträgen  gedrängt  werden, 
welche  allein  die  Schwierigkeiten  auf  dem  Gebiete  des  internationalen 
Konkursrechtes  beseitigen  können. 


18}  Bede  des  Abgeordneten  Hintzen,    Ontwerp  etc,    Deel  IIX^  S.  165. 

14)  Ontioerp  de.    Deel  11^  S.  208  f. 

15)  Ebenda  S.  246. 
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Ist  fOr  den  BegrifT  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  Im 
Sinne  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  Deutschen  CPr.O. 
erforderlich,    dars    der   ausländische  Staat  mit  der 

Urteilsvollstreckung  vorangehe? 

(Zugleich    eine    Besprechung    des    Vollzugs    deutscher 

Civilurteile    in    Rumänien.) 

Von  Landgerichtsrat  Hax  Klein  in  Ansbach. 

In  der  bei  Leske  und  Löwenfeld  (die  Rechtsverfolgung  im 
internationalen  Verkehr  Bd.  II  S.  123  u.  flg.)  abgedruckten  Abhand- 
lung Flaischlens  über  rumänische  Rechtsverhältnisse  wird  auf  S.  163 
ausgeführt,  in  Rumänien  müsse  derjenige  ausländische  Kläger,  welcher 
daselbst  den  Vollzug  eines  in  seinem  Heimatstaate  erlassenen  Urteiles 
anstrebe,  unter  anderem  den  Nachweis  liefern,  dafs  in  diesem  Staate 
die  Urteile  der  rumänischen  Gerichte  vollstreckt  werden.  Sodann  wird 
die  Bemerkung  beigefügt,  dafs  —  abgesehen  von  den  FäUen  besonderen 
staatlichen  Übereinkommens  —  fremdrichterliche  Urteile  in  Rumänien 
thatsächlich  unvollziehbar  und  dafs  ebenso  auch  rumänische  Entschei- 
dungen im  Auslande  wertlos  seien,  weil  kein  Staat  mit  der 
Vollstreckung  den  Anfang  machen  wolle. 

Wenn  diese  letzteren,  durch  den  Druck  hervorgehobenen  Worte 
in  ihrer  Allgemeinheit  richtig  sind,  so  ist  gesetzlich  verhüllte 
Gegenseitigkeit  nur  mehr  ein  leerer  Begriff.  Die  nachfolgenden  Aus- 
führungen dienen  dem  Zwecke,  näher  darzulegen,  ob  die  Verbürgung 
der  Gegenseitigkeit  nach  deutschem  Rechte  dadurch  bedingt  sei, 
dafs  in  demjenigen  auswärtigen  Staate,  dessen  Civilurteile  in  Deutsch- 
land zum  Vollzuge  gelangen  sollen,  solche  Urteile  deutscher  Gerichte 
bereits  zur  Vollstreckung  gebracht  worden  sind. 

I. 

Dafs  bei  Beratung  des  Entwurfes  zu  §  661  der  CPr.O.  (§  611 
des  Entw.)  von  dem  Vertreter  des  Bundesrates  Direktor  v.  Amsherg 
die  Äufserung  gemacht  wurde,  es  stehe  Deutschland  wohl  an,  den 
anderen  Staaten  in  der  Aufteilung  grofser  Grundsätze  voranzu- 
gehen^), kann  an  sich  allein  noch  nicht  entscheidend  sein. 

Es  ist  vielmehr  auch  das  Gesetz  selbst  in  Betracht  zu  ziehen. 
Die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  CPr.O. 
erscheint,  wie  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  VI  S.  125  erörtert  wird, 
dann   als  verbürgt,   wenn  ausreichende  Sicherheit  dafür  gegeben  ist. 


1)  Hahny  Materialien  zur  Deutschen  CPr.O.  Bd.  I  S.  805.  In  seiner 
Theorie  und  Praxis  des  Internat.  Privatrechts  Bd.  II  S.  511  fttfft  v.  Bar  dem 
von  Direktor  v,  Arnsberg  gebrauchten  Worte  „voranzugehen^  den  Beisatz 
hinzu  „hier  richtiger:  dem  Königreich  Italien  zu  folgen*^. 
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dafs  die  Gerichte  des  fremden  Landes  rechtskrttftige  Urteile  deutscher 
Richter  in  künftigen  Fällen  vollstrecken  und  hierbei  eine  mit  §  661 
Abs.  2  Nr.  2 — 4  nicht  im  Einklänge  stehende  Prtlfung  vermeiden. 
Eine  solche  Sicherheit  darf  in  dem  Rechte  des  auswärtigen  Landes 
(Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht)  und  in  den  von  demselben  abge- 
schlossenen Staatsverträgen  bezw.  in  den  von  den  Regierungen  der 
beteiligten  Staaten  ausgetauschten  diesbezüglichen  Erklärungen  ersehen 
werden.  Auch  eine  ständige  thatsächliche  Übung  ist  nach  der  a.  a.  0. 
S.  125 — 127  enthaltenen  Ausführung  genügend. 

Die  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  erfordert  nicht,  dafs  zu 
dem  Gegenseitigkeitsverhältnisse,  welches  durch  die  hier  in  Betracht 
kommende  wesentliche  Übereinstimmung  der  beiderseitigen  Rechts- 
zustände bewirkt  ist,  noch  ein  weiteres  Merkmal  hinzukomme,  sie  er- 
heischt vielmehr  nur  die  Abwesenheit  von  Umständen,  welche 
jenes  Verhältnis  wertlos  zu  machen  geeignet  sind.  Das  letztere 
wäre  ohne  Wert,  wenn  z.  B.  im  auswärtigen  Staate  die  den  Vollzug 
unserer  Urteile  zulassenden  Gesetze  nicht  befolgt  oder  wenn  Voll- 
streckungen nur  im  Falle  besonderer  die  Gegenseitigkeit  anerkennender 
Staatsverträge  oder  Regierungserklärungen  bewerkstelligt  würden,  wie 
dies  z.  B.  in  Ungarn  der  Fall  ist  (vergl.  diese  Zeitschr.  Bd.  lY 
S.  417  u.  flg.). 

Anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn  die  Urteilsvollstreckung 
im  ausländischen  Staate  von  dem  Erfordernisse  abhängig  gemacht  wird, 
dafs  dessen  gerichtliche  Entscheidungen  vorher  schon  in  Deutschland 
zum  Vollzug  gelangt  sind.  In  einem  derartigen  Verhalten  liegt  nur 
dann  eine  Verletzung  der  eigenen  Gesetze,  wenn  diese  jenes  nicht 
gestatten.  Denn  die  Aufstellung  eines  solchen  Erfordernisses  ist  — 
von  letzterem  Falle  abgesehen  —  kein  Kennzeichen  einer  Gering- 
schätzung des  Gesetzes,  sondern  im  Gegenteile  der  Ausdruck  des 
Willens,  dafs  auch  der  andere  Staat  den  G^etzen  Rechnung  tragen 
solle.  Für  die  deutschen  Gerichte,  welche  ohnedies  zur  genauen  Be- 
achtung der  Gesetze  verbunden  sind,  wird  dadurch  keine  Schwierigkeit 
bereitet  Der  Unterschied  zwischen  Deutschland  und  einem  derartigen 
fremden  Staate  liegt  darin,  dafs  ftir  ersteres  die  Befolgung  der  Gesetze 
durch  die  Gerichte  als  etwas  in  jedem  Kulturstaate  Selbstverständliches 
und  keines  besonderen  Beweises  Bedürftiges  gilt,  während  ein  solcher 
anderer  Staat  den  Nachweis  fttr  notwendig  hält,  dafs  im  Deutschen 
Reiche  die  Gesetze  beobachtet  werden.  Wird  bezüglich  des  auswärtigen 
Landes  vor  dem  deutschen  Richter  allerdings  geltend  gemacht,  dafs  in 
jenem  die  Gesetze  unberücksichtigt  gelassen  werden,  so  ist  der  desfalls 
angebotene  Beweis  dem  Behauptenden  freizustellen  (vergl.  diese  Zeit- 
schrift Bd.  IV  S.  421  und  422). 

Das  Verlangen  eines  fremden  Staates,  dafs  seine  Urteile  vorher  in 
Deutschland  vollstreckt  werden,  ist  eben,  weil  es  dem  Gesetze  Rechnung 
trilgt,  auch  nicht  dem  Standpunkte  Jener  gleichzustellen,  welche  für 
die  Gewährung  des  Urteilsvollzugs  eine  vertragsmäfsige  Anerkennung 
der  Gegenseitigkeit   zur  Voraussetzung   machen.     Wenn  auch,    bis  der 
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begehrte  Nachweis  geliefert  werden  kann,  in  vereinzelten  Fällen  die 
gewünschte  Zwangsvollstreckung  nicht  erzielt  wird,  so  wird  dennoch 
durch  jenes  Verlangen  das  Oegenseitigkeitsverhältnis  an  sich  keines- 
wegs wertlos  gemacht  Erlassen  die  deutschen  Gerichte  trotzdem 
Vollstreckungsurteile,  so  wird  das  ablehnende  Verhalten  der  auslän- 
dischen Richter  nur  von  kurzer  Dauer  sein. 

Demgemäfs  ist  die  gesetzlich^)  verbttigte  Gegenseitigkeit  nach 
deutschem  Rechte  nicht  dadurch  bedingt,  dafs  der  andere  Staat  mit 
der  Vollstreckung  der  von  deutschen  Gerichten  gefällten  Urteile  bereits 
vorausgegangen  ist. 

II. 

1.  Die  Auffassung,  dafs  Deutschland  mit  der  Vollstreckung 
rumänischer  Urteile  den  Anfang  zu  machen  habe ,  steht  folgerichtig 
der  Annahme  eines  Gegenseitigkeitsverhältnisses  dann  nicht  im  Wege, 
wenn  die  rumänische  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  keine  wesent- 
lich schwereren  als  die  in  §  661  Abs.  2  der  C.Pr.O.  erwähnten 
Voraussetzungen  aufstellen. 

Für  die  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  bestehen  in  Rumä- 
nien, wie  dies  wohl  bei  allen  Schriftstellern  anerkannt  ist,  keine 
weiteren  als  die  in  Art  3  74  der  dort  geltenden  C.Pr.0.  erlassenen 
Bestimmungen,  welche  nach  der  hei  Kopp  er 8^)  angeführten  deutschen 
Übersetzung  folgendermafsen  lauten: 

„Im  Auslände  erlassene  gerichtliche  Entscheidungen  können  in  Rumä- 
nien nur  in  der  gleichen  Weise  zur  Vollstreckung  gelangen,  wie  in  dem 
betreffenden  Staate  rumänische  Urteile  vollstreckt  werden,  und  unter  der 
Voraussetzang ,  dafs  sie  durch  die  zuständigen  rumänischen  achter  für 
vollstreckbar  erklärt  sind.'' 

2.  Bei  der  kurzen  Fassung  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  braucht 
man  sich  nicht  zu  wundern,  dafs  in  Rumänien  verschiedene  Ansichten 
darüber  zu  Tage  getreten  sind,  ob  die  Gerichte  dieses  Landes  die 
fremdrichterlichen  Urteile  dem  Grunde  nach,  also  hinsichtlich  deren 
Gesetzmäfsigkeit  prüfen  (reviser  le  fond  mime)  dürfen  oder  nicht  Wie 
Petroni^)  (S.  354)  ausfuhrt,  hat  diejenige  Anschauung,  welche  die 
Prüfung  des  Urteiles  bezüglich  seiner  Gesetzmäfsigkeit  für  zulässig  hält, 
in  der  Wissenschaft  nur  wenige,  in  der  Rechtsprechung  aber  niemals 
Vertreter  gefunden.     Dagegen  hat  dem  erwähnten  Schriftsteller  zufolge 


2)  Bei  der  thatsächlich  verbürgten  Gegenseitigkeit  trifft  dies  selbst- 
verständlich nicht  zu. 

3)  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  ausländischen  Staaten  gelten- 
den Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur  Sicherheitsleistung 
.  .  .  und  Vollstreckung  ausländischer  Civilurteile  S.  86  (Berlin  1891).  Der 
bei  Kopp  er 8  angegebene  Wortlaut  dürfte  der  in  Clunets  Journal  Bd.  6 
S.  351  und  Bd.  18  S.  451,  sowie  bei  Constantj  de  Vexecution  u.  s.  w.  S.  181 
enthaltenen  französ.  Übersetzung  durchaus  entsprechen. 

4)  Journal  du  droit  international  prive  von  Clunet  Bd.  6  S.  351  u.  flg. 
(1879).  Die  Ahhajidlung  Petronis  wird  von  Flaischlen  in  der  Eingangs 
erwähnten  Erörterung  als  die  beste  einschlägige  Arbeit  bezeichnet 
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die  auch  von  Constant^)  geteilte  gegenteilige  Aa^assung  schon 
wiederholt  die  Billigung  des  rumänischen  Kassationshofes  er- 
fahren. Zwei  auch  von  Constant  in  Bezug  genommene  Urteile  dieses 
Gerichtshofes  (vom  3.  November  1867  und  17.  Juni  1869)  werden 
von  Petroni  im  Auszuge  bekanntgegeben  (S.  356  und  857).  Die 
rumänischen  Gerichte  ziehen,  wie  Petroni  (S.  354)  und  Co9t- 
stant  (S.  182)  bemerken,  in  Untersuchung,  ob  die  fremdrichterlichen 
Urteile  alle  diejenigen  äufserlichen  (extrinsique)  Bedingungen  erftlllen, 
welche  hinsichtlich  einer  im  letzten  Rechtszuge  ergangenen  Ent- 
scheidung zum  Zwecke  der  Vollstreckung  erforderlich  sind.  Femer 
haben  dieselben  bezüglich  der  Gegenseitigkeit  sich  zu  vergewissem  und 
auch  zu  prüfen,  ob  die  Urteilsformel  keinem  in  Rumänien  bestehenden, 
die  öffendiche  Ordnung  betreffenden  Gesetze  widerstreitet.  In  ähnlicher 
Weise  äufsert  sich  Flaischlen  a.  a.  0.  S.  162,  nach  welchem  zu 
würdigen  ist,  ob  das  fremde  Gericht  nach  rumänischem  Rechte  örtlich 
zuständig  gewesen,  sowie  ob  dessen  Urteil  ein  endgültiges  sei  und  mit 
den  in  Rumänien  mafsgebenden  Grundsätzen  über  öffentliche  Ordnung 
und  gute  Sitten  nicht  im  Widerspruche  stehe.  Zu  den  hier  angezahlten 
Erfordernissen  fügt  eine  hei  Djuvara^)  abgedruckte,  an  die  deutsche 
Gesandtschaft  ergangene  Mitteilung  des  rumänischen  Ministeriums  des 
Äufsern  vom  28.  Januar/ 9.  Februar  1882,  auf  die  allgemeinen  Grund- 
sätze des  internationalen  Frivatrechts  sich  stützend,  noch  hinzu,  dafs 
der  Beklagte  ordnungsgemäfs  geladen  und  infolge  hievon  in  den  Stand 
gesetzt  sein  müsse,  sich  zu  verteidigen.  Auch  Kopp  er s  a.  a.  0. 
S.  87,  welcher  sich  —  ohne  nähere  Angabe  von  Monat  und  Tag  — 
auf  Urteile  des  rumänischen  Kassationshofes  aus  den  Jahren  1867, 
1875,  1879  und  1880  bezieht,  erwähnt  unter  anderem  als  Voraus- 
setzung, dafs  die  Parteien  gehörig  geladen  sein  müssen. 

Aufserdem  bestehen  noch  einige,  ftlr  die  Gegenseitigkeitsfrage 
nicht  erhebliche  Voraussetzungen  der  Urteilsvollstreckung^),  z.  B. 
das  hei  Constant^  Flaischlen  und  Petroni  erwähnte  Erfordemis 
einer  rumänischen  Übersetzung  des  ausländischen  Urteils,  sowie  für 
auswärtige  Kläger  die  Notwendigkeit,  einen  Vertreter  zu  bestellen, 
welcher  in  Rumänien  wolmt  und  die  bei  der  Vollstreckung  erforder- 
lichen Schritte  einleitet  (vergl.  diese  Zeitschr.  Bd.  I  S.  121).  — 
Nach  dem  Angeführten  bestehen  in  Rumänien  fllr  den  Vollzug  aus- 
ländischer Urteile  im  wesentlichen  die  gleichen,  jedenfalls  keine 
schwereren  Voraussetzungen,  als  §  661  Abs.  2  der  Deutschen  C.Pr.O. 
aufstellt.  Es  ist  daher,  wie  auch  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  VI 
S.  128  angenommen  wurde,  zwischen  Rumänien  und  dem  Deutschen 
Reiche  die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  der  erwähnten  Gesetzesstelle  als 
verbürgt  anzusehen  —  allerdings  unter  dem  noch   beizufügenden 


/ 


5)  De  Vex^cuiion  des  jugements  Ürangers  dans  les  diver 8  pays;  2.  Aufl. 
Paris  1890. 

6)  Journal  du  droit  international  Bd.  18  S.  454  (1891). 

7)  Man  vergl.  in  dieser  Hinsicht  diese  Zeitschr.  Bd.  VI  S.  113. 
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Vorbehalte,  dafs  in  Rumänien  zor  Feststellung  der  Gegenseitig- 
keit ein  Staatsvertrag  oder  Austausch  von  Regierungserklttrungeu  nicht 
für  notwendig  beenden  wird. 

8.  Was  nun  diesen  Punkt  anbelangt,  so  bemerkt  das  rumä- 
nische Ministerium  des  Äufsern  in  dem  bereits  in  Bezug  ge- 
nommenen Schreiben  vom  28.  Januar/ 9.  Februar  1882,  dafs  Voll- 
streckungen von  ausländischen  Urteilen  unter  anderen  als  den  daselbst 
näher  bezeichneten  Bedingungen  in  Rumänien  nicht  erfolgen  dürfen, 
ohne  jedoch  zugleich  auszusprechen,  dafs  dieselben  bei  Vorhandensein 
der  betreffenden  Bedingungen  wirklich  stattfinden  (a.  a.  0.  S.  454). 
Auch  erklärt  das  genannte  Ministerium  (S.  458)  die  Frage,  ob  ein  die 
Gegenseitigkeit  zusicherndes  staatliches  Übereinkommen  notwendig  sei, 
nicht  etwa  für  eine  durchaus  zu  verneinende,  sondern  nur  für  eine 
nicht  unzweifelhafte. 

In  seinem  amtlichen  Verhalten  scheint  es  sich  aber  für  Bejahung 
dieser  Frage  zu  entscheiden.  Denn,  als  die  französische  Regierung 
die  Vollstreckung  einer  Entscheidung  des  Gerichtshofes  von  Ntmes 
verlangte,  zeigte  die  rumänische  Regierung  sich  ablehnend  und  zwar, 
wie  Djuvara  a.  a.  0.  S.  456  und  457  bemerkt,  ^en  Väbsence  ctun 
arrangement^ .  Die  später  zum  Zwecke  der  Herbeiflthrung  einer  staat- 
lichen Vereinbarung  eingeleiteten  Verhandlungen  führten  ebensowenig 
zu  einem  Ergebnisse  wie  die  im  Jahre  1872  zu  diesem  Behufo  zwischen 
Rumänien  und  Serbien  gepflogenen.  Als  nach  erfolgtem  Mifslingen  der 
letzteren  die  serbische  Gesandtschaft  den  Vollzug  eines  in  Serbien  er- 
gangenen Urteiles  veranlassen  wollte,  widersetzte  sich  das  ruroänische 
Ministerium  (S.  459).  Auch  die  Anfrage  der  deutschen  Gesandtschaft 
vom  20.  Oktober  1884,  ob  und  unter  weichet!  Bedingungen  zwischen 
Deutschland  und  Rumänien  die  durch  §  661  der  Deutschen  C.Pr.O. 
geforderte  Gegenseitigkeit  angenommen  werden  könnte,  hatte  nicht  den 
gewünschten  Erfolg.  ^Vaffaire  en  est  restee  lä  et  la  reciprocitS  fCa 
pas  ä4  äahlie  jusqu'  ä  ce  jour^  setzt  Djuvara  hinzu,  welcher  auf 
S.  455  betont,  dafs  nur  Österreich  -  Ungarn  und  Italien  in  Rumänien 
die  Vollstreckung  ihrer  Urteile  beanspruchen  können  und  zwar  das 
erstere  vermöge  gleichlautender  Deklarationen  vom  Jahre  1870  und 
Italien  nach  einer  Konsularkonvention  vom  Jahre  1880. 

Das  rumänische  Ministerium  des  Äufsern  ist  mit  der  hier  erörterten 
Frage  nur  insoweit  befafst,  als  dasselbe  um  Mitteilung  über  dra  Stand 
der  rumänischen  Gesetzgebung  oder  um  seine  Vermittelung  zum  Zwecke 
der  Urteilsvollstreckung  ersucht  wird.  Die  Durchführung  der  letzteren 
ist  jedoch  von  einer  Bewilligung  oder  Vermittelung  der  rumänischen 
Regierung  nicht  abhängig,  sondern  vielmehr  dadurch  bedingt,  dafs 
die  Gerichte,  an  welche  sidi  die  Parteien  entweder  selbst  oder  mittels 
ihrer  Vertreter  wenden  können,  die  Vollstreckungsklausel  erteilen. 
Nach  der  Darlegung  Flaischlens  (S.  163)  ist  der  Antrag  auf  Er- 
teilung der  Vollstreckungsklausel  unter  Überreichung  einer  mit  der 
Bescheinigung  der  Rechtskraft  versehenen  Ausfertigung  des  ausländischen 
Urteües  und   einer  Übersetzung  desselben  in  rumänischer  Sprache  bei 
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dem  Präsidenten  bezw.  dem  ersten  Präsidenten  desjenigen  Gerichtes  in 
Vorlage  zu  bringen,  in  dessen  Bezirke  der  Schuldner  oder  die  in 
Besclilag  zu  nehmenden  Grundstücke  sich  befinden.  Daraufhin  werden 
die  Parteien,  welche  durch  Advokaten  sich  vertreten  lassen  können, 
zur  mündlichen  Verhandlung  über  die  bei  der  gerichtlichen  Prüfung  in 
Betracht  kommenden  Punkte  vorgeladen.  In  dieser  Verhandlung  mufs 
der  ausländische  Kläger  den  Nachweis  liefern,  dafs  in  seinem  Staate 
die  Urteile  der  rumänischen  Gerichte  vollstreckt  werden. 

Dafs  der  Urteilsvollzug  aus  rechtlichen  Gründen  von  dem 
Vorhandensein  eines  die  Gegenseitigkeit  zusichernden  Staatsvertrages 
oder  eines  diesbezüglichen  Austausches  von  Regierungserklärungen  ab- 
hängig sei,  macht  keiner  der  oben  angeführten  Schriftsteller  geltend. 
Fetroni  verneint  sogar  ausdrücklich,  dafs  eine  solche  Abhängigkeit 
bestehe,  wenn  er  S.  351  sich  dahin  äufsert: 

„ün  traüi  polüique  n^est  paa  indispensable ^  il  suffit  que  la  legiü" 
lation  du  pays  dont  tmane  la  dicision  ilranghre  permette  d  une  mani^re 
quelconque  Vexecuiion  des  ßigements  rendus  par  les  magistrats  rou- 
mains,^ 

Wären  die  von  Petroni  mitgeteilten  Urteile  des  rumänischen 
Kassationshofes  von  den  Jahren  1867  und  1869  nicht  der  nämlichen 
Meinung  gewesen,  so  hätten  dieselben  den  damals  in  Frage  gestandenen 
Vollzug  griechischer  Urteile  einfach  ablehnen  müssen,  da  zu  jener  Zeit 
ebensowenig,  wie  dies  jetzt  der  Fall  ist,  zwischen  Rumänien  und 
Griechenland®)  eine  die  Urteilsvollstreckung  zusichernde  Übereinkunft 
bestand. 

Nicht  die  rechtliche,  sondern  nur  die  thatsächliche  Gegen- 
seitigkeit hat  Flaischlen  im  Auge,  wenn  derselbe  S.  163  die 
Ansicht  ausspricht,  dafs  jene  blofs  durch  eine  staatliche  Übereinkunft 
erzielt  werden  könne*  der  Grund  ist  fllr  ihn  darin  gelegen,  dafs  kein 
Staat,  wie  er  wenigstens  glaubt,  geneigt  sei,  mit  der  Urteilsvollstreckung 
den  Anfang  zu  machen.  Die  Auffassung  Flaischlens  steht  jedoch 
mit  der  vom  rumänischen  Kassationshofe  in  den  Jahren  1867  und  1869, 
sowie  mit  der  von  Petroni  und  Constant  vertretenen  nicht  im 
Einklänge. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  gelangen  zu  dem  Ergebnisse,  dafs 
zwischen  Deutschland  und  Rumänien  die  Gegenseitig- 
keit im  Sinne  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  C.Pr.O.  verbürgt  und 
zwar  insolange  verbürgt  ist,  als  nicht  die  Rechtsprechung  des 
letzteren  Landes  ^)   den  Abschlufs   eines  Staatsvertrags   oder   den  Aus- 


8)  Von  der  durch  den  Fall  Zappa  verursachten  vorübergehenden 
Trübung  der  zwischen  beiden  Staaten  bestehenden  Beziehungen  sei  hier 
abgesehen. 

9}  Über  die  mmänische  Rechtsprechung,  insbesondere  über  die  neuere, 
ist  man  in  Deutschland  nicht  näher  unterrichtet  Eine  allerdings  schon  im 
Jahre  1876  im  Centralblatte  für  das  Deutsche  Reich  S.  40  zom  Abdruck 
gebrachte,  bei  Franke,  (Zeitschr.  f.  D.  CPr.  Bd.  8  S.  72)  wieder^egebene 
Mitteilung  sagt  nur,  dafs  die  rumänischen  Gerichte  das  Krauchen  um^wangs- 
vollstreckung  aus  rechtskräftigen  Urteilen  eines  ausländischen  Gerichtes  auf 
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tausch  von  Regienrngserkliiningen  för  die  Annahme  der  Gegenseitigkeit 
als  Voranssetzung  erklärt  — 


Unser  englischer  Brief  (Vii). 

Von  Dr.   €•  H.   P.  lüllillsen  in  London. 

Als  nenestes  Beispiel  der  Anerkennung  deutscher  Urteile  seitens 
der  englischen  Gerichte  wird  man  nachstehenden  Fall  citieren  können. 
Während  die  W,nna  Craig  sich  im  Mai  1892  in  Bomhaj  befand,  liefs 
sich  der  Schiffer  durch  Betrug  Dritter  verleiten,  ttber  nicht  an  Board 
gebrachte  Waren  Konnossemente  auszustellen.  Nachdem  das  Schiff 
nach  Hamburg  abgegangen  war,  wurden  die  Konnossemente  gegen  Ent- 
gelt an  die  Chartered  Mercantile  Bank  oflndia  indossiert^  welche  von 
dem  verübten  Betrug  keine  Kenntnis  hatte;  das  gedachte  Bankinstitut 
indossierte  die  Konnossemente  an  ihre  Hamburger  Vertreter,  die  Herren 
Berenberg,  Gofsler  &  Co.  Letztere  machten  von  ihren  Rechten,  als 
Schifibgläubiger,  Gebrauch  und  arrestierten  das  Schiff  in  Hamburg.  Das 
deutsche  Gericht  forderte  zunächst  alle  Gläubiger  zur  Anmeldung  auf. 
Unter  anderen  Gläubigem  meldete  sich  ein  gewisser  James  Laing^ 
welcher,  bevor  das  Schiff  nach  Bombay  ging,  ein  Pfandrecht  wegen 
Verauslagung  von  Elanalabgaben  erworben  hatte.  Das  Urteil  des  deut- 
schen Gerichts  ging  dahin,  dafs  das  Schiff  zu  verkaufen  und  der  Erlös 
nach  einem  bestimmten  Plane  unter  die  Gläubiger  zu  verteilen  sei. 
Die  Herren  Derefi&er^,  Gofsler  dt  Co,  erhielten  SS  10  944  und  remittiei*- 
ten  diesen  Betrag  an  die  Chatiered  Mercantile  Bank  of  India.  Noch 
bevor  das  Schiff  in  Hamburg  eintraf,  wurde  gegen  die  Reederei  —  die 
Minna  Craig  Steamship  Co,  Ld,  —  ein  Auflösungsantrag  eingereicht, 
und  am  Tage  des  Eintreffens  des  Schiffes  in  Hambui^  verfolgte  das 
englische  Gericht  die  Auflösung  der  gedachten  Reederei.  Derartige 
Auf  lösungsverftigungen  datierten  zurück  vom  Tage  der  Einreichung  des 
Auflösungsantrages;  nach  Erlafs  der  Auflösungsverfügung  darf  ein  ge- 
richtliches Verfahren  nur  mit  gerichtlicher  Erlaubnis  begonnen  oder 
fortgesetzt  werden ;  Arreste  und  Zwangsvollstreckungshandlungen,  welche 
nach  dem  Beginn  der  Auflösung,  d.  h.  nach  der  Einreichung  des  Auf- 
lösungsantrages ausgebracht  werden,  sind  in  jeder  Beziehung  ungültig. 
Unter  Bezugnahme  auf  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  erhob  der 
Liquidator  der  Reederei  gegen  die  Chartered  Mercantile  Bank  of  India 
beim   englischen  Gericht  Klage   auf  Rückzahlung  der   in  Hambui^   er- 


Grund des  Art.  874  der  rumän.  G.Pr.0.  zurückweisen,  wenn  nicht  zwischen 
Rumänien  und  dem  ausländischen  Staate  in  dieser  Hinsicht  Gegenseitigkeit 
besteht.  Hierbei  ist  jedoch  nicht  unterschieden,  ob  diese  Gegenseitigkeit 
eine  vertragsmäfsig  verbfirfi^e  sein  mufs  oder  ob  die  Gesetzgebung  des  aus- 
ländischen Staates  gleichfalls  eine  Bürgschaft  bietet.  — 
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strittenen  SS  10944,  und  dieser  Klage  schlofs  sich  der  gedachte  James 
Laing  an.  Zur  Begründung  des  Klageantrages  wurde  vorgetragen,  das 
Verfahren  bei  dem  deutschen  Gericht  sei  erst  b^onnen  worden,  nach- 
dem der  Aufiösungsantrag  in  England  eingereicht  wurde;  die  Beklagte 
habe  mithin  das  deutsche  Verfahren  in  Verletzung  der  oben  gedachten 
englischen  Gesetzesvorschriften  eingeleitet  Das  englische  Gericht  ver- 
möge allerdings  nicht  ein  im  Deutschen  Reiche  betriebenes  Verfahren 
zu  inhibieren,  wohl  aber  könne  das  englische  Gericht  anordnen,  dafs 
die  in  Deutschland  erstrittene,  nach  England  remittierte  Summe  an  die 
Liquidationsmasse  abzuführen  sei.  Beklagtischerseits  wurde  erwidert, 
dafs  die  klägerischen  Ausführungen  jedenfidls  dann  nicht  zuträfen,  falls 
das  ausländische  Urteil  ein  Urteil  in  rem  sei.  Das  Urteil  in  rem  be- 
ordne definitiv  alle  Ansprüche,  soweit  das  Schiff  in  Frage  komme.  Das 
Gericht  wies  die  Klage  ab  und  führte  in  den  Entscheidungsgründen 
folgendes  aus.  Nach  englischem  Recht  würde  die  Beklagte  keinen 
Anspruch  gegen  die  Reederei  gehabt  haben,  da  die  fraglichen  Waren 
überhaupt  nicht  an  Board  gebracht  seien.  Indessen  auch  abgesehen 
hiervon  vrürde  die  Beklagte  in  England  nicht  haben  prozessieren  können, 
insofern  die  Auflösung  öffentlich  bekannt  gemacht  sei,  und  die  Beklagte 
mithin  Kenntnis  von  der  Auflösung  gehabt  habe.  Das  deutsche  Urteil 
sei  als  ein  Urteil  in  rem  aufeufassen ,  als  ein  Urteil  dahin,  dafs  der 
Beklagten  an  dem  Schiffe  ein  Vorzugsrecht  wegen  ^  10  944  zustehe. 
Dieses  Urteil  sei  für  die  englischen  Gerichte  bindend ;  das  englische 
Gericht  könne  nicht  anordnen,  dafs  der  Erlös  aus  dem  definitiv  fest- 
gestellten Vorzugsrecht  an  die  Liquidationsmasse  abzuführen  sei. 
(Queen's  Bench  Division.  10.  November  1896).  Diese  Entscheidung 
ist  als  eine  Ausnahme  von  dem  Satze  zu  betrachten,  welchen  Westläke^ 
Private  International  Lcno,  1890,  im  §  143  S.  158  vorträgt.  Veigl. 
eod.  S.  841  §  813.  — 

Man  hat  kürzlich  in  England  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs 
es  an  einer  Entscheidung  fehlt,  welche  den  nachstehenden,  ins- 
besondere für  Deutschland  interessanten  Fall  deckt  Ein  Gläubiger 
erwirkt  ein  Urteil  in  England,  findet  keine  Pfandsachen  in  britischen 
Ten-itorien  und  erhebt  deshalb  eine  neue  Klage  im  Deutschen  Reiche. 
Das  Urteil  des  deutschen  Gerichts  fUllt  allerdings  auch  zu  Gunsten  des 
Klägers  aus,  lautet  jedoch  auf  einen  geringeren  Betrag,  als  das  eng- 
lische Erkenntnis.  Nachdem  das  deutsche  Urteil  befriedigt  ist,  finden 
sich  Pfandobjekte  in  England.  Kann  das  im  englischen  Urteil  zu- 
erkannte Mehr  in  England  beigetrieben  werden?  Man  ist  der  An- 
sicht, dafs  diese  Frage  zu  verneinen  sein  wird,  und  zwar  deswegen, 
weil  der  Urteilsgläubiger  selbst  die  Sache  bei  dem  deutschen  Gericht 
anhängig  gemacht  hat  Zur  Begründung  wird  auf  die  bei  Westlake 
S.  855  citierte  Entscheidung  in  Sachen  Barher  v.  La/mb  verwiesen. 
Damals  (1860)  hatte  ein  Gläubiger  bei  einem  ausländischen  Gerichte 
einen  kleineren  Betrag  erstritten  und  klagte  sodann  in  England  seine 
weitergehende  Forderung  ein.  Diese  Klage  wurde  abgevnesen,  weil 
das  Urteil  des  ausländischen  Gerichts,  soweit  die  weitergehende  Forde- 
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rang  in  Frage  kftme,  als  eine  AbweiBung  der  Klage  anzusehen  sei. 
Es  dürfte  übrigens  zweifelhaft  sein,  ob  diese  letztere  Entscheidung  bei 
-der  Entscheidung  des  obigen  Falles  von  grofser  Bedeutung  sein  kann. 
Aus  der  Annahme  der  Präklosion  im  Falle  Barber  v,  Lanib  folgt 
schwerlich,  dafs  eine  Präklusion  auch  dann  einzutreten  hat,  falls  von 
vom  herein  ein  englisches  Urteil  über  die  volle  Forderung  vorliegt. 
Der  englische  Urteilsglttubiger ,  welcher  in  Deutschland  von  neuem 
klagt,  thut  dies  nicht  in  der  Absicht,  um  auf  die  englische  Urteils- 
forderung  zu  verzichten,  sondern  um  wenigstens  einen  Teil  im  Deut- 
schen Reiche  beizutreiben.  Hinzu  kommt  die  Erwägung ,  dafs  es 
-mindestens  eigentümlich  sein  würde,  wenn  ein  englisclies  Gericht  das 
Urteil  eines  deutschen  Gerichts  gelten  lassen  wollte,  welches  ein  Urteil 
des  englischen  Gerichts  ignoriert  hat.  — 

In  dem  Archiv  für  öffentliches  Recht  (September  1896,  S.  494  ff.) 
wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  englische  Gerichte  weit  weniger 
geneigt  sind,  eine  Beweisaufnahme  im  Deutschen  Reiche  anzuordnen, 
als  dies  umgekehrt  der  Fall  ist.  Vor  einiger  Zeit  schwebte  bei  einem 
englischen  Gerichte  ein  Verfahren,  welches  die  gerichtliche  Auflösung 
eines  G^sellschaftsverhältnisses  bezweckte.  Unter  den  Auflösungsgründen 
wurde  behauptet,  der  beklagte  Gesellschafter  habe  die  Reputation  der 
Gesellschaft  dadurch  geschlldigt,  dafs  er  sich  in  ungehöriger  Weise  von 
einem  Angestellten  eines  Speditionshauses  Auskunft  über  die  geschäft- 
lichen Beziehungen  deutscher  Konkurrenten  verschafft  habe.  Es  wurde 
beantragt,  diese  Konkurrenten  in  Deutschland  vernehmen  zu  lassen  und 
zwar  darüber,  dafs  die  fraglichen  geschäftlichen  Beziehungen  thatsäch- 
lleh  bestanden  hätten.  Die  erste  Instanz  ordnete  die  Beweisaufnahme 
an,  schob  jedoch  die  Vornahme  derselben  hinaus,  um  dem  Beklagten 
eine  Gelegenlieit  zu  geben,  die  Aufwendung  der  Kosten  durch  Zu- 
geständnisse zu  vermeiden.  Die  Beruftingsinstanz  gelangte  zu  einer 
abweichenden  Auffassung.  Es  liege  allerdings  im  Ermessen  des  Ge- 
richts, ob  eine  Beweisauftiahme  im  Auslande  anzuordnen  sei  oder  nicht 
Eine  derartige  Beweisauftiahme  sei  indessen  kostspielig  und  dürfe  nur 
dann  angeordnet  werden,  falls  sie  fUr  die  Zwecke  der  Justiz  absolut 
notwendig  sei,  und  die  Vernehmungen  den  Hauptstreitpunkt  beweisen 
wtlrden.  Die  fraglichen  Vernehmungen  könnten  keinen  Beweis  daftlr 
erbringen,  dafs  der  Beklagte  die  Auskunft  in  ungehöriger  Weise 
beschafit  habe,  wenn  sie  auch  möglicherweise  im  übrigen  zum 
Nachweise  der  klägerischen  Behauptungen  von  Wert  sein  würden. 
Die  Beweisaufnahme  dürfe  deshalb  nicht  angeordnet  werden.  Nel- 
son, Prwate  International  Law,  419,  bemerkt  sonach  mit  Recht, 
dab  einem  Antrage  auf  Anordnung  einer  Beweisauftiahme  im  Aus- 
lände nicht  ex  debito  justiÜae  stattgegeben  wird,  sondern  dafs  es  im 
ftreien  Ermessen  des  Richters  liegt,  ob  dem  Antrage  entsprochen  werden 
soll  oder  nicht  In  Verbindung  hiermit  dürfte  die  Bemerkung  von 
Interesse  sein,  dafs  englische  Gerichte  eine  Beweisauftiahme  im  Aus- 
lande nicht  anordnen,  falls  es  sich  einzig  und  allein  um  die  Vorlegung 
von  Urkunden  handelt     Wohl  aber  ist  es  statthaft,  mit  der  Vernehmung 
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von  Zeugen  eine  Vorlegung  von  Urkunden  zu  verbinden,  vorausgesetzt, 
dafs  die  Zeugenvernehmung  ab  der  hauptsächliche  Akt  anzusehen  ist  — 

Ein  nicht  im  Machtbereiche  des  englischen  Prozefsgerichts  domi« 
zilierter  Kläger  hat  bekanntlich  ohne  Rücksicht  auf  seine  Staats- 
angehörigkeit eine  Sicherheit  fllr  die  Prozefskosten  des  Beklagten  zu 
stellen,  bevor  die  Klage  beim  Orafschaflsgericht  erhoben  werden  kann. 
Handelt  es  sich  um  eine  Klage  beim  High  Court  of  JusHce,  so  bleibt 
es  dem  Beklagten  Überlassen,  auf  Anordnung  einer  Sicherheitsleistung 
fOr  seine  Prozefskosten  anzutragen.  Aus  einer  kürzlich  erlassenen  £nt- 
sclieidung  ergab  sich,  dafs  der  Antrag  binnen  angemessener  Frist  ge- 
stellt werden  müsse,  und  dafs,  abgesehen  von  exceptionellen  Verhält- 
hältnissen,  der  Antrag  als  verspätet  abzuweisen  sei,  falls  derselbe  erst 
nach  der  Zustellung  der  Klagebeantwortung  erhoben  wird.  Diese  Ent- 
scheidung ist  in  der  Berufungsinstanz  wieder  aufgehoben  worden.  Man 
wird  miüiin  jetzt  sagen  müssen,  dafs  es  keine  bestimmte  Frist  giebt, 
während  welcher  der  Antrag  zu  stellen  ist.  Die  Leistung  einer  Sicher- 
heit für  die  Prozefskosten  des  Beklagten  gehört  ohne  Zweifel  zu  den 
Unannehmlichkeiten,  welche  die  Rechtsverfolgung  in  England  er- 
schweren, eine  Unannehmlichkeit,  welche  allerdings  dadurch  ab- 
geschwächt wird,  dafs  in  der  gerichtlichen  Verfolgung  gleichzeitig  ein 
Voranschlag  der  zu  erwartenden  Kosten  liegt.  Ein  derartiger  Vor- 
anschlag läfst  sich  in  England  sehr  schwer  aufteilen,  da  sich  Gerichts- 
kosten, wie  Anwaltsgebühren  nach  den  Prozefshandlungen  berechnen, 
welche  erforderlich  werden,  und  niemand  vorauszusehen  vermag,  wie 
sieh  der  Oegner  verhalten  wird.  — 

Die  neuen  Bestimmungen  Über  Handlungsagenten  im  amtlichen 
Entwürfe  des  Deutschen  Handelsgesetzbuches  sind  nicht  derartige,  dafs 
die  englischen  Vertreter  deutscher  Firmen  Veranlassung  finden  werden, 
in  Streitf^len  ihren  Prinzipal  in  Deutschland  zu  verklagen.  Der  eng- 
lische Vertreter  wird  nach  wie  vor  es  vorziehen ,  seine  Klage  in  Eng- 
land zu  erheben.  Die  neuen  deutschen  Bestimmungen  scheinen  nur 
das  Verhältnis  zwischen  dem  Handlungsagenten  und  seinem  Oeschäfts- 
herm  besonders  regeln  zu  wollen ;  das  wichtige  Verhältnis  des  Dritten 
zum  Prinzipal  bzw.  zum  Handlungsagenten  wird  nicht  besonders  be- 
ordnet. Für  den  Dritten  erhebt  sich  die  praktisch  höchst  bedeutsame 
Frage  nach  dem  Umfange  der  Vollmacht  des  Handlungsagenten.  Es 
heifst  die  Bedürfiiisse  des  heutigen  Geschäftsverkehrs  verkennen,  wenn 
man  dem  Dritten  die  Last  aufbürden  will,  in  jedem  einzelnen  Falle 
den  Umfang  der  Vollmacht  zu  eruieren.  Im  Verhältnis  zwischen  dem 
Handlungsagenten  und  seinem  Prinzipal  kann  allerdings  nur  die  wirk- 
lich erteilte  Vollmacht  zur  Geltung  kommen.  Das  Gleiche  läfst  sich 
indessen  schwerlich  für  den  gutgläubigen  Dritten  statuieren,  dem  doch 
wohl  nicht  zugemutet  werden  darf,  dafs  er  sich  in  jedem  einzelnen 
Falle  erst  genau  über  den  Umfang  der  Vollmacht  bei  dem  Prinzipal 
erkundigt,  bevor  er  mit  dessen  Vertreter  abschliefst.  Nach  englischem 
Recht  darf  sich  der  gutgläubige  Dritte  auf  die  ostensible  Vollmacht  des 
Vertreters  verlassen;    ist   die   wirkliche  Vollmacht  limitierter,    so  trägt 
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nicht  der  gutgläubige  Dritte,  sondern  der  Prinzipal  die  Konseqnenzen, 
unbeschadet  seiner  etwaigen  Ansprtlche  gegen  seinen  Vertreter.  Es  ist 
richtig,  dafs  in  Fällen,  wo  der  Vertreter  seine  aktuelle  Vollmacht  über- 
schreitet, die  Schuld  weder  den  Prinzipal,  noch  den  gutgläubigen  Dritten 
trifft.  Wenn  indessen  eine  von  zwei  unschuldigen  Personen  leiden 
mufs,  sollte  diejenige  leiden,  welche  die  Vollmachtsüberschreitung  mög- 
lich gemacht  hat,  d.  h.  es  wird  der  Prinzipal  leiden  müssen,  welcher 
zuliefSf  dafs  die  ostensible  Vollmacht  seines  Vertreters  über  dessen 
aktuelle  Vollmacht  hinausreichte.  In  der  Praxis  tritt  die  IVage  ge- 
wöhnlich in  der  Form  der  Frage  nach  der  Incassovollmacht  des  Hand- 
lungsvertreters  auf.  In  England  genügt  zur  Entlastung  eines  gut- 
gläubigen Dritten  eine  ostensible  Incassovollmacht  des  Handlungsver- 
treters ,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  letztere  wirklich  zum  Incasso 
berechtigt  ist  oder  nicht.  Es  ist  Sache  des  Prinzipals,  dafllr  zu  sorgen, 
dals  der  Dritte  rechtzeitig  erfahrt,  dafs  der  Vertreter  nicht  befugt  ist, 
Zahlungen  für  den  Prinzipal  entgegenzunehmen.  Man  darf  hiergegen 
nicht  einwenden,  dafs  der  gutgläubige  Dritte  Ansprüche  gegen  den  seine 
aktuelle  Vollmacht  überschreitenden  Handlungsagenten  hat.  Der  Hand- 
lungsagent ist  sehr  oft  eine  recht  wenig  begüterte  Person,  und  selbst 
wenn  derselbe  hinreichend  Vermögen  besitzt,  ist  kein  Grund  ersicht- 
lich, warum  der  gutgläubige  Dritte  Mühen  und  Unkosten  haben  soll. 
Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  enthält  bereits  heute  mehrere  Bestim- 
mungen zum  Schutze  gutgläubiger  Dritter;  diese  Bestimmungen  sollten 
generalisiert  und  auf  ein  allgemeines  Princip  zurückgeführt  werden.  — 
Auf  Grund  des  Art  406  des  Deutschen  Handelsgesetzbuches  (§410 
des  neuen  Entwurfes)  wird  der  Empfänger  durch  Annahme  des  Gutes 
und  des  Frachtbriefes  verpflichtet,  dem  Frachtführer  nach  Mafsgabe  des 
Frachtbriefes  Zahlung  zu  leisten.  Eine  entsprechende  Zahlungsver- 
pflichtung ist  dem  englischen  Rechte  nicht  bekannt.  Wtlrde  z.  B.  ein 
deutscher  Frachtftlhrer  ein  Frachtgut  unter  der  Bedingung  zum  Trans- 
port übernehmen,  dafs  er  die  Fracht  vor  der  Ablieferung  einzieht,  und 
das  Frachtgut  abliefern,  ohne  die  Fracht  zuvor  vom  Empfänger  ein- 
zufordern, so  würde  letzterer  nach  englischem  Recht  nicht  auf  Zahlung 
der  Fracht  verklagt  werden  können,  es  sei  denn,  dafs  derselbe  ver- 
tragsmäfsig  dem  Frachtführer  gegenüber  die  Zahlung  der  Fracht  be- 
sonders übernahm.  Der  EmpflUiger  würde  den  Frachtführer  mit  Recht 
an  seinen  Aufhaggeber  verweisen,  welcher  sich  voraussichtlich  mit  Er- 
folg darauf  berufen  könnte,  dafs  der  Frachtführer  eigenmächtig  von 
seinen  Versand  Instruktionen  abgewichen  ist  Gelingt  es  dem  Fracht- 
führer, den  Empfänger  zu  veranlassen,  die  Zahlung  der  Fracht  durch 
besonderen  Vertrag  zu  übernehmen,  so  sollte  in  dem  Vertrage  klar 
zum  Ausdruck  gebracht  werden,  dafs  der  Empfänger  den  Vertrag  f)tr 
eigene  Rechnung  schliefst  Anderenßills  könnte  der  Empfänger  im 
Fnchtprozesse  die  Behauptung  aufstellen,  dafs  er  nur  in  Vertretung 
des  Absenders  kontrahiert  hat  Chitty^  on  Contracts,  1890,  S.  539 
giebt  die  mafsgebenden  Rechtssätze  etwa  mit  folgenden  Worten  wieder: 
y^Prima   fade  ist   der   Absender   verpflichtet,    die  Fracht   zu   zahlen. 
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Liefert  der  FracMBibrer  Güter,  für  welche  die  Fracht  nicht  gezahlt  ist, 
an  den  Empfilnger  ab,  so  dafs  der  Frachtführer  sein  Retentionsrecht 
verliert,  so  ergiebt  sich  daraus  noch  kein  stillschweigendes  Versprechen 
des  Empfängers,  die  Fracht  zu  zahlen.  Ein  derartiges  Versprechen 
kann  allerdings  möglicherweise  darin  befunden  werden,  dafs  auf  Grund 
eines  Frachtbriefes,  welcher  Ablieferung  an  den  Empfänger  oder  dessen 
Order  und  Zahlung  der  Fracht  seitens  des  Empfängers  oder  seines 
Rechtsnachfolgers  anordnet,  die  Güter  ohne  Zahlung  der  Fracht  an  den 
Empfänger  zur  Ablieferung  gelangten.  Notwendigerweise  kraft  recht- 
licher Bestimmung  liegt  darin  indessen  nicht  das  gedachte  Versprechen. 
Die  Verpflichtung  des  Absenders  zur  Frachtzahlung  würde  damit  nicht 
erlöschen.^  Deutsche  Frachtführer,  welche  die  Fracht  nachnehmen 
oder  sogar  die  Ware  bevorschussen,  sollten  streng  darauf  halten,  dafs 
dem  englischen  Empf^ger  nur  gegen  Zahlung  geliefert  wird.  Wo  sich 
dies  im  Hinblick  auf  die  Konkurrenz  nicht  durchführen  läfst,  sollte  man 
sich  mindestens  ein  unzweideutiges  Versprechen  des  Empfängers  geben 
lassen  und  insbesondere  klar  zum  Ausdruck  bringen,  dafs  der  Empfänger 
persönlich  für  die  Fracht  haftet. 

Im  Frachtverkehr  mit  England  ist  ferner  zu  beachten,  dafs  nach 
englischem  Recht  die  Haftung  des  Frachtführers  wegen  Beschädigung 
der  Güter  noch  weitergeht,  als  die  im  deutschen  Handelsgesetzbuche 
vorgesehene  Haftung.  Die  lex  non  scripta  behandelt  den  Frachtführer 
als  Versicherer  der  Frachtgüter.  Ein  Verlust,  welcher  ^^hy  the  ad  of 
Qod  or  of  the  King's  enemies^  eintritt  und  unmittelbar  darauf  zurück- 
zuführen ist,  trifft  den  Frachtführer  allerdings  auch  in  England  nicht; 
indessen  diese  Exemption  ist  bedeutend  limitierter,  als  die  deutsche  Be- 
freiung von  der  Haftung  im  Falle  der  höheren  Gewalt,  ein  Begriff, 
welcher  dem  englischen  Rechte  fremd  ist  Für  Waren  bestimmter  Art 
hat  freilich  die  lex  scripta  Erleichterungen  geschaffen;  immerhin  hat 
der  englische  Frachtführer  noch  heutigen  Tages  guten  Grund,  seine 
Haftung  durch  besonderen  Vertrag  zu  limitieren.  Derartige  Limitie- 
rungen sind  sehr  vorsichtig  zu  formulieren.  Z.  B.  würde  ein  Fracht- 
führer, welcher  sich  ausbedingt,  dafs  er  nicht  wegen  Leckage  oder 
Bruch  haften  soll,  damit  nur  die  Haftung  wegen  Zufalls  ausgeschlossen 
haben;  im  Falle  der  Nachlässigkeit  würde  seine  Haftung  'bestehen 
bleiben.  Es  ist  daher  deutschen  Frachtführern  im  Verkehr  mit  Eng- 
land zu  raten.  Ausdrücke  wie  „auf  Gefahr  des  Eigentümers^  zu  ver- 
meiden und  genauer  zu  specificieren ,  in  welchem  Umfange  die  Gefiihr 
vom  Eigentümer  getragen  werden  soll.  Der  deutsche  Frachtführer  wird 
femer  zu  beachten  haben,  dafs  ein  besonderer  Vertrag  mit  seinem  Auf- 
traggeber erforderlich  ist,  und  dafs  es  nicht  genügt,  dafs  der  Zwischen- 
frachtführer (z.  B.  der  Reeder)  bestimmte  Haftungen  abgelehnt  hat  — 

Es  wurde  vor  einiger  Zeit  die  Frage  vorgelegt,  ob  im  Falle  der 
Auflösung  eines  Gesellschaftsverhältnisses  ein  Gesellschafter  ein  Ge- 
schäft unter  der  alten  Gesellschafbfirma  betreiben  könne,  falls  diese 
Firma  den  Namen  eines  anderen  Gesellschafters  enthalte.  Z.  B.  die 
alte  Gesellschaftsfirma,   welche  aus  A.  B.  C.  und  D.  bestand,   lautete 
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A.  &  Co.,  und  D.  beginnt  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  ein  Geschäft 
unter  der  Firma  A.  &  Co.  Vorbehaltlich  der  beiden  sofort  zu  ge- 
denkenden Ausnahmen  ist  jeder  frühere  Gesellschafter  befugt,  ein  Ge- 
schäft unter  der  alten  Gesellschaftsfirma  zu  betreiben.  Seine  frtlheren 
Gesellschafter  können  ihn  jedoch  daran  behindern,  falls  sie  nachweisen, 
dafs  das  Recht  auf  den  Gebrauch  der  Firma  einen  Bestandteil  der 
G^sellschaftsaktiven  bildet  und  deshalb  zum  gemeinschaftlichen  Vorteil 
und  Nutzen  zu  verkaufen  ist.  Soweit  letzteres  nicht  nachweisbar  ist, 
vermag  ein  Gesellschafter,  dessen  Name  nicht  in  der  Firma  enthalten 
ist,  nicht  hindernd  einzuschreiten.  Anders  liegt  die  Sache,  sofern  der 
Name  in  der  Firma  enthalten  ist.  Ein  in  der  alten  Gesellschaftsfirma 
benannter  Gesellschafter  kann,  in  Ermangelung  einer  gegenteiligen  Ver- 
einbarung, den  Gebrauch  der  Firma  untersagen,  soweit  er  Gefahr  laufen 
würde.  Dritten  gegenüber,  wie  ein  Gesellschafter,  zu  haften.  Dieses 
Untarsagungsrecht  ist  übrigens  ein  höchst  persönliches  Recht,  welches 
nicht  auf  die  Erben  übergeht,  weil  letztere  die  gedachte  Gefahr  nicht 
laufen  würden.  Hat  femer  der  in  der  Firma  benannte  Gesellschafter 
seinen  Gesellschaftsanteil  verkauft,  so  kann  er  dem  Käufer  den  Ge- 
brauch der  Firma  nicht  untersagen;  er  kann  vielmehr  nur  verlangen, 
dafs  Dritte  darüber  nicht  im  Zweifel  belassen  werden,  dafs  er,  obschon 
in  der  Firma  genannt,  kein  G-esellschafter  ist    — 

Die  letzte  englische  Parlamentssession  hat  einige  neue  Gesetze  ge- 
bracht, welche  auch  für  das  Ausland  Bedeutung  haben.  Zunächst 
dtlrfte  der  lAfe  Assurance  Companies  (Payment  into  Court)  Act  1896 
zu  gedenken  sein,  welche  auf  Schottland  keine  Anwendung  findet.  Zu- 
folge dieses  Gesetzes  ist  eine  Lebensversicherungsgesellschaft  nunmehr 
berechtigt,  Lebensversicherungsgelder  gerichtlich  zu  deponieren,  falls 
nach  Ansicht  des  Direktoriums  eine  genügende  Quittung  anderweitig 
nicht  beschafft  werden  kann.  Die  Quittung  des  Gerichts  über  die 
deponierte  Summe  entlastet  die  Gesellschaft,  während  das  Schicksal  des 
Depositums  durch  gerichtliche  Verfügung  bestimmt  wird.  Das  nähere 
Verfahren  ist  durch  die  Rüles  of  the  Supreme  Court  (lAfe  Assurance 
Companies)  1896  beordnet  worden.  Eine  Lebensversicherungsgesell- 
Bchi^,  welche  gerichtlich  zu  deponieren  wünscht,  hat  in  schriftlicher 
eidlicher  Erklärung  nachstehende  Details  einzureichen:  (1)  Eine  kurze 
Beschreibung  der  Polize  unter  Angabe  der  nach  den  Bestimmungen  der- 
selben berechtigten  Personen  mit  ihren  Namen  und  Adressen,  soweit 
dieselben  der  Gesellschaft  bekannt  sind.  (2)  Eine  kurze  Angabe  der 
bei  der  Geselbchaft  eingegangenen  Benachrichtigungen  von  Ansprüchen 
auf  die  Versicherungssumme,  unter  Specifizierung  der  Eingangsdaten 
and  des  Datums  einer  etwaigen  Zurücknahme,  und  unter  Anführung 
der  Namen  und  Adressen  der  Einsender,  soweit  dieselben  der  Gesell- 
schaft bekannt  sind.  (3)  Eine  Erklärung  des  Inhalts,  dafs  nach  An- 
sicht des  Direktoriums  eine  genügende  Quittung  nur  durch  gerichtliche 
Deponierung  zu  beschaffen  ist  (4)  Eine  Verpflichtung  seitens  der  Ge- 
sellschaft, die  etwa  gerichtsseitig  angeordnete  Deponierung  einer  weiteren 
Summe   (z.  B.   Zinsen)  vornehmen   und   die  Kosten  zahlen   zu  wollen. 
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welche  das  Gericht  der  Gesellschaft  auferlegen  sollte.  (5)  Eine  Ver- 
pflichtung seitens  der  Gesellschaft,  alle  nach  der  Einreichung  der  eid- 
lichen Erklärung  bei  der  Gesellschaft  eingehenden  Forderungsanmel- 
dungen der  gerichtlichen  Depositenverwaltung  unverztlglich  anzeigen  zu 
wollen.  (6)  Eine  Angabe  des  Ortes,  an  welchem  der  Gesellschaft  das 
Depositum  betreffende  Urkunden  zugestellt  werden  können.  Die  Rüles 
bestimmen  sodann  weiter,  dafs  die  Gesellschaft  die  mit  der  Deponierung 
verbundenen  Kosten  nicht  in  Abzug  bringen  darf,  und  dafs,  fidls  bereits 
anderweitig  ein  die  Versicherungssumme  betreffender  Prozefs  schwebt, 
in  welchem  die  Gesellschaft  als  Partei  fungiert,  vor  der  Deponierung 
die  Erlaubnis  des  Prozefsgerichts  einzuholen  ist.  Von  der  geschehenen 
Deponierung  hat  die  Gesellschaft  ohne  Verzug  alle  diejenigen  Personen 
zu  benachrichtigen,  welche  nach  der  eingereichten,  eidlichen  Erklärung 
an  der  deponierten  Summe  interessiert  sind,  oder  bei  der  Gesellschaft 
Anspräche  angemeldet  haben,  vorausgesetzt,  dafs  die  Anmeldungen 
nicht  wieder  zurückgezogen  wurden  und  Namen  oder  Adressen  der  Ge- 
sellschaft nicht  unbekannt  sind.  Ansprüche  auf  Auszahlung  der  depo- 
nierten Summe  sind  beim  Gericht  zu  betreiben,  und  zwar  unter  An- 
gabe desjenigen  Ortes,  an  welchem  dem  Antragsteller  zugestellt  werden 
soll.  Soweit  es  sich  nicht  blofs  um  eine  weitere  Zahlung  von  Kosten 
seitens  der  Gesellschaft  handelt  oder  gerichtsseitig  eine  Ausnahme  ge- 
stattet wird,  hat  der  Antragsteller  seinen  Antrag  nicht  der  Gesellschaft 
zuzustellen,  sondern  allen  denjenigen  Personen,  welche  nach  der  eid- 
lichen Erklärung  am  Depositum  interessiert  sind,  oder  nach  der  Ein- 
reichung deT  eidlichen  Erklärung  Ansprüche  angemeldet  haben.  Es 
steht  zu  erwarten,  dafs  die  englischen  Lebensversicherungsgesellschaften 
von  dem  neuen  Gesetz  insbesondere  dann  Gebrauch  machen  werden, 
falls  die  Ansprüche  auf  die  Versicherungssumme  nach  ausländischem 
z.  B.  nach  deutschem  Recht  zu  beurteilen  sind.  Damit  würde  der  §  11 
der  Bevenue  Act  1884  (vergl.  Archiv  ftlr  öffentl.  Recht,  Mai  1895,  die 
Verfolgung  deutscher  Erbansprüche  in  England)  seine  Bedeutung  prak- 
tisch verlieren.  Eine  Befreiung  von  der  Betreibung  eines  Nachlafsver- 
fahrens  hat  nur  geringen  Wert,  &lls  beim  Gericht  auf  Auszahlung 
einer  deponierten  Summe  anzutragen  ist.  Das  neue  Gesetz  hat  den 
englischen  Lebensversicherungsgesellschaften  schwerlich  das  Konkurrieren 
mit  deutschen  Gesellschaften  erleichtert,  zumal  ein  Verfahren  auf  Aus- 
zahlung einer  gerichtlich  deponierten  Summe  in  England  recht  kost- 
spieliger Natur  ist.  (Vergleiche  Archiv  f.  öffentl.  Recht,  Oktober  1895, 
die  Gründe  ftlr  und  gegen  die  Einführung  eines  Public  Trustee  in  Eng- 
land.) — 

Zu  erwähnen  ist  ferner  die  nicht  auf  Schottland  und  Irland  aus- 
gedehnte Vexations  Ääions  Ad  1896 ,  welche  den  Fall  trifft ,  wo 
jemand  gewohnheitsmäfsig  und  hartnäckig  ohne  angemessenen  Grund 
ein  vexatorisches  gerichtliches  Verfahren  beim  High  Court  of  Justice 
oder  bei  einem  niedrigeren  Gerichte  gegen  dieselbe  Person  oder  gegen 
verschiedene  Personen  eingeleitet  hat.  Auf  Antrag  des  AUomey-Generäl 
und   nachdem    dem    vexatorischen   Litiganten  Gelegenheit  gegeben   ist. 
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gehört  zu  werden,  and  ihm  eventaell  ein  Armenanwalt  zugewiesen 
wurde,  kann  der  High  Court  of  Justice  anordnen,  dafs  der  vexatorische 
Litigant  kein  gerichtliches  Verfahren  einleiten  darf,  es  sei  denn,  dafs 
er  eine  specielle  gerichtliche  Erlaubnis  erwirkt  und  dem  Gericht  nach- 
weist, dafs  das  gerichtliche  Verfahren  sich  nicht  als  ein  Mifsbrauch  dar- 
stellt und  prima  fade  begründet  ist  Die  gerichtliche  Anordnung  soll 
in  der  London  Qazette  veröffentlicht  werden.  Der  deutsche  Leser  wird 
bei  der  Prüfung  dieses  Gesetzes  zu  beachten  haben,  dafs  bei  den 
höheren  englischen  Gerichten  kein  Anwaltszwang  besteht;  es  ist  iu 
England  jedem  Litiganten  gestattet,  seinen  Prozefs  in  Person  zu  be- 
treiben. Man  hat  übrigens  in  England  die  Frage  aufgeworfen,  ob  das 
neue  Gesetz  nicht  zu  weit  geht  Selbst  vexatorische  Litiganten  haben 
zuweilen  einen  sehr  guten  Klagegrund,  und  die  Sachlage  kann  derartig 
sein,  dafs  unwiedereinbringlicher  Schaden  entsteht,  falls  nicht  unverzüg- 
lich eine  gerichtliche  Verfügung  erwirkt  wird.  Bereits  vor  dem  In- 
krafttreten des  neuen  Gesetzes  konnte  ein  Prozefsgericht  wegen  Frivo- 
lität weitere  Anträge  untersagen;  das  Verbot  bezog  sich  indessen  nur 
auf  den  schwebenden  Prozefs,  während  das  neue  Gesetz  es  möglich 
macht,  die  Einleitung  neuer  Prozesse  ohne  voigängige  Specialerlaubnis 
zu  untersagen.  — 

Der  englische  Civilprozefs  dürfte  in  nächster  Zeit  beträchtliche  Ab- 
änderungen erfahren.  Die  Prozefsvorschriften  werden  zur  Zeit  einer 
Revision  unterzogen,  deren  Ergebnis  man  mit  Spannung  entgegensieht. 
In  wie  weit  das  Ausland  durch  diese  Revision  gewinnnen  wird,  läfst 
sich  zur  Zeit  noch  nicht  übersehen.  Man  ist  darüber  so  gut  wie  ein- 
verstanden, dafs  die  Ännuäl  PracHce  —  eine  Art  mit  Noten  versehene 
Civilprozefsordnung  —  den  praktischen  Bedtlrfoissen  viel  zu  wenig 
Rechnung  trägt  Die  Civilprozefsvorschriften  werden  in  England  nicht 
vom  Parlament  selbst  erlassen,  sondern  von  einer  Kommission,  welche 
aus  Richtern,  Advokaten  und  Anwälten  besteht  Der  Entwurf  der 
revidierten  und  konsolidierten  Bules  of  the  Supreme  Court  ist  von  einer 
Subkommission  ausgearbeitet  worden  und  hat  bereits  der  Kommission 
selbst  vorgelegen.  Nach  der  Genehmigung  seitens  der  Kommission 
wird  der  Entwurf  öffentlich  zur  Kenntnis  gebracht,  um  allen  Inter- 
essierten Gelegenheit  zu  Erinnerungen  zu  geben. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   Bürgrerllohes  Hecht,  einscMlerslloh  des  Handels-, 
TVeohsel-  und  Konkursreohts.  —  Civilprozel^.' 

i.  Ncich  welchem  Recht  richtet  sich  die  Beerbung  eines  in  Würt- 
temberg verstorbenen  Nichtwürttenibergers? 

2.  Welches  Gesetz  ist  nach  württetnbergischetn  Recht  bei  StcUut^n- 
TcoUision  in  betreif  des  ehelichen  Güterrechts  und  des  ehelichen 
Erbrechts  anzuwenden? 

Urteil  des  Oberlandesgericbts  in  Stuttgart   vom  12.  Jali  1895  (Jahrbücher 

der  wSrttemb.  KechtspSege  Bd.  8  S.  145  ff.). 

Am  22.  April  1894  ist  der  Kaufmann  Friedrich  M.  in  Stutt- 
gart, wo  er  seinen  letzten  Wohnsitz  hatte,  gestorben.  Er 
hinterliefs  eine  Witwe  L.  M.  (die  jetzige  Klägerin)  und  als  nächste 
Verwandte  eine  Halbschwester,  die  auf  ihr  Erbrecht  zu  Gunsten  ihrer 
beiden  Söhne  C.  und  0.  K.  (die  jetzigen  Beklagten)  verzichtete.  Die 
Klägerin  und  die  Beklagten  haben  die  Erbschaft  angetreten.  Der 
Verstorbene,  von  Geburt  badischer  Staatsangehöriger  (ob  zur 
Zeit  des  Todes,  ist  bestritten)  hat  sich  am  4.  Januar  1853  in  Pforz- 
heim mit  der  Klägerin  verehelicht  und  dort  den  erstehelichen 
Wohnsitz  genommen.  Am  18.  Oktober  1855  bat  er  dort  eine  letzte 
Willensverordnung  errichtet,  deren  formelle  Gültigkeit  unbeanstandet 
ist  und  welche  wörtlich  lautet: 

„Eigenhändiger  letzter  Wille. 

Ich,  der  unterzeichnete  Bürger  und  Kaufinann  F.  M.  dahier, 
verordne  fOr  den  Fall  meines  Vorabsterbens  vor  meiner  Ehefrau  L. 
M.,  gestützt  auf  die  Just.Min.Verf.  vom  16.  Januar  1818,  Reg.Bl. 
1818  Nr.  III  S.  17,  dafs  meiner  genannten  Ehefrau  die  ihr  nach 
Landrechtsatz  738a  zustehende  eheliche  Nutzniefsung  zur  Hälfte  ent- 
zogen werden  und  also  die  Hälfte  meines  Vermögens  meinen  Erben 
zu  gleichbaldigem  Nutz  und  Eigentum  zufallen  soll. 

Dieses  ist  mein  liebster  und  letzter  Wille,  den  ich  eigenhändig 
geschrieben  und  unterschrieben  habe,  und  der  nach  meinem  Ableben 
pünktlich  vollzogen  werden  soll. 

Pforzheim,  den  achtzehnten  Oktober  Eintausend  Acht  Hundert 
ftlnf  und  fünfisig. 

(gez.)  F.  M.« 
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1856  oder  1858  sind  die  Eheleute  nach  Stattgart  übergesiedelt, 
wo  sie  bis  1888  eine  gemeinsame  Wohnung  —  jedoch  mit  getrenntem 
Tisch  und  Schlafzimmer  —  inne  hatten  und  seit  1888  getrennt  lebten. 

Zwischen  den  M.schen  Eheleuten  wurde  unbestritten  in  Ermange- 
lung eines  Ehevertrags  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  badischen 
Landrechts  begründet  und  in  Anwendung  dieses  Güterrechts  wurde  mit 
Zustimmung  der  Beklagten  die  Httlfle  des  Gesamtvermögens  (worin 
keine  Liegenschaft  sich  befand)  mit  70405  Mk.  57  Pf.  der  Witwe  als 
ihr  Anteil  am  ehelichen  Vermögen  zugewiesen,  während  die  andere 
Hälfte  von  70405  Mk.  57  Pf.  den  Nachlafs  des  Ehemanns  bildet 

Klägerin  beansprucht  Teilung  dieses  Nachlasses  nach  den  Grund« 
Sätzen  des  württembergischen  Intestaterbrechts,  wonach 
sie  die  Hälfte  des  Nachlasses  zu  erben  hätte  (das  Nutzniefsungsrecht 
an  der  andern  Hälfte  des  Nachlasses,  dem  Erbteil  der  Beklagten,  will 
sie  im  gegenwärtigen  Prozefs  nicht  verfolgen),  während  die  Beklagten 
in  der  letztwilligen  Verfügung  vom  18.  Oktober  1855  eine  testamen- 
tarische Erbeinsetzung  der  Intestaterben  badischen  Rechts  unter  Be- 
schränkung des  gesetzlichen  Nutzniefsungsrechts  der  Witwe  auf  die 
Hälfte  des  Nachlasses  erblicken,  eventuell  die  Teilung  nach  badischem 
Intestaterbrecht  als  dem  Recht  des  erstehelichen  Wohnsitzes  und 
des  Heimatstaats  des  Erblassers,  mit  jener  Beschränkung  der  Nutz- 
niefsung  der  Witwe,  beanspruchen.  Das  Gericht  erster  Instanz  hat 
der  Klage  entsprochen  und  festgestellt,  dafs  der  Nachlafs  des  etc.  M. 
(württ.)  landrechtlicher  Ordnung  gemäfs  zu  teilen  sei. 

Die  Beroftmg  gegen  dieses  Urteil  ist  zurückgewiesen  worden  aus 
folgenden  Gründen: 

I.  Gegenstand  des  Rechtsstreits  ist  lediglich,  welche 
Erbfolge  einzutreten  habe,  ob  die  testamentarische  oder  die  Intestat- 
erbfolge, und  im  letzteren  Fall,  ob  die  des  württembeigischen  oder  die 
des  badischen  Landrechts,  während  die  Nutzniefsungsansprüche  der 
Witwe  an  den  Erbteilen  der  Beklagten  mit  gegenwärtiger  Klage  nicht 
verfolgt  werden  wollen. 

II.  Wenn,  wie  hier,  die  Anwendung  eines  fremden  Rechts  streitig 
wird,  so  hat  der  Richter  die  Vorfrage,  ob  und  in  welchen 
Grenzen  das  fremde  Recht  anzuwenden  sei,  nach  seinem 
einheimischen  Recht  zu  beantworten;  er  hat  also  zu  untersuchen,  ob 
hierüber  für  den  gegebenen  Fall  partikuUrrechtliche  Bestimmungen 
oder  Staatsverträgo  seines  Heimatstaats  bestehen,  und  hat,  wenn  solches 
nicht  der  Fall,  die  in  seinem  einheimischen  Recht  geltenden  und  an- 
erkannten Regeln  des  internationalen  Privatrechts  zu  befolgen.  Die 
hievon  abweichenden  Gesebsesbestimmungen  oder  Rechtsgrundsätze  eines 
andern  Staats  oder  Rechtsgebiets  sind  ftlr  ihn  nicht  mafsgebend,  was 
allerdings  die  Folge  haben  kann,  dafs  ein  und  dasselbe  Rechtsverhältnis, 
je  nachdem  der  Rechtsstreit  vor  dem  Gericht  des  einen  oder  andern 
Staats   zur   Aburteilung   kommt,    nach   verschiedenem   Recht   beurteilt, 
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und  deshalb  auch  in  entgegengesetsstem  Smn  entschieden  werden 
kann  ^). 

Die  Frage,  nach  welchem  Recht  die  testamentarische  oder  Intestat- 
erbfolge im  gegenwärtigen  Fall  sich  beurteilt,  ist  daher  hier  lediglich 
vom  Standpunkt  des  württembergischen  nnd  eyentnell  gemeinen  Rechts 
aas  und  nach  den  in  diesen  Rechten  fllr  den  Fall  der  Kollision  von 
Gesetzen  verschiedener  Staaten  geltenden  besonderen  oder  allgemeinen 
Bestiramnogen  und  Grundsätzen  zu  entscheiden,  während  die  hievon 
abweichenden  Gesetze  und  Rechtsgrundsätze  des  badischen  Rechts,  so  das 
dort  i\ir  das  Erbfolgerecht  geltende,  im  wttrttembergischen  und  gemeinen 
Reeht  dagegen  nicht  anerkannte  Princip,  dafs  das  Gesetz  des  Heimat- 
staates des  Erblassers  zur  Zeit  seines  Todes  entscheide'),  aufser  Betracht 
zu  bleiben  haben. 

Es  ist  deshalb  unerheblich,  ob  der  Erblasser  M.  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  badischer  Staatsangehöriger  war  oder  nicht. 

III.  Für  das  eheliche  Güterrecht  herrscht  nun  im  württem- 
bergisehen  und  gemeinen  Reeht  der  Grundsatz,  dafs  dasselbe  —  ab- 
gesehen von  Eheverträgen  —  nach  dem  Gesetz  des  erstehelichen 
Wohnsitzes  des  Ehemanns  sich  zu  richten  habe  und  dafs  die 
spätere  Verlegung  des  Wohnsitzes  nach  dem  Princip  der  Unwandelbar- 
keit des  Güterrechts  hinauf  (regelm&fsig)  ohne  Einflufs  sei^). 

EiS  hat  daher  hieftlr  das  in  Pforzheim,  dem  erstehelicben  Wohnsitz 
d«r  M.schen  Eheleute,  geltende  badische  Recht  zu  gdten  und  nach 
diesem  Recht  ist  mit  Grund  (Satz  1474  des  badischen  Landrechts)  der 
Witwe  M.  die  Hälfte  des  ehelichen  Gresamtvermögens  als  ihr  Anteil 
an  der  gesetzlichen  Gütergemeinschaft  zugewiesen  worden. 

Dieses  für  das  Güterrecht  mafsgebende  Gesetz  erstreckt  sich  auch 
auf  die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  Lösung  der  Ehe  durch  den 
Tod  eines  Ehegatten,  welche  nur  Wirkungen  und  Teile  des  ehelichen 
Güterrechts  sind,  während  reine  Erbrechte  —  und  dazu  gehört 
nach  dem  hier  mafsgebenden  wüi-ttembergischen  Recht  auch  das  durch 
das  württembergische  Landrecht  festgesetzte  (statutarische)  Erbrecht 
des    überlebenden   Ehegatten,    welches  von    einem  bestimmten   Güter- 


1)  Böhrrij  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  §  2.  Stobhe 
Deutach.  Privatrecht  3.  Aufl.  1  S.  233  (§  29,  VI).  Gierke,  Deutsch.  Privat- 
recht §  25  HI  Ziff.  2—4,  besonders  S.  215.  Demburg,  Pand.  I  §  45. 
Wächter,  A.  f.  ci v.  Praxis  24  S.  237  ff.  Entsch.  d.  Reichsgerichts  14  S.  184 ; 
24  S.  328  f.;  29  S.  289  f.;  84  S<  17;  auch  Behaghel,  Komm,  zum  Bad.  Land- 
recht 3.  Aufl.  I  S.  60. 

2)  S.  Bad.  Landrecht  Satz  3  Abs.  8.  Behaghel,  I  S.  44.  63.  65. 
Hachenbitrg,  Bad.  Landr.  Anm.  8  za  Satz  3.  Entsch.  des  Reichsg.  Bd.  25 
S.  342.    Kuhlenbeck  in  Jur.  Wochenschrift  1895  S.  278. 

3)  Wächter,  Württ  Privatr.  1  S.  802,  II  S.  92.  Stein -Kübel- ff ohl, 
Württ.  Erbrecht  S.  19  zu  n.  3.  Sarioeys  Monatsschrift  12  S.  311  f.  Pßzer, 
Rechte  u.  Verbindl.  der  Weiber  S.  147.  Bar,  Th.  und  Pr.  des  intern. 
Privatr.  2.  Aufl.  1  S.  505.  515  ff.  Böhm,  Die  räuml.  Grenzen  S.  48—54. 
Gierke,  I  S.  237.  Stobbe,  I  S.  270  ff.  (§  34  V).  Roth,  Baver.  Civilr.  I 
S.  317  und  Deutsches  Privatr.  §  92  zu  n^  11.  Entsch.  des  Reichsg.  6  S.  223, 
12  8.  309.    Württ  Archiv  21  S.  247. 
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Verhältnis  unabhängig  ist^)  —  nach  den  für  das  Erbrecht  geltenden 
Gesetzen  und  Grundsätzen  zu  beurteilen  sind^). 

lY.  Vor  der  Untersuchung,  welches  Recht  der  Intestaterbfolge  zur 
Anwendung  zu  bringen  ist,  ist  zu  sehen,  ob  nicht  die  Intestaterbfolge 
durch  eine  testamentarische  Verftlgung  des  Erblassers  M«, 
durch  dessen  letztwilligo  Verordnung  vom  18.  Oktober  1855  aus- 
geschlossen worden  ist. 

Dafs  diese  Willensverordnung  nach  dem  Gesetz  des  Orts  der  Er- 
richtung (Pforzheim)  formell  gültig  ist,  ist  unbestritten  und  diese 
nach  dem  Gesetz  des  Orts  der  Errichtung  formell  gültige  Verftlgung 
hat  auch  trotz  der  Wohnsitzveränderung  des  Erblassers  diese  formelle 
Gültigkeit  beibehalten^).  Ihrem  materiellen  Inhalt  nach  ist  jedoch 
darin  eine  testamentarische  VerAlgung,  eine  Erbeinsetzung  und  über- 
haupt eine  Disposition  über  den  Grundstock  des  Nachlasses  nicht  zu 
finden,  mag  man  die  Willensverordnung  vom  Gesichtspunkt  des  badischen 
oder  des  württembergischen  und  gemeinen  Rechts  aus  auslegen  und 
beurteilen.  (Die  Gründe  führen  dies  näher  aus  und  fahren  dann 
fort) : 

y.  Es  hat  sonach  die  Intestaterbfolge  einzutreten  und  es 
tngt  sich,  ob  hiefÜr  das  badische  oder  württembergische  Recht  mafs- 
gebend  ist  Auch  dies  beurteilt  sich  nach  dem  unter  Ziff.  2  Aus- 
geführten nach  württembergischem  Recht  und  wenn  dieses  keine  be- 
sonderen Bestimmungen  darüber  hat,  nach  dem  in  Württemberg  geltenden 
gemeinen  Recht,  während  der  Grundsatz  des  badischen  Rechts,  dafs  für 
die  Erbfolge  das  Gesetz  des  Heimatstaats,  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit 
des  Erblassers  entscheide,  aufser  Betracht  kommt 

FVix  das  gemeine  Recht  geht  nun  die  herrschende  Theorie 
und  Praxis  dahin,  dafs  für  das  Erbrecht,  besonders  das  gesetzliche 
Erbfolgerecht,  einschliefslich  des  Erbfolgerechts  der  Ehegatten  das  letzte 
Fersonalstatut  des  Erblassers  mafsgebend  sei  und  dafs  als  solches  ohne 
Rücksieht  auf  die  Staatsangehörigkeit  das  Gesetz  des  letzten  Wohn- 
sitzes desselben  zu  gelten  habe ''),  Nach  gemeinrechtlichen  Grundsätzen 
würde  sonach  die  Intestaterbfolge  in  den  Nachlafs  des  M.  nach  dem 
am  letzten  Wohnsitz  desselben  in  Stuttgart  geltenden  Recht,  ako  nach 
dem  württembergischen  Landrecht  zu  geschehen  haben. 

Es   fragt  sich  jedoch,   ob  nicht  das  in  erster  Linie  mafsgebende 


4)  Bolley,  33  Aufis.  S.  277  f.  Stein-KübeUHohl ,  §  35  Zus.  1.  Römer, 
W.  Erbr.  §  200  IL    Württ  Arch.  Bd.  15  S.  179;  16  S.  334. 

5)  Gterke,  I  S.  237  f.  Stolpe,  I  S.  278  f.  Bar,  I  S.  538  f.  Seuffert, 
Archiv  32  nr.  102;  43  nr.  196. 

6)  Bar,  IE  S.  324.  Böhm,  §  32  Ziffl  1  S.  188  f.  Jurisdiktionsvertrag 
mit  Baden  vom  5.  Januar  1826  (Reg.Bl.  8.  12)  Art  22. 

7)  Bar,  II  S.  310  f.  319  (§  365.  369).  Böhm,  Räaml.  Herrsch.  §  30.  31 
und  intern.  Nachlafsbehandl.  §  5.  Stobbe,  I  S.  278  f.;  S.  233  ff.  Gierks,  I 
S.  243.  Mommsen  im  Arch.  f.  civ.  Pr.  61  S.  152.  Saoigny,  System  8 
S.  295  ff.  314.  Dernburg,  Fand.  I  §  46.  Entsch.  des  Reichsg.  8  S.  146; 
14  S.  134  und  in  Senffert,  Archiv  46  nr.  267.  Wächter,  Arch.  für  civ.  Pr. 
Bd.  25  S.  193  ff.,  363  ff.,  881. 
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'württembergisclie  Partikularrecht  hierin  vom  gemeinen 
Recht  abweicht.  Der  württeinbergische  Staatsvertrag  mit  Baden  vom 
5.  Januar  1826  bezieht  sich  in  Art.  22  nur  auf  die  Form  der  Rechte- 
geschUfte  unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall  und  ist  daher  hieher 
ohne  Belang.  Für  das  Erbrecht  im  allgemeinen  kennt  ferner  das 
württembergische  Recht  der  richtigen  Ansicht  nach  keine  Abweichung 
Yom  gemeinen  Recht  ^). 

Dagegen  wird  fllr  die  Intestaterbfolge  der  Eheleute  viel- 
fach^) auf  Grund  der  k.  Verordnung  vom  12.  September  1814  §§  8 
und  9  (Reg.Bl.  S.  827),  welche  Gesetzeskrad  hat,  als  Grundsatz  des 
wUrttem bergischen  Rechts  angenommen,  dafs  diese  Intestaterbfolge  sich 
nicht  nach  dem  Gesetz  des  Wohnorts  des  Erblassers  zur  Zeit  seines 
Todes,  sondern  nach  dem  Gesetz  des  Wohnortes  zu  richten  habe, 
welchen  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  hatte^ 
dafs  daher  mit  Änderung  des  Wohnortes  der  Ehegatten  ihr  Intestat- 
erbrecht sich  nicht  Hndere.  Nach  diesem  Grundsatz  würde  daher  hier 
das  am  erstehelichen  Wohnsitz  der  M.sehen  Eheleute  in  Pforzheim 
geltende  badische  Landrecht  und  das  dort  bestimmte  Erbfolgerecht 
unter  Ausschlnfs  der  Witwe  zur  Anwendung  kommen. 

Dieser  Ansicht  kann  jedoch  nicht  beigetreten  werden. 

Der  §  9  der  genannten  Verordnung  vom  12.  September  1814, 
worin  für  das  Erbfolgerecht  der  Eheleute  bei  Trennung  der  Ehe  nach 
eingeführtem  wUrttembergischen  Recht  in  Ermangelung  von  Erbver- 
trftgen  und  testamentarischen  Verfügungen  das  Erbrecht  am  Ort  des 
Wohnsitzes  bei  Schliefsung  der  Ehe  und  zur  Zeit  dieser  Eheschliefsung 
als  mafsgebend  anerkannt  wird,  hatte,  wie  der  Zusammenhang  mit  §  8 
daselbst  unzweideutig  ergiebt,  nur  die  Eheleute,  welche  in  den 
neu  erworbenen  Landen  vor  Einführung  der  württem- 
bergischen Gesetze  ihre  Ehe  geschlossen  haben,  im 
Auge.  Diese  beschränkte  und  nur  transitorische  Natur  der  Bestimmung 
eigiebt  sich  femer  aus  der  Überschrift  der  k.  Verordnung  ^über  die 
Anwendung  des  württembergischen  Rechts  in  den  neu  erworbenen 
Ijandesteilen*^,  sowie  aus  dem  im  Eingang  der  k.  Verordnung  gegebenen 
Anlafs  und  Zweck  derselben,  woselbst  es  wörtlich  heifst: 

„Wir  haben  durch  frühere  Verordnungen  Unsre  allerhöchste 
Willensmeinung  zu  erkennen  gegeben,  dafs  mit  dem  1.  Januar  1807 
.  .  .  sämtliche  statutarischen  Gesetze  der  mit  Unsrem  Königreich  zu 
einem  Ganzen  vereinigten  vormaligen  Territorien  und  Gebiete  ihre 
verbindende  Kraft  verlieren  und   von  obgedachtem  Zeitpunkt  an  die 


8)  Stein ' Kübel '  Hohl ,  §  5.  Mayer,  Fam.  u.  Erbr.  §  60  III  S.  91. 
Ebenso  Wächter,  II  S.  100.  105,  vergl.  mit  Jahrb.  der  W.  Rechtspfl.  6 
S.  204. 

9)  Insbesondere  von  Wächter,  W.  Privatr.  I  804  u.  II  S.  105,  welchem 
folgen  Römer,  §  200  I  Ziff.  4.  Stein- Kübel- Hohl.  §  5  Zus.  1.  Reyitcher, 
W.  Privatr.  §  79  Ziff.  8  u.  Note  7.  Mayer,  §  66  Ziff.  2  S.  103.  Gutachten 
des  Papillen-Senats  in  Sarwpyn  Monatsschrift  12  S.  811  ff. 
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altwUrttembergischen  Gesetze  als  allgemein  geltendes  Recht  angesehen 
werden  sollen. 

Dabei  konnte  jedoch  Unsre  allerhöchste  Absicht  nie  dahin  gehen, 
diesen  Gesetzen  eine  rückwirkende  Krail  beizulegen  und  sie  zum 
Nachteile  wohlerworbener  Rechte  Unserer  Unterthanen  in  den  neu 
acquirierten  Lttndem  anwenden  zu  lassen. 

Gleichwohl  ist  aus  vielen  zur  Kenntnis  Unsrer  höchsten  Justiz- 
stellen gekommenen  Thatsachen  zu  entnehmen  gewesen,  dafs  in 
Rücksicht  der  Anwendung  des  württembergischen  Rechts  auf  frühere 
Fälle  mancherlei  Ungleichheiten  in  der  Behandlungsart  vorgekommen, 
auch  noch  jetzt  vorhanden  sind,  und  Wir  finden  Uns  daher  bewogen, 
über  diesen  Gegenstand  folgende  allgemeine  und  auf  einige  der 
häufigeren  Fälle  angewandte  Vorschriften  zu  erteilen.'' 

Es  sollte  also  nur  die  Frage  der  Rückwirkung  oder  Nichtrück- 
wirkung  der  altwtlrttembergiscben  Gesetze  auf  die  vor  deren  Einfülirung 
in  den  neuwürttembergischen  Landesteilen  begründeten  Rechtsverhältnisse, 
dabei  auf  die  in  diesen  Landesteilen  vor  der  EinHlhrung  jener  Gesetze 
geschlossenen  Ehen  und  auf  das  Erbrecht  „solcher'^  Eheleute  einheitlich 
geregelt  und  der  vorgekommenen  Ungleichheit  in  Frage  der  Rück- 
wirkung des  altwUrttembergischen  Rechts,  namentlich  der  unrichtigen 
Anwendung  der  gleichfalls  nur  transitorischen ,  für  die  Einführung  des 
3.  Landrechts  gegebenen  Landrechtsbestimmung  lY,  1  §  3  auf  die 
jetzigen  Verhältnisse  entgegengetreten  werden  ^^). 

Dabei  ist  allerdings  das  Ober-Justiz-Kollegium  und  dessen  Referent 
Georgii,  dessen  Anträge  für  das  Gesetz  von  1814  von  dem  Gesetzgeber, 
dem  König,  genehmigt  wurden  und  dessen  Motive  daher  als  Gesetzes* 
motive  anzusehen  sind  ^^),  von  anderen  Grundsätzen  als  seiner  Zeit  das 
württembeigische  Landrecht  vom  1.  Juni  1610  ausgegangen.  Während 
hier  bei  einem  Todesfall  nach  eingeführtem  neuem  Landrecht  „der 
Todesfall  und  nicht  die  eheliche  Verpflichtung  anzusehen  und  den 
Erbfall  bringen"  soll,  also  das  Erbrecht  nach  dem  Gesetz  zur  Zeit  des 
Todes  sich  bestimmen  sollte,  welchen  Grundsatz  auch  bei  der  jetzigen 
Änderung  der  Gesetzgebung  in  den  neuwürttembergischen  Landen  die 
Tübinger  Universität  angewendet  wissen  wollte  ^^),  ging  Georgii  (und 
mit  ihm  das  Ober- Justiz-Kollegium)  von  der  Ansicht  aus,  dafs  die  Ehe- 
leute in  Ermangelung  von  Ehekontrakten  wie  für  die  Gütergemeinschaft, 
deren  Wirkungen  ja  gleich  mit  Anfang  der  Ehe  sich  zu  äufsem  be- 
ginnen, so  auch  fUr  das  mit  der  Gütergemeinschaft  in  untrennbarer 
Verbindung  stehende  Erbfolgerecht  sich  den  Gesetzen  zur  Zeit  und  am 
Wohnort  der  Schliefsung  der  Ehe  unterwerfen  wollen  und  jedenfalls, 
wenn  sie  zur  Zeit  der  Eheschi iefsung  an  das  Erbrecht  noch  nicht 
gedacht  haben  sollten,  doch  eine  einheitliche  Norm  für  alle  ihre  ähn- 
lichen Verhältnisse  haben  wollen,  dafs  auch  bei  Änderung  der  Gesetz- 


10)  Wächter,  1  S.  800-806. 

11)  Wächter,  I  S.  804  Note  31. 

12)  Wächter,  I  S.  804  Note  32. 
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gebnng  wttbrend  der  Ehe  eine  Absicht,  das  einmal  ,, erworbene*'  Erb- 
recht beizubehalten,  anzunehmen  sei^^). 

Diese  Frincipien  über  den  Schutz  wohlerworbener  Rechte  sind  der 
k.  Verordnung  vom  12.  September  1814  „zu  Orunde  gelegt  worden **  ^^), 
daraus  flofs  der  §  9  des  Gesetzes  ^^). 

Damit  ist  jedoch  nicht,  wie  Wächter  annimmt,  dieser  Grundsatz 
im  Gesetz  als  allgemeiner  Grundsatz  dahin  ausgesprochen 
(verktlndet)  worden,  dafs  das  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  am  Wohnort 
des  Ehemanns  geltende  eheliche  Elrbrecht  in  allen  Fällen  und  f)lr  alle 
Zeiten,  so  auch  bei  später  geänderter  Gesetzgebung  oder,  was  gleich- 
bedeutend sei^*),  bei  späterer  Veränderung  des  Wohnsitzes  mafs- 
gebend  bleibe,  also  hieÄlr  stets  das  erste  Domizil  des  Ehemanns  ent- 
scheide. Das  Gesetz  blieb  darum  nicht  weniger  rein  transitorischer 
Natur,  es  bezieht  sich  seinem  klaren  Wortlaut  und  Zweck  nach  nur 
auf  die  vor  der  Einftlhrung  des  altwUrttembergischen  Rechts  in  den 
neuwürttembergischen  Landen  schon  geschlossenen  Ehen  und  die  hie- 
durch  begründeten  Verhältnisse.  Nur  das,  was  in  diesen  Ehen  Rechtens 
sein  soll,  ist  im  Gesetz  erklärt  und  Gesetz  geworden.  Die  Ansicht  des 
Gesetzgebers  über  den  Inhalt  des  bestehenden  Rechts  und  über  die 
Richtigkeit  der  zu  seiner  Zeit  bestehenden  Theorien  ist  wohl  für  die 
Auslegung,  nicht  aber  t\lr  die  Ergänzung  und  Ausdehnung  des  Gesetzes 
zu  verwerten;  selbst  wenn  jene  Ansicht  des  Gesetzgebers  ihn  zu  der 
gesetzlichen  Anordnung  bestimmt  hat  (ja  selbst,  wenn  er  die  Absicht 
gehabt  haben  sollte,  sie  mittels  des  von  ihm  erlassenen  Gesetzes  zur 
allgemeinen  Geltung  zu  bringen;  was  übrigens  für  das  gegenwärtige 
Gesetz  nicht  nachweisbar  ist),  so  bleibt  sie  nichts  weniger  blofses 
Motiv,  wenn  sie,  wie  hier,  im  Gesetz  selbst  keinen  (rechtsförmlichen) 
Ausdruck  gefunden  hat  und  der  klare  Wortlaut  und  Zweck  des  Gesetzes 
für  eine  ausdehnende  Auslegung  im  Sinne  der  Motive  keinen  Raum 
giebt^'^).  Zudem  hatte  jenes  Gesetz  von  1814  sich  nur  mit  der  zeit- 
lichen Kollision,  mit  der  Frage  der  Rückwirkung  neuer  Gesetze  zu 
befassen;  auf  den  allerdings  verwandten  Fall  der  Ortlichen  Kollision 
verschiedener  Erbrechte,  auf  die  räumliclie  Herrschaft  bestimmter  IntestaC» 
erbrechtsgesetze ,  ist  der  Refei-ent  Oeorffii  in  seinen  Ausführungen  zur 
Begründung  der  vorgeschlagenen  Gesetzesbestimmungen  überhaupt  nicht 
eingegangen  ^^),  so  dafs  umsoweniger  der  Wille  des  Gesetzgebers,  auch 
hierüber  eine  allgemein  geltende  Gesetzesbestimmung  zu  treffen,  an- 
genommen werden  kann. 


13)  Georgii  im  Arch.  für  civ.  Pr.  3  S.  175-180  u.  Wächter^  I  S.  804 
Note  32. 

14)  Oeorgü,  a.  a.  O.  8.  189. 

15)  Wächter,  I  S.  804  Note  82;  II  S.  105, 

16)  Wächter,  I  S.  801   Note  28  u.  im  Arch.  f.  civ.  Pr.  25  S.  49  Note 
263.    Pupillensenat  in  Sarweys  Monatsschr.  12  S.  311  f. 

17)  S.  Stobbe,  I  S.  194  f. 

18)  S.  Arch.  f.  civ.  Pr.  3  S.  145  ff.    Beitrag  zur  Lehre  von  der  Ruck- 
an Wendung  neuer  Gesetze. 
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Wäditer  selbst  hält^>)  das  von  Qeorgii  für  das  Erbrecht  der 
Eheleute  aBgenommene  Princip,  welches  diesen  zu  der  Gesetzes- 
bestimmung in  §  9  veranlafste,  für  unrichtig  und  fUr  schon  damals  be- 
stritten und  hat  selbst  in  einigen  anderen  Funkten  die  von  Georgii 
angenommenen  Grundsätze  über  die  Rückwirkung  von  Gesetzen  für 
irrig  und  von  falschen  Voraussetzungen  ausgehend  erklärt  und  darum 
vor  einer  Verallgemeinerung,  vor  einer  allgemeinen  Anwendung  auf  die 
Lehre  vor  der  Rückwirkung  gewarnt  ^^).  Es  kann  daher  auch  dem 
auf  unrichtigem  Grundsatz  beruhenden  Bestimmungen  in  §  9  des  Gesetzes 
keine  allgemeine,  über  den  klaren  Wortlaut  und  Zweck  des  Gesetzes 
hinausreichende  Bedeutung  beigemessen  werden,  so  wenig  dies  für  die 
gleichfalls  nur  transitorische  Bestimmung  des  württembergischen  Land- 
rechts von  1610  zu  billigen  war  und  von  Wächter  (S.  802  f.)  gebilligt 
wurde  *^). 

Wächter  bemerkt  zwar^^)  gegenüber  Beinhardt 
„allein   die  betreffende   Bestimmung  jenes  Gesetzes  flofs  nicht  nur 
aus  ganz   allgemeinen  Gründen,    sondern   es  sprechen   für  den  all- 
gemeinen Satz  auch  noch  andere  Argumente  aus  unsren  Quellen,  wie 
ich  a.  a,  0.  zeigte.** 

An  dem  angefahrten  Ort^^)  ist  das  Specialreskript  des  Ober- 
Justiz- Kollegiums  vom  17.  Januar  1809  genannt,  worin  allerdings  der- 
selbe Grundsatz,  dafs  bei  allen  früheren  Ehen  ein  stillschweigender 
Vertrag,  wodurch  sich  die  Ehegatten  dem  damals  geltenden  Statut 
unterworfen ,  anzunehmen  sei ,  ausgesprochen  wird ,  und  dasselbe  ist 
auch  von  anderen  höheren  Behörden,  so  in  einem  Erlafs  des  Kultus- 
ministeriums vom  28.  Dezember  1810**)  geschehen.  Dies  beweist 
aber  nur,  dafs  verschiedene  Behörden  damals  (übrigens  sich  nicht  ein- 
mal gleich  bleibend*'^)  jene  Rechtsanschauung  hatten  und  dieselbe  in 
ihren  Verdungen  und  Bescheiden  zur  Anwendung  brachten,  ohne 
dafs  damit  jene  Rechtsanschauung  hätte  Gesetzeskraft  bekommen  können. 
Und  auch  der  von  Wächter  weiter  angeführte  Staatsvertrag  mit  Baden 
vom  10.  April  1807  (ratifizierter  Tausch-  und  Publikationsvertrag 
R^.Bl.  S.  389  ff.)  bezog  sich  nur  auf  die  Wirkung  der  neuen  Gesetz- 
gebung auf  die  wenigen  damals  vertauschten  Orte ,   Güter  etc. ,   wobei 


19)  In  seinem  Privatrecht  I  S.  802;  II  S.  105. 

20)  W.  Privatr.  I  S.  805  nr.  35  und  in  Sartoey»  Monataschr.  4  S.  436, 
wo  er  in  Note  35  in  Beziehung  auf  das  Gesetz  von  1814  sagt:  ^schon  des- 
halb mnfs  man  behutsam  sein,  wenn  man  dem  Gesetz  eine  allgemeine  analoge 
Anwendung  auf  die  Lehre  von  der  Rückwirkung  überhaupt  geben  will.  Das 
Gesetz  bat  freilich  den  Fehler,  dafs  es  in  den  meisten  seiner  Paragraphen 
sich  so  allgemein  ausdrückt,  als  ob  es  die  Lehre  von  der  Rückwirkung 
überhaupt  normieren  wollte.  Allein  Rubrik  und  Eingang  beweisen 
die  snecielle  Beziehung  des  Gesetzes  genügend.*^ 

i\)  Richtig  Reinhardt^  Komm.  z.  Landrecht  UI  S.  9  f. 

22)  In  seinem  Württemb.  Privatrecht  11  S.  105  Note  40. 

23)  I  S.  803  f. 

24)  Wächter,  I  S.  803  Note  29. 

25)  Vergl.  a.  a.  0.  8.  803. 
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zur  möglichsten  Schonung  der  bisherigen  Staatsbürger  verfügt  wurde, 
dafs  die  Verhältnisse  der  Einwohner,  besonders  die  aus  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft  herrührenden  Rechte  und  das  Erbfolgerecht  der  Ehe- 
leute, die  ohne  besondere  Verträge  einander  stillschweigend  auf  das 
Landrecht  geheiratet  haben,  in  vorkommenden  Fällen  nur  nach  den 
bisher  in  erwähnten  Orten  gültig  gewesenen  Gesetzen  beurteilt  werden 
sollen.  Also  auch  dieser  Staatsvertrag  hatte  einen  ganz  speciellen,  auf 
andere  Verhältnisse  zu  übertragenden  Inhalt. 

Dafs  aber  der  in  jenen  singulären  Gesetzen  und  von  den  damaligen 
Behörden  angenommene  Rechtsgrundsatz  über  die  Rückwirkung  von 
Gesetzen  in  Absicht  auf  das  eheliche  Erbrecht  fUr  sich  und  besonders 
in  der  Ausdehnung  auf  die  Kollision  von  Gesetzen  bei  Änderung  des 
ehelichen  Wohnsitzes  im  Wege  gewohnheitsrechtlicber  Bildung  in 
Wtlrttemberg  Gesetz  geworden  wäre,  kann  schon  darum  nicht  an- 
genommen werden,  weil  jener  Grundsatz  in  der  württembergischen 
Theorie  von  jeher  streitig  war*'),  und  schon  wegen  der  Seltenheit 
solcher  KolUsionsfklle  eine  konstante  Praxis  der  württembergischen 
Gerichte  und  Teilungsbehörden  darüber  nicht  besteht*^).  Fehlt  es 
sonach  an  einer  partikulären  Gesetzesbestimmung  des  einheimischen 
Rechts,  so  mufs,  da  der  früher  in  Württemberg  angenommene  Grund- 
satz der  stillschweigenden  Unterwerfung  der  Eheleute  unter  das  Gksetz 
des  erstehelichen  Wohnsitzes  besonders  hinsichtlich  des  Erbrechts  nicht 
haltbar  ist,  im  Einklang  mit  den  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  auch 
in  Württemberg  das  Gesetz  des  letzten  Wohnsitzes  für  das  Intestat- 
erbrecht der  Eheleute  als  mafsgebend  erachtet  werden. 

Hieraus  folgt,  dafs  hier,  entsprechend  dem  Klagantrag,  für  die 
Erbfolge  der  gesetzlichen  Erben  des  in  Stuttgart,  an  seinem  letzten 
Domizil,  verstorbenen  M.  die  Bestimmungen  des  württembergischen 
Landrechts,  wonach  die  Witwe  bei  blofser  Konkurrenz  mit  Seiten- 
verwandten des  Erblassers  die  Hälfte  und  die  Verwandten  die  andere 
Hälfte  des  Nachlasses  als  gesetzliche  Erben  anzusprechen  haben,  zu 
Grunde  zu  legen  sind. 

VI.  Dieses  Intestaterbrecht  der  Ehegatten  hat  allerdings  nach 
wttrttembeigischen  Landrecht  IV,  2  §  1  zur  Voraussetzung,  dafs  die 
Eheleute  nach  ^gehaltenem  Kirchgang  allbereit  zu  ehelichem  Bei- 
lager kommen  und  die  Deckin  boschlagen*'  haben.  Allein 
hiezu  ist,  wie  in  der  württembergischen  Theorie  und  Praxis  aufser 
Streit  ist*^),  nicht  die  Vollziehung  des  ehelichen  Beischlafs  erforderlich, 


26)  S.  Wächter,  I  S.  801  und  für  die  Zeit  vor  dem  Gesetz  von  1814 
Grieainger,  Landrechtskoromentar  7  S.  12  f. 

27)  S.  Sarweya  Monatsschrift  12  S.  311  ff.  (am  Schlafs).  Die  Teilungs- 
behörde  hat  in  dem  M.schen  Teilangsgeschäfte  bemerkt,  dafs  die  Praxis 
der  Teilungsbehörden  hierüber  eine  verschiedene  sei. 

28)  Law/,  Personenrecht,  2.  Aufl.  §  45  I  Note  3.  Weishaar,  W.  Privat- 
recht  I  §  147.  Reyscher^  W.  Privatrecht  §  551  zu  Note  5.  Griesinger  7 
S.  225  ff.  Reinhardt,  UI  S.  13  Anm.  1.  Mandry,  Civilrechtl.  Inhalt,  3.  Aufl. 
S.  514  Note  31. 
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sondern  nur,  dafs  die  Eheleute  (durch  den  symbolischen  Akt  der  Be- 
schreitung des  Ehebetts)  das  eheliche  Zusammenleben  thatsttchlich  be- 
gonnen haben.  (Es  wird  gezeigt,  dafs  es  hiezu  jedenfalls  gekommen 
ist;  sodann  heilst  es):  Wenn  schliefslich  der  Anwalt  der  Beklagten  es 
für  bedenklich  hält ,  dem  badischen  Güterrecht  das  auf  der  völlig  ver- 
schiedenen Grundlage  der  württembergischen  Errungenschaftsgesellschafl 
aufgebaute  württembergische  Erbrecht  aufisupfropfen ,  so  genügt  der 
Hinweis,  dafs  das  statutarische  Erbrecht  der  Ehegatten  von  der  Art 
des  Oüterverhältnisses  völlig  unabhttngig  ist^')  und  dafs  die  gemein- 
rechtlichen Grundsätze,  welche  für  das  Güterrecht  den  erstehelichen, 
für  das  Erbrecht  aber  den  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  entscheiden 
lassen,  viel£ftch  zur  Anwendung  der  Gesetze  verschiedener  Staaten  hin- 
sichtlich der  Teilung  der  Gütergemeinschaft  und  der  Teilung  des  Nach- 
lasses führen  müssen. 

Urteil  des  I.  Civilsenats  vom  12.  Juli  1895  in  Sachen  Keppel 
g^en  Magenau. 

Die  Revision  gegen  dieses  Urteil  hat  das  Heicbsgericht  mit 
Urteil  vom  3.  März  1895  (vergl.  Zeitschr.  Bd.  VI  S.  446)  zurückgewiesen. 

Statutenkollision  heim  Frachtvertrag,   wenn  Schiff  und  Ladung 

sich  vor  Erreichung   des  Reiseziels    in  einem  Nothafen  trennen 

müssen. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  3.  Juni  1896  (Hans.  Gerichts- 
zeitung. Hauptbl.  1896  S.  215). 

Das  der  Klägerin  gehörige  deutsche  Schi£f  „Dora^  (Heimatshafen: 
Bremen)  hat  unter  der  in  New  York  am  14.  Oktober  1893  ge- 
schlossenen Charterpartie  mit  einer  vollen  Ladung  Petroleum  die  Reise 
von  New  York  nach  Southampton  am  1.  November  1893  angetreten. 
Durch  schweren  Seesturm  beschädigt,  mufste  das  Schi£f  Fayal  (Azoren) 
als  Nothafen  anlaufen,  und  wurde,  da  der  dort  von  ordnungsmäfsig 
ernannten  Besichtigem  taxierte  Schaden  75  Prozent  des  versicherten 
Casco- Wertes  überstieg,  kondemniert  und  verkauft  Die  Ladung  wurde 
vom  Schiffer  in  Eajal  frachtfrei  an  die  Eigentümer  verabfolgt. 

Für  die  „Netto-Frachtgelder"  und/oder  „Behaltene  Fahrt"  hatte  die 
Klägerin  bei  der  Beklagten  und  anderen  Versicherungsgesellschaften 
insgesamt  17  000  Mk.  versichert.  Davon  entfielen  5000  Mk.  auf  das 
Bisiko  der  Beklagten.  In  der  Dispache,  die  unter  Anwendung  der  in 
Fayal  für  die  grofse  Havei*ei  mafsgeblichen  Gesetzesbestimmungen  nach- 
träglich in  Bremen  aufgemacht  wurde,  ist  der  gesamte  versicherte 
Betrag  als  in  der  Haverei  nicht  zu  vergütender  Totalverlust  behandelt. 

Die  Beklagte  ist  der  Meinung,  dafs  von  einem  Totalverlust  der 
Fracht  keine  Rede  sein  könne,  weil  das  Schiff,  nachdem  es  die  Ladung 
von  New  York  bis  Fayal  gebracht  hatte,  hierfür  die  Zahlung  einer 
entsprechenden  Distanzfracht  zu  fordern  berechtigt  gewesen  wäre,    und 


29)  Stetn-Kübd-Hohh  §  35  Zus.  1.    Württ.  Arch.  15  S.  179;  16  S.  834. 
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folglich  die  Auslieferang  der  Ladung  in  Fayal  nur  gegen  Zahlung  der 
Distanzfracht  htttte  erfolgen  dürfen. 

Darüber,  dafs  der  zu  berechnende  Betrag  der  Distanzfracht,  wenn 
diese  verdient  war,  den  unter  die  Versicherung  auf  Nettofracht  und 
Behaltene  Fahrt  fallenden  Verlust  der  Klägerin  soweit  gemindert  haben 
würde,  dafs  die  Beklagte  statt  der  ganzen  von  ihr  gezeichneten  Ver- 
sicherangssumme  von  5000  Mk.  nur  2918,25  Mk.  zu  zahlen  hätte, 
sind  die  Parteien  einig.     Diesen  Betrag  hat  die  Beklagte  bezahlt 

Die  restlichen  2086,75  Mk.  fordert  die  lüflgerin,  indem  sie 
geltend  macht,  dafs  ftlr  sie  in  der  That  ein  Totalverlust  der  Fracht- 
gelder vorliege,  da  der  Frachtvertrag  nach  dem  im  Bestimmungshaiini 
(Southampton)  geltenden,  also  nach  englischem  Rechte  zu  beurteilen 
gewesen  sei  und  das  englische  Recht  keine  Distanzfracht  gewähre. 

Für  das  englische  Recht  gesteht  die  Bekhigte  zu,  dafs  bei  seiner 
Anwendung  keine  Distanzfracht  von  der  Klägerin  hätte  beansprucht 
werden  können,  bestreitet  aber,  dafs  das  Recht  des  Bestimmungshafens 
fUr  die  Frage,  ob  im  eingetretenen  Falle,  bei  Beendigung  der  Reise 
und  des  Vertragsverbältnisses  in  einem  Nothafen  Distanzfracht  zu  zahlen 
sei,  überhaupt  als  mafsgeblich  erachtet  werden  dürfe.  Wolle  man  aber 
—  ohne  zureichenden  Grund  —  den  Streitfall  wie  ein  englisches 
Gericht  entscheiden,  so  sei  zu  berücksichtigen,  dafs  die  Judikatur  in 
derartigen  Fällen,  wo  es,  wie  im  vorliegenden,  an  einer  vertragsmäfbig 
vorausgesehenen  Regelung  der  Frage  fehle,  das  Recht  der  Flagge  als 
das  mafsgebliche  anzusehen  pflege.  Das  würde  für  den  vorliegenden 
Fall  zur  Anwendung  des  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
führen  und  den  Anspruch  des  Schiffers  auf  Distanzfracht  aufser  Zweifel 
stellen. 

Das  zur  Entscheidung  der  Frage  berufene  Gericht  sei  aber  das 
Gericht  in  Fayal  gewesen,  zu  dessen  Anrufung  der  SchifFer,  der  die 
Ladung  in  der  Hand  hatte  und  sie  ohne  gerichtlichen  Zwang  nicht 
anders  als  gegen  Zahlung  einer  Distanzfracht  hätte  herauszugeben 
brauchen,  die  Ladungseigner  hätte  zwingen  können  und  in  Wahrung 
der  beklagtischen  Interessen  hätte  zwingen  müssen.  Der  Richter  in 
Fayal  würde  keinerlei  begründeten  Anlafs  gehabt  haben,  ein  anderes, 
als  sein  heimatliches  Recht,  das  portugiesische,  zur  Anwendung  zu 
bringen,  und  dieses  gewähre,  genau  so,  wie  das  deutsche,  in  solchem 
Falle  dem  Schiffer  die  Distanzfracht 

Das  Landgericht  Bremen  K.  II  f.  H.  gab  am  27.  Februar  1896 
der  Klage  statt;  das  Oberlandesgericht  I  hob  dies  Urteil  am  8.  Jani 
1896  auf  und  wies  die  Klage  ab. 

Gründe:  Dafs  beim  Frachtvertrage  im  Zweifel  das  am  Be- 
stimmungshafen geltende  Recht  als  dasjenige  anzusehen  sei ,  dem  die 
Kontrahenten  sich  f\lr  die  Regelung  ihrer  vertragsmäfsigen  Ansprüche 
und  Verbindlichkeiten  stillschweigend  unterworfen  hätten,  kann  auch 
mit  der  vom  Landgerichte  zugestandenen  Beschränkung,  dafs  für  die- 
jenigen Verhältnisse,  die  sich  auf  den  durch  die  Abladung  zu  be- 
wirkenden Abschnitt  der  Erfüllung  des  Vertrages  beziehen,  das  Recht 
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des  Abladnngshafens  als  maisgeblich  zu  erachten  sein  dürfte,  nicht, 
oder  wenigstens  nicht  im  beanspruchten  Umfange  als  die  in  Theorie 
und  Praxis  zur  Herrschaft  gelangte  Bechtsanschauung  bezeichnet  werden. 
Abgesehen  von  dem  Widerspruche,  den  diese  allerdings  von  namhaften 
Fachschriftstellem  verteidigte  Ansicht  in  der  Litteratur  des  internatio- 
nalen Privatrechts  gefunden  hat, 

—  vcrgl.  V.  Bar,  Internat.  Privatr.  (2.  Aufl.)  Bd.  II  S.  9 — 12 
und  S.  219,  und  die  dort  citierte  Litteratur  — 

hat  auch  die  Praxis  des  Reichsgerichts  sich  dahin  ausgesprochen, 

—  vergl.    z.   B.    Juristische   Wochenschrift    1892    (Nr.    7/8) 
S.  60  Nr.  17  — 

dafs  das  am  Bestimmungshafen  geltende  Recht  nur  insoweit  mafsgeblich 
sein  könne,  als  es  sich  um  die  am  Bestimmungshafen  zu  er- 
füllenden Verpflichtungen  aus  dem  Frachtvertrage  handelt 

—  (VergL  auch  Entsch.  d.  R.O.H.G.  Bd.  25  S.  192  ff.).  — 
Und  gerade  die  vom  Landgericht  citierte  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts 

—  (Entsch.  in  Civils.   Bd.  9  S.  52)  — 

erklärt  ausdrücklich:  es  folge  aus  dem  allgemeinen  Satze  doch  nur, 
dafs  für  das  Verhältnis  aus  dem  Frachtvertrage,  insofern  derselbe 
im  Bestimmungshafen  zur  Ausführung  kommt  oder  kommen 
soll,  das  Recht  des  Bestimmungshafens  mafsgebend  sei.  Und  eben  in 
diesem  Urteile  ist  exakt  und  überzeugend  ausgeftihrt,  dafs  das  zwischen 
dem  Befrachter  und  dem  Verfrachter  eingegangene  Rechtsverhältnis, 
wenn  es  z.  B.  —  wie  in  jenem  Falle  —  bestimmt,  dafs  der  Schiffer 
in  einem  ihm  bezeichneten  Orderhafen  die  Mitteilung  über  das  end- 
gültige Reiseziel  (über  den  Bestimmungshafen)  zu  empfangen  habe, 
„seine  Wirkung*'  in  dieser  Hinsicht  zweifellos  nicht  im  Bestimmungs- 
hafen (am  Reiseziel),  sondern  eben  schon  vorher  im  Orderhafen  „äufsem**, 
dort  also  in  dieser  Beziehung  „erfüllt^  werden  soll,  und  dafs  es 
solchenfalls  an  einem  Grunde  für  die  Annahme  fehlt,  dafs  die  Kontra- 
henten sich  auch  in  dieser  Beziehung  dem  Rechte  des  Bestimmungs- 
hafens hätten  unterwerfen  wollen.  Mit  gleicher  Konsequenz  und  aus 
derselben  Erwägung  mufs  dann  aber  auch  die  Annahme  als  grundlos 
bezeichnet  werden,  die  Kontrahenten  hätten  sich  für  die  mögliche 
Eventualität,  dafs  Schiff  und  Ladung  sich  vor  Erreichung  des  Reiseziels 
in  einem  Nothafen  würden  trennen  müssen,  und  dafs  dort  vorzeitig  der  Ver- 
trag seine  Endschaft  erreichen  würde,  hinsichtlich  der  Frage,  ob  solchenfalls 
das  Schiff  überhaupt  keine  Fracht,  oder  aber  Fracht  pro  rata  itineris  (sog. 
Distanzfracht)  zu  beanspruchen  haben  solle,  stillschweigend  dem  Rechte  des 
Bestimmungshafens  unterwerfen  wollen.  Denn  es  ist  vollkommen  klar, 
dafs,  wenn  die  Parteien  an  die  Eventualität  überhaupt  gedacht  haben, 
sie  niemals  der  Meinung  gewesen  sein  können,  dafs  der  Vertrag  in 
diesem  Falle  „seine  Wirkung"  am  Bestimmungshafen 
„äufsern"  solle,  dafs  sie  vielmehr  unweigerlich  darüber  einig  ge- 
wesen sein  müssen,  er  solle  dann  seine  Wirkung  eben  nicht  am  Be- 
stimmungshafen, sondern  in  dem  gar  nicht  im  voraus  zu  bestimmenden 
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Nothafen  äufsem  und  dort  —  muiaiis  mutandis  —  erfüllt  werden. 
Hahen  sie  aher  an  die  EventoalitHt  überhaupt  nicht  gedacht,  so  lädst 
sich  auch  von  einer  stillschweigend  bei  ihnen  yorhanden  gewesenen 
dispositiven  Willensmeinung  vernünftigerweise  nicht  reden.  Die  Schluds- 
folgerung,  dafs  gerade  dann  angenommen  werden  dürfe,  oder  gar 
müsse,  sie  würden  Beide,  wenn  sie  den  Fall  bedacht  hätten,  seine 
Regelung  dem  Rechte  des  Bestimmungshafens  unterstellt  haben 
wollen,  entbehrt  jedes  Grundes,  ja  auf  Seiten  desjenigen  Kontrahenten, 
dem  solchenfalls  bewufst  gewesen  wäre,  dafs  das  Recht  des  Bestimmungs- 
hafens ihm  ungünstig  sei,  auch  der  Wahrscheinlichkeit  Die  Unter- 
stellung eines  solchen  Vertrags  willens  der  Parteien  läuft  also  auf 
richterliche  Willkür  hinaus.  Will  man  auch  in  derartigen  Fällen  die 
Theorie  des  präsumtiv  die  Obligation  beherrschenden  Rechtes  des  Er- 
füllungsortes zur  Anwendung  bringen,  so  kann  man  mit  einer  zu  ver- 
mutenden Absicht  der  Parteien  überhaupt  nicht  argumentieren.  Sollte 
eine  solche  dessen  ungeachtet  unterstellt  werden  dürfen,  so  würde  sich 
aber  als  der  ftlr  die  eingetretene  Eventualität  von  vornherein  not- 
wendigerweise beiderseits  gewollte  ErftlUnngsort  nur  der  durch  die  zu- 
fälligen äufseren  Umstände  den  Parteien  aufgezwungene  Nothafen  an- 
sehen lassen.  Dafs  eine  von  vornherein  gewollte  Unterwerfung  der 
Parteien  unter  das  Recht  eines  ungewissen  und  innerhalb  der  durch 
die  Reiseroute  gegebenen  räumlichen  Beschränkung  dem  Zufalle  anheim- 
gegebenen Ortes  für  den  Fall,  dafs  dort  eine  vorzeitige  Beendigung 
und  Abwickelung  des  Vertragsverhältnisses  zur  Notwendigkeit  werden 
würde,  verständigerweise  nicht  vermutet  werden  dürfe,  weil  man  damit 
den  Kontrahenten  zutrauen  müfste,  dafs  sie  für  den  gedachten  Fall 
bis  zu  dessen  Eintritt  Ungewifsheit  über  das  Recht,  das  zwischen  ihnen 
entscheiden  solle,  hätten  bestehen  lassen  wollen,  ist  ein  Einwand,  der 
bei  näherer  Betrachtung  keine  Bedeutung  zu  beanspruchen  hat  Denn 
zunächst  steht  ihm  entgegen,  dafs  solchenfalls  die  Chance  jeder  Partei, 
auf  ein  ihr  günstiges  oder  ungünstiges  Recht  zu  stofsen,  doch  für  beide 
Teile  gleich  und  daher  die  freiwillige  Wahl  dieses  Weges  zur  Schlich- 
tung der  beiderseitigen  Ansprüche  und  Verpflichtungen  nicht  nur  nicht 
unwahrscheinlicher,  sondern  im  Gegenteil  immer  noch  viel  wahrschein- 
licher ist,  als  die  Unterstellung,  dafs  einer  der  beiden  Kontrahenten 
sich  ohne  Nötigung  von  vornherein  der  Anwendung  eines  ihm  für  die 
gedachte  Eventualität  ungünstigen  Rechtes  sollte  haben  unterwerfen 
wollen,  das  als  Recht  des  Bestimmungshafens,  der  ja  nicht 
erreicht  wurde,  jedenfalls  für  diese  Eventualität  gewifs  nicht 
als  das  Recht  des  Erfüllungsortes  gelten  kann.  Andererseits 
lehrt  die  Erfahrung,  dafs  auch  in  allen  Fällen,  wo  das  Schiff  erst 
einen  Orderhaufen  anlaufen  soll,  um  seinen  Bestimmungshafen  zu  er- 
fahren, über  letzteren  und  mithin  auch  über  das  schliefslich  anzu- 
wendende Recht,  das,  wenn  auch  die  Auswahl  des  Bestimmungshafens 
regelmäfsig  gewissen  räumlichen  Beschränkungen  unterworfen  zu  werden 
pflegt,  doch  sehr  häufig  verschiedenen  Rechtsgebieten  (z.  B.  von  einem 
Orderhafen   im  Elanal   aus:   England,    Holland,    Belgien,   Deutschland 
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Q.  0.  w.)  angehören  kann,  regelmäfsig  solche  Ungewifsheit  zunächst  zu 
bestehen  pflegt,  und  dafs,  wenn  vor  Erreichung  des  Orderhafens  und 
bevor  die  schwimmende  Ladung  verkauft  war,  infolge  von  Havarien 
ein  Nothafen  angelaufen  und  das  Vertragsverhältnis  dort  vorzeitig 
gelöst  und  abgewickelt  werden  mufs,  ein  Bestimmungshafen,  nach 
dessen  Kecht  die  bei  dieser  Abwickelung  sich  ergebenden  Rechtsfragen 
entschieden  werden  könnten,  überhaupt  nie  vorhanden  ist.  Jedenfalls 
entspricht  die  Annahme,  dafs  bei  einem  Frachtvertrage  mit  von  vorn- 
herein fest  vereinbartem  Bestimmungshafen  der  präsumtive  Wille  der 
Parteien  dahin  gegangen  sein  mttsse,  das  an  diesem  Bestimmungshafen 
geltende  Recht  solle  ihr  gesamtes  Vertragsverhältnis  beherrschen, 
weder  dem  insbesondere  in  den  citierten  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts klar  bezeichneten  Grundgedanken  der  Theorie  von  dem  auf 
obligatorische  Verhältnisse  anzuwendenden  Rechte  des  Erfüllungsortes 
(da  diese  Anwendung,  soweit  sie  überhaupt  Platz  greift,  sich  eben 
nicht  auf  diejenigen  Rechts  Wirkungen  erstrecken  kann,  von  denen  von 
vornherein  gewifs  ist,  dafs  sie  sich  nur  an  einem  andern  Orte  als  dem 
Bestimmungshafen  äufsem  können),  noch  der  Erfahrung,  dafs  — 
wenigstens  im  überseeischen  Verkehr  —  regelmäfsig  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Frachtvortragskontrahenten,  dafem  diese  nichts  Besonderes 
darüber  ausdrücklich  vereinbart  haben,  keineswegs  einheitlich  nur 
einem  Rechte  unterstellt  zu  sein  pflegen.  Aus  dem  blofsen  Umstände, 
dafs  im  vorliegenden  Falle  Southampton  der  im  Frachtvertrage  ver- 
einbarte Bestimmnngshafen  der  „Dora*'  war,  ergiebt  sich  also  kein 
Grund,  die  in  dem  portugiesischen  Hafen  Fayal  notwendig  gewordene 
vorzeitige  Auseinandersetzung  der  Vertragskontrahenten  dem  in  Southamp- 
ton geltenden  Rechte  zu  unterwerfen. 

Eine  ganz  andere  Frage  wäre  die,  ob  sich  aus  dem  Inhalte  des 
Vertrages  etwa  entnehmen  liefse,  dafs  die  Parteien  von  besonderen, 
dem  englischen  Rechte  eigentümlichen  RechtsaufFassungen  ausgegangen 
T^ren  und  dadurch  berechtigten  Grund  zu  der  ScUnfsfolgerung  ge- 
boten hätten,  dafs  sie  ihr  gesamtes  Rechtsverhältnis  dem  englischen 
Rechte  unterstellt  haben  wollten. 

—  Vergl.  Sammlung  v.  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  in 
Hamburger  Rechtssachen  Bd.  lY  S.  98  (Albrecht  c 
V.  Bergen).  — 

Ans  der  Verwendung  der  englischen  Sprache  in  der  Charterpartie  läfst 
sich  dafür  noch  nichts,  und  vollends  im  vorliegenden  Falle,  nichts  ent- 
nehmen, wo  der  Vertrag  in  New  York  auf  einem  Formular  der  dortigen 
Ship-Broker  Theodor  Rüger  &  Co.  errichtet  ist.  Vereinbarungen  aber, 
die  als  charakteristisch  für  die  Absicht,  dafs  auf  den  Vertrag  im  all- 
gemeinen englisches  Recht  zur  Anwendung  gelangen  solle,  auf- 
gefafst  werden  könnten,  enthält  die  Charterpartie  nicht.  Weit  eher 
liefse  sich  aus  ihr  eine  Absicht  genereller  Unterstellung  des  Vertrages 
unter  nordamerikanisches  Recht  vermuten,  da  das  Vortragsformular 
die  durch  Blaudruck  besonders  markierte  Bestimmung  aufweist: 
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y^This  Charter '  Party  si^aU  he  »ulject  to  the  Maritime  Rtdes  of 
the  NetO'Torh  Produce  JSrduin^." 
Unter  diesen  „Maritime  Rüles*^  ist  offenbar  die  „New -York  Produce 
Exchange  Biü  of  Lading^  verstanden ,  die  sich  bei  Carver:  Carriage 
of  Qoods  hy  Sea  im  Appe9^dix  Ä  pag.  749/50  abgedniekt  findet  8te 
enthält  keinerlei  Bestimmiing  über  die  Frage,  ob  bei  nnr  teüwwse 
mdglich  werdender  Aosführong  des  Vertrages,  wenn  die  Reise  in  ttnem 
Nothafen  enden  nnd  dort  das  Schiff  sich  von  der  Ladung  trennen  nrafs, 
Distanzfracht  geschuldet  werde.  Die  Vereinbarung,  dafs  ftlr  den  ab- 
geschlossenen Frachtvertrag  die  Bestimmungen  des  von  der  New  Yorker 
Warenbörse  ausgearbeiteten  Konnossementsformulars  gelten  sollen,  be- 
rechtigt aber  zu  dem  Schlüsse,  dafs  damit  zu  erkennen  gegeben  sei, 
das  gesamte  Rechtsverhältnis  der  Kontrahenten  aus  dem  Frachtvertrage 
solle  dem  in  New  York  geltenden  Rechte  unterstellt  werden, 
ebensowenig,  wie  etwa  die  Erklärung,  dafs  die  Kontrahenten  eines 
solchen  Vertrages  sich  f)ir  den  Fall  der  grofsen  Haverei  den  York- 
ÄfUtoerp  Rulea  unterwerfen,  die  Folgerung  gestatten  würde,  sie  hätten 
ihr  vertragliches  Rechtsverhältnis  dem  in  York  oder  dem  in  Ant- 
werpen geltenden  Rechte  unterstellen  wollen. 

Fehlt  es  nun  für  die  Frage,  ob  und  eventuell  unter  welchen  be- 
sonderen Voraussetzungen  die  Befrachter  berechtigt  sein  sollten,  bei 
zuMlig  erforderlich  werdender  Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  in 
einem  Nothafen,  die  Auslieferung  der  Ladung  ohne  iigend  welche 
Frachtzahlung  verlangen  zu  dürfen,  an  jeder  aus  dem  Vertrage  sdbst 
iigendwie  zu  entnehmenden  oder  durch  berechtigte  Schlufsfblgerungen 
ab  präsumtiv  gewollt  zu  vermutenden  Bestimmung,  so  war  eben  keiner 
der  Kontrahenten ,  als  auf  Fajal  die  Notwendigkeit  an  sie  herantiat, 
ihr  Vertragsverhältnis  lösen  und  abwickeln  zu  müssen,  rechtlich  in  der 
Lage,  eine  die  Frage,  ob  Distanzfracht  geschuldet  werde,  entscheidende 
Übereinkunft  geltend  zu  machen,  insbesondere  war  der  Befrachter  nicht 
in  der  Lage  —  wie  obstehend  gezeigt  ist  —  mit  Berechtigung  fordern 
zu  dürfen,  dafs  die  Frage  nach  dem  in  England  geltenden  Rechte  ent- 
schieden werden  müsse.  Vielmehr  konnte  die  Frage  nur  entweder  im 
Wege  gütlicher  Verständigung  oder  durch  Anrufung  des  zuständigen 
Gerichtes  in  Fayal  ihre  Lösung  finden.  Die  Kontrahenten  haben  den 
ersteren  Weg  gewählt ,  indem  der  Schiffer ,  in  Vertretung  seiner  jetzt 
gegen  ihren  Versicherer  klagenden  Reeder  sich  bereit  finden  liefs,  die 
Ladung,  die  sich  in  seinen  Händen  befand,  und  zu  deren  Herausgabe 
ohne  eine  ihm  dagegen  zu  zahlende  Distanzfracht  er  nur  im  Rechts- 
wege durch  den  Richter  in  Fajal  hätte  genötigt  werden  können,  frei- 
willig ohne  Frachtvergütung  herauszugeben. 

Aus  der  Frachtversicherung  trifit  aber  den  Versicherer  die  Ersatz- 
pflicht nur  dann  und  nur  insoweit,  als  und  wenn  dem  Reeder  der 
Anspruch  auf  Frachtzahlung  gegen  den  Befrachter  (oder  den  Ladungs- 
empfänger)  von  Rechtswegen  verloren  gegangen  ist.  Eine  ohne  recht- 
liche Nötigung  erfolgte  freiwillige  Aufgabe  des  Frachtanspruchs,  soweit 
dieser  dem  Rechte    nach   erworben   war,    bildet    keinen  Frachtverlust, 
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Itbr  den  der  Versicherer  aufzukommen  hätte.  Auch  wenn  der  Fracht- 
anspruch in  Ansehung  des  anzuwendenden  Rechtes  dem  Reeder  un- 
gewifs  und  zweifelhaft  erscheint,  und  er  die  Kosten  eines  gerichtlichen 
Verfahrens  im  Auslande  wegen  seinerseits  heftirchteter  Unsicherheit  des 
Erfolgs  nicht  auf  sich  nehmen  will,  ist  er  seinem  Versicherer  gegen- 
über nicht  befugt,  durch  frdwillige  An%abe  des  Anspruchs  sich  in  die 
Lage  zu  versetzen,  die  ihm  in  solcher  Weise  entgangene  Frachtzahlung 
ohne  weiteres  als  einen  versiclierungsrechtlichen  Frachtverlnst  deklarieren 
zu  dürfen.  Vielmehr  hat  er  in  seiner  Vertragsstellung  zum  Versicherer 
nach  den  Grundsätzen,  die  den  Versicherungsvertrag  allgemein  be- 
herrschen, die  Verpflichtung,  seinen  Versicherer  von  den  vorliegenden 
frachtrechtlichen  Bedenken  und  Schwierigkeiten,  die  den  Frachtanspruch 
mit  einem  Totalverlust  bedrohen,  rechtzeitig  in  Kenntnis  zu  setzen  und 
dem  Versicherer  die  Gelegenheit  zu  bieten,  den  Versuch  der  Abwendung 
solchen  Verlustes  durch  Beschreitung  des  Rechtsweges  —  natürlich  auf 
seine,  des  Versicherers,  eigene  Kosten  —  unternehmen  zu  können. 
Dals  es  dazu  im  vorliegenden  Falle  an  Zeit  und  Gel^enheit  gemangelt 
habe,  läfst  sich  gewifs  nicht  behaupten.  Denn  die  Benachrichtigung 
und  Auseinandersetzung  mit  dem  in  New  York  wohnenden  Ablader 
oder  dem  in  Southampton  zu  suchenden  Empfllnger  der  Ladung  er- 
forderte mindestens  ebensoviel,  wenn  nicht  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  weit  mehr  Zeit,  als  nötig  gewesen  wäre,  um  sich  mit  der  in 
Köln  domizilierten  und  in  Bremen  vertretenen  Beklagten  über  einen 
eventuell  vor  dem  Gerichte  in  Fajal  durchzufechtenden  Rechtsstreit 
wegen  zu  fordernder  Distanzfracht  zu  verständigen  und  bis  dahin  die 
Ladung  nicht  aus  der  Hand  zu  geben.  Die  klägerischerseits  ohne 
solche  zuvorige  Versündigung  mit  der  Beklagten  beliebte  frachtfreie 
Herausgabe  der  Ladung  enthielt  eine  selbständige  Verfügung  über  den 
Frachtanspruch,  durch  die  sich  die  Klägerin  in  die  Lage  gebracht  hat, 
den  Nachweis  erbringen  zu  müssen,  dafs  sie  sich  in  der  That  einer 
Vernachlässigung  der  von  ihr  wahrzunehmenden  beklagtischen  Interessen 
nieht  schuldig  gemacht  habe,  weil  ihr  ein  Anspruch  auf  Distanzfracht 
von  dem  Richter  in  Fayal,  der  zur  Durchführung  eines  solchen  Anspruchs 
hätte  angerufen  werden  müssen,  nicht  hätte  zuerkannt  werden  dürfen. 
Diesen  Beweis  würde  die  Klägerin  vielleicht  erbracht  haben,  wenn 
es  richtig  wäre,  dafs  aus  dem  vorliegenden  Frachtvertrage  zu  entnehmen 
sei,  dafs  die  Vertragskontrahenten  sich  für  die  eventuell  möglich  wer- 
dende Frage  nach  der  Berechtigung  einer  Distanzfracht  dem  —  am 
Bestimmungshafen,  in  Southampton  geltenden  —  englischen  Rechte  im 
voraus  stillschweigend  unterworfen  haben  wollten.  Wenigstens  würde 
dieser  Beweis  insoweit  gesichert  worden  sein,  als  die  Beklagte  einräumt, 
dafs  der  Klägerin  nach  englischem  Rechte  ein  Anspruch  auf  Distanz- 
fracht nicht  zugestanden  haben  würde,  und  diesem  Zugeständnisse 
gegenüber  würde  nicht  weiter  in  Frage  kommen,  ob  sein  Inhalt  dem 
englischen  Rechte 

—  vergl.  Carver^  hc,  dt,  pag.  555  ff.    Maclachlan^  Law  of 
Merchant  Shippingy  4 .  ecU  (189 JS)  pag.  501  ff.  — 
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völlig  entBpricbt  Immerhin  würde  aber  bei  gebotener  Anwendung 
englischen  Rechtes  vorerst  noch  zu  erwttgen  gewesen  sein,  ob  nicht 
etwa  die  englische  RechtsaufFassong  in  einem  Falle  vorliegender  Art 
dahin  geht,  dafs  —  weil  der  Schifier  die  Charterpartie  in  einem  frem- 
den Hafen  abgeschlossen  hatte,  die  Verbindlichkeit  des  Reeders  nach 
dem  Rechte  der  Flagge  beurteilt  werden  müsse,  wo^  die  Be- 
klagte, die  dies  geltend  macht,  sich  auf  die  bei  Fooie  (Trea^t  an 
private  international  jurisprudence^  London  1878)  pag.  372  mitgeteilte 
Entscheidung  berufen  könnte.  Auf  alles  dies  braucht  aber  nicht  ein- 
gegangen zu  werden,  weil  aus  den  bereits  dargel^en  Grtlnden  das 
englische  Recht  im  vorliegenden  Falle  überhaupt  nicht  Platz  greift 
Denn  natürlich  mufs  —  und  kann  nur  —  davon  ausgegangen  werd^i, 
dafs  das  Gericht  in  Fayal  korrekt  entschieden  haben  würde.  Wie 
deshalb  die  Möglichkeit  nicht  zu  berücksichtigen  ist,  dafs  das  Gericht, 
wenn  jene  stillschweigende  Übereinkunft  in  der  That  aus  dem  Fracht- 
vertrage zu  entnehmen  wäre,  sie  trotzdem  thatsächlich  vielleicht  ignoriert 
haben  könnte,  ebensowenig  darf  andererseits  mit  der  Möglichkeit  ge- 
rechnet werden,  dafs  der  portugiesische  Richter  thatsächlich  vielleicht 
in  den  gleichen  Fehler  verfallen  wäre,  in  den  das  Landgericht  geraten 
ist,  indem  es  die  stillschweigende  Übereinkunft  angenommen  hätte, 
obwohl  diese  Annahme  —  wie  oben  nachgewiesen  ist  —  des  zu- 
reichenden Grundes  entbehrt.  £s  ist  also  davon  auszugehen,  dafs  das 
portugiesische  Gericht  im  vorliegenden  Falle  englisches  Recht  aus  den 
oben  entwickelten  Gründen  nicht  hätte  anwenden  dürfen  und  nicht 
angewendet  haben  würde.  Zu  einer  gegenteiligen  Annahme  berechtigt 
auch  der  Art.  259  des  H.G.B.  für  Portugal  und  dessen  Kolonien 

—  (vergl.  BorcharcU,  Die  geltenden  Handelsgeeetzo  des  Erd- 
balls; Bd.  IV  S.  162)  — 
nicht  Denn  wenn  dort  gesagt  wird,  dafs  hinsichtlich  fehlender  Be- 
stimmungen, die  zur  Ausführung  des  Vertrages  notwendig  sind,  an- 
genommen werden  soll,  die  Parteien  hätten  sich  dem  unterworfen,  was 
in  solchen  Fällen  an  dem  Orte  der  Ausführung  des  Ver- 
trages gebräuchlich  und  üblich  ist,  so  kann  auch  diese  Bestimmung 
—  die  nur  eine  gesetzliche  Präsumtion  des  Parteiwiliens  nach  Mafs- 
gabe  der  Theorie  des  fUr  die  Obligation  mafsgeblichen  Rechts  des 
Erfüllungsortes  enthält  —  bei  richtigem  Verständnisse  des  dieser  Theorie 
zu  Grunde  liegenden  Gedankens  eben  nicht  dahin  fUhren,  den  Be- 
stimmungshafen des  Schiffes  als  denjenigen  Ort  anzusehen, 
wo  der  Frachtvertrag,  bevor  dieser  Bestimmungshafen  er- 
reicht werden  kann,  infolge  eingetretener  Notlage  vorzeitig  durch 
Rückgabe  der  Ladung  an  den  Befrachter,  sei  es  nun  gegen  Zahlung 
der  Fracht  pro  rata  itineris  oder  ohne  solche  Zahlung  eine  andere  Art 
der  Erfüllung,  als  sie  ursprünglich  gewollt  war,  finden  und  dadurch 
beendigt  werden  soll.  Vielmehr  kann  fUr  diesen  Fall  der  aufser- 
gewöhnlichen  Beendigung  des  Vertragsverhältnisses,  wenn  er  von  vorn- 
herein von  den  Parteien  als  eine  eventuell  notwendig  werdende  Mög* 
lichkeit  mit  berücksichtigt  wäre,  und,  obschon  dies  nicht  der  Fall  war, 
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nachträglich  als  eine  vom  Farteiwillen  im  voraus  mit  geordnete  Even- 
toalität  behandelt  werden  soll,  notwendigerweise  nur  der  Ort  als  der 
gewollte  für  diese  Modalität  des  Vertrages  angesehen  werden,  wo 
die  Notwendigkeit  dieser  Aosftlhrang  in  der  That  eintritt  Und 
wenn  überhaupt  das  portugiesische  Handelsgesetzbuch  den  Richter 
zwingt,  den  Parteien  die  Unterstellung  eines  auf  Anwendung  des 
Gesetzes  des  Erfüllungsortes  gerichteten  Vertragswillens  auch  da  zu 
machen,  wo  es,  wie  im  vorliegenden  Falle,  ^  solchen  Willen  in  dem 
Vertrage  an  jedem  Anhalt  fehlt,  so  bleibt  doch  immer  zu  berück- 
sichtigen, dafs  die  Annahme,  es  sei  für  einen  Frachtvertrag  der  für 
die  Ablieferung  der  Ware  vertragsmäfsig  bestimmte  Ort  schlechUiin 
der  Erfüllungsort,  sich  mit  der  thatsftchlichen  Rechtslage  des  Fracht- 
führers nicht  deckt,  der  nicht  nur,  wie  t;.  Bar  (a.  a.  O.  S.  11,  Anm.  16) 
mit  Recht  hervorhebt:  „in  jedem  Augenblicke  der  Transportzeit*',  son- 
dern auch  schon  vor  B^nn  des  Transports  im  Abladungshafen  ihm 
gegen  den  Befrachter  obliegende  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen  hat 

—  Vergl.  auch  Foote  (a.  a.  0.)  S.  847:  j^The  contrcid  of 
a  carrier  is  performed  in  the  placey  tvhere  he  carries ,  not 
in  ihe  placey  tvhence  he  Starts  or  to  tohich  he  is  destined.** 

Soweit  der  portugiesische  Richter  also  —  für  den  es  nach  Art. 
26 — 31  des  Codigo  civü  portuguee  in  parte  I  L,  anico^  tii,  V  (vergl. 
MeiU^  Die  Kodifikation  des  internationalen  Civil-  und  Handelsrechts; 
Leipzig  bei  Duncker  &  Humblot,  1891)  an  einer  hier  zutreffenden  be- 
stimmten Vorschrift  über  anzuwendendes  fremdes  Recht  gefehlt  haben 
dürfte  — in  der  That  den  Ort  der  Ausführung  des  Vertrages 
als  ftlr  das  anzuwendende  Recht  mafsgeblich  betrachten  mufste,  hätte 
ihn  nicht  nur  nichts  gehindert,  sondern  er  wllre  im  Gegenteil  nur 
konsequent  gewesen,  wenn  er  Fajal  ftlr  den  Ort  dieser  Ausführung 
uud  Beendigung  des  Vertrages  erklärt  hätte.  Jedenßdls  würde  es  aber 
Sache  der  Kläger  gewesen  sein,  zu  beweisen,  dafs  der  Art.  259  des 
portugiesischen  Handelsgesetzbuches  auf  den  hier  in  Frage  stehenden. 
In  New  York  zwischen  einem  deutschen  Reeder  und  einem  nordamerika- 
nischen Befrachter  abgeschlossenen  Vertrag  überhaupt  anzuwenden  ge- 
wesen wäre  und  dafs  seine  Anwendung  das  in  Southampton  geltende 
Recht  hätte  für  den  Vertrag  mafsgeblich  machen  müssen.  Andererseits 
schliefst  das  Vorhandensein  einer  Bestimmung  im  portugiesischen  Rechte, 
wie  sie  der  Art  259  des  portugiesischen  Handelsgesetzbuches  aufweist, 
die  Annahme  aus,  dafs  das  Gericht  in  Fayal  etwa  im  Sinne  der 
^nzösisch-italienischen  Junsprudenz 

—  vergl.  V,  Bar,  a.  a.  0.  S.  8  Anm.  8  — 

den  Ort  der  Errichtung  des  Vertrages  und  die  lex  loci  contradus 
seiner  Entscheidung  hätte  zu  Grunde  legen  dürfen.  Würden  die  Kläger 
das  Gegenteil  haben  behaupten  wollen  und  können,  so  würden  sie  auch 
hierfür  wieder  den  Beweis  haben  erbringen  und  des  weiteren  haben 
beweisen  müssen,  dafs  nach  dem  in  New  York  geltenden  Rechte,  ihnen 
ein  Anspruch  auf  Distanzfracht   (bezw.    auf  eine   dem   erhöhten  Wert, 

Zeitaohrift  f.  intern.  PriYat-  u.  Straf^eoht  etc.,  Band  Yll.  4 
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den  die  Ladung  durch  den  Transport  bis  auf  die  bereits  zu  £nropa 
gerechnete  Azoreninsel  ^  den  Befrachter  gewonnen  haben  mochte, 
entsprechende  Vergütung) 

—  vergl.  ParsonSf  Law  of  8hipping\  Vol.  I  pa  241  — 
nicht  zugestanden  hätte. 

Auf  die  Möglichkeit,  dafs  das  portugiesische  Gericht  für  seine 
Entscheidung  etwa  von  der  Mafsgeblichkeit  der  lex  domicüii  (oder  des 
Rechts  der  Flagge)  hätte  ausgeben  können,  vermögen  die  Kläger  sieh 
schon  um  deswillen  nicht  zu  berufen,  weil  solchenfaUs  ihr  Ansprach 
auf  Distanzfracht  nach  Art  632  und  633  des  allgem.  deutschen  U.G.6. 
Yollends  aufser  Zweifel   und   des  Schutzes  sicher  gewesen  sein  würde. 

Wäre  aber  —  was  als  das  Nächstliegende  angenommen  werden 
darf  —  die  Frage,  ob  die  „Dora**  Distanzfracht  yerdient  hatte,  oder 
nicht,  in  Fayal  nach  der  lex  fori  auf  Grund  der  Bestimmung  in  Art. 
1527  des  portugiesischen  H.G.B.  entschieden  worden,  so  mUfste  — 
worüber  auch  die  hier  streitenden  Parteien  einig  sind  —  die  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  der  Kläger  ausgefallen  sein. 

Nach  alledem  fehlt  es  an  dem  zur  Begründung  des  Klaganspmchs 
im  klägerischerseits  behaupteten  Umfiinge  eines  Totalverlustes  der 
Nettofracbt  erforderlichen  Beweise,  dafs  für  die  Kläger  eine  rechtliche 
Nötigung,  dem  Befrachter  der  „Dora^  die  Ladung  in  Fajal  ohne  jede 
Frachtvergütung  herausgeben  zu  müssen,  bestanden  habe.  Übex  den 
Betrag,  den  die  Kläger,  wenn  ihnen  Distanzfracht  zu  fordern  zustand, 
zu  beanspruchen  gehabt  hätten,  ist  kein  Streit;  ebensowenig  darüber, 
dafs  die  Summe,  die  auf  diesen  Betrag,  wenn  der  Anspruch  darauf 
den  Klägern  nicht  zugestanden  hätte,  von  der  Beklagten  zu  decken 
gewesen  wäre,  genau  dem  mit  der  Klage  geforderten  Betrage  von 
Mk.  2086,75  entspricht,  der  somit  unberechtigterweise  eingeklagt 
worden  ist 

Für  die  Frage,  oh  ein  GegenseitigJceitsverhältnis  zu  dem  beir, 
Staate  besteht,  welches  dem  Ausländer  Anspruch  auf  den  SchuU 
des  Gesetzes,  betr.  Warenbezeichnungen,  giebt,  ist  entscheidend,  m 
welchem  Staate  sich  die  Hauptniederlassung  des  Ausländers  befindet. 

Urteil  des  O.L.G.  Hamburg  I  vom  29.  Juni  1896  (Hans.  Gerichtsztg.  1896, 

Hauptbl.  Nr.  82). 

£s  ist  aufser  Zweifel ,  dafs  bei  Beurteilung  der  Frage ,  unter 
welchen  Voraussetzungen  nach  §  23  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894 
Personen,  welche  im  Inlande  keine  Niederlassung  haben,  den  Schutz 
dieses  Gesetzes  beanspruchen  können,  die  Frage  des  Gegenseitigkeits- 
Verhältnisses  zu  dem  Staate  entscheidend  ist,  in  welchem  sie  —  bei 
mehreren  Niederlassungen  —  ihre  Hauptniederlassung  haben.  Dies 
folgt  aus  der  grundsHtzlichen  Tendenz  des  Gesetzes,  Industrie  und 
Handel  des  Inlandes  zu  schützen,  und  daher  denselben  Schutz  der 
Industrie  und  dem  Handel  des  Auslandes  nur  unter  der  Voraussetzung 
der  Gegenseitigkeit  zu  gewähren.     Solche  Gegenseitigkeit  liegt  nur  vor 
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seitens  desjenigeD  Staates,  in  dessen  Gebiete  die  Hanptniederlassaog' 
des  fremden  Geschäftes,  der  geschäftliche  Mittelpunkt  des  Betriebes, 
sich  befindet,  von  dem  alle  geschäftlichen  Beziehungen  ausgehen.  Die 
Errichtung  einer  Zweigniederlassung  an  irgend  welchem  beliebigen 
Platze  mit  einem  möglichenfalls  minimalen  oder  unerheblichen  Geschäfts- 
betriebe kann  eine  solche  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgen  und  würde 
vielmehr  geradezu  zur  Umgehung  des  Gesetzes  dienen  und  den  ge- 
wollten Schutz  des  einheimischen  Warenzeichens  ganz  illusorisch  machen 
können.  Diese  Absicht  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  hat  ebenso 
wie  im  Gesetze  vom  30.  November  1874  §  20  einen,  wenn  auch 
nicht  unzweideutigen,  doch  einigen  Ausdruck  in  den  Worten  des  §  23 
Abs.  1  „in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet^  gefunden,  sie 
wird  bestätigt  durch  die  Ausdrucksweise  der  Übereinkommen  mit 
Österreich-Ungarn  vom  6.  Dezember  1891,  mit  Italien  vom  18.  Januar 
1892,  mit  Serbien  vom  21.  August  1892,  mit  der  Schweiz  vom 
13.  April  1892,  in  deren  Artikeln  II  den  Staatsangehörigen,  welchen 
die  Gegenseitigkeit  eingeräumt  wird,  diejenigen  Personen  gleicligestellt 
werden,  die  „in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile 
ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben^  und  findet  end- 
lich auch  eine  Bestätigung  in  dem  auf  gleicher  Grundanschauung  be- 
ruhenden Gesetze  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  vom 
27«  Mai  1896)  dessen  §  16  bestimmt:  „Wer  im  Inlande  eine  Haupt- 
niederlassung nicht  besitzt,  hat  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  in- 
soweit Anspruch,  als  in  dem  Staate,  in  welchem  seine  Hauptnieder- 
lassung sich  befindet ....  deutsche  Gewerbetreibende  einen  entsprechenden 
Schutz  geniefsen^. 

Da  also  die  Klägerin,  mag  sie  immer  in  London  eine  Zweig- 
niederlassung haben  oder  nicht,  ihre  Hauptniederlassung  in  Canada  hat 
und  in  Oanada  nicht  „nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen 
Bekanntmachung  deutsche  Warenbezeichnungen  in  gleichem  Umfange 
wie  inländische  Warenbezeichnungen  zum  gesetzlichen  Schutz  zugelassen 
werden **,  so  hat  die  Klägerin  nach  §  23  des  Gesetzes  vom  12.  Mai 
1894  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  keinen  Anspruch. 

Nun  meint  zwar  der  kl^gerische  Anwalt,  §  23  des  Gesetzes  greife 
hier  überhaupt  nicht  Platz,  denn  der  §  9  desselben  gebe  jedem  Dritten, 
also  Ausländer  wie  Inländer,  den  Anspruch  auf  Löschung  eines  Waren- 
zeichens unter  den  dort  gegebenen  Voraussetzungen.  Das  ist  offenbar 
irrig.  Es  wird  darüber  gestritten,  was  nach  §  9  zu  der  Aktiv-Legiti- 
mation des  Dritten  erforderlich  sei,  ob  dieselbe  überall  ein  Special- 
interesse erheische  oder  nicht  quivis  ex  poptdo  diese  Popularklage  an- 
stellen kOnne.  Diese  Fragen  interessieren  hier  nicht.  Das  Gesetz  ist 
zum  Schutze  der  inländischen  Warenzeichen  gegeben  und  daher  zunächst 
zu  Gunsten  der  Inländer  berechnet  und  gewährt  auch  die  Popularklage 
nur  einem  Jedem  aus  dem  einheimischen  Volke  im  Sinne  dieses 
Gesetzes.  Inwieweit  und  unter  welchen  Voraussetzungen  Ausländer 
seines  Schutzes  teilhaftig  werden  sollen,  das  bestimmt  gerade  §  23, 
nnd   sofern   also,   was   nicht  bezweifelt  werden   kann,    §  9   überhaupt 
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einen  Schatz  gewKhrt,  kann  er  Ausländem  im  Sinne  des  Gesetzes  nur 
nach  Mafsgabe  des  §  23  zustehen. 


B.    Rechtshülfe. 

^suchen  der  Schiedsgerichte^  lezw.  des  Vorsitzenden  in  Invaliditäts- 
und  Altersversicherungsangelegenheiten    um   eidliche   Vernehmung 

von  Zeugen. 

Beflchlnfs  des  Obejlandeagerichts  zu   Köln  (IV.  Sen.)  vom  6.  April    1896 
(Archiv  für  das  CiviU  und  Kriminalrecht  der  Preufs.  Rheinprovinz,   90.  Bd. 

1.  Abt.  S.  186). 

Durch  Bescheid  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalt  für 
die  Rheinprovinz  vom  23.  September  1893  ist  der  Anspruch  des  Tage- 
löhners Arnold  Stollenwerk  auf  Bewilligung  einer  Alters-  bezw.  Invaliden- 
rente abgelehnt  worden.  Gegen  diesen  Bescheid  hat  St  am  20.  No- 
vember 1893  Berufung  auf  schiedsgerichtliche  Entscheidung  eingelegt 
Der  Vorsitzende  des  Schiedsgerichts  zu  Aachen  hat  unter  dem  10.  März 
1896  das  königl.  Amtsgericht  zu  Montjoie  um  die  eidliche  Yemehmung 
eines  in  dessen  Amtsgerichtsbezirke  wohnenden  Zeugen  ersucht  Das 
Amtsgericht  hat  mit  Zuschrift  vom  16.  Mftrz  1896  dieses  Ersachen 
abgelehnt,  weil  der  §  141  des  R.Ge8.  vom  22.  Juni  1889  sich  nicht 
auf  die  Gerichte  erstrecke  und  im  ilbrigen  auch  die  Notwendigkeit  einer 
gerichtlichen  Vernehmung  in  keiner  Weise  dargethan  sei.  Die  gegen 
diesen  Ablehnungsbescheid  von  dem  Vorsitzenden  des  Schiedsgerichts 
eingelegte  Beschwerde  war  für  begrllndet  zu  erachten. 

Der  dem  §  101  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884 
nachgebildete  §  141  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes 
vom  22.  Juni  1889  verpflichtet  die  öffentlichen  Behörden,  den  im 
Vollzuge  dieses  Gesetzes  an  sie  ergehenden  Ersuchen  des  Reichsver- 
sicherungsamtes, der  Landesversicherungsämter,  anderer  öffentlicher  Be- 
hörden, der  Schiedsgerichte  sowie  der  Vorstände  und  Organe  der  Ver- 
sicherungsanstalten zu  entsprechen.  Diese  Verpflichtung  der  öffentlichen 
Reichs-  und  Staatsbehörden  zur  Gewährung  der  Rechtshillfe  findet  ihre 
alleinige  Beschränkung  einerseits  in  der  sachlichen  oder  örtlichen  Zu- 
ständigkeit der  ersuchten  Behörde  und  andererseits  darin,  dafs  es  sich 
thatsächlich  um  den  Vollzug  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes handelt 

Zwar  bestimmt  der  §  157  des  G er. Verf. Ges. ,  dafs  die  Gerichte 
sich  untereinander  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  in  Straf- 
sachen RechtshUlfe  zu  leisten  haben.  Da  aber  die  Gerichte  unzweifel- 
liafl  zu  den  „öffentlichen  Behörden"  im  Sinne  des  §  141  des  R.Ge8. 
vom  22.  Juni  1889  gehören,  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  sich 
die  durch  diese  Vorschrift  filr  das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  an- 
geordnete Verpflichtung  zur  Gewährung  der  RechtshUlfe  auch  auf  die 
deutschen    Gerichte    erstreckt    (vergl.    Entsch.    des    Reichsger.   Bd.   33 
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S.  423).  Diese  Auflassung  vertritt  auch  die  preufs.  Justizverwaltung, 
indem  sie  in  der  Allg.  Verftlgung  vom  27*  November  1893  (Ju8t.M.Bl. 
S.  342)  besondere  Anordnungen  über  die  Berechnung  der  bei  den 
preufs.  Gerichten  erwachsenen  RechtshUlfekosten  in  Angelegenheiten 
der  Unfall-,  Invaliditüts-  und  Altersversicherung  getroffen  hat.  Da 
sonach  das  Bedenken  des  Amtsgerichts  zu  Montjoie,  ob  der  §  141  des 
R.6es.  vom  22.  Juni  1889  auch  auf  die  Gerichte  Anwendung  finde, 
nicht  zutreffend  erscheint  und  die  Frage  der  örtlichen  und  sachlichen 
Zuständigkeit  des  Amtsgerichts  zur  Vornahme  der  Handlung,  auf 
wdche  das  Ersuchen  gerichtet  ist,  unzweifelhaft  zu  bejahen  ist,  kann 
es  sich  nur  noch  darum  handeln,  ob  das  Ersuchen  im  Vollzuge  des 
R.Ges.  vom  22.  Juni  1889  erfolgt  ist 

Nach  §  74  des  Gesetzes  ist  das  Schiedsgericht  befugt,  Zeugen 
und  Sachverständige,  auch  eidlich,  zu  vernehmen,  und  ist  im  übrigen 
die  Regelung  des  Verfahrens  vor  den  Schiedsgerichten  der  kaiserl.  Ver- 
ordnung vorbehalten  worden.  Diese  am  1.  Dezember  1890  ergangene 
Verordnung  (R.G.B1.  1890,  S.  193)  trifft  im  §  16  folgende  Voischrift: 
^Die  Beweiserhebung  erfolgt  in  der  Regel  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung. Das  Schiedsgericht  ist  jedoch  befugt,  den  Beweis  durch 
ein  Mitglied  oder  gemttfs  §  141  des  Gesetzes  durch  eine  öffentliche 
Behörde  erheben  zu  lassen.  Gegebenenfalls  steht  die  Befiignis  der 
Beweiserhebung  auch  dem  Vorsitzenden  schon  vor  Anberaumung  des 
Termins  zur  mündlichen  Verhandlung  zu.^  In  dem  an  das  Amts- 
gericht gerichteten  Ersuchen  vom  10.  März  1896  handelt  es  sich  um 
eine  Beweiserhebung  vor  Anberaumung  des  mündlichen  Verhandlungs- 
termins. Wenngleich  in  diesem  Falle  im  §  16  nicht  ausdrücklich 
bestimmt  worden  ist,  dafs  eine  vom  Vorsitzenden  des  Schiedsgerichts 
scheu  vor  dem  Verhandlungstermin  f)ir  zweckmäfsig  erachtete  Beweis- 
aufioalime  auch  im  Wege  der  Rechtshülfe  von  ihm  herbeigeführt  werden 
darf,  so  kann  doch  eine  derartige  Befugnis  des  Vorsitzenden  bei  der 
Wort&ssung  des  §  16  und  insbesondere  bei  dem  Zwecke,  den  der 
letzte  Satz  desselben  offenbar  verfolgen  soll,  nicht  angeasweifelt  werden. 
Denn,  während  einerseits  der  §  16  a.  a.  0.  iu  seinem  ersten  Satze 
die  Beweiserhebung  grundsätzlich  in  die  mündliche  Verhandlung  vor 
den  Schiedsgerichten  verweist  und  denselben  nichtsdestoweniger  im 
zweiten  Satze  gestattet,  die  erforderlichen  Beweise  auch  im  Wege  der 
Rechtshtllfe  erheben  zu  lassen,  erteilt  derselbe  in  seinem  dritten  Satze 
dem  Vorsitzenden  auch  schon  vor  der  mündlichen  Verhandlung  schlecht- 
hin die  Befugnis  zur  Beweiserhebung.  Der  Gegensatz,  in  den  durch 
diese  Vorschrift  die  Beweiserhebung  in  der  mündlichen  Verhandlung 
zu  derjenigen  vor  der  mündlichen  Verhandlung  gebracht  wird,  läfst  es 
nicht  fraglich  erscheinen,  dafs  dem  mit  der  Anordnung  dieser  letzteren 
beauHragten  Vorsitzenden  auch  die  Befugnis  hat  zugesprochen  werden 
sollen,  die  Beweise  im  Wege  der  RechtshUlfe  erheben  zu  lassen. 

Diese  Annahme  entspricht  auch  der  Natur  der  Sachlage.  Der 
Vorsitzende  des  Schiedsgerichts  soll  die  Berechtigung  haben,  Beweise, 
deren  Erhebung  zur  Aufklärung  der  Sachlage  offenbar  erforderlich  ist. 
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schon  vor  der  mündlichen  Verbandlong  erheben  zn  lassen,  damit  in 
dieser  selbst  ohne  weitere  Vei*zögerang  eine  sachgemäfse  Entscheidung 
getroffen  werden  kann.  Eine  solche  Verzögerang  würde  aber  eintreten, 
Wenn  nur  das  Schiedsgericht  in  der  mündlichen  Verhandlang,  nicht 
aber  der  Vorsitzende  desselben  bei  den  zur  Vorbereitung  dieser  münd- 
liehen  Verhandlung  angeordneten  Beweiserhebungen  den  Weg  der 
Rechtshülfe  einzuschlagen  berechtigt  wttre.  Die  Annahme,  dafs  der 
Vorsitzende  in  einem  solchen  Falle  auch  die  entfernter  wohnenden 
Zeugen  selbst  vernehmen  müsse,  verbietet  aber  die  naturgemäfse  Rück- 
sichtnahme auf  die  mit  einem  solchen  Verfahren  verknüpften  Kost'eiL 
Das  kdnigl.  Amtsgericht  zu  Montjoie  hat  das  Ersuchen  des  Vor- 
sitzenden des  Schiedsgerichts  auch  um  deswillen  ablehnen  zu  müssen 
geglaubt,  weil  die  Notwendigkeit  einer  gerichtlichen  Vernehmung  nicht 
dargethan  sei.  Diese  Auf&ssung  widerspricht  der  Bestimmung  des 
§159  des  Ger.Verf.Ges. ,  wonach  das  Ereuchen  um  Rechtshülfe  nicht 
abgelehnt  werden  darf.  Darüber,  ob  eine  eidliche  gerichtliche  Ver- 
nehmung eines  Zeugen  zur  Aufklärung  der  Sachlage  erforderHcb  er- 
scheint, hat  lediglich  das  pflichtmäfsige  Befinden  der  ersuchenden 
Behörde  zu  entscheiden.  Die  ersuchte  Behörde  ist  zu  einer  Nach* 
prüfung  der  Notwendigkeit  oder  Zweckmäfsigkeit  einer  vorzunehmenden 
Handlung  nicht  befugt.  Eine  derartige  Befugnis  Ittfst  sich  weder  aus 
den  Bestimmungen  des  Oerichtsverfassungsgesetzes ,  noch  aus  den  Vor- 
schriften des  R.6es.  vom  22.  Juni  1889  und  der  auf  Grund  deflselbeu 
erlassenen  kaiserl.  Verordnung  vom  1.  Dezember  1890  herleiten.  Diese 
gesetzlichen  BestimmuDgen  lassen  vielmehr  nur  die  Bedeutung  zu,  dafs 
die  ersuchte  Behörde  lediglich  und  allein  auf  die  Prüfung  der  Fragen 
beschränkt  ist,  ob  sie  flir  die  vorzunehmende  Handlung  zuständig  und 
ob  das  Ersuchen  im  Vollzuge  dee  R.Ges.  vom  22.  Juni  1889 
erfolgt  ist. 


Frankreich. 

Rechtsprechung  francSsischer  OerichtshSfe. 

Eheliches  Güterrecht,  Eheverträge. 

UrteU  des  avilgerichts  der  Seine  vom  11.  Juni  1896  (Clunei  S.  870). 

Die  Französin,  welche  einen  russischen  Staatsangehörigen  heiratet, 
erwirbt  damit  die  russische  Staatsangehörigkeit  nach  den  Vorschriften 
des  französischen  und  russischen  Rechts  (Code  civil  Art.  19,  Ukas  v. 
6.  März  1864  Art.  17).  Solches  ist  von  Bedeutung  für  die  Bestiromnng 
des  ehelichen  Güterrechts,  für  das  das  Personalstatut  mafsgebend  ist. 
In  Ermangelung  eines  Ehevertrages  besteht  nach  russischem  Recht  die 
Vermutung,  dafs  sich  die  Ehegatten  nach  einem  Güterrechte  verheiratet 
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haben,  nach  welchem  jeder  der  Ehegatten  Privateigentum  (Wr  sich  er- 
werben und  besitzen  kann.  Eheverträge  können  in  Rafsland  vor  einem 
Notar  abgeschlossen  oder  einem  solchen  zur  Beglanbigung  der  Unter- 
schriften der  Eheleute  vorgelegt  werden. 

Ehescheidung. 

Urteil  des  Appellgerichts  Algier  vom  19.  Februar  1896  (Clunet  S.  606). 

Derjenige,  der  sich  als  Franzose  hat  naturalisieren  lassen,  kann 
Ehescheidung  selbst  dann  verlangen,  wenn  seine  Frau  ihre  Staats- 
angehörigkeit nicht  gewechselt  hat  und  einem  Lande  angehört,  dessen 
Gesetzgebung  den  in  Rede  stehenden  Rechtsgrund  der  Ehescheidung 
nicht  kennt.    Diese  Frage  ist  sehr  bestritten.    Vgl.  Climet  1994  S.  120. 

Zuständigkeit.  —  Verzicht  auf  die  Vorschrift  d^s  Art  14  Cod.  civ. 

1.  Urteil  des  Kassationshofs  Paris  vom  1.  Juli  1896  (Clunet  1896  S.  840). 

Die  Vorschrift  des  Art.  14  des  Code  civil,  wonach  Ausländer 
in  Bezug  auf  Rechtsgeschäfte,  die  sie  mit  Franzosen  eingingen,  vor  den 
französischen  Gerichten  Recht  zu  stehen  haben,  ist  privatrechtlich  dispositiver 
Natur,  so  dafs  hierauf  verzichtet  werden  kann.  Ob  solches  der  Fall 
ist,  stellt  sich  alsThatfrage  dar,  über  welche  die  Gerichte  frei  zu  ent- 
scheiden haben,  insbesondere  kann  ohne  Rechtsverletzung  ein  solcher 
Verzicht  daraus  abgeleitet  werden,  dafs  der  Franzose  im  Auslande  eine 
einstweilige  Verfolgung  oder  einen  Ajrest  erwirkt  hat  und  darauf  über 
den  Grund  der  Sache  selbst  Klage  gegen  den  Ausländer  vor  einem 
ausländischen  Gerichte  erhoben  hat.  Dabei  ist  es  unerheblich,  wenn 
er  sich  das  Recht  vorbehalten  hat,  die  Sache  auch  noch  vor  einem 
französischen  Gerichte  zum  Austrage  zu  bringen. 

2.   Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  7.  März  1896  (Clunet  S.  586). 

Die  Vorschrift  des  Art  14  Code  civil  ist  nicht  öffentlicher, 
sondern  nur  privatrechtlicher  Natur.  Auf  sie  kann  von  den  Be- 
rechtigten verzichtet  werden.  Ein  solcher  Verzicht  wird  aber  nicht 
vermutet;  insbesondere  kann  eine  solche  Vermutung  nicht  darin  ge- 
funden werden,  dafs  in  einem  Konnossement  die  Art  und  Weise,  auf 
welche  die  sich  hieraus  erhebenden  Streitigkeiten  formuliert,  und  die 
Zeit,  innerhalb  deren  sie  geltend  zu  machen  sind,  bestimmt  sind. 

ZuständigTceit  für  Nachlafsstreitigkeiten. 

Urteil  des  Civilgerichts  Marseille  vom  19.  März  1896  {Clunet  S.  636). 

Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  um  über  eine  von 
französischen  Erben  gegen  ihre  ausländischen  Miterben  über  die  Natur 
und  Bedeutung  des  von  einem  im  Auslande  verstorbenen  Ausländer 
hinterlassenen  Nachlasses  zu  entscheiden.  Art.  14  Code  civil  ist  auch 
f)lr  die  Erbschafts-  und  Teilungsklage  anwendbar. 
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Sachverständigen-Emefmung  im  Auslände. 

Urteil  des  CiyilgerichtB  sa  Gex  vom  19.  Juni  1895  (Clunet  1896  S.  592). 

Die  iranzösischen  Gerichte  sind  nicht  in  der  Lage,  im  Aoslande 
einen  Sachverständigen  zu  ernennen  und  ebensowenig,  auslfindische 
Zeogen  über  die  im  Aaslande  vorgekommenen  Thatsachen  zu  ver- 
nehmen. 

Frage  der  VoUstrechbarJceitserklärung  des  konhurseröffnenden  Be- 
schlusses vor  den  französischen  Gerichten. 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  19.  Juni  1895  (Clunei  1896  S.  855). 

Die  den  Konkurs  eröffnende  Entscheidung  eines  ausländischen 
Gerichts  bedarf  in  Frankreich  nicht  der  Vollstreckbarkeitserklftmng, 
da  es  sich  hierbei  nicht  um  Rechtsstreit,  sondern  lediglich  um  eine 
Feststellung  der  Vermögenslage  des  Gemeinschuldners  im  Interesse 
seiner  Gläubiger  handelt.  Der  Konkursverwalter  hat  die  Stellung  eines 
Beauftragten  des  Gerichts  und  Vertreters  des  SchuldneTS,  sowie  der 
Konkursmasse.  Nur  in  dieser  Eigenschaft  tritt  er  als  Kläger  vor  den 
französischen  Gerichten  auf.  Diesen  steht  im  Falle  des  Bestreitens 
lediglich  die  Befugnis  der  Prüfung  zu,  ob  Zahlungseinstellung  vorliegt, 
und  ob  der  Kläger  gehörig  bestellter  Konkursverwalter  ist. 

Vollstreckbarheitserklärung  eines  ausländischen  Urteils. 

Urteil  des  Tribunals  der  Seine  v.  21.  März  1896  (Clunet  S.  855),  ebenso  Kaas. 

vom  9.  Februar  1892  (a.  a.  O.  S.  541). 

Das  ftlr  die  Vollstreckbarkeitserklärung  eines  Urteils  zuständige 
Gericht  hat  auch  in  Handelssachen,  wie  in  Civilsachen,  das  Recht 
zur  Nachprtlfung  der  Entscheidung,  insbesondere  bezüglich  der  Zu- 
ständigkeit des  urteilenden  Gerichts,  als  auch,  ob  die  Entscheidung  der 
öffentlichen  Ordnung  in  Frankreich  nicht  widerspricht 

Voraussetzungen  für  die  Gültigkeit  eines  englischen  Testaments. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Aiz  vom  15.  März  und  17.  Juli  1894  (Clunet  1896  S.  876). 

Jedes  Testament  eines  englischen  Staatsangehörigen  mufs  nach 
Vorschrift  der  englischen  Gesetze  im  Original  dem  High  Court  of 
Justice y  Abteilung  „iVo&a^6^  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden,  und 
zwar  selbst  dann,  wenn  der  Testator  im  Auslande  verstorben  ist  Das 
französische  Gericht  darf  in  solchem  Falle  nicht  nach  Art.  1007  C.  c 
die  Hinterlegung  des  Testaments  bei  einem  französischen  Notar  an- 
ordnen, sondern  der  englische  Konsul  hat  allein  das  Recht,  dessen 
Herausgabe  zu  fordern. 

Internationaler  Uisenbahnfra^htverkehr. 
Urteil  des  Cassationshofes  vom  10.  Februar  1896  (Clunet  S.  880). 

Die  Vorschriften  des  Art.  40  des  Übereinkommens  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom  14.  Oktober  1890  sind  auf  alle  Arten  der  Ver- 
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säumong  der  Lieferfrist  unbeschränkt  anwendbar.  Im  Falle  des  Nach- 
weises der  Yerspätong,  sowie  des  darans  erwachsenen  Schadens,  wird 
also  von  der  Eisenbahn  der  hierin  nach  der  Höhe  der  Fracht  berechnete 
Betrag  als  Maximum  vergütet 

Strafverjährung. 

Urteil  des  Appelhofes  zu  Paris  vom  10.  Juli  1896  {Clunet  S.  865). 

Wenn  jemand  in  Frankreich  wc^n  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens im  Versäumnis-(Kontumacial-)Ver&hren  verurteilt  wurde,  ins 
Ausland  entflohen  ist  und  daselbst  wegen  einer  im  Ausland  begangenen 
strafbaren  Handlung  eine  Strafe  im  ausländischen  OeHlngnis  verbttfst, 
so  beginnt  die  Aussetzung  des  Laufes  der  Verjährung  der  Strafe  mit 
dem  Tage  der  Annahme  des  Auslieferungsantrages  seitens  der  ausländi- 
schen Behörden.  Dieselbe  beginnt  wieder  zu  laufen  im  Zeitpunkt,  wo 
der  Beschuldigte  die  gegen  ihn  im  Auslande  erkannte  Strafe  abgebUfst 
hat  Art  686  der  französischen  Strafprozefsordnung  läfst  weder  Qine 
Auslegung  noch  Unterscheidung  zu  (vgl.  auch  Art  203  u.  205  a.  a.  0.). 


Österreich. 

Rechtsprechung  Ssterreichischer  OerichtshSfe. 

Die  sogenannten  siebenbürgischen  Ehen  sind  in  Österreich  auch  dann 
ungültig,  wenn  beide  Ehegatten,  welche  österreichische  ünterthanen 
waren  und  hierlands  nach  römisch-katholischem  Ritus  eine  Ehe 
eingegangen  hatten,  nachträglich  die  Aufnahme  in  den  ungarischen 
Staatsverband  erlangt  haben  und  vom  unitarischen  Ehegerichte  die 
Trennung  ihrer  ersten  Ehe  ausgesprochen  worden  ist. 

EntBch.  des  Oberuten  G.H.  v.  20.  Oktober  1896  (Jur.Bl.  1896,  S.  621). 

In  der  am  8.  Mai  1892  an  das  k.  k.  Landes-  als  Stra%ericht  in 
Prag  erstatteten  Anzeige  fllhrte  Franz  Victor  V.  an,  er  habe  am  80.  Ok- 
tober 1878  in  Niibor  in  Böhmen  mit  Marie  K.  nach  römisch-katho- 
lischem Ritus  eine  £he  geschlossen,  welche  hierauf  mit  dem  Bescheide 
des  k.  k.  Bezirksgerichtes  in  Karolinenthal  vom  12.  Juli  1890  Z.  15  000 
von  Tisch  und  Bett  geschieden  wurde.  Nachdem  sodann  Marie  K.  ver- 
ehelichte V.  aus  der  römisch-katholischen  Kirche  ausgetreten  und  zur 
unitarischen  Kirche  übergetreten  war,  ging  sie  am  29.  November  1891 
in  Klausenbuig  (Siebenbürgen)  mit  Leopold  W.,  welcher  vordem  in  C. 
(Bezirk  Karolinenthal)  sein  Domizil  hatte,  eine  neue  Ehe  ein.  Indem 
Franz  Victor  V.  diesen  Sachverhalt  zur  gerichtlichen  Kenntnis  brachte, 
bat  er  um  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  zwischen  ihm  und 
Marie  K.  am    30.  Oktober  1878   gesclilossene  Ehe   noch  bisher  recht- 
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liehen  Bestand  habe.  Nach  den  in  der  Richtung  des  §  206  StG. 
gepflogenen  Erhebungen  wurde  das  weitere  Strafverfahren  über  Antrag 
der  k.  k.  Staatsanwaltschaft  eingestellt  und  die  Akten  dem  k.  k.  Landes- 
gerichte f(lr  bürgerliche  Angelegenheiten  zur  zuständigen  Amtshandlung 
abgetreten,  welche  nachstehenden  Sachverhalt  ergab:  Nach  dem  Trau- 
ungsscheine des  Pfarramtes  NiSbor  haben  Franz  Victor  V.  und  Marie  E., 
beide  ledigen  Standes  und  katholischer  Religion,  am  80.  Oktober  1878 
eine  Ehe  geschlossen.  Mit  dem  Bescheide  des  k.  k.  Bezirksgerichtes 
Karolinenthal  vom  12.  Juli  1890  Z.  15  000  wurde  über  gemeinschaft- 
liches Ansuchen  der  Eheleute  die  Scheidung  der  Ehe  von  Tisch  und  Bett 
bewilligt.  Aus  den  von  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Kutten- 
berg  eingesendeten  Akten  kommt  hervor,  dafs  Marie  V.,  geborene  E., 
sowie  auch  Leopold  W.  aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  ent- 
lassen worden  sind.  Zufolge  Dekretes  des  königl.  ungarischen  Mini- 
steriums des  Innern  vom  9.  November  1891  wurde  der  von  Alexander  St 
adoptierte  Leopold  W.  in  den  ungarischen  Staats  verband  aufgenommen, 
beziehungsweise  naturalisiert ;  ebenso  wurde  die  von  Josef  S.  adoptierte 
Marie  V.,  geborene  K. ,  zufolge  Dekretes  des  genannten  J^ünisteriums 
vom  28.  Oktober  1891  in  den  ungarischen  Staatsverband  aufgenommen, 
beziehungsweise  naturalisiert.  Gcmttrs  des  Zeugnisses  des  unitarischen 
Pfarramtes  in  Klausenburg  vom  12.  November  1891  wurde  die  nach 
Klausenburg  zuständige,  dortselbst  wohnende  Marie  K.,  verehelichte  V., 
nach  ihrem  aus  der  römisch-katholischen  Religionsgemeinschaft  erfolgten 
Austritte  am  28.  September  1891  in  die  unitarische  Kirche  aufgenommen. 
Durch  das  Zeugnis  des  Bürgermeisteramtes  in  Klausenburg  vom  28-  No- 
vember 1891  wird  bestätigt,  dafs  Leopold  W.  nach  Klausenbui^  zu- 
ständig sei.  Mit  dem  Urteile  des  oberen  geistlichen  Gerichtshofes  vom 
27.  November  1891  in  ELlausenburg  wurde  das  Urteil  des  unteren 
geistlichen  Gerichtes  vom  19.  November  1891,  demzufolge  Marie  K. 
von  ihrem  Gatten  Franz  Victor  V.  getrennt  und  zur  Eingehung  einer 
neuen  Ehe  ermächtigt  wurde,  bestätigt  Gemäfs  des  Trauungsscheines 
des  evangelischen  Pfarramtes  in  Klausenburg  A.  C.  vom  11.  Mai  1895 
sind  Leopold  W. ,  evangelischer  Religion  A.  C. ,  wohnhaft  in  Klausen- 
burg, und  die  von  ihrem  ersten  Gratten  gerichtlich  getrennte  Marie  K 
unitarischen  Religionsbekenntnisses,  am  29.  November  1891  eine  neue 
Ehe  eingegangen  und  fügt  das  genannte  Pfarramt  in  seiner  Zuschrift 
die  Bemerkung  bei,  dafs  die  Trauung  in  der  evangelischen  und  nicht 
wie  üblich  in  der  unitarischen  Kirche  stattgeftmden  hat,  weil  der  Pfieurrer 
des  letztgenannten  Bekenntnisses  der  deutschen  Sprache  nicht  mächtig 
sei,  femer  wird  mit  dem  Zeugnisse  vom  3.  August  1895  bestätigt,  dafs 
Marie  K.  aus  der  unitarischen  Kirche  ausgetreten  und  zum  evangelischen 
Glauben  A.  C.  übergetreten  sei.  Die  Kreishauptmannschaft  in  Klausen- 
buig  bestätigte  mit  dem  Zeugnisse  vom  13.  November  1898,  dafs  Leo- 
pold W.  nach  Klausenburg  zuständig  sei,  und  daselbst  seit  zwei  Jahren 
wohne.  Mit  dem  Entlassungscertifikate  der  Bezirkshauptmannschaft  in 
Kuttenberg  vom  10.  April  1894  wurde  bestätigt,  dafs  Franz  Victor  V. 
behufii  Auswanderung  nach  Ungarn  aus  dem  österreichischen  Staatsver* 


Österreich.  59 

bände  ausgetreten  ist.  Laut  Dekretes  des  ungarischen  königl.  Mini- 
steriums des  Innern  vom  28.  Juli  1894  wurde  Franz  Victor  V.  in  d«n 
ungarischen  Staatsverband  aufgenommen,  beziehungsweise  naturalisiert 
imd  gemäfs  Zeugnisses  des  unitarischen  geistlichen  Gerichtes  in  Buda- 
pest trat  derselbe  am  27.  April  1894  aus  der  römisch-katholischen 
Kirche  aus  und  nahm  den  unitarischen  Glauben  an.  Zufolge  des  von 
der  oberen  Instanz  bestätigten  Urteils  des  unteren  unitarischen  Gerichtes 
wurde  in  der  Ehetrennungsangelegenheit  des  nach  Budapest  zuständigen, 
in  Wien  wohnhaften,  den  unitarischen  Glauben  bekennenden  Franz 
Victor  V.  über  sein  einseitiges  Ansuchen  ausgesprochen ,  dafs  das 
zwischen  ihm  und  der  Marie  K.  am  80.  Oktober  1878  in  Ni2bor  ge- 
schlossene Eheband  für  aufgehoben  und  demselben  die  Eingehung  einer 
neuen  Ehe  freigestellt  werde.  Bereits  in  der  Eingabe  ddo.  C.  (Bezirk 
Karolinenthal)  gleichen  Tages  und  in  den  beim  k.  k.  Bezirksgerichte 
Karolinenthal  am  4.  November  1895  aufgenommenen  Protokolle  erklärte 
Franz  Victor  V.,  er  erhebe  wider  Marie  K.,  nunmehr  verehelichte  W., 
keinerlei,  weder  eherechtliche,  noch  familienrechtliche  oder  irgendwelche 
vermögensrechtliche  Ansprüche  und  erkenne  ihre  mit  Leopold  W.  ein- 
gegangene Ehe  für  rechtswirksam  an. 

Nachdem  mit  dem  in  zweiter  und  dritter  Instanz  bestätigten  Be- 
scheide des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Prag  vom  24.  Jänner  1893 
ausgesprochen  wurde,  dafs  zur  Vornahme  der  Erhebungen  in  dieser 
Angelegenheit  und  zur  Entscheidung  über  die  Rechtsbeständigkeit  des 
zwischen  Mario  V.  und  Leopold  W.  geschlossenen  Ehebandes  gemäfs 
§  97  a.  b.  G.  B.  das  genannte  Landesgericht  zuständig  sei,  schöpfte 
dasselbe  auf  Grund  der  in  Gemäfsheit  des  Hofdekretes  vom  23.  August 
1819  Nr.  1595  J.G.S.  gepflogenen  Erhebungen  am  21.  Dezember  1895 
Z.  59178  nachstehendes  Urteil:  Das  zwischen  Leopold  W.  und 
Marie  K.  am  29.  November  1891  in  Klausenburg  geschlossene  Ehe- 
band ist  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern, 
in  denen  das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  vom  1.  Juni  1811  in 
Wirksamkeit  steht,  ungültig.  An  der  Ungültigkeit  dieses  Ehebandes 
trägt  kein  Teil  ein  Verschidden.  —  Gründe: 

Behufs  Lösung  der  Frage,  ob  die  am  29.  November  1891  in 
Klausenburg  geschlossene  Ehe  auch  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  als  gültig  anzusehen  sei,  erscheint  es  zu- 
nächst nötig,  zu  erörtern,  ob  zur  Zeit  der  zwischen  Leopold  W.  und 
Marie  K.  geschlossenen  Ehe  das  zwischen  Franz  Victor  V.  und  Marie  K. 
am  80.  Oktober  1878  nach  römisch-katholischem  Ritus  geschlossene 
Eheband  rechtliche  Geltung  hatte.  Dieses  letzterwähnte  Eheband  wurde 
am  30.  Oktober  1878  gültig  abgeschlossen,  was  auch  von  keiner  Partei 
bestritten  wurde;  am  12.  Juli  1890  erfolgte  lediglich  eine  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett.  Beide  Ehegatten,  sowohl  Franz  Victor  V.,  als 
auch  Marie  V.,  geborene  K. ,  sind  bis  nun  am  Leben.  Nach  §  111 
a.  b.  G.  B.  kann  eine  gtlltige  Ehe  zwischen  katholischen  Personen  nur 
durch  den  Tod  gelöst  werden.  Das  am  30.  Oktober  1878  zwischen 
den  genannten  Personen  geschlossene  Eheband  gilt  sonach  bis  jetzt  als 
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unaufgelöst  and  rechtsbeständig.  Hieraus  folgt,  dafs  Marie  V.,  geborene 
K.,  eine  neue,  gültige  Ehe  nicht  eingehen  konnte,  mag  dieselbe  auch 
den  unitarischen  Glauben  angenommen  haben  und  mag  auch  das  zwischen 
ihr  und  Franz  Victor  V.  bestehende  Eheband  zufolge  Urteils  des 
unteren  und  oberen  geistlichen  Ehegerichtes  fUr  aufgelöst  und  letztere 
zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe  für  berechtigt  erklärt  worden  sein. 
Denn  die  gedachten  Urteile  berühren  lediglich  Marie  V.  allein  und 
keinesfalls  auch  ihren  Gatten  Franz  Victor  V.,  woran  auch  der  Um- 
stand nichts  ändert,  dafs  nachdem  im  Jahre  1892  wider  Leopold  W. 
und  Marie  V.  die  strafgerichtliche  Untersuchung  wegen  Verbrechens 
der  zweifiichen  Ehe  eingeleitet  worden  war,  die  zwischen  Franz  Victor  V. 
und  Marie  K.  geschlossene  Ehe  auch  rücksichtlich  des  zum  unitarischen 
Glauben  übergetretenen  Franz  Victor  V.  von  beiden  geistlichen  In- 
stanzen in  Klausenbui^  für  aufgelöst  erklärt  und  ihm  die  Eingehung 
einer  neuen  Ehe  fireigestellt  wurde,  weil  das  zweite  Eheband  nur  unter 
der  Bedingung  für  gültig  erklärt  werden  könnte,  wenn  sein  Bestand  dem 
Kardinalgrundsatze  des  in  dem  Geltungsgebiete  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  herrschenden  Rechtes,  dafs  nämlich  ein  Mann  zu 
gleicher  Zeit  nur  mit  einem  Weibe,  und  ein  Weib  nur  mit  einem 
Manne  vermählt  sein  könne  (§  62  a.  b.  G.  B.)  nicht  entgegen  stehen 
würde.  Das  zwischen  Franz  Victor  V.  und  Marie  V. ,  geborenen  K., 
am  30.  Oktober  1878  nach  römisch-katholischem  Ritus  geschlossene 
Eheband  wurde  bisher  in  einer  im  allgemeinen  btbgerlichen  Gesetz- 
buche vom  1.  Juni  1811  vorgeschriebenen  Weise  nicht  aufgelöst  Inso- 
ferne  jedoch  dieses  nach  römisch-katholischem  Ritus  geschlossene  Ehe- 
band bisher  in  einer  gesetzlichen  Art  und  Weise  nicht  für  aufgelöst 
erklärt  wurde,  mithin  bis  jetzt  besteht,  kann  nicht  zugleich  auch  das 
zweite,  nach  unitarischem  Ritus  geschlossene  Eheband  in  dem  Geltungs- 
gebiete des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  fllr  gültig  gehalten 
werden.  Dieser  Grundsatz  erleidet  auch  dadurch  keine  Modifikation, 
dafs  der  später  zum  unitarischen  Glauben  übergetretene  Franz  Victor  V. 
in  seinen  Eingaben  wiederholt  erklärt  hat,  dafs  er  die  zwischen  Marie  E. 
und  Leopold  W.  geschlossene  Ehe  für  gültig  anerkenne  und  gegenüber 
seiner  Gattin  auf  alle  Rechte  Verzicht  leiste,  nachdem  die  Ehegatten 
die  nach  römisch-katholischem  Ritus  geschlossene  Ehe  durch  ein  Ein- 
verständnis nicht  auflösen  können,  zumal  nicht  blofs  ihre  Privatrechte 
in  Frage  stehen.  Demzufolge  war  auszusprechen,  dafs  die  am  29.  No- 
vember 1891  in  Elausenburg  geschlossene  Ehe  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  keine  Gültigkeit  habe.  Mit 
Rücksicht  auf  das  Urteil  des  geistlichen  Gerichtes  der  unteren  und 
oberen  Instanz  in  Klausenburg,  mit  denen  die  am  30.  Oktober  1878 
geschlossene  Ehe  sowohl  rücksichtlich  der  Marie  V.,  geborenen  K.,  als 
auch  rücksichtlich  des  Franz  Victor  V.  für  aufgelöst  erklärt  wurde,  war 
auszusprechen,  dafs  an  der  Ungültigkeit  kein  Teil  ein  Verschulden 
trage. 

Über  Appellation  des  Leopold  W.,  der  Marie  W.,  geborenen  K., 
femer  auch  des  Verteidigers   des   Ebebandes    dieser  beiden   Ehegatten 
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und  endlich  auch  des  Franz  Victor  V.  hat  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Prag  mit  dem  Urteile  vom  8.  April  1896  Z.  6982 
das  erstrichterliche  Urteil  bestätigt  —  Gründe: 

Wider  das  erstrichterliche  Urteil  haben  Leopold  W.  und  seine 
Gattin  Marie  W.,  femer  auch  der  Verteidiger  ihres  Ehebandes  and 
endlich  auch  Franz  Victor  V.  die  Appellation  ergriffen ,  allein  keines 
dieser  Rechtsmittel  kann  eine  Änderung  des  angefochtenen  Urteils  her- 
beiführen, da  dasselbe  dem  erhobenen  Sachverhalte  entspricht  An- 
belangend zunächst  die  Appellationsbeschwerde  des  Franz  Victor  V., 
wird  dieselbe  auf  die  oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  1.  Mai  1894 
Z.  5348  verwiesen,  womit  die  Kompetenzfrage  betreffend  die  Vornahme 
von  Erhebungen  und  die  Entscheidung  dieser  Angel^enheit  rechts- 
gültig gelöst  wurde;  es  verdient  sonach  die  vom  Beschwerdeführer  neuer- 
lich erhobene  Kompetenzein wendung  keine  weitere  Beachtung.  Der 
fernere  Einwand,  dafs  gemäfs  §  114  des  ungarischen  Ebegesetzes  vom 
18.  Dezember  1894  über  den  Ehestreit  eines  ungarischen  Staatsbürgers 
nur  ein  ungarisches  Gericht  entscheiden  könne,  wird  durch  die  Er- 
wägung widerlegt,  dafs  nach  dem  internationalen  Rechte  jeder  Staat 
lediglich  für  sein  Gebiet  Gesetze  erläfst,  woraus  folgt,  dafs  das  ungarische 
Khegesetz  nur  im  Gebiete  Ungarns  Geltung  hat,  dafs  demnach  durch 
die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Urteile  der  kompetenten 
ungarischen  Gerichte  die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  inso- 
feme  nicht  beschränkt  werden  könne,  als  dieselbe  solche  Rechtsverhält- 
nisse regelt,  welche  ihre  rechtliche  Wirkung  im  österreichischen  Staats- 
gebiete za  äufsem  haben.  Da  nun  nach  dem  angefochtenen  Urteile  die 
Ungtütigkeit  des  in  Rede  stehenden  Ehebandes  ausdrücklich  nur  auf 
das  Gebiet  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  be- 
schränkt wird,  wurde  dem  vordargelegten  Grundsatze  in  vollem  Mafse 
Rechnung  getragen  und  der  Beschwerdeführer,  mag  er  auch  ungarischer 
Staatsangehöriger  sein,  hat  keinen  Grund,  das  ergangene  Urteil  an- 
zufechten, weil  er  seinen  Wohnsitz  in  Österreich  behielt,  hier  auch 
unbewegliches  Vermögen  besitzt,  in  betreff  dessen  die  Nachlafsabhand« 
lung  in  Gemäfsheit  des  §  22  des  kais.  Patentes  vom  9.  August  1854 
Nr.  208  R.G.B1.  ausschliefslich  den  inländischen  Gerichten  zusteht,  bei 
welcher  sodann  die  Frage,  ob  die  zwischen  dem  Beschwerdeführer  und 
der  Marie  K.  am  30.  Oktober  1878  in  Niibor  nach  römisch-katho- 
lischem Ritus  geschlossene  Ehe  bis  nun  rechtliche  Geltung  habe  und 
Marie  K.  für  dessen  Gattin  zu  halten  sei,  nach  den  Bestimmungen  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  vom  1.  Juni  1811  zu  löien  sein 
wird,  und  weil  femer  das  gegenwärtige  Verfahren  eben  über  die  vom 
Beschwerdeführer  beim  Stra%erichte  eingebrachte  Anzeige  eingeleitet 
wurde.  Bei  diesem  Sachverhalte  erscheint  es  tlberfltlssig,  hervorzuheben, 
dafs  der  citierte  Paragraph  des  ungarischen  Ehegesetzes  vom  18.  De- 
cember  1894  auf  die  diesfälligcn,  bereits  zur  Zeit  der  Erlassung  des- 
selben im  Zugo  befindlichen  Erhebungen  keinen  Einflufs  üben  konnte 
und  die  vorbezogene  Entscheidung  der  inländischen  obersten  Gerichts- 
instanz zu  beseitigen  nicht  geeignet  ist,  nachdem  die  Gesetze  in  Gemäfs- 


62  Rechtsprechung. 

heit  des  §  5  a.  b.  G.B.  in  der  Regel  nicht  zurtlckwirken.  Ebenso 
unbegründet  ist  die  von  Leopold  W. ,  seiner  Ehegattin  und  dem  Ver- 
teidiger ihres  Eiiebandes  eingebrachte  Appellation ;  denn  wie  bereits  der 
erste  Richter  auseinandersetzte  und  von  keinem  der  Beteiligten  bestritten 
wurde,  haben  Franz  Victor  V.  und  Marie  K.  am  30.  Oktober  1878  in 
Ni2bor  in  Böhmen  nach  römisch-katholischem  Ritus  die  Ehe  geschlossen. 
Beide  Ehegatten  sind  bis  jetzt  am  Leben.  Nach  §§  111  und  62  a.  b. 
G.B.  ist  sonach  eine  jede  andere  von  dem  einen  oder  dem  anderen 
dieser  Ehegatten  geschlossene  Ehe  im  österreichischen  Staatsgebiete 
absolut  ungültig.  Es  ist  wohl  richtig,  dafs  Marie  V.  nach  ihrem  Aus- 
tritte aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  und  Erlangung  der  unga- 
rischen Staatsbtlrgerschaft ,  sowie  auch  nach  ihrem  Austritte  aus  der 
römisch-katholischen  Kirche  und  Annahme  des  unitarischen  Glaubens 
von  den  beiden  Instanzen  des  geistlichen  Ehegerichtes  in  Klausenbnrg 
die  Aufhebung  des  mit  Franz  Victor  V.  geschlossenen  Ehebandes  and 
die  Ermächtigung  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe  erwirkt  hat,  allein 
diese  Aufhebung  ist  in  dem  österreichischen  Staatsgebiete  von  keiner 
rechtlichen  Wirkung.  Die  Bestimmung  des  §  111  a.  b.  G.B.,  wonach 
das  Band  einer  gültigen  Ehe  zwischen  katholischen  Personen  nur  durch 
den  Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  werden  könne,  ist  öffentlich- 
rechtlichen Charakters.  Daraus  folgt,  dafs  die  familienrechtlichen  Ver- 
hältnisse, da  sie  ihre  Grundlage  im  öffentlichen  Rechte  haben,  von  dem 
Willen  der  Parteien  nicht  abhängig  sind,  dafs  sonach  der  nachfolgende 
Übertritt  des  einen  oder  des  anderen  Ehegatten  zum  altkatholischen 
Glauben  auf  die  Gültigkeit  des  Ehebandes  keinen  Einflufs  üben  könne. 
Ebenso  unbegründet  ist  die  Berufting  der  Parteien  auf  die  Bestimm- 
ungen der  §§  4,  84  und  37  a.  b.  G.B.,  da  es  sich  nicht  darum  handelt, 
ob  Marie  V.,  geborene  K.  und  Leopold  W.  die  persönliche  Eignung 
hatten ,  in  Klausenburg  eine  Ehe  einzugehen  und  ob  dabei  die  dort 
geltenden  Gesetze  berücksichtigt  wurden,  sondern  um  die  Entscheidung 
der  Frage,  ob  die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  auch  im  Geltungs- 
gebiete unseres  Gesetzes  in  betreff  der  durch  die  Ehe  begründeten 
Rechts-  und  Familienverhältnisse  Geltung  behalte.  Diese  Frage  ist  auf 
Grund  des  bereits  vom  ersten  Richter  dargelegten  Sachverhaltes  zu  ver- 
neinen. Bei  Eingehung  der  Ehe  der  Marie  K.  mit  Leopold  W.  war 
erstere  mit  dem  noch  lebenden  Franz  Victor  V.  gültig  und  unauflös- 
lich nach  den  Satzungen  der  römisch-katholischen  Religion  getraut ;  der 
neuen  Ehe  stand  sonach  das  Ehehindemis  des  §  111,  somit  auch  das 
des  §  62  a.  b.  G.B.  entgegen,  wonach  ein  Weib  zu  gleicher  Zeit  nur 
mit  einem  Manne  venoählt  sein  kann.  Auf  dieser  Bestimmung  beruht 
die  ganze  Regelung  des  Eherechtes  in  diesem  Staate  und  die  gegen- 
ständliche Frage  kann  lediglich  von  diesem  Standpunkte  aus  der  Lösung 
unterzogen  werden.  Es  ist  nicht  notwendig,  femer  auch  noch  darauf 
hinzuweisen,  dafs  die  Entscheidung  der  siebenbürgischen  Ebegerichte, 
mit  denen  der  Marie  V.  die  Trennung  ihrer  ersten  Ehe  bewilligt  wurde, 
den  Franz  Victor  V.  gar  nicht  berühre,  und  dafs,  wenn  letzterer  erst 
später   nach  Einleitung   dieses  Verfahrens  eine  besondere  Entscheidung 
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derselben  aasländischen  Gerichte  erwirkte,  mit  welcher  die  Auflösung 
der  Ehe  mit  Marie  K.  auch  bezüglich  seiner  Person  ausgesprochen 
wurde,  dieser  Umstand  auf  die  Entscheidung  der  gegenwärtigen  Streit- 
sache von  keiner  Bedeutung  sein  kOnne,  weil  die  neue,  zwischen  Marie  K. 
und  Leopold  W.  geschlossene  Ehe  während  den  Lebzeiten  des  Franz 
Victor  y.  dem  direkten  Verbote  des  §  62  a.  b.  6.B.  widerstreitet, 
mithin  das  durch  die  neue  Ehe  begründete  eherechtliche  Verhältnis  mit 
den  das  Familien-  und  Vermögensrecht  regelnden  Bestimmungen  nicht 
in  Einklang  zu  bringen  wäre.  Mit  Recht  hat  sonach  der  erste  Richter 
erkannt,  dafs  das  neue  Eheband  im  Geltungsgebiete  des  allgemeinen 
büigerlichen  Gesetzbuches  keinen  rechtlichen  Bestand  habe.  Die  Par* 
teien  waren  wohl  unzweifelliafl  berechtigt,  sowohl  aus  dem  öster- 
reichischen Staatsverbande  als  auch  aus  der  katholischen  Kirche  aus- 
sutreten  und  eine  andere  Staatsbürgerschaft  and  einen  anderen  Glauben 
anzunehmen;  auch  kann  die  Frage,  ob  dieses  Vorgehen  der  Parteien 
lediglich  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  im  Auslande  bezweckte,  wo- 
durch das  inländische  Gesetz  umgangen  werden  sollte,  weder  Zweck 
noch  Gegenstand  dieses  Verfahrens  sein;  indessen  mag  nicht  unerwähnt 
gelassen  werden,  dafs  nachdem  die  Parteien  ihren  Wohnort  im  Geltungs- 
gebiete der  österreichischen  Gesetze  behielten,  sie  auch  diesen  Gesetzen 
insofeme  unterworfen  bleiben,  als  die  aus  der  ersten  im  Inlande  ge- 
schlossenen Ehe  resultierenden  Rechte  und  Pflichten  in  Frage  stehen. 

Über  die  aufserordentlichen  Revisionen  der  Parteien  hat  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  20.  Oktober  1896 
Z.  8816  die  beiden  untergerichtlicheu  Urteile  in  Übereinstimmung  mit 
denselben  bestätigt.  —  Gründe: 

Unter  Zugrundelegung  der  von  den  beiden  Untergerichten  ausfuhr- 
lich erörterten,  durch  die  Aktenlage,  und  zwar  durch  öffentliche  Ur- 
kunden und  das  Geständnis  der  Parteien  erwiesenen  Thatsachen  er- 
scheint der  richterlichen  Entscheidung  die  Frage  unterstellt,  ob  die 
fragliche  Eheschliefsung  auch  im  Bereiche  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder,  ftlr  welche  das  allgemeine  btLrgerliche  Gesetz- 
buch vom  1.  Juni  1811  in  Kraft  steht,  rechtlich  wirksam  sei.  Mit 
Recht  wurde  diese  Frage  von  den  beiden  unteren  Instanzen  verneint 
Wenn  in  den  aufserordentlichen  Revisionen,  gleichwie  im  Zuge  des  Ver- 
fiihrens,  wie  auch  in  den  Appellationen  unter  Hinweisung  auf  die  Be- 
stimmungen der  §§  34  und  37  a.  b.  G.B.  geltend  gemacht  wird,  dafs 
im  g^ebenen  Falle  den  österreichischen  Gerichten  die  Entscheidung 
der  aufgeworfenen  Frage  deshalb  entrückt  sei,  weil  Leopold  W.  und 
Marie  K.  Ausländer  und  Nichtkatholiken  sind,  dafs  sie  beides  schon 
im  Zeitpunkte  der  Eheschliefsung  waren  und  weil  die  Ehe  im  Auslände 
geschlossen  worden  ist,  so  ist  darauf  zu  entgegnen,  dafs  es  sich  derzeit 
nicht  um  einen  —  den  österreichischen  Gerichten  allerdings  nicht  zu- 
kommenden —  Ausspruch  darüber  handelt,  ob  die  in  Rede  stehende 
Eheschliefsung  in  formaler  und  materieller  Hinsicht  dem  im  ungarischen 
Staatsgebiete  geltenden  Eherechte  entspreche  oder  nicht,  sondern  dafs 
9S  sich  vielmehr  um  die  Erörterung  der  Frage  handelt,    welche  recht- 
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liehen  Folgen  und  Wirkungen  diese  Eheschliefsiing  auf  das  im  Bereiche 
des  allgemeinen  büigerlichen  Oesetsbaches  bestehende  Eherecht,  wie 
auch  auf  die  anderweitigen  darauf  basierten  gesetzlichen  Vorschriften, 
insbesondere  jene  des  Familien-  und  Erbrechtes  auszuüben  vermag.  Die 
Notwendigkeit  der  &örterung  dieser  Frage  ist  um  so  erheblicher,  wenn 
erwogen  wird:  1.  dafs  Franz  V.  und  Marie  K»  zu  einer  Zeit,  wo  sie 
beide  österreichische  Staatsunterthanen  waren  und  sich  zum  römisch- 
katholischen  Religionsbekenntnisse  bekannten,  nKmlich  am  80.  Oktober 
1878 1  in  der  Pfarrkirche  zu  Niibor  nach  römisch-katholischem  Ritas 
getraut  worden  sind,  also  die  Ehe  geschlossen  haben ;  2.  dafs  eine  Auf- 
lösung oder  Trennung  dieser  Ehe  im  Sinne  des  allgemeinen  büiger- 
lichen Gesetzbuches  bisher  noch  nicht  stattgefunden  hat,  sondern  dafs 
diesen  Eheleuten  mit  dem  rechtskräftigen  Bescheide  des  zuständig  ge- 
wesenen Bezirksgerichtes  Karolinentbal  vom  12.  Juli  1890  Z.  15  000 
lediglich  die  einverstitndliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  bewilligt 
worden  ist;  3.  dafs  erst  nach  dieser  so  erwirkten  Scheidung  und  so- 
zusagen gleichzeitig  sowohl  Leopold  W.  als  auch  Marie  K.  verehe- 
lichte V.,  nachdem  sie  aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  entlaasen 
worden  waren  und  in  den  ungarischen  Staatsverband  angenommen 
worden  sind,  aus  der  römisch-katholischen  Kirche  außgetreten  und  den 
akatholischen  Glauben  angenommen  haben  und  sodann  am  29.  November 
1891  in  Klausenburg  in  der  evangelischen  Kirche  A.  C.  die  Ehe  ge- 
schlossen haben,  endlich  dafs  Franz  V.  wie  auch  Leopold  W.  in  K. 
(Bezirk  Ejirolinenthal)  Eigentümer  von  Liegenschaften  sind,  bezüglich 
welcher  die  Jurisdiktion  nach  den  Normen  der  österreichischen  Gesetze 
auszuüben  ist.  In  den  Revisionen  wird  zwar  darauf  hingewiesen,  daCs 
mit  dem  Urteile  des  geistlichen  unteren  unitarischeii  Central-  und  Be- 
zirksgerichtes Klansenbnrg  am  29.  November  1891  Z.  165  die  Ehe 
der  Bittstellerin  Marie  K.  mit  Franz  V.  aufgehoben  und  dieselbe  zur 
Eingehung  einer  neuen  Ehe  befreit  wurde ;  allein  auch  abgesehen  davon, 
dafs  dieses  Urteil  nur  Marie  K.  allein  betrifit,  läfst  sich  in  diesem  Er- 
kenntnisse mit  Rücksicht  darauf,  •  dafs  die  Eheleute  Franz  Victor  V. 
und  Marie  V.  zur  Zeit  der  Eingehung  ihrer  Ehe  der  katholischen 
Religion  zugethan  waren  und  im  Hinblick  auf  §  111  a.  b.  G.B.  eine 
in  einer  auch  für  Österreich  gültigen  Weise  erfolgte  Auflösung  dieser 
Ehe  nicht  finden,  dies  umsoweniger,  als  zur  Zeit  der  Fällung  des  be- 
sagten Erkenntnisses  der  Ehegatte  Franz  V.  noch  österreichischer  Unter- 
than  gewesen  ist,  daher  rücksichtlich  seiner  ein  Ausspruch  über  die 
allflQlige  Lösung  seiner  Ehe  mit  Marie  El.  nur  von  einem  inländischen 
Gerichte  hätte  erfolgen  können.  Es  ist  wohl  richtig,  dafs  auch  Franz 
Victor  V.  seither,  und  zwar  in  den  Jahren  1894  und  1895  aus  dem 
österreichischen  Staatsverbande  entlassen,  unter  die  ungarischen  Staats- 
bürger aufgenommen  und  naturalisiert  wurde,  dafs  derselbe  infolge  Aus- 
trittes aus  der  römisch-katholischen  Kirche  in  den  unitarischen  Reli- 
gionsverband aufgenommen  wurde,  dafs  auch  beztlglich  seiner  Person 
mit  dem  Urteile  des  obgenannten  geistlichen  unitarischen  Gerichtes  in 
Klausenburg  vom  28.  September  1894   Z.  166   die  Ehe  mit  Marie  K. 
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angehoben  und  demselben  das  Eingehen  einer  neuen  Ehe  gestattet 
wnrde,  femer  dafs  Franz  Victor  V.  im  Zuge  der  amtswegig  gepflogenen 
Untersuchung  in  der  Eingabe  de  prties.  29.  Dezember  1898  Z.  59  660 
die  Erklttrung  abgegeben  hat,  dafs  er  selbst  seine  mit  Marie  K.  ein- 
gegangene Ehe  für  rechtsgültig  aufgehoben  betrachte  und  sich  gegen 
sie  keinerlei  Rechtsansprüche  anmafse ,  sondern  im  Gegenteile  auf  alle 
derartigen  Ansprüche,  namentlich  auf  Erbansprüche,  entsage,  und  damit 
völlig  einverstanden  sei,  dais  jede  Untersuchung  über  die  Gültigkeit  der 
von  Leopold  W.  mit  Marie  K.  geschlossenen  Ehe  aufhöre  und  dieses 
Eheband  für  rechtsgültig  geschlossen  auch  ihm  gegenüber  anerkannt 
werde ;  allein  auch  diese  Umstände  sind  nicht  geeignet,  die  Notwendig- 
keit der  Einleitung  der  nach  Weisung  des  im  österreichischen  Staate 
noch  immer  in  Gesetzeskraft  stehenden  Hofdekretes  vom  23.  August 
1819  Nr.  1595  J.G.S.  gepflogenen  amtswegigen  Untersuchung  und  den 
Zweck  derselben  zu  alterieren,  beziehungsweise  den  Wegfall  und  die 
Einstellung  dieser  Untersuchung  zu  rechtfertigen,  wenn  nebst  den  oben 
1 — 4  hervorgehobenen  Erwägungen  sich  gegenwärtig  gehalten  wird: 
a.  dafs  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Schliefsung  einer  Ehe 
in  den  Normen  des  öffentlichen  Rechtes  ihre  Grundlage  haben,  b.  dafs 
die  von  Franz  Victor  V.  mit  Marie  K.  in  der  Pfarrkirche  zu  Niibor 
am  80.  Oktober  1878  nach  römisch-katholischem  Ritus  geschlossene 
Ehe  in  den  für  deren  rechtliche  Beurteilung  im  Inlande  allein  mafs- 
gebenden  Standesregistem  noch  immer  als  zu  Recht  bestehend  ein- 
getragen erscheint;  c  dafs  die  Frage  Über  die  etwaige  Ungültigkeit 
dieser  Ehe  —  weil  in  das  Bereich  des  materiellen  Rechtes  gehörig  — 
unzweifelhaft  nur  nach  den  Bestimmungen  des  im  Inlande  geltenden 
Hechtes  zur  Lösung  gelangen  kann,  woraus  sich  auch  folgerichtig  er- 
giebt,  dafs  für  die  Entscheidung  dieser  Frage  die  oben  berufenen  Ur- 
teile des  geistlichen  unteren  unitarischen  Central-  und  Bezirksgerichtes 
in  Klansenburg  vom  19.  November  1891  Z.  165,  beziehungsweise  vom 
28.  September  1894  Z.  166  als  im  Auslande  ergangenen  Erkenntnisse 
nicht  als  mafsgebend  und  entscheidend  angesehen  werden  können; 
d.  dafs  nach  der  Aktenlage  ein  Spruch  eines  österreichischen  Gerichtes 
bisher  darüber  nicht  vorliegt,  dafs  die  von  Franz  Victor  V.  mit  Marie  K. 
am  30.  Oktober  1878  geschlossene  Ehe  für  ungültig  erklärt  worden 
wäre,  daher  diese  Ehe  vom  Standpunkte  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung im  Inlande  noch  immer  als  gültig  und  zu  Recht  bestehend  an- 
gesehen werden  mufs;  e.  dafs  die  mit  dem  Bescheide  des  k.  k.  Bezirks- 
gerichtes Earolinenthal  vom  12.  Juli  1890  Z.  15000  den  Eheleuten 
Franz  Victor  und  Marie  V.  bewilligte  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
dadurch,  dals  diese  beiden  Eheleute  —  wie  oben  gezeigt  —  nachträg- 
lich aus  dem  römisch-katholischen  Religionsverbande  ausgetreten  und 
zum  Protestantismus  übergetreten  sind,  nach  dem  im  Inlande  geltenden 
materiellen  Rechte  nicht  die  Wirkung  der  Trennung  jener  Ehe  erlangen 
konnte  und  auch  nicht  erlangt  hat ;  f.  dafs  nach  dem  im  österreichischen 
Staatsverbande  wirksamen  materiellen  Rechte,  und  zwar  in  Gemäfsheit 
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des  §  93  a.  b.  6.6.  den  Ehegatten  keineswegs  gestattet  ist,  die  ehe- 
liche Verbindung,  ob  sie  gleich  unter  sich  darüber  einig  wllren,  eigen- 
mltehtig  aufanheben;  g.  dafs  die  Folgen  und  rechtlichen  Wirkungen  der 
von  Marie  K.,  verehelichten  V.,  am  29.  November  1891  mit  Leopold  W. 
im  Auslande  geschlossenen  zweiten  Ehe  gegentlber  ihrem  ersten  Ehe- 
gatten Franz  Victor  V.  nach  jenem  Zeitpunkte  im  Inlande  zu  be- 
urteilen sind ,  in  welchem  diese  zweite  Ehe  geschlossen  worden  ist, 
diese  Folgen  und  Wirkungen  demnach  gleich  am  29.  November  1891 
existent  geworden  sind ;  h.  dafs  Franz  Victor  V.  zu  jener  Zeit  fiüctiflch 
noch  österreichischer  Staatsunterthan  war,  wozu  noch  kommt,  dafs  so- 
wohl Franz  Victor  V.  als  Leopold  W.^  wie  oben  sub  Z.  4  angeftlfart, 
in  K.  (im  Inlande)  Liegenschaften  besitzen  und  daselbst  ihren  zeit- 
weiligen Wohnsitz  nehmen,  worin  auch  die  Zuständigkeit  des  k.  k. 
Landeflgerichtes  Prag  als  begründet  angesehen  werden  mnfs,  dies  om- 
somehr,  als  den  Anlafs  zur  Einleitung  der  vorliegenden  amtswegigen 
Untersuchung  Franz  Victor  V.  in  seiner  damaligen  Eigenschaft  als  dem 
römisch-katholischen  Glaubensbekenntnisse  angehörender  österreichischer 
Staatsunterthan  und  im  Sprengel  des  genannten  Landesgerichtee  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  habend,  gegeben  hat.  Die  Ehe  ist  als  rechtlich 
anwkannte  Grundlage  der  Familie  zunächst  ein  natürlich-ethisches  Ver- 
hältnis, das  in  seiner  höchsten  sittlichen  Auffassung  als  monogamisch 
gedacht  werden  mufs.  Diesen  Fundamentalsatz  hat  auch  das  öster- 
reichisch-materielle Recht  dadurch  anerkannt,  dafs  es  einerseits  im  §  62 
a.  b.  G.B.  bestimmt:  „dafs  ein  Mann  nur  mit  einem  Weibe  und  ein 
Weib  nur  mit  einem  Manne  zu  gleicher  Zeit  vermählt  sein  darf,  und 
dafs,  wer  schon  verehelicht  war  und  sich  wieder  verehelichen  will,  die 
erfolgte  Trennung,  das  ist  die  gänzliche  Auflösung  der  Ehe,  beweisoi 
mufs",  andererseits  im  §  111  a.  b.  G.B.  anordnet:  „dafs  das  Band  einer 
gültigen  Ehe  zwischen  katholischen  Personen  nur  durch  den  Tod  des 
einen  Ehegatten  getrennt  werden  kann  und  dafs  ebenso  unauflöslich 
das  Band  der  Ehe  ist,  wenn  auch  nur  ein  Teil  schon  zur  Zeit  der 
geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war".  Letztere 
Vorschrift  gilt  nach  dem  Ministerialerlasse  vom  14*  Juli  1854  Nr.  193 
R.G.B1.  auch  dann,  wenn  einer  oder  beide  katholischen  Ehegatten  später 
zur  evangelischen  Religion  übergetreten  wären.  Diese  gesetzlichen  Be- 
stimmungen haben  durch  die  Gesetze  vom  25.  Mai  1868  Nr.  47  R.G.B1. 
und  vom  9.  April  1870  Nr.  51  RG.Bl.  keine  Änderung  erfahren.  Da 
sich  aus  dem  dargestellten  Sachverhalte  zweifellos  ei^giebt,  dafs  zur  Zeit, 
als  Marie  K.  verehelichte  V.  am  29.  November  1891  die  zweite  Ehe 
mit  Leopold  W.  geschlossen  hat,  die  Trennung,  das  ist  die  gänzliche 
Auflösung  ihrer  ersten  Ehe  mit  Franz  Victor  V.  „rechtmäfsig"  im  Li- 
lande  nicht  erfolgt  war,  der  Gültigkeit  ihrer  zweiten  Ehe  das  Öffent- 
liche Ehehindemis  der  §§  62  und  111  a.  b.  G.B.  entgegenstand,  mufs 
dieselbe  auch  in  Ansehung  ihrer  Folgen  und  rechtlichen  Wirkungen 
von  Amtswegen  in  den  Ländern,  wo  das  allgemeine  bürgerliche  Gesetz- 
buch in  Wirksamkeit  ist,  ftlr  ungültig  erklärt  w^den.  Bei  dem  Um- 
stände jedoch,  als  die  vorliegenden  Uatersuchungsakten  keinen  Anhalts- 
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pnnkt  dafür  bieten,  dafs  Marie  K.  verebelicbte  V.  und  Leopold  W. 
g^enttber  den  kircblicben  Organen,  welcbe  zur  beabsichtigten  Trennung 
der  ersten  Ehe  nnd  zur  Scblienrang  der  zweitmi  Ehe  mitgewirkt  haben^ 
ihre  hieranf  Einflufs  nehmenden  persönlichen  Verhältnisse  anders,  als 
dieselben  wirklich  bestanden,  dargestellt  hätten,  vielmehr  im  gaten 
Glanben  waren,  eine  Ehe  in  rechtsgültiger  Weise  zu  scbliefsen,  so  war 
gleichzeitig  zu  erkennen,  dafs  kein  Teil  an  der  ungültigen  Eheschliefsung 
Schuld  trage. 


Schweiz. 

StatutenhdUision  betreffs  Erbenqualität  und  CrüUigkeit  einer 

Schenkung, 

Urteil  der  Appellationskammer  des  Obergerichts  in  Zürich  vom  7.  Juli  1896 

(Zeitschrift  f.  Schweiz.  Recht,  38.  Bd.  S.  60). 

Die  S.  St.  aus  HohenzoUem-Sigmaringen ,  uneheliche  Tochter  der 
L.  St  trat  durch  Urkunde  vom  11.  Mai  1893,  die  sie  an  ihrem  da- 
maligen Aufenthaltsorte  Bockingen  im  Grofsherzogtum  Baden  errichtete, 
an  Sehn,  in  Zürich  zwei  Sparkassenhefte  zu  Eigentum  ab.  Im  teil- 
weisen  Widerspruch  hiemit  bevollmächtigte  sie  später  einen  Verwandten, 
bei  Sehn.  1000  M.  zu  erheben  und  unter  ihre  Erben  zu  verteilen. 
Nach  ihrem  Tode  verlangten  Kinder  ihrer  aufserehelichen  Mutter  von 
Sehn,  den  Betrag  der  Sparkassenbefle ,  weil  sie  nach  Hohenzollem- 
Sigmaringischem  Rechte  Intestaterben  der  S.  St.  seien  und  jene  Ur- 
kunde keine  Schenkung,  sondern  nur  Vollmacht  zur  VermÖgeusverwal- 
tong  enthalte,  eventuell  die  Schenkung  ungültig  sei,  da  sie  den  Form- 
Torschriilen  des  badischen  Gesetzes,  unter  dessen  Herrschaft  sie  er- 
richtet worden,  nicht  entspreche  und  widerrufen  worden  sei  und  den 
Pflichtteil  der  Kläger  verletze.  Das  Bezirksgericht  Zürich  I  wies  die 
Klage  ab.  Eki  erkannte  zwar  die  Kläger  als  Erben  an,  da  die  St., 
obsehon  auf  badischem  Gebiete  verstorben,  nach  ihrem  heimatliclien 
Recht  beerbt  werde,  das  die  Kläger  als  Erben  anerkenne;  dagegen 
sei  die  Anfechtung  der  Schenkung  mit  Rücksicht  auf  die  Form  un- 
begründet, da  hier  §  5  des  Züricher  priv.  Ges.B.  gelte,  der  Widerruf 
sei  nach  badischem  und  züricherischem  Rechte  unzulässig  und  nach  dem 
in  HohenzoUem-Sigmaringen  geltenden  preufsischen  Landrechte  nicht 
zu  beachten,  weil  dem  Beschenkten  nicht  rechtzeitig  notifiziert,  und  ein 
Anfechtungsrecht  wegen  Pflichtteilsverletzung  sei  mangels  eines  gesetz- 
liehen Pflichtteils  der  Kläger  unstatthaft. 

Die  Appellationskammer  bestätigte  den  Entscheid,  aber  aus  anderen 
Gründen : 

Das  in  HohenzoUem-Sigmaringen  bezüglicli  der  Anerkennung  der 
Kläger  als  Erben  geltende  Recht  sei  nicht  anwendbar.  Allerdings  steht 
auf  Grand  des  Gutachtens  des   badischen  Oberlandesgerichts  Karlsrahe 
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fest,  dafs  die  badischen  Gerichte,  wenn  sie  ihrerseits  über  die  Erb- 
berechtignng  der  Klüger  za  entscheiden  bKtten,  anter  Berafang  anf  eine 
Bestimmnng  des  VI.  badischen  Konstitntionsediktes  vom  4.  Jnni  1808 
nicht  das  badische  Recht,  sondern  das  des  Fürstentums  Hohenzollem, 
dessen  Staatsangehörige  die  St.  bei  ihrem  Tode  war,  zur  Anwendung 
bringen  würden.  Damit  ist  aber  noch  nicht  gesagt,  dafs  der  ztlriche- 
rische  Richter  die  Frage  der  Rechtsanwendung  in  gleichem  Sinne  zu 
beantworten  habe.  Für  die  Ermittelung  des  seinem  Entscheide  zu 
Grunde  zu  legenden  Rechtes  sind  unter  keinen  Umständen  fremde  Vor- 
schriften bindend,  derselbe  hat  vielmehr  an  Hand  der  hierorts  geltenden 
Normen,  oder  in  Ermangelung  von  solchen  nach  allgemeinen  Rechts- 
grundsfitzen  zu  untersuchen,  ob  die  Rechtsnachfolge  in  das  Vermögen 
der  St.  nach  badischem  oder  hohenzoUerischem  Rechte  zu  bestimmen 
sei.  Nun  fehlt  es  an  einer  gesetzlichen  Vorschrift,  die  auf  den  vor- 
liegenden Fall  zuträfe ;  das  Bundesgesetz  über  die  civilrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Niedergelassenen  findet  keine  Anwendung,  da  die  St 
weder  Schweizerin  noch  bei  ihrem  Tode  in  der  Schweiz  domiziliert 
gewesen  war.  Die  Frage  der  Reohtsanwendung  ist  also  nach  den  von 
Doktrin  und  Praxis  aufgestellten  Principien  zu  entscheiden  und  dabei 
darf  unbedenklich  der  auch  vom  cit.  Bundesgesetze  acceptierten  Auf- 
fassung beigetreten  werden,  dafs  für  die  Erbfolge  nicht  das  heimatliche 
Recht  des  Erblasses,  sondern  das  Recht  dessen  letzten  Wohnsitzes  mafs- 
gebend  ist.  Eine  Ausnahme  wäre  allenfalls  da  zuzulassen,  wo  der  Hei- 
matsstaat ausdrücklich  vorschreibt,  dafs  die  Beerbung  seiner  Angehörigen, 
gleichviel  ob  sie  beim  Tode  im  In-  oder  Auslande  domiziliert  gewesen 
seien,  nach  dem  heimatlichen  Rechte  beurteilt  werden  solle.  Allein 
hier  trifft  das  nicht  zu,  da  Hohenzollem  in  der  Frage  der  Beerbung 
durchaus  anf  dem  Boden  des  Territorialprincips  steht,  der  hohenzollerisehe 
Richter  also,  wenn  er  die  Erbberechtigung  der  Kläger  zu  prüfen  hätte, 
selbst  das  badische  Recht  anwenden  würde. 

Nach  badischem  Rechte  ist  aber  eine  erbrechtliche  Verbindung 
zwischen  den  unehelichen  Kindern  und  den  Verwandten  ihrer  Mutter 
unbestrittenermafsen  nicht  anerkannt.  Es  könnte  höchstens  noch  argu- 
mentiert werden,  dafs  im  vorliegenden  Falle  als  badisches  Recht  nicht 
das  badische  Landrecht,  sondern  das  hohenzoUerische  Recht  anzusehen 
sei,  das  zufolge  der  Verweisung  des  Konstitutionsedikts  vom  4.  Juni 
1808  hinsichtlich  der  Beerbung  des  in  Baden  domiziliert  gewesenen 
hohenzollerischen  Staatsangehörigen  einen  Bestandteil  des  badischen 
Rechtes  bilde.  Derartige  Konstruktionen  mit  Bezug  auf  die  Vor- 
schriften über  Statutenkollision  sind  versucht  worden  (vgl.  z.  B.  bundes- 
gerichtl.  Entsch.  XXI,  Nr.  18).  Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dafs  sie 
unrichtig  sind.  Wenn  der  Gesetzgeber,  sei  es  in  einem  Specialgesetze, 
sei  es  in  einer  Vorschrift  desjenigen  Gesetzes,  welches  das  raateridle 
Recht  selbst  enthält,  den  Richter  anweist,  in  einem  gegebenen  Falle 
fremdes  Recht  anzuwenden,  so  will  er  damit  selbstverständlich  nicht 
die  Grundsätze  des  letzteren  ft»r  den  betreffenden  Fall  zu  seinem  eigenen 
Rechte  machen,  sondern  lediglich  das  eigene  Recht  in  seiner  Anwend- 
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barkeit  beschränken.  Das  badische  Recht  ist  also  nicht  etwa  durch 
das  Konstitationsedikt  inhaltlich  berührt  worden,  sondem  das  letztere 
hat  nur  den  Sinn,  dafs  der  badische  Richter  in  einer  Reihe  von  Fällen 
gar  nicht  auf  sein  einheimisches  Recht  abstellen  darf. 

Internationale  Konvention  zum  Schutze   des  gewerblichen  Eigen- 

tunis  vorn  30.  März  1888,  Art,  6. 

Urteil  des  Bandesgerichts  vom  10.  Oktober  1896  {Revue  Bd.  XV  S.  17). 

Aus  den  Gründen: 

1.  Die  internationale  Konvention  vom  20.  März  1883  enthält 
keine  Vorschriften  ttber  den  Gerichtsstand. 

2.  Nach  Art  6  Abs.  1  dieser  Konvention  ist  die  Form  der  aas 
den  Vereinsstaaten  stammenden  Marken  nach  dem  Rechte  des  Ursprungs- 
landes zu  beurteilen.  In  allen  übrigen  Beziehungen  dagegen  gilt  fllr 
den  Schutz  solcher  Marken  in  d  e  r  S  c  li  w  e  i  z  das  schweizerische  Recht ; 
nach  letzterem  ist  insbesondere  zu  beurteilen,  ob  eine  Marke  eine 
Nachmachung  oder  Nachahmung  eines  anderen  Warenzeichens  enthält, 
ob  ein  Zeichen  Gemeingut  geworden  ist  u.  s.  w.  Dabei  macht  es 
keinen  Unterschied,  dafs  das  angefochtene  Warenzeichen  in  einem 
Vereinsstaate  hinterlegt  ist. 


Gültigkeit  von  Ämtshandlungen  vormundschaftlicher  Organe,  auch 

wenn  die  örtliche  Kompetenz  infolge  des  unbekannt  gebliebenen 

Bürgerrechtswechsels  durch  Heirat  weggefallen  tvar, 

Urteil  des  Bemischen  Appellations-  und  Kassationshofs  vom  20.  September 
1895  (Zeitschr.  d.  Bern.  Juristen  Vereins  Bd.  XXXII  S.  344.) 

In  den  siebenziger  Jahren  war  L.  E.,  von  Aarwangen,  nach  den 
Vereinigten  Staaten  ausgewandert.  Im  Jahre  1890  fiel  derselben  in- 
folge Ablebens  ihres  in  Aarwangen  wohnhaften  Vaters  Vermögen  an 
und  das  Regierungsstatthalteramt  dieses  Bezirkes  ernannte  ihr  einen 
anfserordentlichen  Beistand,  welcher  mit  den  übrigen  Erben  einen 
Teilungsvertrag  abschlofs,  den  die  dortige  Vormundschaftsbehörde  ge- 
nehmigte. Später  ergab  sich,  dafs  L.  E.  sich  im  Jahre  1883  im 
Staate  Columbia  mit  dem  in  Jegenstorf  und  Steffisburg  heimatberech- 
tigten Johann  £.  verehelicht  hatte.  Nachdem  dann  im  Jahre  1893 
die  Eintragung  dieser  Ehe  in  die  Civilstandsregister  von  Aar>vangen 
und  Jegenstorf  erfolgt  war,  klagte  Eberhard  auf  Nichtigkeitserklärung 
des  fraglichen  Teilungsvertrages  wegen  mangelnder  Zuständigkeit  des 
Beistandes  und  der  Vormund  Schaftsbehörde. 

Die  Klage  wurde  abgewiesen  mit  folgenden  Gründen: 
Es  ist  unbestritten,  dafs  die  Eintragung  der  am  31.  Dezember  1883 
zwischen  dem  heutigen  Kläger  und  L.  E.  im  Auslande  eingegangenen 
Ehe  in  den  Civilstandsregistcm  von  Aarwangen  und  Jegenstorf  erst  im 
Jahre  1893  erfolgte,  d.  h.  erst  seit  dem  Abschlüsse  der  Teilung  vom 
14.  Juli  1891;    allein    es  kann    darüber   kein  ernstlicher  Zweifel   be- 
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stehen,  dafs  schon  mit  dem  Zeitponkte  der  Trauung  für  die  nunmehrigen 
Eheleute  die  bfirgerlichen  Folgen  einer  gültigen  Ehe  begründet  woiden 
sind  und  dafs  namentlich  die  L.  E.  bereits  seit  81.  Dezember  1883 
ihren  bisherigen  Bürgerort  Aarwangen  mit  demjenigen  ihres  Ehemannes 
vertauscht  hatte.  Es  entsteht  daher  die  Frage,  ob  aus  dem  Umstände, 
dafs  bei  der  Teilung  vom  14-  Juli  1891  namens  der  Luise  £.  ein  ihr 
auf  Vorschlag  der  Vormundschaftsbehörde  Aarwangen  durch  den  Re- 
gierungsstatthalter von  daselbst  bestellter  außerordentlicher  Beistand 
verhandelte,  seitens  des  Klägers  ein  Nichtigkeitsgrund  mit  Bezug  auf 
jenen  Akt  hergeleitet  werden  kann.  In  dieser  Hinsicht  ist  davon  aus- 
zugehen, dafs  es  an  jedem  Anhaltspunkte  fehlte  für  die  Annahme,  dafs 
die  genannten  Behörden,  der  Beklagte,  wie  überhaupt  jemand  von  den 
Beteiligten  damals  schon  von  der  Verheiratung  der  landesabwesenden 
L.  E.  mit  dem  Kläger  Kenntnis  hatten  und  gemäfs  Satz  503,  313, 
314  und  315  C.  waren  sie  daher  nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar 
verpflichtet,  für  die  Bestellung  eines  aufserordentlichen  Beistandes  zu 
sorgen  (vgl.  auch  den  Wortlaut  des  in  Satz  314  C.  angezogenen  Satzes 
239  C).  Sie  durften  sich  der  Fürsorge  für  die  abwesende  L.  E.  nicht 
entschlagen,  solange  ihnen  die  Verheiratung  derselben  nicht  bekannt 
geworden,  solange  sie  nicht  in  der  Lage  waren,  den  Wegfall  des 
Grundes  dieser  ihrer  Pflicht  konstatieren  zu  können.  Und  aus  der 
nackten  Thatsache,  dafs  L.  E.  infolge  ihrer  Verheiratung  mit  J.  E. 
aufhörte,  Büi^erin  von  Aarwangen  zu  sein,  folgt  nicht  ohne  weiteres 
die  Nichtigkeit  der  von  den  dortigen  Behörden  und  dem  Beistande  vor- 
genommenen Handlungen,  insbesondere  des  Teilungsvertrages  vom 
14.  Juli  1891.  Es  rechtfertigt  sich  vielmehr,  hier  die  gleichen  Regeln 
Anwendung  finden  zu  lassen,  welche  unter  den  nämlichen  Umständen 
bei  der  Vertragschliefsung  durch  einen  beauftragten  Stellvertreter  gelten 
und  namentlich  in  den  Art.  41  und  44  O.R.  niedergelegt  sind.  Danach 
bleiben  die  vom  Stellvertreter  auch  nach  dem  Erlöschen  der  Vollmacht 
vorgenommenen  Handlungen  zu  Recht  bestehen,  sofern  weder  er  noch 
der  Dritte  von  jenem  Umstände  Kenntnis  hatten.  So  wird  verhütet, 
dafs  in  gutem  Glauben  vorgenommene  Handlungen  seitens  des  Ver- 
tretenen angefochten  werden  und  dafs  derselbe  aus  der  eigenen  Nach- 
lässigkeit Vorteil  ziehen  kann,  was  den  ersten  Rechtsgrundsätzen  und 
der  Rechtseinheit  zuwiderlaufen  würde.  Eine  Nachlässigkeit  ^It  eben 
auch  der  L.  E.  und  ihrem  Ehemann  J.  E.  zur  Last  und  zwar  im 
Hinblick  darauf,  dafs  sie  es  unterlassen  haben,  schon  früher  ilire  Vei^ 
heiratung  in  den  hiesigen  Registern  eintragen  zu  lassen  oder  überhaupt 
hier  bekannt  zu  geben.  Mit  Rücksicht  auf  den  guten  Glauben  der  be- 
klagten Partei  (wie  übrigens  auch  des  Beistandes  und  der  Behörden) 
einerseits  und  die  der  Klägerschaft  zum  Vorwurf  zu  machende  Nach- 
lässigkeit andererseits,«  rechtfertigt  es  sich  demnach  nicht,  das  in  Rede 
stehende  Geschäft  nichtig  zu  erklären  (vgl.  auch  noch  Seufferis  Archiv 
Bd.  III  Nr.  277,  Motive  zum  Entwürfe  eines  bürgerl.  Gesetzbuches  fttr 
das  Deutsche  Reich ,  Bd.  I  S.  234 ,  Zeitschr.  für  vaterl.  Recht  N.  F. 
Bd.  II  S.  55). 
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Ungarn. 

Ein  ungarischer  Staatsbttiger  kann  wegen  eines  im  Anslande  ver- 
tlbten  Verbrechens  in  Ungarn  nicht  verfolgt  werden,  wenn  er  die  Strafe 
hierfür  im  Auslande  abgebüfst  hat.  Bosnien  ist  als  AusUind  zu  be« 
trachten.     Curialentscheidung  Z.  9534/96  (Jur.Bl.  1896  S.  617). 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Dentschland. 

Gesetze,   Verordnungen  etc.  der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

PrenAien. 

1.  Ausf.Verf.  des  Justizministers  vom  7.  September  1896  zur 
Verordnung  des  Bundesrats  vom  16.  Juni  1882  /  9.  Juli  1896,  betr. 
die  Einrichtung  von  Strafregistern  und  die  wechsel- 
seitige Mitteilung  der  Strafurteile  (J.M.Bl.  1896  8.  265). 

2.  A.V.  d.  J.M.  vom  18.  September  1896,  betr.  den  unmittel- 
baren Geschäftsverkehr  zwischen  den  Preufsischen 
Justizbehörden  und.  den  Russischen  Justizkammern  zu 
St   Petersburg   und  Wilna  (J.M.BL  8.  809). 

8.  Ausf.Verf.  des  Justizministers  vom  1.  Oktober  1896  über  die 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Mai  1887,  betr.  das  Teilungsver&hreu 
und  den  gerichtlichen  Verkauf  von  Immobilien  im  Geltungsbereich  des 
Bheinischen  Rechts,  von  den  Notaren  ausgehenden  Zu- 
stellungen im  Auslande  (J.M.Bl.  8.  819). 

Solche  an  die  Kaiserl.  Konsulate  oder  Gesandten  gerichteten  Er- 
suchen können  nur  auf  Erledigung  rechnen,  wenn  ausreichender  Kosten- 
vorschufs  vom  Notar  gezahlt  ist,  daher  die  Notare  angewiesen  sind, 
einen  desikllsigen  Vorschufs  von  den  Verpflichteten  zu  erheben  und  von 
dem  Eingange  und  dem  Betrage  in  dem  Ersuchschreiben  Mitteilung 
zu  machen. 

4.     Ausf.Verf.   des  Justizministers  vom    18.  Oktober   1896,   betr. 

die  vorläufige  Festnahme  flüchtiger  Verbrecher  inRufs- 

land  (J.M.BL  8.  832). 

Bei  der  Stellung  von  Antrügen  auf  vorläufige  Festnahme  von  Beschul- 
digteUf  die  nach  Rulsland  geflüchtet  sind,  ist  —  soweit  nicht  das  betreffende 
Ersuchen  gemäfs  dem  prenjäsch-russischen  Abkommen  vom  4.  Februar  /  23.  Ja- 
nuar 1879  (G.Slg.  S.  138)  und  der  dazu  ergangenen  zusätzlichen  Erklärung 
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vom  28./16.  Januar  1898  (G.Slg.  S.  83)  im  Wege  des  nnmittelbareii  aeschäfts- 
verkehrs  an  die  dafür  in  Betracht  kommende  russische  Justizbehörde  ge- 
richtet  werden  kann  (vgl.  das  durch  die  A.  V.  vom  23.  Juni  1894  —  J.M.BL 
8.  167  ff.  —  mitgeteilte  Verzeichnis  und  die  A.  V.  v.  18.  September  1896  — 
J.M.Bi.  S.  309),  nach  Mafsgabe  der  folgenden  Bestimmungen  zu  verfahren: 

Das  Ersuchen  ist  im  allgemeinen  und  namentlich  aläann,  wenn  kein 
bestimmter  Anhalt  dafür  vorhegt,  nach  welchem  Orte  in  Rufsland  der  Ver- 
folgte sich  gewandt  hat,  an  die  Kaiserl.  Botschaft  in  St.  Petersburg  zu 
richten. 

Liegen  Anhaltspunkte  dafür  vor,  dafs  sich  der  Verfolgte  an  einem  be- 
stimmten Orte  Rnfslands  aufhält,  so  darf  das  Ersuchen  um  vorläufige  Fest- 
nahme auch  an  die  betreffende  Kaiserl.  Konsularbehörde  gerichtet  werden. 
In  solchem  Falle  ist  aber  die  KaiserL  Botschaft  in  St.  Petersburg  von  dem 
Ersuchen  stets  gleichzeitig  und  zwar,  wenn  dasselbe  telegraphisch  erfolgt, 
ebenfalls  auf  teTeeraphiBchem  Wege  in  Kenntnis  zu  setzen. 

In  allen  Fällen  ist  wegen  Stellung  eines  Auslieferungsantra^  unter 
Beifügung  der  erforderlichen  Urkunden  ungesäumt  an  den  Justizmmister  seu 
berichten. 

Bayern. 

Bekanntmachung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom  80.  No- 
vember 1896,  das  Ableben  deutscher  Reichsangehöriger  in 
Ungarn,  betr.  (J.M.BI.  S.  391). 

Die  k.  ungarischen  Bezirksgerichte  sind  durch  Verordnung  des 
ungarischen  Justizministeriums  angewiesen,  das  Kaiserl.  Generalkonsulat 
in  Budapest  von  dem  Ableben  deutscher  Reichsangehöriger  in  Ungarn 
in  jedem  einzelnen  Falle  zu  benachrichtigen.  Anfragen  um  Auskunft 
über  das  Ableben  von  Reichsangehörigen  in  Ungarn  sind  daher  an  das 
kaiserl.  General -Konsulat  in  Budapest  zu  richten,  an  welches  sich  die 
Justizbehörden  auf  dem  in  Ziff.  12  u.  5  der  Bekanntmachung  vom 
27.  November  1887  (J.M.BI.  8.  279)  bezeichneten  Wege  zu  wenden 
haben. 

Saeliseii. 

Verordnung  vom  22.  September  1896  zur  Ausführung  der  Bundes- 
ratsverordnung  vom  9.  Juli  1896,  betr.  die  Einrichtung  von 
Strafregistern  und  die  wechselseitige  Mitteilung  der 
Strafurteile  (J.M.BI.  S.  79). 

Wflrttemlierr« 

Min.Bekanntmachung  vom  80.  September  1896,  betr.  die  Ein- 
richtung von  Strafregistern  und  die  wechselseitige  Mit- 
teilung  der  Strafurteile  (W.  Reg.Bl.  S.  206). 

Baden. 

1.  Erlafs  vom  7.  Februar  1895  Nr.  2014,  betr.  den  erwerbs- 
weisen Eigen  tu  msttbergang  von  Liegenschaften  in  Baden 
auf  Grund  von  Erbbescheinigungen  ausländischer  Gerichte 
(Annalen  gr.  bad.  Gerichte  1896  S.  295): 

„Die  im  Grundbuch  Bd.  21  Nr.  77  auf  Grund  einer  Erbbescheinigung 
des  Grofsh.  Hessischen  Amtsgerichts  Offenbach  eingetragene  Eigentumsüber- 
tragung  hat  das  Amtsgericht  als  nach  §  17  a  der  Anleitung  anfechtbar  be- 
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zeichnet,  weil  diese  Bestimmung  nur  Erbbescheinigungen  badischer  Gerichte 
im  Au^e  habe  und  Nichtbadener  nach  §  9  des  Gesetzes  vom  24.  März  1888 
zu  yeitahren  hätten. 

Wir  erachten  die  Beanstandung  nicht  für  begründet.  Aus  den  Motiven 
zu  §  9  des  Gesetzes  über  Erbbescheinigungen  eigiebt  sich,  dafs  die  Vorschrift 
dieses  Paragraphen  eine  Erleichterung  des  Verkehrs  zunächst  für  die  Fälle 
bezweckt,  in  welchen  von  dem  ausw&tigen  Gerichte,  bei  welchem  die  Erb- 
schaft eröfinet  ist,  eine  Erbbescheinigung  oder  Erbeinweisung  nicht  beschafft 
werden  kann  und  dafs  nur  aus  Zweckmäfsi^keitsgründen  davon  abgesehen 
wurde,  dies  als  Voraussetzung  der  Zulässigkeit  einer  beschränkten  Erbbeschei- 
nigung im  Sinne  des  Paragraphen  aufzustellen.  Die  Kommissionsberichte 
beider  Kammern  sind  dieser  Auffassung,  gegen  die  sich  auch  im  weiteren 
kein  Widerspruch  erhob,  beigetreten.  Damach  aber  wurde  allerseits  an- 
genommen, dafs  auch  Erbbescheinigungen  aufserbadischer  Nachlafsgerichte 
zur  Verfügung  über  badische  Liegenschaften  und  über  in  badischen  öffent- 
lichen Büchern  eingetragene  Rechte  berechtigen  können.  Diese  Annahme, 
der  auch  die  Fassung  des  §  17  a  der  Anleitung  nicht  entscheidend  entgegen- 
steht, ist  umsomehr  nir  zu&efiend  zu  erachten,  als  sie  auch  den  Grundsätzen 
des  badischen  internationalen  Privatrechts  entspricht,  wonach  die  Ebrbfolge 
in  das  G«8amtvermöe;en  ohne  die  in  der  französischen  Praxis  gemachte 
Unterscheidung  von  Hobilien  und  Immobilien  sich  nach  den  Gesetzen  des 
Heimatsstaates  richtet. 

Ober  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  hessischen  Bechts  wurden 
Erhebungen  yeranlafst,  deren  Ergebnis  in  dem  Erlafs  vom  17.  Juni  1895 
Nr.  12551  wie  folgt  niedergelegt  ist: 

Nach  erhobener  Äufserun^  des  Grofsh.  Hessischen  Ministeriums  des 
Innern  und  der  Justiz  vom  14.  3.  Mts.  Nr.  M.  J.  16608  bestimmt  das  Hessi- 
sche Gesetz  vom  21.  Februar  1852,  die  Erwerbung  des  Grundeigentums  und 
die  besonderen  rechtlichen  Folgen  des  Eintrags  eines  Erwerbtitels  in  dem 
Grundbuche  in  den  Provinzen  btarkenburg  unä  Oberhessen  betr.,  in  Art  11, 
dafs  im  Falle  der  Erwerbung  einer  unbeweglichen  Sache  durch  Erbfolge 
die  Zuschreibung  im  Mutationsverzeichnisse  nur  auf  Grund  einer  amtlichen 
Beurkundung,  aus  welcher  die  Eigenschaft  des  Erben  als  solchen  erhellt, 
stattfinden  kann.    Art.  12  schreibt  dann  weiter  vor: 

Der  Erbe  kann  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Beurkundung 
von  dem  Erbschaftsgerichte  verlangen,  wenn  der  letzte  Wille  oder  der  Erb- 
vertrag, aus  welchem  er  sein  Erbrecht  ableitet,  von  den  nächsten  gesetzlichen 
Erben  anerkannt,  oder  diesen  letzteren  gegenüber  rechtskräftig  für  gültig 
erklärt  worden  ist,  oder  wenn  er  sich  als  den  nächsten  gesetz- 
lichen Erben  ausweist 

§  10  der  Ausführungsverordnung  zu  dem  erwähnten  Gesetze  vom  8.  De- 
zember 1852  bestimmt  aufserdem  noch,  dafs  die  amtliche  Beurkundung  des 
Erwerbtitels  bei  Vermächtnissen  und  Erbschaften  (Art.  8, 11,  12  des  Gesetzes 
vom  21.  Februar  1852)  in  der  Regel  in  einem  alle  Voraussetzungen  dieses 
Erwerbs  umfassenden  Zeugnisse  des  Erbschaftsgerichts  bestehen  soll.  Das 
Ver&hren  bei  Ausstellung  derartiger  Erbschaftszeugnisse  ist  abgesehen  von 
den  in  den  vorerwähnten  Artikeln  und  Paragraphen  enthaltenen  Vorschriften 
nicht  näher  geregelt  und  ebenso  fehlt  es  an  Vorschriften  über  die  Form,  in 
der  Erbschaftszeugnisse  auszustellen  sind.  Das  2jeugnis  kann  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  von  dem  Erbschaftsgerichte  nur  ausgestellt  werden 
auf  Grund  aktenmäfsig  erbrachten  Nachweises,  dafs  die  betreffende  Person 
wirklich  Erbe  ist.    Im  übrigen  entscheidet  Grerichtsgebrauch. 

Auf  Grund  vorstehender  Darlegung  ist  die  von  dem  Grofsh.  hessischen 
Amtsgerichte  Offenbach  ausgestellte  Erbbescheinigung  im  Sinne  des  §  17  a 
der  £[ileitun^  zur  Führung  der  Grund-  und  Pfandbücher  als  zmreichend  an- 
gesehen worden.'' 

2.  Min.Verordn.  vom  30.  September  1896,  die  Strafregister- 
ordnnng  betr.    (Abänderungen   der  Bundesratsverordnung   und  Über- 
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gangsverordnung),  6.a.V.Bl.  1896  S.  325;  ferner  vom  28.  November 
1896,  die  StrairegiBter  und  die  Mitteilung  von  Strafarteilen  betr. 
(ebenda  S.  481). 

8.  Landesherrliche  Verordnung  vom  25.  Oktober  1896,  die  Er- 
teilung von  StaatsangehÖrigkeitS'-Urkunden  und  Beise- 
papieren  betr.  (G.u.y.Bl.  S.  861). 


IL   AnswärtijB^e  Staaten. 

Österreleli. 

1.  Gesetz  vom  27.  November  1896,  betr.  die  Einführung  von 
Gewerbegerichten  und  die  Gerichtsbarkeit  in  Streitig- 
keiten aus  dem  gewerblichen  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohn- 
Verhältnisse  (Ost  R.G.B1.  S.  668). 

2.  Gesetz  vom  27.  November  1896,  womit  Vorschriften  über 
die  Besetzung,  innere  Einrichtung  und  Geschäftsord- 
nung der  Gerichte  erlassen  werden  (Gerichtsorgani- 
sationsgesetz), Ost.  R.G.B1.  8.  643  ff. 

3*  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  5.  Dezember  1896, 
betr.  die  Ausführung  des  Art  IV  des  mit  dem  Deutseben 
Reiche  geschlossenen  Legalisierungsvertrags  vom  25.  Fe- 
bruar 1880,  Ost  R.G.B1.  1880  Nr.  85  (Ö.  R.G.B1.  1896  S.  750). 
Kundgabe  der  beiderseits  in  den  Verwaltungsbehörden  eingetretenen 
Änderungen. 

4.  Gesetz  vom  5.  Dezember  1896,  wodurch  einige  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  3.  Dezember  1863  (R.G.B1.  Nr.  105),  betreffend  die 
Regelung  der  Heimatsverhältnisse,  abgeändert  werden  (Ost 
R.G.B1.  1896  S.  743). 

Seliwels. 

Vollziehungsverordnung  vom  10.  November  1896 ,  zum  Bondes- 
gesetz  vom  29.  Juni  1888,  betr.  die  Erfindungspatente,  revidiert 
am  23.  März  1893  (Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  XV.  Bd.  S.  533  ff.). 

Nach  Art  2  Abs.  2  sind  ausländische  Patentgesuchc  durch  Ver- 
mittelung  von  in  der  Schweiz  domizilierten  Vertretern,  welchen  von 
den  Erfindern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  die  bezügliche  Vollmacht 
erteilt  worden  ist,  einzureichen. 

Nach  Art  6  Abs.  1  ist  zur  Wahrung  des  Prioritätsrechtes  ftlr  Er- 
findungen, welche  schon  im  Auslande  zur  Patentierung  angeoEieUet 
wurden,  oder  welche  unter  einem  zeitweiligen  Ansstellungsscbutse 
stehen,  innerhalb  der  gesetzlich  (Art  32  und  33  des  Gesetzes)  oder 
durch  Staatsverträge  fes^esetzten  Fristen  die  Einreichung  eines  regel- 
rechten Patentgesuches  erforderlich. 
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Internationale  Verträge. 

1.  Handels-  und  Scbiffahrtsvertrag  zwischen  dem 
Deatschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.G.BL 
8.  715  ff.). 

Art.  I.  Die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  vertragschliefsenden 
Teile  sollen  volle  Freiheit  geniefsen,  überall  die  Gebiete  des  anderen 
vertragschliefsenden  Teiles  zu  betreten,  zu  bereisen  oder  sich  daselbst 
niederzulassen,  und  sollen  vollen  und  uneingeschränkten  Schutz  itlr  ihre 
Person  und  ihr  Eigentum  geniefsen. 

Sie  sollen  freien  und  ungehinderten  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben 
zur  Verfolgung  und  Verteidigung  ihrer  Rechte;  sie  sollen  in  gleicher 
Weise  wie  die  Inländer  das  Recht  haben,  Anwälte,  Advokaten  und 
Vertreter  zur  Verfolgung  und  Verteidigung  ihrer  Rechte  vor  diesen 
Gerichten  zu  wühlen  und  zu  verwenden,  und  in  allen  anderen  auf  die 
Rechtspflege  bezüglichen  Angelegenheiten  alle  Rechte  und  Begünstigungen 
der  Inländer  geniefsen. 

Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  sollen 
in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug  auf  die  Niederlassung  und  das 
Reisen,  auf  den  Besitz  von  Waren  und  beweglichen  Sachen  aller  Art, 
auf  den,  sei  es  kraft  letzten  Willens  oder  in  anderer  Weise  erfolgenden 
Erwerb  von  Todeswegen  bei  solchem  Vermögen  aller  Art,  welches  sie 
unter  Lebenden  erwerben  dürfen,  und  in  Bezug  auf  alle  wie  immer 
beschaffenen  Verfügungen  über  Vermögen  jeder  Art,  welches  in  gesetz- 
mäfsiger  Weise  erworben  ist,  die  nämlichen  Begünstigungen,  Freiheiten 
und  Rechte  geniefsen  und  in  diesen  Beziehungen  keinen  höheren  Ab- 
gaben und  Lasten  unterworfen  sein,  als  die  Inländer  oder  die  An- 
gehörigen der  meistbegünstigten  Nation. 

Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  sollen 
in  den  Gebieten  des  anderen  vollkommene  Gewissensfreiheit,  sowie  in 
Gemäfsheit  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Reglements  das  Recht 
privater  und  öffentlicher  Abhaltung  ihres  Gottesdienstes  und  auch  das 
Recht  geniefsen,  ihre  betreffenden  Landsleute  nach  ihren  religiösen  Ge- 
bräuchen auf  den  geeigneten  und  passend  befundenen,  zu  diesem  Zweck 
angelegten  und  unterhaltenen  Plätzen  zu  bestatten. 

Sie  sollen  unter  keinem  Verwände  gezwungen  werden,  andere  oder 
höhere  Abgaben  oder  Steuern  zu  bezahlen  ab  diejenigen,  welche  jetzt 
oder  künftig  von  Inländern  oder  Angehörigen  der  meistbegünstigten 
Nation  gezahlt  werden. 

Art  IV.  Die  Wohngebäude,  Fabriken,  Warenhäuser  und  Läden 
der  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  in  den  Ge- 
bieten des  anderen,  sowie  alle  dazu  gehörigen  Räumlichkeiten,  welche 
zu  Niederlassungs-,  Industrie-  und  Handelszwecken  bestimmt  sind,  sollen 
unverletzlich  sein. 
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Es  ist  unzulässig,  in  solchen  Gebäuden  und  Räumlichkeiten  Durch- 
suchungen und  Haussuchungen  abzuhalten,  oder  Bücher,  Papiere  und 
Rechnungen  einzusehen  und  zu  prüfen,  ausgenommen  in  denjenigen 
Fällen  und  in  denjenigen  Formen,  in  welchen  derartige  Mafsnahmen 
nach  den  Gesetzen,  Verordnungen  und  Reglements  auch  Inländern 
gegenüber  anwendbar  sind. 

Art.  XIV.  Kriegs-  oder  Kaufiahrteischifie  eines  jeden  der  vertrag- 
Bchliefsenden  Teile,  welche  durch  stürmisches  VTetter  oder  durch  irgend 
einen  anderen  Unfall  genötigt  werden,  in  einem  Hafen  des  anderen 
Teiles  Zuflucht  zu  suchen,  sollen  die  Befugnis  haben,  daselbst  Aus- 
besserungen vorzunehmen,  sich  alle  nötigen  Vorräte  zu  verschaffen  und 
wieder  in  See  zu  gehen,  ohne  irgend  andere  Gebühren  zu  bezahlen  als 
diejenigen,  welche  von  inländischen  Schi£fen  zu  entrichten  sein  würden. 
FiJls  jedoch  der  Führer  eines  Kauffahrteischiffes  sich  genötigt  sehen 
sollte,  über  einen  Teil  seiner  Ladung  zu  verfügen,  um  Ausgaben  zu 
bestreiten,  so  soll  er  verpflichtet  sein,  sich  nach  den  Verordnungen  und 
Tarifen  des  Ortes,  wohin  er  gekommen  ist,  zu  richten. 

Wenn  ein  Kriegs-  oder  Kauffahrteischiff  des  einen  der  vertrag- 
schliefsenden  Teile  an  den  Küsten  des  anderen  strandet  oder  Schiff- 
bruch leidet,  so  sollen  die  Ortsbehörden  den  Generalkonsul,  Konsul, 
Vicekonsul  oder  Konsularagenten  des  Bezirks,  in  welchem  der  Unfall 
stattgefunden  hat,  oder,  wenn  es  derartige  Konsularbeamte  dort  nicht 
giebt,  den  Generalkonsul,  Konsul,  Vicekonsul  oder  Konsularagenten  des 
nächsten  Bezirks  benachrichtigen. 

Alle  Rettungsmafsregeln  bezüglich  japanischer  in  den  deutschen 
Küstengewässem  verunglückter  und  gestrandeter  Schiffe  sollen  nach 
Mafsgabe  der  deutschen  Gesetze,  Verordnungen  und  Reglements  Fiats 
greifen,  und  umgekehrt  sollen  alle  Rettungsmafsregeln  hinsichtlich 
deutscher,  in  den  japanischen  Küstengewässem  verunglückter  oder  ge- 
strandeter Schiffe  in  Gemäfsheit  der  japanischen  Gesetze,  Verordnangea 
und  Reglements  erfolgen. 

Ein  derartiges  gestrandetes  oder  verunglücktes  Schiff  oder  Fahr- 
zeug und  alle  Teile  desselben,  sowie  alle  seine  Ausrtlstungsgegenstände 
und  Zubehörungen ,  ferner  alle  Güter  und  Waren,  welche  davon  ge- 
rettet worden  sind,  einschliefslich  derer,  welche  in  die  See  geworfen 
waren,  oder  der  Erlös  dieser  Gegenstände,  falls  sie  verkauft  worden 
sind,  ebenso  alle  an  Bord  eines  solchen  gestrandeten  oder  verunglückten 
Schiffes  oder  Fahrzeuges  vorgefundenen  Papiere  sind  den  Eigentümern 
oder  deren  Beauftragten  auszuhändigen,  sobald  sie  von  denselben  be- 
ansprucht werden.  Wenn  diese  Eigentümer  oder  Beauftragten  sich 
nicht  an  Ort  und  Stelle  befinden,  so  sind  alle  die  gedachten  Gegen- 
stände den  betreffenden  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  oder 
Konsularagenten ,  sofern  die  Herausgabe  von  denselben  innerhalb  der 
durch  die  Landesgesetze  festgesetzten  Frist  verlangt  wird,  auszuhändigen, 
und  diese  Konsularbeamten,  Eigentümer  oder  Beauftragten  sollen  nur 
die  durch  Rettung  und  Erhaltung  der  Güter  erwachsenen  Kosten,  ein- 
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scUierBlich  des  Bergelobnes,  bezahlen,  wie  sie  im  Falle  des  Scheiterns 
eines  inländischen  Schiffes  zu  entrichten  gewesen  wären. 

Die  ans  dem  Schiffbruch  geretteten  Güter  und  Waren  sollen  von 
allen  Zöllen  befreit  sein,  sofern  sie  nicht  für  den  Verbrauch  deklariert 
werden,  in  welchem  Falle  sie  die  gewöhnlichen  Abgaben  zu  entrichten 
haben. 

Wenn  ein  Schiff  oder  Fahrzeug,  welches  im  Eigentum  von  An- 
gehörigen des  einen  der  yertragschliefsenden  Teile  steht,  in  den  Kttsten- 
gewässern  des  anderen  strandet  oder  verungltlckt ,  so  sollen  die  be- 
treffenden Generalkonsuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsularagenten, 
falls  der  Eigentümer  oder  Schiffsführer  oder  ein  anderer  Beauftragter  des 
Figentümers  nicht  anwesend  ist,  ermächtigt  sein,  amtlichen  Beistand  zu 
leisten,  damit  den  Angehörigen  des  betreffenden  Landes  die  erforder- 
liche Unterstützung  gewährt  wird.  Derselbe  Grundsatz  soll  in  dem 
Falle  Anwendung  finden,  wenn  der  Eigentümer,  Schiffsführer  oder  son- 
stige Beauftragte  zugegen  ist,  indes  solchen  Beistand  nachsucht. 

Art  XV.  Alle  Schiffe,  welche  nach  deutschem  Recht  als  deutsche, 
und  alle  Schiffe,  welche  nach  japanischem  Recht  als  japanische  Schiffe 
anzusehen  sind,  sollen  im  Sinne  dieses  Vertrages  als  deutsche  be- 
ziehungsweise japanische  Schiffe  gelten. 

Art.  XVI.  Die  vertragschliefsenden  Teile  kommen  darin  überein, 
dafs  in  allen  auf  Handel  und  Schiff&hrt  bezüglichen  Angelegenheiten 
jede  Art  von  Vorrecht,  Begünstigung  oder  Befreiung,  welche  der  eine 
vertragschllefsende  Teil  der  Regierung,  den  Schiffen  oder  den  An- 
gehörigen irgend  eines  anderen  Staates  gegenwärtig  eingeräumt  hat  oder 
in  Zukunft  einräumen  wird,  sofort  und  bedingungslos  auf  die  Regierung, 
die  Schiffe  oder  die  Angehörigen  des  anderen  vertragschliefsenden  Teiles 
ausgedehnt  werden  soll,  da  es  ihre  Absicht  ist,  dafs  Handel  und  Schiff- 
fahrt eines  jeden  Landes  von  dem  anderen  in  allen  Beziehungen  auf 
den  Fufs  der  meistbegünstigten  Nation  gestellt  werden  sollen. 

Art.  XVII.  Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliefsenden 
Teile  sollen  in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz 
von  Erfindungen,  von  Mustern  (einschliefslich  der  Gebrauchsmuster) 
und  Modellen,  von  Handels-  und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen 
dieselben  Rechte,  wie  die  eigenen  Angehörigen  unter  der  Voraussetzung 
geniefsen,  dafs  sie  die  hierfür  vom  Gesetze  vorgesehenen  Bedingungen 
erfüllen. 

Art.  XVIII.  Die  vertragschliefsenden  Teile  sind  über  Folgendes 
einverstanden : 

Die  einzelnen  Fremdenniederlassungen  in  Japan  sollen  den  betreffen- 
den japanischen  Gemeinden  einverleibt  werden  und  hinfort  Bestandteile 
der  japanischen  Gemeinden  bilden. 

Die  zuständigen  japanischen  Behörden  sollen  demnach  mit  Bezug 
auf  dieselben  alle  Verbindlichkeiten  und  Verpflichtungen  übernehmen, 
w^elche  ihnen  hinsichtlich  der  Gemeinden  obliegen,  und  gleichzeitig 
sollen  die  Öffentlichen  Gelder  und  Vermögensgegenstände,  welche  diesen 
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Niederlassungen  geboren,   den   genannten  japanischen  Behörden   über- 
geben werden. 

Sobald  diese  Einverleibung  erfolgt,  sollen  die  bestehenden,  zeitlich 
unbegrenzten  Überlassungsvertrtfge,  unter  welchen  jetzt  in  den  gedacbtm 
Niederlassungen  Grundstücke  besessen  werden,  bestätigt  und  hinsichtlich 
dieser  Grundstücke  sollen  keine  Bedingungen  irgend  einer  anderen  Art 
auferlegt  werden,  als  sie  in  den  bestehenden  Überlassungsvertragen  ent- 
halten sind. 

Die  Besitzrechte  an  diesen  Niederlassungsgrundstücken  können  in 
Zukunft  von  ihren  Besitzern  frei  und,  ohne  dafs  es  dazu,  wie  bisher 
in  gewissen  Fftllen,  der  Genehmigung  der  konsularischen  oder  japani- 
schen Behörde!  bedarf,  an  Inländer  oder  Ausländer  veräufsert  werden. 

Im  übrigen  gehen  die  nach  den  ursprünglichen  Überlassungsver- 
trägen den  Eonsukrbehörden  zustehenden  Funktionen  auf  die  japanischen 
Behörden  über. 

Alle  Ländereien,  welche  von  der  japanischen  Regierung  für  öffent- 
liche Zwecke  der  Fremd enniederlassung  bisher  zinsfrei  hergegeben 
worden  sind,  sollen,  unbeschadet  der  aus  der  Gebietshoheit  sicli 
ergebenden  Rechte,  fi^i  von  allen  Steuern  und  Lasten  den  öffentlichen 
Zwecken,  für  welche  sie  ursprünglich  bestimmt  worden,  dauernd  er- 
halten bleiben. 

Art.  XIX.  Der  gegenwärtige  Vertrag  erstreckt  sich  auch  auf 
die  mit  einem  der  vertragschliefsenden  Teile  gegenwärtig  oder  künftig 
zollgeeinten  Gebiete. 

Art.  XX.  Der  gegenwärtige  Vertrag  tritt  vom  Tage  seines  vollen 
Inkrafttretens  ab  an  die  Stelle  des  Vertrages  vom  20.  Februar  1869, 
sowie  derjenigen  Abkommen  und  Übereinkünfte,  welche  in  Ergänzung 
des  letzteren  Vertrages  abgeschlossen  sind  oder  bestehen.  Von  dem- 
selben Tage  ab  verlieren  jene  früheren  Vereinbarungen  ihre  Wirksam- 
keit, und  demgemäfs  hört  alsdann  die  bis  dahin  in  Japan  ausgeübte 
Gerichtsbarkeit  deutscher  Gerichtsbehörden  auf  und  erreichen  alle  ans- 
nahmsweisen  Privilegien,  Befreiungen  und  Immunitäten,  die  bis  dahin 
die  deutschen  Reichsangehörigen  als  einen  Bestandteil  oder  einen  Ausflufs 
dieser  Gerichtsbarkeit  genossen,  ohne  weiteres  ihre  Fndschaft.  Diese 
Gerichtsbarkeit  wird  alsdann  von  japanischen  Gerichten  übernommen 
und  ausgeübt  werden. 

Art  XXI.  Der  gegenwärtige  Vertrag  mit  Ausnahme  des  Art  XVII 
soU  —  jedoch  nicht  vor  dem  17.  Juli  1899  —  in  Kraft  treten  nach 
Ablauf  eines  Jahres,  nachdem  die  Regierung  Seiner  Majesfjlt  des  Elisen 
von  Japan  der  Regierung  Seiner  Majestät  des  Deutschen  Kaisers,  Königs 
von  Preufsen,  von  ihrem  Wunsche,  den  Vertrag  in  Kraft  zu  setzen, 
Anzeige  gemacht  hat.  Der  Vertrag  soll  von  seinem  Inkrafttreten  ab 
12  Jahre  in  Geltung  bleiben. 

Jeder  der  vertragschliefsenden  Teile  soll  das  Recht  haben,  zu 
irgend  einer  Zeit,  nachdem  11  Jahre  vom  Tage  des  Inkrafttretens  des 
Vertrages  verflossen  sind,  dem  anderen  seine  Absicht,  diesem  Vertrag 
aufhören  zu  lassen,    anzukündigen,    und   mit  Ablauf  von  12  Monatoi 
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nach  erfolgter  Kündigung  soll  der  gegenwärtige  Vertrag  gänzlich  auf- 
hören und  endigen. 

Der  Art  XVII  des  gegenwärtigen  Vertrages  soll  schon  mit  dem 
Tage  des  Austausches  der  Ratifikationen  in  Kraft  treten  und,  sofern 
nicht  von  den  vertragschliefsenden  Teilen  noch  ein  Anderes  vereinhart 
werden  sollte,  solange  in  Geltung  hleihen,  bis  die  übrigen  Bestimmungen 
des  Vertrages  ihre  Wirksamkeit  verlieren. 

Der  Vertrag  ist  ratifiziert  worden,  und  der  Austausch  der 
Ratifikationsurkunden  hat  am  18.  November  1896  in  Berlin  statt- 
gefunden. 

Vom  Schlufs Protokoll  vom  4.  April  1896  sind  hier  nach- 
stehende Bestimmungen  anzuführen: 

2.  ZuArtlund  III.  Zwischen  den  vertragschliefsenden  Teilen 
besteht  Einverständnis  darüber,  dafs  die  Angehörigen  des  einen  Teiles 
in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles  auch  zu  dem  Erwerb  und  Besitz 
▼Ott  Hjpothekenrechten  an  unbeweglichen  Sachen  in  gleicher  Weise 
wie  die  Inländer  zugelassen  werden  sollen. 

4.  Zu  Art.  XVII.  Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dafs  in 
jedem  der  beiden  vertragschliefsenden  Länder  den  Angehörigen  des 
anderen  Teiles  der  Schutz  von  Erfindungen,  von  Mustern  (einschliefslich 
der  Gebrauchsmuster)  und  Modellen,  von  Handels-  und  Fabrikmarken, 
von  Firmen  und  Namen  dann  gewährt  werden  mufs,  wenn  die  hierfür 
vom  Gesetze  vorgesehenen  Bedingungen  erMUt  sind. 

Übrigais  behalten  sich  die  vertragschliefsenden  Teile  den  Abschlufs 
eines  besonderen  Vertrages  über  die  gegenseitigen  Beziehungen  auf  dem 
Gebiete  des  Patent-,  Muster-  und  Markenschutzes  vor  und  werden 
seiner  Zeit  in  entsprechende  Verhandlungen  eintreten. 

Femer  erklärt  die  japanische  Regierung,  dafs  sie,  bevor  die  deutsche 
Konsulargerichtsbarkeit  in  Japan  in  Wegfidl  kommt,  der  internationalen 
Bemer  Konvention ,  betreffend  das  Urheberrecht  (geistiges  Eigentum), 
beitreten  werde. 

5.  Zu  Art  XX.  Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dafs  trotz 
des  mit  dem  vollen  Inkrafttreten  des  heute  unterzeichneten  Handels- 
und Schi&hrtsvertrages  an  sich  eintretenden  Wegfidls  der  in  Japan 
ausgeübten  Gerichtsbarkeit  deutscher  Gerichtsbehörden  dennoch  diese 
Gerichtsbarkeit  bezüglich  aller  Angelegenheiten,  welche  zur  Zeit  des 
voUen  Inkrafttretens  des  Vertrages  bereits  rechtshängig  sind,  bis  ssur 
endgültigen  Entscheidung  fortdauern  soll. 

Unterm  4.  April  1896  wurde  bei  Unterzeichnung  des  Vertrages 
zwischen  den  Regierungen  der  kontrahierenden  Staaten  noch  Verein- 
barung über  folgende  Punkte  erzielt: 


gO  IntematioDale  YertrSge. 

1.  dafs,  wenn  anch  den  Fremden  in  Japan  nach  den  znr  Zeit  dort 
geltenden  Gesetzen  der  Erwerb  des  Eigentams  an  Ornndstücken 
noch  versagt  ist,  hierdurch  die  Befhgnis  der  deutschen  Reichs- 
angehörigen nicht  bertlhrt  wird,  daselbst,  zur  Erreichung  der  in 
Art.  I  und  III  des  Vertrages  angegebenen  Zwecke,  gleich  den 
Inländern  und  nach  Mafsgabe  der  jeweiligen  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  emphjteutische,  superficiarische  und  sonstige  ding- 
liche Rechte  an  Grundstücken  zu  erwerben  und  persönlichen 
Miets-  oder  Pachtrechten  an  Grundstücken  durch  Eintragung  in 
die  hierfllr  bestimmten  Register  den  Charakter  dinglicher  Rechte 
zu  verschaffen; 

2.  dafs  die  Kaiserlich  japanische  Regierung  darauf  Bedacht  nehmen 
wird,  in  allen  für  den  Handel  besonders  wichtigen  Plätzen  ihres 
Landes,  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  entsprechend,  Waren- 
häuser und  zollfreie  Niederlagen  zu  errichten; 

3.  dafs,  da  das  Eigentum  an  den  im  Art  XVIII  des  Vertrages  er- 
wähnten Niederlassungsgrundstücken  dem  japanischen  Staate  ver- 
bleibt, die  Besitzer  oder  deren  Rechtsnachfolger  für  ihre  Grand- 
stücke aufser  dem  kontraktmäfsigen  Grundzins  Abgaben  oder 
Steuern   irgend  welcher  Art   nicht   zu   entrichten  haben  werden; 

4.  dafs  die  vor  oder  unter  der  Herrschaft  des  Vertrages  wohl  er- 
worbenen Rechte  der  Angehörigen  des  einen  Teiles  in  den 
Gebieten  des  anderen  Teiles  auch  nach  Ablauf  des  Vertrages 
unverändert  bestehen  bleiben. 

2.  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.G.BL  S.  732  ff.)- 

Art  III.  Konsularbeamte,  welche  Angehörige  desjenigen  vertng- 
schliefsenden  Teiles  sind,  der  sie  ernannt  hat,  sollen  frei  von  Ver- 
haftung oder  Gefangenhaltung  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und 
von  Untersuchungshaft  in  Strafisutchen  sein,  ausgenommen  in  Fällen 
strafbarer  Handlungen ,  welche  nach  der  Landesgesetzgebung  als  Ver- 
brechen angesehen  werden.  Sie  sollen  femer  befreit  von  Militür- 
einquartierung  und  Kontributionen  sein,  und  vorausgesetzt,  dafs  sie 
nicht  Handel,  Industrie  oder  ein  anderes  Gewerbe,  bezw.  eine  aufser- 
ordentliche  Erwerbsthätigkeit  betreiben,  sollen  sie  auch  von  peisOn- 
liehen  oder  Luxusabgaben  und  von  allen  Leistungen  und  BeitriEgen 
befreit  sein,  welche  einen  direkten  oder  persönlichen  Charakter  haben. 
Diese  Befreiung  soll  sich  dagegen  nicht  auf  Zölle,  Verbrauchssteuern, 
örtliche  Verzehrungsabgaben  oder  auf  Auflagen  hinsichtlich  Grund- 
eigentums erstrecken,  das  sie  etwa  in  dem  Lande  ihres  Amtssitzes  er- 
werben oder  besitzen. 

Konsularbeamte,  welche  kaufrnännische  Geschäfte  betreiben,  sollen 
sich  nicht  auf  ihre  Konsularvorrechte  berufen  dürfen,  um  sich  kauf- 
männischen Verbindlichkeiten  zu  entziehen. 
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Im  Falle  der  Verhaftoog  eines  KodboIb  oder  Konsularbeamten 
Boll  die  Gresandtechaft  seines  Landes  hiervon  sofort  durch  die  Regierung 
desjenigen  Landes,  in  welchem  die  Verhaftung  stattgefunden  hat,  in 
Kenntnis  gesetzt  werden. 

Art  IV.  Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und  ihre  Kanzler  oder 
Sekretäre,  sowie  die  Vicekonsuln  und  Konsularagenten  sind  verbunden, 
Yor  Gericht  Zeugnis  abzulegen,  wenn  die  Landesgerichte  solches  für 
erforderlich  halten.  Doch  soll  die  Gerichtsbehörde  in  diesem  Falle  sie 
mittekt  amtlichen  Schreibens  ersuchen,  vor  ihr  zu  erscheinen. 

Für  den  Fall  der  Behinderung  der  gedachten  Beamten  durch 
Dienstgeschtffte  oder  Krankheit  soll,  jedoch  nur  in  bflrgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten,  die  Gerichtsbehörde  sich  in  ihre  Wohnung  begeben,  um 
sie  mttndlich  zu  vernehmen ,  oder  unter  Beobachtung  der  einem  jeden 
der  beiden  Länder  eigentümlichen  Förmlichkeiten  ihr  schriftliches 
Zeugnis  verlangen.  Die  gedachten  Beamten  haben  dem  Verlangen  der 
Behörde  in  der  ihnen  bezeichneten  Frist  zu  entsprechen  und  derselben 
ihre  Aussage  schriftlich,  mit  ihrer  Unterschrift  und  ihrem  amtlichen 
Siegel  versehen,  zuzustellen. 

Art  VI.  Die  Konsulararchive  sollen  jederzeit  unverletzlich  sein, 
und  unter  keinem  Vorwande  soll  es  den  Landesbehörden  erlaubt  sein, 
die  Papiere,  welche  zu  diesen  Archiven  gehören,  zu  durchsuchen  oder 
mit  BcHBchlag  zu  belegen. 

Betreibt  ein  Konsularbeamter  nebenbei  Geschäfte,  so  sollen  die 
auf  das  Konsulat  bezüglichen  Papiere  unter  besonderem  Verschlusse, 
gesondert  von  den  Privatpapieren,  aufbewahrt  werden. 

Die  Amtsräume  und  Wohnungen  der  Konsularbeamten,  welche 
Angehörige  des  Landes  sind,  das  sie  ernannt  hat,  und  nicht  Ebindel, 
Industrie  oder  eine  sonstige  gewerbliche  Thätigkeit  nebenbei  betreiben, 
sollen  jederzeit  unverletzlich  sein. 

Die  Landesbehörden  sollen,  soweit  es  sich  nicht  um  Verfolgung 
von  Verbrechen  handelt,  unter  keinem  Vorwande  dort  eindringen.  In 
keinem  Falle  dürfen  sie  die  daselbst  niedergelegten  Papiere  dnrch- 
Boehen  oder  in  Beschlag  nehmen.  Unter  keinen  Umständen  jedoch 
dürfen  die  Amtsräume  oder  Wohnungen  der  Konsularbeamten  als  Asyl 
benutzt  werden. 

Art  X.  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsular- 
agenten der  beiden  Länder  oder  deren  Kanzler  sollen,  soweit  sie  nach 
den  Gesetzen  und  Verordnungen  ihres  Landes  dazu  befugt  sind,  folgende 
Rechte  haben: 

1.  In  ihren  Amtsräumen  oder  an  ihrem  Amtssitze,  an  dem  Wohn- 
orte der  Beteiligten  oder  an  Bord  der  Nationalschiffe  die  Er- 
klärungen der  Schiffsführer,  der  Schiffiimannschaften,  der  Scliifib- 
passagiere,  von  Kaufleuten  oder  sonstigen  Angehörigen  ihres 
Landes  entgegenzunehmen. 

Z«ittohrift  f.  intern.  PriTat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  VII.  6 
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2.    Einseitige   Recfatsgeachttfte    und     letstwiUige    Verftigangen    ihrer 
Landflleate,   sowie    Vertriige,    die   zwischen   Angehörigen    ihres 
eigenen  Landes   besw.    zwischen   diesen   and  Angehörigen   oder 
anderen    Einwohnern    des  Landes    ihres    Amtasitzes   geschlossen 
werden,   aufkanehmen   und    za   beglanbigeo;    desgleichen   solche 
Vertrüge  zwischen  Personen  der  letzteren  Elategorie,  die  sich  auf 
ein  im  Gebiete  der  Nation,  von  welcher  die  gedachten  Konsolar- 
beamten   bestellt  sind,    belegenes   Grandeigentiim   oder  auf  ein 
daselbst  absttschliefsendes  G^eschttft  beziehen. 
8.    Alle  Schriftstücke,  die  von  Behörden  oder  Beamten  ihres  Landes 
ausgegangen  sind,  zu  übersetzen  und  zu  beglaubigen. 
Alle  solche   Uricunden,    sowie  Abschriften,   Auszüge  und    Über- 
setzungen davon  sollen,  wenn  sie  von  den  gedachten  Konsularbeamten 
gehörig   beglaubigt   und    mit    dem   Amtssiegel  des  Konsulats   versehen 
sind,  in  jedem  der  beiden  LSnder  dieselbe  Kraft  und  Geltung  haben, 
als  wenn   sie  vor   einem    öffentlichen  Notar  oder  vor   einem  anderen 
öffentlichen   oder  gerichtlichen,   in   dem  einen   oder  dem  anderen  der 
beiden    Lftnder    zuständigen    Beamten    angenommen   oder    beglaubigt 
wären,  mit  der  Mafsgabe,    dafs  sie  dem  Stempel  und  anderen  in  dem 
Lande,    in   welchem   sie  zur  Ausftlhmng    gelangen   sollen,    gesetzlich 
bestehenden  Gebühren  und  Auflagen  unterworfen  sind. 

Art.  XI.  Diplomatische  Vertreter,  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vicekonsaln  haben,  soweit  sie  nach  den  Gesetzen  des  vertragschlielsenden 
Teiles,  welcher  sie  ernannt  hat,  dazu  belogt  sind,  das  Recht,  Ehe- 
scUiefsungen  von  Angehörigen  dieses  Teiles  nach  Mafsgabe  der  Gesetze 
desselben  vorzundbmen. 

Diese  Bestimmung  findet  nicht  auf  solche  Ebeschliefsungsn  An- 
wendung, bei  welchen  einer  der  Verlobten  Angehöriger  desjenigen 
vertvagschliefsenden  Teiles  ist,  in  dessen  Gebiet  der  betreffende  Beamte 
seinen  Sitz  hat 

V(m  allen  nach  Mafsgabe  der  voistohenden  Bestimmungen  vor- 
genommenen Eheschliefsungen  soll  der  betreffende  Beamte  den  Landes- 
behörden akbald  Anzeige  erstatten. 

Art  XII.  Diplomatische  Vertreter,  Generalkonsuln,  Konsuia  uad 
Vicekonsuln  sollen  das  Recht  haben,  in  Gemäfsheit  der  Gesetas  und 
Verordnungen  des  vertragschliefsenden  Teiles,  welcher  sie  ernannt  hat, 
Geburten  und  Todesfälle  von  Angehörigen  dieses  Teiles  zu  beurkunden. 
Die  nach  den  Landesgesetzen  bestehende  Verpflichtung  der  Be- 
teiligten, von  Geburten  und  TodesftÜlen  den  Landesbehördeo  Ansage 
zu  machen,  wird  hierdurch  nicht  berührt. 

Art  XIII.  Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vic^onsoln  sollen 
Vormünder  und  Pfleger  für  ihre  Landesangehörigen  bestellen  können, 
auch  befugt  sein,  nach  Mafsgabe  der  Gesetze  ihres  eigenen  Landes  die 
Führung  der  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  zu  beau&ichtigen. 

Art  XIV.  Stirbt  ein  Angehöriger  eines  der  vertragschliefsenden 
Teile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles,  so  sollen  nachstehende  Vor- 
schriften beobachtet  werden: 
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a.  Im  Falle,  dafs  ein  Japaner  in  Dentoeblaad  oder  ein  Deatscher 
in  Japan  in  oder  in  der  Nähe  eines  Ortes  verstirbt,  an  welchem  ein 
G^eoeralkonsol ,  Konsol,  Vicekonsol  oder  Konsularagent  der  Nation  des 
Verstorbenen  seinen  Amtssitz  hat,  so  sollen  die  Lokalbehörden  biervoii 
dem  Konsularbeamten  unverzüglich  Nachricbt  geben. 

Erhält  der  Konsularbeamte  zuerst  von  dem  Todesfall  Kenntnis, 
so  soll  er  in  gleicher  Weise  die  Lokalbehtfrden  mit  Nachricht  versehen. 

Die  Konsularbeamten  sollen  das  Recht  haben,  von  Amtswegen 
oder  auf  Antrag  der  beteiligten  Parteien  alle  Effekten,  Mobilien  und 
Papiere  des  Verstorbenen  unter  Siegel  zu  legen,  nachdem  sie  zuvor  die 
zuständigen  Lokalbehörden  davon  gebührend  unterrichtet  haben,  denen 
das  Recht  zusteht,  bei  dem  Vorgange  zug^;en  zu  sein  und  ihre  Siegel 
gleichfidls  anzulegen. 

Die  beiderseits  angelegten  Siegel  dürfen  ohne  Mitwirkung  der 
Lokalbehörden  nicht  abgenommen  werden.  Sollte  jedoch  die  Lokal- 
behörde auf  eine  von  den  Konsularbeamten  an  sie  ergangene  Ein- 
ladung, der  Abnahme  der  beiderseits  angelten  Si^el  beizuwohnen, 
innerhalb  achtundvierzig  Stunden  —  vom  Empfange  der  Einladung  an 
gerechnet  —  sich  nicht  eingefunden  haben,  so  können  die  Konsular- 
beamten allein  zu  der  gedachten  Amtshandlung  schreiten.  Nach  Ab- 
nahme der  Siegel  sollen  die  gedachten  Beamten  ein  Verzeichnis  aller 
Habe  und  Effekten  des  Verstorbenen  aufiiehmen  und  zwar  in  Gegen- 
wart der  Lokalbehörde,  wenn  diese  infolge  der  vorerwähnten  Einladung 
anwesend  ist.  Die  Lokalbehörden  sollen  die  in  ihrer  Gegenwart  auf- 
genommenen Protokolle  mitzeichnen,  sie  sind  aber  nicht  befugt,  fibr 
ihre  amtliche  Mitwirkung  bei  dieser  Amtshandlung  Gebühren  irgend 
welcher  Art  zu  beanspruchen. 

b.  Die  zuständigen  Lokalbehörden  sollen  in  die  dem  Lande  ge- 
bräuchlichen oder  durch  die  Gesetze  desselben  vorgeschriebenen  Bekannt- 
machungen bezüglich  der  Eröffnung  des  NachUsses  und  des  Aufrufs 
der  Erben  oder  Gläubiger  erlassen  und  diese  Bekanntmachungen  den 
Konsularbeamten  mitteilen,  ohne  dadurch  dem  Rechte  der  letzteren  auf 
Erlafs  gleichartiger  Bekanntmachungen  Abbruch  zu  thun. 

c.  Die  Konsularbeamten  können  veranlassen,  dafs  diejenigen 
beweglichen  Gegenstände,  deren  Aufbewahrung  in  natürlichem  Zustande 
mit  erheblichen  Kosten  für  die  Nachlafsmasse  verbunden  wäre,  öffent- 
lich in  der  durch  Gesetz  und  Gebrauch  des  Landes  vorgeschriebenen 
Weise  versteigert  werden. 

d.  Die  Konsularbeamten  sollen  die  inventarisierten  Effekten  und 
Wertgegenstände,  den  Betrag  der  eingegangenen  Forderungen  und  Ein- 
künfte, sowie  den  Erlös  aus  dem  etwaigen  Verkauf  der  Mobilien  als 
ein  den  Landesgesetzen  unterworfenes  Depositum  verwahren  bis  zum 
Ablauf  einer  Frist  von  zehn  Monaten,  von  dem  Tage  der  letzten 
Bekanntmachung*  an  gerechnet,  welche  die  Lokalbehörden  hinsichtlich 
der  Eröffnung  des  Nachlasses  erlassen  haben,  oder  in  Ermangelung 
einer  solchen  Bekanntmachung,  bis  zum  Ablauf  einer  Frist  von  zwölf 
Monaten  seit  dem  Todestage. 

6' 
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Die  Konsularbeamten  sollen  jedoch  dte  Befugnis  haben,  die  Kosten 
der  ärztlichen  Behandlung  und  der  Beerdigung  des  Verstorbenen,  den 
Lohn  seiner  Dienstboten,  Mietszins,  Gcrichtskosten,  Konsulatsgebtthren 
und  Kosten  llhnlicher  Art,  sowie  etwaige  Ausgaben  ftlr  den  Unterhalt 
der  Familie  des  Verstorbenen  aus  der  Nachlafsmasse  sofort  vorweg  zu 
entnehmen. 

e.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes 
sollen  die  Konsularbeamten  das  Recht  haben,  alle  Mafsnahmen  zu 
treffen,  die  sie  zur  Erhaltung  des  bew^lichen  und  unbeweglichen 
Nachlasses  des  Verstorbenen  als  im  Interesse  der  £rben  liegend  er- 
achten. Sie  können  den  Nachlafs  entweder  persönlich  oder  durch  einen 
von  ihnen  erwählten  und  in  ihrem  Namen  handelnden  Vertreter  ver- 
walten, und  sie  sollen  das  Recht  haben,  die  Auslieferung  aller  dem 
Verstorbenen  zugehörigen  Wertgegenstände  zu  verlangen,  die  sich  in 
öffentlichen  Kassen   oder  in  den   Händen   von  Privatpersonen  befinden. 

f.  Wenn  während  der  im  Absatz  d  erwähnten  Frist  über  etwaige 
Ansprüche  von  Ijandesangehörigen  oder  Angehörigen  einer  dritten 
Macht  gegen  den  Nachlafs  Streit  entstehen  sollte,  so  haben  die  Landes- 
gerichte ausschliefslich  die  Entscheidung  über  solche  Ansprüche,  soweit 
solche  nicht  auf  einem  Erbanspruch  oder  Vermächtnis  beruhen. 

Falls  der  Bestand  der  Hinterlassenschaft  des  Verstorbenen  zur 
unverkürzten  Bezahlung  seiner  Schulden  nicht  ausreichen  sollte,  sollen 
die  Gläubiger,  sofern  die  Gesetze  des  Landes  es  gestatten,  bei  den 
zuständigen  Lokalbehörden  die  Eröffnung  des  Konkurses  beantragen 
können.  Nach  erfolgter  Konkurseröfinung  sollen  alle  Schriftstücke, 
Effekten  oder  Werte  der  Naclilafsmasse  den  zuständigen  Lokalbehördoi 
oder  den  Verwaltern  der  Konkursmasse  überliefert  werden,  wobei  es 
die  Aufgabe  der  Konsularbeamten  bleibt,  die  Interessen  ihrer  Landes- 
angehörigen wahrzunehmen. 

g.  Wenn  mit  Ablauf  der  im  Absatz  d  erwähnten  Frist  keine 
Forderung  gegen  den  Nachlafs  vorliegt,  so  sollen  die  Konsularbeamten^ 
nachdem  alle  dem  Nachlasse  zur  Last  fallenden  Kosten  und  Rechnungen 
nach  den  im  Lande  geltenden  Tarifen  bezahlt  und  berichtigt  sind,  end- 
gültig Besitz  von  dem  Nachlasse  ergreifen,  ihn  liquidieren  und  den 
gesetzlichen  Erben  überweisen,  ohne  dafs  sie  anderweit  als  ihrer 
eigenen  Regierung  Rechnung  abzulegen  haben. 

h.  In  allen  Fragen,  welche  Über  die  Eröffnung,  Verwaltung  und 
Liquidation  der  Hinterlassenschaft  von  Angehörigen  eines  der  beiden 
Länder  in  dem  anderen  entstehen,  sollen  die  betreffenden  General- 
konsuln, Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsularagenten  von  Rechtswegen 
zur  Vertretung  der  Erben  befugt  sein  und  sind  amtlich  als  deren 
Bevollmächtigte  anzuerkennen,  ohne  dafs  sie  verpflichtet  wären,  ihren 
Auftrag  durch  eine  besondere  Vollmacht  nachzuweisen. 

Die  Konsularbeamten  können  daher  entweder  in  Person  oder 
durch  einen  landesgesetzlich  dazu  befugten  Vertreter  vor  der  zuständigen 
Landesbehörde  auftreten   und   in   allen    den  Nachlafs   betreffenden  An- 
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gelegenheiten  die  Interessen  der  Erben  walimehmen,  auch  sich  auf 
die  gegen  diese  erhobenen  Ansprüche  einlassen. 

Sie  sind  jedoch  verpflichtet,  etwa  vorhandene  Testamentsvollstrecker 
oder  die  gegenwärtigen  bezw.  durch  Bevollmächtigte  vertretenen  Erben 
von  jedem  Ansprach  in  Kenntnis  zu  setzen,  der  etwa  bei  ihnen  gegen 
die  Nachlafsmasse  erhoben  wird,  damit  die  Vollstrecker  oder  Erben 
ihre  Einreden  gegen  solche  Ansprüche  geltend  machen  können. 

Es  ist  indessen  selbstverständlich,  dafs  die  Generalkonsuln,  Kon- 
suln, Yicekonsuln  und  Konsularagenten,  da  sie  als  Bevollmächtigte 
ihrer  Landesangehörigen  betrachtet  werden,  persönlich  wegen  einer  den 
Nachlafs  betreffenden  Angelegenheit  gerichtlich  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  können. 

i.  Das  Erbrecht,  sowie  die  Teilung  des  Nachlasses  des  Ver- 
storbenen richten  sich  nach  den  Gesetzen  seines  Landes. 

Alle  Ansprüche  wegen  des  Erbrechts  und  der  Naddafsteilnng 
sollen  durch  die  Gerichtshöfe  oder  zuständigen  Behörden  dieses  Landes 
and  in  Gemäfsheit  der  Gesetze  des  letzteren  entschieden  werden. 

k.  Wenn  ein  Deutscher  in  Japan  oder  ein  Japaner  in  Deutsch- 
land an  einem  Orte  verstirbt,  an  welchem  oder  in  dessen  Nähe  kein 
Konsularbeamter  seines  Landes  vorhanden  ist,  so  haben  die  zuständigen 
Lokalbehörden  nach  Mafsgabe  der  Landesgesetze  ein  Verzeichnis  der 
Hinterlassenschaft  des  Verstorbenen  aufzunehmen  und  ihre  Siegel  an- 
zulegen. Beglaubigte  Abschriften  der  betreffenden  Urkunden  sind  nebst 
der  Todesurkunde  und  allen  die  Nationalität  des  Verstorbenen  dar- 
thuenden  Schriftstücken  binnen  kürzester  Frist  dem  dem  Nachlafsorte 
nftchsten  Konsularbeamten  zu  übersenden. 

Die  zuständigen  Lokalbehörden  sollen  hinsichtlich  des  Nachlasses 
des  Verstorbenen  alle  durch  die  Landesgesetze  vorgeschriebenen  Mafs- 
nabmen  treffen,  und  der  Nachlafs  soll  sobald  als  thunlich  nach  Ablauf 
der  im  Absatz  d  bestimmten  Frist  dem  vorgedachten  Konsularbeamten 
oder  dessen  Bevollmächtigten  übermittelt  werden. 

£0  versteht  sich  von  selbst,  dafs  von  dem  Augenblicke  an,  wo 
ein  zuständiger  Konsularbeamter  oder  dessen  Vertreter  an  dem  Nachlafs- 
orte erscheint,  die  Lokalbehörden,  welche  etwa  inzwischen  eingeschritten 
sind,  sich  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  dieses  Artikels  zu 
richten  haben. 

1.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  sollen  in 
gleicher  Weise  auf  die  EUnterlassenschaft  von  Angehörigen  eines  der 
beiden  Länder  Anwendung  finden,  die,  aufserhalb  des  Gebiets  des 
anderen  Landes  verstorben,  dort  bewegliches  oder  unbewegliches  Eigen- 
tum etwa  hinterlassen  haben. 

m.  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsularagenten 
jedes  Landes  sind  ausschliefslich  beauftragt  mit  der  Inventarisierung 
and  den  anderen  zur  Erhaltung  und  Liquidierung  erforderlichen  Amts- 
handlungen bei  Nachlässen  von  Seeleuten,  Passagieren  und  sonstigen 
Keisenden  ihrer  Nation,  welche  in  dem  anderen  Lande,  sei  es  am 
Lande,  sei  es  an  Bord  eines  Schiffes,  gestorben  sind. 
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Art.  XV.  Die  GeneralkonBuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Kon« 
solaragenten  können  sich  in  Person  an  Bord  der  sam  freien  Veikdir 
«ngeUssenen  Schiffe  ihrer  Nutionalitttt  hegeben  oder  einen  Bevoll- 
mächtigten an  Bord  senden^  um  die  Offiziere  und  Mannschaften  sa 
vernehmen,  die  Schifispapiere  zu  prüfen,  die  Erklilrangen  über  ihre 
£eise,  ihren  Bisstiainiungsort  und  die  Zwischendüle  während  dw  Reise 
entgegenzunehmen,  Ladungsverzeichnisse  (Manifeste)  aufzunehmen,  den 
Eingang  und  die  Abfertigung  ihrer  Schiffe  zu  fBrdem,  endlich  mit  den 
gedachten  Offizieren  und  Mannschaften  vor  den  Gerichts-  «ind  Ver- 
waltungsbehörden des  Landes  za  erscheinen,  um  ihnen  als  Dolmetscher 
oder  Agenten  zn  dieaen. 

Die  öffentlichen  Beamten  des  Landes  dtlrfen  in  den  Hilftsn,  wo 
«in  Generalkonsul,  Konsul,  Vicekonsul  oder  Konsularagent  eines  der 
beiden  vertragschliefsenden  Teile  seinen  Amtssitz  hat,  an  Bord  von 
Handelsschiffen  Untersuchungshandlungen,  Verhaftungen,  Beachlag- 
nahmen,  Durchsuchungen,  Vernehmungen  oder  Zwangsakte  jeder  Art, 
abgesehen  von  den  gewöhnlichen  zollamtlichen  nnd  gesundheitspoliaei- 
liehen  Besichtigungen,  nicht  vornehmen,  ohne  zuvor  dem  gedachten 
Konsidarbeamten  Nachricht  gegeben  zu  haben,  damit  derselbe  der 
betreffenden  Amtshandlung  beiwohnen  kann. 

Ebenso  müssen  die  Konsularbeamten  behuis  ihrer  Anwesoiheit 
rechtzeitig  benachrichtigt  werden,  wenn  die  Offiziere  oder  znr  Sehift- 
mannschaft  gehörige  Personen  vor  den  Gerichten  oder  Behörden  des 
Ortes  Aussagen  oder  Erklärungen  abzugeben  haben.  Die  bezüghche 
Mitteilung  soll  die  flir  das  Verfahren  bestimmte  Stunde  enthalten. 
Beim  Nichterscheinen  der  gedachten  Beamten  oder  ihrer  Vertreter  kann 
in  ihrer  Abwesenheit  in  der  Sache  vorgegangen  werden. 

Art  XVL  Den  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  oder 
Konsularagenten  steht  ausschliefslich  die  Auft'echterhaltung  der  inneren 
Ordnung  an  Bord  der  Handelsschiffe  ihres  Landes  zu;  sie  haben  daher 
allein  Streitigkeiten  zwischen  dem  Schifiiiftihrer,  den  Schifisoffizieren 
und  Matrosen  zu  schlichten ,  insbesondere  solche ,  welche  sich  auf  die 
Heuer  und  die  Erftlllung  gegenseitiger  Verpflichtungen  beziehen.  Weder 
ein  Gerichtshof  noch  eine  andere  Behörde  soll  unter  irgend  einem  Vor- 
wände  sich  in  solch«  Streitigkeiten  mischen  dürfen,  anfser  in  f^en, 
wenn  die  an  Bord  vor&llenden  Streitigkeiten  der  Art  sind,  dafs  dadurch 
die  Ruhe  und  öffentliche  Ordnung  im  Hafen  oder  am  Lande  gestöit 
wird,  oder  wenn  andere  Personen  als  die  Offiziere  und  Mannschaften 
des  Schiffes  an  der  Unordnung  oder  Streitigkeit  beteiligt  sind. 

Die  Landesbehörden  sollen  indessen,  sofern  es  sich  nicht  um  An« 
gehörige  ihres  Landes  handelt,  verpflichtet  sein,  den  Elonsularbeamten 
wirksame  Hülfe  zu  leisten,  wenn  diese  darum  nachsuchen,  um  eine 
Person  der  Schiffsbesatzung  ausfindig  zu  machen,  zu  verhaften  und  in 
Haft  zu  behalten,  deren  Festhaltung  jene  ftir  erforderlich  erachten. 
Solche  Personen  sollen  auf  eine  schriftliche,  an  die  Landesbehörden 
gerichtete  und  von  einem  beglaubigten  Auszuge  aus  dem  Schifisregister 
oder  der  Musterrolle  begleitete  Aufforderung  der  Konsularbeamten  ver- 
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hmftet  und  während  des  Aufenthalts  des  Schiffes  im  Hafen  ssar  Ver- 
fügung der  Konstüarbeamten  gehalten  weiden.  Ihre  FreUassang  soll 
nnr  auf  Ghnmd  eines  schriftlichen  Ansuchens  der  gedachten  Beamten 
erfblgeo* 

Die  Kosten  der  Verhaftung  und  der  Festhaltung  dieser  Personen 
sollen  Ton  den  Konsularbeamten  getragen  werden. 

Art  XVII.  Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  oder  Kon- 
sularagenten können  die  Offiziere,  Matrosen  und  alle  anderen  zur 
Mannschaft  der  Kri^-  oder  Handelsschiffe  ihrer  Nationalität  gehörigen 
PecBonen,  welche  der  Desertion  von  den  gedachten  Schiffen  schuldig 
oder  angeklagt  sind,  festnehmen  lassen,  um  dieselben  an  Bord  oder  in 
ikre  Heimat  zu  senden. 

Zu  diesem  Zweck  sollen  die  Konsularbeamten  sich  an  eine  der 
zuständigen  Bdiörden  des  Ijandes,  in  dem  sie  ihren  Amtssitz  haben, 
wenden  und  an  diesdbe  bezüglich  der  Deserteure  ein  Ersuchungs- 
schreiben richten,  b^leitet  Yon  einem  amdichen  Auszüge  aus  dem 
Schifisregister  und  der  Musterrolle  oder  von  anderen  amtlichen  Urkunden, 
aus  denen  hervorgeht,  dafs  die  Leute,  deren  Auslieferung  sie  verlangen, 
zu  der  gedachten  Schiffsmannschaft  gehören.  Auf  ein  dergestalt  be- 
gründetes Ersuchen,  und  ohne  dafs  es  einer  Beeidigung  von  seiten  der 
Konsuln  bedarf,  sollen  die  Deserteure  ausgeliefert  werden  —  voraus- 
gesetzt, dafs  dieselben  weder  zur  Zeit  ihrer  Einscfaifiung,  noch  zur  ZiOit 
ihrer  Ankunft  im  Hafen  Angehörige  des  Landes  sind,  wo  das  Aus- 
lieferungsverlangen gestellt  wird. 

Femer  soll  jeder  Beistand  und  jede  erforderliche  Hülfe  ihnen  bei 
der  Ermittelung  und  Festhaltung  der  Deserteure  gewährt  werden, 
welche  in  die  Geftbignisse  des  Landes  gebracht  und  dort  auf  Ersuchen 
imd  anf  Kosten  des  Konsularbeamten  so  lange  festgehalten  werden 
sollen,  bis  dieser  eine  Oel^enheit  zu  ihrer  Fortsendung  gefunden 
haben  wird. 

Wenn  jedoch  eine  solche  Gelegenheit  innerhalb  eines  Zeitraums 
von  sechs  Monaten,  vom  Tage  der  Gefangennahme  an  gerechnet,  sich 
nicht  findet,  so  sind  die  Deserteure  freizulassen  und  aus  dem  nämlichen 
Grunde  nicht  wieder  festzunehmen. 

Sollten  die  Deserteure  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  in  dem 
Lande,  in  dem  sie  aufgefunden  werden,  begangen  haben,  so  sollen  sie 
nicht  eher  zur  Verfügung  der  Konsularbeamten  gestellt  werden,  bis 
das  ftir  den  Fall  zuständige  Landesgericht  die  Entscheidung  gefüllt  hat 
und  diese  vollstreckt  worden  ist 

Art.  XVIIL  Falls  nicht  Verabredungen  zwischen  Reedern,  Be- 
frachtern und  Versicherem  entgegenstehen,  werden  alle  während  der 
Fahrt  der  Schiffe  beider  Länder  erlittenen  Havereien,  sei  es,  dafs  die 
Schiffe  den  Hafen  freiwillig  oder  als  Nothafen  anlaufen,  von  den 
Generalkonsuhl,  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Kousularagenten  festgesetzt. 

ELat  indessen  der  gedachte  Konsularbeamte  ein  Interesse  an  dem 
Falle,  oder  ist  er  Agent  ftlr  das  Schiff  oder  die  Ladung,  ist  ein 
Landesangehöriger  oder  ein  Angehöriger   einer  dritten  Macht  bei  der 


88  Venniflchte  MitteilnngeD. 

Sache  beteiligt  aad  es  läfst  sich  eine  gttüiche  Einigung  der  Parteien 
nicht  erzielen,  so  sollen  die  Liandesbehörden  entscheiden. 

Art.  XES..  Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  in  ELraft  treten,  sobald 
der  zwischen  den  vertragschliefsenden  Teilen  vereinbarte  Elandels-  nnd 
Schifiahrtsvertrag  vom  heutigen  Tage  in  allen  seinen  Teilen  Wirksam- 
keit erlangt  Er  soll  von  seinem  Inkrafttreten  ab  12  Jahre  in  Geltung 
bleiben. 

Jeder  der  vertragschliefsenden  Teile  soll  das  Recht  haben,  zu 
irgend  einer  Zeit,  nachdem  11  Jahre  vom  Tage  des  Inkrafttretois  des 
Vertrages  verflossen  sind,  dem  anderen  seine  Absicht,  diesen  Vertrag 
aufhören  zu  lassen,  anzukündigen,  und  mit  Ablauf  von  12  Monaten 
nach  erfolgter  Kündigung  soll  der  Vertrag  gl&nzlich  aufhöroi  und 
endigen. 

Der  Vertrag  ist  ratifiziert  worden,  und  der  Austausch  der 
Batifikationsurkunden  hat  am  18.  November  1896  in  Berlin  statt- 
geftmden. 


Vermischte  Mitteilungen. 

1«  (Handelsgericht  und  Handelssachen  inSerbien^, 
serbisches  Gesetz  vom  12. /24.  Dezember  1859.)  Ein 
Handelsgericht  ist  in  Belgrad  errichtet,  das  nicht  blofs  ftür  die  Stadt, 
sondern  auch  für  den  Kreis  Belgrad  zuständig  ist  (§  1  und  2  des  Gres.). 

Das  Handelsgericht  ist  zuständig:  1.  für  alle  Rechtsstreitigkeiteo 
aus  Verträgen  und  Vergleichen  in  Handelssachen,  zwischen  KaufleuteD, 
Handwerkern  und  Bankiers ;  2.  fUr  Rechtsstreitigkeiten,  welche  sich  auf 
ein  Handelsgeschäft  beziehen,  ohne  Unterschied  der  Personen;  8.  ftir 
alle  durch  das  Handelsgesetzbuch  oder  Spedalgesetze  dem  Handeis- 
gerichte überwieseneu  Fälle  (§  16  1.  c). 

Das  Gesetz  betrachtet  als  Handelsgeschäft:  1.  jeden  ELauf  von 
Bodenerzeugnissen,  Waren,  Überhaupt  von  Mobilien  zum  Zwecke  des 
Weiterverkauft,  sei  es  in  ursprflnglichem  oder  verarbeitetem  Zustande; 
2.  jeden   Vertrag  oder   Vergleich    zwischen   Kaufleuten,   aufser  wenn 


1)  Gemäfs  §  3  der  Deklaration  vom  22.  Januar  1860  Nr.  297  sind  Siehe- 
rungsinafsreffeln  for  Forderungen  aus  Handelsgeschäften  —  Arrest,  Sequester, 
Schuldhaft,  Kaution  —  beim  Handelsgericht  zu  erwirken,  auch  ist  daselbst 
deren  Aufrechthaltung  zu  beantragen,  ausgenommen  den  Ftd\  einer  Hvpothek 
und  Vormerkung,  deren  Eintragung,  wenn  sie  auch  wegen  einer  aus  Handds- 
^eschfiften  herrührenden  Forderung  beantragt  wird,  oennoch  beim  zustSo* 
aigen  Kreisgerichte  zu  erfolgen  hat.  Die  Umwandlung  in  definitive  Hvpo- 
thekbestellung  kann  jedoch  entweder  bei  dem  Gerichte  erfolgen,  bei  welcnem 
die  Eintragung  stattgefunden  hat,  oder  beim  Handels^richt,  in  welchem 
Falle  aber  der  Antragsteller  rechtzeitig  das  zuständige  Kreisgericht  zu  ver- 
ständigen hat. 


Venniflchte  Mitteilangen.  89 

nachgewiesen  wird,  dafg  der  Vertrag  oder  Vergleich  nicht  zu  Handels- 
zwecken  abgeschlossen  wurde;  8-  jedes  Kommissions-  und  Transport- 
gesehttft  (zu  Wasser  und  zu  Lande) ;  4.  jedes  Liefemngsgeschäft ;  5.  jede 
Bankoperation ;  6.  jede  aas  Wechseln  herrührende  Verpflichtung,  gleich- 
viel zwischen  welchen  Personen;  7.  Banontemehmangen  jeder  Art 
(§  17  des  Ges.). 

In  den  Geschäftsbereich  des  Handelsgerichts  flQlt  auch  alles,  was 
auf  einen  kaufimännischen  Konkurs  sich  bezieht  (§  18  1.  c). 

Nicht  zur  Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  gehören:  1.  Prozesse 
geigen  Eigentümer,  Bebauer  oder  Winzer,  welche  Bodenerzeugnisse  oder 
selbsterzeugte  Getränke  zum  Gegenstand  haben;  2)  Prozesse  gegen 
Kaufleute  wegen  Zahlung  aus  Bodenerzeugnissen,  Getittnken  oder  Gegen- 
ständen, die  für  ihren  B[ausbedarf  angekauft  worden  sind  (%  19  1.  c). 

Solange  in  den  Übrigen  Kreisstädten  nicht  das  Bedttrmis  zur  Er- 
richtung besonderer  Handelsgerichte  hervortritt,  werden  diejenigen  FäUe, 
welche  nach  Obigem  in  den  Bereich  des  Handelsgerichts  gehören,  von 
den  Kreisgerichten  erledigt  (§  22  1.  c).  Weiteres  s.  Deutsches  Han- 
delsarchiv 1896  I  S.  889  f. 

2.  (Preisausschreiben.)  Die  Internationale  Ver- 
einigung für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und 
Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin  setzt  einen  Preis  von 
1 600  Mk.  (2000  Frcs.  =  80  Ü^  für  die  beste  Arbeit  über  folgendes 
Thema  fest: 

„Eine  vergleichende  Darstellung  der  Grundsätze,  welche  in  den 
Kolonien  der  wichtigsten  Staaten  hinsichtlich  des  Bodenerwerbs  und 
der  Ansiedelung  befolgt  worden  sind  und  die  wirtschaftlichen  Folgen 
derselben/ 

Die  Preisbewerbung  geschieht  unter  folgenden  Bedingungen: 

1.  Die  Arbeiten  müssen  bis  zum  1.  April  1898  an  den  1.  Schrift- 
führer der  Vereinigung,  Kammergerichtsrat  Dr.  Kranecher^  Berlin  W., 
Kurfürstendamm  241,  eingeliefert  werden. 

2.  Die  Arbeiten  müssen  in  deutscher  oder  französischer  oder 
englischer  Sprache  ver&fst,  auch  müssen  die  deutschen  Manuskripte 
mit  lateinischen  Buchstaben  geschrieben  sein.  —  Eis  ist  im  höchsten 
Grade  wünschenswert,  die  Arbeiten  mit  einer  Schreibmaschine  schreiben 
zu  lassen. 

3.  Die  Arbeiten  dtlrfen  nicht  mit  dem  Namen  des  Verfi&ssers, 
sondern  nur  mit  einem  Motto  bezeichnet  werden,  doch  mufs  ihnen  ein 
versiegeltes  Couvert  beigegeben  sein,  welches  das  gleiche  Motto  als 
Aufschrift  trägt,  und  in  welchem  der  Name  und  die  Adresse  des 
Autors  enthalten  sind. 

4.  Das  Preisrichterkollegium  bilden  folgende  Mitglieder  der  Ver- 
einigung : 

a)  aus  Deutschland:  Seine  Hoheit  der  Herzog  Johann  Albrecht  zu 
Mecklenburg,  Präsident  der  deutschen  Kolonialgesellschaft 
(Potsdam). 
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Dr.  Paul  Kayser,  früher  Direktor  der  Kolonialabteifamg  dei 
deutschen  auswl&rtigeii  Amtes,  Senatt^prüsident  am  Reichsgencht 
.  (Leipzig), 

Dr.  Freiherr  Carl  v.  Stengd^  ordentlicher  Professor  der  Bedite 
(München). 

b)  aus  England:  Right  Honoorable  JamcB  Btyce,  früher  Minister 
(London). 

c)  ans  Frankreich:  Dr.  Charki  Ljfon-Caeny  Professor  der  Rechte, 
membre  de  Plnstitat  (Paris). 

d)  ans  Italien:  Dr.  AUiUo  BnmiaUiy  Staatsrat,  Professor  der  Rechte 
(Rom). 

e)  aus  den  Niederlanden:  Dr.  P.  Ä.  van  der  lAthj  ordendicher 
Professor  der  Rechte,  Rektor  der  Universität  (Leiden). 

f)  ans  Österreich -Ungarn:  Dr.  Eugen  PhiUppovidt^  £dier  von 
Philippsberg,  ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften 
(Wien). 

g)  ans  Rofsland:  Dr«  Fedor  Fedorovid  v.  JKaiiens,  Greheimrat, 
ordentlicher  Professor  der  Rechte,  membre  de  Plnstitat  (Peters- 
burg). 

h)   aus  Spanien:    Marquis  de  Dcdmau  de  Olwarty  früherer  Professor 

der  Rechte  (Barcelona), 
i)   aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika :  William  James  Ashkyy 
Professor  der  Staatswissenschaften,  Cambridge  (Harvard- Uni veisity). 

Wenn  einer  der  Preisrichter  vor  der  Entscheidung  über  die  Za- 
erteilung  des  Preises  ausscheiden  sollte,  so  sind  die  übrigen  ermttchtigt, 
sich,  falls  erforderlich,  einen  Ersatzmann  zu  wählen.  Das  Preisrichter- 
koliegium  bestimmt  selbst  die  Regeln,  nach  denen  es  ver&hren  wilL 
Die  Verkündung  der  Entscheidung  soll,  wenn  möglich,  noch  vor  den 
1.  April  1899  erfolgen. 

Der  Preis  kann  zwischen  mehrere  Bewerber  verteilt  werden, 
wenn  ihre  Arbeiten  von  wesentlich  gleichem  Werte  erscheinen.  Die 
mit  dem  Preis  gekrönte  Arbeit  wird  von  der  Internationalen  VereinigoDg 
vertffieiitlicht  werden. 

Die  Veröffentlichung  einer  Preisarbeit  oder  eines  oder  mehrerer 
Teile  derselben  vor  Verkündung  der  Entscheidung  hat  zur  Folge,  da& 
die  Arbeit  ans  der  Preisbewerbung  und  der  ferneren  Begntachtoog 
durch  die  Preisrichter  ausscheidet. 

Das  Preisrichterkollegium  darf  von  den  Couvcrten,  welche  den 
Manuskripten  beigefügt  sind,  nur  dasjenige  öfihen,  welches  die  preis- 
gekrönte Arbeit  begleitet.  Die  anderen  zur  Bewerbung  eingereiehtea, 
nicht  preisgekrönten  Manuskripte,  müssen  innerhalb  eines  Jahres  nach 
Verkündung  des  Preisrichterspruches  von  ihren  Verfassern  zurück- 
geordert  werden,  andernfalls  werden  sie  Eigentum  der  Iniemationalen 
Vereinigung  fUr  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volks wirtschafb- 
lehre  zu  Berlin,  welche  sie  entweder  anonym  erscheinen  lassen  oder 
ihre  Vernichtung  veranlassen  kann.  Falls  ein  Manuskript  zurück- 
gefordert wird    und   die  Berechtigung  des  Betreffenden  auf  dasselbe  in 
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anderer  Weise  nicht  genügend  festgestellt  werden  kann,  so  darf  das 
Begleitoouvert  des  fraglichen  Manuskriptes  geöflnet  werden.  Es  steht 
jedem  Preisbewerber  frei,  schon  bei  Einreichong  des  Manuskriptes  eine 
Adresse  zu  bestimmen,  an  welche  dasselbe  seiner  Zdt  zurtlckzusenden 
ist  Das  litterarische  Eigentum  an  der  preisgekrönten  Arbeit,  ins- 
besondere die  Kechte  zur  Veröffentlichung  und  Übersetzung,  gehen  mit 
der  Preiszahlung  auf  die  Internationale  Vereinigung  für  vergleichende 
Bechtswissensehaften  und  Volkawirtschafbilehre  zu  Berlin  über. 


Litteraturberichte. 

1»  Neumann^  Huffo^  Rechtsanwalt  am  königl.  Kammen^ericht  zu  Berlin, 
Internationales  Privatrecht  in  Form  eines  Gesetzentwuiiws  nebst  Motiyea 
und  Materialien.  Ein  Beitrag  zur  Kodifikation  des  deutschen  bürgerlichen 
Rechts.  Bearbeitung  seiner  von  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin 
gekrönten  Preiascbrirt.    Berlin  1896,  Vahlen. 

Im  Anschlufs  an  einen  in  der  Berliner  juristischen  Gesellschaft  am 
10.  März  1894  gehaltenen  Vortrat  über  die  Methodik  des  internationalen 
Privatrechts  rtjgte  der  Vordtzenoe  der  Gesellschaft,  ReichsbankprÜsident 
Dr.  Kochf  die  Ausschreibung  einer  Preisaufgabe  über  die  Frage  an,  welche  Be- 
stimmungen über  internationales  Privatrecht  zur  Aufnahme  in  das  deutsche 
bür^^erlicne  Gesetzbuch  zu  empfehlen  seien.  In  der  nächsten  Sitzung  wurde  als 
Preisaufgabe  die  FVage  beschlossen:  „Welche  Rechtssätze  des  internationalen 
Privatrechts  ei8:nen  sich  zur  Aufuahme  in  das  künftige  bürgerliche  Gesetz- 
buch für  das  Deutsche  Reich?  Gesetzentwurf  nebst  Begründung  und  einer 
▼ereleichenden  Zusammenstellung  der  einschlagenden  Bestimmungen  aus  den 
wientigeren  in-  und  ausländiBchen  Gresetzgebungen.''  Als  Ablieferungstermin 
wurde  der  1.  Februar  1895,  als  Zeitpunkt  für  die  VerkOndung  des  Beurtei- 
Innffsergebnisses  der  1.  Oktober  1895  festgesetzt  Das  Tempo  der  Fertig- 
ateliung  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  war  hierbei  unterschätzt  Im  Frülgahr 
1895  bereits  wurde  bekanntlich  der  Entwurf  zweiter  Lesung  und  in  dessen 
VI.  Buch  die  Materie  des  internationalen  Privatrechts  publiziert,  so  dafs  sich 
der  für  die  Verkündung  des  Preises  in  Aussicht  genommene  Termin  als  ver- 
spätet erwies.  Die  PreisverkOndung  ist  denn  auch  nachträglich  auf  einen 
früheren  Zeitpunkt  gesetzt  worden,  aber  doch  nicht  früh  genug,  um  der 
Verhandlung  des  Gegenstandes  in  der  Gesetzi^bungskominission  zuvorzu- 
kommen. Der  Verfasser  der  vorliegenden  Arbeit  hat,  wie  er  im  Vorwort 
mitteilt,  eine  Abschrift  seiner  Bewerbungsschriffc  Anfang  März  1895  dem 
Vorsitzenden  der  Gesetzgebungskommission  eingesendet,  um  eine  Berück- 
sichtigung der  Arbeit  seitens  der  Kommission  zu  ermöglichen.  Das  Resultat 
der  Kommissionsverhandlungen  beweist  leider,  dafs  die  Vorschläge  des  Ver- 
fassers ohne  Einflufs  auf  die  Beschlüsse  der  Kommission  geblieben  sind. 
Die  Ogebnisse  standen  im  wesentlichen  bereite  vorher  fest.  Dem  Unter- 
zeichneten ist  es  nicht  besser  gelungen  mit  einer  gleichfalls  durch  das  Ber- 
liner Preisausschreiben  veranlafsten,  aber  nicht  als  Konkurrenzleistung^  ein- 
gereichten Arbeit  („Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodifikation  des  mter- 
nationalen  Privatrechts*^,  Leipzig  1895),  die  gleichfalls  —  vor  der  buch- 
händlerischen  Publikation  —  Mitgliedern  der  Gesetzgebungskommission 
übermittelt  wurde.  Man  ksixm  sich  damit  trösten,  dafs  auch  dann,  wenn  die 
Kommisston  die  Vorschläge  in  weitestem  Mafse  acceptiert  hätte,  dies  an- 
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gemchts  der  Haltung  des  Bundesrates  im  Endergebnis  wirkonffslos  gewesen 
wäre,  da  die  iianaesrcgierungen  das  VI.  Buch  des  Entwurfes  ganz  ^e- 
$tricben  und  anstatt  dessen  im  EinfUhrungsgesetz  einige  Bestimmungen  em- 
gefügt  haben T  die  den  Verzicht  auf  die  Kodifikation  des  internationalen 
Frivatreehts  enthalten.  Gejpen  das  ab  Motir  dieses  Verhaltens  erscheinende 
Übermafs  von  Vorsicht  seitens  der  diplomatischen  Instanz  sind  juristische 
Erwägungen  machtlos. 

Das  vorliegende  Buch  zerfällt  in  drei  Teile:    Gesetzentwurf,   Motiye, 
Materialienanhang. 

Der  Gesetzentwurf  umfafst  34  zum  Teil  sehr  umfangreiche  Para- 
graphen. Er  weicht  in  mancher  Hinsicht  von  allen  bisherigen  gesetzlichen 
Normierungen  und  Vorschlägen  ab  und  geht  sorgsam  auf  das  ESnzelne  ein. 
Überraschenderwdse  erklärt  aber  der  Verfasser  im  Vorwort,  dafs  der  Ent- 
wurf, so  wie  er  vorliege,  nicht  den  Anspruch  erhebe,  ein  eigentlicher  Gesetz- 
entwurf zu  sein.  Dies  ^werde  von  einem  sachverständigen  und  billig  denken- 
den Leser  bei  der  Sprödigkeit  des  zu  behandelnden  Stoffes  nicht  erwartet 
werden^.  Vielmehr  bedeute  der  Entwurf  nur  den  Versuch,  „die  Sätze  des 
internationalen  Privatrechts  auf  Grundlage  der  in  den  Motiven  für  richtig 
erachteten  Hauptgesichtspunkte  zu  gestalten*'.  Dem  hier  ausgesprochen«! 
Verzicht  auf  strenge  Formulierung  der  Vorschläge  entspricht  die  Be- 
merkung auf  S.  1^,  „es  könne  eine  einfachere  Fassung  des  Entwurfes 
erzielt  werden ,  wenn*^  u  s.  w.  —  Somit  mufs  auch  die  Kritik  darauf  ver- 
zichten, sich  mit  der  Fassung  des  Gesetzentwurfes  zu  beschäfti^n,  die  frei- 
lich iu  mancher  Hinsicht  keinen  Beifall  verdient.  Nur  in  einem  Punkt, 
der  sowohl  die  Formulierung  als  die  sachliche  Behandlung  betrifft,  sei  hier 
entschiedener  Widerspruch  angemeldet.  Der  Verfasser  legt  nämlich  f&r 
jede  gesetzgeberische  Frage  des  internationalen  Privatrechts  die  doppelte 
Fragestellung  zu  Grunde:  1.  Welches  ist  die  für  die  international-privatrecht- 
liche Beurteilung  einer  Kollision  der  Natur  der  Sache  nach  Buständige 
Gesetzgebung?  2.  Welches  ist  die  von  der  eigenen  Gesetzgebung  für  an- 
gemessen zu  erachtende  Lösung  der  Kollisionen,  zu  deren  Entscheidung  sie 
sich  selbst  als  zuständig  erachtet?  Auf  diese  Weise  gelangt  er  zu  einer 
doppelten  Reihe  von  Bestimmungen,  deren  eine  die  Zuständigkeitsfrage,  die 
andere  die  Kollisionsfra^e  selbst  l>etrifft  Für  obligatorische  Kechtsgeschälte 
unter  Lebenden  z.  B.  finden  sich  die  beiden  Bestimmungen  (§  15):  1.  ,J>as 
Recht,  nach  welchem  Schuld  Verhältnisse  aus  Rechtsgeschäften  unter  Leoen- 
den  zu  beurteilen  sind,  bestimmt  sich  nach  dem  amOrte  der  Geschäfts- 
Tornahme  geltenden  internationalen  Privatrecht.*  2.  „Ist  das 
Rechts^schäft  im  Inlande  vorgenommen ,  so  ist  das  Schuldverhältnia  nach 
demjenigen  Recht  zu  beurteilen,  dessen  Anwendung  veitibredet  oder  unter 
den  bei  dem  Zustandekommen  des  Geschäfts  obwaltenden  Umständen  ver- 
nünftigerweise vorausgesetzt  werden  mufste.  Ist  hiemach  eine  EntscheiduDg 
nicht  zu  treffen,  so  ist  das  Schuld  Verhältnis  nach  dem  Rechte  desjenigen 
Ortes  zu  beurteilen,  an  welchem  der  Schuldner  zur  Zeit  der  G^schäftsvor- 
nähme  seinen  Wohnsitz  hatte,  sofern  sich  aus  den  obwaltenden  Umständen 
nicht  ergiebt,  dafs  die  Anwendung  dieses  Rechtes  vernünftigerweise  nicht 
vorausgesetzt  wurde  («ic);  in  diesem  Falle  ist  das  am  Orte  der  Geschäfts- 
vornähme  geltende  Recht  mafsgebend.*'  Ya  soll  hier  von  anderen  Mängeln 
des  §  15  abgesehen  und  lediglich  die  vorbezeichnete  doppelte  Fragestellung 
ins  Auge  gSafst  werden.  Dieselbe  bedeutet,  wie  man  sieht,  den  Verzicht 
des  Gesetzgebers  auf  eine  Normierung  der  Kollisionsfrage  hinsichtlich  aller 
Rechtsgeschäfte,  die  im  Auslande  geschlossen  sind.  Die  Frage  bleibt  ohne 
jede  gesetzgeberische  Regelung,  soweit  das  betreffende  Auslandsrecht  sie 
nicht  gesetzlich  regelt,  und  bekanntlich  ist  sie  in  den  meisten  Rechtsgebieten 
nicht  gesetzlich  geregelt  Im  übrigen  sollen  die  deutschen  Rechtspflq^- 
Organe  die  Kollisionsmige  bezüglich  der  im  Auslande  errichteten  Gcschime 
nicht  nach  den  vom  deutschen  Gesetzgeber  für  gerecht  und  zweckmäfBig 
erkannten  Grundsätzen,  sondern  nach  den  im  Auslande  geltenden  Regeln 
entscheiden.    Damit  sind  neue  Schwierigkeiten  in  die  praktische  Behandlung 
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der  KoUisionsfragen  hineingetragen.  Die  Probleme  und  geeetzgebensch  nur 
teilweise  gelöst,  und  zum  anderen  Teil  nur  noch  mehr  kompliziert.  Das 
Vorfahren  ist  praktisch  an  vorteilhaft.  Es  ist  aber  auch  theoretisch  nicht  zo 
rechtfertigen.  Der  dabei  zu  Grunde  gelegte  Zuständigkeitsbernff  bemht  aof 
einer  Fiktion.  Wenn  die  deutsche  Gesetzf^ebung  anderen  Gesetzgebungen 
die  intemationalrechtliche  „Zuständigkeit''  emseitig  zudiktiert,  so  beansprucht 
sie  damit  für  sich  ebenso  gut  eine  universale  Zuständigkeit,  wie  wenn  rie 
die  Kollisionsfragen  selbst  direkt  und  f&r  ihren  Teil  erschöpfend  regelt 
Warum  also  nicnt  letzteres  thuu,  was  doch  das  nächstliegende  und  prak- 
tische ist?  Ich  vermag  in  der  That  in  dem  Verfahren  des  Verfassers  nur 
einen  doktrinären  Irrweg  zu  sehen.  Hierauf  sowie  auf  sonstige  Punkte 
näher  einzugehen,  in  denen  ich  den  Gesetzentwurf  nicht  zu  approbieren 
vermag,  bt  natürlich  nicht  ohne  umfassendere  Erörterungen  möglich,  welche 
ich  mir  fttr  eine  andere  Gelegenheit  versparen  mufs. 

Was  die  Motive  betrifft,  so  sind  sie  knapp  gehalten,  zeichnen  sich 
aber  durch  praktische  Gesichtspunkte  und  umdcbtige  Verwertung  des  posi- 
tiven Matenals  aus.  Der  Materialienanhang  lehnt  sich  an  die  früheren 
Publikationen  ähnlicher  Art  an,  bringt  aber  auch  einzelnes  Neue.  —  Alles 
in  allem  mufs  das  Buch  als  ein  erfreulicher  Beweis  dafür  angesehen  werden, 
dafs  die  Beschäftigung  mit  dem  internationalen  Privatrecht  in  Deutschland 
extensiv  und  intensiv  im  Zunehmen  begriffen  ist.  Th.  Niemeyer. 

2m  Cäsar  Barazettif  Dr.,  a.  o.  ö.  Professor  der  Rechtswissenschaft  an  der 
Universität  Heidelbeig,  Das  Eltern-  und  Kindesrecht  nach  dem  Co€U 
NapoUon  und  dem  oadischen  Landrecht.  Em  Lehr-  und  Handbuch. 
Hannover  1896,  Hellwing. 

Trotz  der  Nähe  des  Zeitpunktes,  mit  welchem  das  gemeinsame  bOrger- 
liche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  in  Geltung  treten  wird,  ruht  die 
wissenschaftliche  Bearbeitung  des  daselbst  dermalen  geltenden  partikularen 
Civilrechts  keineswegs.  Wie  insbesondere  die  Kommentare  und  Lehrbücher 
des  allgemeinen  preuTsischen  Landrechts  bis  in  die  neueste  Zeit  neubearbeitete 
Auflagen  erleben  und  das  bayerische  Landrecht  und  Landescivilrecht  in  den 
letzten  Jahren  eine  umfassende  Bearbeitung  fiund  ,  so  ist  auch  die  wissen- 
schaftliche Thätigkeit  in  Deutschland  für  aas  Geltungsgebiet  des  rheinisch- 
französischen Rechts  eine  rege.  So  hat  das  klassische  Werk  von  Z^rhariae 
über  das  französische  Civilrecht  eine  seit  etwa  einem  Jahre  vollendete  vor- 
zügliche Neubearbeitung  in  Form  einer  Umarbeitung  durch  Prof.  Dr.  Crome 
gefunden  und  entfaltet  Dr.  BarcLzetti  in  Heidelbere  auf  diesem  Gebiete  eine 
sehr  achtbare  Thätigkeit.  Seinen  frühem  Werken:  „Einführung  in  das 
französische  Civilrecht  etc.'',  üb^  das  Personenrecht  mit  Ausschlufs  des 
Familienrechts,  über  die  Vormundschaft,  Pflegschi^  und  Beistandschaft,  so- 
wie über  das  Eherecht  mit  Ausschlufs  des  ehelichen  Vermögensrechts  nach 
dem  Code  NapoUon  und  dem  badischen  Landrechte  hat  er  nun  ein  weiteres 
Buch  über  das  Eltern-  und  Kindesrecht  nach  diesen  Gesetzbüchern  folgen 
lassen  und  damit  die  Bearbeitung  des  I.  Buches  der  letzteren  zum  Abschlüsse 
l^ebracht  Das  neue  Werk  ist  wie  die  erwähnten  früheren  Werke  systema- 
tisch gehalten,  sowie  in  gröfserem  Mafsstabe  angelegt  und  hat  aufscr  dem 
Rechte  über  das  auf  der  natürlichen  Abstammung  beruhende  Eltern-  und 
Kindesverhältnis  noch  das  Adoptions-  und  pflegeelterliche  Verhältnis  und 
die  hieraus  entspringenden  Rechte  zum  Gegenstand.  Die  Lehre,  welche  in 
dem  Werke  belmndelt  ist,  bietet  nicht  geringe  Schwierigkeiten,  da  das  fran- 
zösische Gesetz  namentlich  bezüglich  der  Feststellung  des  Abstammungs- 
verhältnisees  mancherlei  eigenartige,  in  ihrer  Bedeutung  scharf  zu  unter- 
Bcheiaende  Bestimmungen  enthält.  Der  Verfasser  hat  sich  der  Lösung  seiner 
Aufgabe  in  eingehender,  den  Stoff  nach  allen  Richtungen  erschöpfender, 
von  gründlichem  Studium  und  grofser  Sachkenntnis  zeugender  Weise  unter- 
zogen, wobei  er  unter  Einflechtung  rechtsgeschichtlicher  Ausfuhrungen  haupt- 
Bächlich  das  Recht  des  Code  NapoUon  oder  civil  zur  Darstellung  brachte, 
daneben  die  Abweichungen   des  im  allgemeinen  und  das  Recht  des  Code 
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rivil  wiedergebenden  baduchen  Landrechts  hervorhob  und  fiberdtes  die 
dnrch  die  bestehenden  deatscheD  Keichflgesetze  bewirkten  Modifikationen 
jenes  Rechts  kennzeichnete.  Im  Anhange  zn  de»  einzelnen  Abschnitten 
des  Werkes  sind  aoch  die  einsehlageiiden  Fragen  des  internationalen  BeefatB 
8orgf3Utig  erörtert.  £ndlich  ist  in  den  den  Text  begleitenden  erlfiutemden 
Anmerkungen  Überali  auf  die  Rechtsprechung  und  jLitteratur,  namentlidi 
auch  die  der  anfserdeotscfaen  Länder  mit  iranzönschem  Rechte,  unter 
fleifsiger  Verwertung  derselben  hingewiesen.  Das  Buch,  welches  aureb 
äufserlich  vorteilhaft  ausgestattet  ist,  einen  sebr  guten  Druck  mit  gutem 
Papier  hat,  bildet  jedenfMls  gleich  den  vorausgegangenen  Werken  des  Ver- 
fassers, an  welche  es  sich  anschliefst,  eine  wertvolle  Bereicherung  der 
rheinisch-französischen  Bechtslitteratur.  Osthelder, 

3,    Österreichisches    CivHprozefsrecht     Systematisch    dargestellt   von    Dr. 

Maxitnilian  Schuster  v*  Bonott  f  &.  k.  Hofrat    Wien  1896,  Manz. 

XXVII  u.  770  S.    Preis  4  fl.  40  kr. 

In  dem  neuen  Civilprozefsrechte  samt  den  damit  in  Zusammenhang 
stehenden  Gesetzen  der  Jurisdiktionsnorm  und  der  ExekutionsordnuBg  hat 
der  österreichische  Reichsrat  ein  Werk  geschaffen,  das  von  der  tiefen  Kenntnis 
sowohl  der  Rechtswissenschaft  und  deren  moderner  Entwickelung ,  als  auch 
der  praktischen  Bedürfnisse  des  Zeitalters  der  Elektridtät,  dem  ^hnelligkeit 
vor  allem  am  Herzen  liegt,  einen  deutlichen  und  anerkennenswerten  Bewos 
ablegt  Die  Anwendung  des  Pnncips  der  Mfindlichkeit  und  Öffent- 
licnaeit  des  Prozesses,  das  Dberbord werfen  der  alten  verrosteten  Beweis- 
theorien, sowie  das  Bestreben,  jede  überflüssig  Verschleppung  zu  eliminieren, 
das  sind  Vorzüge,  die  das  neue  Gesetz  auszeichnen  und  die  demselben  einen 
ehrenvollen  Platz  in  der  modernen  Legislatur  sichern. 

£s  trennt  uns  zwar  noch  ein  Jahr  von  dem  Zei^unkte,  da  diese 
Gesetze  in  Kraft  treten,  aber  dennoch  mufs  das  Interesse  des  theoretischai 
wie  i^aktischen  Juristen  auch  auPserhalb  der  Grenzen  Österreichs  sich  auf 
dieselben  hinlenken,  und  ist  das  Studium  derselben  —  namentlich  fUr  uns, 
die  uns  zahlreiche  Konnexionen  mit  Österreich  verbinden  —  ein  nicht  un- 
wichtiges. —  Um  so  freudiger  müssen  wir  es  begrüfsen,  wenn  uns  durch 
eine  gute  Ausgabe  Gelegenheit  geboten  wird,  uns  mit  diesen  Gesetzen 
bekannt  zu  machen. 

Diese  Möglichkeit  bietet  uns  eine  der  Jttnnten  Editionen  der  Wiener 
Verlagsbuchhandlunjg  Manz  unter  dem  obigen  Titel:  „Österreichisches  Civil« 
Prozeßrecht",  die  einem  Jeden,  der  für  die  neue  österreichische  Kodifikation 
auf  dem  Gebiete  des  Civilprozesses  Interesse  hat,  aufs  beste  empfohlen 
werden  darf.  Sie  ist,  wie  wenige  andere,  geeignet,  das  Studium  dieser  so 
wichtigen  und  schwierigen  GeMtzgebung  zu  erleichtem.  Sie  leistet,  wie 
von  ctem  Verfasser,  einem  der  hervorragendsten  Fachmftnner  de»  öster- 
reichischen Civilprozesses,  nicht  anders  erwartet  werden  konnte  —  alles, 
was  von  einer  derartigen  Arbeit  beansprucht  werden  kann.  — 

Ein  specielles  Ziel,  welches  das  obige  Werk  verfolg,  ist  es,  die 
wesentlichste  Grundlage  des  Reformprozesses,  nftmlich  die  mündliche 
Streitverhandlung,  aus  der  Masse  des  neuen  Gesetsmateriales  möglichst  klar 
und  erkennbar  herauszuheben.  Wie  es  die  Anlage  der  Civilprozefsordaung 
notwendig  mit  sich  bringt,  sind  die  darin  enthutenen  Bestimmungen  über 
die  Strdtverhandlung,  sowie  über  den  untrennbaren  Bestandt^l  derselben, 
namentlich  das  Beweisrerfahren ,  als  an  verschiedenen  auseinanderliegenden 
Stellen  des  Gesetzes  zerstreut  Im  dritten  Hauptstücke  des  vorfiegenden 
Werkes  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  durdi  Zusammenziehung  aller 
dieser  Bestimmungen  in  ein  Ganzes  ein  möglichst  anschauliches  Bild  dieses 
für  den  Refonnprozefs  entscheidenden  Verfahrensteiles  zu  entwerfen.  —  Der 
Abdruck  der  Gesetze  ist  ein  äufserst  korrekter,  die  in  Geltung  gebliebenen 
Gesetze  sind  vollständig,  meist  wortgetreu  an  den  einschlftgi^en  Stellen  ab- 
gedruckt. Die  Verweisungen  auf  die  Entwürfe  bezw.  Vorarbeiten  erleichteni 
m  dankenswerter  Weise  das   Studium  der  Entstehung   der  einzelnen  Be- 
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fltibmmiinffen  mid  die  Beseidumng  der  zusammenhängenden  Stellen,  ebenso 
Yollst&ncug  wie  sorgfältig  gearbeitet,  ist  für  die  Oiientlenmff  und  Erkenntnis 
des  Zusammenhanges  der  Gesetze,  die  schwierigste  Arbeit  beim  ersten 
Stotfiom  eines  Gesetzbaches,  Ton  unschätzbarem  Werte.  —  Der  Autor  war 
bestrebt,  den  neuen  Gksetzesstoff  m5glichst  verständlich  zu  machen,  nicht 
nur  für  den  Studierenden  und  für  den  Richter,  sondern  auch  für  den  Laien, 
der  nach  der  Tendenz  der  Gesetze,  insbesondere  im  bezirksgerichtlicfaen 
Strdtyerfahren  und  im  Exekutionsveifahren  —  auch  die  neue  Exekntions- 
ordnung  ist  im  Bj^stem  verarbeitet  —  jetzt  mehr  als  jemals  in  die  Lage 
kommen  wird,  mit  dem  Givilgericht  unmittelbar  in  Berührung  zu  treten.  — 
Das  gleiche  Lob  gebührt  und  der  gleiche  Wert  kommt  zu  dem  sehr 
sorgfälti|r  gearbeiteten  Register,  welches  rasche  Orientierung  über  einzelne 
Fragen  in  hohem  Mafse  erleichtert  Zu  diesen  inneren  Vorzügen  dieses 
Wenee  kommen  die,  nicht  geringeren,  äufseren:  em  splendider  Druck,  sehr 

Stes  Papier  und  endlich  ein  sehr  billiger  Preis,  ein  Verdienst  des  Verlegers, 
B  bei  Herausgabe  neuer,  umfiBssender  Gesetze  gebührend  anerkannt  werden 
darf  da  dadurch  die  Anschaffung  auch  den  minder  Bemittelten,  zumal  den 
Btuoierenden  ermöglicht  wird.  — 

Vnkovar  a.  d.  D.  Milan  Faul  Jovanovic, 

4*  Ofaff'Schey-'Krupsky:  Sammlung  von  civilrechtlichen  Entschei- 
dungen des  k.  L  obersten  Gerichtshofes,  XXX.  Bd.  Wien  1896,  Verlag 
Mauz.    PreU  5  fl.  20  kr.    696  S.    ^. 

Noch  immer  ist  und  bleibt  diese  so  vorzüglich  redimierte  Sammlung 
das  Muster  aller  in  neuester  Zeit  unternommenen  Arbeiten  dieser  Art.  — 

Die  Herausgeber  begnügen  sich  eben  nicht  damit,  das  Werk  nur  mit 
ihren  Namen  au  schmücken.  Jede  einzelne  Entscheidung  verrät  sowohl  in 
der  ihr  gegebenen  Überschrift  wie  in  der  sie  einleitenden  Darstellung  des 
Saehverlukltes  die  Meisterhand  des  einen  oder  des  anderen  der  Herausgeber, 
und  die  vom  obersten  Kaesationshofe  alwpefafsten  Entscheidunemflnde 
müssen  sich  oft  eine  redaktionelle  Nachhülfe  gefitUen  lassen,  wokne  das 
Unwesentliche  und  rein  Individuelle  ausscheidet  und  dafür  das  Wesentliche 
and  Allgemeine  um  so  klarer  hervortreten  läfst 

Der  vorliegende  Band  bewahrt  vollständig  den  Charakter  seiner  Vor- 
gfiaeer.    Die  an  die  Spitze  jeder  Entscheidung  gestellten  Rechtssätze  smd 

Siieis  gefafst,  der  Rechtsfall  ist  überall  klar  und  ersehöpfend  exponiert  und 
ie  EntscheidiiBj[;8grttnde  sind  vollständig  und  wörtlich  wiedergtn^ben;  so 
sei  den»  auch  diese  neue  Folge  der  beliebten  Sammiuns',  die  von  der  Manz- 
zeben  Verlagsfirma  vorzüglicn  ausgestattet  ist,  —  jedem  Praktiker  bestens 
einpfoBien.  — 

Vnkovar  a.  d.  D.  Milan  Pcnd  Javanovib, 
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^Zeiisehrifi  für  deutschen  CivUprazefa,  Bd.  XXII,  Heft  4:  Lothar 
Seuffert,  Zur  Revision  der  Ronkarsordnung  bei  Einführung  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs.  Oeiö,  Über  die  Behandlung  der  Kompensationseinrede, 
insbesondere  über  die  beabsichtigte  Änderung  der  §§  293,  491  C.Fr.0. 

ZeiUchTiftfflr  die  geeanUe  Strafrechtewissenachaft^  17«  Bd.,  Heft  1 : 
AschroU,  »trafen-  und  Gkfängniswesen  in  England  während  des  letzten 
Jahrzehnts.  Oetker,  Der  Versuch  und  die  schweizerischen  Strafsesetz- 
entwürfe.  v.  Liszt,  Die  strafiechtliche  Zurechnungsfähigkeit.  Ifäcke^ 
Über  Kriminalpsjchologie. 

Hierzu:  mitteilungen  der  internationalen  kriminalisti- 
schen Vereinigung,  6.  Bd.  1.  Heft. 

Heft   2:    Zäler^    Das   Strafirecht    der   Zoll-   und   Verbrauchssteuer- 

fesetze    des   Deutschen   Reichs.      Hüther,    Über    Kausalzusammenhang. 
iueller,  Stammlers  Socialphiloeophie.    Thofnsen,  Betrachtungen  über  em 
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Sammeln  der  verbrecherischen  Motive  nebet  einem  Vorschlage,  das  Motiv 
mit  in  das  Strafiirteil  aufzunehmen. 

Kritische  VierteU€ihrs9chrift  für  Qe^eUsgebung  und  jBedrf^ 
Wissenschaft.  Bd.  XXXIX,  Dntte  Folge,  3.  Bd.,  Heft  1:  Romi.  Die 
neuere  Litteratur  des  Verfassungsrechtes  bei  den  romanischen  Völkern; 
femer  Besprechungen  von  Werken  aus  den  Gebieten  des  CivUrechts 
(Oierke^  deutsches  Privatrecht,  von  Rosin^  Koppen^  römisches  Erbrecht^ 
von  Baron ^  Binder ,  subiektive  Grenzen  der  Kechtskraft,  von  Geib, 
Schiffner ^  die  sog.  gesetzlicnen  VermKchtnisse,  v.  Hellma7in)\  StrafrechtB 
{Oünther^  Idee  der  Wiederverffeltung,  III.  Abt.,  von  Loening);  Strafpro- 
zesses (Schwurgerichte  und  Scnöffengeiichte  von  Anpeliush  StaatsreichtB 
{Heiliger,  österr.  Gewerberecht,  Schenkfl,  die  deutscne  Gewerbeordnung  etc. 
yoxk  Pilotyy  Bosenberg,  die  staatsrechtliche  Stellung  von  £lsafii-Lothnngen 
von  Segdel). 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Mecht  und  ProzefSf  6.  Bd., 

Heft  10:  Frey^  Grofse  und  kleine  Sprachfehler.  Leasing ,  Die  Ersitzung 
des  Eigentums  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  for  das  Deutsche 
Beich. 

Annaien  der  OrofsherzogL  Badisciien  Gerichte^  Bd.  LXn  (1896): 
r.  Trvffel,  Findet  C.Pr.O.  §  88  Abs.  2  erster  Satz  nicht  nur  zu  Gunsten, 
sondern  auch  zu  Ungunsten  des  Klägers,  Berufungs-,  EevisionddSeerB, 
Beschwerdeführers  Anwendung  (20)?  A'.  N.j  Die  Unterpfands  verschrei- 
bungen  auf  Ordrepapiere  (20  n.> 

Mecklenburgische  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  JRechtS' 
Wissenschaft^  15.  Bd.,  1.  Heft:  v.  Buchka^  Das  bfligerliche  Gesetzbuch 
und  das  gemeine  Recht  Labes ^  Der  Entwurf  eines  btlrgerlichen  Greeetz- 
buchs  für  das  Deutsche  Beioh  und  das  mecklenburgische  Privatrecht 
U.   Das  eheliche  Güterrecht  und  Erbrecht 

AUgemeine  österreichische  GerichtsxeOung 9  47.  Jahrgang  ri896): 
uro/s,  Zur  Deportatiousfrage  (29).  JNeumann^  Das  Verfahren  naon  der 
neuen  Civilprozefsordnung  an  Rechtsf&llen  dargestellt  (30  ff.).  L,,  Der 
Entwurf  einer  ungarischen  Stra^rozefsordnuns  vom  Jahr  1895.  tu  Spamer, 
Der  Einflufs  des  Konkurses  auf  die  eheliche  Güter^^emeinschaft  (32  £.)^ 
V.  Raabey  Vergleichender  Exkurs  Über  die  österreichische  Grerichtskanzlet 
und  die  deutscne  Gerichtsschreiberei  (35  f.).  Riemer,  Zum  Checkgeeets« 
entwürfe  (87).  Nevmann,  Advokatenzwang  (88).  Hoegel,  Der  Grerichts- 
stand  der  unbeweglichen  Sache  im  neuen  Streitverfahren  (39).  Brunner, 
Das  unbestimmte  btraliirtei]  und  die  Ausdehnung  des  summarischen  Ver- 
fethrens  (40  f.)-  tf.  Schuster,  Der  Urkundenbeweis  in  der  neuen  Civil- 
prozefsordnung  (41).  Gro/s,  Zum  Kommissionsentwurfe  des  schweizerischen 
Strafgesetzbuchs  (43).  Bei/ser,  Beiträge  zum  Civilprozesse  (4^  Stoo/s, 
Erörterungen  aus  dem  österreichischen  Strafrecht  (45).  Sperly  finanzielle 
Fragen  anläfslich  Verwirklichung  der  Prozefsreformen  (46).  Friedmann, 
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im  neuen  Civilprozesse  (89).  Benies,  Das  Fublizitätspnncip  und  der  öster- 
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Sprüche  in  Osterreich  und  österreichischer  Börsenschiedssprüche  in  Ungarn 
(46,  48).    Hoegel,  Die  Vergebührung  des  neuen  Civilverfahrens  (49). 


Vollstreckung  der  Civllurteile  deutscher  Gerichte  in 

Österreich. 

Von  Landgerichtsrat  Hax  Klein  in  Ansbach. 

I. 

Mit  Recht  hat  Biherfeld  in  dieser  Zeitschrift  (im  Nachfolgenden 
der  Kürze  wegen  mit  ^Z""  bezeichnet)  Bd.  VI  S.  503  auf  §  79  der 
bald  ins  Leben  tretenden  neuen  österreichischen  Exekutions- 
ordnung  (Gesetz  yom  27.  Mai  1896)  aofinerksam  gemacht,  weiche 
auch  f)lr  Deutschland  von  Bedeutung  ist  Die  für  dieses,  sowie  für 
Osterreich  hinsichtlich  der  wechselseitigen  Volbtreckung  yon  Ciyilurteilen 
bisher  mafsgebend  gewesenen  Grundsätze  erfiihren  hierdurch  eine  erheb- 
liche Änderung. 

Nach  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  Civilprozefsordnung  des  Deut- 
schen Reichs  (im  Nachstehenden  in  „R.C.Pr.0."  abgekürzt)  hat  das 
zum  Vollzuge  einer  ausländischen  Entscheidung  erforderliche  VoU- 
streckungsurteil  des  deutschen  Gerichtes  zur  Voraussetzung,  dafs  die 
Gegenseitigkeit  verbürgt  ist  Die  letztere  erscheint  nach  der  R.C.Pr.0. 
als  verbürgt ,  wenn  ausreichende  Sicherheit  dafür  gegeben  ist,  dafs  die 
Richter  des  fremden  Staates  rechtskräftige  Urteile  deutscher  Gerichte 
in  künftigen  Fällen  vollstrecken  und  hierbei  eine  mit  §  661  Abs.  2 
Nr.  2 — 4  der  R.C.Pr.0.  nicht  zu  vereinbarende  Prüfung  jener  Urteile 
in  Bezug  auf  deren  Gesetzmäfsigkeit  vermeiden  (Z.  Bd.  VI  S.  107  und 
125).  Eine  solche  Sicherheit  darf,  wenn  von  der  bestrittenen  Frage, 
ob  auch  eine  ständige  thatsächliche  Übung  hierzu  genügend  ist,  hier 
abgesehen  wird,  nach  Annahme  der  meisten  Ausleger  der  R.C.Pr.0. 
in  dem  Rechte  des  auswärtigen  Landes  (Gesetzes-  oder  Gewohnheits- 
Recht),  sowie  in  den  abgeschlossenen  diesbezüglichen  Staatsverträgen 
oder  in  den  in  minder  feierlicher  Form  abgegebenen  Erklärungen  der 
beteiligten  Regierungen  erblickt  werden. 

In  Osterreich  untersuchte  die  Rechtsprechung  bisher  allerdings 
vorzugsweise ,  ob  das  Gegenseitigkeitsverhältnis  in  einer  staatlichen 
Übereinkunft  anerkannt  ist  (z.  B.  Z.  Bd.  2  S.  620,  Seufferts  Archiv 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreoht  eto.  Band  YII.  7 
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ftlr  Entsch.  der  obersten  Gerichte  in  den  deutschen  Staaten  Bd.  37 
Nr.  79  und  Bd.  41  Nr.  153).  Jedoch  bildete  ein  solches  Anerkenntnis, 
welches  auch  in  den  ftlr  Österreich  bisher  mafsgebenden  Hofdekreten 
vom  18.  Mai  1792,  18.  Januar  1799  und  15.  Februar  1805  (ab- 
gedruckt in  Z.  Bd.  III  S.  216  u.  flg.)  nicht  gefordert  wird,  keine 
unbedingte  Voraussetzung  für  den  Urteilsvollzug.  Das  in  Seufferis 
Archiv  Bd.  41  Nr.  153  auszugsweise  veröffentlichte  Erkenntnis  des 
Oberlandesgerichtes  Brunn,  dessen  Gründe  die  Billigung  des  obersten 
Gerichtshofes  zu  Wien  erfuhren,  folgert  aus  den  Bestimmungen  der 
§§  660  und  661  der  R.C.Pr.0.,  dafs  die  Gegenseitigkeit  bei  den 
Gerichten  in  Hamburg  gewährleistet  sei.  Femer  spricht  ein  In  2L 
Bd.  I  S.  522  u.  flg.  wiedergßgebenes  Urteil  des  O.G.H.  in  Wien 
vom  Jahre  1891  auf  S.  524  den  Satz  aus:  „Die  Beurteilung  des 
Bestandes  oder  Nichtbestandes  der  Reciprocitttt  ist  der  richterlichen 
Judikatur  tiberlassen  und  hat  der  Richter  zu  prüfen,  inwieweit  nach 
den  beiderseitigen  Gesetzgebungen  eine  Reciprocität  besteht  oder  nicht  ^ 
Wie  die  Rechtsprechung,  so  hielt  auch  das  österreichische  Justizmini- 
sterium vermöge  eines  von  demselben  im  Jahre  1887  ausgestellten,  in 
Z.  Bd.  ni  S.  215  u.  flg.  zum  Abdruck  gebrachten  Gesetzeszeugniases 
die  gesetzliche  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  für  ausreichend. 

IL 

Indem   nun    §  79    der   neuen   österreichischen   Exekutionsordnung 
(Z.  Bd.  VI  S.  364  und  497)  die  Anordnung  enthält: 

^Auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die  nicht  zu  den  ini 
§  2  bezeichneten  Exekutionstiteln  gehören,  aber  aufserhalb  des 
Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  errichtet  und  nach  den  daselbst 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  exekutionsfkhig  sind ,  darf  die 
Exekution  oder  die  Vornahme  einzelner  Exekutionshandlungen  im 
Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  nur  dann  und  in  dem  Mafse  statt- 
finden, als  die  Gegenseitigkeit  durch  StaatsvertrSge 
oder  durch  darüber  erlassene,  im  Reichsgesetzblatte 
kundgemachte  Regierungserklärungen  verbürgt  ist,^ 

spricht  derselbe  damit  unverkennbar  aus,  dafs  die  Gesetzgebung  eines 
ausländischen  Staates  fllr  den  österreichischen  Richter  keinen  Mafsstab 
bei  Beurteilung  der  Frage  bilden  dürfe,  ob  Verbürgung  der  Gegen- 
seitigkeit vorliege.  Bedarf  es  aber  aufser  den  Bestimmungen  der 
R.C.Pr.0.  noch  einer  besonderen  staatlichen  Vereinbarung,  um  für  die 
Zukunft  in  Osterreich  die  Vollstreckung  der  von  deutschen  Gerichten 
erlassenen  Civilurteile  zu  erlangen,  so  ist  in  jenem  Reiche,  welches 
bisher  für  den  Vollzug  auswärtiger  Urteile  weniger  Elrfordernisse  als 
die  deutsche  Gesetzgebung  aufstellte  (Z.  Bd.  VI  S.  128),  im  Verhält- 
nisse zu  Deutschland  die  Gegenseitigkeit  fernerhin  gesetzlich  nicht 
mehr  verbürgt*). 


1)  Eben  weil  in  Ungarn  zwar  nicht  die  dort  geltende  EzekutioDs- 
ordnung    vom    1.   Juni    1^1    (s.    hierüber    Z.    Bd.    IV    S.   417    u.    flg.X 
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VertragsmäfBig  verbürgt*)  ist  die  Gegenseitigkeit  in  Öster- 
reich küaftighin  jedenfalls  nicht  mehr  für  den  ganzen  Um&ng  des 
Deutschen  Reiches,  da  zwischen  diesem  und  dem  ersteren  weder  ein 
Staatsvertrag  geschlossen,  noch  auch  ein  Austausch  von  Regierungs- 
erklärungen erfolgt  ist.  Staatsverträge  und  vereinbarte  Regierungs- 
erklärungen, welche  vor  Gründung  des  Deutschen  Reiches  zwischen 
einem  jetzt  diesem  angehörenden  Bundesstaate  und  Österreich  zu  stände 
kamen,  sind  nach  der  sowohl  von  dem  obersten  Gerichtshofe  in  Wien 
(Z.  Bd.  I  S.  390,  Bd.  U  S.  260,  Seufferts  Archiv  Bd.  37  Nr,  79 
und  Bd.  43  Nr.  312),  als  auch  nach  der  in  mehrfachen  Kommentaren 
zur  R.C.Pr.0.  vertretenen  Aufl^assung  weder  durch  die  Entstehung  des 
Deutschen  Reiches,  nocli  auch  durch  §§  660  und  661  der  R.C.Pr.0. 
formell  beseitigt^)  worden.  Sie  sind  also,  insoweit  sie  ihrem  Inhalte 
nach  mit  letzteren  Paragraplien  im  Einklänge  stehen,  zur  Zeit  noch 
als  rechtswirksara  zu  erachten. 

Eine  materielle  Übereinstimmung  der  Regierungserklärungen 
mit  der  neuen  Exekutionsordnung  vermag  denselben  jedoch  in  Öster- 
reich keine  Fortdauer  der  rechtlichen  Gültigkeit  zu  sichern,  weil  §  79 
der  Exekutionsordnung  nur  solchen  R^ierungserklärungen,  welche  im 
Reichsgesetz  blatte  kundgemacht  worden  sind,  die  Fähigkeit  bei- 
legt, die  Gegenseitigkeit  zu  gewährleisten.  Diesem  Erfordernisse  ver- 
mögen aber  die  zwischen  Österreich  mit  Preufsen  im  Jahre  1840, 
Bajem  im  Jahre  1870,  Baden  im  Jahre  1819  (mit  den  Abänderungen 
von    1838    und   1856),    Sachsen    im   Jahre   1841    und    mit  Württem- 


wohl  aber  das  Justizministeriam  und  die  diesem  folgende  Rechtsprechung 
ein  staatliches  Obereinkommen  als  Vorbedin^ng  nir  die  Vollstreckung 
deutscher  Urteile  ansehen,  wird  in  neuerer  Zeit  wohl  überall  in  deutscher 
Wissenschaft  und  Oerichtsprazis  für  jenen  Staat  im  Verhältnisse  zu  Deutsch- 
land das  Vorhandensein  verbürgter  Gegenseitigkeit  verneint. 

2)  Eine  ständige  thatsäcn liehe  Übung  kann,  wie  der  Wortlaut  des 
I  79  österr.  Exekutionsordnung  zweifellos  ergiebt,  als  eine  hinreichende 
Verbürgung  nicht  erachtet  werden. 

3)  St^tsverträge,  welche  an  eich  keine  Rechtssätze,  sondern  Verbind- 
lichkeiten und  zwar  nur  für  die  beteiligten  Staaten  erzeugen,  erhalten  neben 
der  im  Vertragsschlusse  liegenden  völkerrechtlichen  erst  durch  ihre  ent- 
sprechende Verkündigung   und    durch   die   auf  diese  Weise  bewirkte  Ver- 

Sflichtnng  der  Staatsangehörigen  eine  8taat«reuhtliche  Bedeutung  {Laband ^ 
taatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  3.  Aufl.  Bd.  I  S.  600  u.  603).  Sie  er- 
langen dann  Gesetzeskraft,  wenn  die  desfalls  erforderlichen  staatsrechtlichen 
Formen  hierbei  gewahrt  sind.  Die  Zuständigkeit  zum  Abschlüsse  solcher 
Verträge  verteilt  sich  zwischen  dem  Reiche  und  den  Einzelstaaten  in  gleicher 
Weise  wie  die  Zuständigkeit  zu  Gesetzgebung  und  Verwaltung  {Lab and 
a.  a.  O.  Bd.  I  S.  637  und  Seyäel,  Bayer.  Staatsrecht,  1.  Aufl.  Bd.  VI 
S.  559).  Aus  dem  Umstände,  dafs  deutsche  Bundesstaaten  hinsichtlich  der 
Urteilsvollstreckung  mit  dem  Auslande  Staatsverträee  nicht  mehr  eingehen 
dürfen,  folgt  noch  nicht  die  Ungültigkeit  der  vor  Erlassung  der  Reichsver- 
fassung abgeschlossenen.  Da  J&ichsgesetze  nach  Art.  2  der  letzteren  den 
Landesgesetzen  nur  vorgehen,  so  sind  blofs  diejenigen  Staatsverträge 
durch  &s  Reichsrecht  als  aufgehoben  zu  betrachten,  wdche  ihrem  Inhalte 
nach  mit  demselben  im  Widerspruche  stehen. 

7* 
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berg^)   im  Jahre  1826   ansgewechselten  Eegierangserklftmngen  nicht 
zu  entsprechen. 

(Man  vergl.  das  von' Schumacher  Z.  Bd.  YI  S.  498  mit- 
geteilte Verzeichnia  der  im  Osterreich ischen  Reichsgesetzblatte  kund- 
gemachten Staatsvertrftge  und  Regierungserklärungen.) 

Ein  förmlicher  Staatsvertrag  aber  kommt  hier  nicht  in 
Betracht,  da  Österreich,  soviel  aus  den  Handbüchern  von  Leske  und 
Lötoenfeld^)^  sowie  von  Jettel  und  Vesque  v.  Pütilingen  za 
entnehmen  ist,  einen  solchen  die  Urteilsvollstreckung  betreffenden  Ver- 
trag mit  deutschen  Bundesstaaten  überhaupt   nicht   abgeschlossen  hat 

III. 

Urteile  deutscher  Gerichte  können  demgemäfs  in  Osterreich  fema- 
hin  nur  noch  dann  Vollstreckung  finden,  wenn  zwischen  diesem  Staate 
und  dem  Deutschen  Reiche  ein  desfidlsiges  Übereinkommen  getroffen 
werden  wird.  Zum  Abschlüsse  eines  solchen  sind  für  beide 
Länder  im  Hinblick  auf  ihre  vielfachen  Verkehrsbeziehungen  drin- 
gende Beweggründe  vorhanden. 

Wenngleich  die  österreichische  Gesetzgebung  bei  dem  Bestreben, 
ihren  Richtern  deren  BemÜBaufgabe  zu  erleichtem ,  in  internationaler 
Hinsicht  einen  erheblichen  Rückschritt  gemacht  hat,  so  bilden  dennoch 
die  Bestimmungen  der  Exekutionsordnung  für  das  Zustandekommen 
einer  staatlichen  Vereinbarung  an  und  für  sich  auch  keinen  Hin- 
derungsgrund. 

Die  Vorschriften  des  §  80  der  Exekutionsordnung ^)  befinden  sich, 


4)  Man  vergl.  Jettel^  Haedb.  d^s  intemation.  Privat-  u.  Strafrechts 
mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebungen  Österreichs,  Ungarns,  Kroatiens  nsd 
Bosniens  (1893)  S.  188—190  und  Vesque  v,  Püttlingen,  Handb.  des  in 
Österreich- Ungarn  geltenden  internation.  Privatrechts,  2.  Aufl.  (1878)  S.  462 
bis  465. 

5)  Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  Bd.  I  S.  69  nod 
S.  427  u.  flg. 

6)  Obwohl  §§  80  und  81  in  dieser  Zeitschrift  bereits  wiederholt  zum 
Abdruck  gelangt  sind,  so  dürfte  es  dennoch  der  Vergleichung  we^en  nicht 
unzweckm&fsig  sein,  dieselben  ebenso  wie  §  661  der  R.CPr.O.  im  Nach- 
stehenden hier  wiederzugeben. 

§  80  lautet:  .Einem  Exekutionsan trage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis 
einer  auswärtigen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  auf  einen  vor 
diesen  abgeschlossenen  Vergleich  gründet,  ist  überdies  nur  dann  stattm- 
geben: 

1.  wenn  die  Rechtssache  nach  Mafsgabe  der  im  Inluude  Über  die  Zo- 
ständigkeit  geltenden  Bestimmungen  im  auswärtigen  Staate  anhängig 
gemacht  werden  konnte; 

2.  wenn  die  Ladung  oder  Verfügung,  durch  die  das  Verfahren  vor  dem 
auswärtigen  Gerichte  oder  der  auswärtigen  Behörde  eingeleitet  wurde, 
der  Person,  wider  welche  Exekution  geführt  werden  soll,  entweder  iu 
dem  betreffenden  auswärtigen  Gebiete  oder  mittels  Gewährung  der 
Rechtshülfe  in  einem  anderen  Staatsgebiete  oder  im  Inlande  zu  eigenen 
Händen  zugestellt  wurde; 
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insoweit  dessen  Ziffer  1  in  Frage  steht,  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  3 
der  R.C.Pr.0. '')  unter  dem  Vorbehalte  der  diesseits  vertretenen  und 
auch  von  Seuffert,  Kommentar  zur  R.C.Pr.0.,  7.  Aufl.,  Wach^ 
Handb.  f.  D.  CPr.  S.  231  und  Franchey  Zeitschr.  f.  D.  CPr., 
Bd.  8  S.  35  u.  flg.  gebilligten  Auffassung,  dafs  sich  §  661  Abs.  2 
Nr.  3  auf  die  abstrakte,  nicht  konkrete  Zuständigkeit  beziehe,  im 
Einklänge  ^). 

Ebenso  ist  §  80  Ziff.  3  der  Exekutionsordnung  mit  §  6  61 
Abs.  2  Nr.  1  der  R.C.Pr.0.  in  Übereinstimmung. 

Die  Vorschriften  der  Ziff.  2    und4   des  §81  der  Exekutions- 


3.  wenn  das  Erkenntnis  gemäfs  dem  darüber  vorliegenden  Zeugnisse  der 
ausländischen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  nach  dem  für  letztere 
geltenden  Rechte  einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechtszuge 
nicht  mehr  unterliegt." 

§  81  hat  folgenden  Inhalt:  „Die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der 
begehrten  Exekutioashandlaug  ist  ungeachtet  des  Vorhandenseins  der  in  den 
§§  79  und  80  angeführten  Bedingungen  zu  versagen: 

1.  wenn  der  Person,  wider  welcne  die  Exekution  gefuhrt  werden  soll, 
die  Möglichkeit,  sich  an  dem  vor  dem  auswärtigen  Gerichte  oder  der 
auswärtigen  Behörde  stattfindenden  Verfahren  zu  beteiligen,  infolge 
einer  Unrefi;elmärsigkeit  dieses  Verfahrens  entzogen  war; 

2.  wenn  durcn  die  Exekution  eine  Handlung  erzwungen  werden  soll, 
welche  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  übeniaupt  unerlaubt  oder  doch 
nicht  erzwingbur  ist; 

3.  wenn  der  Exekutionstitel  den  Personenstand  eines  österreichischen 
Staatsangehörigen  betrifft  und  gegen  letzteren  vollzogen  werden  soll; 

4.  wenn  vermittels  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exekutionshand- 
lung ein  Rechtsverhältnis  zur  Anerkemiung  oder  ein  Anspruch  zur 
Verwirklichung  gelangen  soll,  welchem  durch  das  inländische  Gresetz 
im  Inlande  aus  Kücksichten  der  öfi^entlichen  Ordnung  oder  der  Sitt- 
lichkeit die  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit  versagt  ist. 

7)  §  661  der  R.C.Pr.0.  hat  folgenden  Wortlaut:  -Das  Vollstreckungs- 
urteil ist  ohne  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  der  Eutscneidung  zu  erlassen. 

Dasselbe  ist  nicht  zu  erlassen: 

1.  wenn  das  Urteil  des  ausländischen  Gerichts  nach  dem  für  dieses 
Gericht  geltenden  Rechte  die  Rechtskraft  noch  nicht  erlangt  hat; 

2.  wenn  durch  die  Vollstreckung  eine  Handlung  erzwungen  werden 
würde,  welche  nach  dem  ^chte  des  über  die  Zulässigkeit  der 
Zwangsvollstreckung  urteilenden  deutschen  Richters  nicht  erzwungen 
werden  darf; 

3.  wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvoll- 
streckung urteilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte  desieuijg^n 
Staates  nicht  zuständig  waren,  welchem  das  ausländische  Gencht 
angehört; 

4.  wenn  der  verurteilte  Schuldner  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den 
Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozefs  einleitende 
Ladung  oder  Verfugung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichts 
in  Person  noch  durch  Gewährung  der  Rechtshttlfe  im  Deutschen 
Reiche  zugestellt  ist; 

3.   wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist 

8)  Allerdings  verlangen  v.  Bülow,  Gaupp^  sowie  Struckmann- 
Koch  u.  a.  konkrete  Zuständigkeit.  Auch  das  Keichsgericht  pflichtet 
•der  diesseits  verteidigten  Meinung  nicht  bei  (Entsch.  in  Civiis.  Bd.  XXVII 
S.  409). 
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Ordnung  gehen  weiter  als  §  661  Abs.  2  Nr.  2  der  ILC.Pr.O.  Der 
dem  letzteren  Gesetze  vorangegangene  Regierungsentwarf  wollte  ver 
hindern,  dafs  eine  Handlang,  welche  nach  dem  Rechte  des  deatschen 
Richters  verboten  ist,  durch  Vollstreckung  erzwungen  werden  könne. 
Durch  seinen  die  nunmehrige  Gesetzesfassung  herbeiführenden  Antrag- 
veranlafste  jedoch  der  Abgeordnete  Struckmann  die  Ersetzung' 
der  Worte  „welche  —  verboten  ist*^  durch  die  seiner  Meinung  nach 
nur  eine  redaktionelle  Änderung  enthaltenden,  in  Wahrheit  aber  einr- 
sachliche  Abschwächung  bildenden  Ausdrücke  „welche  —  nicht  er- 
zwungen werden  darf*^  (Hahn,  Materialien  zur  deutschen  C.Pr.O. 
Bd.  I  S.  77  u.  804).  Da  Geldzahlung  eine  in  DcMtschland  erzwing- 
bare Handlung  ist,  so  kann  und  mufs  daselbst  eine  im  Auslände  er- 
lassene Entscheidung  zum  Vollzuge  gebracht  werden,  welche  z.  B.  zur 
Bezahlung  einer  Spielschuld  verurteilt,  obgleich  letztere  wohl  nacL 
allen  in  Deutschland  bestehenden  Civilrechten  nicht  klagbar  isL 
Gröfsere  Vorsicht  beobaelitet  die  Exekutionsordnung,  indem  sie  in  §  81 
Ziff.  2  die  Vollstreckung  versagt,  wenn  durch  diese  „eine  Handlung* 
erzwungen  werden  soll,  welche  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  über- 
haupt unerlaubt  oder  doch  nicht  erzwingbar  ist^.  Eine  Wiederholung 
(Tautologie)  ist  in  letzterer  Fassung  nicht  gelegen,  da  unter  Umständen 
auch  etwas  Erlaubtes,  z.  B.  nach  deutschem  Rechte  (§  774  der  R.C.Pr.Ow 
eine  Eheschliefsung,  nicht  erzwungen  werden  darf.  Den  in  §  81  Ziff.  4 
der  Exekutionsordnung  erwähnten  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung- 
tragen  auch  andere  Staaten  Rechnung.  So  hat  insbesondere  Italien, 
dessen  Gesetzgebung  wohl  nach  allgemeiner  Annahme  Air  Deutschland 
die  Gegenseitigkeit  gewährleistet,  in  Art.  941  lit  d  seiner  C.I^.0. 
(Koppers  S.  64  u.  65)®)  die  Bedingung  aufgestellt,  dals  das  zur 
Vollstreckung  zu  bringende  ausländische  Urteil  keine  Verfügungen  ent- 
halten dürfe,  welche  gegen  die  öffentliche  Ordnung  oder  das  öffentliche 
Recht  Italiens  verstofsen  würden.  Trotz  der  zwischen  dem  deutschen 
und  österreichischen  Rechte  bestehenden  Verschiedenheit  sind  dennodi 
beide  dem  gleichen  Grundgedanken  entsprungen,  welcher  allerdings  im 
ersteren  einen  nur  ungenügenden,  im  letzteren  dagegen,  welchem  der 
Vorschlag  v,  Bars  (Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrecht^ 
Bd.  II  S.  484)^^)  vor  Augen  gewesen  zu  sein  scheint,  einen  erhebliel 
besseren  Ausdruck  gefunden  hat. 

Für   §  81    Ziff.  3   der  Exekutionsordnung   ist    in  der  RC.Pr.O. 
keine    zur    Vergleichung    sich    eignende    Bestimmung    vorhanden.     & 


9)  Zusammenstellung'  der  in  den  einzelnen  ausländischen  Staaten  ^ten- 
den  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur  Sicherhcitsletstong 
für  die  Prozefskosten  ....  und  Vollstreckung  ausländischer  Civilurteiie  (189U 

10)  r.  Jiar  schlägt  folgende  Fassung  vor:  „Die  Vollstreckung  ist  m 
versagen,  wenn  sie  zu  betrachten  ist  entweder  als  unmittelbare  Verwirk- 
lichung eines  Verhältnisses,  welches  nach  den  im  Vollstreckungastaate  her^ 
sehenden  Anschauungen  zweifellos  den  guten  Sitten  zuwiderläuft,  oder  wenn 
durch  die  Vollstreckung  eine  Handlung  erzwungen  werden  würde,  welche 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes  der  Zwangsvollstreckung  nicht  erzwungen 
werden  darf.'' 
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stehen  hier  nicht  unerzwingbare  Handlangen  in  Frage,  hinsichtlich 
deren  in  §  81  Ziff.  2  der  Exekutionsordnong  ebenso  wie  in  §  661 
Abs.  2  Nr.  2  der  R.C.Pr.0.  Vorsorge  getroffen  ist,  es  handelt  sich 
vielmehr  nm  familienrechtliche  Verhältnisse,  nämlich  um  die  Fragen, 
ob  jemand  ehelich  oder  aafserehelich  geboren ,  ledig,  verheiratet  oder 
verwitwet  ist,  ob  derselbe  einer  bestimmten  Familie  angehört  und 
deren  Namen  zu  ^hren  berechtigt  ist  u.  s.  w.  §  81  Ziff.  8  würde, 
wenn  von  §  79  der  Exekutionsordnung  für  einen  Augenblick  abgesehen 
wird,  nach  der  in  Z.  Bd.  VI  S.  121 — 124  enthaltenen  Darlegung  die 
Annahme  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  nicht  ausschliefsen ,  sondern 
nur  an  bestimmte  Einschränkungen  knüpfen.  Es  wäre  nämlich  hier- 
nach die  Gegenseitigkeit  im  Verhältnisse  zu  Österreich  mit  der  auf  den 
Personenstand  deutscher  Keichsangehöriger  bezüglichen  Ausnahme  an- 
zuerkennen und  folgerichtig  die  Volbtreckuug  im  bezeichneten  Aus- 
nahmefidle  abzulehnen,  im  übrigen  aber  zuzugestehen.  Diese  Unter- 
scheidung käme  selbstverständlich  in  Weg&U,  wenn  in  einem  staatlichen 
Übereinkommen  die  Gegenseitigkeit  Österreich  gegenüber  vorbehaltslos 
zugesichert  würde.  Es  wird  eine  Zweckmäfsigkeitsfirage  bilden,  ob 
hierbei  eine  Ausnahme  festzusetzen  sein  wird,  welche  auf  die  verhältnis- 
mäfsig  geringe  Anzahl  der  den  Personenstand  betreffenden  Urteile  sich 
beziehen  würde. 

§  81  Ziff.  1  der  Exekutionsordnung  steht  mit  §  80  Ziff.  2  in 
innerem  Zusammenliange.  Beide  wollen  dagegen  Abhülfe  gewähren, 
dafs  jemand  mit  Vollstreckungsmafsregeln  verfolgt  wird,  dem  die 
Gelegenheit  zur  rechtlichen  Verteidigung  entzogen  war.  Diese  auch 
dem  §  6 6  1  A  bs.  2  Nr.  4  der  R.C.Pt.0.  zu  Grunde  liegende  Erwägung 
veranlafste  denselben  dazu,  in  seiner  negativen  Ausdrucksweise  für  die 
Urteilsvollstreckung  das  Erfordernis  festzusetzen,  dafs  dem  verurteilten 
Schuldner  die  den  Prozefs  einleitende  Ladung  oder  Verfolgung  in  dem 
Staate  des  Prozefsgerichtes  in  Person  oder  durch  Gewährung  der 
Bechtshülfe  im  Deutschen  Reiche  zugestellt  worden  ist.  In  §  80  Ziff.  2 
füllte  die  Exekutionsordnung,  wie  Schumacher  inZ.  Bd.  VI  S.  498 
Anm.  30  mit  Recht  bemerkt,  eine  im  deutschen  Rechte  bestehende 
Lücke  aus,  insofeme  sie  auch  die  Zustellung  in  einem  dritten  Staats- 
gebiete hierbei  in  Berücksichtigung  zog.  Femer  verordnete  sie  das- 
jenige, was  §  661  Abs.  2  Nr.  4  nur  für  verurteilte  Deutsche  bestimmt, 
für  alle  Schuldner,  gleichviel  ob  dieselben  Österreicher  sind  oder  nicht. 
Insoferne  sie  es  jedoch  unterliefs,  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  4  ihre  Vor- 
schrift auf  den  Fall,  dafs  der  verurteilte  Schuldner  auf  den  Prozefs 
sich  nicht  eingelassen  hat,  also  auf  das  Versäumnis- (Kontumacial-) Ver- 
fahren zu  beschränken,  veranlafste  sie  den  Richter  oder  gestattete  es 
doch  demselben  ohne  zureichenden  Grund,  die  diesbezügliche  Prüfung 
auch  dann  vorzunehmen,  wenn  der  Verurteilte  von  seinem  Verteidigungs- 
rechte Gebrauch  gemacht  hatte.  —  Mag  nun  die  Rechtsprechung 
künftighin  dem  §  80  Ziff.  2  eine  denselben  auf  Versäumnisurteile  ein- 
schränkende Auslegung  geben  oder  nicht,  soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dafs  jene  Bestimmung  auf  Versäumnisf^lle  Anwfmdung  finden   kann. 


104  Landgerichtsrat  Max  Klein  in  Ansbach,  Vollstreckung  der  Civilurteile  ete. 

Die  in  §  80  Ziff.  2  zweifellos  liegende  Sicherung  erschien  jedoch 
dem  Gesetzgeber  nicht  für  ausreichend;  derselbe  hielt  vielmehr  eintm 
Schutz  g^en  Unregelmäfsigkeiten  des  Verfahrens,  durch 
welche  dem  Schuldner  die  Möglichkeit,  hieran  sich  zu  beteiligen,  ent- 
zogen war,  noch  für  erforderlich  (§81  Ziff.  1  der  Exekutionsordnung). 
Hierbei  scheint  nicht  das  ohnehin  schon  in  §  80  Ziff.  2  bertlcksichtigte, 
den  Prozefs  vorbereitende  Verfahren  (Zustellungswesen),  sondern  nur 
dasjenige,  welches  dem  Rechtsstreite  im  engeren  Sinne  angehört,  ins 
Auge  gefafst  worden  zu  sein,  sodafs  dadurch  den  aus  der  ParteilicidLeit 
auswärtiger  Richter  oder  sonstiger  ausländischen  Behörden  sich  er- 
gebenden Nachteilen  vorgebeugt  werden  soll. 

Der  den  §  81  Ziff.  1  der  fixekutionsordnung  beherrschende  Ge- 
danke findet  keinen  Raum  im  Bereiche  der  R.C.Pr.0.  Die  letztere 
nimmt  den  Standpunkt  ein,  dafs  eine  gesetzlich  verbilligte  Gegenseitig- 
keit nur  gegentlber  einem  solchen  Staate  besteht,  dessen  Richter  die 
von  deutschen  Gerichten  erlassenen  Entscheidungen  entweder  kdner 
oder  doch  nur  einer  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  2 — 4  der  R.C.Pr.0.  zu 
vereinbarenden  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  unterziehen  dürfen.  Inner- 
halb dieser  Grenzen  ist  aber  eine  Untersuchung  nicht  gelegen,  welche 
die  Frage  betrifit.  ob  die  ^r  das  Verfahren,  sei  es  im  eigenen,  sei  es 
im  betreffenden  auswärtigen  Staate,  geltenden  Prozefsvorschriften  be- 
obachtet worden  sind.  Angesichts  einer  mit  dem  Geiste  der  R.C.Pr.0. 
so  sehr  im  Widerspruche  stehenden  Bestimmung  wie  §  81  Ziff.  1  der 
Exekutionsordnung  dürfte  es  nicht  geeignet  sein,  wenn  in  einem  staat- 
lichen Übereinkommen  seitens  Deutschlands  die  Gegenseitigkeit  vor- 
behaltlos anerkannt  würde.  Zum  mindesten  wäre  die  Sachlage  hierbei 
dahin  aufzufassen,  dafs  in  Österreich  Versäumnisurteile  nicht  unter 
«olchen  Voraussetzungen,  welche  mit  denjenigen  der  R.C.Pr.0.  sieb 
decken,  also  nach  dem  Standpunkte  der  letzteren  eigentlich  gar  nicht 
vollzogen  werden  und  dafs  demzufolge  bei  Anerkennung  der  Gregen- 
seitigkeit  eben  wegen  der  erfahruugsgemäfs  ziemlich  häufig  ergehenden 
Versäumnisurteile  eine  ähnliche  Ausnahme,  wie  dies  hinsichtlich  der 
den  Personenstand  betreffenden  Entscheidungen  oben  erwähnt  ist,  za 
treffen  sein  wtude.  Noch  entsprechender  aber  möchte  es  sein,  bei 
Abschlufs  eines  staatlichen  Übereinkommens  in  Anbetracht  des  hierfür 
die  Festsetzung  abweichender  Anordnungen  gestattenden  §  8  4  der 
Exekutionsordnung  dahin  zu  wirken,  dafs  die  Vor- 
schrift des  §  81  Ziff.  1  dieses  Gesetzes  gegenüber  den 
Urteilen  deutscher  Gerichte  nicht  in  Anwendung 
gebracht   werden   darf. 
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Von  Dr.    €•  HL.   P.  InlltUseil  in  London. 

Am  14.  Dezember  1896  beBchäftigte  sieb  das  englische  Nachlafs- 
gericht  mit  der  oft  auftretenden  Frage,  ob  der  Registrar  befugt  ist, 
die  Anerkennung  eines  letztwillig  eingesetzten  Nachlafsreprttsentanten 
von  der  Beibringung  gehörig  beschworener,  eidlicher  Erklärungen  ab- 
hängig zu  machen.  In  denjenigen  deutschen  Bundesstaaten,  in  welchen 
den  englischen  Vorschriften  entsprochende  afßdavits  nicht  zu  beschaffen 
sind,  ist  man  geneigt,  Erklärungen  an  Eidesstatt  oder  sog.  feierliche 
Erklärungen  zu  substituieren,  und  zwar  umsomehr,  als  auf  britischen 
Konsulaten  im  Deutschen  Reiche  vielfiftcb  versichert  zu  werden  pflegt, 
dafs  die  gedachten  Surrogate  denselben  Dienst  leisten.  Es  handelte 
«ich  um  eine  Nachlafssache  der  gewöhnlichen  Art  Die  Nachlafsaktiven 
bestanden  in  englischen  Aktien,  deren  Umschreibung  verweigert  werden 
mufste,  bis  die  Anerkennung  der  Nachlafsrepräsentanten  seitens  des 
englischen  Nachlafsgerichts  erfolgt  war.  Der  Registrar  des  Nachlafs- 
gerichts  verweigerte  die  Anerkennung,  weil  einer  der  Nachlafsrepräsen- 
tanten  —  nach  dem  Timesberichte  ein  Richter  in  Frankfurt  a.  M., 
namens  Dr.  Caspari  —  eine  blofse  Erklärung  an  Eidesstatt  hatte  ein- 
reichen lassen.  Der  gedachte  deutsche  Richter  wird  es  dem  englischen 
Registrar  nicht  übel  nehmen  dürfen,  dafs  letzterer  annahm,  ersterer  sei 
aus  religiösen  Gründen  an  der  Ableistung  eines  Eides  behindert,  und 
deshalb  forderte,  dafs  eine  entsprechende  Erklärung  nachträglich  hinzu- 
geftlgt  werde.  Dr.  Caspari  lehnte  diese  Zumutung  ab  und  liefs  die 
Entscheidung  des  englischen  Richters  herbeiführen.  In  der  mündlichen 
Verhandlung  wurde  vorgetragen,  dafs  der  Grund,  weshalb  Dr.  Caspari 
keinen  Eid  abgeleistet  habe,  in  den  in  Frankfurt  a.  M.  geltenden 
Rechtsvorschriften  zu  befinden  sei.  Der  englische  Richter  bemerkte 
zunächst,  dafs  der  Registrar  durchaus  richtig  verfiihren  sei ;  dem  Registrar 
sei  kein  Spielraum  gegeben;  wohl  aber  habe  er  selbst  —  der  Richter 
—  die  Be^gnis,  sein  freies  Ermessen  walten  zu  lassen.  Er  könne  die 
eidesstattliche  Erklärung  als  genügend  acceptieren,  und  wolle  sie 
acceptieren,  im  Hinblick  auf  die  Umstände  des  vorliegenden  Falles. 
Zu  diesem  Falle  ist  eine  Reihe  von  Bemerkungen  zu  machen.  Zu- 
nächst handelte  es  sich  nicht  blofs  um  den  Frankfurter  Richter,  son- 
dern gleichzeitig  um  zwei  weitere  Nachlafsrepräsentanten ,  welche  als 
in  Berlin  wohnhaft  angegeben  werden.  Diese  beiden  letzteren  hatten 
in  Berlin  eidliche  Erklärungen  abgegeben,  welche  vom  Registrar  nicht 
beanstandet  wurden.  Wie  erklärt  es  sich,  dafs  was  in  Berlin  möglich 
war,  in  Frankfurt  a.  M.  nicht  geschehen  konnte?  Hat  sich  in  Berlin 
die  bisherige  Praxis  geändert  und  lassen  sich  dort  jetzt  den  englischen 
Vorschriften  entsprechende  affidavits  beschaffen?  Oder  lag  in  Berlin 
nur  ein  exceptioneller  Fall  vor,  d.  h.  handelte  es  sich  dort  um  Nachlafs- 
reprilsentanten,  welche  nicht  deutsche  Staatsangehörige  waren?    Sodann 
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ist  weiter  zu  fragen,  warum  hat  man  sieh  nicht  dafür  entschieden,  eine 
in  England  ansässige  Person  zum  Nachlafsrepr&sentanten  bestellen  zn 
lassen?  Die  Kosten  würden  sich  damit  nicht  unbeträchtlich  verringert 
iiaben,  zumal  die  Herbeiführung  der  Entscheidung  des  englischen 
Nachlafsrichters  ein  kostspieliges  Verfahren  ist.  Die  deutsch  -  englische 
Praxis  würde  dem  Frankfurter  Richter  zu  Dank  verpflichtet  sein,  fiüls 
derselbe  Mufse  finden  wtlrde,  die  ganze  Frage  vom  deutschen  Stand- 
punkte aus  gründlich  zu  prüfen.  Wie  die  Praxis  immer  von  neuem 
zeigt,  sind  es  deutsche  Staatsangehörige,  welche  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  leiden.  Man  wird  daher  keine  Reformen  von  England 
aus  erwarten  können.  Die  ganze  Schwierigkeit  besteht  eigentlich  nur 
im  Verkehr  mit  Preufsen;  in  Bayern,  Württemberg,  neuerdings  auch 
in  Baden,  in  Hessen,  im  Königreich  Sachsen,  in  Osterreich,  Rufsland, 
in  der  Schweiz,  in  Belgien  und  Holland  sind  erfahrungsgemitrs  die 
britischen  Konsularbeamten  in  keiner  Weise  behindert,  Eide  den  eng- 
lischen Vorschriften  entsprechend  abzunehmen.  Das  Gleiche  gilt*  von 
den  Hansastädten.  Es  wäre  zu  wünschen,  dafs  der  Caspansche  Fall 
KU  einer  Untersuchung  der  Frage  im  Königreich  Preufsen  führen 
möchte.  — 

Einer  in  England  domizilierten  Ehefrau  war  im  Deutschen  Reiche 
eine  Erbschaft  angefallen,  zu  welcher  eine  auPsenstehende  Forderung 
gehörte,  deren  Einklagung  in  Deutschland  erfolgen  sollte.  Es  entstand 
die  Frage,  ob  die  Ehefrau  im  eigenen  Namen  klagen  konnte,  oder  ob 
an  ihrer  Stelle  oder  in  Verbindung  mit  derselben  der  Ehemann  die 
Klage  zu  erheben  hatte.  Erwägt  man,  dafs  dem  englischen  Recht« 
der  Begriff  Erbe  nicht  bekannt  ist ,  so  ergiebt  sich ,  dafs  ein  Fall, 
welcher  genau  dem  gedachten  gleich  ist,  in  England  nicht  eintreten 
kann.  Englisch  betrachtet,  setzt  sich  indessen  der  deutsche  Begriff 
Erbe  aus  zwei  in  England  bekannten  Begriffen  zusammen.  Der  Erbe 
ist  nämlich  Repräsentant  des  Nachlasses  und  gleichzeitig  —  zufolge  der 
lex  fcücidia  —  eine  am  Nachlafs  benefiziarisch  berechtigte  Person.  Im 
vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  offenbar  um  die  Ehefrau  als  Reprä- 
sentantin des  deutschen  Nachlasses.  Für  das  englische  Recht  gestaltet 
sich  mithin  die  Frage  dahin:  kann  eine  Ehefrau,  welche  Repräsentantin 
eines  Nachlasses  ist  (executrix  oder  administratrix) ,  eine  zu  diesem 
Nachlasse  gehörige  Forderung  im  eigenen  Namen  einklagen?  Diese 
Frage  ist  dahin  zu  beantworten,  dafs  seit  der  Marrted  Women  Pro- 
verty  Act  1882  eine  Ehefrau  als  Nachlafsrepräsentantin  ohne  Konsens 
und  ohne  Kontrolle  des  Ehemannes  thätig  werden  kann,  genau  so,  als 
wäre  sie  keine  Ehefrau!  Mit  diesen  Worten  fafst  der  englische  Richter 
Sir  R.  F.  WWAams  in  seinem  Werke  über  Executors  and  Administrators 
das  sich  aus  der  gedachten  Act  vom  Jahre  1882  ergebende  Resultat 
zusammen.  Soweit  demnach  das  englische  Recht  entscheidend  ist, 
kann  die  fragliche  Ehefrau  im  Deutschen  Reiche  im  eigenen  Namen 
klagen. 

Etwas  komplizierter  war  die  Untersuchung  der  Prozefslegitimatioo 
im    folgenden  Falle.     Es    handelte    sich   um   die  Expropriation    eines 
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deutschen  Grandstttckes ,  welches  mehrere  Eigentümer  hatte.  Unter 
denselben  befiind  sich  ein  in  London  domizilierter  Engländer,  welcher 
mit  Hinterlassung  letztwilliger  Verftlgungen  verstorben  war.  Das  eng- 
lische Nachlafsgericht  hatte  die  Verillgungen  anerkannt  und  damit  dem 
eingesetzten  Exekutor  das  gerichtliche  Placet  erteilt.  Dieser  Exekutor 
war  indessen  fllr  den  deutschen  Prozefs  aufser  Betracht  zu  lassen,  weil 
die  Einsetzung  eines  Executor  nur  die  Einsetzung  eines  „Mobiliar*^- 
nachlafsrepräsentanten  bedeutet  und  es  sich  in  Deutschland  um  Im- 
mobilien handelte.  Hinzutritt,  dafs  die  gerichtliche  Anerkennung  des 
Executor  nur  für  die  „englischen*^  Nachlafsmobilien  Wirkung  hat  Der 
Testator  hatte  indessen  seine  „sämtlichen"  Immobilien  letztwillig  auf 
drei  Personen  übertragen,  allerdings  nicht  zu  ihrem  eigenen  Nutzen 
und  Vorteil,  sondern  mit  der  Auflage,  dieselben  zu  yerkaufen  und  den 
Erlös  in  näher  bestimmter  Weise  zu  verwenden.  Diese  drei  Immobiliar- 
rechtsnachfolger  waren  mithin  sog.  trustees,  d.  h.  sie  succedierten  nur 
dem  nudum  jus  nach  und  hatten  das  heneficium  an  andere  Personen 
weiter  zu  geben.  Vom  Standpunkte  des  englischen  Rechtes  betrachtet, 
bestand  kein  Zweifel,  dafs  diese  drei  Personen  befugt  waren,  über 
sämtliche  Nachlafsimmobilien  zu  verfügen.  Es  stellte  sich  jedoch  her- 
aus, dafs  einer  dieser  trustees  nicht  als  trustee  thätig  zu  werden 
wünschte,  und  dafs  ein  zweiter  geisteskrank  war,  ohne  dafs  eine 
gerichtliche  Entmündigung  stattgefunden  hatte.  Der  erstgedachte  trustee 
verzichtete  in  formeller  Weise  auf  seine  Rechte  aus  der  letztwilligen 
Verillgung,  und  an  seiner  Stelle  und  gleichzeitig  an  Stelle  des  geistes- 
kranken, zweiten  trustee  bestellte  der  dritte  trustee^  ebenfalls  in  for- 
meller Weise  und  in  Gemäfsheit  des  §  10  der  Trustee  Act  1893^ 
einen  neuen  trustee.  Dieser  neue  trustee  war  nunmehr  in  Verbindung 
mit  dem  ursprünglichen,  dritten  trustee  nach  englischem  Recht  befugt, 
über  sämtliche  Nachlafsimmobilien  zu  verfügen.  Für  die  deutsch- 
irechtliche  Betrachtung  blieb  allerdings  noch  eine  weitere  Frage.  Das 
formell  und  materiell  im  vorliegenden  Falle  entscheidende  englische 
Recht  lehrt  nämlich,  dafs  sich  die  Nachfolge  in  Immobilien  nach  dem 
Recht  der  belegenen  Sache  richtet.  Man  könnte  daher  zu  der  Ansicht 
gelangen,  dafs  für  die  deutschen  Grundstücke  Intestaterbfolge  einzu- 
treten hat  Damit  würden  weitere,  recht  beträchtliche  Schwierigkeiten 
entstehen.  Das  Resultat  ist  jedenfalls  weit  zufriedenstellender,  wenn 
man  diejenigen  Personen  ab  legitimiert  anerkennt,  welche  über  die 
englischen  Naclilafsimmobilien  verfügen  können.  Da  indessen  nicht  mit 
Bestimmtheit  vorauszusehen  ist,  wie  das  deutsche  Gericht  über  diesen 
Punkt  denken  mag,  wird  man,  um  sicher  zu  gehen,  die  von  dem 
Anwalt  im  deutschen  Prozesse  vorzulegende  Vollmacht  von  den  beiden 
trustees  und  von  den  Intestaterben  unterzeiclinen  lassen  müssen.  — 

Vereinzelt  tritt  der  Fall  ein,  dafs  eine  Person,  welche  in  England 
uine  Zuchthausstrafe  verbüfst,  Vermögensstücke  im  Deutschen  Reiche 
besitzt.  Die  Felony  Act  1870  bestimmt,  dafs  die  Krone  die  Obhut 
und  Verwaltung  des  Vermögens  eines  Zuchthaussträflings  einem  schrift- 
lich zu  bestellenden  administrcUor  übertragen  kann.     Mit  der  Bestellung 
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soll  dieser  adminisirator  in  alle  Vermögenssttlcke  succedieren,  welche 
der  Sträfling  zur  Zeit  seiner  Verurteilung  besafs  odei*  spfiter  erwirbt; 
insbesondere  soll  der  (Administrator  befugt  sein,  die  VermögenssUlcke 
zu  yerkaufen.  Kürzlich  wurde  englischerseits  die  Frage  vorgelegt, 
welche  Formalitäten  ein  derartiger  (Administrator  zu  erfüllen  habe,  um 
ein  deutsches  Orundstück  zu  übertragen,  welches  dem  fraglichen  Sträf- 
ling gehört  habe.  Es  ist  zunächst  unzweifelhaft,  dafs  für  den  deutschen 
Grundbuchrichter  die  Frage  nach  der  Legitimation  des  administrcttor 
zu  verneinen  ist,  es  sei  denn,  dafs  auf  Grund  des  deutschen  Rechts  die 
von  der  englischen  Krone  vorgenommene  Bestellung  in  Deutschland  zu 
adoptieren  oder  anzuerkennen  ist  Man  beachte,  dafs  der  hier  fragliche 
{Administrator  nicht  von  einem  Gerichte  bestellt  ist,  sondern  von  der 
englischen  Regierung;  man  beachte  ferner,  dafs  die  Bestellung  des 
€uhnin%str(xtor  in  letzter  Linie  auf  ein  Straforteil  zurückzuführen  ist 
Diese  Erwägungen  dürften  den  deutschen  Grundbuchrichter  veranlassen, 
die  VerfÜguugsfähigkeit  des  administraior  zu  verneinen.  Bedarf  das 
deutsche  Vermögen  des  Sträflings  der  Obhut  und  Verwaltung,  so  wird 
das  deutsche  Vormundschaflsgericht  einen  Kurator  zu  bestellen  haben. 
Deutscherseits  wird  man  auch  prüfen  müssen,  welche  Peison  in  Eng- 
land zum  administrator  bestellt  ist  und  wer  die  Bestellung  herbeigeführt 
hat  Anderenfalls  könnte  es  sich  ereignen,  dafs  aus  dem  deutschen 
Vermögen  des  Sträflings  eine  Forderung  bezahlt  wird,  welche  in 
Deutschland  keine  gerichtliche  Anerkennung  gefunden  hätte.  Der  ad- 
ministrator hat  nämlich  zufolge  der  gedachten  Felony  Ad  die  Befugnis, 
die  Schulden  des  Sträflings  zu  bezahlen.  Es  Uegt  daher  nahe,  dafs 
die  Bestellung  des  administrator  durch  einen  Gläubiger  des  Sträflings 
herbeigeführt  wird,  und  dieser  Gläubiger  könnte  eine  Forderung  be- 
sitzen, welche  im  Hinblick  auf  die  deutschen  Bestimmungen  über 
Wuchergeschäfte  in  Deutschland  ab  nichtig  anzusehen  sein  würde.  — 
Die  Probate  Act  1857  bestimmt  im  §  73,  dafs  in  Fällen,  wo 
jemand  ohne  letztwillige  Verfügungen  bezüglich  seines  Mobiliamach- 
lasses  oder  doch  ohne  Einsetzung  eines  zur  Annahme  bereiten  und 
fllhlgen  Mobiliamachlafsreprtlseu tauten  verstirbt,  oder  der  Mobiliar- 
nachlafsrepräsentant  zur  Zeit  des  Todes  nicht  im  Vereinigten  Königreich 
wohnt,  das  Gericht  nicht  notwendigerweise  die  an  sich  berechtigte 
Person  zum  Repräsentanten  des  Mobiliamachlasses  zu  bestellen  braucht, 
vorausgesetzt,  dafs  wegen  Insolvenz  des  Nachlasses  oder  wegen  anderer 
specieller  Umstände  die  Bestellung  einer  anderen  Person  notwendig 
oder  doch  dienlich  erscheint  Das  Gericht  soll  solchenfalls  nach  freiem 
Ermessen  eine  andere  taugliche  Person  bestellen,  die  von  ihr  zu 
leistende  Sicherheit  beordnen  und  beschränkende  Verfügungen  trefieu 
können.  Auf  Grund  dieses  Paragraphen  hat  das  englische  Nachlafs- 
gericht  vor  einigen  Tagen  eine  Bestellung  vorgenommen.  Der  Inhaber 
eines  bedeutenden  Geschäfts  starb  ganz  plötzlich;  diejenige  Person, 
welche  in  erster  Linie  berechtigt  war,  als  Nachlalsrepräsentant  zu  fun- 
gieren, lebte  an  einem  weit  entfert  liegenden  Orte;  Wechselverbindlich- 
keiten und  andere  Verpflichtungen  waren  zu   erftlUen,   und  die  Natur 
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des  ganzen  Oeflchftftsbetriebes  erforderte  das  sofortige  Eingreifen  einer 
verftlgangsfiihigen  Person.  Ab  interimistischer  Repräsentant  wtirde  ein 
Kechnangssteller  bestellt,  welcher  eine  Sicherheit  in  doppelter  Höhe 
des  Wertes  des  NachUsses  zu  leisten  hatte.  Derartige  interimistische 
Reprüsentanten  sind  in  modemer  Zeit  selten  bestellt  worden;  man  wird 
hinzufügen  können,  dafs  im  Verkehr  mit  dem  Deutschen  Reiche  wenig 
Veranlassung  vorliegen  wird,  zu  einer  Bestellung  der  gedachten  Art  zu 
schreiten,  wenn  auch  solche  Fälle  keineswegs  als  ausgeschlossen  zu 
betrachten  sind.  Die  Sicherheit  ist  im  obigen  Falle  nicht  ezceptionell 
hocb  bemessen  worden;  der  doppelte  Wert  des  Nachlasses  ist  das 
gewöhnliche  Mafs  der  Sicherheit,  welche  ein  nicht  letztwillig  ernannter, 
mithin  blofs  gerichtlich  bestellter  Repräsentant  zu  leisten  hat  Es  giebt 
in  England  eine  Reihe  yon  Gesellschaften,  welche  gegen  Prämien- 
zahlung die  Bestellung  derartiger  Sicherheiten  Übernehmen.  Von  der 
Sicherheitsleistung  ist  insbesondere  auch  der  englische  Anwalt  nicht 
befreit,  welcher  im  Auftrage  seines  auswärtigen  Mandanten  zum  Re- 
präsentanten bestellt  wird.  Hierin  li^  zum  Teil  der  Grund,  weshalb 
ein  derartiger  Anwalt  nicht  als  blofser  Mandatar  angesehen  werden 
darf.  — 

Die  Aufnahme  eines  Darlehns  gegen  Verpfandung  einer  Expektanz, 
sowie  die  Übertra^ng  einer  Expektanz  gegen  eine  Kaufgeldsumme 
gelten  im  Deutschen  Reiche  als  Rechtsgeschäfte,  welche  ein  Kapitalist 
gewöhnlicher  Art  nicht  einzugehen  pflegt.  Anders  liegt  die  Sache  in 
England,  und  zwar  zufolge  des  Umstandes,  dafs  die  Vermögenssttteke, 
welche  den  Gegenstand  der  Expektanz  bilden,  in  der  Regel  einem 
oder  mehreren  trustees  gehören,  ohne  deren  Mitwirkung  der  Expektanz- 
berechtigte  beim  Anfiill  seiner  Expektanz  tlber  letztere  nicht  yerfllgen 
kann.  Die  Benachrichtigung  der  tmstees  von  der  Verpfandung  oder 
dem  Verkauf  der  Expektanz  verhindert  thatsächlich  eine  den  Kapitalisten 
benachteiligende,  weitere  Verfolgung  über  dieselbe  Expektanz.  Im 
Deutschen  Reiche  giebt  es  keine  tmstees.  Der  Expektanzberechtigte 
(z.  B.  ein  Erbe,  welchem  nach  erreichtem  30.  Lebensjahre  ausgezahlt 
werden  soll)  ist  von  vornherein  Eigentümer  der  ihm  dereinst  abzu- 
liefernden Vermögensstücke,  welche  der  interimistische  Besitzer  nicht 
immer  wird  vorenthalten  können,  weil  ihm  eine  Verpfandung  oder  ein 
Verkauf  angezeigt  worden  ist  Hinzutritt,  dafs,  wenn  man  einen  deut- 
schen Erbteil  kauft,  man  möglicherweise  nicht  blofs  das  Kaufgeld  ver- 
liert, sondern  vielleicht  noch  aufserdem  Erbschaftsgläubiger  zu  be- 
friedigen hat,  während  in  England  über  den  Belang  des  Nachlasses 
hinaus  nicht  gehaftet  wird.  Endlich  wird  man  auch  die  modernen 
deutschen  Vorschriften  über  Wuchergeschäfte  im  Auge  zu  behalten 
haben.  Man  darf  daher  sagen,  dafs  es  recht  wenig  Zweck  hat,  wenn 
geldbedürftige,  deutsche  Expektanzberechtigte  sich  nach  England  wenden. 
Der  englische  Kapitalist  findet  sehr  bald  heraus,  dafs  deutsche  Expek- 
tanzen  und  englische  Expektanzen  recht  verschiedene  Dinge  sind.  Dem 
Verfasser  haben  häufiger  derartige  Fälle  vorgelegen;  bald  handelte  es 
sich    um    einen    zukünftigen    Majoratsherm ;    bald    um    einen   jungen 
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Patrizier,  welcher  seinen  wohlhabenden  Vater  zu  früh  verloren  liatte. 
In  keinem  dieser  FttUe  fand  sich  ein  deutscher  Anwalt,  welcher  zu 
versichern  vermochte,  dafs  die  deutsche  £xpektanz  eine  „gute**  Sicher- 
heit sei;  die  Folge  war,  dafs  sich  die  englischen  Kapitalisten  recht 
bald  zurtlck zogen.  — 

Die  deutsche  K.C.Pr.0.  schreibt  im  §  386  vor,  dafs,  falls  nach 
der  Behauptung  des  Beweisf^lhrers  eine  Urkunde  sich  in  den  Händen 
des  Gegners  befindet,  die  Antretung  des  Beweises  durch  den  Antrag 
erfolgen  soll,  dem  Gegner  die  Vorlegung  der  Urkunde  aufzugeben. 
Dieser  Antrag  hat  zufolge  §  389  unter  anderem  die  Bezeichnung  der 
Urkunde  und  die  möglichst  vollständige  Bezeichnung  ihres  Inhalts  zu 
enthalten.  Englischerseits  pflegt  man  nach  Kenntnisnahme  von  diesen 
Bestimmungen  zu  fragen,  auf  welchem  prozessualischen  Wege  man  in 
Deutschland  in  Erfahrung  bringt,  welche  relevanten  Urkunden  sich  in 
den  Händen  des  Gegners  befinden.  Antwortlich  kann  man  allerdings 
auf  den  §  388  verweisen,  d.  h.  man  kann  darauf  aufmerksam  machen, 
dafs  die  deutschen  vorbereitenden  Schriftsätze,  abweichend  von  den 
englischen,  die  Beweismittel,  mithin  auch  Urkunden  angeben.  Es  wird 
indessen,  nicht  ohne  guten  Grund,  erwidert  werden,  dafs  damit  keines* 
wegs  eine  Unterdrückung  relevanter  Urkunden  verhindert  ist.  Die 
englischen  Prozefsvorschriften  gewähren  jedenftdls  ein  weit  wirksameres 
Mittel,  um  festzustellen,  welche  relevanten  Urkunden  der  Gegner  besitzt. 
Auf  Antrag  ordnet  das  Prozefsgericht  nämlich  an,  dafs  der  Gegner 
sämtliche,  zur  Zeit  oder  frUher,  in  seinem  Besitz  oder  unter  seiner 
Kontrolle  befindlichen,  relevanten  Urkunden  und  Bucheintragungen 
eidlich  aufzuzählen  hat  Daran  schliefst  sich  die  weitere  Verfügung, 
dem  Antragsteller  die  Einsicht  aller  aufgezählten  Urkunden  und  Ein- 
tragungen zu  gewähren,  soweit  dieselben  nicht  als  privilegierte  anzu- 
sehen sind.  Dem  Prozefsgegner  werden  auf  Antrag  analoge  Ver- 
folgungen gewährt,  und  die  Folge  ist,  dafs,  falls  die  Einsichtnahmen 
gründlich  vorgenommen  werden,  die  Unterdrückung  einer  nichtprivi- 
legierten Urkunde  so  gut  wie  unmöglich  wird.  Auf  den  ersten  Blick 
möchte  man  sagen,  dafs  die  englischen  Vorschriften  über  Aufzählung 
und  Vorlegung  der  Urkunden  der  Beachtung  und  vielleicht  der  Berück- 
sichtigung bei  eventuellen  Reformen  wert  sind.  Schaut  man  indessen 
auf  die  Praxis,  so  wird  man  sehr  bald  anderer  Ansicht  werden.  Man 
wird  allerdings  kein  allzu  grofses  Gewicht  darauf  legen  können,  dafs 
die  gedachten  englischen  Vorschriften  ausländischen  Litiganten  enorme 
Arbeiten  und  Unbequemlichkeiten  bereiten.  Man  denke  sich  z.  B. 
einen  Prozefs  zwischen  einem  deutschen  Prinzipal  und  seinem  eng- 
lischen Vertreter,  mit  dem  er  viele  Jahre  gearbeitet  hat  Der  Vertreter 
hat  Widerklage  auf  Provision  und  Schadensersatz  wegen  ungerecht- 
fertigter Entlassung  erhoben.  Auf  Antrag  des  Widerklägers  wird  dem 
deutschen  Prinzipal,  in  dem  gedachten  Umfiinge,  eidliche  Aufzählung' 
aller  relevanten  Urkunden  und  Eintragungen  und  Vorlegung  aller  auf* 
gezählten  Urkunden  aufgegeben.  Der  deutsche  Prinzipal  wird  untei 
Umständen   mehrere  neue   Commis  anzustellen   haben,    um   die   ange- 
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ordnete  Aufzählung  vorzubereiten.  Das  für  diese  Aufzählung  mühsam 
gewonnene  Material  wird  nach  England  gesandt,  und  der  deutsche 
Prinzipal  erhält  alsdann  von  seinem  englischen  Anwalt  den  Entwurf 
der  zu  beschwörenden  Aufzählung.  Falls  der  deutsche  Prinzipal  im 
Königreich  Preufsen  wohnt,  gelingt  es  ihm  in  der  Regel  nicht,  eine 
den  englischen  Vorschriften  entsprechende,  eidliche  Aufzählung  zu  be- 
schaffen; er  wird  nun,  um  den  Eid  leisten  zu  können,  eine  Reise  und 
zwar  möglicherweise  nach  England  unternehmen  müssen.  Ist  endlich 
die  eidliche  Aufzählung  beim  englischen  Prozefsgericht  eingereicht,  so 
fordert  der  Gegner  Vorlegung  sämtlicher  aufgezählten  Urkunden.  Die 
Vorlegung  erfolgt  auf  der  Kanzlei  des  englischen  Anwalts  des  deutschen 
Prinzipals,  d.  h.  der  letztere  hat  alle  aufgezählten  Urkunden  und 
Bttcher  nach  London  zu  senden.  Soweit  die  Urkunden  nicht  in  eng- 
lischer Sprache  abge&fst  sind,  werden  in  England  Übersetzungen  an- 
zufertigen sein,  deren  Kosten  recht  beträchtliche  sein  können.  Es  ist 
richtig,  dafs  die  Arbeiten  und  Mühen  geringer  ausfallen,  £ills  beide 
Prozefsparteien  in  England  wohnen.  Immerhin  verbleibt  auch  in  der- 
artigen Fällen  eine  recht  beträchtliche  Arbeitslast,  welche  möglicher- 
weise in  gar  keinem  Verhältnisse  zu  dem  gewonnenen  Resultat  steht. 
Dies  wird  übrigens  in  England  allgemein  anerkannt  und  hat  zu  den 
Vorschriften  geführt,  welche  Leske  und  Löwenfeld ^  Internat  Rechts- 
verfolgung I  S.  673  u.  S.  677  mitteilen.  Hier  und  da  begegnet  man 
allerdings  einem  Falle,  wo  sich  die  englischen  Vorschriften  vorzüglich 
bewähren:  z.  B.  da,  wo  es  sich  um  eine  Korrespondenz  handelt  und 
die  eine  Prozefspartei  keine  Abschriften  ihrer  eigenen  Schreiben  zurück- 
behalten hat;  ferner  falls  man  Kenntnis  von  schriftlichen  Mitteilungen 
zu  erlangen  wünscht,  welche  ein  Dritter  dem  Gegner  machte.  An- 
genommen, eine  Person  in  England  berichtet  an  den  Herausgeber  einer 
deutschen  Zeitung  in  abfälliger  Weise  über  ein  englisches  Unternehmen ; 
die  deutsche  Zeitung  bringt  einen  entsprechenden  Artikel,  welcher  dem 
englischen  Unternehmen  ungemein  schadet.  Um  den  englischen  Bericht- 
erstatter fassen  ssu  können,  bedarf  man  zum  mindesten  des  Inhalts 
seines  Berichtes.  EiS  liegt  der  Gedanke  nahe,  zunächst  eine  Klage 
gegen  die  deutsche  Zeitung  zu  erheben,  in  der  Erwartung,  dafs  die 
Zeitung  in  den  vorbereitenden  Schriftsätzen  zu  ihrer  eigenen  Recht- 
fertigung den  Bericht  in  Bezug  nehmen  wird.  Täuscht  man  sich  in- 
dessen in  dieser  Erwartung,  so  wird  im  Hinblick  auf  die  deutschen 
Prozefsvorschriften  eine  Vorlegung  des  Berichts  schwerlich  durchzu- 
setzen sein.  Anders  würde  die  Sache  in  England  liegen.  Würde  es 
sich  um  eine  englische  Zeitung  handeln,  so  dürfte  eine  Klage  gegen 
dieselbe  jedenfalls  zur  Vorlegung  des  Berichtes  ^hren.  In  einem  Falle 
der  gedachten  Art  hatte  die  deutsche  Zeitung  thatsächlich  den  Bericht 
in  einem  vorbereitenden  Schriftsatze  in  Bezug  genommen.  Der  Bericht 
wurde  auch  auf  der  Gerichtsschreiberei  niedergelegt,  sodafs  eine  be- 
glaubigte Abschrift  beschafft  werden  konnte.  Nachdem  man  sich  beeilt 
hatte,  die  Eübge  gegen  den  Berichterstatter  in  England  anhängig  zu 
machen,   mithin  die  eigentliche  Absicht  hervorgetreten  war,   liefs   die 
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beklagte  dentscbe  Zeitung  den  Bericht  auf  der  Gerichtsschreiberei  ab- 
fordern, und  obwohl  der  deutsche  Prozefs  noch  schwebte,  händigte  die 
Gerichtsschreiberei  den  Bericht  der  Beklagten  zurück.  Inzwischen  hatte 
das  englische  Prozefsgericht  das  betreffende  Amtsgericht  um  die  Ver- 
nehmung des  Herausgebers  der  deutschen  Zeitung  ersucht  und  ins- 
besondere Fragen  formuliert,  deren  Beantwortung  ein  Vorliegen  des 
Berichts  voraussetzte.  Man  beabsichtigte  femer,  das  ersuchte  Amts- 
gericht zu  bitten,  den  Bericht  zu  den  Akten  zu  nehmen  und  an  das 
englische  Prozefsgericht  gelangen  zu  lassen.  Der  Zeuge  erklärte  in- 
dessen, dafs  der  Bericht  sich  in  einem  Lande  befinde,  welches  weder 
DeutschUnd  noch  England  war.  Es  wurde  später  noch  der  Versuch 
gemacht,  mit  Hülfe  der  Grerichte  dieses  anderen  Landes  den  Bericht 
zu  fiissen.  Der  Bericht  war  jedoch  auch  aus  diesem  Lande  ver- 
schwunden. Offenbar  hatte  die  deutsche  Grerichtsschreiberei  ein  Ver- 
sehen begangen;  der  Bericht  hätte  bis  zur  Beendigung  des  deutschen 
Prozesses  bei  den  deutschen  Prozefsakten  bleiben  müssen.  Das  deutsche 
Gericht  hat  dies  auch  anerkannt,  indem  es  seine  Gerichtsschreiberei 
anwies,  eingereichte  Urkunden  in  Zukunft  nicht  vor  Beendigung  des 
Prozesses  auszuliefern.  Der  Kläger  in  England  kam  durch  das  Ver- 
sehen der  deutschen  Gerichtsschreiberei  in  eine  recht  unangenehme 
Lage.  Er  besafs  nur  eine  von  einem  ausländischen  Gerichtsschreiber 
beglaubigte  Abschrift  und  mufste  sich  darauf  ge&fst  machen,  dafs  der 
Beklagte  bestreiten  würde,  einen  Bericht,  wie  er  nach  der  beglaubigten 
Abschrift  erstattet  war,  verfiifst  zu  haben.  Die  Schwierigkeit  wurde 
noch  dadurch  erhöht,  dafs  sowohl  dem  deutschen  G^richtsschreiber^ 
wie  seinem  Kopisten,  welcher  den  Text  der  beglaubigten  Abschrift 
geschrieben  hatte,  der  Urlaub  zum  Termin  in  England  verweigert 
wurde.  — 

Eh  kann  der  Fall  eintreten,  dafs  ein  deutsches  Amtsgericht, 
welches  auf  diplomatischem  Wege  seitens  eines  englischen  Prozefs- 
gerichts  um  eine  Beweisaufnahme  ersucht  wurde,  das  Protokoll  über 
die  Beweisaufnahme  einzusenden  hat,  bevor  die  deutschen  Gerichts- 
kosten  liquidiert  sind.  Solchen&lls  ist  zu  beachten,  dafs  der  englische 
Anwalt,  welcher  die  Beweisaufnahme  beantragte,  für  die  in  Deutsch- 
land entstandenen  Kosten  haftet,  und  zwar  auf  Grund  eines  schriftlichen 
Versprechens,  welches  mit  dem  Entwürfe  des  Ersuchungsschreibens  ein- 
gereicht wird,  und  worin  der  Anwalt  sich  verbindlich  macht,  die  der 
englischen  Regierung  durch  die  Ausführung  des  Ersuchungsschreibens 
entstehenden  Kosten  zu  zahlen.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  das 
deutsche  Amtsgericht  seine  Liquidation  der  englischen  Regierung  auf 
diplomatischem  Wege  vorlegen  mufs.  Der  englische  Anwalt  ist  nur 
verbunden,  die  Kosten  an  zahlen,  welche  der  englischen  Regierung  er- 
wachsen sind.  (Vergl.  Archiv  f.  öffentl.  Recht,  1896,  September,  S.  512). 
Eine  Notifizierung  der  Kosten  an  den  englischen  Anwalt,  unter  Um- 
gehung der  englischen  Regierung,  wird  der  englische  Anwalt  unberück- 
sichtigt lassen  können.  Sieht  man  von  den  Gerichtskosten  in  beim 
Oberhaus  schwebenden  Sachen  ab,  so  ist  eine  nachträgliche  Einforderung 
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von  Gerichtskosten  dem  englischen  Anwalte  etwas  durchaus  Unge- 
wohntes. Die  Gerichtskosten  werden  in  England  im  voraus  entrichtet, 
vor  der  Vornahme  der  einzelnen  Prozefshandlungen.  Die  deutschen 
Amtsgerichte  werden  es  dem  englischen  Anwalte  nicht  vertlheln  können, 
wenn  er  eine  Liquidation  abweist,  welche  ihm  nicht  von  seiner  eigenen 
R^erung  zugeht.  Hinzukommt,  dafs  die  englische  Kegierung  ein 
sichererer  Schuldner  ist,  ab  der  englische  Anwalt ;  es  ist  Sache  der  eng- 
lischen Regierung,  den  englischen  Anwalt  zur  Erstattung  der  naeh- 
trflglich  liquidierten  Kosten  anzuhalten. 


Zur  Erläuterung  des  Art  24  Abs.  3  des  EinfUhrung«- 
gesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Von  Jnlins  Schnell,  Kgl.  Ministerialrat  im  bayerischen 

Staatsministerium  der  Justiz. 

Baraeetti  hat  im  jüngsten  Hefte  dieser  Zeitschrift  S.  1 — 7  zur 
Auslegung  des  Art  24  Abs.  3  des  £inf.Gres.  zum  Bttrgerl.  G^setzbnche 
einen  wertvollen  Beitrag  geliefert  Die  nachstehenden  Bemerkungen 
versuchen,  die  Ausftihrungen  BaraeetHSy  soweit  ihnen  zuzustimmen  ist, 
durch  neue  Gründe  zu  stützen,  und,  soweit  sie  nicht  richtig  erscheinen, 
zn  widerlegen. 

Die  Vorschriften  des  Einftlhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buche über  die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  (Art.  7 — 25) 
stehen  im  engsten  Zusammenhange  mit  den  Vorschriften  des  Einftlhrungs- 
gesetzes über  die  zeitliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen,  den  sog. 
Übergangsvorschriften.  Dies  ist  fllr  die  Auslegung  von  der  gröfsten 
Bedeutung. 

Art  24  Abs.  8  des  Einf.Ges.: 

Erwirbt  ein  Ausländer,  der  eine  Verftlgung  von  Todeswegen 
errichtet  oder  aufgehoben  hat,  die  Reichsangehörigkeit,  so  wird  die 
Gültigkeit  der  Errichtung  oder  der  Aufhebung  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  beurteilt,  dem  er  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  Aufhebung 
angehörte;  auch  behält  er  die  Fähigkeit  zur  Errichtung  einer  Ver- 
ftignng  von  Todeswegen,  selbst  wenn  er  das  nach  den  deutschen 
Gesetzen  erforderliche  Alter  noch  nicht  erreicht  hat.  Die  Vorschrift 
des  Art  11  Abs.  1  Satz  2  bleibt  unberührt. 

bestimmt  ftir  die  räumliche  Herrschaft  des  Rechts  dasselbe,  was 
Art  214  Abs.  1  und  Art  215  Abs.  1  des  Einf.Ges.  ftir  die  zeitliche 
Herrschaft  des  Rechts  vorschreiben. 
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Die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Btlrgerlichen  GeBetzbuehfi  erfolgte 
Errichtung  oder  Aufhebung  einer  Verfügung  von  Todeswegen  wM 
nach  den  bisherigen  Oesetzen  beurteilt,  auch  wenn  der  Erblaaser 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Btlrgerlichen  öesetzbuchs  stirbt 

Wer  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  die 
Fftliigkeit  zur  Errichtung  einer  Verftlgung  von  Todesw^en  eriangt 
und  eine  solche  Verfügung  errichtet  hat,  behKlt  die  Fähigkeit,  auch 
wenn  er  das  nach  dem  Bürgerlichen  (}esetzbuche  erforderliche  Alter 
noch  nicht  erreicht  hat 

Die  Bestimmungen  in  Art  214  Abs.  1  und  in  Art.  24  Abs.  3 
beruhen  (vergl.  Motive  zum  Art.  129  §  3  des  Einf.Gks.  I.  Lesong 
S.  305 — 314)  auf  folgenden  gesetzgeberischen  Erwägungen. 

Es  sei  mifslich,  Verfügungen,  die  in  Übereinstimmung  mit  dem 
zu  ihrer  Zeit  bestehenden  Rechte  vorgenommen  worden  sind,  ntdi- 
trilglich  der  Gültigkeit  zu  entkleiden.  Der  Einzelne  vertraue,  wie 
überhaupt,  so  im  besonderen  hinsichtlich  einer  letztwilligen  VerfÜgong 
darauf,  dafs  das,  was  er  den  Gesetzen  gemäfs  gethan  habe,  rechtsgültig 
bleibe.     Dieses  Vertrauen  verdiene  Beachtung  und  Schonung. 

Dagegen  müsse  die  Wirksamkeit  einer  letztwilligen  Verfbgang 
den  Vorschriften  des  neuen  Rechts  untersteben,  wenn  der  Erblasser 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  gestorben  ist 
Der  Inhalt  der  letztwilligen  Verfügung  einschliefslich  der  Ein- 
setzungsfähigkeit müsse  sich  daher  nach  dem  zur  Zeit  des  Todes  des 
Erblassers  geltenden  Rechte  bestimmen. 

Die  Motive  zu  Art  129  des  Einf.Ges.  I.  Lesung  (Art  214  deB 
Einf.Ges.  11.  Lesung),  die  zur  Auslegung  des  Art  24  Abs.  3  ebenso 
wie  zu  Art  214  heranzuziehen  sind,  beweisen  sohin  die  Richtigkeit 
des  von  Barazeiti  a.  a.  0.  gewonnenen  Ergebnisses,  dafs  der 
Inhalt  der  letztwilligen  Verftlgung  sich  im  Falle  des  Art  24  Abs.  3 
des  Einf.Ges.  nach  deutschem  Rechte,  die  Form  der  letztwilligen  Ver- 
fügung und  die  testamenü  facHo  adiva  aber  nach  dem  ausländischen 
Rechte  bestimmen,  ^fm  Barazetti  mit  Recht  bemerkt,  zwingt  schon 
der  Wortlaut  des  Art.  24  Abs.  3  für  sich  allein,  noch  mehr  aber  in 
Verbindung  mit  der  Fassung  der  Überschrift  des  ?•  Titels  des  3.  Ab- 
schnittes des  5.  Buches  des  Bürgerl.  Gesetzbuchs  zu  dieser  Ausleignng. 

Wie  in  diesem  Punkte  ist  auch  der  Auslegung  des  letzten  Satses 
des  Art.  24  Abs.  3 

„die  Vorschrift  des  Art  11  Abs.  1  Satz  2  bleibt  unberührt'' 

durch  Barwetii  (S.  4  a.  a.  0.)  beizutreten.  Dagegen  dürfte  die  Mei- 
nung Baraeettis,  dafs  auch  derjenige  Ausländer  bei  dem  Erwerbe 
der  deutschen  Staatsangehörigkeit  die  Testamentsmtlndigkeit  beibehält, 
der  keine  Verfügung  von  Todeswegen  getroffen  hat, 
auf  einem  Irrtum  beruhen. 

Diese  Auslegung  des  Art  24  Abs.  3  widerspricht  dem  Wortkot 
dieses  Absatzes  und  des  obenerwähnten  Art  215  Abs.  1  des  Einfl 
Ges.     Es  besteht  auch  sachlich  ebensowenig  ein  Grund,  dem  Ausländer 
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bei  dem  Erwerbe  der  deutscben  Staatsangehörigkeit  die  Testaments- 
mttndigkeit  zu  belassen,  obwohl  sie  ihm  nach  deatschem  Rechte  nicht 
zusteht,  als  nach  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  die 
Testamentsmtlndigkeit  des  früheren  Rechts  anzuerkennen.  Auch  die 
Vorschriften  der  Art,  7  (and  Art  158)  des  Einf.Ges.  können  nicht 
herangezogen  werden;  wer  volljährig  ist,  hat  seine  Selbständigkeit 
auch  schon  bethfttigt  Warum  aber  jemandem,  der  seine  Fähigkeit 
zur  Errichtung  einer  letztwilligen  Verft^ng  noch  nicht  ausgeübt  hat^ 
die  Testamentsmündigkeit  belassen  werden  soll,  die  ihm  nach  dem 
neuen  Rechte  nicht  zusteht,  dürfte  nicht  abzusehen  sein. 

Die  Fähigkeit,  eine  letztwillige  Verftlgung  zu  errichten,  ist  daher 
von  dem  Augenblick  an,  wo  der  Ausländer  Deutscher  geworden  ist, 
nach  dem  deutschen  Rechte  zu  beurteilen.  Ebenso  findet  vom  Inkra^ 
treten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  an  das  neue  Recht  auf  die  Be- 
urteilung der  Testamentsmündigkeit  Anwendung.  Dies  ergiebt  sich 
auch  aus  dem  Wortlaute  der  Art.  24  Abs.  1  und  213  des  Einf.Ges. 
Aber  eine  Ausnahme  mufs  gemacht  werden.  Die  Testamentsmündigkeit 
mufs  demjenigen  belassen  werden,  der  bereits  eine  letztwillige  Ver- 
fllgung  errichtet  hat.  Dazu  zwingt  ein  praktischer  Grund.  Denn  bei 
einer  anderen  Regelung  der  Sache  würde  einerseits  die  letztwillige 
Verftlgung  ihre  Geltung  behalten,  andererseits  aber  könnte  sie  der 
Testator,  weil  er  vom  Zeitpunkt  des  Erwerbes  der  deutschen  Staats- 
angehörigkeit (gleich  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
im  Falle  des  Art  215  des  Einf.Ges.)  die  Testamentsmündigkeit  ver- 
loren hat,  die  Verfügung  nicht  widerrufen.  £^  ergäbe  sich  also  die 
„Besonderheit^,  dafs  eine  widerrufliche  Verfügung  f)ir  einen 
längeren  Zeitraum  bis  zu  der  Erlangung  der  Testamentsmündigkeit 
nach  dem  deutschen  Recht  (dem  Recht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
im  Falle  des  Art.  215)  zu  einer  unwiderruflichen  wüide.  Trotz- 
dem Art  129  des  Entwurfs  des  Einf.Ges.  I.  Lesung  diese  ,, Besonder- 
heit" erkannt  hat  (Motive  S.  810),  wollte  dieser  Artikel  doch  im 
Interesse  der  Rechtskonseqnenz  keine  Ausnahme  treffen,  sondern  die 
Testamentsmündjgkeit  für  die  Zukunft  selbst  in  dem  Falle  versagen, 
wo  vorher  eine  letztwillige  Verfügung  errichtet  worden  ist.  Mit  Recht 
bat  dag^en  die  Kommission  fllr  die  II.  Lesung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  die  Unannehmbarkeit  des  Ergebnisses  des  Art  129  a.  a.  0. 
eingesehen  und  dadurch  Abhülfe  geschaffen,  dafs  sie  in  Art  24  Abs.  3 
und  in  Art.  215  die  Testamentsmündigkeit  dann,  aber  nur  dann  fort- 
dauern läfst,  wenn  vor  dem  Zeitpunkte  des  Erwerbs  der 
deutschen  Staatsangehörigkeit  oder  vor  dem  Inkraft- 
treten des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bereits  eine  Ver- 
fügung von  Todeswegen  errichtet  worden  ist 

Dafs  aber  die  Testamentsmündigkeit  nicht  beibehalten  wird,  wenn 
vor  diesem  Zeitpunkte  keine  letztwillige  Verfügung  errichtet  worden 
ist,  darüber  läfst  der  Wortlaut  des  Art  24  Abs.  8  nnd  der  Art  215 
keinen  Zweifel  zu.  Ein  Antrag,  auch  für  diesen  Fall  dem  Ausländer 
die  Testamentsmündigkeit  zu   belassen,   ist  mit  Recht  von  der  Kom- 

8* 
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mission  fVii  die  II.  Lesang  des  Bürgerlichen  Gesetsbachs  abgdehnt 
worden  (Protokolle  S.  8298  oben). 

Ebensowenig  dürfte  die  Anschaunng  BaraBtttis  satreffen,  au 
Art  24  Abs.  8  habe  der  deutsche  Richter  den  allgemeinen  Satz  n 
folgern,  daßi  bei  dem  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  ttb^haapt 
die  OfUtigkeit  der  letatwilligen  Verftlgnngen  nach  dem  Rechte  des 
Staates,  dem  der  Testator  zur  Zeit  der  Errichtung  angehörte,  sa  be- 
urteilen seL  Das  Ein£Ges.  hat  mit  gutem  Grunde  in  Art  24  Abs.  3, 
ebenso  in  Art  7  Abs.  2  and  Art  15  (vcrgL  g^enttber  der  richtigeo 
Fassung  des  Art  15  noch  die  unsulMssige  (Jeneralisierang  in  §  2372 
des  Entwurfs  II.  Lesung)  seine  Vorschriften  auf  die  Fftlle  beschränkt, 
wo  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erworben  wird. 

Aus  Art  24  Abs.  8  (und  Art.  7  Abs.  2  and  Art  15)  ist  viel- 
mehr EU  folgern,  dafs  nach  der  Anschauung  des  deutschen  Rechts  bei 
einem  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  derjenige  Staat  über  die  Fort- 
dauer der  in  diesen  Artikeln  besprochenen  Rechtsverhftltttisse  (Gültig- 
keit letztwilliger  Verfügungen,  Volljährigkeit,  ehelicher  Gttterstand)  zq 
entscheiden  hat,  dessen  Gewalt  sich  der  Einwanderer  unterwirft;  dafs 
demzufolge  das  Deutsche  Reich  nicht  zu  bestinmien  hat,  ob  der  ehe- 
liche Gttterstand  eines  nach  Schweden  eingewanderten  Deutschen  in 
Schweden,  oder  die  Gültigkeit  eines  von  einem  Deutschen  exriehteien 
Testamentes  nach  dessen  Einwanderung  nach  Rufsland  dort  fortbesteht 
oder  nicht,  und  dafs  demgemäfs  der  deutsche  Richter  nur  die  Normen 
zur  Anwendung  zu  bringen  hat,  die  der  Staat,  dessen  Angehörigkeit 
der  Einwanderer  erwirbt,  in  dieser  Richtung  erläfst,  mögen  sie  noo 
dasselbe  oder  das  Gegenteil  von  dem  bestimmen,  was  in  dem  Art  24 
Abs.  8,  7  und  15  des  Einf.Ges.  verordnet  ist  —  ein  weiterer  Beweis 
g^f^n  die  Richtigkeit  der  noch  immer  verteidigten  Anschauung,  daf» 
der  inländische  Richter  niemals  die  Normen  des  ausländischen  Rechts 
über  die  räumlichen  Grenzen  der  Herrschaft  dieses  Rechts  zar  An- 
wendung bringen  dürfe. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   Bürgrerliohes  Recht,  elnsoliliellallch  des  Handel»^ 
AVeohsel-  und  Konkurtsreoht».  —  ClvilprozefB. 

Verlast  der  deutschen  StctcUsangehörigkeit,    Erwerb  der  amerikor 

nisehen  Sta^angehörigheit. 

Beecblafs  des  Oberland^erichts  Colmar  vom  14.  Deiember  1895  (Jar. 
Zeitschrift  für  Msais-Lothringeii,  21.  Jahrg.,  S.  261). 

AoB  den  Gründen:  Die  Beschwerde  geht  davon  ans,  dalh 
durch  den  Erwerb  des  BOrgerrechts  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  die  inlindische  Staatsangehörigkeit  verloren  gehe.  Dieser  An- 
nahme steht  aber  §  18  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870  entgegen, 
welches  durch  Gesetz  vom  8-  Januar  1878  in  Elsafs- Lothringen  ein- 
gefllhrt  ist.  Derselbe  zfthlt  unter  den  Gründen,  welche  allein  den 
Verlust  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  herbeiftlhren ,  den  Erweib 
«ines  auslindischen  Btbgerrechts  oder  einer  auslilndischen  Staatsange* 
faörigkeit  nicht  auf.  Gemäfs  §§  18  und  21  des  angeführten  Gesetzes 
geht  die  Staatsangehörigkeit  durch  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Auslande 
verloren  und  kann  durch  Staatsvertrag  die  aehnjilhrige  Frist  auf  eine 
fÜnQährige  vermindert  werden,  wenn  ein  Deutscher  sich  mindestens 
fünf  Jahre  ununterbrochen  im  Auslande  aufhJÜt  und  zu^mh  in  dem- 
selben die  Staatsangehörigkeit  erwirbt  Diese  Herabminderung  wurde 
Yorbeballen,  weil  durch  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika vom  22.  Februar  1868  bestimmt  war,  dafs  Staatsangehörige 
des  Norddeutschen  Bundes,  welche  naturalisierte  Staatsangehörige  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geworden  sind  und  fünf  Jahre  un- 
imterbrochen  in  den  Vereinigten  Staaten  zugebracht  haben,  von  dem 
Norddeutschen  Bunde  als  amerikanische  Angehörige  erachtet  und  be- 
handelt werden  sollen.  Dafs  der  Beschwerdeführer  sich  zur  Zeit,  als 
er  gestellungspflichtig  wurde,  oder  auch  nur  zur  Zeit,  als  er  verurteilt 
wurde,  sich  fünf  Jahre  im  Auslande  aufgehalten  habe,  ist  aber  nicht 
erwiesen,  vielmehr  hat  nach  der  amtliohea  Bescheinigung  des  Btlrger- 
meisteramtes  Stahlingen  der  Beschwerdeführer  diese  G^emeinde  erst  im 
April  1886  verlassen,  nachdem  er  sieh  schon  einmal  der  Ersatzkom- 
miseion  gestellt  hatte.  Hingegen  kann  die  Erklärung,  welche  der 
Beschweideführer  am  22.  Oktober  1888  vor  dem  Ghiilsohaftsgeriehte 
Kings-County  abgegeben  hat,  nicht  in  Betracht  kommen. 
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Auch   der   emanctpiert    Minderjährige    bedarf  zur  Aufgabe  der 
Staatsangehörigkeit   in   Elsa fs- Lothringen    der    Zustimmung  des 
Familienrats  und  dessen  Bestätigung  durch  Beschlufs  des  Land- 
gerichts, 

Beschlafs  des  Oberlandeflgerichts  zu  Colmar  vom  9.  Januar  1897. 
(Mitgeteilt  yon  Herrn  Geheimen  Jnstizrat  Grünewald  in  Metz.) 

Nach  den  Grundsätzen  des  französischen  Rechts  kann  über  das 
Recht  der  Nationalitttt  nur  durch  eine  persönliche  Willenserklärung  des 
Beteiligten,  abgegeben  nach  erlangter  Grofsjtthrigkeit,  verftlgt  werden 
(vergl.  Entsch.  d.  vonn.  R.O.H.  v.  16.  Mai,  24.  Juni  und  1.  De- 
zember 1876;  Urteil  des  Oberlandesgerichts  vom  1.  August  1890,  mit- 
geteilt in  der  Zeitschrift  f.  Eis. •  Lothringen  ßd.  I  S.  345  ff.,  387  ff., 
Bd.  II  8.  56,  Bd.  XV  S.  582  und  die  dortigen  Citate). 

Wenn  nun  auch  dieser  Grundsatz  durch  die  Bestimmung  in  §  13 
des  Gesetzes  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-Staatsangebörig- 
keit  vom  1.  Juni  1870  insofern  eine  Änderung  erfahren  hat,  als  damit 
auch  fUr  Minderjährige  die  Möglichkeit  geschaffen  ist,  die  Entlassung 
aus  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  zu  erwirken,  so  enthält  doch  das 
gedachte  Reichsgesetz  selbst  keine  Bestimmung  darüber,  auf  welche 
Weise  im  Falle  eines  Entlassungsantrages  der  dem  Minderjährigen 
anhaftende  Mangel  der  Dispositionsflihigkeit  zu  eigänzen  ist.  Diese 
Lücke  mufs  deshalb  unter  analoger  Anwendung  der  landesgesetzlichen 
Vorschriften  über  Vormundschaft  ausgefüllt  werden.  Darnach  ist  aber 
die  Annahme,  dafs  der  Vormund,  selbst  wenn  eine  Vonnnndscbaft  des 
überlebenden  Eltemteils  in  Frage  steht,  befugt  sei,  die  EnUassung  des 
ihm  untergebenen  Minderjährigen  ganz  selbständig  und  ohne  Mit* 
Wirkung  des  Familienrates  und  des  Gerichts  herbeizuführen,  mit  den 
Bestimmungen  des  Vormundschaftsrechtes  nicht  in  Einklang  za 
bringen. 

Vielmehr  bedingt  die  grofse  Wichtigkeit  des  Rechts  der  Natio- 
nalität und  die  eingreifenden  Wirkungen,  welche  sich  an  den  Venicfat 
auf  dieses  Recht  knüpfen,  die  Mitwirkung  der  gesetzlichen  Organe  der 
Obervormundschaft.  Von  diesem  von  dem  Oberlandesgericht  in  fest- 
stehender Rechtsprechung  (vergl.  aufser  der  oben  citierten  Entscheidung 
noch  den  Beschlufs  des  O.L.G.  vom  4.  November  1898  in  ZeitscbiiÄ 
Bd.  XIX  S.  216)  festgehaltenen  Satze  abzugeben,  bieten  die  Aus- 
führungen der  Beschwerde  keinen  Anlafs. 

Das  Gesagte  findet  auch  Anwendung,  wenn,  wie  hier,  eine 
Emancipation  des  Minderjährigen  stattgeftinden  hat  Es  erscheint 
nicht  statthaft,  aus  dem  Umstände,  dafs  ein  solcher  Minderjähriger  in 
gewissen  Beziehungen,  namentlich  auch,  was  im  allgemeinen  die  Ver- 
fügung über  seine  Person  angeht  (Art  372  B.G.B.),  dem  Volljährigen 
gleichsteht,  zu  folgern,  dafs  ihm  auch  die  Beftlhigung  zu  dem  Antrage 
auf  Entlassung  aus  der  Staatsangehörigkeit  zukommen  müsse.  Vielmehr 
nötigt  die  bereits  hervorgehobene  Wichtigkeit  der  Sache  dazu,  den 
Entlassungsantrag  mindestens  auf  gleiche  Stufe  mit  denjenigen  Rechts- 
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liandlungen  za  stellen,  deren  wirksame  Vornahme  die  Zostimmong  des 
Familienrats  des  Emancipierten ,  sowie  die  gerichtliche  Bestätigung  des 
Beschlusses  des  letzteren  notwendig  macht,  nnd  demgemäfs  auf  jenen 
Antrag  die  Vorschriften  in  Art  488,  484  B.6.B.  analog  anzuwenden. 

Zur  Sache  selbst  kann  nur  der  im  angefochtenen  Beschlüsse  ent- 
haltenen Ausführung  zugestimmt  werden,  dais  der  Antrag  auf  die  Ent- 
lassung aus  dem  diesseitigen  Staatsverbande  dem  wirklichen  Interesse 
des  Minderjährigen  nicht  entspricht  Wenn  auch  der  Vatervormund 
bezw.  Pfleger  des  letzteren  abweichender  Ansicht  ist,  so  kann  dies  fllr 
die  Entscheidung  des  Grerichts  nicht  mafsgebend  sein,  da  demselben  in 
dieser  Beziehung  ein  selbständiges  Prllfungsrecht  zusteht 

Von  ausschlaggebender  Bedeutung  für  letzteres  ist  nun  der  Um^ 
stand,  da(s  der  Vater  des  Minderjährigen  nach  seinen  Verhältnissen 
recht  wohl  in  der  Lage  ist,  für  die  Erziehung  und  Ausbildung  seinea 
Kindes  selbst  zu  sorgen. 

Als  Mittelpunkt  der  Familien- .und  Vermögensinteressen  des  Minder- 
jährigen ist  deshalb  seine  bisherige  Heimat  anzusehen  und  mit  Rück- 
sicht hierauf  kann  ein  Aufgeben  seiner  deutschen  Nationalität  nicht  für 
zweckentsprechend  erachtet  werden. 

Wenn  der  Vater  es  für  gut  findet,  den  Minderjährigen  im  Ge- 
schäfte seines  Schwagers  in  New  York  ausbilden  zu  lassen,  so  steht 
der  Verwirklichung  dieser  Absicht  die  Beibehaltung  der  deutschen 
Nationalität  sicher  nicht  im  Wege.  Völlig  bedeutungslos  aber  für  die 
Entscheidung  ist  die  Erklärung,  wonach  der  letztere  dem  Minder- 
jährigen in  Aussicht  stellt,  später  sein  Nachfolger  in  dem  New  Yorker 
Geschäfte  zu  werden.  Denn  diese  Erklärung  ist  für  den  Oheim  des 
Minderjährigen  in  keiner  Weise  bindend  und  es  könnte  in  keiner 
Weise  vom  Standpunkte  der  obervormundschaftlichen  Fürsorge  sich 
rechtfertigen  lassen,  wollte  man  auf  eine  so  unsichere  Aussicht  hin  die 
bisherige  Nationalität  des  Minderjährigen  preisgeben. 

Die  Beschwerde  unterliegt  dem  Gesagten  zufolge  der  ZurUck-^ 
Weisung  mit  der  Kostenfolge  aus  §  92  Abs.  1   der  C.Pr.0. 

Alimentation  der  geschiedenen  Ehefrau. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Hamburg  vom  10.  April  1896,  Bf.  355/95. 
Mitgeteilt  von  Herrn  Oberlandesgerichtsiat  Dr.  Mittehtein  in  Hamburg. 

Aus  den  Gründen: 

Die  Parteien  haben  unbestritten  ihren  ersten  Wohnsitz  nach  Ein- 
gehung der  Ehe  in  Hamburg  gehabt  und  sich  auch  hier  dauernd  auf- 
gehalten, bis  der  Beklagte  infolge  seiner  Versetzung  auf  ein,  derzeit  in 
regelmäfsiger  Fahrt  zwischen  Stettin  und  New  York  befindliches  Schiff 
der  Hamburg  Amerikanischen  Packetfahrt  Aktiengesellschaft  für  eine 
Reihe  von  Jahren  Hamburg  verliefs  und  die  ELlägerin  mit  den  Kindern 
der  Parteien  in  Hamburg  zurUckliefs.  Der  Beklagte  ist  später  nach 
Hamburg  zurückgekehrt  und  hält  sich  dort  auf,  insoweit  sein  Beruf 
als   Schiffer   einen  Aufenthalt  am  Lande   zuläfst     Ob   diese  Rückkehr 
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des  Beidagten  nach  Hamburg  vräbrend  der  Dauer  des  von  der  EJigeEin 
gegen  ihn  bei  dem  Landgerichte  Stettin  angestrengten  Eheeehetdongi- 
prozesses  oder  erst  nach  Beendigung  dieses  Rechtsstreites  erfolgte,  er- 
scheint ^  die  Entscheidung  des  vorliegenden  Rechtsstreites  unerbeUich, 
weil  ein  Wechsel  im  Domizile  der  Ehegatten  resp.  des  EbemanneB 
während  bestehender  Ehe  und  auch  nach  Auflösung  der  Ehe  dmrch 
Scheidung  nicht  weiter  in  Betracht  kommt,  wenn  derselbe  nach  Er- 
hebung der  Ehescheidungsklage  erfolgte.  Fflr  die  Auaetaanderaetauni; 
der  güterrechtlichen  Verhältnisse  geschiedener  Ehegatten  sind,  abgeeehen 
Ton  dem  hier  nicht  vorliegenden  Falle  einer  vertragsmäfsigea  Regdong 
solcher  Auseinandersetzung,  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Ehe  durch 
Scheidung  oder  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten,  ohne  Rttcksicht 
auf  das  im  Grerichtssprengel  des  die  Ehescheidung  auasprecbeodea 
Gerichtes  geltende  Recht  die  Bestimmungen  des  am  ersten  Wolmsitie 
der  Ehegatten  nach  Eingehung  der  Ehe  in  Geltung  befindlichen  Rechtes 
mafsgebend  und  bleiben  auch  bei  einem  Wechsel  des  Domizils  mafs- 
gebend,  soweit  es  sich  um  die  Rechte  der  Ehegatten  selbst  an  dem 
Vermögen  derselben  handelt  (vergl.  H.  6.Z.  1895  B  Nr.  84  und  die 
auf  S.  49  Spalte  1  oben  der  Hamburger  Praxis  in  Civilsachen  [Auf- 
lage II]  angeführten  früheren  Entscheidungen).  Demnach  wttrde  die 
EuLägerin  einen  Anspruch  auf  Alimentierung  nach  Scheidung  der  Ehe 
der  Parteien  als  einen  sich  aus  den  vennögensrechtlichen  Beziehungen 
der  Ehegatten  zu  einander  ergebenden  Anspruch  nur  erheben  können, 
wenn  der  Ehemann  nach  dem  in  Hamburg  geltenden  Rechte  zur 
Alimentierung  seiner,  von  ihm  geschiedenen  Ehegattin  verpflichtet  wäre. 
Das  hamburgische  Recht  kennt  eine  solche  Verpflichtung  nicht,  dasselbe 
gewährt  der  geschiedenen  Ehefrau  nur  einen  Anspruch  auf  einen  ver- 
hältnismäfsigen  Teil  des  ehelichen  Samtgutes  und  lediglich  in  dem 
Falle,  dafs  eine  Realisierung  der  das  eheliche  Samtgut  bildenden  Ver- 
mögensobjekte sich  als  zeitweilig  unausftlhrbar  erweist,  bis  zur  Reali* 
sierung  des  Vermögens  und  bis  zur  Auskehrung  des  ihr  zukommenden 
Anteiles  an  dem  Ergebnisse  solcher  Realisierung  einen  Ansprueb  auf 
Alimentierung  aus  dem  ehelichen  Samtgute  (vergl.  Urteil  des  O.L.G. 
Tom  22.  März  1889  in  Sachen  Wattj  g^en  Watty.  H.  G.Ztg.  1889  B 
]^r.  89  S.  151)*  Ein  solcher  Anspruch  kommt  hier  nicht  in  Frage» 
da  nach  den  übereinstimmenden  Erklärungen  der  Parteien  ein  zwischen 
den  geschiedenen  Ehegatten  zu  teilendes  eheliches  Samtgut  nicht  vor- 
handen ist. 

Unabhängig  von  diesem  Ansprüche  der  geschiedenen  Ehefrau  anf 
Auseinandersetzung  der  gflterrechthchen  Verhältnisse  steht  aber  ak 
besondere  vermögensrechtliche  Folge  der  Ehescheidung  der  Ehe- 
frau ein  persönlicher  Anspruch  auf  Entschädigung  wegen  der  ihr  durch 
die  Scheidung  der  Ehe  erwachsenden  Nachteile  gegen  den  Ehemann 
zu,  wenn  die  Scheidung  durch  eine  Schuld  des  Ehemannes  veranlagt 
und  solche  Schuld  in  dem  die  Ehescheidung  aussprechenden  Urteile 
festgestellt  wurde.     Fttr  diese   besonderen  vermögensrechtlichen  Folgen 
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der  Ehescheidung,  welche  in  der  R^gel  mit  der  Beseichnnng  ,,Ehe- 
seheidiingsstiafen*'  belegt  werden,  kommt  aber  nicht  das  die  güterrecht- 
licfaen  Verhältnisse  der  Eb^atten  beherrschende  Recht,  sondern  das 
Recht  desjenigen  Ortes  zur  Anwendung,  welcher  für  die  Begründung 
des  ausschliefslichen  Gerichtsstandes  Air  den  Ehescheidungsprozefs 
(CPr.O.  §  568  Abs.  1)  entscheidend  war  (yergl.  Urteile  des  O.L.O. 
Yom  29.  Januar  1894  in  Sachen  Busse  gegen  Busse.  H.  Or.Ztg.  1895  B 
Nr.  84  und  vom  18.  Februar  1891  in  Sachen  Branconi  gegen  Branconl. 
H.  &Ztg.  1891  B  Nr.  87,  femer  Seufferis  Archiv  Bd.  82  Nr.  203 
und  Bd.  83  Nr.  97). 

Die  Ehe  der  Parteien  ist  durch  Urteil  des  Landgerichtes  zu  Stettin 
vom  17.  Januar  1894  geschieden,  welches  seine  Zuständigkeit  für  die 
Entscheidung  über  die  von  der  Klägerin  erhobene  Ehescheidungsklage 
auf  die  Thatsache,  dafs  der  Beklagte  nach  seiner  Trennung  von  der 
Klägerin  seinen  Wohnsitz  in  Grabow  an  der  Oder  genommen  und  dort 
zur  Zeit  der  Zustellung  der  Klage  gehabt  habe,  gegründet  und  den 
Kläger  für  den  schuldigen  Teil  erklärt  hat.  Nach  dem  in  Stettin  und 
auch  in  Grabow  geltenden  preufsischen  allgemeinen  Landrechte  Teil  n 
Titel  1  §§  783—810  ist,  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle,  die  Ehe- 
gatten nicht  in  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  des  allgemeinen 
Landreehts  leben,  der  in  dem  Scheidnngsurteile  für  den  schuldigen 
Teil  erklärte  Ehegatte  verpflichtet,  nach  Auseinandersetzung  der  gttter- 
rechtlichen  Verhältnisse  durch  Absonderung  der  jedem  der  Ehegatten 
gehörigen  Vermögensobjekte  den  unschuldigen  Teil  wegen  der  kttnfligen 
Erbfolge  abzufinden,  indem  angenommen  wird,  dafs  der  schuldige  Teil 
an  dem  Tage  des  publizierten  und  rechtskräftig  gewordenen  Scheidungs- 
urteiles gestorben  wäre,  und  besteht  die  „Abfindung"  des  Unschuldigen 
je  nachdem  die  im  §  748  benannten  groben  Vergehen  oder  minder 
schwere  Vergehungen  die  Ursache  der  Scheidung  gewesen  sind,  in  dem 
vierten  Teile  resp.  dem  sechsten  Teile  von  dem  Vermögen  des  Schuldigen ; 
es  kann  aber  die  Frau  statt  solcher  Abfindung  standesgemäfse  Ver- 
pflegung bis  an  ihren  Tod  aus  den  Mitteln  des  schuldigen  Mannes 
fordern.  Dieser  Anspruch  der  für  den  unschuldigen  Teil  erklärten 
Ehefrau  stellt  sich  als  ein  vermögensrechtlieher  Nachteil  dar,  welcher 
den  schuldigen  Ehegatten  als  Folge  der  Ehescheidung  trifit  und  auch 
im  Gebiete  des  allgemeinen  Landrechtes  als  Ehescheidongsstrafe  be- 
zeichnet wird  (vei^l.  Koeh^  Allg.  Landrecht,  8.  Aufl.  Bd.  III  S.  265  ff., 
Förster 'EceiuSj  Preufs.  Privatrecht,  6.  Aufl.  Bd.  IV  S.  112  ff.)  und 
der  Zulässigkeit  seiner  Geltendmachung  stehen  irgendwelche  Bedenken 
nicht  entgegen,  da  die  Klägerin  aulker  dem  Ansprüche  auf  standes- 
gemäfse  Verpflegung  bis  an  ihren  Tod  aus  den  Mitteln  des  Beklagten 
irgendwelche  Forderung  auf  Absonderung  oder  Herausgabe  einer  Quote 
des  ehelichen  Samtgntes  nicht  erhebt. 
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örtliches  Recht  für  Angehörige  des  Deutschen  Reichs  hei 
zwischen  ihnen  in  uncivilisierten  Ländern  geschlossenen  Verträgen. 

Urteil  des  Kammergerichts  in  Berlin  vom  16.  Oktober  1896. 

Klager  F.  hatte  seiner  Behauptung  nach  am  15.  April  1892  zu 
Ilairo  durch  mündlichen  Vertrag  an  W.  eine  damals  in  Scheim  el 
Mojeh  in  Ägypten  befindliche  Schnellfeuerkanone  ftlr  den  Pros  von 
4500  Mk.  mit  der  Abrede  verkauft,  dafs  die  Lieferung  eist  nach 
Zahlung  des  Kaufpreises  erfolgen  solle.  Nachtrflglich  wurde  vereinbart, 
dafs  die  Begleichung  der  Kau&umme  durch  Einzahlung  derselbe  bei 
der  Bankfirma  L.  Ladenburg  zu  Frankfort  a.  M.  erfolgen  dtirfe  und 
ferner,  dafs  das  Geschtltz  bis  zu  der  demnächstigen  Ab&hrt  des  Ver- 
klagten von  Suez  demselben  auf  sein  Schiff  geliefert  werden  mOse. 
Der  Verklagte  widerrief  indes  die  bereits  erlassene  Zahlungsanweismig 
unter  der  Begründung,  dafs  ihm  bei  seiner  Abreise  von  Suez  du 
Geschütz  noch  nicht  geliefert  worden  sei.  F.  wandte  dagegen  ein, 
dafs  Zahlung  vor  der  Lieferung  verabredet  worden  sei,  und  schob, 
indem  er  vorläufig  2000  Mk.  einklagte,  dem  Verklagten  darüber  den 
Eid  zu.  Das  Landgericht  erkannte  hierauf  auch  unterm  12.  Januar 
1895  dahin,  dafs,  falls  der  Verklagte  den  Eid  leiste,  die  KUge  ab- 
gewiesen, andernfalls  aber  nach  dem  Klageantrage  erkannt  werden  soll& 
In  der  Begründung  führte  der  Gerichtshof  aus,  dafs  der  von  den  Par- 
teien zu  Kairo  mtlndlich  geschlossene  Vertrag  gültig  sei,  was  auch  von 
den  Parteien  anerkannt  werde.  Bezüglich  der  Form  gelte  der  Satz: 
y^locus  regit  actum*^.  Für  Ägypten  gelten  die  Codes  Egffptiens  vom 
81.  Januar  1889  für  Rechtsgeschäfte,  welche  in  Ägypten  zwischen 
Ausländem  geschlossen  werden.  Suez  sei  der  Erfüllungsort,  und  müsse 
auch  deswegen  das  ägyptische  Fremdenrecht  zur  Anwendung  kommoi- 
Das  Kammergericht  ordnete  auf  die  Beruftmg  beider  Parteien  weitere 
Beweisaufnahme  an,  welche  allerdings  in  Bezug  auf  den  objektiven 
Thatbestand  nicht  völlig  genügende  Aufklärung  brachte.  Dagegen  bot 
ein  durch  Vermittelung  des  Justizministers  vom  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  erwirktes  und  für  weite  Kreise  bedeutungsvolles  Gnt- 
achten  in  rechtlicher  Beziehung  durchschlagende  Momente  für  den 
Senat.  Es  heifst  in  jenem  Gutachten  nämlich:  „Nach  der  Auffiissuog 
des  Herrn  Ministers  der  Auswärtigen  Angelegenheiten,  dem  ich  (der 
Justizminister)  die  Sachdarstellung  behufs  Einholung  der  gewünsditeo 
Auskunft  über  ägyptisches  Hecht  übermittelt  hatte,  lassen  sieb  die  Tor- 
gelegten  Rechtslagen  ohne  weiteres  aus  den  inländischen  Gesetzen 
beantworten.  Soweit  bekannt,  sind  beide  Parteien  Reichsangeh5rigei 
In  diesem  Falle  hätten  sie  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  v^hrend 
ihres  Aufenthalts  in  Ägypten  unter  deutscher  Konsulargerichtsbarkeit 
gestanden.  In  Ägypten  werde  die  Gerichtsbarkeit  über  Reichsange- 
hörige  von  den  kaiserlichen  Konsulaten  in  Alexandrien  und  Kairo  ns- 
geübt;  die  durch  die  Verordnungen  vom  23.  Dezember  1875  ^^ 
28.  Dezember  1880  angeführten  Einschränkungen  der  deutschen  Kon- 
sulargerichtsbarkeit   in    Ägypten    fUnden    auf   Rechtsverhältnisse  und 
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Rechtastrettigkeiten  über  bewegliche  Sachen,  wenn  beide  Teile  Reichs- 
angehörige  seien,  keine  Anwendung.  Nach  §  3  des  R.Oes.  vom 
10.  Juli  1879  sei  aber  in  betreff  des  bürgerlichen  Rechts  anzunehmen, 
dafs  in  den  Konsulargerichtsbezirken  das  preufs.  allg.  Landrecht  und 
die  das  bürgerliehe  Recht  betreffenden  allgemeinen  Gesetze  derjenigen 
prenfsischen  Landesteile  gelten,  in  denen  das  allgemeine  Landrecht 
Gesetzeskraft  habe.  Die  Rechtsquellen  zur  Beurteilung  des  vorliegenden 
Streitverhältnisses  seien  sonach  dem  Kammergericht,  soweit  der  Herr 
Minister  der  auswSrtigen  Angel^enheiten  zu  übersehen  vermöge,  ohne 
weiteres  zugänglich  und  nur  in  dem  Falle,  wenn  angenommen  werden 
darf,  dafs  der  Rechtsstreit  nicht  nach  allgemeinem  bürgerlichen  Recht, 
sondern  nach  dem  in  Handelssachen  geltenden  Recht  zu  beurteilen  sei, 
würde  es  darauf  ankommen,  über  das  im  Konsulargerichtsbezirk 
Alexandrien  oder  Kairo  geltende  Handelsgewohnheitsrecht,  das  vor  dem 
deutschen  Handelsgesetzbuch  gelte,  amtliche  Auskunft  zu  beschaffen"  etc. 
Der  Senat  war  hierauf  in  Gemäfsheit  dieses  Gutachtens  der  Ansicht, 
dafs  auf  den  vorliegenden  Fall  das  preufsische  Landrecht  anzuwenden 
sei ,  dafs  aber  nach  demselben  in  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  in 
Betracht  kommenden  Summe  eine  nur  mündliche  Abrede  nicht  rechts- 
verbindlich sei,  und  dafs  der  Vertrag  zur  Erreichung  der  Rechtsgültig- 
keit vielmehr  schriftlich  hätte  fixiert  sein  mtlssen.  Die  Vorentscheidung 
wurde  daher  mangels  der  schriftlichen  Form  des  Vertrages  aufgehoben, 
und  der  Kläger  kostenpflichtig  abgewiesen. 

Örtliches  Recht  in  JErbschaftsangelegenheiten. 

Urteil  des  Oberlandefigericbts  Colmar  vom  22.  November  1895  (Jur.  Zeitschr. 

für  Elsafs-Lothringen,  21.  Jahrg.,  S.  212). 

Der  Erblasser,  ein  Sohn  des  heutigen  Klägers  und  von  Geburt 
£lsafs- Lothringer,  hatte  sich  seiner  Zeit  ohne  Abschlufs  eines  Ehe- 
Vertrages  nach  französischem  Rechte  verheiratet.  Derselbe  wurde  im 
Jahre  1877  aus  dem  reichsländischen  Staatsverbande  entlassen,  siedelte 
nach  der  Stadt  Basel  über  und  erwarb  das  Bürgerrecht  dieses  Kantons, 
womit  das  Schweizer  Bürgerrecht  von  selbst  verbunden  ist  Im  Jahre 
1882  errichtete  der  Erblasser  in  Basel  mit  seiner  Ehefrau  ein  gemein- 
schaftliches Testament,  worin  sich  beide  gegenseitig  zu  Erben  ihres 
gesamten  Nachlasses  einsetzten.  Ein  solches  Testament  ist  nach  Baseler 
Recht  gültig,  wenn  die  Ehe  kinderlos  ist,  die  noch  lebenden  Ascen- 
denten  unter  Verzicht  auf  ihr  Erbrecht  sich  hiermit  einverstanden  er- 
klären, nnd  ebenso  der  Baseler  Regierungsrat  seine  Genehmigung  erteilt. 
Diese  Voraussetzungen  wurden  im  vorwürfigen  Falle  sämtlich  erfüllt, 
namentlich  gilt  dieses  hinsichtlich  der  Zustimmung  und  des  Erbver- 
zichtes seitens  des  Vaters  des  Erblassers,  welcher  schon  vorher  zu 
seinem  Sohn  gezogen  war,  aber  trotz  der  Verlegung  des  Wohnsitzes 
seine  Eigenschaft  als  Elsafs-Lothringer  beibehalten  hatte.  In  der  Folge 
verzog  der  Erblasser  nach  Laufen  im  Kanton  Bern,  woselbst  franzö- 
sisches Recht  gilt,    ohne  jedoch   das   bisherige  Bürgerrecht  aufzugeben 
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oder  ein  anderes  zu  erwerben,  and  ging  daselbst  im  Jahre  1891  mit 
Tod  ab.  Seine  Witwe,  welche  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  das 
gesamte  gemeinschaftliche  Vermögen  an  sich  zog,  verstarb  im  Jahre  1894 
und  wni^ie  von  ihrer  in  Stiafsbarg  lebenden  Schwester  anssclüierilich 
beerbt  Nanmehr  erhob  der  Vater  des  Erblassers  gegen  letstere  Elsge 
auf  Herausgabe  des  Nachlasses  seines  Sohnes,  welche  er  damit  be- 
gründete, dafs  im  Hinblick  auf  den  Wohnsits  des  Erblassers  mr  Zeit 
«eines  Todes  das  französische  Erbrecht,  also  auch  das  in  Art  791  und 
1180,  2  Code  öpU  erlassene  Verbot  von  Erbvertrigen  und  Erbvcr- 
zichten  hier  Anwendung  finde  und  dafs  diesen  im  Interesse  der  Öffent- 
lichen Ordnung  erlassenen  Vorschriften  gegenüber  nach  Art  8  und  6 
des  Code  cwU  abweichendes  ausländisches  Recht  unter  keinen  Dis- 
stttnden  berücksichtigt  werden  dürfe.  Die  Klage  wurde  abgewiesen 
und  die  vom  Kläger  eingelegte  Berufung  zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen: 

Da  der  EIrblasser  zur  Zeit  seines  Todes  im  Herrschaftsgebiete  des 
Code  cwü  seinen  Wohnsitz  hatte,  daselbst  sohin  nach  Art  110  da 
genannten  Gesetzbuches  sein  Nachlafs  eröfihet  worden  ist,  so  ist  lo- 
nächst  die  französische  Gesetzgebung  für  die  Vorfrage  entscheidend, 
welches  Recht  auf  den  vorwürfigen  Nachlafs  Anwendung  findet  — 
Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  XX  S.  851  flg.  —  Diese  Frage  findet, 
soweit  es  sich  um  das  im  allgemeinen  mafsgebende  Erbrecht  hsadelt, 
in  Art  8  des  Code  chü,  insbesondere  in  Abs.  8  daselbst,  keine  nn- 
mittelbare  Lösung,  da  im  vorwürfigen  Falle  weder  der  Stand  noch 
die  Rechts-  oder  Vertragsfähigkeit  des  Erblassers  oder  anderer  Be- 
teiligten in  Betracht  kommt.  Dagegen  ergiebt  sich  aus  der  ange- 
zogenen Gesetzesstelle  für  den  allgemeinen  Standpunkt  des  Gesetz- 
gebers und  die  analoge  Anwendung  des  Art.  8  jedenfisdls  soviel,  dafs 
Fragen,  welche  mit  der  rechtlichen  Persönlichkeit  des  Menschen  in 
einem  engen  Zusammenhang  stehen,  nach  dem  Personalstatut  beurteilt 
werden  sollen,  welch  letzteres  nach  unbestrittener  französisch-rechtlicher 
Auflassung  mit  der  Gesetzgebung  des  Staates  zusammenMlt,  welchem 
die  betrefiende  Person  angehört  Zu  jenen  Fragen  zählt  aber  anch 
die  der  Universal  -  Suocession ,  da  das  Vermögen  sJs  Ganzes  betrschtet, 
keinen  örtlichen  Sitz  hat,  sich  vielmehr  in  der  Person  des  Inhabers 
konzentriert  und  die  Erbfolge  eine  Fortsetzung  der  rechtlichen  Persön- 
lichkeit darstellt  —  Vergl.  Zodunriä-Dreyer  Bd.  I  S.  80,  Zadumä- 
Crome  Bd.  I  S.  808  lit  a  und  811  lit  e,  femer  §  2261  des  Ent- 
würfe n.  Lesung  zum  neuen  B.G.B.  —  Ob  nach  Art  8  Abs.  2  des 
Code  civU  eine  Ausnahme  insoweit  eintritt,  als  sich  Liegenschaften  io 
Nachlasse  vorfinden,  kommt  hier  nicht  in  Frage,  weil  die  erahnte 
Voraussetzung  nicht  vorliegt  Es  ist  daher  zunächst  in  dieser  ersten 
Richtung  die  Berufung  unbegründet,  wobei  noch  bemerkt  werden  inig, 
dafs  das  Urteil  des  Reichsgerichts  in  Bd.  XIV  S.  184  der  Entschei- 
dungen in  Anwendung  des  gemeinen  Rechtes  ergangen  ist,  sowie  da& 
die  in  Bd.  XZ  S.  851  und  Bd.  XXV  S.  848  veröffentlichten  Urtetie 
die  vorwürfige  Frage  für    das  Herrschaftsgebiet  des   Code  cwü  nicht 
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entscheiden.  Aher  aach  der  Hinweis  anf  die  den  Art  791  nnd  1180 
Abs.  2  des  Code  civü  innewohnende  Natur  einer  Zwangsvoncbrift  kann 
nicht  für  durchschlagend  erachtet  werden.  Dafs  Art.  3  Abs.  1  des 
Code  cwilf  woselbst  nur  von  Polizei-  und  Sicherheitsgesetzen  die  Rede 
ist,  hier  zutreffe,  hat  Kläger  selbst  nicht  behauptet,  und  genfigt  es,  in 
dieser  Beziehung  auf  ßd.  XII  8.  311  der  Entsch.  des  Reichsgerichts 
zu  verweisen.  Aber  auch  Abs.  3  des  Art  8  steht  nicht  in  Frage,  da 
es  sieh  hier,  wie  bereits  angedeutet,  nicht  um  die  persönliche  Fühigkeit 
des  Erblassers  oder  des  Klägers  zur  Erklärung  oder  Annahme  eines 
Versichtes  auf  den  künftigen  Nachlafs,  sowie  zur  Errichtung  eines 
gemeinschaftlichen  Testamentes,  sondern  um  die  für  das  ganze  Gebiet 
des  Code  civil  ausgesprochene  Ungültigkeit  dieser  Rechtsgeschäfte  handelt. 
Es  ist  daher  ohne  Bedeutung,  dafs  Kläger  im  Jahre  1882  Elsafs- 
Lothringer  war  und  noch  ist,  weil,  wie  bereits  erörtert^  das  Personal- 
statut des  Erblassers  zur  Zeit  seines  Todes,  also  das  Baseler  Recht, 
entscheidet. 

Hinsichtlich  des  Erblassers  steht  zudem  nunmehr  fest,  dafs  derselbe 
auch  zur  Zeit  des  Erbverzichtes  und  des  gemeinschaftlichen  Testamentes 
ausschliefslich  Baseler  Elantonsbtli^er  war. 

Was  sodann  den  Art  6  des  Code  civü  betrifft,  so  ist  daselbst 
nach  Wortlaut  und  Stellung  gar  nicht  von  der  in  Art.  3  behandelten 
Anwendung  des  örtlichen  Rechtes,  sondern  nur  davon  die  Rede,  dafs 
Gesetze,  welche  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und 
der  guten  Sitten  bezwecken,  nicht  durch  Privatverträge  in  ihrer  Wir- 
kung beeinträchtigt  werden  können.  Es  hat  also,  da  man  Gesetze, 
welche  gar  nicht  zur  Anwendung  kommen,  auch  nicht  durch  Verträge 
umgehen  kann,  die  Bestimmung  in  Art  6  wenigstens  nach  ihrem 
Wortlaute  nur  dann  Bedeutung,  wenn  es  sich  um  ein  im  allgemeinen 
nach  der  französischen  Gesetzgebung  zu  beurteilendes  Rechsverhältnis 
handelt,  was,  wie  gezeigt,  hier  nicht  zntrifit.  In  diesem  Sinne  legen 
auch  die  französischen  Schri^teller,  z.  B.  Äubry  und  Bau  Bd.  I  S.  81 
Note  5,  Laurent  Bd.  I  S.  82  ff.,  vielfach  den  Art  6  aus,  während  sie 
allerdings  der  Bestimmung  in  Art  3  Abs.  1  eine  gröfsere  Tragweite 
einräumen.  Will  man  aber  aus  Art.  6  weitergehende  Folgerungen 
ziehen  und  dieser  Gesetzesstelle  einen  Einflufs  auf  die  Frage  der 
Berücksichtigung  fremden  Rechtes  zugestehen,  so  ist  doch  im  Zweifel 
nicht  anzunehmen,  dafs  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  auch  die 
hier  in  Frage  stehenden  Art.  791  und  1130  Abs.  2  zu  jenen  Vor- 
schriften zählen  sollten,  welchen  gegenüber  abweichende  Bestimmungen 
des  fremden  Rechtes  unter  keinen  Umständen  in  Betracht  kommen 
dürfen.  Namentlich  kann  es  nicht  gentigen,  dafs  für  die  Erlassung 
dieser  Vorschriften  auch  öffentlichrechtliche  Erwägungen  mafsgebend 
waren,  da  dieses  auf  dem  Gkbiete  des  Erbrechts,  auf  welchem  Be- 
stimmungen privatrechtlicher  und  Rücksichten  öffentlichrechtlicher  Natur 
fortwährend  in  einander  greifen,  durchgängig  der  Fall  ist  Zudem  hat 
der  Staat  im  allgemeinen  gar  kein  Interesse  daran,  fremden  Rechts- 
gebieten  gegenüber  Erbverträgen  und  Erbverzichten,  welche  nach   der 
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dortigen  Gesetzgebung  gttltig  sind,  die  Anerkennung  zu  versagen.  Auch 
würde  die  strengere  Auflkssnng  zu  der  Konsequenz  führen,  dafe  man 
ausländisches  Erbrecht  gar  nicht  berücksichtigen  dürfte,  oder  doch  in 
zahlreichen  Fällen  auf  eine  einheitliche  Regelung  des  Nachlasses  Ter* 
ziehten  mttfste ,  obwohl  diese ,  wie  auch  das  -Reichsgericht  in  seinem 
Bd.  XX  S.  351 --853  der  Entsch.  veröffentlichten  Urteile  ausdrücklich 
betont,  unumgänglich  notwendig  ist  Bemerkt  mag  noch  werdea,  dafi 
die  römischrechtliche  Auffassung,  ab  ob  Vertrilge  über  den  künftigen 
Nachlafs  eines  Lebenden  unsittlich  seien,  im  Code  civil  selbst  keinen 
Ausdruck  gefunden  hat,  und  dafs  gegen  diese  Annahme  insbesondere 
der  Umstand  spricht,  dafs  schon  beim  Inkrafttreten  des  Code  elvil  die 
Erbverträge  und  Erbverzichte  in  einer  Reihe  von  Staaten  teils ,  wie 
namentlich  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechtes,  gewohnheitsrechtlich, 
teils  im  Wege  der  Gesetzgebung  zugelassen  waren.  VergL  auch 
V.  Bafy  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechtes,  Bd.  II 
S.  311,  318—329,  334  und  840;  ferner  dessen  Lehrbuch  §  6  S.  24 
und  §  1017  und  2211  des  Entw.  zum  neuen  B.G.B.  II.  Lesung, 
sowie  die  Motive  zu  §  2219  der  I.  Lesung  Bd.  V  S.  471.  Dafs  die 
Bestimmung  in  Art  968  des  B.G.B.  ftlr  die  vorwürfige  Frage  ohne 
Bedeutung  ist,  ergiebt  sich  des  weiteren  aus  dem  vom  ersten  Richter 
angezogenen  reichsgerichtlichen  Urteile.  —  Jur.  Zeitschr.  Bd.  XIX 
S.  371.  —  Hiemach  rechtfertigt  sich  die  Zurückweisung  der  Bemfiuig. 

Ausländischer  Gläubiger  als  Änfechtungskläger. 
Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  25.  Oktober  1895. 

Gründe:  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Anfechtungsklage 
nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1879  als  eine  Httlftklage 
zur  Durchführung  der  Zwangsvollstreckung  oder  als  eine  Deliktsklage 
aufzufassen  ist,  da  diese  Frage  nur  für  den  Gerichtsstand,  in  welchem 
die  Anfechtungsklage  erhoben  werden  mufs,  von  Bedeutung  ist  Gegen- 
wärtig handelt  es  sich  um  die  hiervon  völlig  verschiedene  Frage,  ob 
der  anslttndische  Gläubiger  befugt  ist,  eine  von  einem  ausländischen 
Schuldner  im  Inlande  vorgenommene  Rechtshandlung  zum  Zwecke  der 
Durchführung  der  Zwangsvollstreckung  im  Inlande  anzufechten. 

§  2  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1879  gewährt  ganz  allgemein 
jedem  Gläubiger,  welcher  einen  vollstreckbaren  Schuldtitel  erlangt  hat 
und  dessen  Forderung  fällig  ist,  die  Anfechtungsbefugnis,  insofern  die 
Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  des  Schuldners  zu  einer  voll- 
ständigen  Befriedigung  des  Gläubigers  nicht  geführt  hat  oder  anzu- 
nehmen  ist,  dafs  sie  zu  einer  solchen  nicht  führen  werde.  Voraus- 
Setzung  der  Anfechtungsbefugnis  ist  sonach  lediglich  das  Vorhandensein 
eines  nach  deutschem  Rechte  vollstreckbaren  Titels  und  die  Frucht- 
losigkeit bezw.  voraussichtliche  Fruchtlosigkeit  einer  Zwangsvollstreckung. 
Beim  Vorhandensein  dieser  Vorbedingungen  ist  jeder  Gläubiger,  der 
ausländische  sowohl  wie  der  inländische,  zur  Erhebung  der  Anfiechtnngi- 
klage  berechtigt 
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Für  die  Frage  der  ZuUiasigkeit  der  deutschrechtlichen  Anfechtangs- 
klage  ist  es  anerhehlich,  oh  der  ausländische  Gläubiger  nach  dem 
Rechte  seines  Heimatsstaates  gegen  seinen  in  seinem  Heimatsstaate 
wohnenden  Schuldner  zwecks  Befriedigung  für  eine  in  seinem  Heimats- 
staate entstandene  Forderung  nicht  in  der  Lage  ist,  eine  An^htungs- 
klage  zu  erheben.  Sobald  er  für  diese  seine  Forderung  einen  nach 
deutschem  Rechte  vollstreckbaren  Titel  erlangt  hat,  ist  er  auf  Grund 
dieses  Titels  nicht  nur  zur  Durchführung  der  Zwangsvollstreckung  im 
Inlande,  sondern  auch  zur  Beseitigung  eines  dieser  Durchführung  ent- 
gegenstehenden  Hindernisses  im  Wege  der  Anfechtungsklage  berechtigt, 
insofern  die  Voraussetzungen  derselben  vorhanden  sind.  Denn  für  die 
Beurteilung  der  Rechte  des  Ausländers  ist  nicht  die  im  Auslande  ent- 
standene Forderung,  sondern  lediglich  der  für  diese  Forderung  im  In- 
lande erlangte  Titel  mafsgebend.  Ebensowenig  wie  die  Wirksamkeit 
einer  von  einem  Ausländer  auf  Grund  eines  nach  deutschem  Rechte 
vollstreckbaren  Titels  im  Inlande  vorgenommenen  Zwangsvollstreckungs- 
handlung durch  entgegengesetzte  Bestimmungen  des  im  Heimatsstaate 
des  Ausländers  geltenden  Rechts  beeinträchtigt  wird,  kann  die  nach 
deutschem  Rechte  zulässige  Anfldchtungsbefugnis  des  ausländischen 
Gläubigers  durch  abweichende,  in  seinem  Heimatsstaate  geltende  Vor- 
schriften in  Frage  gestellt  werden.  Ob  daher  der  Kläger  und  dessen 
Schuldner  Nikolaus  Mohr  trotz  Verlegung  ihres  Wohnsitzes  in  das 
Ausland  noch  Inländer  geblieben  sind,  ist  für  die  Zulässigkeit  der  An- 
fechtungsklage unerheblich.  In  Frage  kommt  daher  nur,  ob  deren 
Voraussetzungen  vorliegen.  (Folgen  thatsäehliche  Ausführungen,  welche 
letzteres  bejahen.)  JKf. 

Ausländiscker  Schiedsspruch.    VoUstreckbarerTäa/rung.    Klage  aus 

dem  Schiedsspruch. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  19.  Dezember  1895  (Jur.  Zeitschr, 

für  Msafs-Lothringen,  21.  Jahrg.  S.  223). 

Zwischen  den  Parteien  war  vereinbart  worden,  dafs  Klägerin  dem 
Beklagten  sieben  Waggons  Hafer  zu  Frcs.  15,375  die  100  kg  nach 
Probe  in  Antwerpen  lieferbar  und  zahlbar  daselbst  nach  einem  Monat 
zu  liefern  habe.  Nachdem  die  Sendung  erfolgt  war,  deren  Gesamtpreis 
Mk.  8785,39  beträgt,  stellte  der  Beklagte  die  Ware  wegen  schlechter 
Qualität  zur  Verfügung,  worauf  Klägerin  den  Streit  vor  die  Chambre 
ofbüraie  et  de  eondliation  pour  grains  et  graines  d^Afwers  brachte, 
die  den  Beklagten  auch  zur  Zahlung  des  Kaufpreises  bezw.  der  Diffe- 
renz zwischen  letzterm  und  dem  erzielten  Preise  eines  freihändigen 
Verkaufs  verurteilte.  Da  Beklagter  die  Zahlung  verweigerte,  abgesehen 
von  einer  erfolgten  Abschlagzahlung  in  Höhe  von  Mk.  3708,45,  so 
erhob  Klägerin  Klage  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  des  Schiedsurteils, 
eventuell  auf  Zahlung  des  nach  dem  Inhalt  des  letzteren  ihm  zu- 
kommenden Betrags  von  Mk.  1814,50.  Durch  Urteil  des  Landgerichts 
Metz  vom  9.  Juli  1895  wurde  zwar  der  Antrag  auf  VoUstreckbarkeits- 
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erklKmng  des  Schiedsurteils  abgewieseii,  dagegen  Beklagter  sor  Zahlnog 
▼on  Mk.  1165,86  mit  Zinsen  yemrteilt  Zu  dieser  Venirteiliuig  ge- 
langte das  Gericht  haaptsXchlich  in  der  ErwVgnng,  dafs,  wenn  aach 
wegen  Mangels  der  prozessualen  Vorauasetsongen  kein  vollstreckbarer 
oder  als  vollstreckbar  za  erklMrender,  doch  ein  gtlltiger  Schiedsspruch 
vorliege,  dessen  Inhalt  einklagbar  sei,  ohne  dafs  in  die  materidle 
Würdigung  des  Anspruchs  und  der  hierg^en  geltend  gemachten  £iD- 
Wendungen  eingetreten  werden  müsse. 

Die  Berufung  des  Beklagten  wurde  zurückgewiesen. 

Aus   den   Gründen:     Nachdem   die  Entscheidung,    welche  die 
Vollstreckbarkeitserklärung  des   in  Rede  stehenden  Schiedsspruchs  der 
Chaimbre  arbUrale  et  de  concäiation  pour  grains  et  grame$  d^Afwm 
abgelehnt  hat,  in  Rechtskraft  erwachsen  ist,   handelt  es  sich  heute  nur 
noch  um  die  beiden  Fragen,  ob  die  EJage  aus  dem  Schiedsspruch  oder 
die  Klage   aus    der  Lieferung  selbst    begründet   ist   oder    nicht    Die 
Auflassung,  dafs  aus  einem  ausländischen  Schiedssprüche  die  JudikitB- 
klage    gegeben    sei,    wurde    nicht    nur   vom    Reichsoberhandelsgericht 
geteilt,   das  diese  Verwertung  eines  auf  Grund   privater  Dispositionen 
ergangenen   schiedsrichterlichen  Ausspruchs  vor  inländischen  Oenchteo 
als  einen  Notbehelf  bezeichnet,  sondern  wurde  auch  in  einer  konstanten 
Rechtsprechung   vom    Reichsgericht   aus    Gründen    des   internationalen 
Privatrechts    aufrecht   erhalten.      Allerdings    entbehren    die    hieig^ges 
geltend  gemachten  Bedenken  nicht  emsthaiter  Gründe,  die  auch  durch 
die  ihnen  (Bd«  80   S.  870   Entsch.)  zu  teil  gewordene  Widerlegoo^ 
nicht  vollständig  beseitigt  worden  sind.     Denn  wenn  auch  das  Wesen 
und  die  Form  eines  Schiedsspruchs   nach   ausländischem  Recht  zu  be- 
urteilen  ist,    so   bestimmt  sich   doch   die  Art   und  Weise,    wie  einer 
solchen  Sentenz  die  Ausführung  gesichert  wird,  einzig  nach  der  Geseti- 
gebung  des  Landes,  das  seine  staatliche  Macht  dem  Vollzuge  gevrShreQ 
solle.     Dieser  Satz  gilt  aber  nicht  blofs   für  die  Möglichkeit  einer  un- 
mittelbaren Vollstreckung  durch   die   Erklärung  der  Vollstreckbaikeit, 
wie  dies  auch  vom  Reichsgerichte  anerkannt  wird ,  sondern  ebenso  für 
die  Ermöglichung  der  Vollstreckung  mittels  der  Jndikatsklage,  da  von 
beherrschenden  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  dann  nicht 
wohl  die  Rede  sein  kann,   wenn  das  nationale  Recht  ftlr  den  Vollxog 
des  Schiedsspruchs   Oberhaupt  besondere   Bestimmungen   getroffen  hat. 
Dem  Satze,  dafs  ein  Weg  gegeben  sein  müsse,  um  dem  Vertmgswiliai 
der  Parteien ,   der  in  einem  nach  dem  Rechte  des  Auslandes  gültig  ^ 
Stande   gekommenen  Schiedssprüche   niedergelegt  sei,  auch  im  Inland« 
Geltung  zu  verschaffen,  begegnet  der  Einwand,  dafs  es  Gründe  öffeot- 
lichen  Interesses    waren,    die   der  Verwirklichung  des  SchiedssprucbSt 
der  bei  aller  sonstigen  Verschiedenheit  immerhin   und  gerade  bei  der 
Vollstreckung   eine   gewisse    Wesensgleichheit    mit    dem    geriehtlicheo 
Urteile    hat,    einen    bestimmten  Weg  verzeichnet   haben.     Dem  inHo- 
dischen   Schiedssprüche,   bei  dessen  Ab&ssung  zwar  die  Voischriftea 
der  Civilprozefsordnung  beobachtet  worden  sind,  dem  aber  die  Bonatigen 
Vorbedinguogen  zur  Vollstreckbarkeitserklärung  fehlen,  steht  deshalb 
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kein  Ansprach  aof  Verwirklichnng  zu,  aach  nicht  die  Klage  auf  Zn- 
erkennung  des  Inhalts  des  Schiedsspruchs,  obwohl  hierin  sich  der 
Vertragswille  zweifellos  ebenso  geäufisert  hat,  wie  bei  dem  im  Auslande 
erfolgten  Schiedssprüche.  Der  Einwand  ist  deshalb  nicht  yon  der 
Hand  zu  weisen,  dafs  die  Kechtsprechung  des  Reichsgerichts  eine 
differenzierte  Behandlung  der  in-  und  ausländischen  Schiedsurteile  und 
zwar  zu  Ungunsten  der  ersteren  im  Gefolge  hat,  denn  es  kann,  wie 
oben  bemerkt,  nicht  zugegeben  werden,  dafs  der  Zweck  der  vorliegenden 
Judikatsklage  aufserhalb  des  Bereiches  liege,  auf  welchen  sich  die 
Vorschriften  der  Civilprozefsordnung  beziehen. 

Indessen  braucht  auf  diese  Frage  hier  nicht  näher  eingegangen  zu 

werden,   da  auch   die  Urteile   des  Reichsgerichts   die  Zulässigkeit   der 

Klage  auf  Erfüllung  des  Schiedsvertrags  an  die  Voraussetzung  knüpfen, 

•  dafs  der  letztere  nach  dem  Rechte  des  Ortes,  an  dem  er  abgeschlossen 

worden  ist,  rechtsgültig  ist 

Dem  vorliegenden  Schiedsverträge  und  demnach  auch  dem  auf 
Grund  desselben  ergangenen  Sprache  kann  aber  diese  Gültigkeit  mangels 
Beobachtung  der  in  Art.  1006  des  in  Antwerpen  geltenden  code  de 
jproe,  enthaltenen  Vorschrift,  wonach  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  die 
gewählten  Schiedsrichter  namentlich  bezeichnet  werden  müssen,  nicht 
zuerkannt  werden.  Allerdings  ist  diese  Nichtigkeit  keine  absolute,  eine 
nachträgliche  Heilung  derselben  seitens  des  Beklagten  kann  aber  weder 
in  seinem  Vertagungsantrage  noch  in  seiner  an  den  Präsidenten  des 
Schiedsgerichts  gerichteten  Bitte  gesehen  werden,  seinen  Prozefs  gewissen- 
haft zu  entscheiden.  Hierzu  wäre  notwendig  gewesen,  dafs  ihm  damals 
die  Namen  der  Schiedsrichter  auch  wirklich  bekannt  waren.  Wenn 
das  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  5.  November  1881  (Bd.  5  S.  899) 
gerade  in  Bezug  auf  die  hier  in  Betracht  kommende  schiedsrichterliche 
Kammer  zu  Antwerpen  zu  einem  anderen  Ergebnisse  kommt,  so  rtLhrt 
dies  daher,  dafs  dabei  diese  Frage  nur  vom  Standpunkte  des  einhei- 
mischen Rechts  zu  prtlfen  war. 

Ist  nun  auch  das  ELlagebegehren ,  soweit  es  sich  blofs  auf  den 
Inhalt  des  Schiedsspruchs  stützt,  nicht  begründet,  so  ist  doch  die 
Berafung,  und  zwar  aus  sachlichen  Gründen,  abzuweisen. 

All^ings  sind  die  Kläger  für  die  von  ihnen  behauptete  Probe* 
mäfsigkeit  der  gelieferten  Ware  beweispflichtig.  Dieser  Beweis  mufs 
aber  schon  jetzt  als  erbracht  angesehen  werden.  Es  steht  fest,  dafs 
die  versiegelten  Muster  von  Probe  und  Ware  sich  in  den  Händen  des 
Maklers  lAuweis  befanden,  der  dieselben  zur  Prüfung  und  Vergleichung 
den  Mitgliedern  der  Chambre  arhUräle  zu  Antwerpen  vorlegte.  Wenn 
nun  auch  deren  in  bejahendem  Sinne  ergangenem  Urteil  Über  die 
Probemäfsigkeit  der  Ware  nicht  die  Bedeutung  eines  Schiedsspruchs 
beizulegen  ist,  so  darf  es  aber  sehr  wohl  den  Wert  eines  von  zustän- 
diger Seite  abgegebenen  Gutachtens  fllr  sich  in  Anspruch  nehmen,  wobei 
noch  darauf  hingewiesen  werden  mag,  dafs  der  Beklagte  selbst,  der 
die   in  seinen  Händen   befindlichen   beiden  Muster   der  Schiedskammer 
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▼orlegte,  auf  deren  AnfiPordenmg  sich  an  der  vorznnefamenden  fixpeitise 
za  beteiligen,  sich  damit  einverstanden  erklttrt  hat,  dafs  in  seiner  Ab- 
wesenheit die  Prttfnng  erfolgen  und  das  Urteil  über  die  Probemäfsigkeit 
abgegeben  werden  sollte.  — 


B.    Strafirecht.  —  Strat^rozefls. 

Ist  sswr  Verurteilung  eines  Ausgelieferten  die  Feststellung  erforder- 
lich, dafs  seine  im  Deutschen  Reiche  begonnene  ThcU  nach  dm 
Sackte  des  ausliefernden  Stades  den  Thatbestand  derjenigen  straf- 
baren Handlung  erfülle ,  wegen  deren  er  ausgeliefert  worden  ist? 

Urteil   des  BeichsgerichtB  (IV.  StrafiBenat)  yom  18.  September  1896,  Rep. 
8271/96  (EntBch.  d.  KG.  in  Strafs.  Bd.  29  S.  63). 

Der  Angeklagte  G.  war  unter  der  Anschuldigung  yerfolgt  worden, 
im  Landgericbtsbezirke  Oppeln  vorsätzlich  ein  zur  Wohnung  von  Men- 
schen dienendes  Gebäude  durch  Gebrauch  von  Pulver  oder  anderen 
explodierenden  Stoffen  teilweise  zerstört,  und  durch  dieselbe  Handlung 
zugleich  einen  Mordversuch  gegen  einen  Bewohner  dieses  Greblades 
begangen  zu  haben. 

Von  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  wurde  gemäfii  Art  1 
des  zwischen  Preufsen  und  diesen  bestehenden  Ausliefemngsvertnges 
vom  16.  Juni  1852  seine  Auslieferung  „nur  wegen  Brandstiftoxig 
(arson)'*  bewilligt  und  dementsprechend  auch  nur  das  Hauptverfiüiren 
eröffnet. 

In  der  Hauptverhandlung  behauptete  der  Verteidiger,  dafs  die 
Anklagethat  nach  dem  Rechte  der  Vereinigten  Staaten  nicht  unter  den 
Begriff  ^arson*^  falle,  und  beantragte  deshalb  Einstellung  des  Ver&breos, 
eventuell  Abhörung  von  Sachverständigen  über  seine  Behauptung.  Beide 
Anträge  wurden  abgelehnt. 

Die  Revisionsbeschwerde,  dafs  diese  Ablehnung  das  formelle  and 
materielle  Recht  verletze,  wurde  vom  Reichsgerichte  in  letzterer  Hin- 
sicht zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen: 

Der  Angeklagte  ist  von  den  Geschworenen  der  Brandstifbmg  im 
Sinne  des  §  806  Ziff.  2  verglichen  mit  §  311  dce  Str.G.B.s  schuldig 
gesprochen.  Nicht  nur  in  Ansehung  der  thatsächlichen  Momente  der 
strafbaren  Handlung,  sondern  auch  in  Rücksicht  der  rechtlichen  Qosli* 
fikation  deckt  sich  der  Inhalt  der  an  die  Geschworenen  gerichteten 
Frage  in  allen  Einzelheiten  mit  der  Anschuldigung  der  Brandstiftaogi 
welche  dem  Auslieferungsantrage  zu  Grunde  lag.  Was  dem  gegenüber 
die  Aus^hrung  der  Revision  bezwecken  soll,  der  Thatbestand  könne 
als  Mordversuch  qualifiziert  werden,  ist  unverständlich.  Diese  Qoali* 
fikation  ist  eben  dem  Verbrechen,  im  völligen  Einklänge  mit  der  Ans- 
lieferungsbedingung,  nicht  gegeben  worden.  Fand  aber,  wie  geschehen, 
der  in  die  Frage  aufgenommene  Thatbestand  Bejahung,    so  war  damit 
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die  Verartailang  des  Angeklagten  geboten,  ohne  dafs  sich  das  Schwnr- 
gericfat  noch  mit  der  Frage  zn  befassen  hatte,  ob  auch  der  Thatbestand 
des  Verbrechens  „arsofi**  nach  dem  Rechte  der  Vereinigten  Staaten 
nachgewiesen  sei.  Eine  Voraussetzung  für  die  Auslieferung  des  An- 
geklagten mochte  es  nach  dem  mafsgebenden  Auslieferungsverträge 
bilden,  dafs  die  That  unter  den  Rechtsbegriff  eines  derjenigen  Ver- 
brechen falle,  wegen  deren  yertragsmftfsig  die  Auslieferung  stattfand. 
Lieferten  aber  die  Vereinigten  Staaten  den  Angeklagten  aus,  so 
wurde  damit  diese  Frage  im  bejahenden  Sinne  entschieden,  und  zwar 
von  autoritativer  Stelle.  Und  diese  Entscheidung,  dafs  die  Voraus- 
setzungen der  Auslieferung  gegeben  seien,  ist,  wie  die  Vorinstanz  zu- 
treffend hervorbebt,  jetzt  unanfechtbar;  das  Verbalten  der  bei  der 
Auslieferung  beteiligten  Regierungen  unterliegt  keiner  gerichtlichen 
Kritik,  die  Legalität  und  Vertragsmäfsigkeit  der  erfolgten  Auslieferung 
ist  einer  Nachprüfung  in  dem  gegen  den  Angeklagten  stattfindenden 
stra%erichtlichen  Verfahren  nicht  unterworfen.  Nur  eine  Anfechtung 
dieser  Legalität  bedeutet  es  sachlich,  wenn  die  Revision  trotz  ihrer 
eigenen  Einräumung,  die  Auslieferung  sei  wegen  ^arson"^  erfolgt,  jetzt 
behaupten  will,  die  begangene  That  fiille  nicht  unter  den  Begriff 
„orsoft**.  Zu  einer  Erörterung  der  rechtlichen  Qualifikation  der  That 
nach  amerikanischem  Recbte  konnte  das  erkennende  Gericht  erst  dann 
berufen  erscheinen,  wenn  die  That  nach  dem  Ergebnisse  der  Haupt- 
verfaandlung  eine  Oestalt  angenommen  hatte,  welche  von  der  dem 
Auslieferungsantrage  und  der  Auslieferungsbewilligung  zu  Orunde 
liegenden  abwich. 

Darf  in  dem  Strafverfahren  gegbn  einen  aus  Italien  Ausgelieferten 
die  Legalität  des  hei  der  Auslieferung  beobachteten  Verfahrens 
einer  Nachprüfung  seitens  des  Gerichtes  unterzogen  werden? 
Ausl.  Vertr.  zwischen  Deutschland  und  Italien  vom  31.  Oktober  1871 

Artikel  1, 

Urteil  des  Reichsgerichts  (U.  Strafsenat)  vom  26.  Juni  1896  (Entsch.  d.  R.a.s 

m  Strafe.  Bd.  29  S.  22). 

Aus  den  Grflnden: 

Durch  das  angefochtene  Urteil  ist  der  Angeklagte  der  Urkunden- 
fiüschung  in  einheitlichem  Zusammentreffen  mit  Betrug  nach  Mafsgabe 
der  §§  267,  268  Ziff.  1,  263,  78  des  Str.G.B.s  schuldig  erkannt  und 
unter  Anwendung  des  §  268  Ziff.  1  zur  Strafe  verurteilt  worden.  Die 
Verurteilung  erfolgte,  nachdem  der  Angeklagte  aus  Italien  auf  Grund 
des  Ausl. Vertr.  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Italien  vom 
81.  Oktober  1871  (R.G.B1.  S.  446)  ausgeliefert  worden  war.  Seine 
<aaf  formelle  und  materielle  Beschwerde  gestützte  Revision  rilgt  ins- 
besondere, dafs  die  Strafverfolgung  UDZulässig  gewesen  sei,  und  dafs 
die  Verurteilung  wegen  Betruges  auf  Rechtsirrtum  beruhe,  ist  jedoch 
nicht  begründet  Der  Angeklagte  ist  ausgeliefert  worden,  nachdem 
von  dem  preufsischen  Minister   der  Auswärtigen  Angelegenheiten  seine 

9* 


132  Rechtsprechung:  Deutschland. 

Auslieferung  bei  der  königlich  italienischen  Regierung  unter  Über- 
mittelung eines  von  dem  Untersuchungsrichter  bei  dem  Instanzgehchte 
am  2.  Oktober  1895  erlassenen  Haftbefehles  wegen  UrkundenfiilBchiuig 
und  Betruges,  sowie  spttter  unter  Mitteilung  eines  von  demselben  Richter 
am  30.  November  1895  erlassenen  Haftbefehles  auch  wegen  Beihülfe 
zur  Abtreibung  der  Leibesfrucht  und  wegen  Unterschlagung  beantragt 
und  von  der  ersuchten  Regierung  wegen  der  sämtlichen  in  den  beiden 
Haftbefehlen  aufgeführten  Verbrechen  und  Vergehen  bewilligt  worden 
war.  Die  Revision  sucht  darzulegen,  dafs  bei  der  Auslieferung  Rechts- 
normen sowohl  des  allgemeinen  Völkerrechts,  als  des  erwähnten  Aos- 
lieferungsvertrages  verletzt  worden  seien,  und  macht  unter  Wieder- 
holung verschiedener,  schon  in  der  ersten  Instanz  vorgebrachter  and 
damals  unter  Beweis  gestellter  Behauptungen  insbesondere  geltend: 

1.  dafs  der  eingeklagte  nicht  freiwillig,  sondern  nur  deshalb  in 
die  Gewalt  der  italienischen  Behörden  gelangt  sei,  weil  er  von  der 
griechiBchen  Polizeibehörde  von  Athen,  seinem  Aufenthaltsorte,  ans 
zwangsweise  auf  ein  nach  Brindisi  gehendes  Schiff  gebracht  und  dort 
von  dem  ihn  b^leitenden  deutschen  Kriminalkommissar  W.  der  italie- 
nischen Behörde  übergeben  worden  sei; 

2.  dafs  ein  gtlltiger  Auslieferungsantrag  nicht  vorgelegen  habe, 
weil  beide  Anträge  der  königlich  italienischen  Regierung  zugegangen 
seien,  als  der  Angeklagte  sich  nicht  in  Italien  befunden  habe; 

3.  dafs  überdies  die  Bewilligung  der  Auslieferung  auch  insofen 
unter  Verletzung  bindender  Vorschriften  erfolgt  sei,  weil  dem  Verbogen 
des  Angeklagten  nach  Bestellung  eines  Verteidigers  nicht  entsprochen 
worden  sei. 

Alle  diese  Behauptungen  sind  bereits  von  dem  Instanzgericbte, 
unter  Ablehnung  der  gestellton  Beweisanträge,  fllr  unerheblich  erachtet 
worden ,  und  zwar  aus  Gründen ,  denen  im  Ergebnisse  beizn- 
stimmen  ist. 

Durch  die  von  dem  Angeklagten  erhobenen  Einwendungen  wiid 
die  Unzulässigkeit  der  Strafverfolgung  nicht  deshalb  behauptet,  weil 
diese  eine  That  zum  Gegenstande  habe,  welche  in  dem  Auslieferaogs- 
vertrage  nicht  voigesehen  sei,  oder  deren  Verfolgung  den  an  die  Aus- 
lieferung geknüpften  Bedingungen  widerspreche.  Es  wird  vielmehr  die 
Legalität  der  Auslieferung  selbst  von  ihm  bestritten.  Dies  ist  jedoch 
unstatthaft.  Der  Auslieferungsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  Italien  ist  zwischen  den  beiderseitigen  Regierungen  geschlossen 
und  die  Auslieferung  erfolgt  nach  Inhalt  desselben  von  Regierung  kQ 
Regierung.  Ob  die  Voraussetzungen  der  Auslieferung  vorhanden  seieoi 
ob  ein  dem  Vertrage  entsprechendes  Ersuchen  vorliege,  und  welche 
Verfahren  bei  der  Prüfung  des  Ersuchens,  sowie  bei  der  Entscheidoog 
über  dasselbe  einzuhalten  sei,  ist  lediglich  Sache  der  ersuchten  B^ 
gierung.  Dem  nach  Bewilligung  des  Ersuchens  über  den  Ausgeliefeiten 
urteilenden  Gerichte  steht  eine  Nachprüfung  in  diesen  BeziehongCQ 
nicht  zu  und  daher  kann  das  bei  der  Auslieferung  beobachtete  Ver- 
fahren  von    dem  Ausgelieferten   nicht   zum  Gegenstände   von  Antrigen 
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oder  Beechwerden  gemacht  werden.  Hierdurch  erledigen  sich  die  oben- 
erwähnten Einwendungen  der  Revision.  Insbesondere  ist  es  ohne 
Interesse,  auf  die  Frage  einzugehen,  wie  der  Angeklagte  in  die  Gewalt 
der  italienischen  Behörden  gelangt  ist,  und  ob  hierbei  deutsche  Beamte 
mitgewirkt  haben.  Bemerkt  werden  mag  indes,  dafs  nach  allgemeinen 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  —  jeden^Bills  nach  der  jetzt  in  der  deut- 
schen Lehre  herrschenden  Aufßissung  — ,  Lammasd^f  Auslieferungs- 
pflicht und  Asylrecht  S.  875;  v,  BoTj  Lehrbuch  des  internationalen 
Privat-  und  Strafrechts  §  69  S.  310,  die  Freiwilligkeit  des  Aufenthaltes 
einer  Person  in  dem  Gebiete  des  ersuchten  Staates  nicht  zu  den  Voraus- 
setzungen der  Auslieferung  gehört  Im  Einklang  hiermit  spricht  der 
AusLVertr.  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Italien  vom  31.  Ok- 
tober 1871  an  keiner  Stelle  von  dem  „Zufluchtsstaate",  sondern  bedingt 
die  Auslieferung  in  den  durch  den  Vertrag  vorgesehenen  Fällen  i^r 
alle  diejenigen  Personen  aus,  welche  sich  „im  Gebiete  des  anderen 
Teiles  aufhalten  {se  trouveraient  sur  le  territaire  de  Vautre  partie: 
Art  1 ,  ebenso  Art  5).  Der  „ Aufenthalt **  setzt  aber  nicht,  wie  die 
Revision  meint,  einen  dauernden  Zustand  oder  die  Wahl  des  ersuchten 
Staates  zum  Zufluchtsort  voraus,  sondern  bezeichnet  nur  die  thatsäch- 
liche  Anwesenheit  ab  Bedingung  f^r  die  Möglichkeit  der  Ausführung 
eines  Auslieferungsantrages.  Neben  den  vorstehend  erörterten  Be- 
schwerden glaubt  die  Revision  eine  fernere  prozessuale  Rüge,  und  zwar 
eine  Verletzung  der  §§  260,  248  der  Str.Pr.O. ,  deshalb  erheben  zu 
können,  weil  das  InstatLTgericht  die  Rechtsgültigkeit  der  Auslieferung 
auf  einen  Beschlufs  des  italienischen  Appellhofes  zu  Trani  stütze,  dieser 
Beschlufs  aber  in  der  Uauptverhandlung  nicht  verlesen  oder  sonst 
irgendwie  zum  Gegenstande  der  Verhandlung  gemacht  worden  sei, 
daher  übrigens  auch  jeder  Nachweis  fehle,  dafs  ein  solcher  Beschlufs 
wirklich  ergangen  sei. 

Die  thatsächliclien  Angaben  der  Revision  sind  richtige.  Ferner 
befindet  sich  ein  Beschlufs  des  italienischen  Appell hofes  nicht  bei  den 
Akten,  deren  Benutzung  dem  Revisionsgerichte  bei  der  Prüfling  von 
Fragen,  welche  die  Zulttssigkeit  der  Strafverfolgung  betreffen,  freisteht. 
Die  Akten  ergeben  jedoch,  dafs  zufolge  eines  —  übrigens  in  der 
Hauptverhandlung  verlesenen  —  Schreibens  des  preufsischen  Justiz- 
ministers  vom  24.  Februar  1896  die  Auslieferung  von  der  königlich 
italienischen  Regierung  bewilligt  worden  ist.  Hierdurch  ist  die  Rechts- 
gttltigkeit  der  Auslieferung  entschieden,  ohne  dafs  es  darauf  ankommt, 
ob  der  roehrerwähnte  Beschlufs  des  italienischen  Appellbofes  ergangen 
ist,  da  zwar  nach  Art  9  des  italienischen  Str.G.B.s  vom  80.  Juni  1889 
der  Auslieferung  ein  Besclilufs  der  in  Abs.  3  jenes  Artikels  bezeich- 
neten  Gerichtsbehörde  vorhergehen  soll,  diese  Vorschrift  jedoch  nur 
ftlr  die  königlich  italienische  Regierung  in  Betracht  kommt,  wUhrend 
die  Gültigkeit  der  von  der  Regierung  getroffenen  Entscheidung  einer 
Nachprüfung  seitens  der  ireraden  Gerichte,  wie  schon  bemerkt,  nicht 
unterliegt 

Endlich  meint  die  Revision  einen  Verstofs,  und  zwar  der  deutschen 
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StrafVerfolgongsbehörde,  deshalb  rügen  zu  dürfen,  weil  die  Anscholdigimg 
des  in  dem  letzten  Haftbefehle  erwähnten  Verbrechens  der  Beihttlfe  cor 
Abtreibang  der  Leibesfrucht  schon  am  2.  Dezember  1895  durch  Weg- 
&li  der  Verdachtsgründe  gegenstandslos  geworden,  hiervon  aber  die 
italienische  Behörde  nicht  benachrichtigt  worden  sei.  Die  Revision 
glaubt,  dafs  die  Entscheidung  des  Appellhofes  zu  Trani  anders  ans- 
gefallen  wtfre,  wenn  dieser  hiervon  Kenntnis  erhalten  hätte.  Auf  diese 
Beschwerde  ist  jedoch  schon  deshalb  nicht  einzugehen ,  weil  nicht  an- 
zuerkennen ist,  dafs  die  Auslieferung  wegen  der  anderen  in  den  Haft- 
befehlen benannten,  sämtlich  unter  Art.  1  (Ziff.  12,  17)  des  AusLYertr. 
fallenden  Straflthaten  hätte  verweigert  werden  sollen  oder  können,  wenn 
das  Ersuchen  in  Ansehung  einer  anderen  Anschuldigung  zurückgezogen 
worden  wäre. 

Die  wegen  der  Auslieferung  erhobenen  prozessualen  Beschwerden 
und  die  hiermit  in  Verbindung  stehende,  wegen  Ablehnung  der  er- 
wähnten Beweisanträge  erhobene  Rtlge  einer  Verletzung  des  §  877 
Ziff.  8  der  Str.Pr.O.  erweisen  sich  danach  als  hinfällig. 


C.   Rechtshülfe. 

Bechtshülfeersuchen  um  Zeugenvernehmung.    Ablehnung. 

fieBchluls  des  Oberlandesgeiichts  Colmar  vom  7.  Dezember  1895  (Jur.  SSeitsdir. 

für  EbaTs-Lothringen,  21.  Jahrg.,  S.  255). 

Das  Amtsgericht,  welches  auf  Ersuchen  eines  auswärtigen  Greriefats 
einen  Zeugen  vernommen  hat,  kann  das  Ersuchen  um  eingehendere 
Vernehmung  nicht  deshalb  verweigern,  weil  nach  seiner  Ansicht  durch 
die  frühere  Vernehmung  dem  Beweisbeschlusse  vollständig  genügt  sei 
und  es  flir  den  Fall  einer  neuen  Beweisaufnahme  eines  neuen  Bewes- 
beschlusses  bedürfe. 

Gründe:  Das  Amtsgericht  hat  inhaltlich  seiner  Zuschrift  ?om 
80.  November  1895  das  Ersuchen  des  Landgerichts  N.  vom  19.  des- 
selben Monats  um  eingehendere  Vernehmung  des  Zeugen  H.  mit  der 
Begründung  abgelehnt,  dafs  nach  seiner  Ansicht  durch  die  Vemehmimg 
des  genannten  Zeugen  vom  15.  Oktober  c  dem  Beweisbeschlusse  vom 
1.  desselben  Monats  vollständig  Oenüge  geschehen  sei  und  dafs  es  f&r 
den  Fall  einer  neuen  Beweisaufnahme  eines  neuen  Beweisbeschluss» 
bedürfe,  wogegen  die  einfache  Verweisung  auf  einen  Schriftsatz  nicht 
gentige.  Diese  Ablehnung  kann  indes  nicht  für  gerechtfertigt  erachtet 
werden.  Denn  über  die  Frage,  ob  die  wiederholte  Vernehmung  d» 
genannten  Zeugen  anzuordnen  sei,  hatte  nach  den  bestehenden  geseti- 
lichen  Bestimmungen  lediglich  das  ersuchende  Prozefsgericht  za  be- 
finden, ohne  dafs  dem  ersuchten  Gericht  eine  Prtlfung  nach  diesa* 
Richtung  oder  die  Befugnis  zusteht,  je  nach  dem  Ergebnis  dieser  letz- 
teren das  Ersuchen  abzulehnen  (§  159  Abs.  1  des  G.V.6.;  §  363  der 
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C.Pr.0.).  Ebensowenig  ist  dem  letzteren  gesetzlich  das  Kecht  ein- 
gerttmnt,  das  Verfahren  vorzuschreiben,  welches  das  ersuchende  Gericht 
bei  seinem  Ersnchen  nm  Rechtshttlfe  zu  beobachten  habe.  Vieknehr 
mufii,  abgesehen  von  den  in  §  159  Abs.  2  des  G.V.6.  vorgesehenen 
Fttllen,  die  hier  nicht  in  Frage  kommen,  ein  Ersuchen  um  Bechtshtllfe 
von  dem  ersuchten  Gericht  erledigt  werden,  wenn  demselben  der 
G^enstand,  in  Bezug  auf  welchen  die  Bechtshtllfe  geleistet  werden 
soll,  mit  genügender  Deutlichkeit  und  Bestimmtheit  bezeichnet  ist  Diese 
Voraussetzung  trifft  aber  im  vorliegenden  Falle  zu,  da  in  dem  frag- 
liehen Beweisbeschlufs  hinsichtlich  der  streitigen  Thatsachen,  wortlber 
der  Zeuge  nach  dem  Ersuchen  eingehender  vernommen  werden  soll, 
auf  BL  11  vo.  der  Prozefsakten  verwiesen  ist,  wo  die  letzteren  bestinmit 
aufgestellt  sind. 

Nach  dem  Gesagten  war  die  Erledigung  des  Beweisbeschlusses 
des  genannten  Gerichts  vom  19-  November  1.  J.  durch  das  ersuchte 
Gericht  hinsichtlich  des  angegebenen  Punktes  anzuordnen. 


Belgien. 

Konkurs. 
Urteil  des  Handelsgerichts  Antwerpen  vom  27.  Mai  1896  (Clwnet  1896  S.  1078). 

1.  Der  durch  die  Konkurseröffnung  bewirkte  Einfluls  auf  die 
Büandlungs-  und  DispositionsfUhigkeit  ist  nach  Personalstatut  zu  be- 
urteilen. 

2.  Die  durch  die  hieizu  zuständigen  ausländischen  Gerichte  er- 
Uiirte  ErOflhung  des  Konkurses  äufsert  ihre  Wirkung  auch  in  Belgien. 

3.  Die  ^gel,  dafs  für  den  Korkurs  das  Gesetz  des  Wohnsitzes 
des  Schuldners  mafsgebend  ist,  findet  keine  Anwendung,  wenn  dies 
Gesetz  den  öffentlichen  und  privaten  Interessen  des  belgischen  Staates 
oder  den  Grundprincipien  des  Rechtsinstituts  des  Konkurses  selbst 
widerspricht,  z.  B.  der  Unzulässigkeit  der  Klage  gegen  den  Gemein- 
Schuldner  (Art  444,  452,  453  des  belgischen  Konkursgesetzes  vom 
18.  April  1851), 

Zusammenstofs  von  Schiffen. 
Urtdl  des  Appellhofes  von  Brüssel  vom  19.  Februar  1895  (Clunet  1896  S.  1076). 

1.  Wenn  ein  Zusammenstofs  von  Schiffen  in  den  belgischen  Ge- 
wässern stattgefunden  hat,  ist  das  Quasidelikt  in  Belgien  geschehen, 
and  sind  die  Gerichte  dieses  Landes  nach  Art  42  und  52  Ziffl  8  des 
Gesetzes  vom  25.  März  1876   zuständig,   um  darüber  zu  entscheiden. 


13g  Rechtsprechung. 

Dabei  besteht  kein  Unterschied   zwischen  einem  Kri^-  und  Handels- 
schiff. 

2.  Die  juristische  Person  des  Staates  kann  vor  Gericht  nur  durch 
einen  Beamten  als  Vertreter  handeln.  Die  Klage  mufs  aber  nameos 
des  Staates  und  nicht  im  persönlichen  Namen  des  Vertreter  gestdlt 
werden. 

3.  Die  ausnahmsweise  Bestimmung,  dafs  die  Kapitäne  d»  ELandeb- 
marine  in  eigenem  Namen  für  Rechnung  ihrer  Reeder  handeln  können, 
beruht  auf  der  Erwägung,  dafs  der  Kapitän,  der  sich  im  Auslände 
befindet,  allein  die  Ausnahmsvorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  be- 
obachten kann.  Diese  Ausnahme  kann  nicht  auf  die  Kommandeure 
der  Kriegsmarine,  die  nicht  den  Vorschriften  der  Art  232  und  288 
des  H.G.B.S  unterworfen  sind,  ausgedehnt  werden. 


England. 

Litterarisches  und  artistisches  Eigentum. 
Urteil  des  Hohen  Oerichtehofes  vom  6.  März  1896  (Clunet  1896  S.  1075). 

Das  englische  Gesetz  vom  Jahre  1842  Art  15  verbietet  die  Ein- 
fuhr und  den  Verkauf  derjenigen  litterarischen  und  artistischen  WeriLS, 
welche  in  gesetzwidriger  Weise  gedruckt  oder  nochmals  gednickt 
wurden.  Das  Gesetz  von  1884  (7  Ftc^.,  c.  12)  hat  eine  intemationil- 
rechtliche  Bedeutung,  indem  es  bezüglich  der  Urheberrechte  Grofs- 
britanniens  und  der  tlbrigen  Länder  die  gegenseitigen  Verpflichtongen 
regelt,  ohne  den  Begriff  des  ursprünglichen  Wohnsitzes  des  Werkes  ni 
ändern.  Es  gestattet  die  Fortsetzung  des  Druckes  oder  Wiederdmckes 
jener  Werke  da,  wo  sie  zuerst  herausgegeben  sind. 

Auslieferung. 
Urteil  des  Polizeigerichts  von  Bow  vom  26.  April  1896  {Clunet  1896  S.  1074). 

Die  Auslieferung  kann  aufserhalb  der  gesetzlichen  Bedingungen 
selbst  dann  nicht  gewährt  werden,  wenn  der  dieselbe  beantrageade 
Teil  auf  Geltendmachung  derselben  verzichtet 
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Frankreich. 

Rechtsprechung  französischer  OerichishSfe. 

StaatsangehörigTceiU 
Urteil  des  Kassationshofe  vom  16.  April  1896  (Clunet  1896  S.  1049). 

Jedes  Individuum,  das  in  Frankreich  geboren  ist,  von  einem  Ans- 
lünder  stammt  und  zur  Zeit  seiner  Grofsjährigkeit  in  Frankreich  wohnt, 
ist  Franzose,  wofeme  es  nicht  im  Laufe  eines  Jahres  nach  erlangter 
Grofsjährigkeit  die  Eigenschaft  eines  Franzosen  ausdrücklich  abgelehnt 
und  die  Staatsangehörigkeit  seiner  Eltern  zu  behalten  erkllürt  hat 
(Gesetz  vom  26.  Juni  1889).  Vor  Ablauf  dieses  Jahres  kann  es 
die  Eintragung  in  die  Wählerlisten  beanspruchen. 

Personenstand  und  Handlungsfähigkeit 

Urteil  des  Civilgerichto  der  Seine  vom  21.  Dezember  1895  {Clunet  1896  S.  1032). 

Der  Ausländer  bleibt  in  Frankreich  dem  persönlichen  Gesetze 
seines  Landes,  insofern  dasselbe  nicht  den  wesentlichen  Grundsätzen 
der  französischen  Gesetzgebung  widerspricht,  unterworfen.  Nach  eng- 
lischem Gesetze  besteht  zwischen  Ehegatten  auch  während  dauernder 
!Ehe  keine  Gütergemeinschaft,  sondern  Gütersonderung.  Indessen  kann 
die  Rechtsvermutung  des  Art.  2279  des  Code  dvily  wonach  bei  beweg- 
lichen Sachen  der  Besitz  als  Eigentumstitel  gilt,  in  Frankreich  auch 
▼on  einem  Ausländer,  in  dessem  Land  eine  entgegengesetzte  Vorschrift 
besteht,  geltend  gemacht  werden,  da  sie  ihren  Grund  auf  Erwägungen 
der  öffentlichen  Ordnung  hat 

Ausländische  Gesellschaften. 
Urteil  des  avilgerichts  der  Seine  vom  18.  Februar  1895  {Chtnt^  1896  S.  1064). 

Das  französische  Gesetz  vom  24.  Juli  1867,  das  die  Errichtung 
und  die  lliätigkeit  der  französischen  Gesellschaften  regelt,  ist  auf  aus- 
ländische Gesellschaften  unanwendbar. 

Warenzeichen, 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seme  vom  9.  November  1895  {Clunei  1896  S.  1042). 

1.  Hat  ein  Kauftnann,  der  Angehöriger  eines  Landes  ist,  das 
dem  internationalen  Übereinkommen  vom  20.  März  1883  beigetreten 
ist,  seine  Warenzeichen  gemäfs  dem  französischen  Warenzeichengesetz 
vom  23.  Juni  1857  hinterlegt,  so  ist  er  zur  Erhebung  der  Klage  wegen 
Nachbildung  oder  Anmafsung  seines  Warenzeichens  vor  den  franzö- 
sischen Gerichten  beftigt 

2.  Nach  Art  17  des  erwähnten  Gesetzes  von  1857  ist  auch  die 
Aufschrift  oder  Abdruckung  einer  hinterl^ten  Fabrikwarenbezeichnung 
auf  Prospekte  oder  Anzeigen  verboten. 
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GerichtskosteHkaution. 

Urteil  des  AppelUiofeB  zu  OrleaoB  Yom  23.  Juli  1887  mid  zu  Paiis  im 

13.  Febmar  1896  (Clunet  1896  8.  1027). 

Der  Ausländer,  der  vor  den  franssösiBchen  Oerichten  wegen  wider- 
rechtlicher Nachbildung  eine  Klage  erhebt,  ist  zur  Sicherheitdeistnog 
wegen  der  GrerichtBkoeten  verpflichtet,  Belbst  wenn  er  ab  Erfinder 
vorher  in  GrernttHsheit  des  Art  47  des  Patentgesetzes  vom  8-  Juli  1844 
eine  Sicherheit  bestellt  hatte.  Die  Höhe  der  Prozefskostenkantion  bon 
sich  auch  auf  die  Kosten  erstrecken,  die  durch  die  sachverstfaidige 
Prtlfung  der  streitigen  Sache  erforderlich  werden  (vei]gl.  Art  16  ^ 
Code  cwU). 


Italien. 

Wechselrecht. 
Urtdl  des  EassatioDshofiB  zu  Rom  vom  22.  Bfai  1894  {Clunei  1896  S.  1061). 

Die  Indossiemng  eines  Wechsels  nach  seiner  Verfidlzeit  flbertilgt 
auf  den  Indossatar  nur  die  Rechte  des  einfachen  Cessionars  (veigL  Ait 
260  des  italienischen  H.O.B.s).  Folglich  ist  die  Unterlassung  der  Be- 
nachrichtigung des  Schuldners  durch  denselben  g^entlber  dem  Dritten, 
der  die  Wechselschuld  hat  pflüiden  lassen,  rechtlich  wirkungslos. 

Unlauterer  Wettbewerb. 

Urteil  des  Tribunals  zu  Mailand  vom  2.  Dezember  1895  (Clunet  1896  S.  1080^ 

Um  unlauteren  Wettbewerb  (cancurrence  däoyäle)  anzunehmen,  iA 
nicht  erforderlich,  dafs  das  Äufsere  der  von  zwei  Kauflenten  zum  Ver- 
kaufe gestellten  OegenstKnde  vollkommen  identisch  ist  Es  gentigt,  dift 
der  allgemeine  Eindruck,  den  das  Äufsere  hervorbringt,  derart  ist,  dalB 
eine  Verwechslung  derselben   möglich  ist 


Österreich. 

Rechfsprechniig  Ssterreichischer  GerichtshSfe. 

Vollstreckbarkeit  eines  preufsischen  Urteües  in  Handelssacke», 

EntBch.  des  Obersten  Q.H.  v.  28.  Juli  1896  Z.  8688. 

Dem  G^esuche  der  Firma  S.  &  Co.  in  Berlin  de  praes.  1.  Oktober 
1895  Z.  46037   gegen  Salomon  K.   in  Prag  um  Erklilrung  d«r  YoD- 
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streckbarkeit  des  Urteiles  der  12.  Kammer  fUr  Handelssachen  des  kgl. 
Landgerichtes  I  za  Berlin  vom  1.  Mai  1895  0.  8395  H.R.  12 
bezüglich  des  Kapitales  per  8819  Mk.  80  Pf.  samt  Zinsen  und  Kosten 
per  132  Mk.  76  Pf.  fand  das  Landgericht  in  Prag  mit  dem  Be- 
scheide vom  4.  April  1896  ZI.  14950  ttber  Anhörung  beider  Teile 
aus  folgenden  Grtlnden  zu  willfahren: 

Wenn  auch   der  Just.Min.Erlars   vom   28.   Mttrz    1880   Z.    3938 
erklärt,  dafs  seit  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  der  deutschen  Reichs- 
civilprozefsordnung,  d.  i.  seit  dem  1.  Oktober  1879,  die  über  die  Voll- 
streckung ausländischer  Urteile   im  Deutschen  Reiche   in   den   §§  660 
und  661  fUr  Deutschland  gttltige  Bestimmungen  tnßt^   zwischen  Oster- 
reich und  dem  Deutschen  Reiche  kein  Austausch  von  die  Gegenseitig- 
keit verbtirgenden   Erklttrungen   stattgefunden   hat,   so   erscheint   doch 
mit  dem  späteren  JustMin.Erlafs  vom  8.  August  1885  Z.  14324  mit 
Berufung  auf  die  Ju8tMin.y.    vom  14.  August  1857  Z.  153  R.G.B1., 
womit    in    Ansehung    der   VollRtreckung    von    Urteüen,    welche    von 
preufsischen  Gerichten  über  die   bei  ihnen  als  dem  Gerichtsstande  des 
Vertrages   wider  österreichische  Unterthanen  angebrachten  Klagen  ge- 
schöpft  worden    sind,    die    Beobachtung   der   Reciprocität    angeordnet 
wurde,  allen  Gerichten  in  Osterreich  der  Wortlaut  des  §  29  der  deut- 
schen R.C.Pr.0.  bekannt  gegeben,  was  ganz  überflüssig  gewesen  wäre, 
wenn  die  Erklärung  des  Just  Min.  Erlasses  vom  28.  März  1880  Z.  3938, 
dafs  seit  dem  Eintritte   dieser  Prozefsordnung  zwischen  Osterreich  und 
Deutschland    kein    Austausch    von    die    Gegenseitigkeit    verbürgenden 
Erklärungen    stattgeftinden    hat,    in    der  Weise   interpretiert    werden 
könnte,  dafs  die  fi^heren  die  Gegenseitigkeit  verbürgenden  Erklärungen 
aufgehoben  seien,  so  dafs  nur  die  Interpretation  möglich  ist,  dafs  seit 
diesem   Zeitpunkte,   d.  i.    1.  Oktober  1879,   kein   Austausch   weiterer 
neuer,  die  Gegenseitigkeit  verbürgender  Erklärungen  stattgefunden  bat, 
und  die  österreichischen  Gerichte  demnach  nach  wie  vor  die  allerhöchste 
Entschliefsung  vom  16.  Juni  1840  und  das  Hofdekret  vom  4.  August 
1840  Z.  460  J.G.S.  sich  vor  Augen  zu  halten,  und  im  Grunde  dieser 
einzigen  gesetzlichen  Richtschnur  den  Requisitionen  preufsischer  Gerichte 
om  Vollziehung   der  von   ihnen  geschöpften  Urteile  auch  femer,   wie 
bisher,  zu  genügen  haben,  &lls  nicht  etwa  nach  den  Vorschriften  der 
österreichischen  Gesetze  Bedenken  gegen  die  Kompetenz  des  preufsischen 
Gerichtes,   von  dem  das  Urteil  geschöpft  worden  ist,    eintreten.     Ein 
solches  Bedenken   besteht    aber  nach    österreichischem   Rechte,    wenn 
auch  seitens    des  Salomon  K.   die  sachliche  und  örtliche  Zuständigkeit 
der  12.  Kammer  für  Handelssachen  des  kgl.  Landgerichtes  I  in  Berlin 
angegriffen  wird,   nicht,   denn  auch  das  österreichische  BLandelsgericht 
wird  eine  Klage,    die  als  Klage  des  Kommissionärs  gegen   den  Kom- 
mittenten aus  Geschäften  des  Art  360  des  H.G.B.S  nicht  klar  erkenn- 
bar  ist,   welcher  aber  selbst  in   diesem  Falle  gemäfs  Art  272  ad  1 
des  H.G.B.   und   §  38   ad  2   des   Einf.Ges.   zum   H.G.B.   das   einzige 
Requisit  der  nicht  behaupteten  Registrierung   der  Firma  des  als  Kauf- 
mann bezeichneten  GAlagten  abgeht,  um  die  Jurisdiktion  des  Handels- 
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gerichtcs  zn  begründen,  die  aber  bei  der  AnfÜhmng,  dafs  der  in  dem 
Anerkenntnis  des  Geklagten  vom  7.  Mttrz  1895  in  Bezog  gemommencD 
Liquidationsnote  per  ultimo  Febmar  Oescbäft  Über  150  Stück  Oster- 
reichische Kreditaktien  200  000  Frcs.  italienischer  Rente  za  Grunde 
liegen,  implicite  den  Ankauf  von  Aktien  zum  Gegenstande  bat,  ittek- 
sichtlich  welcher  bei  der  Menge  derselben  keine  andere  alB  die  Weits* 
veräufserungsabsicht  angenommen  werden  kann,  gemäfs  §  88  ad  1  des 
Einf.Ges.  zum  H.G.B.  im  Falle  seiner  örtlichen  Kompetenz  aufrecht 
verbescheiden  und  gegen  den  zur  Verhandlungstagfahrt  nicht  erscheinen- 
den, überdies  als  Kaufmann  bezeichneten  Geklagten,  der  laut  Note  des 
um  die  Zustellung  der  Klage  vom  kgl.  Landgericht  I  Kammer  12  ^ 
Handelssachen  in  Berlin  angegangenen  Handelsgerichtes  in  Prag  vom 
8.  April  1895  Z.  20063  trotz  dieser  Bezeichnung  die  Klage  anstands- 
los angenommen  hat,  das  Kontumazurteil  erlassen,  und  es  kann  auch 
in  örtlicher  Beziehung  ein  Bedenken  nicht  geltend  gemacht  werden, 
da,  wenn  auch  der  §  48  der  J.N.  die  Grenzen  des  Gerichtsstandes  des 
Vertrages  weit  enger  zieht,  wie  der  korrespondierende  §  29  der  deut- 
schen R.C.Pr.0.,  doch  das  Vertragsforum  auch  im  österreichischen  Rechte 
besteht,  und  die  Praxis  in  Österreich,  namentlich  in  Handelssachen, 
über  die  engen  Grenzen  der  vertragsmäfsigen  ausdrücklichen  Be- 
stimmung des  Erfüllungsortes  Iftngst  hinausgegangen  ist,  eine  a  limine 
Rückweisung  einer  Klage,  die  sich  auf  vereinbarte  Börsenusancen  und 
die  behauptete  Gewohnheit  stützt,  dafs  die  verhandelten  'Wertpapiere 
gegen  gleichzeitige  Berichtigung  des  Kaufpreises  in  loco  der  Börse  ge- 
liefert und  abgenommen  werden  müssen,  nicht  mit  Rechtsnotwendigkeit 
angenommen  werden  mufs,  der  die  Klage  im  Grunde  des  Vertrags- 
forums annehmende  österreichische  Richter  mangels  Krhebung  einer 
Inkompetenzeinwendung  aber  über  die  Klage  auch  judizieren  würde. 
Von  gerechtfertigten  Bedenken  gegen  die  Kompetenz  des  judizierenden 
preufsischen  Gerichtes,  wie  sie  das  Hofd.  vom  4.  August  1840  Z.  460 
J.G.S.  nur  im  Auge  haben  kann,  ist  im  konkreten  Falle  demnach 
keine  Rede,  könnte  überhaupt  nie  die  Rede  sein,  da  die  Anrufiing  des 
Handelsforums  geradezu  auch  in  Osterreich  gesetzlich  wäre,  wenn  die 
österreichische  Civilprozefsordnung  einen  Gerichtsstand  des  Vertrages 
nicht  kennen  würde,  da  eine  engere  oder  weitere  Ausdehnung  dieses 
Gerichtsstandes  in  dem  einen  oder  anderen  Staate  in  dieser  Beziehung 
einen  Einflufs  nicht  üben  kann,  indem  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  die 
bezüglichen  Stellen  in  den  Gesetzen  zweier  Staaten  einen  gleichen 
Inhalt  haben.  Bestehen  aber  keine  Bedenken  gegen  die  Kompetenz  des 
judizierenden  deutschen  Gerichts,  so  ist  das  in  Frage  stehende  preufsisdie 
Urteil  in  Österreich  gemäfs  Hofd.  vom  18.  Mai  1792  Z.  16  J.G.S.  za 
vollziehen,  zu  diesem  Zwecke  aber  nach  §  660  der  R.C.Pr.0.  erst  die 
Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung  durch  das  vorliegende  Voll- 
streckungsurteil  auszusprechen,  da  keiner  der  von  Salomon  K.  geltend 
gemachten  Umstände  geeignet  ist,  unter  die  Absätze  1 — 5  des  §  661 
der  R.G.Pr.O.  subsumiert  zu  werden  und  die  Erlassung  des  Voll- 
streckungsurteiles  zu   verhindern,    denn:    dafs   das  ausländische  Urteil 
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nach  hiesigem  Rechte  die  Rechtskraft  noch  nicht  erlangt  hahe  (Er- 
fordernis des  §  661  ad  1  der  C.Pr.O.),  wird  von  Salomon  R.  nicht 
einmal  behauptet,  die  Handlang  desselben,  nftmlich  Zahlung  eines  Kauf- 
preises, kann  nach  hierländisehem  Rechte  erzwungen  werden,  da  die 
Krzwingbarkeit  der  Handlung  verschieden  ist,  eine  Handlung  erlaubt 
und  klagbar,  aber  nicht  erzwingbar  und  umgekehrt  eine  Handlung, 
wie  im  vorliegenden  Falle  ein  Di£ferenzgeschäfl ,  nach  österreichischem 
Rechte  nicht  klagbar,  wohl  aber  die  daraus  resultierende  Kau^reis- 
forderung  erzwingbar  sein  kann;  es  steht  demnach  auch  das  Hindernis 
des  §  661  ad  2  der  R.O.Pr.0.  der  Erlassung  des  Vollstreckungsurteiles 
nicht  entgegen,  es  entfallt  femer  nach  dem  oberwähnten  das  Hindernis 
des  §  661  ad  3  R.C.Pr.0. ,  da  nach  österreichischem  Rechte  an  der 
Kompetenz  ausländischer  Gerichte  zur  Erlassung  des  mehrerwähnten 
VerSäumnisurteiles  nicht  gezweifelt  werden  kann,  es  wird  das  Hindernis 
des  §  661  ad  4  der  R.C.Pr.0.  gar  nicht  geltend  gemacht  und  entfällt 
jenes  des  §  661  ad  5  der  R.C.Pr.0.  aus  den  eingangserwähnten 
Erwägungen. 

Über  den  von  Salomon  K.  dagegen  eingebrachten  Rekurs  hat  das 
Oberland esger ich t  in  Prag  mit  der  Entscheidung  vom  12.  Mai 
1896  Z.  11 265  den  Bescheid  des  Landesgerichtes  dahin  abgeändert, 
dafs  das  oben  erwähnte  Gesuch  der  Firma  S.  &  Co.  in  Berlin  mit  der 
darin  gestellten,  oben  angedeuteten  Schlufsbitte  abgewiesen  werde. 
Denn  wenn  auch  der  Umstand,  dafs  seit  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit 
der  deutschen  Civilprozefsordnung  zwischen  Österreich  und  dem  Deut- 
schen Reiche  ein  Austausch  von  die  Gegenseitigkeit  verbflrgenden  Er* 
klärungen  nicht  stattgefunden  hat,  der  Vollstreckung  eines  von  einem 
deutschen  Gerichte  gefüllten  Urteils,  wie  schon  das  erste  Gericht  ganz 
richtig  in  seinen  Grllnden,  auf  welche  hingewiesen  wird,  auseinander- 
gesetzt hat,  nicht  entgegensteht,  so  war  das  Gesuch  der  Firma  S.  &  Co. 
dennoch  abzuweisen.  Nach  den  mit  Erlafs  des  Just.Min.  vom  28.  März 
1880  Z.  8938  mitgeteilten  Bestimmungen,  welche  derzeit  tlber  die 
Vollstreckung  der  Urteile  österreichischer  Gerichte  in  Deutschland 
gelten  und  im  Wege  der  Reciprocität  anzuwenden  sind  und  welche  in 
dem  §§  660  und  661  der  seit  dem  1.  Oktober  1879  fVa  den  Um&ng 
des  Deutschen  Reiches  in  Wirksamkeit  getretenen  deutschen  Civil- 
prozefsordnung enthalten  sind,  ist  das  Vollstreckungsurteil  nicht  zu  er- 
lassen, wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung urteilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte  desjenigen 
Staates  nicht  zuständig  waren,  welchem  das  ausländische  Gericht  an- 
gehört. Es  ist  somit  zu  prüfen,  ob  die  12.  Kammer  fUr  Handelssachen 
des  kgl.  Landgerichtes  I  zu  Berlin  zur  Entscheidung  der  mit  Urteil 
vom  1.  Mai  1895,  0.  8395,  H.K.  12  entschiedenen  Rechtssache  nach 
österreichischen  Gesetzen  zuständig  war  oder  nicht.  Dieses  Urteil  ist 
ein  Versäumungsurteil  und  hat  deshalb  der  ausländische  Richter  das 
den  Klagsantrag  rechtfertigende,  thatsächliche ,  mündliche  Vorbringen 
der  Klägerin  als  zugestanden  angenommen  und  hieraus  gemäfs  §  29 
der  C.Pr.0.  auch  die  Zuständigkeit  des  angerufenen  Gerichtes  gefolgert. 
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Nach  der  von  Salomon  K.  vorgelegten  Klage  gründet  sich  aber  die 
Zostttndigkeit  des  angerufenen  Gerichts  lediglich  auf  den  Umstand,  da& 
der  Geklagte  Elaufmann  ist  und  der  Geklagte  in  dem  Schreiben  yom 
7.  März  1895  die  Richtigkeit  der  Liquidationsnote  der  Klägerin  per 
ulümo  Februar  a.  c,  sowie  die  Richtigkeit  des  Saldo  von  6171,60  Mk. 
per  28.  Februar  a.  c  zu  Gunsten  der  Klägerin  anerkannt  hat,  femer 
auf  den  Umstand,  dafs  alle  Geschäfte  nach  den  vom  Geklagten  eigen- 
händig unterzeichneten  Schlufsnoten  vom  9.,  14.  und  14.  Februar  a.  c. 
nach  Berliner  Börsenbedingungen  abgeschlossen  worden  sind  and  nach 
diesen  die  verhandelten  Wertpapiere  gegen  gleichzeitige  Berichtigung 
des  Kaufpreises  in  Berlin  geliefert  und  abgenommen  werden  mtlaaen. 
Diese  Behauptungen  sind  nun  wohl  geeignet  zur  Begründung  des 
G^chtsstandes  des  Vertrages  nach  §  48  J.N. ,  begründen  somit  die 
lokale  Zuständigkeit  der  12.  Kammer  ftir  Handelssachen  des  kgl.  Land- 
gerichtes I  zu  Berlin;  nach  österreichischem  Rechte  ist  aber  noch  der 
Nachweis  der  kausalen  Zuständigkeit  erforderlich  und  hierzu  genügt 
nicht  die  Anftlhrung,  dafs  der  Geklagte  Kaufmann  sei;  nach  §  38 
Abs.  1  des  Einf.Ges.  zum  H.G.B.  und  Art  271  Abs.  1  des  H.G. 
sind  Streitigkeiten  solcher  Art  nur  dann  der  Handelsgericfatsbarkeit  zu- 
gewiesen, wenn  die  Anschaffung  der  Wertpapiere  zum  Zwecke  der 
Weiterveräufserung  erfolgt  ist  Dafs  dies  geschehen  sei,  wird  weder 
in  der  Klage,  noch  in  dem  Urteile  vom  1.  Mai  1895  0.  8895  H.K.  12 
behauptet;  es  war  somit  nach  österreichischem  Rechte  die  12.  Kammer 
ftlr  Handelssachen  des  kgl.  Landgerichtes  I  zu  Berlin  zur  Entscheidung 
dieser  Rechtssache  sachlich  nicht  zuständig  und  genügt  zur  Begründung 
der  zur  Bewilligung  des  Vollzuges  des  Erkenntnisses  dieses  Gerichtes 
erforderlichen,  nach  österreichischem  Rechte  zu  beurteilenden  Zuständig* 
keit  des  auswärtigen  Erkenntnisgerichtes  nicht  der  Umstand,  dafs  der 
Geklagte,  obwohl  gehörig  geladen,  sich  vor  dem  Erkenntnisgerichte 
nicht  verteidigt  und  dieses  letztere  ein  Versäumnisurteil  gogen  ihn  er- 
lassen hat;  weil  sonst  der  inländische  Geklagte  vor  jedem  noch  so 
unzuständigen  ausländischen  Gerichte  sich  verteidigen  und  mindestens 
die,  wenn  auch  nach  dem  ausländischen  Rechte  völlig  unbegründete 
Einrede  der  Unzuständigkeit  des  ausländischen  Gerichtes  erheben  müfste, 
um  nicht  derselben  nach  inländischem  Rechte  vollkommen  gegründeten 
Einrede  auch  vor  dem  inländischen  Richter  verlustig  zu  werden.  — 

Es  kann  somit  aus  dem  Umstände,  dafs  der  Geklagte  vor  dem 
Berliner  Gerichte  keine  Einwendung  erhoben  hat,  nicht  auf  Prorogation 
dieses  Gerichtes  gefolgert,  am  allerwenigsten  aber  nach  §  48  der  J.N. 
dasselbe  als  zur  Entscheidung  dieser  Rechtssache  für  zuständig  an- 
gesehen werden;  weshalb  schon  aus  diesem  Grunde  das  Gesuch  der 
Firma  S.  &  Co.  abzuweisen  war,  ohne  dafs  es  erst  nötig  wäre,  die 
Frage  zu  erörtern,  ob  die  zwischen  der  Klägerin  und  dem  Geklagten 
abgeschlossenen  Geschäfte  unter  den  Begriff  der  Differenzgeschäfte 
fallen  und  daher  nach  §§  916,  1270  und  1271  a.  b.  G.B.  in  (^terreich 
die  aus  denselben  übernommenen  Verpflichtungen  durch  Zwangsvoll- 
streckung nicht  erzwungen  werden  können.  — 
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Der  oberste  Gerichtshof  hat  ttber  den  dagegen  eingebrachten 
Revisionsreknrs  der  Firma  S.  &  Co.  die  Entscheidung  des  OberhindeB- 
gerichts  abgettndert  und  das  erstrichterliche  Erkenntnis  wieder  her- 
gestellt Denn  der  erste  Richter  hat  die  von  Salomon  E.  erhobenen 
Einwendungen  in  Bezug  auf  den  Nachweis  der  Gegenseitigkeit,  die 
lokale  Kompetenz  des  eingeschrittenen  deutschen  Gerichtes  und  die 
Erzwingbarkeit  der  Leistung  grundhältig  widerlegt  und  kann  es  sich 
nur  fragen,  ob  auch  die  kausale  Zuständigkeit  des  deutschen  Richters 
gegeben  erscheint  Wenn  auch  den  Ausführungen  des  Revisionsrekurses, 
dafs  in  die  Beurteilung  dieser  Frage  vom  Osterreichischen  Richter  nicht 
einzugehen  sei,  nicht  beigepflichtet  werden  kann,  weil  nach  dem  Grund- 
satze der  Gegenseitigkeit  und  nach  dem  Wortlaute  des  Abs.  8  des 
§  661  der  deutsehen  C.Pr.0.  die  Frage,  ob  im  konkreten  Falle  die 
Zuständigkeit  des  angerufenen  Gerichtes  gegeben  sei,  nach  öster- 
reichischem Rechte  zu  beurteilen  ist,  in  dieser  Beziehung  aber  §  1  der 
J.N.  eintritt,  wonach  der  Richter  nicht  die  Frage,  ob  überhaupt  irgend 
ein  Gericht  des  (5sterreichischen  Staates  kompetent  ist,  zu  untersuchen, 
sondern  seine  Zuständigkeit,  die  Zuständigkeit  des  in  concreto  ange- 
rufenen G^ichtes,  daher  auch  die  kausale  Zuständigkeit  desselben  zu 
prüfen  hat,  so  mufs  doch  der  Anschauung  des  ersten  Richters,  dafs  im 
vorliegenden  Falle  die  Handelsgerichtsbarkeit  eintritt,  beigetreten  werden. 
Denn  wenn  auch  Salomon  E.  die  Absicht  der  Weiterveräufserung  bei 
den  der  Eüagsforderung  zu  Grunde  liegenden  Geschäften  in  Abrede 
stellt,  so  mufs  doch  diese  Absicht  aus  seinen  eigenen  Ausführungen 
erschlossen  werden.  Nach  seiner  eigenen  Darstellung  hat  die  Firma 
8.  &  Co.  für  ihn  Wertpapiere  gekauft  und  verkauft;  allerdings  sollte 
nach  seiner  Behauptung  der  Endzweck  dieser  Geschäfte  darin  bestehen, 
dafs  sich  je  nach  dem  Steigen  oder  Fallen  des  Eurses  Gewinn  oder 
Verlust  ergaben,  —  mochte  dies  aber  auch  der  Endzweck  der  geschäft- 
lichen Transaktion  zwischen  beiden  Teilen  gewesen  sein,  so  war  doch 
der  nächste  Zweck  bei  der  Anschaffung  der  Wertpapiere  der,  sie 
weiter  zu  veräufsem  und  dieser  Zweck,  diese  Absicht  wird  durch  den 
angedeuteten  Endzweck  nicht  aufgehoben.  Art  271  Abs.  1  des  H.G.B. 
erklärt  nicht  blofs  den  Elanf,  sondern  auch  die  anderweitige  Anschaffung 
von  Waren  oder  anderen  beweglichen  Sachen,  von  Staatspapieren, 
Aktien  oder  anderweitigen  für  den  Handelsverkehr  bestimmten  Wert- 
papieren in  der  Absicht,  sie  weiter  zu  veräufsem,  als  Handelsgeschäft, 
nnd  bertthrt  es  daher  die  Eigenschaft  der  in  Rede  stehenden  Geschäfte 
ab  Handelsgeschäfte  nicht,  wenn  Salomon  E.  die  fraglichen  Wert- 
papiere nicht  selbst  kaufte,  sondern  sich  dadurch  anschaffte,  das  ist, 
die  rechtliche  Disposition  tlher  sie  erlangte,  dafs  er  sie  durch  die 
Firma  S.  &  Co.  für  sich  kaufen  liefs.  Es  liegen  sonach  alle  Eriterien 
des  Art  271  Abs.  1  des  H.G.B.  in  Ansehung  der  in  Rede  stehenden 
Greschäfte  vor  und  hat  der  erste  Richter  im  Grunde  des  §  88  Abs.  1 
des  £inf.Ges.  zum  H.G.B.  mit  Recht  die  Zuständigkeit  des  Handels- 
gerichtes als  begründet  anerkannt  Danach  erscheinen  die  Voraus- 
setzungen   der    Vollstreckbarkeit    des    Urteils    der    12.    Eammer    für 
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Handelssachen  des  kgl.  Landgerichtes  I  in  Berlin  vom  1.  Mai  1895 
nach  jeder  Richtung  gegeben  und  war  das  diese  Vollstreckbarkeit  ko- 
sprechende  Erkenntnis  des  ersten  Richters  wieder  herzustellen. 

Das  in  einem  österreichischen  Gerichtsdeposite  erliegende  Vermögen 
eines  nachträglich  für  tot  erklärten  Erblassers,  welcher  seinen 
letzten  Wohnsitz  im  Auslände  hatte,  fällt  nicht  dem  KaduciiMs- 
ärar,  sondern  den  durch  die  kompetente  auswärtige  ÄbhandUungsbehörit 

anerkannten  Erben  zu, 

£nt8ch.  d.  Obersten  G.H,  vom  1.  September  1896,  Z.  10100  (Zeitschr.  für 
Notariat  u.  freiw.  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1896  S«  289). 

Die  Verlassenschaft  der  am  11.  Juni  1885  in  OberdObling  Ter- 
storbenen  Amalia  N.  wurde  mit  Einantwortungsurkunde  vom  31«  Ok- 
tober 1889,  Z.  81192,  dem  unbekannten  Aufenthaltes  befindlich« 
Ludwig  N.  eingeantwortet  und  das  aus  dieser  Abhandlung  stammeDde 
Vermögen  für  denselben  bei  dem  k.  k.  städt-del.  Bezirksgerichte  Döb- 
ling,  firtLher  Bezirksgericht  Währing,  erlegt  und  verwaltet  Mit  rechts- 
kräftigem Aussohlufsurteile  vom  1.  Mai  1890  hat  das  königL  Amts- 
gericht in  Höchst  am  Main  die  Todeserklttrung  des  verschollenen  Lad- 
wig  N.  ausgesprochen  und  dessen  Nachlafs  mit  rechtskrttftigem  Ein- 
weisungsbescheide  vom  10.  Oktober  1890  dem  aufserehehelichen  Sohne 
einer  Schwester  des  Erblassers,  Namens  Anton  N.,  eingeantwortet  Mit 
Note  vom  10.  Oktober  1890  hat  das  königl.  Amtsgericht  in  Höchst  ud 
Main  die  Ausfolgung  des  nach  Amalia  N.  dem  Ludwig  N.  zugefaUenea 
Vermögens  an  den  Erben  desselben  begehrt  und  hat  auch  Anton  N. 
mit  Gesuch  depraes.  16.  Dezember  1893,  Z.  50  897,  um  Erfolglaasnog 
dieses  Vermögens  angesucht 

Über  die  seitens  der  k.  k.  n.  ö.  Finanzprokuratur  erfolgte  ah- 
schlägige  Äufberung  wurde  das  Gesuchsbegehren  mit  Bescheid  des  k  k. 
stftdt-del.  Bezirksgerichtes  Wtthring  vom  10.  April  1894,  Z.  19061. 
abgewiesen. 

Über  Rekurs  des  Erfolglassungswerbers  hat  das  k.  k.  Oberiand» 
gericht  in  Wien  mit  Erledigung  vom  13.  Jani  1894,  Z.  8083,  znnlchst 
neuerliche  Erhebungen  angeordnet  und  erging  über  die  gepflogenen  Er- 
hebungen der  Bescheid  des  k.  k.  städt.-del.  Bezirksgerichtes  Döbling 
vom  12.  April  1896,  Z.  3119,  womit  die  Gültigkeit  der  vom  königl 
preufsischen  Amtsgerichte  in  Höchst  am  Main  mit  Ausschlufsurteil  too^ 
1.  Mai  1890  ausgesprochenen  Todeserklärung  des  Ludwig  N.  anerkannt, 
und  zugleich  ausgesprochen  wurde,  dafs  im  Sinne  des  §  23  Abh.-Pit' 
und  Justizministerialverordnung  vom  30.  Oktober  1858,  Nr.  193  R.(7.BL, 
das  königl.  Amtsgericht  in  Höchst  am  Main  als  Gericht  des  letsteo 
Wohnortes  des  Ludwig  N.  zur  Abhandlungspflege  nach  demselbeo 
kompetent  erscheint,  und  dafs  das  hierlands  befindliche  bewegliche  Ver- 
mögen desselben,  sofeme  nach  dem  zum  Schutze  der  etwaigen  bic^ 
ländigen  Interessenten  im  Sinne  der  §§  137 — 139  Abh.-Pat  eingeleitete 
Ediktalverfahren   ein   Anstand   nicht  vorliegt,    an   das  auswärtige  Ab- 
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handlnngsgericht  resp.  an  den  von  diesem  rechtskrftftig  eingewiesenen 
Erben  Anton  A.  auszufolgen  sein  wird,  dagegen  das  Begehren  der  k.  k« 
n.  ö.  Finanzprokoratur  namens  des  Kadacitätsftrars  am  Einleitung  der 
Verlassenschaflsabhandlang  nach  dem  Genannten  bei  dem  k.  k.  stikit- 
del.  Besirksgerichte  Döbling  abgewiesen  wurde,  und  zwar  aus  folgenden 
Ortlnden : 

Nach  9  1  des  Gesetzes  vom  16.  Februar  1883,  Nr.  20  R.G.B1., 
erscheint  fibr  die  Frage  der  Zuständigkeit  zum  Ausspruche  der  Todes- 
erklilrung  eines  Verschollenen  der  letzte  Wohnsitz  desselben  massgebend. 
Da  Ludwig  N.  nach  den  in  der  hieigerichtlichen  Abhandlung  nach  Amalia  N« 
gepflogenen  Erhebungen  seinen  letzten  bekannten  Wohnsitz  in  Hofheim 
am  Taunus  hatte,  so  ist  das  nach  §  22  der  Ausführungsverordnung  zur 
deutschen  Civilprozefsordnung  kompetente  Gericht  berufen,  die  Todes- 
erklärung desselben  nach  der  daselbst  geltenden  ^Irstlich  Nassau'schen 
Verordnung  vom  21.  Mai  1781  auszusprechen,  und  da  zufolge  der  mit 
hohem  Justizministerialerlasse  vom  12.  März  1895,  Z.  5084,  herab- 
gelangten Verbalnote  des  Berliner  Auswärtigen  Amtes  vom  9.  Februar 
1895  die  Reciprocität  der  Geltung  eines  österreichischen  Todeserkltt- 
rungserkenntnisses  in  Preufsen  festgestellt  erscheint,  hat  die  mit  rechts- 
kräftigem Ausschlufsurteile  des  königl.  preufsischen  Amtsgerichtes  in 
Höchst  am  Main  vom  1.  Mai  1890  ausgesprochene  Todeserklärung  des 
Ludwig  N.  auch  hierlands  Gültigkeit.  Durch  das  Zeugnis  des  Büi^r- 
meisters  in  Hof  heim  am  Taunus  ddo.  29.  September  1894,  ist  nach- 
gewiesen, dafs  Ludwig  N.  vor  seiner  Auswanderung  nach  Amerika  in 
der  Gemeinde  Hofheim  am  Taunus  heimatsberechtigt  und  damit  fürst- 
lich Nassauscher  Unterthan  gewesen  ist  Da  nicht  nachgewiesen  ist, 
dafs  Ludwig  N.  diese  Staatsbürgerschaft  freiwillig  aufgegeben  hat  oder 
seit  dem  Bestände  des  deutschen  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870,  in 
Gemäfsheit  der  Bestimmung  des  §  13,.  Z.  8  und  21,  dieses  Gesetzes 
durch  zehnjährigen  ununterbrochenen  Aufenthalt  im  Auslande,  welcher 
auch  nicht  durch  Eintragung  in  die  Matrikel  eines  deutschen  Kon- 
sulates verlängert  wurde,  verloren  hat,  ist  Ludwig  N.  bei  seiner  am 
1.  Mai  1890  erfolgten  Todeserklärung  noch  ab  preufsischer  Staats^ 
bürger  anzusehen.  Im  Sinne  des  §  23  des  kais.  Patentes  vom  9.  Au- 
gust 1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  sind  für  die  Behandlung  des  beweglichen 
Nachlasses  eines  preufsischen  Staatsangehörigen  die  mit  Justizministerial- 
Verordnung  vom  30.  Oktober  1858,  Nr.  198  R.G.BL,  bekannt  ge- 
gebenen, mit  Bescheinigung  des  königl.  preufsischen  Justizministeriums 
vom  15.  Dezember  1895,  neuerlich  verbürgten  Grundsätze  mafsgebend, 
wonach  über  die  Zuständigkeit  zur  Abhandlungspflege  über  den  Nach- 
lafs  eines  in  Preufsen  verstorbenen  In-  und  Ausländers  dessen  letzter 
Wohnsitz  entscheidend  ist.  In  reciproker  Anwendung  dieses  Grund- 
satzes ist  für  die  Abhandlungspflege  hinsichtlich  des  hierlands  befind- 
lichen beweglichen  Nachlasses  des  Ludwig  N.,  dessen  letzter,  bekannter 
Wohnsitz  in  Hofheim  am  Taunus  war,  das  königl.  preufsische  Amts- 
gericht   in  Höchst  am  Main   kompetent,    und   ist    daher  nach    Dürch- 
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ftllinmg  des  in  den  §§  187 — 139  Abh.-Pat  vorgesehenen  Yer^hreos 
ZOT  Sicherang  etwaiger  hierländiger  Erben,  Vermttchtnisnehmer  oder 
Gläubiger,  insoweit  sich  darnach  ein  Anstand  nicht  ergiebt,  das  hier- 
lands  befindliche  bewegliche  Vermögen  des  Ludwig  N.  dem  kOugL 
preuTsischen  Amtifgerichte  in  Höchst  am  Main  resp.  dem  mit  Note 
dieses  Gerichtes  vom  10.  Oktober  1890  bekanntgegebenen,  mit  rechte- 
kräftiger  Einweisungsbescheinigung  vom  10.  Oktober  1890  eingewiesenen 
Erben  Anton  N.  in  Hofheim  auszufolgen. 

Zugleich  erhielt  die  Eanslei  den  Auftrag,  nach  Rechtskraft  djeses 
Bescheides  das  im  Sinne  des  §  139  Abh.-Pat  entworfene,  auf  sechs 
Wochen  vom  Ausfertigungstage  gestellte  Edikt  im  Amtsblatte  der 
„Wiener  Zeitung^  dreimal  einschalten  zu  lassen,  die  Ediktsblätter  vor- 
zul^en  und  ein  Exemplar  auf  der  Amtstafel  zu  affigieren. 

Über  den  Rekurs  der  k.  k.  n.  ö*  Finanzprokuratur  in  Vertretung 
des  k.  k.  Kaducitätsärars  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  mit 
Verordnung  vom  2.  Juli  1896,  Z.  9297,  den  angefochtenen  erstrichter- 
lichen Bescheid  bestätigt;  dies  unter  Hinweis  auf  die  der  Sachlage  ent- 
sprechenden Gründe  des   ersten  Richters   und  in  der  Erwtfgung,   dals 
nach  dem  Zeugnisse  des  Bttigermeisteramtes  von  Hofheim  ddo.  9.  Sep- 
tember 1894  und  den  sonstigen  Erhebungen  Ludwig  N.  seinen  letzten 
ständigen  Wohnsitz    vor   seiner  im   Jahre  1847   oder   1848    erfolgten 
Auswanderung  nach  Amerika  in  Hofheim  am  Taunus  hatte,   woselbst 
er  damals  auch  heimatsberechtigt  war,   dafs  ein   späterer  Wohnort  des 
seither  Verschollenen  nicht  bekannt  vmrde,  und   dafs  auch  ein  Nach- 
weis daftlr,  dafs  der  Genannte  die  durch  seine  Zuständigkeit  nach  Hof- 
heim erworbene  nassauische,  respektive   preufsische  Staatsangehörigkeit 
S{Ater  verloren  habe,  nicht  erbracht  wurde  und  mit  Rücksicht  auf  seine 
Verschollenheit  auch   nicht  erbracht  werden  konnte,    daher   §  25   des 
kaiserlichen  Patentes  hier  keine  Anwendung  findet,  vielmehr  nach  §  23 
des  citierten  Gesetzes  und  im  Hinblick  auf  die  in   der  Bescheinigung 
des  königl.  preufs.  Justizministers  vom  15.  Dezember  1895   enthaltene 
Reciprocitätserklärung   die  Erbschaftsverhandlung  nach  Ludwig  N.  dem 
Amtsgerichte  Höchst  am  Main,  als  dem  Gerichte  des  letzten  bekannten 
Wohnsitzes  des  Genannten,   zu  überlassen  war,   und  das  k.  k.  stttdt- 
del.  Bezirksgericht  in  Döbling  sich  lediglich  auf  die  in  den  §§  137  bis 
139    des    citierten   Gesetzes    vorgeschriebenen   Vorkehrungen    zu    be- 
schränken hat. 

Den  aufserordenüichen  Revisionsrekurs  der  k.  k.  n.  ö.  Finanz- 
prokuratur in  Vertretung  des  Kaducitätsärars  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichts- 
hof mit  Entscheidung  vom  1.  September  1896,  Z.  10100,  wegen  Ab- 
ganges der  zur  Abänderung  oder  Authebung  gleichförmiger  Entschei- 
dungen im  Sinne  des  §  16  des  kais.  Patentes  vom  9.  August  1854i 
^T,  208  R.G.B1.,  zurückzuweisen  befunden. 
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Zur  Frage,  betreffend  die  VoUstrecJcbarkeit  ausländischer 
(preufsischer)  Civilurteile  in  Österreich, 

EDtscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtahofes  in  Wien  vom  11.  August  1896, 

Z.  9358. 

Das  Begehren  der  Breslauer  Firma  A.  um  Vollstreckbarkeits- 
erklärung des  in  ihrer  Rechtssache  gegen  den  in  österr.  Schlesien 
wohnhaflen  B.  w^n  Zahlung  eines  Wechselbetrages  von  280  Mk. 
vom  preufsischen  Amtsgerichte  in  Breslau  gefüllten  Urteiles  wurde  nach 
durchgeführtem  Delibationsver&hren  flber  Ausbleiben  des  B.  in  allen 
drei  Instanzen  abgewiesen,  vom  Oberlandesgericht  aus  folgenden 
Gründen: 

Allerdings  ist  ftir  die  Frage  der  Vollstreckbarkeit  des  in  Rede 
stehenden  Urteiles  derzeit  §  661  der  C.Pr.O.  für  das  Deutsche  Reich 
mafsgebend  und  es  kann  aus  dem  im  Abs.  5  dieses  Paragraphen  auf- 
gestellten Erfordernisse  ein  Grund  für  die  Verneinung  der  bezeichneten 
Frage  nicht  abgeleitet  werden.  Der  erste  Richter  hat  aber  auch  nicht 
in  Hinblick  auf  diese  Bestimmung  die  angefochtene  Entscheidung 
gestützt,  sondern  die  angesuchte  Vollstreckbarkeitserklärung  deshalb 
verweigert,  weil  es  sich  um  ein  Versäumnisurteil  handelt  und  die 
Ladung  des  Verklagten,  welcher  österreichischer  Staatsbürger  ist,  nicht 
auf  die  im  §  661  Ziff.  4  der  C.Pr.O.  für  das  Deutsche  Reich  vor- 
geschriebenen Art  bewerkstelligt  worden  ist.  Da  in  Ermangelung  einer 
so  beschaffenen  Ladung  im  Geltungsgebiete  der  mehrbezogenen  Civil- 
prozefsordnung  die  Kontumazurteile  Österreichischer  Gerichte  die  Voll- 
streckbarkeit verweigert  wird,  hat  der  erste  Richter  mit  Recht  das  im 
Gesuche  der  klägerischen  Firma  gestellte  Begehren  abgewiesen.  Denn 
die  Gewährung  der  RechtshUlfe  auf  ausländische  Urteile  setzt  nach 
dem  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  Nr.  16  und  dem  Hofdekrete  vom 
15.  Februar  1805  Nr.  711  J.G.S.  in  erster  Reihe  Gegenseitigkeit 
voraus;  es  ist  also  auch  bei  Urteilen  preufsischer  Gerichte  Rechtshülfe 
nur  unter  denselben  Voraussetzungen  und  nach  Erfüllung  derselben 
Formalitäten  zu  gewähren,  als  dies  die  k.  preufsiflchen  Gerichte  gegen- 
über Erkenntnissen  österreichischer  Civilgerichte  thun. 

Dem  aufserordentlichen  Revisionsrekurse  der  Firma  A.  gab  der 
oberste  Gerichtshof  keine  Folge,  weil  die  Rechtsansicht  der  Unter- 
gerichte, dafs  die  Zwangsvollstreckung  beantragende  Partei  dem  Richter 
alle  jene  Umstände  selbst  zu  beweisen  habe,  von  denen  die  Bewilligung 
der  Exekution  abhängt,  —  als  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  und  im 
Sinne  des  Hofdekretes  vom  15.  Februar  1838  Z.  2593  J.G.S.  nicht 
erklärt  werden  kann,  —  hierin  auch  nicht  eine  Nullität  des  Verfahrens 
liegt,  hiernach  die  Voraussetzungen  mangeln,  um  nach  dem  cit  Hof- 
dekrete gleichförmige  Entscheidungen  abzuändern. 
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Zar  Exekution  des  Urteils  der  ungarischen  Börsenschiedsgerichte 
sind  die  österreichischen  Gerichte  nicht  kompetent,  weü  die  dies- 
fällige  Reciprocität  nur  auf  die  rechtskräftigen  Erkenntnisse  der 
ordentlichen  Gerichte  sich  erstreckt  (JustMin,  V.  vom  23.  September 
1862  und  vom  30.  August  1863,  Z.  9627  und  7696). 

£&t8ch.  des  k.  k.  Obenten  Gerichtshofs  vom  1.  Desember  1896  Z.  13548 

(Jur.  Blätter  1897  S.  22). 

In  der  Exekationssache  der  Firma  J.  L.  in  Wien  g^gec  Friedrich 
N.  in  Schwecbat  pdo.  2542  fl«  c.  s,  c.  hat  das  k.  k.  Bezirksgericlit 
in  Schwechat  mit  Bescheid  vom  28.  August  1896,  Z.  7863,  den 
Vollzug  der  vom  königl.  Gerichtshofe  in  Budapest  auf  Grund  des 
Urteils  des  Schiedsgerichtes  der  Budapester  Waren-  und  EflPektenböne, 
Z.  729  ex  1896,  bewilligten  Mobiliarexekution  verordnet 

Dem  Rekurse  des  Friedrich  N.  hat  das  k.  k.  Oberlandeagericbt  in 
Wien  mit  Verordnung  vom  22.  September  1896,  Z.  13  598,  Fol^ 
gegeben,  in  Abänderung  des  erstrichterlichen  Bescheides  die  UnsUtt- 
haftigkeit  des  Vollzuges  des  vom  königl.  Gerichtshofe  in  Budapest  Anf 
Grund  des  Urteils  des  Schiedsgerichtes  der  Budapester  Waren-  and 
Effektenbörse,  Z.  729  ex  1896,  mit  obigem  Bescheide  bewilligten 
Blxekution  ausgesprochen,  die  am  29.  August  1896  vorgenommene 
Pfändung  und  Schätzung  rücksichtlich  Superpfiindung  und  Schätzung 
der  Fahrnisse  des  Exekuten  aufgehoben  uud  die  Rückraittelung  der 
Requisition  des  königl.  Gerichtshofes  in  Budapest  an  diesen  Gericbtsbof 
verordnet;  dies  in  Erwägung,  dafs  der  JustMin.Erlafs  vom  28.  Sep- 
tember 1862,  Z.  9627,  sich  lediglich  auf  den  Vollzug  der  Erkenntnisse 
der  österreichischen  und  ungarischen  Civil-,  Handels-  und  Wexrbsel- 
gerichte  und  keineswegs  auf  den  Vollzug  schiedsrichterlicher  Urteile 
bezieht,'  und  dafs  die  Exekution  eines  schiedsrichterlichen  Urteils  in- 
folge Resolution  vom  81.  Oktober  1785,  Nr.  489  J.G.S.,  bei  dem 
ordentlichen  Richter  des  Unterliegenden  angesucht  werden  mufs,  daher 
das  österreichische  Gericht  im  gegebenen  Falle  zur  Bewilligung  der 
Exekution  auf  Grund  des  schiedsgerichtlichen  Urteils  nicht  kompetent 
erscheint. 

Dem  Revisionsrekurse  der  Exekutionsftlhrerin ,  Firma  J.  L.,  hat 
der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  1.  Dezember  1896. 
Z.  13  548,  keine  Folge  zu  geben  und  die  angefochtene  oberlandes- 
gerichtliche Rekurserledigung  zu  bestätigen  befunden;  dies  in  der  £^ 
wägung,  dafs  mit  dem  Just.Min.Erla8se  vom  80.  August  1863,  Z.  7696, 
wohl  angeordnet  wurde,  dafs  sowohl  die  ungarischen  als  auch  die 
nichtungarischen  Civil-  und  Wechselgerichte  der  Monarchie  den  gegen- 
seitigen, auch  unmittelbar  an  dieselben  gelangenden  Requisitionen  am 
Vollzug  der  Exekution  auf  ein  in  dem  Bezirke  des  requirierten  Gerichtes 
gelegenes  Vermögen  unbedingt  Folge  zu  leisten  und  über  den  Vollzog 
dem  ersuchenden  Gerichte  unmittelbar  Nachricht  zu  geben  haben;  da& 
jedoch  diese  Anordnung  nach  dem  Wortlaute  des  cit  Justizministerial* 
erlasses  darauf  beruht,  dafs  die  rechtskräftigen  Erkenntnisse  der  Cster- 
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reichischen,  nichtangarischen  Civil-,  Handels«  nnd  Wechselgerichte  be» 
ztiglich  der  in  Ungarn  liegenden  Vermögenschaften,  nnd  umgekehrt  die 
rechtskräftigen  Erkenntnisse  der  ungarischen  Civil«,  Handeb«  nnd 
Wecbselgerichte  in  Bezug  auf  das  in  den  übrigen  Kronländem  liegende 
Vermögen  ohne  voigängige  Prüfung  derselben  durch  eine  andere  Be«- 
hörde  als  unbedingt  exekutionsfilhig  erklärt  wurden;  dafs  sonach  die 
in  dem  cit  Jnstizministerialerlasse  angeordnete  Redproeität  in  Ansehung 
des  Vollzuges  einer  bewilligten  Exekution  eines  ungarischen  Grerichtes 
sich  nur  auf  solche  Exekutionsbewilligungen  bezieht,  welchen  ein 
rechtskräftiges  Erkenntnis  eines  ungarischen  Civil-,  Handels-  und 
Wechselgerichtes  zu  Grunde  liegt,  dafs  zu  solchen  Erkenntnissen  Urteile 
des  Schiedsgerichtes  der  Bndapester  Waren-  und  Effektenbörse  wohl 
nicht  gezählt  werden  können;  dafs  insbesondere  das  hier  in  Rede 
stehende  Urteil  dieses  Schiedsgerichtes  vom  8.  Mai  1896)  Z.  729,  laut 
der  Allegate  des  nunmehr  von  der  Firma  J.  L.  am  14.  Oktober  1896) 
z.  Z.  9847,  bei  dem  k«  k.  Bezirksgerichte  Schwechat  unmittelbar  ein- 
gebrachten Exekutionsbewilligungsgesuches  lediglich  darauf  beruht,  dafs 
in  dem  Schlnfsbriefe  ddo.  Schwecliat  28.  Jänner  1896  beide  Teile 
sich  in  StreitfWen  aus  dem  in  demselben  bezeichneten  Geschäfte  der 
Kompetenz  des  Schiedsgerichtes  der  Budapester  Waren-  und  Effekten- 
börse und  dem  inappellablen  Urteile  desselben  unterworfen  haben,  und 
dafs  nach  der  Resolution  vom  31.  Oktober  1785,  Nr.  489  J.G.S. 
lU.  qq,  die  Exekutioti  über  das  schiedsrichterliche  Urteil  —  wenn  die 
Parteien  sich  nicht  auch  in  der  Exekutionsführung  dem  Schiedsrichter 
unterworfen  haben  —  bei  dem  ordentlichen  Richter  des  Unterliegenden 
gesucht  werden  mnfs;  woraus  sich  ergiebt,  dafs  auch  im  vorliegenden 
Falle  nur  allenfitlls  die  Personalinstanz  des  Friedrich  N.  zur  Bewilligung 
der  Exekution  auf  Grund  des  in  Rede  stehenden  Urteils  des  Schieds- 
gerichtes der   Budapester  Waren-  und  Effektenbörse  kompetent   wäre. 

Vollzug  des  Erkenntnisses  eines  ungarischen  Börsenschiedsgerichtes. 
EntBch.  des  k.  k.  OberBten  Gerichtshofes  vom  22.  Dezember  1896,  Z.  14886. 

Über  Requisition  des  königl.  Gerichtshofes  in  Budapest  vom  14.  Juli 
1896,  Z.  23467,  hat  das  städtisch-delegierte  Bezirksgericht 
in  Reichenberg  mit  den  Bescheiden  vom  30.  Juli  1896  und  vom 
3.  August  1896  die  der  protokollierten  Firma  J.  L.  in  Wien  auf 
Crrund  des  rechtskräfUgen  Urteiles  des  Schiedsgerichtes  der  Budapester 
Waren-  und  Effektenbörse,  Z.  729/896,  gegen  F.  B.,  protokollierten 
Eaufnuum  in  S.  (Niederösterreich),  pto.  2542  fl.  ö.  W.  s.  N.  G.  be- 
willigte fortsetzungsweise  Exekution  auf  dessen  in  Reichmberg  befindr 
liehe  Fahrnisse  zum  Vollzuge  verordnet  und  auch  in  Vollzug  gesetzt 
Dem  gegen  diese  beiden  Bescheide  eingebrachten  Rekurse  des  Exekuten 
F.  B.  hat  das  Oberlandesgericht  in  Prag  mit  der  Erledigung 
vom  23.  September  1896,  Z.  20  774,  keine  Folge  gegeben.  Dies  in 
der  Erwägung,  weil  die  Frage,  ob  auf  Grund  des  von  dem  Schieds- 
gerichte   der   Budapester  Waren-    und   Effektenbörse   gefUlten   rechts- 
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kräftigen  Urteiles  Z.  729/896  von  dem  Budapester  kOnigl.  Gerichtshole 
gegen  F.  B. ,  protokollierten  Kaufmann  in  S.  (Niederösterreich) ,  pto. 
der  Firma  J.  L.  in  Wien  zuerkannten  2542  fl.  ö.  W.  8.  N.  G.  die 
Mobiliarexekution  zu  bewilligen  war  oder  nicht,  im  ordentlichen 
Instanzenzuge  gegen  den  von  diesem  kOnigl.  ungarischen  Gerichtshofe 
ergangenen  Bewiiligungsbescheid  vom  14.  Juli  1896,  Z.  23467,  ^or 
den  kOnigl.  ungarischen  Gerichten  auszutragen  war,  weil  femer  die 
von  den  Schiedsgerichten  der  Waren-  und  Effektenbörse  gefilUten  nnd 
in  Rechtskraft  erwachsenen  Urteile  gleich  den  von  den  Civil-,  Handels- 
und Wechselgerichten  gei^lllten  rechtskrttftigen  Erkenntnissen  voUstred- 
bar  sind  und  weil  der  über  die  Requisition  des  Budapester  kdnigl 
Gerichtshofes  vom  14.  Juli  1896,  Z.  28  467,  von  dem  städtisch  -  del^ 
gierten  Bezirksgerichte  in  Reichenbei^  erlassene  Vollzugsauftng  Tom 
80.  Juli  1896,  Z.  16  456,  und  der  am  80.  Juli  1896,  Z.  17046, 
erfolgte  Vollzug  der  Mobiliarexekution  des  I.  und  U.  Grades  in  dem 
Erlasse  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  28.  September  1862,  Z.  9627, 
seine  Begründung  findet.  Der  oberste  Gerichtshof  hat  mit  Ent- 
scheidung vom  22.  Dezember  1896,  Z.  14886,  dem  aufserordentlicben 
Revisionsrekurse  des  F.  B.  gegen  die  gleichförmigen  Erledigungen  der 
Untei^erichte  nach  dem  Hofdekrete  vom  15.  Februar  1888,  Nr.  2593 
J.G.S.  stattgegeben,  die  angefochtenen  Verftlgungen  samt  ihrem  Voll- 
zuge aufgehoben  und  die  Zurückstellung  des  Ersuchsschreibens  an  den 
königl.  Gerichtshof  in  Budapest  verordnet,  weil  die  auf  dem  Erlasse 
des  k.  k.  Justizministeriums  vom  28.  September  1862,  Z.  9627,  be- 
ruhende gegenseitige  unmittelbare  Vollstreckbarkeit  der  rechtskräftigen 
Erkenntnisse  der  Osterreichischen  und  der  ungarischen  Civil-,  Hand^- 
und  Wechselgerichte  auf  Erkenntnisse  von  Schiedsgerichten  weder 
dem  Wortlaute  noch  der  Gleichartigkeit  nach  bezogen  werden  kann, 
weil  eben  die  letztere  nicht  unterwaltet,  nach  dem  Gesetze  Tom 
1.  August  1895,  RG.Bl.  Nr.  112  Art.  XIII,  hierlands  die  Börm- 
Schiedsgerichte  die  ihnen  durch  staatlich  genehmigte  Statuten  an- 
geräumte  Befugnis,  die  Exekution  ihrer  Aussprtlche  zu  bewilligen« 
verloren  haben,  wogegen  nach  der  Resolution  vom  31.  Oktober  1785i 
Nr.  489  J.G.S.  lit,  qq  die  Exekution  auf  ein  schiedsrichterliches  Urteil 
bei  dem  ordentlichen  Richter  des  Unterliegenden  anzusuchen  ist,  wie 
denn  auch  mit  der  Min.V.  vom  14.  Februar  1896,  R.G.BI.  Nr.  29 
Abs.  VU,  zu  einer  solchen  Bewilligung  jenes  Gericht  bestimmt  erscheint, 
bei  welchem  die  verurteilte  Partei  ihren  allgemeinen  Gerichtsstand  in 
Streitsachen  hat,  woraus  aber  folgt,  dafs  das  städtisch-delegierte  Bezirks- 
gericht in  Reichenberg  nicht  berechtigt  war,  auf  das  ErsuchsschreibeD 
des  königl.  Gerichtshofes  in  Budapest,  bei  welchem  F.  B.  seinen  all- 
gemeinen Gerichtsstand  in  Streitsachen  nicht  hat,  den  Schiedssprne^ 
zu  vollstrecken,  weshalb  dieser  offenbar  ungerechte  Vollzug  aufko- 
heben  war. 
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Auslieferungsvertrag  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz, 

Art.  1  Ziff.  13. 

Eotsch.  des  Bnndesgerichts  vom  15.  Dezember  1896. 

In  Sachen  der  Witwe  Bertha  Rieger  geb.  Heaer  von  Wiesbaden, 
betreffend  Aosliefening,  haben  sich  ans  den  Akten  folgende  Thatsachen 
ergeben: 

A.  Durch  Haftbefehl  des  grofsherzoglichen  Amtsgerichts  Baden- 
Baden  vom  16.  September  1896  werden  der  zu  Danzig  geborene 
Hydropath  Albrecht  Adolf  Otterson  and  die  etwa  28  Jahre  alte  Witwe 
Bertha  Rieger  geb.  Heaer  von  Wiesbaden,  beide  königl.  preufsische 
Staatsangehörige  and  zaletzt  wohnhaft  in  Baden-Baden,  beschaldigt,  in 
der  Absicht,  sich  einen  rechtswidrigen  Vermögensvorteil  za  verschaffen, 
gemeinschaftlich  in  den  Monaten  Mai  bis  Jali  1896  das  Vermögen  des 
Kaufmanns  Gustav  Joes  in  Baden  dadurch  beschädigt  zu  haben,  dafs 
sie  durch  Vorspiegelung  bischer  und  Unterdrttckuog  wahrer  Thatsachen 
einen  Irrtum  erregten,  indem  Otterson  bei  Bestellung  von  Einrichtungs- 
gegenständen  ftlr  die  von  ihm  errichtete  Wasserheilanstalt  behauptete, 
Vermögen  zu  besitzen,  auch  die  Gegenstände  bar  bezahlen  zu  wollen, 
insbesondere  angab,  sehr  wertvolle  Kunstgegenstände,  drei  Ölgemälde, 
zu  Eigentum  zu  haben,  welche  volle  Sicherheit  für  den  von  Joos  ge- 
^währten  Kredit  bieten,  Frau  Rieger  aber,  welche  Otterson  als  seine 
£heirau  ausgab,  bei  Vorzeigen  dieser  Gegenstände  und  Bezeichnung 
derselben  als  Ottersons  Eigentum  stillschwieg,  somit  die  Richtigkeit 
seiner  Behauptung  bestätigte,  während  jene  Wertobjekte  thatsächlich 
[Eigentum  der  Frau  Ri^er  seien,  und  von  ihr  in  dem  Betreibungs- 
▼erfahren  gegen  Otterson  mittelst  Widersprnchsklage  als  ihr  Eigentum 
herausgefordert  werden  —  dafs  sie  also  durch  jene  falschen  Vor- 
spiegelungen den  Joos  in  den  Irrtum  versetzten,  als  sei  er  vollkommen 
gesichert,  und  ihn  bestimmten,  Einrichtungsgegenstände  für  Ottersons 
Wasserheilanstalt  im  Preise  von  449  Mk.  13  Pf.  ohne  Zahlung  abzu- 
geben, —  somit  des  gemeinschaftlich  verübten  Betmgs  nach  §§  263,  47 
des  R.Str.G.B.s  und  Art  1  Ziff.  13  des  AusLVertr.  zwischen  Deutsch- 
land und  der  Schweiz  vom  24.  Januar  1874.  Gestützt  auf  diesen 
Haftbefehl  stellte  das  Grofsherzoglich  Badische  Ministerium  des  Hauses 
und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  durch  Note  vom  9.  Oktober  1896 
in  Gemäfsheit  des  schweizerisch  -  deutschen  Auslieferungsvertrages  beim 
schweizerischen  Bundesrate  das  Ersuchen  um  Auslieferung  der  beiden 
Beschuldigten.  Die  Witwe  Rieger  wurde  in  Luzem  festgenommen, 
Otterson  dag^en  konnte  nicht  ausfindig  gemacht  werden. 

B.  Namens  Bertha  Rieger  protestierte  Fürsprech  Dominik  Jost  in 
Luzem  gegen  die  begehrte  Auslieferung.  Er  produzierte  eine  vom 
Notar  E.  Gallus  in  Baden-Baden  als  echt  beglaubigte  Quittung  des 
Damnifikaten  Gustav  Joos,  datiert  Baden  Oktober  1896,  worin  derselbe 
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bescheinigt,  in  Sachen  Ottenon  vom  Rechtanwalt  Schäfer  faeate  Mk.  390,13 
empfangen  zu  haben,  and  bemerkt,  Rechtsanwalt  SchSfer  erklare  für 
den  Rest  seiner  Hanptforderang ,  sowie  für  die  Kosten  Deckung  in 
Händen  zu  haben,  diese  Kosten  aber  im  Civilwc^  bestreiten  za  woUeB; 
weshalb  er,  Joes,  die  gepf^indeten  Gegenstände  von  der  Arrestpfibidmig 
frei  gebe.  Der  Anwalt  der  Reqairierten  fUhrte  sodann  ans:  Nach 
§  223  des  lozemiscben  KriminalStr.G.B.  vom  29.  November  1860  wi 
zom  Thatbestand  des  Betrages  erforderlich  eine  zam  Nachteil  der  Ver- 
mögensrechte eines  Andern  unternommene  Täoschong.  Diese  TSoschimg 
müsse  aber  durch  eine  Handlang  hervox^gerufen  worden  sein,  ein  panivcf 
Verhalten  genüge  nicht  Das  ergebe  sich  namentlich  aas  Abs.  2,  wo 
der  Ausdruck  Täuschung  durch  täuschende  BLandlung  näher  bestimmt 
werde.  Danach  treffe  der  Begriff  des  Betruges  nach  §  223  des  Krnniiuü- 
StO.  auf  den  im  Haftbefehl  konstatierten  Thatbestand  nicht  zo.  Es 
falle  aber  weiter  entscheidend  in  Betracht,  dafs  im  vorliegenden  Falle 
der  Damnifikat  durch  die  Requirierte  befriedigt  worden  sei.  Dorch  die 
konstante  Gerichtsprazis  habe  sich  nämlich  im  Kanton  Luzem  bezüglich 
der  Verfolgbarkeit  der  Betrugsdelikte  eine  Einschränkung  herausgebildet, 
indem  in  jenen  Fällen ,  wo  der  Schaden  gut  gemacht  sei ,  eine  Straf- 
verfolgung nicht  mehr  eintrete,  und  eine  bereits  angehobene  Unte^ 
suchung  sofort  niedergeschlagen  werde.  E^  würde  daher  im  Kantoa 
Luzem  im  vorliegenden  Falle  sofort  jede  weitere  Stra^erfolgung  ein- 
gestellt Auf  diese,  durch  die  Grerichtsprazis  ausgesprochene  müde 
Interpretation  der  luzemischen  Strafgeset^bung  könne  sich  die  Re- 
quirierte mit  Recht  berufen.  Aber  auch  nach  deutschem  Strafirechta 
liege  in  dem  der  Requirierten  zur  Last  gelegten  Verhalten  der  That- 
bestand des  Betruges  nicht  vor.  £8  fehle  dabei  vor  allem  an  dem 
Moment  der  gewinnsüchtigen  Absicht  In  der  That  habe  Frau  Bieg« 
niemals  die  Absicht  gehabt,  den  Lieferanten  Joes  durch  ihr  Verhaltea 
zu  schädigen  und  sich  oder  ihrem  Verlobten  einen  Vermögensvoitefl 
zu  verschaffen,  was  auch  daraus  hervorgehe,  dafs  sie  den  ersteren  aas 
ihrem  eigenen  Gelde  beiriedigt  habe.  Ferner  sei  auch  nach  dentBcbeo 
Strafrecht  für  den  Betrugsthatbestand  das  blofse  Stillschweigen  nidU 
genügend,  sondern  es  sei  eine  Thätigkeit,  ein  Handeln  erforderlick 
Durch  eine  Unterlassung  könne  nur  dann  ein  Verbrechen  verübt  wer- 
den, wenn  eine  Rechtspflicht  zum  Handeln  bestehe,  was  aber  hier  nicht 
der  Fall  gewesen  sei.  Endlich  wird  zur  Begründung  der  Einsprache 
gegen  die  Auslieferung  Art  3  letzter  Absatz  des  schweizerischen  An»' 
lieferungsgesetzes  angerufen,  wonach  die  Auslieferung  wegen  Greriog- 
Algigkeit  des  Falles  verweigert  werden  dürfe. 

C.  Der  Generalanwalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  spricht 
sich  dahin  aus,  dafs  dem  gestellten  Auslieferungsbegehren  nicht  za  est- 
sprechen  sei,  indem  nach  Inhalt  des  Haftbefehles  eine  Betrogshandloog 
nicht  vorliege.  Sowohl  nach  dem  luzemischen,  als  nach  dem  deutseheo 
Strafgesetz  gehöre  zum  Thatbestand  des  Betrages  als  wesentliches 
Requisit  die  ökonomische  Schädigung  des  Getäuschten.  In  dem  Haft^ 
befehl  werde  nun  allerdings   behauptet,   dafs  die  Angeschuldigten  das 
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Yennögen  des  Kaufmanns  Gustav  Joos  geschädigt  haben,  aber  diese 
Schädigung  werde  dahin  näher  umschrieben,  dafs  Joes  bestimmt  worden 
sei,  Einrichtungsg^enstände  ^r  Ottersons  Wasserheilanstalt  im  Preise 
von  449  Mk.  ohne  Zjahlnng  abzugeben,  d.  h.  dafs  er  die  Waren  auf 
Kredit  verabfolgt  habe.  Das  Kreditgeben  an  sich  involviere  noch 
keineswegs  eine  Benachteiligung  des  Verkäufers,  die  Schädigung  trete 
erst  ein,  wenn  der  Käufer  den  gewährten  Kredit  mißbrauche,  wenn 
er  nicht  zahlen  wolle  oder  könne.  Von  einer  solchen  Schädigung  sei 
im  Haftbefehl  nichts  erwähnt  Aus  der  bei  den  Akten  liegenden 
Quittung  gehe  hervor,  dafs  Joos  bereits  eine  Zahlung  von  390  Mk. 
13  Pf-  empfangen  habe  und  dafs  für  den  Rest  Deckung  vorhanden  sei. 

D.  Mit  Schreiben  vom  80.  Oktober  1896  übermittelte  der  schweize- 
rische Bundesrat  dem  Bundesgerichte  die  Akten  zur  Entscheidung. 

E.  Vom  Instrnktionsrichter  angefordert,  über  die  behauptete 
Inzemische  Gerichtspraxis  authentischen  Nachweis  zu  erbringen,  reichte 
der  Anwalt  der  Requirierten  eine  Bescheinigung  des  Amtsstatthalter* 
adjunkts  von  Luzern  ein,  des  Inhaltes,  dafs  nach  konstanter  im  Kanton 
liozem  bestehender  Plrazis  Strafklagen  wegen  einziehen  Betruges  oder 
einfiicher  Unterschlagung,  sowie  diesfalls  durchgeführte  oder  angehobene 
Strafiintersuchnngen  in  jedem  Stadium  reponiert  werden  können,  sofern 
der  Kläger  bezw.  Damnifikat  befriedigt  sei.  In  seiner  Vernehmlassung 
vom  9.  Dezember  d.  J.  hat  sich  das  Obergericlit  des  Kantons  Luzern 
ttber  diese  Praxis  folgendermafsen  ausgesprochen: 

„Nach  unserm  luzemischen  Kriminalstrafgesetzbuch  sind  fUr  die 
Gerichtspraxis  auseinander  zu  halten  der  sog.  Betrug  in  Vertragsver- 
hältnissen  im  Sinne  des  §  225  des  cit.  Gesetzes  und  der  gemeine' 
Betrug,  wo  kein  Vertragsverhältnis  vorliegt  Beztlglich  des  erstem  be- 
stimmt §  225  cit.,  dafs,  wo  in  Vertragsverhältnissen  nach  civilrecht* 
licshen  Grundsätzen  wegen  rechtswidriger  Täuschung  auf  Aufhebung 
des  Geschäftes  oder  auf  Schadenseraatz  geklagt  werden  könne,  die 
Strafverfolgung  erat  auf  Klage  des  Beschädigten  eintrete,  und  zwar 
selbst  dann  nur  in  dem  Falle,  wenn  die  Täuschung  unter  Umständen 
bewirkt  worden  sei,  aus  denen  hervorgeht,  dafs  der  Täuschende  sich 
zugleich  den  Entschädigungsansprtlchen  des  Andern  zu  entziehen  suchte 
oder  dafs  er  doch  sein  Unvermögen  zur  Entschädigungsleistung  bei 
künftiger  Erhebung  einer  Klage  vorgesehen  haben  müsse.  Demgemäfs 
kann  in  einem  solchen  Falle  nach  §  10  Abs.  3  des  luzern.  St.R.V., 
wo  von  den  Antragsdelikten  gehandelt  wird,  die  bereits  gestellte  Privat- 
klage vom  Beschädigten  mit  die  Untersuchung  niederschlagender  Wir- 
kung vor  der  Beurteilung  zurückgezogen  werden,  immerhin  unter  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Kosten  und  in  der  Voraussetzung,  dafs  der 
Angeklagte  sich  damit  einverstanden  erklärt  Gestützt  auf  diese  Gesetzes- 
steilen  hat  das  luzemische  Obei^ericht  bereits  den  29.  September  1865 
die  Überweisung  eines  Beklagten  ans  Ejriminalgericht  verweigert,  und 
es  hat  sich  diesfalls  thatsächllch  die  feststehende  Praxis  gebildet,  dafs 
bei  Betrug  in  Vertragsverhältnissen  die  Befriedigung  des  Beschädigten 
und  der  Klagerückzug  in  jedem  Stadium  vor  der  Beurteilung  die  Frei- 
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sprechmig  des  Beklagtea  begründen.  Wu  dagegen  den  Betrag  nach 
§  223  cit  betrifft,  bo  bat  hierortiger  Oerichtsbof  freilich  in  den  Jahnn 
1885,  1886  and  1889  drei  Fülle  beurteilt,  wo  infolge  Befriedigung 
des  Geschädigten  und  darauf  sich  gründenden  EJagerttckzogs  die  Fm- 
sprechung  des  Beklagten  erfolgte.  Es  ist  hier  indessen  darauf  hiuQ* 
weisen,  dafs  gemäfs  §  224  Abs.  1  des  luzem.  St.R.V.  hinsicbtUch  der 
Schuldfrage  in  ELriminalsachen  zor  Vemrteilung  durch  das  Obeigeiicbt 
zwei  Drittteile  der  Stimmen  erforderlich  sind.  So  mag  auch  in  den 
erwäbnten  Streitfällen  die  Freisprechung  der  Beklagten  thatsächlicb  nur 
dadurch  herbeigefllhrt  worden  sein,  —  wie  dies  wenigstens  bezüglich 
eines  der  drei  Fiüle  feststeht  — ,  dafs  nicht  die  gesetzlich  erforderliche 
Zweidrittelmehrheit  der  urteilenden  Richter  für  die  Bejahung  der 
Schuldfrage  gestimmt  hat  Wir  dürfen  daher  nicht  behaupten,  iidi 
sich  in  genannter  Richtung  eine  auf  die  Anschauung  der  absolutoi  oder 
relativen  Mehrheit  unseres  Gerichtshofes  gegrtlndete,  konstante  Pnxis 
gebildet  habe.^ 

Das  Bundesgericht  ziebt  in  Erwägung: 

1.  Wegen  der  Geringfügigkeit  des  Falles  kann  die  Auslieferong 
nicht  verweigert  werden.  Allerdings  bestimmt  der  vom  Anwalt  der 
Requirierten  angerufene  Art  3  letzter  Absatz  des  Ausl.Ge8.  von 
22.  Januar  1892 ,  dafs  fllr  leichtere  Vergehen  die  Auslieferung  ver- 
weigert werden  könne,  allein  diese  Bestimmung  greift  hier  nicht  Platz, 
da,  wie  das  Bundesgericht  wiederholt  ansgesprochen  hat,  das  Bandes- 
gesetz  vom  22.  Januar  1892  den  Bestimmungen  der  bestehenden  Ans* 
liefernngsvertrüge  weder  derogieren  wollte  noch  konnte.  Mafsgebeod 
sind  hiemach  einzig  die  Bestimmungen  des  schweizerisch  -  deutschen 
Auslieferungsvertrages,  und  diese  enthalten  einen  entsprechenden  Vor- 
behalt nicht 

2.  Nach  Art  1  Ziff.  18  des  schweizerisch  -  deutschen  Ausl.Veitr. 
setzt  die  Auslieferung  wegen  Betrugs  voraus,  dafs  die  Handlnngeo« 
wegen  welcher  die  Auslieferung  verlangt  wird,  nach  der  Gesetzgebaog 
der  beiden  Vertragsstaaten  als  Verbrechen  oder  Vergehen  strafbar  seien. 
Als  das  raafsgebende  schweizerische  Recht  gilt  im  vorliegenden  FtXk 
da  die  Requirierte  im  Kanton  Luzem  festgenommen  worden  ist,  das 
luzemische  Strafrecht  Nun  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  nach  Inxer- 
nischem  Strafrechte  die  Strafverfolgung  schon  wegen  Ersatz  des  SchadcDS 
ausgeschlossen  und  aus  diesem  Grunde  die  AusliePemng  zu  verweigern 
wäre.  Denn  jedenfalls  genfigen  die  im  Haftbefehle  behaupteten  Tbat- 
Sachen  nicht,  am  den  Thatbestand  des  Betrags,  wie  derselbe  in  Ao* 
Wendung  des  §  223  des  luzemischen  Str.G.B.  von  der  luzeraischai 
Praxis  aufgefafst  wird,  herzustellen.  §  223  cit.  erfordert  eine  zam 
Nachteile  der  Vermögensrechte  eines  Andern  unternommene  T8aschan§> 
Nun  erblickt  der  Haftbefehl  die  betrügerische  Handlung  der  Requirierten 
ausschliefslich  darin,  dafs  dieselbe  zu  der  Behauptung  des  OttersoD,  die 
von  diesem  voi^ezeigten  Gemftlde  seien  sein  Eigentum,  stillgeschwicgeiL 
somit  die  Richtigkeit  seiner  Behauptung  bestätigt  habe,  während  jene 
Wertobjekte  thatsächlicb  ihr  (der  Requirierten)  Eigentum  gewesen  and 
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von  ihr  in  dem  Betreibangsverfahren  gegen  Otterson  als  ihr  Eigentum 
heraosgefordert  worden  seien;  die  Beqairierte  habe  also  dazu  mit- 
gewirkt, den  J008  darch  falsche  Vorspiegelangen  in  den  Irrtum  zu 
versetzen,  als  sei  er  vollkommen  gesichert,  und  ihn  dazu  zu  bestimmen, 
dem  Otterson  für  ihn  bestimmte  Einrichtungsgegenstände  ohne  Bezahlung^ 
abzugeben.  Allein  die  im  Haftbefehle  behauptete  Täuschung  des  Joos 
über  das  Eigentum  an  den  vorgezeigten  Gemftiden  war  nun  doch  für 
Vermögensrechte  desselben  nur  dann  von  Bedeutung,  dieselbe  also  nur 
dann  im  Sinne  des  §  223  des  luzemischen  Str.G.B.s  zum  Nachteile 
solcher  Vermögensrechte  unternommen,  wenn  die  Absicht  der  Requi- 
rierten von  vornherein  darauf  gerichtet  war,  den  Vermögenswert  jener 
Gemälde,  soweit  er  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  erforderlich  war, 
dem  Zugriffe  desselben  zu  entziehen.  Ging  die  Absicht  der  Requirierten 
nicht  dahin,  sondern  war  dieselbe  im  Gegenteil  gewilligt,  dem  Gläubiger 
für  den  Vermögenswert  jener  Gemälde,  soweit  er  für  dessen  Befriedigung 
erforderlich  war,  einzustehen,  so  lag  eine  zum  Nachteile  der  Vermögens- 
rechte eines  Anderen  unternommene  Täuschung  im  Sinne  des  luzemi- 
schen Gesetzbuches,  wie  dasselbe  in  der  luzernischen  Praxis  ausgelegt 
wird,  nicht  vor;  denn  dem  Gläubiger  konnte  es  ja  gleichgültig  sein, 
ob  ihm  für  seine  Forderung  gerade  jene  Gemälde  (an  denen  er  ein 
besonderes  Recht  wirklich  erworben  zu  haben  gar  nicht  behauptete) 
hafteten,  oder  ob  er  in  anderer  Weise  (durch  ein  gleichwertiges  Ver- 
mögensKquivalent)  gesichert  war.  Nun  ist  aber  im  Haftbefehle  nicht 
behauptet,  dafs  die  Requirierte  (bei  dem  in  demselben  behaupteten 
Stillschweigen  zu  der  Darstellung  des  Otterson)  die  Absicht  gehabt 
habe,  dem  Gläubiger  diejenige  vermögensrechtliche  Sicherheit  für  seine 
Forderung  nicht  zu  gewähren,  auf  welche  er  (nach  dieser  Darstellung) 
rechnen  konnte.  Die  blofse  Thatsache,  dafs  sie  später  in  dem  Be- 
treibungsver&hren  gegen  Otterson  die  Gemälde  als  ihr  Eigentum  be- 
anspruchte, ist  nicht  geeignet,  diese  zum  Thatbestande  des  Betrug» 
nach  Inzemischem  Strafrechte  erforderliche  Absicht  zu  ersetzen.  Denn 
mit  dieser  Thatsache  ist  ja  sehr  wohl  vereinbar,  dafs  die  Requirierte 
von  vornherein  die  Absicht  gehabt  haben  konnte,  dem  Gläubiger  für 
einen,  dem  Werte  der  Gemälde,  soweit  er  zu  dessen  Befriedigung  er* 
forderlich  war,  entsprechenden  Betrag  einzustehen,  und  in  diesem  Falle 
lag  eine  für  Vermögensrechte  des  Gläubigers  erhebliche  Täuschung  in 
der  unrichtigen  Annahme,  die  bei  demselben  hinsichtlich  des  Eigentums- 
verhältnisses an  den  Gemälden  erweckt  worden  sein  mag,  gar  nicht 
vor.  Es  ist  denn  auch,  was  allerdings  für  sich  allein  nicht  entscheidend 
sein  könnte  (nach  dem  thatsKchlichen  Verlaufe  der  Angelegenheit)  gar 
nicht  wahrscheinlich,  dafs  die  Requirierte  in  Wirklichkeit  die  Absicht 
gehabt  habe,  beim  Gläubiger  einen  für  dessen  vermögensrechtliche 
Sicherheit  erheblichen  Irrtum  hervorzurufen,  den  Gläubiger  zum  Nach- 
teile seiner  Vermögensrechte  zu  täuschen.  Vielmehr  ist  es  viel  eher 
anzunehmen,  dafs  die  Requirierte,  wenn  die  Darstellung  des  Haft- 
befehles richtig  ist,  zu  den  Angaben  des  Otterson  deshalb  schwieg,  weil 
sie  (zufolge   ihrer   nahen   persönlichen  Beziehungen   zu  diesem)   dessen 
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Angaben  über  das  Eigentamsverbältnis  an  den  OemSlden  ftlr  (hinsiebt- 
lich  der  Rechte  des  Gläubigers)  anerheblich  erachtete. 
Demnach  hat  das  Bandesgericht  erkannt: 
Die  begehrte  Aaslieferung  der  Witwe  Bertha  Rieger  geb.  Heaer 
wird  nicht  bewilligt 

Art.  6  der  internationalen  Konvention  vom  20.  März  1883,  — 
Inwieweit  sind  ausländische  Marken  nach  dem  Rechte  des  Urspnmg^ 

landes  zu  beurteilen? 

Entsch.  des  BondeBgerichts  vom  25.  April  1896  (Revue  etc.  14.  Bd.  8. 170). 

Nach  der  internationalen  Konvention  zam  Schatze  des  gewerb- 
lichen Eigentams  vom  20.  März  1883  niafs  die  Form  der  ans  den 
Vereinsstaaten  stammenden  Marken  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Staates  benrteilt  werden,  welche  für  dieselben  im  Ursprangslande  nAfs- 
gebend  sind  (s.  Art.  6  Abs.  1  der  intern.  Konvention  and  Ziff.  4  des 
Schlafsprotokolls).  Soweit  es  sich  also  nnr  am  die  Frage  handelt,  ob 
einer  Marke  wegen  ihrer  Form  der  gesetzliche  Schatz  gewährt  oder 
versagt  werden  milsse,  kommt  das  Recht  des  Ursprnngslandes  zur  An- 
wendang.  Bezüglich  aller  übrigen  Fragen  gilt  dagegen  das  schweize- 
rische Recht,  and  es  ist  die  Annahme  nicht  richtig,  dafs  aach  Angrifie 
gegen  den  innem  Gehalt,  wie  die  Voriustanz  sich  aasdrückt,  oder  gegen 
die  materielle  Berechtigung  einer  Marke  nach  dem  Rechte  des  Ünprangs- 
landes  za  beurteilen  seien.  Denn  die  Bestimmungen  des  schweizerischen 
Markenschutzgesetzes  sind  zwingender  Natur  und  finden  daher  in  det 
Schweiz  nur  insofeme  keine  Anwendung,  als  denselben  StaatsvertrXge 
entgegenstehen.  Dies  ist  aber,  wie  bemerkt,  nur  der  Fall  bezUglicb 
der  Form  der  Fabrik-  und  Handelsmarken;  in  allen  übrigen  Punkten 
ist  demnach  das  schweizerische  Recht,  und  zwar  ohne  Rücksicht  daranf, 
ob  dasselbe  mit  dem  Rechte  des  Ursprungslandes  der  Marke  überein- 
stimme, mafsgebend,  insbesondere  also  auch  bezüglich  der  Fragen,  ob 
ein  Zeichen  ein  Fabrikzeichen,  oder  deswegen  des  gesetzlichen  Schatzes 
nicht  f^hig  sei,  weil  es  Angaben  über  die  Art  der  Herstellung,  die 
Beschaffenheit  oder  Bestimmung  der  Ware  enthalte,  oder  die  Gefiüir 
einer  Täuschung  begründe. 

ParteiunUe  für  Anwendung   des   örtlichen  Rechts.    —    örtliche 

Recht  für  Deliktsobligationen. 

Entsch.  des  Bundesgerichts  vom  10.  April  1896  (Revue  der  Gerichtspraiä 
im  Gebiete  des  Bundescivilrechts,  14.  Bd.  8.  136). 

Aus  den  Gründen: 

1.  In  konstanter  Praxis  hat  das  Bundesgericht  an  dem  Grund- 
sätze festgehalten,  dafs  die  Wirkungen  eines  obligatorischen  Rechts- 
geschäftes,  die  nicht  von  Rechtssätzen  zwingender  Natur  behenscbt 
werden,  sondern  der  Parteidisposition  unterworfen  sind,  naoh  demjenigen 
Landesrechte  zu  beurteilen  seien,  welches  die  Parteien  beim  GSeschSfis- 
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abfieUafs  hierfür  als  mafsgebend  erachtet  haben,  oder  der  Natur  der 
Sache  nach  redlicher  nnd  vernünftiger  Weise  als  mafsgebend  haben 
erachten  müssen.  Nun  sind  die  Vorschrüten  des  eidgenössischen 
Obiigationenrechts  über  die  Unwirksamkeit  der  Vertrüge  wegen  Vor- 
handensein von  Willensmi&ngeln  nicht  zwingender  Natur,  so  dafs  es 
den  Parteien  freisteht,  das  hierfür  mafsgebende  Recht  zn  bestimmen. 

2.  Bezüglich  der  Deliktsobltgationen  geht  in  Doktrin  nnd  Praxis 
die  vorherrschende  Ansicht  dahin,  dafs  dieselben  nach  dem  am  Orte 
der  That  geltenden  Rechte  zu  beurteilen  seien.  Im  vorliegenden  Falle 
kommt  non  aber  in  Betracht,  dafs  die  Klage  aosschliefslich  gegen  eine 
Aktiengesellschaft  gerichtet  ist,  welche  für  die  Folgen  des  von  ihrem 
Direktor  in  dieser  Eigenschaft  angeblich  verübten  Delikts  verantwortlich 
gemacht  wird.  Beztlglich  der  Haftung  für  Schttdigungen  Dritter,  ins- 
besondere derjenigen  des  Geschäftsherm  für  Schädigungen,  welche  seine 
Angestellten  bei  Ausübung  ihrer  geschäftlichen  Verrichtungen  verursacht 
haben ,  ist  nun  allerdings  die  Ansicht  auch  vertreten ,  dafs  dieselbe 
nach  dem  am  Thatorte  geltenden  Rechte  sich  richte;  allein  es  kann 
dieser  Ansicht  nicht  beigetreten  werden,  sondern  es  ist  anzunehmen, 
dafs  das  am  Wohnsitze  des  in  Anspruch  genommenen  Geschäftsherm 
geltende  Recht  zur  Anwendung  kommen  müsse.  Das  Wohnsitzrecht 
verdient  in  Fällen,  wo  Jemand  aus  seiner  Haftung  für  fremdes  Thun 
oder  Unterlassen  in  Anspruch  genommen  wird ,  den  Vorzug ,  weil  es 
sich  hier  um  Verhältnisse  handelt,  welche  natuigemäfs  ein  jeder  nach 
den  Gepflogenheiten  seines  Wohnsitzes  gestaltet  (s.  Neumann,  intern. 
Privatr.  8.  92,  vergL  auch  v.  Bar,  Theorie  etc.  Bd.  II  S.  122  und 
Liehrbuch  etc.  S.  126),  bei  juristischen  Personen,  auf  welche  dieser 
Grundsatz  ebenfalls  Anwendung  finden  mufs,  kommt  das  Recht  des 
Ortes  zur  Anwendung,  an  welchem  sie  ihren  Sitz  haben. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,   kaiserliche  Verordnungen  etc. 

Das  Einftlhrungsgesetz  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch 

für  das  Deutsche  Reich  enthält  über  räumliche  Herrschaft 

der  Rechtsnormen  in  den  Artikeln  7— 81  folgende  Bestimmungen: 

Art  7.    Die  Geschäftsfähigkeit  einer  Person  wird  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  beurteilt,  dem  die  Person  angehört. 

'    Erwirbt  ein  Ausländer,  der  volljährig  ist  oder  die  rechtliche  Stellung 
eines  Volljährigen  hat,  die  Reichsangehöngkeit,  so  behält  er  die  rechtliche 
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•Stellung  eines  Volljährigen,  auch  wenn  er  nach  deutschen  Gresetxen  nicht 
volljährig  ist 

Nimmt  ein  Aasländer  im  Inland  ein  Rechtsgeschäft  vor,  für  du  er 
geschäftsunföhig  oder  in  der  GreschäftafUhigkeit  beschränkt  ist,  so  g^ter 
nlr  dieses  Rechtsgeschäft  insoweit  als  geschäftsfähig,  als  er  nach  den  deat- 
sehen  Gesetzen  geschäftsfähig  sein  würde.  Auf  familienrechtiiche  imd  erb- 
rechtliche  Rechtegeschäfte,  sowie  auf  Rechtsgeschäfte,  durch  die  über  em 
ausländisches  Grundstück  verfügt  wird,  findet  diese  Vorschrift  kdne  An- 
wendung. 

Art.  8.  Ein  Ausländer  kann  im  Inlande  nach  den  deutschen  Gosetzen 
entmündigt  werden,  wenn  er  seinen  Wohnsitz  oder,  falls  er  keinen  Woluiat[ 
hat,  seinen  Aufentnalt  im  Inlande  hat. 

Art.  9.  Ein  Verschollener  kann  im  Inlande  nach  den*deutachen  GeaetzeD 
für  tot  erklärt  werden,  wenn  er  bei  dem  Beginne  der  VerschoUenheit  ein 
Deutscher  war. 

Gehörte  der  Verschollene  bei  dem  Beginne  der  Verschollenheit  emem 
fremden  Staate  an,  so  kann  er  im  Inlande  nach  den  deutschen  Gesetzen  mit 
Wirkung  für  diejenigen  Rechtsverhältnisse,  welche  sich  nach  den  deatschen 
Gesetzen  bestimmen,  sowie  mit  Wirkung  für  das  im  Inlande  befindliche  Yer 
mögen  für  tot  erklärt  werden;  die  Vorschriften  des  §  2372  Abs.  2  da 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  finden  entsprechende  Anwendung. 

Hat  ein  verschollener  ausländischer  Ehemann  seinen  letzten  Wohnsitz 
im  Inland,  und  ist  die  im  Inlande  zurückgebliebene  oder  dahin  sorüek- 
gekehrte  Ehefrau  Deutsche  oder  bis  zu  ihrer  Verheiratung  mit  dem  Ver- 
schollenen Deutsche  gewesen,  so  kann  auf  ihren  Antrag  der  VerschoUeoe 
im  Inlande  nach  den  deutschen  Gesetzen  ohne  die  im  Abs.  2  bestinunte 
Beschränkung  für  tot  erklärt  werden. 

Art.  10.  Ein  einem  fremden  Staate  angehörender  und  nach  dessen 
Gesetzen  rechtsfähiger  Verein ,  der  die  Rechtstahigkeit  im  Inlande  nor  nacli 
den  Vorschriften  der  §§  21,  22  des  bürgerl.  G.B.S  erlangen  könnte,  gilt  nlfl 
rechtsfähig,  wenn  seine  Rechtsfähigkeit  durch  Beschlufs  des  Bundesrats  an- 
erkannt ist.  Auf  nicht  anerkannte  ausländische  Vereine  der  bezeichneten 
Art  finden  die  Vorschriften  über  die  Gesellschaft,  sowie  die  Vorschrift  des 
§  54  Satz  2  des  bürgerl.  G.B.S  Anwendung. 

Art  11.  Die  f^orm  eines  Rechtsgeschäfts  bestimmt  dch  nach  den 
Gesetzen,  welche  für  das  den  Gegenstand  des  Rechtsgeschäfts  bildende 
Rechtsverhältnis  mafsgebend  sind.  Es  genügt  jedoch  die  Beobachtung  der 
Gesetze  des  Ortes,  an  dem  das  RechtsgeschSt  vorgenommen  wird. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  1  Satz  2  findet  kerne  Anwendung  auf  an 
Rechtsgeschäft,  durch  das  ein  Recht  an  einer  Sache  begründet  oder  über 
ein  solches  Recht  verfügt  wird. 

Art.  12.  Aus  einer  im  Auslande  begangenen  unerlaubten  Handlung 
können  gegen  einen  Deutschen  nicht  weitergehende  Ansprüche  geltend 
gemacht  werden,  als  nach  den  deutschen  Gesetzen  begründet  sind. 

Art  13.  Die  Eingehung  der  Ehe  wird,  sofern  auch  nur  einer  der  Ver- 
lobten ein  Deutscher  ist,  in  Ansehung  eines  jeden  der  Verlobten  nach  deo 
Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dem  er  angehört.  Das  Gldche  gUt  für  Ans* 
länder,  die  im  Inland  eine  Ehe  eingehen. 

In  Ansehung  der  Ehefrau  eines  nach  Art  9  Abs.  8  für  tot  erklirten 
Ausländers  wird  die  Eingehung  der  Ehe  nach  den  deatschen  GresetieD 
beurteilt 

Die  Form  einer  Ehe,  die  im  Inlande  geschlossen  wird,  bestimmt  sidi 
ausschlielslich  nach  den  deutschen  Gesetzen. 

Art.  14.  Die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  deutscher  Ehegatten  a 
einander  werden  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt,  auch  wenn  die  Ehe- 
gatten ihren  Wohnsitz  im  Auslande  haben. 

Die  deutschen  Gesetze  finden  auch  Anwendung,  wenn  der  Idann  die 
Reichsangehörigkeit  verloren,  die  Frau  sie  aber  behäten  hat 
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Art  15.  Das  eheliche  Güterrecht  wird  nach  den  dentBchen  Gesetzen 
beurteilt,  wenn  der  Ehemann  zar  Zeit  der  Eheschlielsnne  ein  Deutscher  war. 

Erwirbt  der  Ehemann  nach  der  Eingehung  der  Ehe  die  Beichsange- 
höxigkeit  oder  haben  ausländische  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  im  Inlande,  so 
sind  für  das  eheliche  Güterrecht  die  &ßBetze  des  Staates  malsgebend,  dem 
der  Mann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  angehörte;  die  Ehegatten  können 
jedoch  einen  Ehevertrag  s^Uiefsen,  auch  wenn  er  nach  diesen  Gesetzen  un- 
zulässig sein  würde. 

ijrt  16.  Haben  ausländische  Ehegatten  oder  Ehegatten,  die  nach  der 
Eingehung  der  Ehe  die  Beichsangehörigkeit  erwerben,  den  Wohnsitz  im 
Inlande,  so  finden  die  Vorschriften  des  §  1435  des  bürgerl.  G.B.8  ent- 
sprechende Anwendung;  der  ausländische  gesetzliche  Gttterstand  steht  einem 
vertragsmäfsigen  gleich. 

Die  YorschrSten  der  §§  1357,  1362,  1405  des  bürgerl.  G.B.8  finden 
Anwendung,  soweit  sie  Dritten  günstiger  sind  als  die  ausländischen  Gesetze. 

Art  17.  Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des  Staates 
mafsgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  angehört 

Eine  Thatsache,  die  sich  ereiffnet  hat,  während  der  Mann  einem  anderen 
Staate  angehörte,  kann  als  Scheidunffsgrund  nur  geltend  gemacht  werden, 
wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  ein  Scheidungs- 
gmnd  oder  ein  Trennungsgrund  ist. 

Lst  zur  Zeit  der  Emebung  der  £Qage  die  Beichsangehörigkeit  des 
Mannes  erloschen,  die  Frau  aber  Deutsche,  so  finden  die  deutschen  Gesetze 
Anwendung. 

Auf  Scheidung,  sowie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemmnschaffc  kann 
auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inlande  nur  erkannt  werden, 
wenn  sowohl  nach  dem  ausländischen  Gesetze  ab  nach  den  deutschen 
Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde. 

Art  18.  Die  eheliche  Abstammung  eines  Kindes  wird  nach  den  deut- 
schen Gresetzen  beurteilt,  wenn  der  Ehemann  der  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt 
des  Kindes  Deutscher  ist  oder,  falls  er  vor  der  Geburt  des  Kindes  gestorben 
ist,  zuletzt  Deutscher  war. 

Art  19.  Das  Bechtsrerhältnis  zwischen  den  Eltern  und  einem  ehe- 
lichen Kinde  wird  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt,  wenn  der  Vater 
und,  falls  der  Vater  gestorben  ist,  die  Mutter  die  Beichsangehörigkeit  besitzt. 
Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Beichsangehörigkeit  des  Vaters  oder  der  Mutter 
erloschen,  die  Beichsangehörigkeit  des  Kindes  aber  bestehen  geblieben  ist 

Art.  20.  Das  Bechtsverhältnb  zwischen  einem  unehelichen  Kinde  und 
dessen  Mutter  wird  nach  den  deutschen  Gresetzen  beurteilt,  wenn  die  Mutter 
eine  Deutsche  ist  Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Beichsangehörigkeit  der 
Mutter  erloschen,  die  Beichsangehörigkeit  des  Kindes  aber  bestehen  ge- 
blieben ist 

Art.  21.  Die  Unterhaltungspflicht  des  Vaters  gegenüber  dem  unehe- 
lichen Kinde  und  seine  Verpflichtung,  der  Mutter  die  Kosten  der  Schwanger- 
schait,  der  Entbindung  und  des  Unterhalts  zu  ersetzen,  wird  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dem  die  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des 
Kindes  angehört;  es  können  jedoch  nicht  weitergehende  Ansprüche  geltend 
gemacht  werden,  als  nach  den  deutschen  Gesetzen  begründet  sind. 

Art.  22.  Die  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes,  sowie  die  An- 
nahme an  Kindesstatt  bestimmt  sich,  wenn  der  Vater  zur  Zeit  der  Legitima- 
tion oder  der  Annehmende  zur  Zeit  der  Annahme  die  Bdchsangehöngkeit 
besitzt,  nach  den  deutschen  Gesetzen. 

Gehört  der  Vater  oder  der  Annehmende  ^em  fremden  Staate  an, 
während  das  Kind  die  Beichsangehörigkeit  besitzt,  so  ist  die  Legitimation 
oder  die  Annahme  unwirksam,  wenn  die  nach  den  deutschen  Gresetzen  er- 
foxtierliche  Emwilligung  des  Kindes  oder  eines  Dritten,  zu  dem  das  Kind  in 
einem  familienrechtiichen  Verhältnisse  stehl^  nicht  erfolgt  ist. 

Art  23.    Eine  Vormundschaft  oder  eine  Pflegschaft  kann  im  Inland 
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auch  über  einen  Ausländer,  sofern  der  Staat,  dem  er  angehört,  die  Füiaorge 
nicht  übernimmt,  anseordnet  werden,  wenn  der  Ausländer  nach  den  Gesetzen 
dieses  Staates  der  fursorge  bedarf  oder  im  Inland  entmündigt  ist 

Das  deutsche  Yonnundschaftsgericht  kann  vorläufige  MMregeln  treffen, 
solange  eine  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  nicht  angeordnet  ist 

Art.  24.  £in  Deutscher  wird,  auch  wenn  er  seinen  Wohnätz  im  Aus- 
lande hatte,  nach  den  deutschen  Gesetzen  beerbt 

Hat  ein  Deutscher  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  im  Anaiande 
gehabt,  so  können  die  Erben  sich  in  Ansehung  der  Haftung  für  die  Nachlafs- 
▼erbindlichkeiten  auch  auf  die  an  dem  Wohnsitze  des  Erblassers  geltendoi 
Gresetze  berufen.  Erwirbt  ein  Ausländer,  der  eine  Verfügung  von  Todes- 
wegen errichtet  oder  aufgehoben  hat,  die  Reichsangehörigkeit,  so  wird  die 
Gültigkeit  der  Errichtang  oder  der  Aufhebung  nach  den  Gresetzen  des 
Staates  beurtdlt,  dem  er  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  der  Aufhebung  an- 

fehörte;  auch  behält  er  dio  Fähigkeit  zur  Errichtung  einer  Verftt^ung  von 
'odesw^en,  selbst  wenn  er  das  nach  den  deutschen  Gesetzen  erforderliche 
Alter  noch  nicht  erreicht  hat.  Die  Vorschrift  des  Art  11  Abs.  1  Satz  2 
bleibt  unberührt. 

Art  25.  Ein  Ausländer,  der  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz 
hn  Inlande  hatte,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beerbt,  dem  er  zur 
Zeit  seines  Todes  angehörte.  Ein  Deutscher  kann  jedoch  erbrechtlicbe  An- 
sprüche auch  dann  geltend  machen,  wenn  sie  nur  nach  den  dentschea 
Gesetzen  begründet  smd,  es  sei  denn,  dafs  nach  dem  Rechte  des  Staates, 
dem  der  Erblasser  angehörte,  für  die  Beerbung  eines  Deutschen,  welcher 
seinen  Wohnsitz  in  diesem  Staate  hatte,  die  deutschen  Gesetze  ansschliefidieh 
mafsgebend  sind. 

Art  26.  Gelangt  ans  einem  im  Ausland  eröffneten  Nachlasse  für  die 
nach  den  dortigen  Gesetzen  berechtigten  Erben  oder  Vermächtnisnehmer 
durch  Vermittelang  deutscher  Behörden  Vermögen  ins  Inland,  so  kann  dn 
Anderer  der  Herausgabe  nicht  aus  dem  Grunde  widersprechen,  dafs  er  ah 
Erbe  oder  Vermächtnisnehmer  einen  Anspruch  auf  das  vermögen  habe. 

Art.  27.  Sind  nach  dem  Rechte  eines  fremden  Staates,  dessen  Gesetze 
in  dem  Art.  7  Abs.  1,  dem  Art  13  Abs.  1,  dem  Art  15  Abs.  2,  dem  Art  17 
Abs.  1  und  dem  Art  25  für  mafsgebend  erklärt  sind,  die  deutschen  Gesetze 
anzuwenden,  so  finden  diese  Gesetze  Anwendung. 

Art  28.  Die  Vorschriften  der  Art.  15,  19,  des  Art  24  Abs.  1  und  der 
Art  25,  27  finden  kein«  Anwendung  auf  Gegenstände,  die  sich  nicht  in  dem 
Gebiete  des  Staates  befinden ,  dessen  Gesetze  nach  jenen  Vorschriften  mafs- 
gebend sind,  und  die  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  dessen  Gebiete  äe 
sich  befinden,  besonderen  Vorschriften  unterliegen. 

Art.  29.  Gehört  eine  Person  keinem  Staate  an,  so  werden  ihre  Rechts- 
verhältnisse, soweit  die  Gesetze  des  Staates,  dem  eine  Person  uigehört,  f^ 
mafsgebend  erklärt  sind,  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dem  die 
Person  zuletzt  angehört  hat  und,  wenn  sie  auch  früher  einem  Staate  nicht 
angehört  hat,  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsits 
und  in  Ermangelung  eines  Wohnsitzes  ihren  Aufenthalt  hat  oder  zu  der 
maf^gebenden  Zieit  gehabt  hat 

Art.  80.  Die  Anwendung  dnes  ausländischen  Gesetzes  ist  an^ 
schlössen,  wenn  die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  yerstofsen  würde. 

Art  31.  Unter  Zustimmung  des  Bundesrats  kann  durch  Anordnung 
des  Reichskanzlers  bestimmt  weraen,  dafs  gegen  einen  ausländischen  Staat, 
sowie  dessen  Angehörige  und  ihre  Rechtsnachfolger  ein  Vergeltungsreebt 
zur  Anwendung  gebracht  wird. 

2.  Kaiserl.  Verordnung,  betr.  die  Gerichtsbarkeit  der 
deutschen  Konsuln  in  Ägypten,  vom  15.  Februar  1897 
(R.G.B1.  S.  17). 
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Die  im  §  5  der  Verordnung  vom  23.  Dezember  1875  (R.G.B1. 
8.  381)  enthaltenen  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  das 
Diakonissenspital  Viktoria  in  Kairo,  die  Niederlassungen  der  katho- 
lischen Schwestern  von  der  Kongregation  des  Heiligen  Karl  Barromäus 
in  Alezanrlrien ,  sowie  überhaupt  auf  alle  religiösen  Anstalten  ohne 
Unterschied  des  Bekenntnisses,  die  in  Ägypten  errichtet  sind  oder  in 
Zukunft  errichtet  werden  und  unter  deutschem  Schutze  stehen,  derart, 
dafs  alle  diese  Anstalten,  soweit  sie  als  Körperschaften  in  Betracht 
kommen,  der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfen  sind. 

2.     Gesetze,    Verordnungen  etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

Bayern. 

Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  der  Justiz,  des  Innern 
und  des  Innern  för  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  vom  5.  Februar 
1897,  Urkunden beglaubigung  betr.  (JustMin.Bl.  S.  14). 

Die  kaiserl.  russ.  Gesandtschaft  hat  mitgeteilt,  dafs  sie  gesetzlich  ver- 
pflichtet ist,  künftig  von  jeder  Urkunde,  die  sie  beglaubigt,  eine  Abschrift 
mi  gesaudtschaftlicnen  Archiv  zu  verwahren. 

Die  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  und  die  Privaten  werden  darauf 
aufmerksam  gemacht,  dafs  sie  von  nun  an  bei  der  Vorlage  von  Urkunden, 
die  zum  Zwecke  des  Gebrauches  in  Rufsland  beglaubigt  werden  sollen,  ein- 
fache Abschriften  mit  einzusenden  haben. 

ElSAfti  -  liOtltrliiff  en. 

Laut  Verfügung  des  Ministeriums  flu*  Elsafs  -  Lothringen  vom 
5.  November  1896  sind  Ersuchen  um  Erteilung  von  Auskunft  über 
das  Ableben  von  Reichsangehörigen  in  Ungarn  an  das  kaiserL 
deutsche  Generalkonsulat  in  Budapest  zu  richten,  und  Anfragen,  welche 
Tvegen  Herbeiführung  einer  solchen  Auskunft  bei  den  G^richtBbehörden 
eingehen,  in  diesem  Sinne  zu  beantworten. 


II.   Auswärtige  Staaten. 

Belffrien. 

Gesetz  vom  30.  April  1896,  betr.  Abänderung  einiger 
Bestimmungen  über  die  Ehe. 

Art  1.  Der  Art.  148  des  Civilgesetzbuches  wird  durch  folgende  Be- 
stimmung ersetzt: 

„Söhne  und  Töchter,  welche  das  21.  AJtersjahr  noch  nicht  zurückgelegt 
haben,  können  nur  mit  Einwilligung  ihrer  Eltern  eine  Ehe  abschliefsen; 
sind  Vater  und  Mutter  geteilter  Meinung,  so  genügt  die  Eänwillignng  des 
Vaters. 

„Das  Vorhandensein  dieser  Meinungsverschiedenheit  kann  durch  nota- 
riellen Akt,   durch  Amtshandlung  eines   G^erichtsdieners ,    durch  ein  vom 
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CiTilBtandeBbeamten  aufzunehmendes  Protokoll,  oder  durch  eine  an  diesen 
gerichtete  schriftliche  Weigemngserklärung  der  Mutter  konstatiert  werden.' 
Art  2.    Der  Art  149^  des  Civilgesetzbuches  wird  durch  folgende  Be- 
stimmung ersetzt: 

„Ist  der  Vater  oder  die  Mutter  yerstorben,  oder  änes  derselben  in  der 
Unmöglichkeit,  seine  Willenserklärung  abzugeben,  oder  abwesend,  so  genügt 
die  Einwilligung  des  anderen  Teiles. 

„Das  Vorhandensein  dieser  Unmöglichkeit  kann  unter  den  in  den  betden 
letzten  AUneas  von  Art.  155  festgesetzten  Bedingungen  durch  ekae  Erklämi^ 
konstatiert  werden,  welche  von  dem  zukünftig^  Eheeatten,  dessen  Aflces- 
dent  verhindert  ist,  und  von  vier  volljährigen  Zeugen  des  einen  oder  andeni 
Geschlechts  abzugeben  isf^ 

Art.  3.  Der  Art.  150  des  Civilgesetzbuches  wird  durch  folgende  Be- 
stimmung ersetzt: 

„Sind  die  Eltern  nicht  mehr  am  Leben,  oder  aufser  Stande,  ihren 
Willen  zu  erklären,  oder  abwesend,  so  treten  die  Grofseltem  an  ihre  Stelle. 

„Besteht  Meinunesverschiedenheit  zwischen  dem  Grofsvater  und  der 
Orolsmutter  derselben  Liinie,  so  genü^  die  Einwilli^ng  des  Grolsvaten. 

„Besteht  Meinung  Verschiedenheit  zwischen  beiden  Linien,  so  hat  die 
zur  Folge,  dals  die  Einwiliifung  als  vorhanden  e;ilt 

„Die  Meinungsverschieoenheit  kann  in  den  beiden  letztgenannten  Filkn 
nach  den  Bestimmungen  des  Art  14S  konstatiert  weiden.'' 

Art.  4.  Die  Art.  151,  152  und  153  des  Civilgesetzbuches  und  der 
Art.  S  des  Gesetzes  vom  16.  August  1887  werden  durch  folgende  Be 
Stimmungen  ersetzt: 

„Art.  151.  Die  ehelichen  Rinder,  welche  das  im  Art  148  fSestgesetste 
VoUlährigkeitsaher  erreicht  haben,  sind  verpflichtet,  vor  Einkauf  einer  Qk 
In  emem  förmlichen  Ehrerbietun^kt  den  Kat  ihrer  Eitern  emzimolen,  vor- 
ausgesetzt, dafs  diese  sich  nicht  m  der  Unmöglichkeit  befinden,  ihren  Willeo 
kundzueeben. 

„Das  Vorhandensein  dieser  Unmöglichkeit  kann  durch  eine  nach  Vor- 
Schrift  von  Art.  149  abgegebene  Erklärung  konstatiert  werden." 

„Art  152.  Wird  am  einen  Ehrerbietigkeitsakt  die  Einwilligung  nidit 
erteilt,  so  kann  gleichwohl,  nach  Verlauf  eines  Monats,  die  Ehe  abgesdilosKQ 
werden. 

„Haben  jedoch  der  Sohn  oder  die  Tochter  das  Alter  von  25  Jahreo 
noch  nicht  zurückgelegt,  so  kann  der  Vater,  oder  in  Ermangelung  dessdben 
die  Mutter  binnen  der  Frist  von  vierzehn  Tagen  nach  erfolgter  Verkündigusg 
gegen  den  Eheabschlufs  Einsprache  erheben. 

„Diese  Einsprache  hat  in  der  Form  äner  Vorladung  auf  einen  be- 
stimmten Tag  vor  den  Civilgerichtshof  erster  Instanz  des  Wohn-  oder  Auf- 
enthaltsortes des  betreffenden  Rindes  zu  ffeschehen. 

y^Die  Vorladun^rist  beträgt  acht  Tage;  gegen  das  Urteil  ist  keise 
Opposition  zulässig:  jedoch  kann  gegen  dasselbe  oinnen  einer  Frist  von  vier 
zehn  Tagen  vom  Tage  der  Eröffnung  an,  wenn  das  Urteil  in  kontradikto- 
rischer Verhandlung  geffUlt,  vom  Zeitpunkt  der  Notifikation  an,  wenn  es  i^ 
contumaciam  ausgesprochen  wurde,  appelliert  werden ;  die  Frist  für  das  & 
scheinen  vor  dem  Appellationshof  beträft  acht  Tage. 

„Das  Gericht  und  der  Appellationsnof  nehmen  die  Instruktion  des  Pro- 
zesses nach  beschleunigtem  Verfahren  vor  und  hören  den  k.  StaatBanval^ 
resp.  den  Generalanwalt  im  Beratungszimmer  an;  das  Urteil  wird  in  öffeot- 
licher  Sitzung  erlassen;  die  Mitwirkung  von  Avou^  ist  nicht  erforderii^: 
die  Parteien  nahen  persönlich  zu  erscheinen;  sie  sind  berechtigt,  sich  duith 
einen  Advokaten  verbeiständen  zu  lassen. 

„Wenn  die  Verweigerung  der  Einwilligung  als  begründet  erkaxmt  wird. 
so  veifugt  der  Richter  aen  Aufschub  des  Eheäschlusses." 

„Art.  153.  Brautleute,  welche  sich  über  ihre  Armut  auszuweisen  ver 
mögen,  können  den  Ehrerbietigkeitsakt  durch  den  Civilstandsbeamten  Ihi» 
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Wohn-  oder  Aufenthaltsortea  abfassen  lassen,  worauf  von  diesem  Akte  binnen 
acht  Tagen  dem  Vater  oder  der  Mutter  durch  den  Givilstandsbeamten  ihres 
Wohn-  oder  Aufenthaltsortes  oder  dessen  Stellvertreter  Kenntnis  zu  geben 
ist.  Zu  dem  Zweck  hat  der  Civilstandsbeamte,  welcher  den  Ehrerbietigkeils- 
akt abfafst,  gegebenenfalls  unverzüglich  eine  beglaubigte  Kopie  desselben 
an  den  Givilstandsbeamten  des  Wohn-  oder  Aufenthaltsortes  des  Vaters  oder 
der  Mutter  zu  übermitteln. 

„Der  Ehrerbietigkeitsakt  ist  für  arme  Brautleute  nicht  erforderlich, 
wenn  der  Vater  oder  die  Mutter,  deren  Einwilligung  nachgesucht  werden 
muls,  in  Belgien  keinen  bekannten  Wohnort  haben.  Dieser  Umstand  ist 
von  demjenigen  zukünftigen  Ehegatten,  dessen  Ascendent  in  Belgien  keinen 
bekannten  Wohnsitz  hat,  sowie  von  vier  vollj&hrigen  Zeugen  des  einen  oder 
andern  Geschlechts  eidlich  zu  bestätigen. 

„Diese  Bestätigung  ist  vor  dem  Givilstandsbeamten  des  Wohn-  oder 
Aufenthaltsortes  des  einen  Ehegatten  oder  eines  der  Zeueen  abzugeben.  Sie 
kann  von  dem  zukünftigen  Ehegatten  und  den  Zeugen  ^eichzeitig  oder  von 
jedem  derselben  einzeln  abgegeben  werden. 

„Der  Givilstandsbeamte  hat  Über  die  Eidesleistung  und  über  die  Er- 
klärungen des  Ehegatten  und  der  Zeugen  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

„Abschrift  dieses  Protokolls  ist  bmnen  drei  Tagen  dem  k.  Staatsanwalt 
zu  übermachen.  Die  Ehe  darf  erst  nach  Verlauf  eines  Monats,  von  der 
letzten  Bestätigung  an  gerechnet,  abgeschlossen  werden.** 

Art  5.  Der  Art.  155  des  Givilgesetzbaches  wird  durch  folgende  Be- 
stinmiung  ersetzt:  • 

„Die  Vorweisung  der  Todesscheine,  sei  es  des  Vaters  oder  der  Mutter, 
■ei  es  beider  Eltern,  ist  nicht  erforderlich,  wenn  im  erstem  Falle  die  Mutter 
oder  der  Vater,  im  letzteren  Falle  die  Grofseltem  das  Ableben  der  be- 
treffenden Personen  bescheinigen.  Diese  B^cheinigung  mu(s  entweder  im 
Einwilli^ngsakt  des  Vaters,  der  Mutter  oder  der  Grofseltem,  oder  aber  im 
Eheschem  vorgemerkt  werden. 

„Die  Abwesenheit  des  Ascendenten,  dessen  Einwilligung  oder  Rat  er- 
forderlich ist,  ist  durch  Vorweisung  eines  zu  diesem  Zweok  erlassenen  Urteils, 
oder  in  Ermangelung  eines  solchen  durch  Vorweisung  des  Urteils,  worin  ein 
Zevgenverhör  zu  deren  Konstatierung  angeordnet  worden  ist,  nachzuweis3n. 
Sind  solche  Urteile  nicht  vorhanden,  so  tritt  an  deren  Stelle  eine  durch 
denjenigen  zukünftigen  Ehegatten,  dessen  Ascendent  abwesend  ist,  sowie 
durch  vier  volljiüinge  Zeugen  des  einen  oder  andern  Geschlechts  abzu- 
gebende eidliche  Erklärung.  Diese  Erklärung  soll  bezeugen,  dafs  der  Auf- 
enthaltsort des  Ascendenten  nicht  bekannt  und  dafs  seit  mehr  als  sechs 
Monaten  keine  Nachricht  mehr  von  ihm  eingegangen  ist.  Sie  kann  bei 
Anlafs  des  Eheabschlusses  vor  dem  Givilstandsoeamten  abgegeben  werden, 
welcher  dieselbe  im  Ehesehan  vorzumerken  hat. 

„Sie  kann  auch  vor  Abechliefsung  der  Ehe  vor  dem  Gi^lstandsbeamten 
des  Wohn-  oder  Aufenthaltsortes  eines  der  zukünftigen  Ehegatten  oder  eines 
der  Zeugen,  und  zwar  durch  den  zukünftigen  Ehegatten  und  die  Zeugen 
gleichzeitig  oder  durch  jeden  derselben  einzeln,  abgegeben  werden.  Der 
Givilstandsbeamte  hat  über  die  Eidesleistung  und  die  Erklärung  des  zu- 
künftigen Ehegatten  und  der  Zeugen  ein  Protokoll  aufzunehmen.'* 

„Art.  6.  Als  Art.  155 b^"  wird  folgender  Zusatz  ins  Givilgesetzbuch 
aufgenommen : 

„Die  in  den  Art.  148,  150,  153  und  155  den  Givilstandsbeamten  über- 
tragenen Befugnisse  werden  im  Auslande  durch  die  diplomatischen  Vertreter, 
Konsuln  und  Vicekonsuln  Belgiens  ausgeübt." 

Art  7.  Art.  160  des  GivUgesetzbuchs  wird  durch  folgende  Bestimmung 
ersetzt: 

„Wenn  weder  Vater  noch  Mutter,  Grofsvater  noch  Grofsmutter  am 
lieben,  oder  wenn  dieselben  aufser  Stande  sind,  ihren  Willen  kundzugeben, 
oder  endlich  im  Falle  der  Abwesenheit  desjenigen  Ascendenten,  dessen  Ein- 

11* 
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Tnllignng  erforderlich  ist,  können  Söhne  und  Töchter  nnter  21  Jahren  nur 
mit  Bewilligung  des  Familienrates  eine  Ehe  eingehen.^ 

Art.  8.  Als  Nr.  17  wird  in  Art.  70  §  3  des  Gesetzes  vom  22.  Primaire 
des  Jahres  VII,  betreffend  die  Registereintragnngen ,  folgende  Bestimmang 
aufgenommen : 

„Die  Protokolle  und  anderen  auf  Grund  der  Art  148,  150,  153  und  155 
des  Civile^esetzbuches  durch  die  CivilstandsbeamtAn  oder  durch  die  diploma- 
tischen Vertreter,  Konsuln  und  Vicekonsuln  Belgiens  errichteten  Urkunden, 
sowie  die  in  Art.  148  und  150  vorgesehenen  Wei^erun^rklärungen.'' 

Art.  9.  Der  Erlafs  des  Staatsrates  vom  4.  Thermidor  des  Jahres  XIH 
ttber  die  Förmlichkeiten  beim  Eheabschlufs  ist  aufgehoben. 

Österreieli. 

1.  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  betr.  die  direkten  Personal- 
Btenern  (ö.  R.G.B1.  1896  S.  673  ff.). 

I.  Hauptstttck,    betr.  die  allgemeine  Erwerbssteuer. 

Verhältnis  zu   den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  sam 

Auslande. 

•4 

6  8.  Bezüglich  jener  Gewerbe  und  Beschäftigungen,  deren  GeschiftB- 
betrieb  sich  auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone  erstreckt,  bldben  die 
Bestimmungen  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  und  des  Gesetzes  tod 
28.  Juli  1871,  R.G.BL  Nr.  89,  aufrecht 

§  9.  Wird  der  Betrieb  einer  steuerpflichtigen  Unternehmung  oder  Be- 
schäftigung von  einer  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  gelegenen  Betriebe- 
stätte oder  in  Ermangelung  einer  solchen  vom  Wohnsitze  des  Steuerpfiieh- 
tigen  aus  in  das  Ausland  ausgedehnt,  so  erfolgt  die  Besteuerung  rücksichtüch 
des  gesamten  Betriebes. 

Unterhält  jedoch  eine  inländische  Unternehmung  im  Auslande  einen 
stehenden  Betrieo  durch  Errichtung  einer  Zweigniederlassung,  Fabrikation»', 
Ein-  oder  Yerkaufsstätte  oder  in  sonstiger  Weise,  so  ist  dieser  Teil  des  B^ 
triebes,  soweit  von  demselben  im  Auslande  eine  gleichartige  Steuer  erhoben 
wird ,  im  Inlande  nicht  zu  besteaem.  Doch  ist  mindestens  ein  Yiertdl  der 
dem  Geaamtbetriebe  entsprechenden  Steuer  im  Inlande  zu  entrichten. 

§  10.  Wird  der  Betrieb  einer  im  Sinne  des  §  1  steuerpflichtigen  Unter- 
nehmung oder  Beschäftigung  von  einer  im  Auslände  befindlichen  Betriebs- 
stiltte  oder  in  Ermangelung  einer  solchen  von  dem  im  Auslande  befindlichen 
Wohnsitze  des  Gewerbetreibenden  in  die  im  Reichsrate  vertretenen  RödIc* 
reiche  und  Länder  durch  Errichtung  von  Betriebsstätten,  Agenturen,  daren 
Verwendung  von  Betriebsmitteln,  ourch  Handelsreisende  oder  endlich  durch 
die  persönliche  Aueübung  des  Gewerbes  oder  der  Beschäftigung  in  dieM 
Ländern  ausgedehnt,  so  ist  die  allgemeine  Erwerbsteuer  nach  Mafagabe 
dieses  inländischen  Betriebes  zu  entricoten. 

Besondere    Vorschriften    für    die   Hausier-   und 

Wandergewerbe. 

§  81.  Ausländer  unterliegen  für  den  Geschäftsbetrieb  im  Inlande  ftJ? 
Reisende  oder  durch  in  ihren  Diensten  stehende  Handelsreisende  der  Erwerbe- 
steuer von  jährlich  40  fl. 

Die  Steuer  ist  von  der  Steuerbehörde  erster  Instanz  am  Sitze  jener 
politischen  Behörde,  welche  über  das  Einschreiten  um  die  Bewilligung  com 
mländischen  Geschäftsbetriebe  zu  entscheiden  hat,  zu  bemessen,  jeweuB  f^ 


Auswärtige  Staaten:   Österreich.  165 

eiD  ganzes  Jahr  im  voraus  zu  entrichten  und  in  die  Gresellschaftskontingente 
nicht  einzurechnen. 

IL    Hauptstück,    betr.    die   Erwerbssteuer    von    den    der 
Öffentlichen    Rechnungslegung    unterworfenen    Unter- 
nehmungen. 

Verhältnis  zu   den  Ländern   der  ungarischen  Krone  und  zum 

Auslande. 

§  87.  Bezüglich  jener  Untemebmungen,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb 
auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone  auflehnen ,  bleiben  die  Gesetze  vom 
28.  JnU  1871,  R.G.BL  Nr.  89,  und  vom  11.  April  1873,  R.G.Bl.  Nr.  54,  in 
Wirksamkeit 

§  88.  Wird  der  Betrieb  einer  nach  diesem  Hauptstücke  steuerpflich- 
tigen Unternehmung  von  einer  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  befind- 
lichen Betriebsstätte  ans  auf  das  Ausland  ausgedehnt,  so  unterließt  der 
gesamte  Ertrag  der  Unternehmung  der  Besteuerung  nach  diesem  Haupt- 
8tück& 

Unterhält  jedoch  die  Unternehmung  im  Auslande  einen  stehenden 
Betrieb  durch  Errichtung  einer  Zweigniederlassung,  Fabrikations-,  Fin-  oder 
Verkaufstelle,  Agentur  oder  durch  Verwendung  von  Betriebsmitteln  im  Aus- 
lande oder  in  sonstiger  Weise,  so  ist  der  Ertrag  des  ausländischen  Betriebes, 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  nachfolgenden  Paragraphen,  nur  insoweit 
der  Besteuerung  nach  diesem  Hanptstücke  zu  unterziehen,  als  er  nicht  er- 
weislich im  Auslande  der  Besteuerung  unterliegt 

S  89.  Besteht  der  steuerpfllcbtise  Betrieo  in  dem  Umsätze  aus  dem 
Inlande  in  das  Ausland  oder  umgekehrt,  so  darf  nicht  mehr  als  die  Hälfte 
des  Ertrages  aus  diesem  Umsätze  als  Ertrag  des  ausländischen  Betriebes 
angesehen  werden;  in  jenen  Fällen  dagegen,  wo  die  steuerpflichtige  Unter- 
nehmung im  Inlande  Waren  produziert,  die  sie  im  Auslanae  absetzt,  darf 
nicht  mehr  als  ein  Drittel  des  gesamten  Ertrages  dieses  Betriebes  aus  der 
Besteuerungsgrundlsge  ausgeschieden  werden. 

In  allen  anderen  Fällen  ist  wenigstens  ein  Zehntel  des  aus  dem  ge- 
samten Betriebe  erzielten  Ertrages  der  Besteuerung  nach  diesem  Gesetze 
unterworfen. 

§  90.  Wird  der  Betrieb  einer  ausländischen  Unternehmung  von  einer 
im  Auslände  befindlichen  Betriebsstätte  in  das  Geltungsgebiet  dieses  Gesetzes 
in  der  im  §  88  Abs.  2  bezeichneten  Weise  ausgedehnt ,  so  unterliegt  der 
Inhaber  derselben  hinsichtlich  des  Ertrages  aus  dem  inländischen  Betriebe 
der  Besteuerung  nach  diesem  Hauptstücke. 

Derselbe  ist,  sofern  er  nicht  im  Sinne  des  Art.  IV  der  kaiserl.  Ver- 
ordnung vom  29.  November  1865,  R.G.BL  Nr.  127,  eine  Repräsentanz  bestellt 
hat,  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde  einen  m  diesen  Ländern 
vrohnhanen  Vertreter  zu  bestellen. 

Die  Bestimmungen  des  §  89  Abs.  1  finden  auf  die  Berechnung  des  auf 
das  Inland  entfallenden  Ertrages  sinngemäfse  Anwendung. 

III.  Hauptstuck,    betr.    die  Rentensteuer. 
Begrenzung  der  Steuerpflicht  gegenüber  dem  Auslande. 


Länder, 

Personen 

welche  des  Erwerbes   wegen    ihren    Wohnsitz    im   Geltungsgebiete    dieses 
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Gesetzes  hsben,  unterliegen  der  Rentensteuex  mit  dem  ganzen  Betrage  ihrer 
rentensteuerpflichti^en  Bezüge.  Jedoch  sind  aus  dem  Auslande  mefaende 
Bezüge  dann  von  der  Rentensteuer  ausgenommen,  wenn  dieselben  erweislich 
im  Auslande,  abgesehen  von  der  Personaleinkommensteuer  der  Empfänger 
einer  speciellen  direkten  Besteuerung  unterliegen. 

Im  Inlande  nicht  wohnhafte  physische  und  juristische  Personen  ohne 
Unterschied  der  Staatsangehörigkeit,  sowie  Ausländer,  welche  nicht  des  Er- 
werbes wegen  ihren  Wohnsitz  in  diesen  Ländern  haben,  unterliegen  der 
Rentensteuer  hindchtlich  jener  Bezüge,  die  dem  im  §  133  normierten  Steuer- 
abzüge unterliegen,  sowie  hinsichtlich  aller  andern  steuerpflichtigen  Bezüge, 
welche  sie  aus  diesen  Ländern  beziehen. 

Personen  j  welche  früher  dem  Staatsverbande  der  im  Reichsrate  Ter- 
treten  Köniereiche  und  Länder  angehörten  und  nach  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit den  Wohnsitz  in  diesen  Ländern  nehmen,  unterliegen  d^r 
Rentensteuer  gleich  den  in  diesen  Ländern  wohnhaften  Staatsangehörigen. 

2.  Gesetz  vom  11.  Januar  1897,  betr.  den  Schatz  von 
Erfindungen     (Patentgesetz,      Ö.    R.G.B1.     1897      St.    VIII 

8.  35  ff.)- 

§  7  bestimmt: 

„Wer  nicht  im  In  lande  wohnt,  kann  den  Anspruch  auf  Erteilung  eine» 
Patentes  und  die  Rechte  aus  dem  Patente  nur  geltend  machen,  wenn  er 
einen  im  Inlande  wohnhaften  Vertreter  hat. 

Der  Name  und  Wohnort  dieses  Vertreters,  sowie  jede  hinsichtlidi  der 
Vertretung  entstehende  Veränderung  ist  unter  Vorlage  der  Vollmacht  b^u& 
Eintragung  in  das  Patentre^ter  beim  Patentamte  anzumelden. 

un  Verordnungswege  ist  zu  bestimmen,  welchen  Inhalt  die  beim  Patent- 
amte zu  hinterlegende  Vollmacht  haben  soll. 

Der  Ort,  wo  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat,  und  in  Erman^ong 
eines  solchen  der  Ort,  wo  das  Patentamt  seinen  Sitz  hat,  gilt  für  die  das 
Patent  betreffenden  Angelegenheiten  als  Wohnsitz  des  nicht  im  Inlande 
wohnhaften  Patentinhabers. 

Die  an  den  Vertreter  geschehenen  Zustellungen  haben  dieselben  Rechts- 
Wirkungen,  wie  wenn  sie  an  den  Patentinhaber  selbst  erfolgt  wären.^ 

Nach  §  88  des  Ges.  sind  die  Gerichte  verpflichtet,  dem  Pateot- 
amte  Hechtshülfe  zn  leisten. 

3.  Vollzugsvorschrift  vom  28*  Januar  1897  zum  Gesetze  vom 
25.  Oktober  1896  (R.G.Bl.  Nr.  220),  betr.  die  direkten  Per- 
sonalsteuern (R,G.B1.  1897  S.  189  ffl). 

4.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  31.  Januar  1897, 
betr.  die  Bestellung  der  für  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  bestimmten  Korrespondenzstücke  der 
k.  k.  Gerichte  und  den  Verkehr  der  letzteren  mit  den 
dortigen  k.  nnd  k.  Vertretungsbehörden  (J.M.V.Bl.  1897 
S.  27  ff.). 

Für  den  Schriftenwechsel  zwischen  den  österreichischen  Gerichten  und 
den  Gerichtsbehörden  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ist  in  der 
JustMin.V.  vom  14.  November  1856,  R.G.B1.  Nr.  216,  als  Konzentrations- 
punkt das  k.  und  k.  Generalkonsulat  in  New  York  bestimmt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  dermalige  Organisation  der  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörden in  den  Vereinigten  Staaten,  insbesondere  auf  den  umstand,  daT» 
jedem  k.  und  k.  Konsulate  bestimmte  Bezirke  (Konsulärbezirke)  zugewiesen 
sind  und  dafs  das  Generalkonsulat  in  New  York  gegenwärtig  nicht  mehr 
das  einzige  unter  der  Leitung  eines  effektiven  Staatsbeamten  stehende  Kon- 
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snlaramt,  daher  als  ansschliefslicher  KonsBentrationspunkt  nicht  mehr  geeignet 
ist,  wird  die  eingangs  erwähnte  Verordnunj?  hiermit  aufser  WirksaÄäeit 
gesetzt  nnd  treten  an  deren  Stelle  folgende  Bestimmungen: 

L  Die  k.  k.  Grerichte  haben  ihre  für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika bestimmten  Korrespondenzen,  sowohl  in  Civil-  als  auch  m  Straf- 
rechtsangelegenheiten ^),  regelmäfsig  dem  Justizministerium  ujid 
zwar,  wenn  es  sich  nur  um  die  Zustellung  von  Geschaftsstucken  an  Parteien 
handelt,  gemäfk  der  Verordnung  vom  25.  Jänner  1890,  J.M.V^1.  Nr.  4,  un- 
mittelbar, sonst  aber  durch  das  vorgesetzte  Oberlandesgericht  zur  Weiter- 
beförderung vorzulegen. 

II.  In  Fällen,  wo  es  sich  nur  um  einfache  Znstellungen  oder  blofs  um 
Erlangung  von  Auskünften,  dann  um  solche  Verfügungen  handelt,  die  IMß- 
lich  Farteisachen  betreffen  oder  sonst  nicht  von  höherem  Belange  sind,  ist 
es  den  Grerichten  gestattet,  ihre  Korrespondenz  auch  unmitteloar  mittelB 
der  Post,  jedoch  gehörig  frankiert,  an  cue  k.  und  k.  Konsularämter  in  Nord* 
amerika  oder  an  die  1.  und  k.  Gesandtschaft  in  Washington  zu  senden, 
sofeme  die  betreffenden  Angelegenheiten  dringlicher  Natar  sind. 

III.  Wird  die  unmittelbare  Inanspruchnahme  infolge  der  Dringlichkeit 
des  Falles  erforderlich,  so  ist  zunächst  festzustellen,  in  welchem  Konsulats- 
Sprengel  der  Ort  gelegen  ist,  an  dem  sich  die  begehrte  Amtshandlung  voll- 
ziehen soU^). 

Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  dafs  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr 
häufig  gleichnamige  Orte  vorkommen,  weshalb  nebst  dem  Ortsnamen  auch 
der  Name  des  Staates  und  der  Grafschaft  (County),  wo  der  Ort  liegt,  zu 
beachten  ist 

Das  für  die  Erledigung  in  Betracht  kommende  Konsularamt  kann  ent- 
weder ein  Honorarkonsulat  oder  ein  solches  sein,  an  dessen  Spitze  ein 
effektiver  Staatsbeamter  steht*). 

Nur  in  dem  letzteren  Falle  ist  die  gerichtliche  Zuschrift  unmittelbar 
an  das  Konsularamt  einzusenden. 

Wenn  es  sich  um  den  Sprengel  eines  Honorarkonsulates  handelt,  dann 
in  allen  Fällen,  wo  die  Ermittelung  des  zuständigen  Konsnlaramtes  irgend- 
welche Schwierigkeiten  bereitet,  ist  die  Vermittelung  der  k.  und  k.  Gesandt- 
sehaft  in  Washington  in  Anspruch  zu  nehmen. 


1)  Über  die  Einrichtung  solcher  Korrespondenzen  sind  Fingerzeige  in 
der  JustMin.V.  vom  21.  März  1887,  J.M.V.B1.  Nr.  13,  dann  in  den  Mit- 
teUungen  des  J.M.V.B1.  1890  S.  5,  1885  S.  216  (Staat  Minnesotal  1886  S.  184 
(Wisconsin),  1887  S.  30  (Kalifornien),  1894  S.  178  (lUmois;  jedoch  auch  fOr 
andere  Staaten  beachtenswert),  1895  S.  105  (Tesas)  enthalten. 

2)  i^e  Übersicht  des  Standes  und  der  Amtsbezirkseinteilung  der  k. 
und  k.  Konsularämter  im  Auslande  wird  alljährlich  in  der  „Wiener  Sieitang*^ 
kundgemacht;  einzelne  Abdrücke  sind  um  den  Preis  von  20  Kreuzern  von 
der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  zu  beziehen. 

"Em  allerdings  nicht  vollständiges,  aber  für  die  meisten  Fälle  aus- 
reichendes Verzeicnnis  der  in  Nordamerika  amtierenden  k.  und  k.  Konsulate 
und  ihrer  Amtsbezirke  findet  sich  auch  in  den  Mitteilungen  des  J.M.V.B1. 
1896  S.  208  ff. 

3)  Gegenwärtig  sind  effektive  Konsularämter  das  k.  und  k.  Gfeneral- 
konsnlat  in  New  York,  dann  die  Konsulate  in  Pittsburg  und  Chicago.  Dem 
Honorarkonsnlate  in  Philadelphia  ist  zur  Besorgung  der  admimstrativen 
Amtsgeschäfte  ständig  ein  effektiver  Funktionär  zugeteilt;  selbes  ist  daher 
für  den  Verkehr  der  Gerichte  ebenfalls  als  ein  effektives  anzusehen. 

In  der  alljährlich  erscheinenden  Übersicht  der  k.  nnd  k.  Konsularämter 
werden  die  unter  der  Leitung  eines  effißktiven  Staatsbeamten  stehenden  k« 
und  k.  KonsulftriÜDQter  mit  einem  Sternchen  bezeichnet 
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Seliweii. 

Elreisschreiben  des  Bundesrats  vom  27.  Februar  1897,  betr. 
Auslegung  von  Ziff.  3  des  Schlufsprotokolles  zum 
Niederlassungsvertrage  mit  Deutschland  vom  31-  Mai 
18  90  (Schw.  Bundesbl.  1897  I  S.  555). 

Entgegen  der  Auffassung  kantonaler  Behörden  wird  darauf  bm- 
gewiesen,  dafs  diejenigen  Deutschen,  welche  gemäfs  dem  Vertrage  Tom 
Jahre  1876  die  Niederlassung  in  der  Schweiz  erworben  haben,  stets 
von  der  in  Art.  2  des  Vertrages  von  1890  eingeführten  Formalität  der 
Beibringung  des  gesandtschaftlicheu  Zeugnisses  befreit  sein  sollen,  da 
der  hinterlegte  Heimatschein  nicht  weniger  Garantie  bietet,  als  das 
gesandtschafUiche  Zeugnis;  nur  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs 
jene  Ausweise  nach  Ablauf  ohne  Verzug  erneuert  werden. 


Internationale  Verträge. 

1.  Handelsvertrag  zwischen  Chile  und  Bolivien  vom 
18.  Mai  1895  (D.  Handelsarchiv  1896  I  S.  651). 

2.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Däne- 
mark und  Japan  vom  19.  Oktober  1895  (D.  H.A.  1896  I  S.  630). 

3.  Handels-  und  Schiffahrtsabkommen  zwischen  Rufs- 
land  und  Portugal   vom    9.  Juli  1895  (D.  H.A.  1896  I    S.  646> 

4.  Konsularkonvention  zwischen  Italien  und  Peru  vom 
25.  Februar  1893  (D.  H.A.  1896  I  S.  697). 

5.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Portugal 
und  Norwegen   vom  31.  Dezember  1895  (D.   H.A.  1896  I  S.  73). 

6.  Zusatzerklärung  zu  dem  internationalen  Übereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890  (Deutscb- 
land,  Osterreich  und  Ungarn,  Belgien,  Frankreich,  Italien,  Luxembuig, 
Niederlande,  Rufsland,  Schweiz),  vom  20.  September  1893,  betr.  den 
Beitritt  von  bisher  nicht  am  Übereinkommen  beteiligten  Staaten  (R.6.BL 
1896  S.  707,  Ost.  R.G.B1.  1896  S.  603  ff.). 

7.  Übereinkunft  der  Schweizerischen  Kantone  Bern  und  Frei- 
bürg,  betr.  die  gegenseitige  Stellung  der  Angeschul- 
digten und  die  Vollziehung  der  Strafurteile  in  den  vom 
Bundesgesetz  über  die  Auslieferung  vom  24.  Juli  1852 
nicht   vorgesehenen   Fällen. 

Das  Forum  delicto  wird  für  Vergehen  und  Polizeiübertretungen 
gegenseitig  anerkannt,  mit  der  Zusicherung,  Rogatorialcitationen  zu  be- 
willigen   und    nötigenfalls    im    eigenen   Gebiete    sich  aufhaltende  An- 
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geschuldigte  zum  Erscheinen  vor  dem  regierenden  Richter  zu  zwingen. 
Im  ferneren  wird  gegenseitig  die  Vollziehnng  in  allen  im  eidgenössischen 
Aoslieferungsgesetz  nicht  vorgesehenen  StrafMlen  korrektioneller,  polizei- 
licher oder  fiskalischer  Natur,  sowie  der  Administrativentscheide,  welche 
die  Verbringung  von  Kindern  oder  Erwachsenen  in  Disciplinar-  oder 
Arbeitsanstalten  verfügen,  zugesichert 

Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  der  Übereinkunft  sind: 
Handlungen,  welche  von  der  Gesetzgebung  des  requirierten  Kantons 
nicht  mit  Strafe  bedroht  sind  oder  von  letzterem  in  rechtsfbrmiger  Weise 
gestattet  worden  sind;  die  polizeilichen  und  Prefsvergehen ;  die  Bufsen 
und  Entschädigungen  privatrechtlicher  Natur  (Schweiz.  Zeitschrift  für 
Strafrecht,   9.  Jahrgang  S.  342). 

8.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Belgien,  betreffend 
die  Unterstützung  und  Heimschaffung  der  dürftigen  An- 
gehörigen der  beiden  Länder,  vom  12.  November  1896 
(Eidgen.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XV  S.  556  ff.)- 

Nach  Art.  6  kann  eine  Vergütung  der  Kosten,  welche  in  Gemäfs- 
heit  der  Bestimmungen  der  Vereinbarung  durch  Unterstützung,  Ver- 
pflegung, ärztliche  Behandlung  oder  Ueimschafiung  der  Hülfsbedürfltigen 
entstanden  sind ,  weder  von  der  Staats-  noch  Gemeinde- ,  noch  einer 
anderen  öffentlichen  Kasse  des  Landes,  welchem  die  betreffenden  Per- 
sonen angehören,  beansprucht  werden.  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
Bezug  auf  etwaige  Beerdigungskosten. 

9.  Freundschafts-,  N  iederlassungs-  und  Handels- 
vertrag zwischen  der  Schweiz  und  Japan  vom  10.  November  1896 
(Schw.  BundesbUtt  1896  IV  S.  809  ff.). 

Nach  Art.  II  Abs.  2  haben  die  Bürger  oder  Uuterthanen  eines  jeden 
der  vertragschliefsenden  Teile  freien  und  ungehinderten  Zutritt  zu  den 
Gerichten  zur  Verfolgung  oder  Verteidigung  ihrer  Rechte,  femer  in 
gleicher  Weise  wie  die  Bürger  oder  Unterthanen  des  Landes  das  Recht, 
Sachwalter,  Advokaten  und  Vertreter  zur  Verfolgung  und  Verteidigung 
ihrer  Rechte  vor  den  Gerichten  zu  wählen  und  zu  verwenden  und  ge- 
niefsen  sie  in  den  anderen,  auf  die  Rechtspflege  beztlglichen  Angelegen- 
heiten alle  Rechte  und  Privilegien  der  Bürger  oder  Unterthanen  des 
Landes. 

Nach  Abs.  2  des  Art.  II  geniefsen  die  Bürger  oder  Unterthanen 
eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  in  den  Gebieten  und  Be- 
sitzungen des  andern  in  allem,  was  das  Recht  der  Niederlassung  und 
des  Reisens,  den  Besitz  von  Gütern  und  beweglichen  Sachen  aller  Art, 
die  Übertragung  von  beweglichen  Sachen  auf  Grund  von  testamen- 
tarischer oder  anderer  Nachfolge,  das  freie  Verfügungsrecht  über  Ver- 
mögen jeder  Art,  das  sie  in  gesetzmäfsiger  Weise  erwerben  können, 
anbetrifft,  die  nämlichen  Vergünstigungen,  Freiheiten  und  Rechte  und 
sind  in  diesen  Beziehungen  keinen  höheren  Abgaben  und  Lasten  unter- 
worfen ab  die  Bürger  der  Unterthanen  des  Landes  oder  die  Btlrger 
oder  Unterthanen  der  meistbegünstigten  Nation. 
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Der  Vertrag  wird  frtüiestens  am  17.  Juli  1899  in  Kraft  treten. 
Mit  dem  Tage  der  Inkraftsetsmng  erlischt  die  schweizerische  Konsnlar- 
gerichtsbarkeit ;  die  gesamte  Gerichtsbarkeit  wird  mit  jenem  Zeitpunkte 
von  den  japanischen  Gerichten  übernommen  und  ansgeübi  werden 
(Art.  XIV  und  XV). 

10.    Auslieferungsvertrag  zwischen  der  Schweiz  and 
Osterreich -Ungarn    vom  10.  M^rz  1896,    ratifiziert  am  2.  Juni 
16.  November  1896,  in  Kraft  ab  28.  Februar  1897  (Ö.  R.G.BL   1897 
S.  1  fr. ;  Eidgen.  amtl.  SIg.  N.  F.  Bd.  XV  S.  566  ff.). 

Art  1.  Die  Regierungen  der  hohen  vertra^hliefsendeD  Teile  ver- 
pffichten  sich,  gegenseitig  diejenigen  Personen,  mit  AusDahme  der  eiMoen 
Staatsangehörigen,  sich  auszuliefern,  welche  wegen  dner  der  im  nachfolgen- 
den Art.  II  angegebenen  strafbaren  Handlungen  in  Untersuchune  steoen 
oder  von  den  Gerichtsbehörden  des  einen  der  vcrtragschliefsenden  Teüe 
verurteilt  worden  sind  und  sich  auf  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  be- 
finden. 

Die  Auslieferung  findet  nur  wegen  solcher  strafbaren  Handlungen  statt» 
welche  nach  der  Gesetzgebung  des  die  Auslieferung  begehrenden,  sowie  des 
um  die  Ausliefening  ersuchten  Staates  mit  einer  einjährigen  Freiheitastrafe 
oder  mit  einer  schwereren  Strafe  bedroht  sind. 

Wurde  die  strafbare  Handlung,  auf  welche  sich  das  Ausliefenmgs- 
begehren  gründet,  in  einem  dritten  Staate  begangen,  so  wird  die  Ana- 
lieferung  zugestanden,  wenn  die  Gesetzgebungen  der  verti-agschÜefsenden 
Teile  die  gerichtlicbe  Verfolgung  solcher  Handlungen,  auch  wenn  sie  im 
Auslande  verübt  worden  sind,  gestatten  und  es  dem  um  die  Ausliefertmg 
ersuchten  Staate  nicht  obliegt,  aen  Verbrecher  vor  seine  eigenen  Gerichte 
zu  stellen  oder  an  die  Regieruns  deg'enigen  Staates  auszuliefern,  auf  dessen 
Gebiet  die  strafbare  Handlung  begangen  worden  ist. 

Art.  II.  Die  strafbaren  Handlungen,  wegen  welcher  die  Ausliefenmg 
gewährt  wird,  sofern  sie  den  Thatbestand  eines  gemeinen  Verbrechens  oder 
Vergehens  begründen,  sind  foeende: 

1.  Totschlag,  Mord,  Meuchelmord,  Eltemmord,  Kindesmord,  Ver- 
giftui^. 

2.  Abtreibung  der  Leibesfrucht 

3.  Körperverletzung  oder  Verwundung,  Beibringung  von  gefiihrliclien 
Stoffen  oder  von  Gift,  sowie  jede  andere  Handlung,  durch  welche  der  Th&t^ 
vorsätzlich,  jedoch  ohne  die  Absicht,  den  Tod  herbeizufuhren,  eine  Gesund- 
heitsstörung oder  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  zwanzigtäffiger  Dauer, 
eine  Verstümmelung,  Amputation  oder  UnbrauchlMirkeit  eines  Ouedes,  Er- 
blindung, Verlust  eines  Auges  oder  ein  anderes  bldbendes  Gebrechen  ver- 
ursacht nat 

4.  Kindesraub,  Verheimlichung,  Unterdrückung,  Verwechselung  oder 
Unterschiebung  von  Kindern. 

5.  Aussetzen  oder  bösliches  Verlassen  von  Kindern. 

6.  Entfuhrung  von  Minderjährigen. 

7.  Notzucht 

8.  Mit  oder  ohne  Gewalt  verübter  Angriff  auf  die  Schamhaftigkeit 
einer  Person. 

9.  Verletzung  der  Sittlichkeit  durch  Verleitung  von  Minderjährigen 
des  einen  oder  andern  Geschlechtes  zur  Unsittlichkeit  oder  Aosschweiliu^, 
um  die  Lüste  anderer  zu  befriedigen ;  ebenso  die  Verletzung  der  Sittlichkeit, 
begangen  zur  Befriedigung  der  eigenen  Lüste  durch  Verleitung  von  Minder- 
jährigen des  einen  oder  andern  Geschlechtes  zur  Ausschweifung,  falls  der- 
jenige, welcher  sich  dieser  Verleitung  schuldig  macht,  der  Vater  oder  die 
Mutter,  der  Vormund  oder  der  Lehrer  der  verleiteten  Person,  oder  irgend 
eine  andere  mit  der  AufBicht  über  dieselbe  betraute  Person  ist 
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10.  Mehrfache  Ehe. 

11.  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Hausrechtes. 

12.  Mit  einem  Auftrage  oder  einer  Bedingung  verbundene  Drohung 
eines  Angriffes  auf  die  Person  oder  das  Eigentum. 

13.  Nachahmung  oder  Verfälschung  von  öffentlichen  oder  Privat- 
urknnden,  und  der  Gebrauch  solcher  Urkunden;  rechtswidrige  Vernichtung, 
Beachftdi^ng  oder  Unterdrückung  einer  Urkunde  in  der  Absicht,  jemanden 
am  schädigen;  Mifsbrauch  eines  Blanketts. 

14.  Münzfälschung,  inbegriffen  das  Nachahmen  und  Verändern  von 
Münzen,  das  Ausgeben  und  Inverkehrsetzen  von  nachgemachten  oder  ver- 
änderten Münzen,  Nachahmung  oder  Verfälschung  von  Banknoten,  Schuld- 
verschreibungen oder  andern  Titeln  und  Werteffäten,  welche  vom  Staate 
oder  mit  staatlicher  Genehmigung  von  Körperschaften,  Gesellschaften  oder 
Privaten  ausgegeben  wurden;  Ausgahe  oder  Inverkehrsetzung  solcher  falschen 
oder  gefälschten  Bauknoten,  Schuldverschreibungen  oder  anderer  Titel  und 
Werteffekten. 

15.  Nachahmung  oder  Verfälschung  von  amtlichen  Siegeln,  Stempeln, 
Kontrolistempeln  (Poin^ons)  und  Marken;  Gebrauch  von  derartigen  nach- 
geahmten oder  veifälschten  Siegeln,  Stempeln,  Kontrolistempeln  xmd  Marken, 
sowie  Mifsbrauch  echter,  zu  amtlichem  Gebrauche  bestimmter  Siegel,  Stempel, 
Kontrollstempel  und  Marken. 

16.  Falsches  Zeugnis,  falsche  Expertise,  Meineid,  Anstiftung  zum 
Meineid,  Verleitung  von  Zeugen,  Sachverständigen  und  Dolmetschern  zu 
falschen  Angaben. 

17.  Falsche  Anschuldiciing. 

18.  Amtsmifsbrauch ,  Unterschlagung  und  Veruntreuung  durch  öffent- 
liche Beamte. 

19.  Bestechung  von  öffentlichen  Beamten,  Richtern,  Geschworenen 
und  Sachverständigen. 

20.  Brandstiftung  und  Mifsbrauch  von  Sprengstoffen. 

21.  Diebstahl  und  Raub. 

22.  Erpressung. 

23.  Prellerei  und  Betrug. 

24.  Unterschlagung  oder  Veruntreuung  und  Vertrauensmifsbrauch. 

25.  Betrügerischer  Bankerott  und  betrügerische  Benachteiligung  der 
Gläubiger  im  Konkurse. 

26.  Vorsätzlicher  Angriff  auf  die  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes; 
Zerstörung  oder  Beschädigung  von  Eisenbahnen,  sowie  deren  Betriebsmaterial, 
von  Dampfmaschinen,  Telegraphen  und  Telephonen,  welche  Öffentliclren 
Zwecken  dienen. 

27.  Absichtliche  Handlungen,  welche  zur  Herbeiführung  einer  Über- 
schwemmung geeignet  sind,  wenn  dadurch* Gefahr  für  Menschenleben  oder 
fremdes  Eigentum  entsteht. 

28.  Absichtliche  Zerstörung  oder  Beschädigung  von  beweglichem  oder 
unbeweglichem,  öffentlichem  oder  privatem  Eigentum,  einschliefsuch  die  Ver- 
giftung von  Nutzvieh  oder  anderen  Tieren. 

&.  Abfflchtliche  Beimischung  von  lebensgefährlichen  oder  gesundheits- 
schädlichen Stoffen  zu  Lebensmitteln,  ebenso  das  Feilhalten  oder  die  Aus- 
teilung solcher  Lebensmittel  unter  Verschweigung  ihrer  schädlichen  Eigen- 
schaft. 

80.  Handlungen,  welche  die  Zerstörung,  Strandung,  Beschädigung  oder 
'  den  Unteming  von  Schiffen  verursachen. 

81.  Verneimlichung  von  Gegenständen,  welche  durch  Diebstahl,  Raub 
oder  Unterschlagung  erlangt  worden  mnd. 

82.  Halfeßistung  zur  Unterdrückung  der  Spuren  einer  strafbaren 
Handlung. 

Die  Auslieferung  wird  auch  wegen  des  Versuches  und  der  Teilnahme, 
insofern  die  betreffenden  Handlungen  nach  den  Gesetzgebungen  der  vertrag- 
achlie&enden  Teile  strafbar  sind,  zugestanden. 
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Art  III.  Wegen  politischer  strafbaren  Handlangen  wird  die  Auslirferung 
nicht  bewilligt. 

Die  Auslieferung  wird  indessen   bewilligt,  obgleich  der  Thater  einen 

Solitischen  Beweggrund  oder  Zweck  vorschützt,  wenn  die  Handlung,  um 
eren  willen  die  Auslieferung  verlangt  wird,  vorwiegend  den  ChanLkter 
eines  gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens  hat.  Der  ersuchte  Staat  ent- 
scheidet im  einzelnen  Falle  nach  freiem  Ermessen  über  die  Natur  der  straf- 
baren Handlung  auf  Grund  des  Thatbestandes;  er  ist  berechtigt,  von  dem 
die  Auslieferung  nachsuchenden  Staate  die  Beibringung  alier  hierfür  er- 
forderlichen Aufklärungen  und  Nachweise  über  den  Thatbestand  zu  ver- 
langen. 

Wenn  die  Auslieferung  bewilligt  wird,  so  darf  der  Ausgelieferte  in 
dem  Staate,  weicher  die  Auslieferung  begehrt  hat,  wegen  eines  poÜtLschen 
Verbrechens  und  ebenso  we^en  seines  politischen  Beweggrundes  oder  Zweckes 
weder  verfolgt  noch  bestran  werden. 

Art.  rVT  Wegen  Übertretung  fiskalischer  Gresetze  und  wegen  rein» 
Militärvergehen  wird  die  Auslieferung  nicht  bewilligt. 

Hat  eine  Person,  die  w^en  einer  die  Auslieferung  b^ründenden  straf- 
baren Handlung  verfolgt  wird,  aufserdem  ein  fiskaliscnes  oder  ein  militKii- 
sches  Gresetz  übertreten,  so  darf  diese  Übertretung  weder  bestraft  werden, 
noch  einen  Strafverschärfungsgrund  bilden. 

Art.  V.  Wenn  das  Strafgesetz  des  ersuchenden  Staates  für  die  straf- 
bare Handlung,  um  deren  willen  die  Auslieferung  verlangt  wird,  eine  korjier- 
liche  Strafe  androht,  so  soll  diese  Strafe  gegeDeaenfaUs  in  eine  Freihelts- 
oder  Geldstrafe  umgewandelt  werden. 

Art.  VL  Der  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Vertrages  Aasgelieferte 
darf  in  dem  Staate,  der  die  Auslieferuug  begeart  hat,  nicht  vor  ein  Aos* 
npJimegericht  gestellt  werden. 

Art.  VII.  Personen,  die  wegen  einer  in  Art.  II  angeführten  Handlung 
verfolgt  sind,  müssen  provisorisch  verhaftet  werden,  wenn  von  einer  zustän- 
digen Behörde  zum  Zwecke  der  Auslieferung  ein  bezügliches  Gesuch  gestellt 
und  ein  verurteilendes  Erkenntnis,  ein  Anklageakt  oder  ein  Verhaftabefehl 
oder  eine  andere  gleich  wirksame  Urkunde  vorgelegt  wird. 

In  dringenden  Fällen  soll  die  provisorische  Verhaftung  auch  vollzogen 
werden  auf  jede  andere  durch  die  Post  oder  den  Telegraphen  gema<3ite 
Anzeige,  dafs  eine  der  oben  erwähnten  Urkunden  bestehe. 

ßi  beiden  Fällen  ist  das  Gesuch  um  provisorische  Verhafbmg  auf 
diplomatischem  Wege  zu  stellen,  und  zwar  an  da8..k.  und  k.  Ministerium 
des  Äufsem  in  Wien,  wenn  der  Beschuldigte  nach  Osterreich  oder  Ungarn, 
und  an  den  Präsidenten  der  Eidgenossenschaft,  wenn  er  sich  nach  der 
Schweiz  gefluchtet  hat. 

Im  Falle  äufserster  Dringlichkeit  soll  die  provisorische  Verhaftung  auch 
dann  vorgenommen  werden,  wenn  das  Begenren  von  einer  Behörde  des 
einen  der  vertragschliefsenden  Teile  unmittelbar  an  eine  Behörde  des  anderen 
gerichtet  wird. 

Art.  VIII.  Der  nach  Mafsgabe  des  letzten  Absatzes  von  Art.  VI[  in 
Haft  Genommene  wird  auf  freien  Fufs  gestellt,  wenn  innerhalb  acht  Tagen, 
von  dem  Tage  der  Verhaftung  an  gerechnet,  der  angesprochenen  Behörde 
nicht  angezeigt  wird,  dafs  ein  von  einer  Grerichtsbehörde  ausgestellter  Yer- 
haftsbefehl  vorliegt 

In  allen  Fällen  wird  der  in  Anwendung  einer  der  Bestimmungen  des 
Art  VII  in  Haft  Genommene  auf  freien  Fufs  gestellt,  wenn  innerhalb  zwanzig 
Tagen,  vom  Tage  der  Verhaftung  an  gerecmiet,  der  Regierung,  bei  welcher 
die  Auslieferung  nachgesucht  weiden  mufs,  nicht  eine  der  im  ersten  Absätze 
des  Art  VII  erwähnten  Urkunden  auf  diplomatischem  Wege  zugekommen  ist 

Art.  IX.  Das  Auslieferungsbegehren  ist  auf  dem  diplomatischen  Wege 
zu  stellen. 

Art  X.  Dem  Auslieferungsbegehren  mufs  eine  der  in  Art.  VII  er- 
wähnten Urkunden  in  Original  oder  beglaubigter  Abschrift  beigegeben  sein. 
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Id  dieser  Urkunde  soll  die  Beschaffenheit  und  Schwere  der  znr  Last 
gelegten  That,  Ort  und  Zeit  der  Beeehung,  sowie  aus  dem  Strafgesetze, 
welches  in  dem  die  Auslieferung  begehrenden  Lande  gilt,  der  Wortlaut  der- 
jenigen Stellen  angegeben  sein,  welche  auf  die  betretende  That  anwendbar 
sind  und  welche  das  auf  dieselbe  anwendbare  Strafmafs  bestimmen. 

Bei  Delikten  gegen  das  Eigentum  soll  auch  inuner  der  Betrag  des  von 
dem  Beschuldigten  verursachten  oder  beabsichtigten  Schadens  angegeben 
werden. 

Dem  Auslieferungsbegehren  sind,  wo  möglich,  auch  die  Personal- 
beschreibung des  reklamierten  Individuums  oder  andere  zur  Feststellung 
seiner  Identität  geeignete  Angaben  beizufügen. 

Die  um  die  Auslieferung  ersuchte  Refi;ierung  wird  die  Verhaftung  des 
Verfolgten  veranlassen,  sobald  sie  die  ooen  erwähnten  Aktenstücke  er- 
balten hat 

Ergeben  sich  Zweifel  über  die  Frage,  ob  die  strafbare  Handlung^ 
welche  den  Gregenstand  der  Verfolgung  l>ildct,  unter  die  Fälle  gehöre, 
welche  im  gegenwärtigen  Vertrage  voi^esehen  sind,  so  können  bei  dem  die 
Auslieferung  nachsuchenden  Staate  nähere  Aufklärungen  verlangt  werden, 
nnd  es  wird  die  Auslieferung  nur  bewilligt,  wenn  die  erteilten  Aufschlüsse 
die  Zweifel  zu  heben  vermögen. 

Im  Falle  über  das  Auslieferungsbegehren  Aufklärungen  in  obigem 
Sinne  verlangt  worden  sind,  kann  der  Verhaftete  auf  freien  Fufs  gestellt 
werden,  wenn  die  gewünschten  Aufschlüsse  nicht  innerhalb  dreiCsig  Tagen^ 
von  dem  Tage  hinweg,  an  welchem  die  Anfrage  bei  der  die  Auslieferung 
begehrenden  Kegierung  eingelangt  ist,  der  angesprochenen  Regierung  zu- 
gekommen sind. 

Art  XL  Die  Gegenstande,  in  deren  Besitz  der  Beschuldigte  durch 
die  strafbare  Handlung  gekommen  ist  oder  welche  bei  ihm  in  Beschlag  ge- 
nommen wurden,  sowie  die  zur  Verübung  der  sti*af  baren  Handlung  benutzten 
Htilfsmittel  und  Werkzeuge  und  überhaupt  alle  Beweisstücke  sollen  der  die 
Auslieferung  begehrenden  Regierung  übersehen  werden,  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  die  bereits  zugestandene  Ausueferung  infolge  des  Todes  oder 
der  Flucht  des  Beschuldigten  nicht  stattfinden  könnte. 

Diese  Übergabe  erstreckt  sich  auch  auf  alle  Gegenstände  dieser  Art^ 
welche  von  dem  Beschuldigten  in  dem  Lande,  welches  die  Auslieferung 
gewährt  hat,  verborgen  oaer  in  Verwahrung  gegeben  worden  sind  und 
später  aufgefunden  werden. 

Es  bleiben  jedoch  die  Rechte  dritter  Personen  auf  die  fraglichen 
Gegenstände  vorbehalten  und  sind  dieselben  den  Berechtigten  nach  Be- 
endigung des  Strafverfahrens  kostenfrei  zurückzustellen. 

Der  Staat,  an  welchen  das  Begehren  um  Übergabe  dieser  Gegenstände 
gestellt  wird,  kann  sie  vorläufig  zurückbehalten,  wenn  er  derselben  zur 
Durchführung  eines  strafgerichtlicben  Verfahrens  zu  bedürfen  erachtet 

Art.  XII.  Ist  die  Person,  deren  Auslieferung  begehrt  wird,  in  dem  um 
die  Auslieferung  angegangenen  Staate  wegen  einer  anderen  strafbaren  Hand- 
lung, als  derjenigen,  auf  welche  sich  das  Auslieferungsbegehren  gründet, 
strafrechtlich  verfolgt  oder  verurteilt,  so  kann  ihre  Auslieferung  bis  nach 
Beendigung  des  Strafverfahrens  oder  bis  nach  Verbüfsung  der  Strafe  oder 
Erlafs  derselben  verschoben  werden. 

Die  Regierungen  der  vertragschliefsenden  Teile  können  indessen  gegen- 
seitig die  vorübergehende  Übergabe  des  Auszuliefernden  zum  Erscnemen 
vor  den  Gerichten  des  ersuchenden  Staates  unter  der  Bedingung  gewähren, 
dafs  derselbe  sofort  nach  beendigtem  Prozesse  an  die  Behörden  des  er- 
suchten Staates  zurückgeliefert  werde.  Die  in  solchen  Fällen  durch  den 
Hin-  und  Rücktransport  entstehenden  Kosten  hat  der  ersuchende  Staat  zu 
tragen. 

Ist  ein  solches  Individuum  infolge  der  Auslieferung  an  der  Erfüllung 
der  von  ihm  gegenüber  Privatpersonen  eingegangenen  Verbindlichkeiten  ge- 
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Art.  III.  Wegen  politiBcher  strafbaren  Handlangen  wird  die  Aualiefening 
nicht  bewilligt. 

Die  Auslieferung  wird  indessen   bewilligt,  obgleich  der  Th&ter  emea 

Solitischen  Beweggrund  oder  Zweck  vorschützt,  wenn  die  Handlang,  um 
eren  willen  die  Auslieferung  verlangt  wird,  vorwiegend  den  Charakter 
eines  gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens  hat.  Der  ersuchte  Staat  ent- 
scheidet im  einzelnen  Falle  nach  freiem  Ermessen  über  die  Natur  der  straf- 
baren Handlung  auf  Grund  des  Thatbestandes;  er  ist  berechtigt,  von  dem 
die  Auslieferung  nachsuchenden  Staate  die  Beibringung  aller  hierfür  er- 
forderlichen Aufklärungen  und  Nachweise  über  den  Thatbestand  zu  ver- 
langen. 

Wenn  die  Auslieferung  bewilligt  wird,  so  darf  der  Ausgelieferte  in 
dem  Staate,  welcher  die  Auslieferung  begehrt  hat,  wegen  eines  politischen 
Verbrechens  und  ebenso  we^en  seines  politischen  Beweggrundes  oder  Zweckes 
weder  verfolgt  noch  bestrart  werden. 

Art.  rvT  Wegen  Übertretung  fiskalischer  Gresetze  und  wegen  reiner 
Militärvergehen  wira  die  Auslieferung  nicht  bewilligt 

Hat  eine  Person,  die  wegen  einer  die  Auslieferung  b^ründenden  straf- 
baren Handlung  verfolgt  wird,  aufserdem  ein  fiskaliscnes  oder  ein  militäri- 
sches Gesetz  übertreten,  so  darf  diese  Übertretung  weder  bestraft  werden, 
noch  einen  Strafverschärfungsgrund  bilden. 

Art.  V.  Wenn  das  S^afgesetz  des  ersuchenden  Staates  für  die  straf- 
bare Handlung,  um  deren  willen  die  Auslieferung  verlaus^  wird,  eine  korpeiv 
liehe  Strafe  androht,  so  soll  diese  Strafe  gegebeuenfaus  in  eine  Freiheits- 
oder  Geldstrafe  umgewandelt  werden. 

Art  VI.  I>er  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Vertrages  Ausgelieferte 
darf  in  dem  Staate,  der  die  Auslieferung  begehrt  hat,  nicht  vor  ein  Aus- 
npbmegericht  gestellt  werden. 

Art.  VII.  Personen,  die  wegen  einer  in  Art  II  angeführten  Handlung 
verfolgt  sind,  müssen  provisorisch  verhaftet  werden,  wenn  von  einer  zustan- 
digen Behörde  zum  Zwecke  der  Auslieferung  ein  bezügliches  Gesuch  gestellt 
und  ein  verurteilendes  Erkenntnis,  ein  Anklageakt  oder  ein  Verhaftsbdbhl 
oder  eine  andere  gleich  wirksame  Urkunde  vorgelegt  wird. 

In  dring[enden  Fällen  soll  die  provisorische  Verhaftung  auch  vollzogen 
werden  auf  jede  andere  durch  die  Post  oder  den  Telegraphen  gemadite 
Anzeige,  dafs  eine  der  oben  erwähnten  Urkunden  bestehe. 

In  beiden  Fällen  ist  das  Gesuch  um  provisorische  Verhaftung  auf 
diplomatischem  Wege  zu  stellen,  und  zwar  an  da8..k.  und  k.  Ministerium 
des  Äufsem  in  Wien,  wenn  der  Beschuldigte  nach  Osterreich  oder  Ungarn, 
und  an  den  Präsidenten  der  Eidgenossenschaft,  wenn  er  sich  nach  der 
Schweiz  geflüchtet  hat. 

Im  Falle  äufserster  Dringlichkeit  soll  die  provisorische  Verhaftung  auch 
dann  vorgenommen  werden,  wenn  das  Begenren  von  einer  Behörae  des 
einen  der  vertragschliefsenden  Teile  unmittelbar  an  eine  Behörde  des  anderen 
gerichtet  wird. 

Art  VIII.  Der  nach  Mafsgabe  des  letzten  Absatzes  von  Art.  VI[  in 
Haft  Genommene  wird  auf  freien  Fufs  gestellt,  wenn  innerhalb  acht  Tagen, 
von  dem  Tage  der  Verhaftung  an  gerechnet,  der  angesprochenen  Behörde 
lücht  angezeigt  wird,  dafs  ein  von  einer  Gerichtsbehörde  ausgestellter  Ver- 
haitsbefehl  vorliest 

In  allen  Fällen  wird  der  in  Anwendung  einer  der  Bestimmungen  des 
Art  VII  in  Haft  Genommene  auf  fteieu  Fufs  gestellt,  wenn  innerhalb  zwanzig 
Tagen,  vom  Tage  der  Verhaftung  an  gerechnet,  der  Regierung,  bei  welcher 
die  Auslieferung  nachgesucht  weraen  inufs,  nicht  eine  der  im  ersten  Absätze 
des  Art  VU  erwähnt^  Urkunden  auf  diplomatischem  Wege  zugekommen  ist 

Art.  IX.  Das  Auslieferungsbegehren  ist  auf  dem  diplomatischen  Wege 
zu  stellen. 

Art  X.  Dem  Auslieferungsbegehren  mufs  eine  der  in  Art  VII  e^ 
wähnten  Urkunden  in  Original  oder  beglaubigter  Abschrift  beig^eben  aeasL 
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In  dieser  Urkunde  soll  die  Beschafienheit  und  Schwere  der  znr  Last 
geleeten  That,  Ort.  and  Zeit  der  Beeehung,  sowie  ans  dem  8tra%e8etze, 
welches  in  dem  die  Auslieferung  begehrenden  Lande  ^It,  der  Wortlaut  der- 
jenigen Stellen  angegeben  sein,  welche  auf  die  betre&nde  That  anwendbar 
sind  und  welche  das  auf  dieselbe  anwendbare  Strafmafs  bestimmen. 

Bei  Delikten  gegen  das  Eigentum  soll  auch  immer  der  Betrag  des  von 
dem  Beschuldigten  verursachten  oder  beabsichtigten  Schadens  angegeben 
werden. 

Dem  Auslieferungsbegehren  sind,  wo  möglich,  auch  die  Personal- 
beschreibung des  reklamierten  Individuums  oder  andere  zur  Feststellung 
seiner  Identit&t  geeignete  Angaben  beizufügen. 

Die  um  die  Auslieferung  ersuchte  Refi;ierung  wird  die  Verhaftung  des 
Verfolgten  veranlassen,  sobald  sie  die  ooen  erwähnten  Aktenstücke  er- 
halten hat 

Ergeben  sich  Zweifel  Über  die  Frage,  ob  die  strafbare  Handlung^ 
welche  den  Gregenstand  der  Verfolgung  oildet,  unter  die  Fälle  gehöre, 
welche  im  gegenwärtigen  Vertrage  vorgesehen  sind,  so  können  bei  dem  die 
Auslieferung  nachsuchenden  Staate  nähere  Aufklärungen  verlangt  werden, 
und  es  wird  die  Auslieferung  nur  bewilligt,  wenn  die  erteilten  Aufschlüsse 
die  Zweifel  zu  heben  vermögen. 

Im  Falle  über  das  Auslieferungsbegehren  Aufklärungen  in  obigem 
Sinne  verlangt  worden  sind,  kann  der  Verhaftete  auf  freien  Fufs  gestellt 
werden,  wenn  die  gewünschten  Aufschlüsse  nicht  innerhalb  dreilsig  Tagen^ 
von  dem  Tage  hinweg,  an  welchem  die  Anfrage  bei  der  die  Auslieferung 
begehrenden  Regierung  eingelangt  ist,  der  angesprochenen  Regierung  ssu- 
gekommen  sind. 

Art.  XL  Die  Gegenstände,  in  deren  Besitz  der  Beschuldigte  durch 
die  strafbare  Handlung  gekommen  ist  oder  welche  bei  ihm  in  Beschlag  ge- 
nommen wurden,  sowie  die  zur  V^erübung  der  strafbaren  Handlung  benutzten 
Htilfsmittel  und  Werkzeuge  und  überhaupt  alle  Beweisstücke  sollen  der  die 
Auslieferung  begehrenden  Regierung  überleben  werden,  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  die  bereits  zugestandene  Ausueferung  infolge  des  Todes  oder 
der  Flucht  des  Beschuldigten  nicht  stattfinden  könnte. 

Diese  Übergabe  erstreckt  sich  auch  auf  alle  Gegenstände  dieser  Art, 
welche  von  dem  Beschuldigten  in  dem  Lande,  welches  die  Auslieferung 
gewährt  hat,  verborgen  oder  in  Verwahrung  gegeben  worden  sind  und 
sf^ter  angefunden  werden. 

Es  bleiben  jedoch  die  Rechte  dritter  Personen  auf  die  fraglichen 
Gegenstände  vorbehalten  und  sind  dieselben  den  Berechtigten  nach  Be- 
endigung des  Strafverfahrens  kostenfrei  zurückzustellen. 

Der  Staat,  an  welchen  das  Begehren  um  Übergabe  dieser  Gegenstände 
gestellt  wird,  kann  sie  vorläufig  zurückbehalten,  wenn  er  derselben  zur 
Ihirchfuhrung  eines  strafgerichtlicben  Verfahrens  zu  bedürfen  erachtet 

Art.  XII.  Ist  die  Person,  deren  Auslieferung  begehrt  wird,  in  dem  um 
die  Auslieferung  angegangenen  Staate  wegen  einer  anderen  strafbaren  Hand- 
lung, als  derjenigen,  auf  welche  sich  das  Auslieferungsbegehren  gründet, 
strafrechtlich  venolgt  oder  verurteilt,  so  kann  ihre  Auslieferung  bis  nach 
Beendigung  des  Strafverfahrens  oder  bis  nach  Verbüfsung  der  Strafe  oder 
Erlafs  derselben  verschoben  werden. 

Die  Regierungen  der  vertragschliefsenden  Teile  können  indessen  gegen- 
seitig die  vorübergehende  Übergabe  des  Auszuliefernden  zum  Erscnemen 
▼or  den  Gerichten  des  ersuchenden  Staates  unter  der  Bedingung  gewähren, 
dafs  derselbe  sofort  nach  beendigtem  Prozesse  an  die  Behörden  des  er- 
suchten Staates  zuruckgeliefert  werde.  Die  in  solchen  Fällen  durch  den 
Hin-  und  Rücktransport  entstehenden  Rosten  hat  der  ersuchende  Staat  zu 
tragen. 

Ist  ein  solches  Individuum  infolge  der  Auslieferung  an  der  Erfüllung 
der  von  ihm  gegenüber  Privatpersonen  eingegangenen  Verbindlichkeiten  ge- 
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hindert,  so  soll  seine  Aasliefenine  dennoch  stattfinden ;  es  bleibt  aber  den 
Oegenparteien  das  Recht  vorbehalten,  ihre  Ansprüche  Tor  der  znständigeD 
Bebörae  geltend  zu  machen. 

Art.  XITT.  Der  Ausgelieferte  darf  in  dem  Liande,  welchem  die  Atu- 
lieferung  zugestanden  wurde,  wegen  eines  vor  der  Ausliefemue  yerübteo 
und  in  dem  gegenwärtigen  Obereinkommen  nicht  vorgesehenen  Verbrechens 
oder  Vergehens  weder  verfolgt,  noch  bestraft,  noch  an  ein  drittes  Land 
ausgeliefert  werden,  es  sei  denn,  dafs  er  im  einen  wie  im  andern  Falle 
während  eines  Monats  nach  Beendiguns^  des  Strafverfahrens  und.  im  Fall 
der  Verurteilung,  nach  Verbüfsung  der  Srafe  oder  nach  seiner  Begnadigung 
Gelegenheit  gehabt  hat,  das  Land  wiederum  zu  verlassen,  oder  dafs  er  in 
der  Folge  dorthin  zurückgekehrt  ist. 

Er  kann  auch  nicht  wegen  einer  in  dem  gegenwärtigen  Übereinkommen 
vorgesehenen  und  vor  der  Auslieferung  begangenen  anderen  strafbaren 
Handlung,  als  derjenigen,  welche  der  Auslieferung  zu  Grrunde  gel^g;en,  ohne 
die  Zustimmung  der  Refi^erung,  welche  ihn  ausgeliefert  hat,  verfolgt  oder 
bestraft  werden,   und  die  letztere  Regierung   luinn,  wenn  sie   es  für  an* 

femessen  erachtet,  die  Beibrin£|ung  einer  der  im  Art  Vil  erwähnten  Ur- 
unden  verlangen.  Die  Einwilligung  dieser  Regierung  ist  ebenso  für  die 
Gestattune  der  Auslieferung  des  Sescnuldigten  an  ein  drittes  Land  exforder- 
lich. Es  bedarf  indessen  dieser  Zustimmung  nicht,  wenn  der  Beschuldigte, 
unterstützt  von  seinem  allfälligcn  Verteidiger  oder  Rechtsbeistand,  von  sich 
aus  begehrt,  vor  Gericht  gestellt  zu  werden  oder  seine  Strafe  zu  verbfi&en, 
oder  wenn  er  innerhalb  der  oben  erwähnten  Frist  das  Gebiet  des  Landes, 
welchem  er  ausgeliefert  worden  ist,  verlassen  hat 

Art.  XIV.  Die  Auslieferung  wird  nicht  bewilligt,  wenn  die  strafbare 
Ebndlung,  wegen  deren  sie  verlangt  wird,  auf  dem  Gebiete  des  ersuchten 
Staates  bcjgangen,  oder  zwar  aufserlialb  dieses  Gebietes  begangen,  aber  im 
ersuchten  Staate  endgültig  beurteilt  worden  ist,  oder  daselbst  strafrechtlich 
verfolgt  wird. 

Die  Auslieferung  findet  auch  nicht  statt,  wenn  nach  der  Gesetzgebung 
des  ersuchten  Staates  oder  nach  der  des  ersuchenden  Staates  die  Veijährnng 
der  Strafverfolgung  oder  der  verhängten  Strafe  vor  der  Verhaftung  oder 
Vorladung  des  reklamierten  Individuums  eingetreten  ist,  oder  wenn  nach 
der  Gresetzgebung  des  ersuchten  Staates  die  strafbare  Handlung,  welche  dem 
Auslief eruxigsbegehren  zu  Grunde  liegt,  nur  auf  Grund  einer  Privatklage 
oder  auf  Antrat  der  geschädigten  Partei  strafrechtlich  verfolgt  werden 
kann,  sofern  nicht  beglaubigt  ist,  dafs  die  geschädigte  Partei  die  Vexfolgnng 
begehrt  bat 

Art.  XV.  Wird  der  Beschuldigte,  dessen  Auslieferung  von  einem  der 
vertragschliefsenden  Teile  begehrt  is^  auch  von  einer  oder  mehreren  anderen 
Re^erungen  wegen  anderer  strafbarer  Handlungen  reklamiert,  so  ist  er  der- 
iemgen  Regierung  auszuliefern,  auf  deren  Gebiet  er  das  schwerste  Ver- 
Dreonen  begangen  hat,  und  bei  gleicher  Schwere  derjenigen,  deren  Begehren 
zuerst  der  angesprochenen  Regierung  zugekommen  ist. 

Art  XVI.  Im  Falle  durch  das  Gelüet  eines  der  vertragBchüelBendeD 
Teile  eine  Person  durchgeführt  werden  soll,  deren  Auslieferung  von  einer 
dritten  Regierung  der  anderen  Vertragspartei  zugestanden  worden  ist,  wixd 
je«ier  Staat  dagegen  keinen  Einwand  erneben,  wenn  die  betreffende  Person 
nicht  ein  Staatsangehöriger  desselben  ist,  und  vorausgesetzt,  dafs  die  straf- 
bare Handlungj  wegen  deren  die  Auslieferung  erfolgt,  in  den  Art  I  und  II 
des  gegenwärtigeil  Übereiukonmiens  inbegrifren  ist  und  nicht  unter  die  Be- 
stimmungen der  Art.  lU,  IV  und  XIV  fällt 

Zur  Erwirkung  der  Bewilligung  der  Durchlieferung  eines  Verbrechen 
im  Sinne  dieses  Artikels  genügt  es,  dafs  das  Begehren  auf  dem  diploma- 
tiaehen  Wege  gestellt  wira  unter  Vorlage  eines  der  in  Art  VII  erwähntes 
Aktenstücke  in  Original  oder  beglaubigter  Abschrift. 
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Die  Durchlieferang  eifol^  in  Begleitang  von  Agenten  des  Landes, 
welches  den  Transport  aber  sein  Gebiet  gestattet  hat,  und  auf  Kosten  des 
ersuchenden  Staates. 

Art  XVII.    Ebenso  -wird   unter  den   im    vorstehenden   Artikel   ans^e- 

g ebenen  Bedingungen  die  Durchlieferung  (Hin-  und  Rtlcktransport)  über  aas 
ebiet  des  einen  aer  vertra^chliefsenden  Teile  gew&hrt  werden,  wenn  es 
flieh  um  einen  in  einem  dritten  Lande  in  Haft  befindlichen  Verbrecher 
handelt,  dessen  Konfrontation  mit  einer  in  Untersuchung  befindlichen  Person 
von  dem  anderen  vertragschliefsenden  Teile  als  nützlich  erachtet  wird. 

Art  XVII I.  Wenn  in  einer  nichtpolitischen  Strafsache  eine  der  ver- 
tragschiielsenden  Regierungen  die  Vernehmung  von  Zeugen,  welche  in  dem 
anderen  Staate  wohnen,  oder  die  Vornahme  irgend  einer  anderen  Unter- 
fluohungshandlung  für  notwendig  erachtet,  so  ist  zu  diesem  Zwecke  ein 
firsuchschreiben  auf  dem  diplomatischen  Wege  einzusenden,  und  es  soll 
diesem  unter  Beobachtung  der  Gesetze  des  Landes,  auf  dessen  Gebiet  die 
Zeugenvernehmung  oder  die  Untersuchungshandlung  stattzufinden  hat,  Folge 
gegeben  werden. 

Art  XIX.  Wird  in  einer  nichtpolitischen  Strafsache  das  persönliche 
£^cheinen  eines  Zeugen  als  notwendig  oder  wünschenswert  erachtet,  so  soll 
die  Regierung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiet  der  Zeuge  sich  befindet,  diesen 
anhalten,  der  von  den  Behörden  des  andern  Staates  an  ihn  ergangenen  Vor- 
ladung Folge  zu  leisten. 

Die  Kosten  des  persönlichen  Erscheinens  dnes  2ieugen  sind  immer  von 
dem  ersuchenden  Staate  zu  tragen,  imd  es  ist  in  der  zu  diesem  Zwecke  auf 
diplomatischem  Wege  eingesandten  Aufforderung  die  Summe  anzugeben, 
irelche  dem  Zeueen  für  Reise-  und  Aufenthaltskosten  vergütet  wird,  sowie 
der  Betrag,  welchen  der  angesprochene  Staat  dem  Zeugen  als  Vorschufs  auf 
diese  Vergütung,  unter  Vorbehalt  der  Rückzahlung  durch  den  ersuchenden 
Staat,  gew&hren  kann.  Dieser  Vorschufs  soll  dem  Zeugen,  sobald  er  sich 
bereit  erklärt  hat,  der  Vorladung  Fol^e  zu  leisten,  ausbezahlt  werden. 

Kdn  Zeuge,  welcher  Staatsangenörigkeit  er  auch  sein  mag,  der  aus 
dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile  berufen  worden  ist 
und  freiwillig  vor  den  Richtern  des  andern  Teiles  erscheint,  darf  daselbst 
wegen  früherer  Handlungen  oder  Verurteilungen  oder  unter  dem  Vorwand 
der  Mitschuld  an  den  i&ndlungen,  welche  den  Gegenstand  des  Prozesses 
bilden,  in  dem  er  als  Zeuge  erscheinen  soll,  verfolgt  oder  verhaftet  werden. 

Art.  XX.  Wenn  in  einer  nichtpolitischen  Strafsache,  welche  bei  den 
€rerichten  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile  anhängig  ist,  die  Kon- 
frontation des  Beschuldigten  mit  Personen,  die  auf  dem  Gebiete  des  andern 
Teiles  verhaftet  sind,  oder  die  Vorlage  von  Beweisstücken  oder  gerichtlichen 
Akten  als  notwendig  erachtet  wird,  so  ist  das  bezügliche  Begehren  auf  dem 
diplomatischen  Wege  zu  stellen,  und  es  soll  demselben,  sofern  keine  be- 
sonderen Bedenken  entgegenstehen,  entsprochen  werden.  Die  Verhafteten, 
B<nne  die  Beweisstücke  und  die  Akten  sind  indessen  sobald  wie  möglich 
zurückzustellen. 

Art.  XXI.  Erachtet  einer  der  vertragschliefsenden  Teile  die  Zustellung 
eines  strafprozessualen  Aktes  an  eine  Person,  welche  sich  auf  dem  Gebiete 
des  andern  Teiles  befindet,  fttr  notwendig,  so  soll  die  Übermittelung  auf 
diplomatischem  We^e  an  die  zuständige  Benörde  des  angesprochenen  Staates 
KjMohehen,  welche  ihrerseits  gleichfalls  auf  dem  diplomatischen  Wege  die 
Beoikundung  über  die  erfolgte  Zustellung  zurücksendet  oder  die  Gründe 
angiebt,  wmche  der  Zustellung  im  Wege  stehen.  Die  Strafurteile,  welche 
von  den  Gerichten  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile  gegen  Staats- 
angehörige des  andern  Teils  ergangen  sind,  werden  indes  den  letztem  nicht 
zugestellt  Durch  die  Vornahme  der  Zustellung  von  gerichtlichen  Akten 
übernimmt  der  ersuchte  Staat  keine  Verantwortuchkeit 

Art  XXII.  IMe  vertragschliefsenden  Teile  verzichten  gegenseitig  auf 
jede  Ersatzforderung  in  Ansehung  der  Kosten,  die  auf  ihren  bezüglichen 
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Gebieten  durch  die  Analieferanff  des  Verfolgten,  Angeklagten  oder^^er- 
nrteilten,  sowie  durch  die  Übergaoe  der  in  Art.  XI  des  gegenwärtigen  Über- 
einkommens bezeichneten  Gregenstande,  sowie  durch  den  Vollzug  der  Bogs- 
tonen,  durch  die  Übersendung  oder  Rückstellung  von  Beweisstucken  und 
Akten  entstehen. 

Die  Rosten ,  welche  aus  dem  Transport  und  der  Verpflegung  von  Per- 
sonen, deren  Auslieferung  bewilligt  worden  ist,  auf  den  Gebieten  aswiachen- 
liegender  Staaten  erwachsen,  fallen  der  ersuchenden  Regierung  zur  Last. 
Ebenso  hat  die  letztere  die  Kosten  zu  tragen,  welche  im  Falle  der  Aus- 
lieferung einer  Person  seitens  eines  dritten  Staates  an  die  ersuchende  Re- 
§ierung  durch  die  Verpfl^ung  und  den  Transport  derselben  auf  dem  Gebiete 
es  andern  vertragschlielSenaen  Teiles  entstehen. 

Im  Falle  der  Transport  zur  See  vorgezogen  wird,  soll  der  Auszoliefemde 
nach  dem  Hafen  gebracht  werden,  welchen  der  diplomatische  Agent  der  er- 
suchenden Regierung  bezeichnet,  vorausgesetzt,  dai&  dieser  Hafen  im  Greblete 
des  ersuchten  Staates  liegt.  Die  Kosten  des  Transportes  zur  See  fidlen 
immer  dem  ersuchenden  Staate  zur  Last. 

Ebenso  hat  der  ersuchende  Staat  die  den  SachverstSndigen,  deren  Bei- 
ziehung in  einer  Strafsache  als  notwendig  erachtet  worden  ist,  zugesprochenen 
Entschädigungen  zu  ersetzen. 

Art  XXIIl.  Die  vertragschliefsenden  Parteien  verpflichten  sich,  alle 
Strafurteile  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen  jeder  Art,  welche  von  den 
Gerichten  des  einen  der  vertragschlielsenden  Staaten  ^egen  StaatsaD^^hÖrige 
des  andern  ausgesprochen  werden,  einander  mitzuteilen.  Diese  Mittetiong 
hat  auf  diplomatischem  Wege  durch  Übersendung  eines  Auszuges  ans  dem 
rechtskr&fbg  gewordenen  Urteile  zu  erfolgen. 

Art  XaIV.  Die  in  Anwendung  des  gegenwärtigen  Vertrages  den  Be- 
hörden des  anderen  Staates  vorgelegen  oder  mitgeteuten  Urkunden  müssen 
immer  von  einer  amtlichen  Übersetzung  in  deutscher,  französischer  oder 
italienischer  Sprache  begleitet  sein,  wenn  sie  nicht  in  einer  dieser  Sprachen 
abgefafst  sind. 

Art  XXV.  Der  gegenwärtige  Vertrag  tritt  drei  Monate  nach  Austausch 
der  Ratifikationen  in  Wirksamkeit  und  bleibt  während  zehn  Jahren  von 
diesem  Tage  an  in  Kraft 

Im  Falle  keiner  der  vertragschliefsenden  Teile  zwölf  Monate  vor  dem 
Ablaufe  dieser  Frist  seine  Absicht  kundgegeben  haben  sollte,  die  Wirksam- 
keit, dieser  Übereinkunft  aufhören  zu  lassen,  bleibt  dieselbe  in  Geltung  bis 
nach  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an,  an  welchem  der  eine  oder  der 
andere  der  vertragschliefsenden  Teile  dieselbe  gekündigt  haben  wird. 

Schlufsprotokoll  vom  10.  März  1897: 

Bei  dem  Abschlüsse  des  gegenwärtigen  Auslieferungsvertrages 
sind  die  Unterzeichneten  übereingekommen,  im  Namen  der  vertrasschliefsen- 
den  Teile  zu  erklären,  dafs  gegenseitiges  Einverständnis  darüber  Gesteht: 

1.  dafs,  so  oft  politische  Delikte,  deren  im  Art  III  des  gegenwärtigeD 
Vertrages  Erwähnung  geschieht,  mit  gemeinen  Delikten  in  Verbindonff 
stehen,  die  Gerichte  aer  vertragschliefsenden  Teile  bd  der  Beurteilung  und 
Bestrafung  der  Ausgelieferten  ausschliefslich  die  gemeinen  Delikte  in  Betracht 
ziehen  dürfen,  für  welche  die  Auslieferung  begehrt  und  gewährt  worden 
und  deren  Aburteilung  ihnen  zugewiesen  ist  Es  sollen  demgemäfs  strafbare 
Handlungen,  deren  Beurteilung  diesen  Gerichten  nicht  übertragen  ist,  anf 
die  von  ihnen  zu  erkennende  Strafe  in  keiner  Weise  einen  Einflols  aus- 
üben; 

2.  dafs  in  allen  im  gegenwärtigen  Vertrage  vorgesehenen  Ausliefenmgs- 
fällen  die  von  dem  einen  der  vertiagschliefsenden  'reile  an  den  andern  ans- 
gelieferten  Personen  von  den  zuständigen  Gerichten  in  öffentlicher  Haapt- 
Verhandlung  beurteilt  werden,  insoweit  nicht  aus  Gründen  der  Sittlichkeit 
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oder  der  dffentlichen  Ordnung    nach   Malagabe   der  in    dem   betreffenden 
Staate  geltenden  Gesetze  die  öflfentlichkeit  aoBgeBchlossen  werden  mufs; 

3.  dafa  die  Todesstrafe  nnter  den  „körperlichen  Strafen**,  von  welchen 
der  Art  V  des  gegen w&rtieen  Vertraffes  handelt,  nicht  inbegriffen  ist  and 
daher  die  Anwendong  der  Todesstrafe  durch  die  Bestimmungen  jenes  Artikels 
nicht  aufschlössen  wird; 

4.  dafs  der  ge^nwärtiee  Vertrag  nicht  hindert,  dafs  von  dem  einen 
und  dem  andern  Teile,  mit  oder  ohne  Vorbehalt  des  Gtegenrechts,  auch 
w^en  einer  im  Vertrage  nicht  vorgesehenen  strafbaren  Handlung  die  Aus- 
HeteruDg  gewährt  werden  kann,  sofern  dies  nach  den  Gesetzen  des  ersuchten 
Staates  zulSssig  ist 

11.  Staatsyertrag  vom  25.  Juni  1887  zwischen  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  und  der  Republik 
Oriental  von  Uruguay  wegen  gegenseitiger  Auslieferung 
von  Verbrechern,  ratifiziert  am  18.  Mai  /  29.  August  1896 
(ö.  R.G.B1.  1896  S.  738  ff.). 

Art  1.  Die  hohen  vertra^hliefsenden  Teile  verpflichten  sich  in 
Gtem&Ishdt  der  Bestimmungen  dieses  Vertrages,  sich  gegenseitig  jene  In- 
dividuen auszuliefern,  welche  von  den  Gerichten  eines  der  vertraffscnliefsen- 
den  Teile  wegen  einer  der  im  Art.  3  bezeichneten  strafbaren  Handlungen 
beschuldigt,  verfolgt  werden  oder  verurteilt  sind,  wenn  die  strafbare  Hand- 
lang aufserhalb  des  Gebietes  jenes  Staates  begangen  wurde,  der  um  die 
Ansliefernng  ersucht  wird. 

Wenn  die  strafbare  Handlung,  wegen  welcher  die  Auslieferung  begehrt 
wird,  aufserhalb  des  Gebietes  des  die  Aaslieferung  bekehrenden  Staates  be- 
dangen worden  ist,  so  kann  die  Auslieferung  zugestanden  werden,  wenn  die 
Qeeetzgebungen  des  die  Auslieferune  begehrenden  und  des  um  die  Aus- 
lieferung angegangenen  Staates  die  Yerfol^ng  von  strafbaren  Handlungen 
solcher  Art  auch  dann  zulassen,  wenn  sie  un  Auslande  begangen  wurden. 

Art  2.  Ein  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger  wird 
von  Österreich  oder  Ungarn  nie  an  die  Regierung  von  Uruguay  un4  ein 
Angehöriger  der  Republik  Oriental  von  Uruguay  von  dieser  nie  an  Oster- 
reicn  oder  Ungarn  ausgeliefert  werden. 

Wenn  die  straf  biu«  Handlung,  wegen  welcher  die  Auslieferung  begehrt 
wirdj  aufserhalb  des  Gebietes  der  vertragschliefsenden  Teile  begangen  wor- 
den ist,  und  die  Auslieferung  auch  von  dem  Staate,  in  dessen  Geoiete  die 
strafbare  Handlung  begangen  wurde,  begehrt  wird,  so  kann  die  Auslieferung 
und  Übergabe  an  die  Kegierung  dieses  letzteren  Staates  erfolgen. 

Art.  3.  Die  Auslieferung  wird  wegen  der  folgenden  strafbaren  Hand- 
lungen zugestanden: 

1.  Mord  und  jede  andere  mit  Vorsatz  begangene  Tötung. 

2.  Vorsätzliche  Verletzungen  und  Beschädigungen  von  Personen« 
welche  den  nicht  beabsichtigen  Tod  herbeiftihrten  oder  eine  wahrscheinlich 
unheilbare  Krankheit  oder  eme  immerwährende  Arbeitsunfähigkeit,  die  Zer- 
störung oder  gänzliche  Unbrauchbarmachung  eines  Gliedes  oder  Organes 
oder  eme  schwere  Verstümmlung. 

8.  Notzucht  oder  andere  gewaltthätige  Angriflie  auf  die  Scham- 
hafügkeit. 

4.  Polygamie,  zweifache  Ehe. 

5.  Verheimlichung,  Beseitigung,  Verwechslung  oder  Unterschiebung 
eines  Kindes. 

6.  Vorsätzliche  Brandlegung,  vorsätzliche  Schädigung  einer  Eisenbahn, 
welche  den  Tod  oder  die  Beschädigung  dnes  Bediensteten  oder  eines  Reisen- 
den herbeigefahrt  hat 
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7.  Fälfichang  rNachahmonfi^  Verflilflchiing)  von  Geld,  tod  Awiignationen 
und  Schuld  venchKiDODgen  des  Staates,  von  Bankbillets  oder  anderen  Wert- 
effekten des  öffentiichen  Kredites,  welche  gleich  dem  Gelde  nnffbtr  smd, 
die  Aussähe,  Inverkehrsetsomr  und  der  Gebrauch  in  Kenntnis  der  Fälschnag 
dieser  GWenstände ;  die  F&hKmung  von  öffentlichen  Urkunden,  Poststempelo, 
Siegeln,  Punzen  und  Marken  des  Staates;  der  Gebranch  dieser  Gegensände 
in  Kenntnis  ihrer  Fftlschung. 

8.  Raub  (Sachentziehunff  unter  Gewaltanwendung  gegen  eine  Penon). 

9.  Diebstahl  (Sachentsienung  ohne  Gewaltanwendung  ^^gen  eine  Per- 
son), Betrug,  Untreue  und  Unterschlagung ,  Böschung  von  öTOntlichen  und 
Privaturkunden,  von  Wechseln  und  anderen  Handelspapieren,  Gebrauch 
solcher  Urkunden  in  Kenntnis  der  F&lschung,  wenn  in  diesen  Fällen  der 
Eugefugte  Schaden  den  Betrag  von  1000  C  ö.  W.,  fiüls  Österreich  odo 
Ungarn  die  AusUeferung  bese&t,  und  den  Betrag  von  500  Nationaltfailer 
Cpesoa  nacionalesj  der  Bepuolik  Oriental  von  Uruguay,  falls  diese  die  Aus- 
lieferung begehrt,  überstei^ 

10.  Meineid  in  Straisachen  zum  Nachteile  des  Beschuldigten. 

11.  Vorsätzliche  und  schuldbare  Handlungen,  welche  den  Untergug. 
die  Strandun^,  die  Zierstörung,  die  Beschädigung  von  Schiffen  und  Fahr* 
zeugen  herbeiführen  (Baraterie). 

12.  Meuterei  und  Widersetzlichkeit  der  SchiSiEnnannschaft  an  Bord  des 
Schiffes  g^n  den  ELapitän  oder  gegen  Vorgesetzte. 

13.  Betrügerischer  Bankerott 

In  allen  diesen  Fällen  wird  die  Auslieferung  auch  wegen  Versoch, 
Mitschuld  und  Teilnahme  erfolgen,  wenn  diese  Handlungen  nach  den  Gesetz- 
gebungen des  die  Auslieferung  begehrenden  und  des  um  die  Ausliderang 
ersuchten  Staates  strafbar  sind. 

Art  4.  Die  Auslieferung  wird  auf  diplomatischem  Wege  begehrt 
werden. 

In  Ermangelung  einer  diplomatischen  Vertretung  wird  das  Auslieferuiuf- 
begehren  von  dem  Auswärtigen  Amte  des  einen  Staates  unmittelbar  an  das 
Auswärtige  Amt  des  anderen  Staates  gerichtet  werden. 

Die  Auslieferung  wird  nur  zuge&nden  werden,  wenn  ein  Urteil,  ein 
Anklageakt,  ein  Haftoefehl  oder  ein  dem  Urteile  oder  Elaftbefehl  gleich- 
wertiger Akt  im  Originale  oder  beglaubigter  Abschrift  beigebracht  wird. 

Diese  Akte,  welche  in  der  Form  ausgefertigt  sein  werden,  die  dmeh 
die  Gresetzgebung^  des  die  Auslieferung  begehrenden  Staates  vorgeschrieben 
ist,  werden  die  Bezeichnung  der  strSfbaren  Handlung,  um  weläe  es  sich 
handelt,  sowie  der  Strafe,  mit  welcher  dieselbe  bedront  ist,  enthalten  rad 
werden  nach  Möglichkeit  von  einer  Personsbeschreibung  des  auszuliefernden 
Individuums  oder  anderen,  seine  Identität  beurkundenden  Belegen  be- 
gleitet sein. 

Art.  5.  In  dringenden  FäUen  kann  jeder  der  vertragschlielsenden 
Staaten  unter  Bekanntgabe  des  Vorhandenseins  eines  Haftbefenles  auf  dem 
unmittelbarsten  Wege  die  provisorische  Verhaftung  des  Verfolgten  oder 
Yerurtdlten  verlangen  und  erhalten.  Jedoch  unter  der  Bedingung,  dafa  der 
Akt,  auf  den  sich  das  Ausli^erungsbegehren  stützt,  innerhalb  zweier  Monate 
vom  Tage  dergeschehenen  Verhaftung  beigebracht  wird. 

Art.  6.  Wenn  der  Verfolgte  oder  Verurteilte  von  der  Kcurienmg  dtf 
Staates,  welcher  die  Auslieferung  begehrt  hat,  innerhadb  dreier  Monate  Ton 
dem  Ta^e,  als  derselbe  ihr  zur  Verfügung  gestellt  wurde,  nicht  übemooDmen 
worden  ist,  so  wird  der  Verhaftete  in  Freiheit  gesetzt  und  kann  aus  dem- 
selben Grunde  nicht  mehr  in  Haft  genommen  weraen.  In  diesem  Falle  trügt 
der  die  Auslieferung  begehrende  ^aat  die  Kosten. 

Art.  7.  Wenn  die  Auslieferung  eines  Individuums,  dessen  Ausliefioning 
auf  Grund  dieses  Übereinkommens  von  einem  der  vertragschliefsenden  TeQe 
begehrt  worden  ist,  auch  von  einem  oder  mehreren  anderen  Staaten  wegen 
anderer  strafbaren  üandlungen  begehrt  worden  ist,  so  wird  er  jenem  Staate 
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•ansgeliefeit,  in  dessen  Grebiet  er  die  schwerste  strafbare  Handlang  besangen 
hat,  nnd  wenn  die  Strafen  gleich  schwer  sind ,  der  Regierung  jenes  otaates, 
•dessen  Ansnchen  ein  früheres  Datum  trägt. 

Art.  8.  In  keinem  Falle  wird  die  Auslieferung  wegen  politischer  Ver- 
brechen oder  Vergehen,  oder  wegen  Handlungen  oder  Unterlassungen, 
welche  mit  solchen  Verbrechen  und  Vergehen  m  Zusammenhang  stehen, 
stattfinden. 

Als  politisches  Delikt  oder  als  eine  mit  einem  solchen  Delikte  zusammen- 
hingende Handlung  wird  ein  gegen  die  Person  eines  Staatsoberhauptes  oder 
f^eea  die  Bütglieoer  der  Famuie  eines  Staatsoberhauptes  vertlbtes  Attentat 
nicht  angesehen,  wenn  es  den  Thatbestand  des  Mordes,  des  Meuchelmordes 
oder  der  Vergiftung  begründet. 

Art  9.  Der  Ausgelieferte  kann  in  keinem  Falle  in  dem  Staate,  an 
welchen  er  ausgeliefert  wurde,  wegen  eines  politischen  Verbrechens  oder 
Vergehens,  das  der  Auslieferung  vorausging,  verfolgt  oder  gestraft  werden, 
desgleichen  nicht  wegen  einer  Handlung  oder  Unterlassung,  die  mit  einem 
fiolchen  Delikt  in  Zusammenhang  steht,  auch  nicht  wegen  einer  in  diesem 
Übereinkommen  nicht  aufgenommenen  strafbaren  Handlung. 

Art.  10.  Die  Auslieferuxi^  wird  nicht  zugestanden,  wenn  die  Verjährung 
der  Verfolgung  oder  der  Straß  nach  den  G^etzen  des  um  die  Auslieferung 
AQgeg&ngcnen  Staates  eingetreten  ist 

Die  Auslieferung  wini  auch  nicht  zugestanden,  wenn  der  Auszuliefernde 
in  dem  Staate,  welcher  um  die  Auslieferung  ersucht  wurde,  wegen  derselben 
Btraf baren  Handlung,  die  das  Ausliefemngsbegehren  begründet,  bereits  ver- 
folgt und  aufser  Verfolgung  gesetzt  wurde,  oder  wenn  die  Verfolgung  noch 
dauert,  oder  die  Strafe  l)ereits  abgebüTst  ist. 

Art  11.  Die  Auslieferung  findet  auch  dann  statt,  wenn  der  Auszu- 
liefernde in  einen  Rechtsstreit  verwickelt  ist,  oder  wenn  er  wegen  Verpflich- 
tungen, die  er  g^en  Private  eingegangen  hat,  zurückgehalten  wira,  un- 
beschadet des  Rechtes  des  Beschädigten,  sein  Recht  vor  dem  kompetenten 
Gerichte  geltend  zu  machen. 

Art  12.  Wenn  der  Auszuliefernde  in  dem  Staate,  welcher  um  die 
Auslieferung  angegangen  wurde,  wegen  einer  anderen  strafbaren  Handlung, 
als  die,  we^en  weicher  die  Auslieferung  begehrt  wurde,  verfolgt  oder  zurück- 
behalten wird,  so  wird  die  Auslieferung  verschoben,  bis  die  Verfolgung  ihr 
£nde  genommen  hat,  und  im  Falle  der  Verurteilung,  bis  die  Strafe  voll- 
streckt oder  nachgelassen  ist 

Art.  13.  Alle  Gegenstände,  welche  zur  Verübung  der  strafbaren  Hand- 
lung gedient  haben  oder  welche  durch  dieselbe  erlangt  worden  sind,  ferner 
"welche  zur  Überweisung  dienen  können,  werden  zugleich  mit  dem  Aus- 
gelieferten überschickt  werden. 

Diese  Überachickung  findet  auch  statt,  wenn  die  Auslieferung  wegen 
des  Todes  oder  der  Flucht  des  Auszuliefernden  nicht  eintreten  kann. 

Es  sind  hierbei  alle  Gegenstände  solcher  Art  inbegriffen,  welche  der 
Verfolgte  in  dem  Staate,  in  den  er  sich  geflüchtet  hat^  versteckt  oder  hinter- 
legt hat,  sowie  diejenigen,  welche  erst  in  der  Folgezeit  aufgefunden  werden. 
£0  werden  jedoch  dadurch  die  Rechte  Dritter  auf  diese  Gegenstände  nicht 
berührt  und  es  müssen  ihnen  dieselben,  wenn  das  Strafvenahren  beendet 
ist,  kostenfrei  zurückgestellt  werden. 

Art.  14.  Die  Kosten,  welche  durch  die  Anhaltung,  Verhaftung,  Ver- 
pflegung und  den  Transport  des  Individuums,  dessen  Auslieferung^  zuge- 
standen wurde,  entstehen,  sowie  die  Kosten  für  den  Transport  der  im  vor- 
stehenden Artikel  bezeichneten  Gteja^enstände,  werden  von  den  vertrag- 
schliefsenden  Teilen  getragen,  insoweit  sie  innerhalb  ihres  Gebietes  auflaufen. 
Die  Kosten  des  Transportes  zur  See  werden  von  dem  Staate  getragen, 
welcher  die  Auslieferung  begehrt  hat 

Art  15.  Wenn  in  einer,  jedoch  nicht  politischen,  stra^erichtlichen 
Untersuchung  einer  der  vertragschliefsenden  Teile  die  Abnörung  von  Zeugen 
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oder  die  Vomahme  anderer  Untenaehnngsbandlnngen  im  anderen  Staate  fBr 
nOtig  erachtet  wird,  so  wird  zn  diesem  £nde  ein  fiimichschreiben  auf  dem 
im  Art  4  yorgeseichneten  W^ge  eestelit  werden ,  dem  in  Gem&fahdt  der 
Gksetae  des  Staates,  dessen  Rwhtsnfilfe  beanspracht  wird,  Folge  gegebeo 
werden  wird. 

Die  Tertraffschliersenden  Teile  verzichten  anf  den  Ersatz  der  Kogften, 
welche  durch  solche  Ersachschrdben  veranlafst  werden,  mit  Ausnahme  ftr 
die  Gutachten  der  Sachyerstiindigen  in  Handelssachen  und  in  Sachen  der 
gerichtliehen  Medizin« 

Art.  16.  Die  yertragschlielsenden  Teile  erklären,  dab  die  drei  Teite 
des  Übereinkommens,  nämlich  der  deutsche,  der  ungarische  und  der  spaniflcSie 
Text,  als  eleichmäfsig  authentisch  betrachtet  werden  müssen,  und  da(k,  ftlk 
sieh  eine  Verschiedenheit  zwischen  diesen  drei  Texten  vorfinden  oder  ein 
Zwdfel  über  die  Auslegung  irgend  einer  Stelle  vorkommen  sollte,  der  nicbt 
durch  die  Veigleiehung  des  einen  Textes  mit  den  beiden  fibrigen  bdiobeD 
werden  kann,  die  für  die  AusUeferung  des  Beschuldigten  günstigere  Am* 
legung  Geltung  haben  soll. 

Art.  17.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  tritt  mit  dem  Tage  soDer 
Kundmachung,  welche  nach  den  in  den  vertiagechliefsenden  Staaten  gelten- 
den Gesetzen  stattfinden  wird,  in  Wirksamkeit 

Die  Kundmachung  wird  spätestens  seebi  Monate  nach  dem  Anstamebe 
der  Ratifikationen  erfolgen. 

Jeder  der  vertragschliefsenden  Teile  hat  das  Becht,  dieaee  Übernn- 
kommen  zu  künden,  es  bleibt  jedoch  in  Geltung  bis  zum  Ablaufe  eis« 
Jahres  vom  Tage  der  Kündigung. 

Dieses  Übereinkommen  wird  ratifiraert,  die  Ratifikationen  werden  sobaU 
als  nuw^lich  in  MontcTldeo  ausgetauscht  werden. 

l^kund  dessen  haben  die  beiderseitiffen  Bevollmächtigten  das  gegen- 
wärtige Übereinkommen  unterzeichnet  und  demselben  ihr  Siegel  beigediiickt 

1 2.  Laut  Meinungsaustausches  zwischen  dem  k.  k.  österreichi- 
schen Justizministerium  und  dem  k.  ungarischen  Justizministenum 
ist  das  zwischen  den  beiderseitigen  Ministerien  al^geschlosaene  Überein- 
kommen vom  10.  Mai  1887 «  betr.  den  gegenseitigen  Schnts 
der  Urheber  von  Werken  der  Litteratnr  oder  Kunst^ 
auch  auf  Werke  der  Photographie  anwendbar  (0.  J.M.V.Bl.  1897 
8.  2). 

18.  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich^ 
betr.  die  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  der  Schweiz 
und  Tunis,  vom  14.  Oktober  1896,  ratifiziert  von  der  Schw«z  tm 
22.  Dezember  1896,  von  Frankreich  am  25.  Januar  1897  (Eidg.  satL 
Slg.  N.  F.  Bd.  XVI  S.  12): 

Die  VerM^  und  Konventionen  jeder  Art,  die  zwischen  der  Sckweii 
und  Frankreich  m  ELraft  bestehen,  werden  auf  Tunis  ausgedehnt 

Die  Schweiz  wird  f&r  ihre  Konsuln  und  ihre  Niederlassungen  in  Tv» 
keine  anderen  Rechte  und  Privilegien  als  diejenigen  beanspruchen,  die  sie  in 
Frankreich  erworben  hat 

Man  ist  femer  darüber  einverstanden,  dafs  die  Behandlung  anf  den 
Fnfse  der  meistbegünstigten  Nation  in  Tunis  die  französische  iiehandhuig 
nicht  in  sich  schliefst 

14.  Erklärung  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Frank* 
reich,  betr.  die  Regelung  der  Vertragsbeziehungen  zwi- 
schen   Deutschland    und    Tunis,    vom    18.    November    1896 


InteraatioDale  YertrSge.    YemuBchte  BfitteilungeD.  Igl 

<R.G.B1.   1897   S.   7  f.)-    AuBwechBlong   der   Ratifikationsarkande  zu 
Berlin  am  28.  Januar  1897. 

Deatschland  verzichtet  anf  die  Geltendmachung  des  Regimes  der 
Kapitulationen  in  Tunis  und  wird  daselbst  für  seine  Konsuln  und  seine 
Beichsan^hörigen  keine  anderen  Rechte  und  Privilegien  in  Anspruch  nehmen 
als  diejenigen,  welche  ihnen  in  Frankrdch  auf  Giund  der  swiscnen  Deutsch- 
land und  Frankreich  bestehenden  Vertilge  zustehen. 

Ebensowenig  wird  Deutschland  die  Vorteile  des  Regimes  für  sieh  in 
Anspruch  nehmen,  welches  zwischen  Frankreich  und  dessen  tunesischem 
&hutzgebiet  in  Bezug  auf  die  Zölle  und  die  Schiffahrt  besteht  oder  bestehen 
wird,  vorausgesetzt,  dafs  ihm  das  Meistbegtinstigungsrecht  zu  jeder  anderen 
^aeht  gewährt  bleibt 

Hiernach  werden  die  Rechte,  Privilegien  und  Yortöle  jeder  Art,  welche 
irgend  einer  dritten  Macht  —  ausgenommen  Frankreich  —  in  Tunis  zuge- 
standen sind,  oder  in  Zukunft  zugestanden  werden,  von  Rechtswegen  ohne 
weiteres  auch  Deutschland  zukommen,  und  keine  dritte  Macht  —  immer 
Frankreich  ausgenommen  —  wird  in  dem  Schutzgebiet  in  irgend  einer  Be- 
aiehune  günstiger  behandelt  werden,  als  Deutschland. 

&  besteht  Einverständnis  darüber,  dafs  hing^en  Deutschland  in 
den  vorerwähnten  Beziehungen  Tunis  das  Meistbegtinstigungsrecht  zuge- 
stehen wird. 

15.  Der  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  domini- 
kanischen Republik  am  80.  Januar  1885  abgeschloeseue  Han- 
dels-, SchiffahrtB-  und  Konsularvertrag  (R.G.BL  1886 
S.  8)  ist  infolge  Kündigung  durch  die  dominikanische  Regierung  mit 
dem  Ablaufe  des  26.  Januar  1897  anfser  Kraft  getreten  laut  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  27.  Januar  1897  (R.G.B1.  8.  8). 


Vermischte  Mitteilungen. 

1«  (Eheschliefsnngsrecht  und  Art  der  Givilstands- 
beurkundnng  in  Griechenland.)  Die  gesetzliche  Form  der 
Cheschliefsung  in  Griechenland  ist  die  kirchliche.  Zur  Verehelichung 
bedarf  es  der  Erlaubnis  des  Erzbischofe  des  Bezirks,  in  Athen  des 
Metropoliten  (Erzbischo&  der  Hauptstadt).  Ist  die  Erlaubnis  gegeben, 
so  kann  die  Trauung  durch  irgend  einen  Priester,  selbstversttfndlich 
aoch  durch  den  Metropoliten  selbst,  innerhalb  oder  aufserhalb  der 
Kirche,  d.  h.  also  auch  in  einem  Privathause,  vollzogen  werden. 

Damit  die  Ehe  anerkannt  wird,  mufs  dem  Ciyilstandsbeamten  der 
Gemeinde,  d.  h.  dem  Bürgermeister,  innerhalb  10  Tagen  von  der  voll- 
zogenen Trauung  Anzeige  gemacht  werden.  Wird  diese  Anzeige  nnter- 
liuwen,  so  ist  die  Ehe  nicht  ungültig,  sondern  es  ist  gesetzlich  erlaubt, 
die  Gültigkeit  durch  Zeugenaussagen  nachzuweisen. 
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2«  (ZuBtellang  von  Zahlangsbefehlen  französischer 
Behörden  [commandements  de  payer]  durch  schweize* 
rische  Behörden.)  Das  schweizerische  Justiz-  und  Polizeideptite- 
ment  hat  die  Frage,  ob  die  französischen  Behörden  befugt  seien,  gestützt 
auf  Art  20  des  schweizerisch-französischen  Vertrages  über  den  Gerichts- 
stand vom  15.  Juni  1869,  von  den  schweizerischen  Behörden  die  Za- 
Stellung  von  Zahlungsbefehlen  zu  verlangen,  bejaht  Es  wurde  er- 
wogen, dafs  der  französische  Zahlungsbefehl  nach  der  Intention  des 
Gläubigers  und  seines  Mandatars  blofs  in  Frankreich  wirksam  sein  soll 
und  der  auswärts  wohnenden  Person  nur  eine  Kopie  ttbermittcslt  wird, 
damit  sie  von  der  rechtsgültigen  Übergabe  des  Originals  nach  Mafsgabe 
von  Art  69  ZiflP.  9  des  Code  de  proddure  civUe  an  die  Staatsanwalt- 
schaft Kenntnis  erhält.  Es  handelt  sich  somit  wirklich  um  Notifikation 
im  Sinne  von  Art  20  des  genannten  Vertrages  und  liegt  kein  Grund 
vor,  die  nachgesuchte  Zustellung  abzulehnen.  In  der  Vermittelung  der 
Zustellung  liegt  keine  Anerkennung  der  ausländischen  Kompetenz.  Es 
steht  der  Person,  welche  die  Mitteilung  oder  Aufforderung  erhillt, 
durchaus  frei,  jede  Rechtsfolge  aus  derselben  für  sich  abzulehnen*  Die 
Souveränität  des  angesprochenen  Staates  kann  nicht  schon  darum  als 
angetastet  erscheinen,  weil  eine  inkompetente  ausländische  Behörde 
einem  Bewohner  derselben  etwas  insinuieren  läfst;  ebenso  wenig  ist 
die  staatliche  Sicherheit  desselben  damit  gefllhrdet.  Aus  anderen  Grün- 
den rechtfertigt  es  sich  aber  kaum,  die  Zustellung  eines  ausländischen 
Aktes  von  der  Hand  zu  weisen.     (Schweiz.  Bundesbl.  1897  I  S.  409.) 

3«  (Auslieferungsverträge  der  Schweiz.)  Die  schweize- 
rische Regierung  steht  zur  Zeit  wegen  Abschlusses  neuer  Auslieferungs- 
verträge bezw.  Abänderung  von  solchen  mit  verschiedenen  Staaten  in 
Unterhandlung,  so  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  mit 
Brasilien,  der  Argentinischen  Republik,  den  Niederlanden  und  mit 
Rumänien. 


Litteraturberichte. 

m.   Bttelieraiiieiffeii. 

Im   Dr.  Chisiav  Walker^  Streitfragen  aus  dem  internationalen  Civil- 
prozefsr echte.    Unter  besonderer  Berücksichtigang  der  neuen  öster- 
reichischen Civilprozefsgesetze.    Wien  (Manz)  1897,  XII  und  282  S. 
Es  kann  wohl  angenommen  werden,  dafs  die  beschämende  Armut  der 
österreichischen  öffentlichen  Bibliotheken  auf  dem  Gebiete  des  internationalen 
Rechts   zu  der  Düiftif^keit  der  in   Österreich   entstandenen  Litteratur  aof 
diesem  Gebiete  sich  wie  Ursache  zur  Wirkung  verhält    Eine  Bereichenmg 
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dieser  Litteratnr  begrüfBen  wir  in  dem  Bache  Walkers  mit  grofsem  Yer- 
fliüffen,  nicht  nur  weil  es  ein  österreichisches,  sondern  wöl  es  ein  ^tes 
Bucn  ist  nnd  weil  es  zeigt,  wie  intensiv  schon  hente  die  österreichische 
Jorispradenz  durch  die  neuen  Civilprozefsgesetze  befrachtet  ist  Nicht,  dals 
Walkers  Bach  schöpferisch  wäre  —  es  tritt  auch  nicht  mit  diesem  Ansprache 
anf  —  aber  es  entn&lt  eine  ehrliche  Prüfong  and  eine  gewissehhafte  Be- 
leachtang  —  wenn  anch  nicht  eindringende  Dorchleachtang  —  der  darin  be- 
handelten Strdtfragen,  die  sich  vom  ^nterlegen^'  fernhält  and  an  Positivia- 
mas  nichts  za  wüiuchen  übrig  läfst,  obwohl  die  darchschimmemde  philoso- 
phische Bildang  des  Antors  mm  gewifs  manchmal  den  Wansch  nahegelegt 
nätte,  nach  den  Sternen  za  tasten. 

In  sechzehn  kleineren  Abhandlangen  erörtert  Walker  eine  Anzahl  der 
wichtigsten  Fragen  des  internationalen  Civilprozefsrechtes. 

In  der  Abhandlang  II  wird  das  Territorialprincip  erörtert  Granz 
richtig  sagt  Walker  y  dafs  dieses  Princip  nicht  in  allen  Fällen  die  Lösang 
za  geoen  vermag  and  dals  individaalisiert  werden  müsse.  —  Es  sei  hier 
aach  daraaf  hingewiesen,  dafs  Fragen  des  auswärtigen  Prozesses  ins- 
besondere auch  materiellrechtlich  präjudiziell  sein  können,  dafs  also 
gewifs  der  im  Auslande  gefUhrte  oder  auch  nur  anhängig  gemachte  ProzeHs 
nicht  ignoriert  werden  darf.  Auch  wenn  wir  das  ausländische  Urteil  nicht 
vollstr^ken,  werden  wir  vielleicht  eine  durch  die  Rechtshängigkeit  im  Aus- 
lande verzinslich  gewordene  Forderung  hier  als  ex  tunc  verzinslich  aner- 
kennen, oder  die  Verjährung  als  unterbrochen  ansehen.  Oder  wir  werden 
äne  vom  französischen  Richter  im  Urteil  bewilligte  Erfttllungsfrist  (Mai 
de  arace,  Art.  1244  cod.  civ.)  als  die  Fälligkeit  für  die  Einklagung  im  In- 
lande  ausschliefsend  behandeln.  Und  gar  erst,  wenn  das  inländische 
xnateriellrechtliche  Institut  im  Auslande  Prozefsrecht  ist,  wie 
z.  B.  die  Veijährung  im  englisch -amerikanischen  und  schottischen  Rechte^). 
I£er  würde  direkt  auswärtiges  Prozefsrecht  zur  Anwendung  zu  kommen 
haben. 

Zur  Abhandlung  III,  Reciprocität  und  Retorsion,  sei  hier  auf 
einen   Sachverhalt,  allerdings  nicht  prozefsrechtlicher  Natur,  aufmerksam 

gemacht,  der  meines  Wissens  noch  Keine  Beachtung  gefunden  hat.  Das 
eutsche  Börsengesetz  vom  22.^  Juni  1896  schliefst  von  dem  Einwand ,  dalis 
die  Erfüllung  von  Börsentermingeschäften  durch  Effektivlieferung  vertrass- 
mäfsig  ausgeschlossen  war,  Personen,  welche  im  Inlands  weder  einen  Wohnsitz 
noch  eine  gewerbliche  Niederlassung  haben,  aus;  es  würden  also  die  deut- 
schen Gerichte  auf  Klagen  aus  Börsendifferenzgeschäften  den  im  Auslande 
Wohnhaften  zu  verurteilen  haben.  Hier  knüpft  also  die  Bejg^ünsti^ung,  einen 
bestimmten  materiellrcchtlichen  Einwand  erbeben  zu  dürfen,  nicht  an  die 
Nationalität,  sondern  an  den  Wohnsitz  an  —  auch  der  im  Auslande  wohn- 
hafte Deutsche  ist  ungünstiger  gestellt  Es  könnte  mit  Grund  behauptet 
werden,  dafs  gemäis  ^  33  a.  b.  G.B.  in  Österreich  dem  in  Deutschland 
mrohnenden  Deutschen  aer  Differenzeinwand  zu  versagen  wäre. 

Zu  Abhandlung  IV.  Prozefsfähigkeit  der  Ausländer.  Hier 
wäre  die  Frage  zu  erörtern,  zu  weichen  merkwürdigen  Konsequenzen  das 
System  des  §  53  der  deutschen  C.Pr.0.  und  §  3  der  östgrr.  C.Pr.0.  gelangen 
mufs.  Wird  nicht  jedes  m  Deutschland  gegen  einen  Österreicher  im  Alter 
zwischen  21  und  24  eigehende  Urteil  in  Österreich  unvollstreckbar  sein? 
Beruht  die  Causa  des  Anspruchs  auf  ei^^enen  Handlungen  des  Blinderjährigen, 
BO  soll  doch  dn  Anspruch  zur  Verwirklichung  gelangen,  dem  durch  das 
Ositerreichische  Gresetz  im  Inlande  ans  Bücksichten  der  öffentlichen  Ordnung 
die  Gültigkeit  versagt  ist  —  §  81  der  E.O. 

Die  Vertretung  des  österreichischen  Minderjährigen  durch  seinen  Vor- 
mund ist  unzulässig  —  kann  er  selbst  aber,  wenn  er  in  Österreich  wohnt, 


1)  Bar  II  S.  93;  Dicey  in  dieser  Zeitschrift  ü  S.  133;  Kahn,  Jahrb. 
für  Dogm.  XXX  S.  123. 
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gültig  eine  ProzersTollmacht  aiustelleii?  Ist  die  UntenEdchnasg  einer  Pro- 
zefsvollmacht  ProzefBbandliing  oder  PrivatrechtBakt?  Konnte  aber  nicht  der 
Berufung  des  österreichischen  Minderjährigen  auf  §  81,  4  der  £.0.  entgegen- 

fehalten  werden,  dafs  unmöglich  etwas  der  öffentlichen  Ordnung  widerstreiten 
önne,  was  ja  gem&fs  §  3  der  C.Pr.O.  sich  ebensogut  in  Osterrdch  zu  Liasten 
des  NichtÖsterreichers  vollziehen  kann? 

Solche  Bestimmunf^en  können  nicht  scharf  ^enog,  nicht  oft  ^enug  an- 
izegriffen  werden,  sie  sind  in  ihrer  Wirkung  emment  antiintemataonal  nnd 
aürften  sich  als  Klippen  schwierigster  Art  für  den  Abechlufs  von  Rechts- 
hülfeverträgen  erweisen. 

Zur  ^^ge  der  Rechtsfähigkeit  ausländischer  juristischer  Personen  ^wftre 
zu  erörtern,  ob  deutsche  Geseflschaften  mit  beschränkter  Haftung  in  Öster- 
reich zum  Geschäftsbetriebe  zugelassen  werden  müssen. 

Ein  Anspruch  darauf  folgt  nicht  aus  dem  deutsch -österreicfaiBchen 
Handelsvertraee;  dieser  —  vor  Erlassung  des  G^esetzes  über  die  Geadl- 
schaften  mit  beschränkter  Haftung  abgeschlossen  —  hat  zu  ihren  Gunsten 
nichts  bestimmt  Fra^^lich  aber  bleibt,  ob  die  Statuten  einer  solchen  Geoell- 
schaft  „den  für  die  Sicherheit  des  Verkehrs  mafsgebenden  Grundsätzen  der 
hierländigen  Gesetzgebung  nicht  widerstreiten''  (kaiserl.  V.O.  vom  29.  IL 
1865).  In  dem  Gegensatze  des  §  76  des  österr.  Grenossenschaftsgesetzes  (den 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftung  könnten  die  deutschen  Gr^ell- 
Schäften  m.  b.  H.  ja  allenfalls  gleichgestellt  werden)  zu  den  Bestimmunrai 
des  deutschen  Gesetzes  über  die  (nur  eventuelle,  nicht  zu  Gunsten  aer 
Gläubiger  obligatorische)  Nachechulspfiicht  könnte  vielleicht  ein  solcher 
Widerstreit  erblickt  weraen.  Ich  möchte  aber  die  Frage  doch  lieber  zu 
Gunsten  der  Zulassung  entscheiden. 

Könnte  etwa  §  3  der  österr.  C.Pr.O.  denn  doch  auch  auf  ausländische 
juristische  Personen  bezogen  werden?  Walker  verneint  die  Frage,  ^e 
wird  vielleicht  dann  aufgeworfen  werden,  wenn  ausländische,  etwa  seistliche 
Korporationen,  hier  ohne  die  nach  ihrem  Domizilrecht  erforderliche  staat- 
liche Bewilligung  etwa  als  Legatsansprecher  auftreten. 

Hier  wird  vielldcht  ebenfalls  den  Rechtshülfeverträgen  manches 
Material  zuzuweisen  sein. 

Zu  AbhandluDg  Vin,  Anwaltszwang,  Rechtsverhältnis  zwi- 
schen Partei  und  Anwalt,  möchte  ich  nur  andeuten,  dafs,  wenn  der 
Anwalt  sich  eine  bestimmte  Belohnung  ausbedingt,  dies  wohl  kaum  mehr 
als  Verhältnis  des  öffentlichen  Rechtes  gelten  könnte. 

Zu  Abhandlung  IX,  im  Auslande  ausgestellte  Vollmachten, 
möchte  ich  ergänzend  auf  den  ^ten  Aufsatz  von  JSoypüiy  Revue  prtUigue 
du  dr.  ».  pr.  1891,  2,  97  verweisen. 

Zu  Abhandlung  X.  Zulässigkeit  des  Rechtsweges.  Walker 
sagt:  „£b  besteht  .  .  .  kein  Hindernis,  dafs  z.  B.  im  Auslande  bemessene 
Gebühren  des  ausländischen  Staates  im  lulande  eingeklagt  werden.^  Ich 
glaube,  dafs  diese  sehr  schwierige  Frage  wohl  nicht  so  ohne  weiteres  bejaht 
werden  kann.  Alcjn  in  Böhms  Zeitschrift  IlL  492  ist  der  negativen  Ansieht 
Wahl,  der  Walkers  Andcht  teilt,  sagt  im  Journal  1891  (bei  Walker  nicht 

citiert): Vopinion  generale,  con/orme  du  reete  aux  procidSs  ds  la 

pratiquey  ifUerdü,  cPune  manikre  absolue,  aux  Etats  de  recouvrer  ä  Vilranger 
Vimpöt  qu'ils  ont  ^tabli*). 

Die  Frage  würde  wohl  erst  zu  lösen  sein,  auf  Grund  weicher  Be- 
stimmungen denn  der  österreichische  Richter  völkerrechtswidrige  Stener- 
anforderungen  auswärtiger  Staaten  abweisen  könnte.  Fehlt  eine  solche 
Bestimmung  und  läfst  sie  sich  nicht  etwa  auf  Grund  des  §  33  a.  b.  G.B. 
retorsionsweise  konstruieren,  so  mufs  aus  ihrer  Unentbehrlichkeit  wohl  auf 
die  Unzuiässigkeit  der  Einklagung  fremder  Gebühren  geschlossen  werden. 


2)  Wahls  Citat  zu  dieser  Stelle  Bar  H  S.  486  scheint  damit  nicht  zu 
stimmen. 
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Zu  AbbandloD^  XL  Gerichtsbarkeit  der  ÖBterreichischen 
O erlebte  fiber  Fremde.  Hier  w&re  zu  §  99  der  JnrifldiktioDsnorm  m 
Bageoy  dafs  es  sicherlieb  ein  Fehler  war,  in  diesem  §  99  nicht  anazuschlierflen, 
daTs  die  Kompetenz  auf  Forderungen  auf  Ersatz  von  Gerichtskosten  ge- 
gründet werden  darf. 

Diese  Kompetenz  kann  hi^  wie  in  Deutschland  kttnstlich  geschaffen 
werden,  ihre  Ausschhefsung  in  Osterreich  h&tte  auch  för  den  Fall  abstrakter 
Gegenseitigkeit  die  Nichtvollstrecküng  von  Urteilen  gesichert,  die  in  Deutsch* 
land  auf  Gmind  solcher  Forderungen  ein  kompetentes  Forum  haben.  Wieder 
on  Notabene  für  einen  RechtshtUfevertrag. 

Ich  glaube  nicht,  dafs  die  Ezekutionsordnung  die  Minimalgrenze  für 
das  die  Kompetenz  begründende  Vermögen  fixiert.  Walkers  Argument,  dafs 
in  einem  solchen  Falle  der  ganze  Prozels  praktisch  resultatlos  w&re,  trifft 
nicht  zu.  Denn  einmal  wirkt  die  Anhängigmachung  der  Klage  nicht  als 
Arrest  —  das  Gericht  bleibt  kompetent,  wenn  auch  später  das  Vermögen 
nicht  mehr  im  Inlande  ist  —  und  die  ZwangSTollstreckung  im  Auslande 
ist  ja  auch  ein  praktisches  Resultat  des  Prozesses. 

Bei  atation  des  §  10  der  Min.V.O.  vom  81.  8.  1855,  B.G.B.  Nr.  58, 

fiebt  Walker  an,  dafs  das  Verbot,  sich  der  Konsulargerichtsbarkeit  fremder 
taaten  zu  unterwerfen,  für  österreichische  Staatsbürger  „im  Orient^  eelte. 
In  der  Ministerialrerordnun^  heifst  es  „im  Umfange  des  osmanischen  Reiches''. 
Oilt  nun  das  Verbot  auch  m  Äg3rpten?  Das  ist  praktisch  nicht  unwichtig. 
YergL  Böhms  Zeitschrift  V  S.  m 

Zu  Abhandlung  Xn.  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der  Aus- 
länder. Das  Ziel,  Frozesse  und  Rechtsakte  aus  der  Welt  zu  schaffen,  deren 
Wirksamkeit  mit  den  Grenzen  des  Inlandes  endet,  scheint  utopisch.  Er- 
reichbar ist  es  yielldcht  f3r  solche  Eheprozesse,  bei  denen  die  beiden  Per- 
eonen  who  went  through  a  eeremanp  of  marriage,  bevor  sie  dies  thaten, 
derselben  Nationalität  angehörten.  Ist  aber  dies  nicht  der  Fall,  so  ist  gerade 
dann,  wenn  jeder  Staat  die  Kompetenz  seiner  Gerichte  für  Elhesachen  seiner 
Nationalen  ausschliefslich  bindend  ansieht,  die  Kompetenz  zweier  Gerichte 
gegeben.  Es  ist  aber  weder  möglich,  noch  anch  wlUischenswert,  dafs  eine 
jEheschliefsung  nur  dann  möglich  sei,  wenn  sie  nach  dem  für  beide  Nuptn- 
rienten  geltenden  Rechte  zulässig  ist. 

Zu  Abhandlung  XUI,  internationale  Rechtshttlfe,  ist  dem  Be- 
dauern Ausdruck  zu  ^ben,  dafs  die  Verweigerung  der  Rechtshülfe  im  Falle 
mangelnder  G^enseitigkdt  obligatorisch  ist,  und  nicht  vielmehr  die 
Frage  aufgewonen  wenien  darf,  wem  die  RechtshtUfe  zu  g^te  kommen  soll. 
Waa  hat  der  Österreicher,  der  im  Auslande  klagen  mufs,  sei  es,  weil  er 
keine  inländische  Kompetenz  hat,  oder  weil  das  Osterreichische  Urteil  im 
Auslande  nicht  volbtreckt  wird,  davon,  wenn  das  in  seinem  Interesse  ge- 
stellte Begehren  der  ausländischen  Behörde  um  Rechtshttlfe  wegen  mangdn- 
der  Gegenseitigkeit  abgewiesen  wird? 

Zu  Abhandlung  XIV,  Einrede  der  Streitanhängigkeit  auf 
Grund  eines  im  Auslande  geführten  Rechtsstreites.  Diese  Fra^ 
wird  regelmäfsig  von  der  Voraussetzung  aus  behandelt,  dafs  der  Kläger  im 
Inlande  auch  oer  Kläger  im  Auslande  ist  Sie  Mtaltet  sich  aber  noch 
schwieriger,  wenn  z.  B.  dem  Klftger  im  Inlande  die  Streitanhän^igkeit  mit 
Rücksicht  auf  eine  von  ihm  im  Auslande  vorgebrachte  Kompensationseinrede 
eingewendet  wird. 

Diese  Frage  zeigt  so  recht,  wie  das  internationale  Privatrecht  eine 
wahre  Gedankenfabrik  ist,  wo  ein  Schlag  tausend  Verbindungen  schlägt 

Zu  Abhandlung  XV,  Rechtskrazt  ausländischer  Urteile,  und 
XVI,  Exekution  auf  Grund  von  ausländischen  Akten  und  Ur- 
kunden. Auch  hier  entstehen  die  schwierigsten  Fragen,  wenn  man  auf  die 
schon  f3r  das  einzelne  Rechtsgebiet  schwierige  Frage  der  Rechtskraft  der 
Ebtscheidungsgrflnde  eingehen  wollte.  Aber  ohne  in  sie  einzuüben,  ist  eine 
wirkliche  Usung  der  Frage  nach  der  Rechtskraft  ausländischer  Urteile 
kaum  möglich,    r^ebenbei  sei  die  Frage  aufgeworfen:    müssen  die  Entscheid 
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dongsgründe  ansIändiBcher  Urteile  unter  allen  Umständen  dem  inHjndiacbat 
Bichter  beigebracht  werden?  Kann  der  inländische  Bichter  dem  recht»- 
kriiftigen  auBländiachen  Urteile  gegenfiber  den  Mangel  an  Gründen,  z.  B.  in 
Sinne  des  §  518,  7  der  deutsehen  C.Pr.O.  (vergl.  WtlmowMki-Levy  m  di«em 
Paragraphen),  relevieren?  §  80,  4  der  Osterr.  £.0.  scheint  das  notwaM% 
SU  machen,  denn  ans  der  blofsen  Sentens  kennen  die  VoransBetsongen  der 
Vollstreckung  nicht  ersehen  werden  und  möglicherweise  verschweigeQ  die 
Grunde  gerade  jenen  Punkt,  der  expressis  verSU  entschieden,  zur  Abtehnoof 
der  Vollstreckbarkeit  führt 

Die  Bemerkung  Walhera  bezüglich  der  hypothique  judieiaire  (S.  227i 
dürfte  vielleicht  zum  Teil  auf  einem  Irrtum  über  deren  rechtliche  Natar 
beruhen.     Vergl.  Zachariae-Puchelt  II  S.  176*. 

Es  wäre  sehr  erfreulich,  wenn  Walker  in  zukünftigen  Arbeiten  eneere 
Gebiete  erschöpfend  zu  bearbeiten  unternähme.  Er  wird  dazm  noch  an- 
regender sein,  als  in  diesem  interessanten  und  dankenswerten  Buche,  zu  den 
wir  im  Vorstehenden  nur  einige  Bemerkungen  per  eaturam  vorbrioges 
wollten. 

Wien.  Dr.  Wilkelm  Pappenkeim. 

2»    Dtts  Vinodder  Statut  in  französischer  Sprache. 

Im  französischen  Justizministerium  besteht  eine  eigene  AbteUnnf  fb 
die  Erforschung  der  Grosetzgebung  fremder  Nationen.  Das  Mitglied  oieKr 
Abteilung,  Herr  Jules  Preux,  mit  nun  eine  Abhandlung  über  das  Vino- 
dolor  Statut  geschrieben,  die  in  der  Nottoelle  Revue  historique  de  droii 
francaia  et  Hranger  (Septembre  et  Oetobre  et  Ifavembre  -  Decembre  18$$* 
yerö&entlicht  wurde.  — 

Von  dieser  Abhandlung  ist  nun  ein  Sonderabdruck  bei  L.  Liaroseia 
Paris  erschienen  und  dürfte  es  unsere  Leser  gewils  interessieren,  die  Mei- 
nung dieses  französischen  Bechtsgelehrten  über  das  Vinodoler  Statnt  n 
erfimren.  — 

Der  Autor  beschreibt  in  der  Einleitung  die  geographische  Liage  Tom 
Vinodol  (von  Fiume  bis  Zengg)  und  hebt  hervor,  dals  der  Distoikt  im 
XIII.  Jahrhundert  einen  separaten  politischen  Körper  bildete,  welcher  tos 
dem  mit  Ungarn  im  Verhältnis  einer  Personalunion  stehenden  übrigen 
Kroatien  vollkommen  getrennt  war.  In  Vinodol  herrschten  heimische 
Fürsten  und  manifestiert  sich  die  Autonomie  des  IMstrikts  in  dem  Vino- 
doler Statut  Die  Einwohnerschaft  des  Distrikts  war  eine  rdn  kroatische 
und  sprach  den  cakavischen  Dialekt  —  Später  machte  sich  der  Einfloli 
Italiens,  insbesondere  Venedigs,  geltend  und  wurden  viele  italieniBche 
Worte  in  die  Volkssprache  aufgenommen.  — 

Im  Jahre  1288,  als  das  Statut  geschrieben  wurde,  zählte  Vinodol 
neun  Städte,  von  welchen  heute  jedoch  nur  zwei  eine  historische  Bedentang 
besitzen:  Buccari  mit  der  Burg  der  Fürsten  Frankopan,  deren  letrter 
Sprosse  im  Jahre  1671  in  Wr.  Neustadt  geköpft  wurde,  und  Trsat,  eben- 
mlls  mit  einer  herrlichen  frankopanschen  Burg  und  einer  ,WallfafartB- 
kirche  „Madonna  del  Mare^.  —  Trsat  ist  noch  daher  berühmt,  dafs  doit 
am  24.  April  1640  das  Trsat  er  Statut  publiziert  ward,  das  eine  Ergänsoog 
des  Vinodoler  Statuts  bildet.  — 

Der  Autor  kommt  nun  auf  das  Vinodoler  Statut  zu  sprechen  nnd 
betont,  dafs  dasselbe  in  gleicher  Weise  die  Aufmerksamkeit  der  Philologen 
und  Juristen  auf  sich  zog.  Es  ist  eines  der  ältesten  Dokumente  der  kioft- 
tischen  weltlichen  Litteratur  und  jedenfalls  das  älteste  in  serbisch-kroatisciier 
Sprache  abgefafste  Monument  der  Bechte  und  Institutionen  der  Söd- 
slaven.  Im  übrigen  bietet  dieses  Dokument  ein  bemerkenswertes  Beispiel, 
wie  die  Gebräuche  des  Volkes  zu  einem  geschriebenen  Gtesetze  fixiert 
und  krystallisiert  wurden. 

Der  Verfasser  spricht  dann  ausführlich  von  den  Manuskrinten  <lei 
Vinodoler  Gesetzes  und  kommt  zu  dem  Besultate,  dafs  das  von  Mainra^ 
veröffentlichte  Manuskript  eine  Abschrift  sei,  die  aus  dem  XV.  Jahrhondeit 
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stammt.  In  dieser  Beziehung  hat  Herr  Jules  Preux  die  Meinung  Ra6ki$ 
acceptiert.  Der  gelehrte  Autor  sa^  Ton  Radkf\  dafs  er  der  „kompetenteste 
Herausgeber  der  Kroatischen  historischen  Dokumente  und  die  Seele  der  stld- 
alaTischen  Akademie  sei,  welche  letztere  seinen  Tod  noch  immer  beweint^ 

Herr  Jules  Preux  bespricht  nun  die  einzehien  Ausgaben  des  Vino- 
dolor  Statuts,  und  zwar  die  erste  von  Mcusuranic\  dann  die  Ausgabe  Ton 
Leontovic;  der  Kussin  Frau  A*  M.  Etoreinoioa,  die  in  Agram  weilend 
ein  Faksimile  des  ^nzen  glagolischen  Manuskriptes  abnahm,  schliefslich  von 
Jag  IC  und  der  südslayischen  Akademie.  Bei  dieser  Gelegenheit  hebt  der 
Autor  die  Begründung  der  Akademie  durch  deren  Protektor,  den  erleuchteten 
Bischof  Tpn  Djakovar,  sowie  deren  Thätigkeit  auf  rechtshistorischem  Gebiete 
besonders  lobend  hervor.  — 

Der  Autor  schliefst  mit  der  Bemerkung,  dafs  die  gelehrte  Welt  des 
Westens  zwar  schon  im  Jahre  1885/86  von  dem  erwähnten  berühmten  kroa- 
tischen Bechtsdokument  durch  Herrn  R,  Darrt  sie  im  „Journal  des  Savants^ 
Kenntnis  erhielt,  erachtete  es  aber  dennoch  nicht  für  überflüssig,  dasselbe 
^anz  zu  übersetzen  und,  mit  Anmerkungen  versehen,  den  Gelehrten  zugangig 
za  machen.  Bei  der  Arbeit  habe  der  Autor  sich  hauptsächlich  an  Professor 
nlagic  gehalten  und  dne  werkthätige  Unterstützung  bei  den  Gelehrten 
/?.  Darrtste^  M.  Leger,  Bogtiic  und  Jagte  gefunden. 

Yukovar  a.  d.  Donau,  Sjrmien  (SlavonienX  H.  März  1897. 

Milan  Paul  JovanoviC. 


Ib.    Zeitselirilteii. 

J>a8  Recht,  Bundschau  für  den  deutschen  Juristenstand,  herausgegeben 
von  Dr.  Hs.  Th,  Soergel,  München.  Verlag  von  Seitz  &  Schaum,. 
München  1897.  Vorbezeichnete,  mit  Januar  1897  ins  Leben  getretene 
Zotschrift  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  über  die  juristischen  und  volks- 
TrirtBchaftlichen  NeuerBcbeinunffeu,  soweit  sie  für  den  Praktiker  von  Belang 
sind,  möglichst  rasch  und  aus  der  Feder  berufener  Praktiker  Besprechungen 
zu  bringen,  die  dem  Leser  in  kurzer  und  klarer  Weise  ein  Bild  davon 
^eben,  welche  Dienste  ihm  das  betreffende  Werk  bei  seiner  Thätigkeit 
in  der  Praxis  leistet,  wobei  lanee  und  gelehrte  Abhandlungen  vermieden^ 
dagegen  neben  der  Beurteilung  der  praktischen  Brauchbarkeit  des  einzelnen 
Werkes  besonderer  Wert  auf  eine  rein  sachliche,  aus  den  Erfahrungen  der 
Praxis  heraus  entsprungene,  Autor  wie  Leser  fördernde  Kritik  gelegt 
werden  soll.  Bei  diesem  Pro^;ramm  wird  die  neue  Zeitschrift  auch  neben 
den  bereits  bestehenden  kritischen  ein  willkommener  Berater  des  deut- 
schen Jttristenstandes  bei  Anschaffung  und  Ergänzung  der  juristischen 
Bibliotheken  werden.  Die  vorliegende  Nr.  1  weist  eine  stattliche  Anzahl 
von  Mitarbeitern,  meist  aus  den  Kreisen  der  Praktiker,  auf,  und  die  hierin 
enthaltenen  Besprechungen  sind  geeignet,  das  in  dem  Programm  gekenn- 
zeichnete Bestreoen  der  Redaktion  vollkommen  zu  rechtfertigen. 


A^rehiv  für  bürgerliches  Becht,  Bd.  12,  Heft  1 :  Kohler,  Zwölf  Studien 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Neukamp^  Das  Gewohnheitsrecht  in  Theorie 
und  Praxis  des  gemeinen  Rechts.  Cohn,  Zur  Revision  des  Handelsgesetz- 
buchs. Fleck,  Die  Verzu^lehre  und  der  Entwurf  eines  Handelsgesetz- 
baches.    Oertmann,  Civilistische  Rundschau. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafreehtstvissenschttft^  17.  Bd.,  Heft  3: 
ßeling,  Das  internationale  Strafrecht  im  Vorentwurf  zu  einem  schweize- 
rischen Strafgesetzbuch  (Kommissionalentwurf  1896).  Sichart,  Strafen- 
system  auf  sociologischer  Grundlage.  Näcke,  Der  4.  internationale  Kon- 
greis ftir  Kriminaianthropoiogie  in  Genf  vom  24.  bis  2B.  August  1896. 
ZeUer,  Das  Strafrecht  der  &11-  und  Verbrauchssteuerabgaben  im  Deut- 
sehen Reich. 
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Hienu:  Mitteilnnffen  der  internationalen  kriminalisti- 
schenVereinigun^.  6.  Bd.  Heft  2:  Olrik^  Stra^esetceebung  and  atzif- 
recbtliche  Litteratur  in  D&nemark  seit  1893.  Silovii,  Geaetzgebang  nnd 
Litteratar  des  Strafirecbta  in  Kroatien.  Gardeil,  Analyse  du  compte- 
rendu  de  üf.  •/•  Süovtd reUUif  au  mouvement  ligielaiifen  v^atihre  crimMmeüe 
en  OrocUie, 

Blätter  für  Rechtsanfvendungj  zunächst  in  Bayern^  61.  Jahrgang 

(1896):  Harburger  I,  Die  recbtnche  Stellung  des  KonkurBYerwalters  (16). 
Sevffert^  Zu  Art  96  der  bayerischen  Subhastationsordnung  (18).  GareU^ 
Das  Reicbsgesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  (21  —  241 
Mayr,  Zu  Art.  96  der  bayerischen  Subhastationsordnung  (26).  —  62.  Jahr- 
gang (1897):  Freih,  von  Fechmann^  Das  Reichsgesetz,  betrefiend  die 
r fliehten  der  Kauf leute  bei  Aufbewahrung  fremder  Wertpapiere  (1  £). 

Vierzehnter  Ergänzungsband  hierzu  (1896):  Stange^  Be- 
gründung des  aufserordentlichen  Kilndigungsrechts  bei  Mietvertr^en  nach 
bayerischem  Landrecht  ri4).  von  StcMdinyer,  Bückwirkende  £raft  der 
Bestimmungen  in  der  Noyelle  zum  bayerischen  Heimatsgesetze  Tom 
17.  Mfirz  1892  über  Eheschliefsungen  ohne  disteiktspolizeiliches  Zeugnis 
(17).  Kammer^  Klagsantrag  beim  Anspruch  auf  Sicherheitsleistung  ans 
Art.  25  der  Wechselordnung  und  Vofistreckung  des  Erkenntnissea  auf 
Sicherheitsleistung  (18).  Arnold^  £He  Firma  im  Prozesse  (19).  Scheler, 
Zu  §  505  der  Strafprozefsordnung  (20).  ÜUing,  Zur  Anwendung  des  §  424 
der  G.Pr.0.  (22).    Miller ,  Sicheäeitsleistung  un  PrivatklagererfiOiren  (25). 

Fünfzehnter  Ergänzungsband  (1897):  Kammer.  Zur  Anslegong 
und  Anwendung  des  §  152  der  Konkursordnung  und  des  9  25  Abs.  2  der 
Dienstes  Vorschriften  für  die  Gerich  tsschreiber  vom  14.  September  1879  (1  f.). 
Zuständigkeit  für  Gehaltsansprüche  der  Lehrer  an  israelitischen  Volks- 
schulen @). 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Hecht  und  Ft^zefs,  6.  Bd, 

HeJPt  11:  Petersen^  Unter  welchen  Umständen  dürfen  dem  Nebeninter- 
venienten die  ProzeTskosten  auferl^  werden?  Lobe^  Über  die  Natnr 
des  Schddungsausspruchs  und  über  die  Aburteilung  mehrerer  durch  Klage 
und  Widerklaffe  geltend  gemachter,  nicht  gleichzeitig  liquider  Scheidnngs* 
Sprüche.  —  Heft  12 :  G^zmann ,  Die  zweite  L^ung  des  Entwarft  eines 
Deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Zimmer  y  Zur  Lehre  von  der  ESn- 
werfung  nach  dem  Sächsischen  und  nach  dem  Deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuch. 

Mecklenburffische    Zeitschrift   fü/r    Bechtspftege    und    Beehts- 

Wissenschaft^  15.  Bd.,  2.  Heft:  Labes ^  Das  bttrgeniche  Gesetzbueh  für 
das  Deutsche  Heich  und  das  Mecklenburgische  Partikularrecht  U.  Das 
eheliche  Güter-  und  Erbrecht.  (Schlnfs.)  Hüther,  Bemerkungen  zu  der 
Meckl.- Schwer.  Verordnung,  betr.  den  Ersatz  von  Wildschaden,  vom 
14.  Februar  1894. 

Zeitschrift  für  vergleicitende  Bechtswissenschaft,  12.  Bd.,  IL  and 
IH.  Heft:  Schulenbtirp ,  Die  Sparen  des  Brautraubes,  Brautkaaües  and 
ähnlicher  Verhältnisse  m  den  französischen  Epen  des  Mittelalters.  Köhler, 
Zur  Urgeschichte  der  Ehe.  Totemismus,  Gruppenehe,  Mutterrecht  Köhler^ 
Die  Rechte  der  Urvölker  Nordamerikas  (nördlich  von  Mexiko).  Kohler, 
Zum  Rechte  der  Australneger.  KoUer,  Fragebogen  zur  Erforschung  der 
Rechtsverhältnisse  der  sogenannten  Natarvölker,  namentlich  in  den  deat- 
schen  Kolonialländem.  Köhler,  Das  Recht  der  Marschallinsulaner.  Frie- 
driehe,  Einzeluntersuchungen  zur  vergleichenden  Rechtswissenschaft 

KriHsche  VierteMahrsschrift  für  Qesetxgebung  tciMi  BeehiS' 
Wissenschaft,  Bd.  XXXIX,  8.  Folge,  3.  Bd.,  Heft  2  enthält  Be- 
sprechungen von  Werken  aus  den  Gebieten  der  Rechtsgeschichte  (Lue eh  in 
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von  Ehengreuth,  Österr.  Rechtageschicbte,  II. Teil,  Zeityou  1526—1567, 
Ton  Schreuer),  des  Girilrechts  (Strohal^  Das  dentsche  Erbrecht  nach 
dem  bitrserlichen Gesetzbache,  Ton  Hellmann), des GiTÜprozesses  (Afayer^ 
Ansprach  und  Rechtskraft  nach  dentschem  Civilprozefsrecht ,  Ton  Hell» 
mann;  Schwarz^  Das  österr.  Konknrsrecht,  U.  Bd.,  Formelles  Konkurs- 
recht,  von  Frank),  Strafrecbts  (Heimberg er,  Teilnahme  am  Verbrechen 
in  Gresetzgebnng  und  Litteratar.  Ton  üllmann;  Gruthlieny  Die  Thäter- 
schaft  des  verantwortlichen  Redakteurs,  von  Appefiu»),  Staatsrechts 
(Schmidt,  Der  Staat,  von  Rehm;  Pieper,  Das  Reichsbeamtengesetz, 
von  Chafemann),  Rirchenrechts  {Stutz,  Geschichte  des  kirchlichen  Bene- 
fizial Wesens,  von  Wahrmund ;  Pranzataro,  II  diriUo  di  sepolcro  nella 
sua  evoluzione  etorica  etc,  von  Wahrmund;  Reischle,  iSoAtn«  Kirchen- 
recht und  der  Streit  über  das  Verh&ltnis  von  Recht  and  Kirche,  von 
Rehm),  internationalen  Rechts  (Rivier,  Prineipee  du  droit  des  gen»; 
Walleer,  A  manual  of  public  international  lato:  BernhÖft  etc,,  Jahr* 
bach  der  internationalen  Vereinigang  für  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft etc.,  von  Ullmann). 

^iiaemeine  österreichische  Oeriehtszeitung ,  47.  Jahrgang  (1896): 
Giegl,  Zar  Reform  der  Fondsbeitrftge  von  Yerlassenschaften  (49  fC),  Hilty, 
Die  neueste  Wasserrechtsgesetzgebung  in  der  Schweiz  (51).  Schmid,  Bewds- 
beschtüsse  des  Senats  and  Beweisanordnungen  des  Vorsitzenden  (51).  Ur- 
ban,  Vereinfachung  der  ProtokoUierangnach  der  neuen  Civilprozefsordnung. 
—  48.  Jahrgang  (1897):  Neumann,  Das  Verfahren  nach  der  neuen  Civil- 

Srozefsordnung  an  Kechtsfallen  dargestellt  (2).    Pretterhofer,  Vernehmung 
er  Parteien  unter  'Eid  (8).    Schima,  Das  neue  österr.  Patentgesetz. 

JTurisHsche  BUUter  (Wien),  26.  Jahrgang  (1897):  Eisler,  Die  Form  im 
Straönrosesse  (1  ff.).  Trvtter,  Zum  §  396  der  neuen  Civilprozefsordnung 
(2  f.).  Nusko,  Das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  betr.  die  direkten  Per- 
Bonsästeaem  (7  ff.). 


.-, .,,    für    NUariat  find    freiuHUige    Gerichtsbarkeit    in 

Osterreich  (1896):  Beiek,  Über  die  Stellung  des  Nptars  als  Parteien- 
Tcrtreters  im  neuen  Civilprozesse  (87).  RoziocÜ,  Zur  Reform  des  Notariats 
in  Frankreich  (88  ff.).  Roztocil,  Auch  Schenkangen  für  den  Verehelichangs- 
£r11  sind  notariell  za  errichten  (41).  Roztocil,  Über  die  Zugehörigkeit  der 
Xiebensversicherangspolicen  zum  Nachlasse  des  Versicherungsnehmers  (42). 
Jieitk,  Über  die  B^tellung  des  Mobiliarpftmdrechtes  mittSs  Constitutum 
possessorium  (Ad  f.).  Krassel,  Ein  Beitrag  zum  österreichischen  Militftr- 
eherechte  (51  f.),  r.  Winterhaider,  JustiaausschuTs  —  Invalide  Notare  — 
Pensionsinstitut (53).  —  Jahrgang  1897:  V.L.,  Bemerkungen  zur  neuen 
£xekutionsordnung  (1  f.).  Ecker,  Die  Invaliditäts-  und  Altersversoigung 
der  Notariatsbeamten  (3).  Bazto6il,  Zur  Frage  der  Solennisierung  der 
Privaturkunden  (4  ftA  Hof  er.  Die  SichersteUung  und  Verzinsung  der 
Erbteilsforderangen  Pflegebefohlener  (6).  Krassel  ^bs  neue  Patentgesetz 
md  das  Notariat  (7  f.).  Rozto6il,  Auch  Verträge  über  die  Sicherstälnng 
des  Heiratsgutes  für  notariell  zu  errichtende  Ehepakte  (8). 

juristische  Vierteli€thrsschrift  (der  Prager  Professoren,  Wien).  28.  Bd., 
N.  F.  12.  Bd.,  L— III.  Heft:  I'Vankl,  Zur  Revision  des  österreichischen 
KonkuTsrechts.  PollaJe,  Zur  Lehre  vom  Konknrsinventare.  —  IV.  Heft: 
IiHnger,  Die  Rechtsprechung  des  obersten  Gerichts-  als  Kassationshofes 
aus  Anlafs  der  Veröffentlichung  der  Plenarbeschlüsse  und  Entscheidungen 
Nr.  1651—1800  mitgeteilt  und  kritisch  besprochen. 

Zeitschrm  für  schweixerisches  Recht,  87.  Bd.,  N.  F.  15.  Bd.,  Heft  4^ 
enth&lt  die  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristenvereins  lUgi-Kulm 
den  14.  und  15.  September  1896  1)  Referat  von  Dr.  Lienhard,  Die  Grund- 
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lagen  einer  schweiserischen  G^eetsgebung  über  das  GTundbadmdit, 
2)  Rapport  prisente  par  A.  Gampert,  tur  les  bases  du,ne  Ugislatiim 
misse  sur  les  Regisires  fonciers^  8)  Protokoll  der  34.  JahreaverBammliuig. 
—  38.  Bd.,  N.  F.  16.  Bd.,  Heft  1:  v.  Fuhr,  Über  die  Mängel  des  Yertnge- 
abechloflseB  nach  schweizeriBchem  Obligationenrecht  (Forts.).  Gölmger, 
Zum  Art  217  des  eidg.  Betrdbungs-  und  Konkaragesetzes.  Bo^ 
Hart,  674  CO.  Götzinger,  Der  Entwurf  zu  einem  Bondesgesetze  über 
den  Veraicherangsvertrag. 

Zeitschrift    des  Bernischen  Juristenvereins ,    XXXII.    Bd.,  5.  «. 

6.  Heft:  Affolter,  Über  civile  Deliktsf&higkeit  juristischer  Penones. 
Zeerleder ,  Über  Praxis  und  Gesetzgebung  in  ViehgewährleistnngsfrageB 
im  Falle  der  Weiterveräufsernng  des  Tieres. 

Schweiserische  Zeitschrift  für  Straf  recht,  9.  Jahrg.,  4.  u.  5.  Heft: 
Gautier,  A  pronos  du  qwUrikme  Congrks  aarUhropologie  crinuftelU, 
Stoo/Sy  Der  Geist  aer  modernen  Strafgesetzgebung.  Jürler,  Drei  bernisdie 
Urteile  über  Priyatfehde.  —  6.  Hett:  Ütoo/s,  von  Liszts  Angriffe  auf 
die  Zurechnungsfähigkeit.  Le  Fort,  Les  comit^  de  difense  des  enfwU 
traduits  en  justice.    Lammasch,  Der  Norwegische  Strafgesetzentwuif. 
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nal  (Venise,  septembre  18%),  M,  E.  N.,  Lunifieation  du  droit  maritime. 
Lehr,  Riformes  de  rinstituiian  du  Jury  dans  le  eanton  du  Tessin,  - 
No,  6:  T,  M.  C.  Asser  t  La  codification  d*i  droit  iniemational  pnei 
Le  traiti  du  14  novembre  1896,  Fedozssi,  Le  droit  international  et  U$ 
ricentes  hostilitis  italo-abyssines  (h  suivrej,  Duhois,  La  Franee  k 
Madagascar,  Bolin,  Note  sur  les  devoirs  et  les  responsabüitis  da 
Etats  neutres,  Flaischleu,  VautoriUl  de  la  chose  jugee  et  la  UUspn- 
deuee  en  droit  international  privi, 

Journal  du  droit  international  priv6  etc.,  23,  Ann^  (1896)  ^0- 
JCI — XII:  Stoequarty  La  succession  Ugiiime  en  droit  anglais,  Le- 
pelletier,  De  ta  prohihition  tVexporter  des  objets  dart  h  Vetrang&'i 
daprks  la  Ugislation  itaUenne.  Keidel,  Le  mariage  des  itrangers  m 
Bavikre,  Wahl,  Des  droits  d'enregistrement  dans  les  rapports  intet' 
nalionaux.  —  24.  Annde  (1897),  No.  I-^II:  Chausse,  Du  röle  inter- 
national  du  domicüe,  Levillain,  Ventes  voloniaires  de  naviresj  natuh 
naux  ä  des  itrangers  (suite),  Feraud»Giraudj  Rigime  des  narirts 
Prangers  dans  les  ports,  ei  plus  particuU^rement  dans  les  ports  fran^ 
Fedoezi,  Quelques  considercUions  sur  Vid^e  d* ordre  public  intematianoL 
Colin,  De  la  forme  que  doivent  rev^tir  les  testaments  redig^  ä  4tramger 
par  des  Frangais,  Phillimore,  De  Vex4cution  des  jugements  Strängen 
en  Angleterre, 

JRevue  internationale  du  droit  nMriUme.  12,  Annie,  Nr.  III- 
IV:    Raikes,    De  la  Faute  commune  en  matiere  dabordage  (suiU  ti 


acnvruux  of*  aroit  angia%s  siir  ^  aooraage.  uuuenns  ae  ia  junsprwumc^, 
Frangaise,  Anglaise  (Govare),  Brisilienne  (Bontoux),  Bgyptienne  (Padoa- 
Beyjy  des  Etats  Unis  (Kislin), 

Annales  de  droit  commerdal  fran^is,  itranger  et  intemaHonalj 

10.  Ann^e  (1896),   Nr.  5:    Thaller,   Separation  de  biens  et  ejfeU per- 


Zeitschriften.  191 

soneU  deldfemfMdanalafaillüe,  Matter edorf^  AlUtruigne'Chranique 
de  Ugislaiion  et  de  ßirisprudenee  en  matihre  de  droit  commercial  et  in- 
duttriel,  —  Des  emploü  abuai/s  de  la  forme  i^aseociatüm  en  partici" 
pation,  —  Lee  rMamations  contre  le  projet  de  loi  des  conncussements. 
—  L*4tendue  du  droit  commercial  suivant  le  nouveau  projet  de  Code 
aUemand.  —  11,  AnnSe  (1897),  No.  1:  Saleilles,  Etüde  sur  Vhistoire 
des  socHiis  en  commandite  fsuite  et  fin.).  L^vy-Üllmann,  Essai  sur 
les  titres  nominatifs  et  sur  la  responsäbüiU  des  agents  de  Charge  et  des 
d^biteurs  dans  la  transmission  de  ces  titres, 

^rehivio  GiuridioOf  VoL  LVII,  Fase,  1 — B:  Landucci,  In  disso- 
lubilitä  del  matrtjnonio  confarreato,  Audrich,  DeV  alveo  ahhandonato 
dal  fiume  in  diritto  romano  (cont.  e  fine),  CoviellOy  DeUa  succesione 
m^  debüi  a  titolo  particolare  {cont).  Muscolino^  De  partu  vivo  et 
-vittUü  Florian,  I  motivi  psicologici  del  reato  considerati  nella  legis- 
hutione  comparaia  (cont,  e  fine),  Kignano ^  Del  domicilio  di  soccorso 
del  minore  di  etä,  Arno,  II  contratto  con  sh  medesimo  (conL),  Bo- 
laffio,  Dei  titoli  air  ordine  e  al  portatore  a  proposito  del  Trattato  di 
diritto  commerciale  del  pro/,  C,  Vivante,  —  Fase,  4 — 5:  Giannini, 
DeUa  responsabilitä  del  proprietario  per  i  danni  conseguenti  la  rovina 
di  un  edtficio.  Coviello,  DeUa  successione  n«'  debiti  a  titolo  partico- 
lare (cont,  e  fine),  Sraffa,  Vart,  590  del  Codice  civile  e  la  commu- 
nione  coattiva  dei  muri  di  confine,  Arno,  Fl  contratto  con  sh  medesimo 
(Selbstkontrahieren)  (cont,  e  fine),  Casimo,  Saggio  sulla  forma  degli 
4itti  giuridici  in  materia  civile  e  commerciale,  Claps,  Del  cosidetto 
pegno  irregolare,  —  Fase,  6:  Lollini,  Sulla  necessitä  deUa  Exceptio 
veritatis  nel  realo  di  diffamassione,  Rinaldi,  Le  decime  tributarie  e 
^ue  progetti  di  legge,  Elena,  Dei  diritti  della  persona  straniera 
secondo  la  legge  ilMana, 

Sivisia  penaie  di  dottrina,  legisUMSBiUme  e  giuri^prudenxa, 
Vcl,  XLlV,  Fase,  5:  Champcommunal,  Stdle  reUusioni  delV  Inghü- 
terra  con  le  potenze  straniere  in  materia  di  estradizione,  Lanza,  La 
minorante  delV  etä  nelle  varie  specie  di  recUi,  de  Moldenhatoer, 
.XXVo  et  universario  delle  sodetä  delle  Colonie  agricole  e  degli  Asili 
wndustriaU  in  Polonia,  —  Vol,  XLV,  Fase,  I:  Lucchini,  II  progretto 
€Ul  codice  penaie  Svizzero,  Prudhomme,  II  Congresso  di  patronato 
per  i  liberati  dal  carcere  in  Bordeaux,  Fase,  II:  Gregoraci,  Sülle 
modificaxioni  al  processo  penaie  proposte  dal  Ministro  Costa,  Cnamp- 
eommunal,  In  tema  d^ estradizione, 

JLa  legislaxione  penaie  itaUana  etc.  (Reg,  della  rivista  penaie), 
6,  Dispensa:  Coa,  penaie  art,  332 — 372.  —  7,  Dispensa:  Cod,  pen,  art, 
372-^04,  —  8,  Dispensa:  Cod.  pen,  art,  404 — 464.  —  9.  Dispensa:  Cod, 
pen,  art,  464 — 498,  R,  Decreto  contente  le  dispösizioni  per  Vattttazüme 
del  codice  penaie  per  ü  regno  d'Italia  1.  dtcembre  1869  ^  art,  1 — 45. 
Codice  di  procedura  penaie,  art,  1 — 33, 

SuppUmewto  aUa  Bivista  penalej  Vol,  V  Fase,  2:  Tuozzi,  Intomo 
Ol  delitU  contro  la  libertä  dei  culti.  Frassati,  Impossibüitä  di  con- 
corso  formale  fra  oltraggio  c  diffamassione.  Lanza,  StudisuUe  contra- 
vengioni,  Zanfagna,  Teoria  della  concausa,  Eula,  H  deUtto  di 
vagion  fattasi  accompagnato  da  minaccie  con  armi  ä  dazione  pubblica  o 
privataf  —  Fase,  3:  Conti,  I  moventi  a  delinquere  e  ü  codice  penaie 
italiano  (cont,).  De  R  üb  eis,  Ancora  sur  referto  medico  (art,  439), 
V  es  CO  vi,  Del  disturbo  della  quiete  pubblica  e  privaJta. 
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Tidskrifi  fOT  JEteiBvidenekab ,  9.  Aarg.,  4^  H^fle:  Wrede,  Drag  af 
fomfiusk  rätulif.  Secher,  Ihem  har  affattet  „Det  Hätte  TrofM"  tu 
Danelee  Lovf  Heehacher,  MeddeUUer  fra  den  evenske  MetjeeterHi 
Praxis  i  Aaret  1695. 

Meehtageieerd  M€iga»Un,  16,Jaargang^AßeveriHg6l6:  Segere^  Eemge 
opmerkingen  omtrent  nei  erfrecht  van  natuurli/ü  Kinderen,  II.  ta% 
der  Tuuk.  Opmerkmgen  over  de  voamvaarden  van  toekenmng  door  de 
gemeente  Gfroningen  van  hei  recht  van  erfpackt  qp  haar  m  eigendtm 
behoorende  gronden  ie  Fekela.  Valckenier  Kipe^  Hoog  bauwen,  — 
16.  Jaargang  (1897) ,  Aflevering  1:  Leonhard,  Die  Ytälendimg  da 
dentachen  bttrgerlichen  GrasetEbudw.  van  Boneval  Faure^  Hei  ondtr- 
scheid  tussehen  voeging  en  tuaachenkomet.  van  den  Bergh^  Het  reehtU- 
gevolg  der  inechrijving  van  fabriekemerken.  Drucker,  Bowo^fin 
voar  eene  burgerrechtelifke  regeling  der  arbeide  overeenkomsL  IL  Dt 
Dransche  wet  van  27.  December  1890  en  hare  voerking  in  de  jpraeUjk, 
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S.  8—12  oben  ist  zn  lesen  „Siebzehnte  Sitzung"  (statt  sechadinte). 


Die  Gerichtsverfassung  Rumäniens. 

Von  Hllan  Paul  JToTaiiOTii, 

Korrespondenten  der  G^esellBcbaft  für  vergleichende  Ge8et2sgebang  zu  Paris, 
der  Akademie  für  Gesetzgebung  zu  Toufoase  etc.  za  Vukovar  a.  d,  Donau. 

Auf  Grand  des  Staatsvertrags  von  Adrianopei  vom  14.  September 
1829  waren  die  Fttrstenttimer  Walachei  and  Moldaa  anter  das 
Protektorat  Rafslands  gestellt,  erhielten  von  dieser  Macht  eine  Ver- 
waltangs-  and  Gerichtsorganisation  mittelst  oiganischer  Verordnung  von 
1881)  die  sie,  abgesehen  von  einigen  wesentlichen  durch  spätere  Gesetze 
eingeführten  Abänderungen,  beibehalten  haben. 

Die  Geriehtsoiganisation  des  organischen  Reglements  ist  grofsenteils 
eine  Wiedeigabe  des  römischen  Gerichtssjstems  zur  Kaiserzeit,  ver- 
banden mit  einigen  Vorschriften  der  früheren  französischen  Gerichts- 
organisation und  einigen  Grundsätzen  des  bekannten  Gesetzes  der 
französischen  konstituierenden  Versammlung  vom  16./24.  August  17  90. 

In  der  oiganischen  Verordnung  werden  zwei  Arten  der  Civil- 
Gerichtsbarkeit untn^hieden :  die  au fs erordentliche  und  ordent- 
liche. 

/.    Aufserordentliche  Gerichtsbarkeit^). 

In  jedem  Dorfe  befindet  sich  ein  Dorf-  oder  Friedensgericht,  das 
ans  dem  Dorfpfarrer  und  drei  Geschworenen  besteht,  die  von  den 
Dorfbewohnern  auf  ein  Jahr  gewählt  werden  und  wiederwählbar  sind. 


1)  AU  aufserordentUche  oder  besondere  Gerichtsbarkeit  erkennt  die 
Verordnung  aufser  derjenigen  der  Militärgerichte  noch  die  der  gastlichen 
Gerichte  an.  Art  298  der  org.  V.O.  der  Moldau  sagt:  „Der  Metropolitan 
und  die  Diözesenbischöfe  besitzen  allein  in  ihren  IMözesen  die  Befugnis  zur 
Entscheidung  über  alle  kirchlichen  und  geistlichen  Sachen,  ohne  je  politische 
Angelegenheiten  berühren  zu  können,  selbst  solche,  die  sich  vermischt  mit 
den  geistlichen  Sachen  vorfinden. 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  a.  Straf  recht  etc.,  Band  VII.  13 


194  Milan  Paul  JovanoTic  in  Yukovar  a.  d.  Donau, 

Ihre  richterliche  Hauptaufgabe  besteht  im  Sühneversuch  und  zwar  so- 
wohl in  Civil-,  wie  in  Polizeisachen. 

Der  Kläger  kann  keinen  Rechtsstreit  vor  dem  Bezirksgericht  be- 
ginnen, ohne  ein  Zeugnis  darüber  vorzulegen,  dafs  der  von  den  Ge- 
schworenen gemachte  Sühneversuch  erfolglos  geblieben  ist.  Der  Sühne- 
versucb  ist  also  obligatorisch. 

Aufserdem  waren  die  Dorffiriedensgerichte  auch  zuständig  fUr  die 
streitige  Gerichtsbarkeit.  So  hatten  diejenigen  der  Moldau  die  Zu- 
ständigkeit zur  Entscheidung  aller  Streitigkeiten  bis  zum  Wert  von 
10  bis  15  Piaster  und  die  der  Walachei  bis  zu  einem  Wert  von 
15  Piastern  in  erster  und  letzter  Instanz.  Ihre  Errichtung  erfolgte 
jedoch  nur  auf  10  Jahre  seit  der  Einführung  der  organischen  Ver- 
ordnung und  nur  nachdem  sie  sich  bewährt  hatten.  Ein  Gesetz  vom 
5.  Januar  18  32,  welches  die  Gewalten  der  Justiz  und  Verwaltung 
trennte,  gewährte  den  Präfekten  und  Unterpräfekten  die  Befugnis,  die 
einziehen  Polizeisachen  und  Hechtsstreitigkeiten  bis  zu  Forderangen  von 
15  Piastern  zu  entscheiden. 

Die  Handelsgerichte, 

In  der  Walachei  richtete  die  organische  Verordnung  drei  Grade 
von  Handelsgerichten  ein: 

1.  Gerichte  erster  Instanz.  Den  ordentlichen  Bezirb- 
gerichten  waren  in  erster  Instanz  auch  die  handelsrechtlichen  Streitig- 
keiten ihres  Bezirks  übertragen.  Das  Handelsgericht  bestand  aus  einem 
Präsidenten  und  zwei  aus  dem  Handelsstande  gewählten  Mitgliedero. 
Später  wurde  durch  das  Gesetz  vom  10.  Dezember  1863  zu  Bukarest, 
Crajova  und  Braila,  je  ein  besonderes  Handelsgericht  erster  Instanz 
errichtet. 

2.  Gerichte  zweiter  Instanz.  Zwei  Berufungsgerichte  för 
Handelssachen  wurden  zu  Bukarest  und  Crajova  geschaffen.  Jedes 
von  ihnen  entschied  in  erster  Instanz  über  alle  Berufungen  gegen  die 
von  den  Untergerichten  ihres  Bezirks  in  Handelssachen  ergangenen 
Entscheidungen. 

Das  Handels  -  Berufungsgericht  zu  Bukarest  bedta.nd  aus  fünf 
Mitgliedern,  von  denen  der  Präsident  und  zwei  Mitglieder  vom  regieren- 
den Fürsten  ernannt  und  die  beiden  anderen  Mitglieder  von  den  Kauf- 
leuten  gewählt  wurden. 

Das  Handels  -  Berufungsgericht  von  Cra-jova  bestand  aus  drei 
Mitgliedern,  deren  Präsident  vom  regierenden  Fürsten  ernannt  und  die 
beiden  anderen  von  den  Kauf  leuten  gewählt  wurden. 

Das  Gesetz  von  1840  hob  das  Berufungsgericht  von  Crajova  aof 
und  schuf  fllr  das  ganze  Land  ein  einziges  Handels-Berufungsgericbt 
zu  Bukarest,  bestehend  aus  drei  Mitgliedern,  deren  Präsident  vom 
regierenden  Fürsten  ernannt  und  die  anderen  von  den  Kaufleuten 
gewählt  wurden. 

Das  Gesetz  vom  1.^10.  Dezember  1863  hob  auch  dieses  Handel»- 
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Berufungsgericht  zu  Bukarest  auf  und  übertrug  dessen  Zuständigkeit 
«nf  die  Civil-Berufungsgerichte.  Das  nämliche  Gesetz  schrieb  vor,  dafs 
in  den  Bezirken,  wo  sich  keine  besonderen  Handelsgerichte  befinden, 
die  Handelssachen  von  den  Mitgliedern  der  Civilgerichte  erster  Instanz 
und  zwei  aus  dem  Kaufmannsstande  gewählten  Beisitzern  zu  entscheiden 
sind.  Die  Wahl  der  Beisitzer  erfolgte  nach  Art.  305  der  org.  V.O. 
der  Walachei.  Dies  Gesetz  wurde  durch  das  Ger. Verf. Ges.  vom 
9*  Juli  1865  aufgehoben,  welches  mit  wenigen,  durch  spätere  Gesetze 
eingeführten  Abänderungen,  gegenwärtig  noch  in  Kraft  ist 

3.  Die  Gerichte  dritten  Grades  bildete  der  hohe  fürst- 
liche Divan,  von  dem  weiter  unten  die  Rede  sein  wird. 

Ebenso  gab  es  in  der  Moldau  drei  Grade  handelsrechtlicher 
Gerichtsbarkeit,  nämlich  folgende : 

1.  Gerichte  erster  Instanz.  Die  ordentlichen  Civilgerichte 
der  Städte  Jassj,  FoQsani  und  Boto^ani  waren  zur  Elntscheidung  von 
Handelssachen  zuständig.  In  Jassy  nahmen  die  Vornehmsten  aus  dem 
Kaufmannsstande,  in  Fo^sant  und  Boto^ani  zwei  vom  regierenden 
Fürsten  ernannte  Kaufleute  an  der  Entscheidung  in  Handelssachen  im 
Vereine  mit  den  übrigen  Gerichtsmitgliedern  teil.  Mit  Rücksicht  auf 
die  kommerzielle  Bedeutung  von  Galatz  schuf  die  organische  Ver- 
ordnung in  dieser  Stadt  ein  besonderes  Handelsgericht,  bestehend  aus 
drei  vom  Fürsten  ernannten  Mitgliedern,  unter  denen  der  Präsident 
ein  Adeliger  und  die  übrigen  Mitglieder  Kaufleute  sein  sollten. 

Das  Gericht  von  Galatz  urteilte  endgültig,  d.  h.  in  letztnr  Instanz 
über  alle  Handelssachen  bis  zum  Wert  von  20000  Piastern,  während 
Bich  die  Zuständigkeit  der  drei  übrigen  Gerichte  von  Jassj,  Fo^sani 
lud  Boto^ani  nur  auf  1500  Piaster  erstreckte. 

2.  Gerichte  zweiter  Instanz.  Die  Berufungs-Divane  von 
Jassy,  zwei  an  der  Zahl.  Der  Berufuugs  -  Divan  des  oberen  Landes 
und  der  des  unteren  Landes.  Sie  erkannten  in  erster  Instanz  über 
die  von  den  unteren  Handebgerichten  ihres  Bezirkes  erlassenen  Ent- 
scheidungen. Nur  gegen  die  Entscheidungen  des  besonderen  Gerichts 
▼on  Gktlatz  fand  keine  Berufung  an  die  Berufungs-Divane  statt,  sondern 
Bofort  an  den  fürstlichen  Divan.  Dies  Gericht  hatte  also  den  Rang 
eines  Berufungsgerichts. 

8.  Gericht  dritter  Instanz  war  der  fürstliche  Divan,  wo- 
von wir  weiter  unten  sprechen  werden. 

IL     Ordentliche  Civilgerichte, 

Die  oi^nische  Verordnung  ftlhrte  drei  Grade  oder  Instanzen  von 
ordentlichen  Gerichten  ein: 

1.  Gerichte  erster  Instanz.  In  jedem  Bezirk  der  Wa- 
lachei wurde  ein  Bezirksgericht  eingeführt,  das  bestand  aus  einem 
Präsidenten,  zwei  Richtern  als  Beisitzern  und  einem  Staatsanwalt 
Dieselben  wurden  vom  Fürsten  ernannt.  Dies  Gericht  entschied  über 
alle    Civilsachen    bis    zu    150   Piastern    in    letzter    Instanz    und    mit 

13  ♦ 
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Berafiuigsreeht  bis  zu  einer  bestimmten  Summe,  ebenao  ttlier  alle 
Strafsachen  '). 

In  der  Moldau  war  in  jedem  Bezirk  ein  Benzkscpericht  ein- 
gerichtet,  das  ans  einem  Prilsidentea  and  zwei  Mitgliedern  bestand,  die 
Tom  Forsten  ernannt  wurden  und  in  letzter  Instanz  über  alle  Gtü- 
und  Strafsachen  erkannten  (Art  280  und  345  der  org.  V.O.*)). 

Das  Gesetz  von  1844  teilte  das  Bezirksgericht  Jassy  in  iwei 
Abteilungen,  jede  bestehend  aus  einem  PkVsidenten  und  zwei  MitgUeden. 
In  der  ersten  entschied  man  Hber  alle  Sachen,  welche  Liegenschste 
und  Vormundschaflen  betreffen,  in  der  zweiten  alle  Fahrnisse  und 
Stra&achen  betreifende  Sachen. 

2.  Gerichte  zweiter  Instanz.  In  der  Walachei  richtete 
man  zwei  Divane  oder  Appellhöfe  ein,  den  einen  in  Bukarest  ftr  die 
links  von  der  01t  gelegenen  Bezirke,  den  anderen  zu  Oajo?a  ftir  die 
rechts  von  der  01t  gelegenen.  Der  Beruftmgs -Divan  von  Bokarat 
bestand  aus  zwei  Abteilungen,  nXmlich  einer  civil-  und  strafrechtliche!. 
Die  Civilabteilung  zählte  sechs  Mitglieder,  einen  PrSsidenten  und  eineo 
Staatsanwalt  Die  Strafabteilung  bestand  aus  vier  Mitgliedern,  eineD 
Präsidenten  und  einem  Staatsanwalt 

Der  Beruftings-Divan  zu  Crajova  bestand  aus  acht  Richtern,  davon 
fünf  für  die  Civil-  und  drei  fUr  die  StraCabteilung.  Jeder  Berufbogs- 
Divan  entschied  in  erster  Instanz  über  alle  Berufungen,  die  g^gen  die 
von  den  Bezirksgerichten  ihres  Sprengeis  ergangenen  Urteile  ^ngel^ 
wurden. 

Ein  Gesetz  von  1864  schuf  zu  Fo^sani  einen  Appellhof,  dessen 
Sprengel  sich  auf  die  Bezirksgerichte  von  Putna,  Rumaicu«Sarat,  Braik, 
Covurluin,  Ismail  und  Ticuci  erstreckt 

In  der  Moldau  richtete  man  zwei  Appellhöfe  ein,  beide  za 
Jassy,  den  einen  für  die  Bezirke  des  oberen  Luides  (Succava,  Xeuntz, 
Romao,  Dorohoin,  Bolosani  und  Jassj)  und  den  anderen  für  die  Bezirke 
des  niederen  Landes  (Baiau,  Putna,  Ticuci,  Covurluin,  Tutova,  Falcis 
und  Vasluin),  woher  die  Bezeichnung  „Berufungs-Divan  des  Ober-  und 
des  Unterlandes"  stammte.  Jeder  Divan  bestand  aus  einem  Präsidenten 
und  vier  Mitgliedern  oder  Assessoren,  die  vom  Fürsten  ernannt  wurden^ 
und    entschied   in    erster  Instanz  Über   die  Berufungen,   die   g^en  die 


2)  Ftlr  die  einfachen  Polizeisachen,  die  nicht  Ge^gnisstrafe  mdäm 
Tage  oder  50  Piaster  Geldstrafe  nach  sich  zogen ,  wurde  zu  Bukarest  ein 
Poiizeieericht  eingerichtet,  das  unter  der  Oberaufsicht  des  Polizeiprifekten 
stand  und  besetzt  war  mit  einem  Prasidenten,  zwei  Mitii^liedern  und  eineo 
Staatsanwalt.  Dies  Gericht  entschied  auch  Civilstreitigkeiten  über  Forde- 
rungen bis  zu  einem  Werte  von  50  Piastern.  Dieselbe  Suständigkdt  hatten 
auch  die  Präfekten  und  Unterpräfekten  der  Bezirke. 

3)  Zur  Aburteilang  von  kleineren  Stra&achen,  Schlägereien  und  B^ 
leidigungen,  die  in  der  Stadt  Jassy  vorkamen,  hatte  die  Verordnung  eb 
Polizeigericht,  bestehend  ans  einem  Pr&sideuten  und  zwei  Mitgliedern,  ein- 
gerichtet. In  den  Bezirken  hatten  die  Isprdvnic«  oder  Bezirksverwalter  die 
Zuständigkeit  zur  Aburteilung  von  Handlungen,  deren  Straf  barkeit  fönf 
Tage  Gefängnis  nicht  überstieg  (Art.  342,  345  der  V.O.). 
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▼on   den  Bezirksgerichten   ihres  Bezirkes   in  Civil-   und   Handelssachen 
ergangenen  Urteile  eingelegt  wurden^). 

In  Vei^ebens-  und  Verbrechenssachen  erkannte  das  Kriminalgericht 
za  Jassj  gegen  die  von  den  Bezirksgerichten  des  ganzen  Landes  er- 
lassenen Urteile  (Art  347  der  org.  V.O.). 

8.  Gerichte  dritter  Instanz.  Der  „HoheDivan^  in 
der  Walachei  mit  dem  Sitze  in  Bukarest  and  der  „Fürstliche 
Divan**  in  der  Moldau  mit  dem  Sitze  in  Jassj  bildeten  die  Gerichte 
des  dritten  Grades. 

In  der  Moldau  war  nach  Art  862  der  org.  V.O.  der  fürstliche 
Divan  zustiCndig  zur  endgültigen  und  unwiderruflichen  Entscheidung 
über  alle  Fahrnisse  und  Liegenschaften  betreffende  Sadiea,  ebenso  über 
alle  Straünchen,  die  von  den  unteren  Instanzen  ergangen  waren.  Der 
füxztlicbe  Divan  bestand  aus  sieben  Personen,  nftmlich:  dem  Fürsten 
selbst,  der  Prilsident  von  Rechtswegen  war,  drei  vom  Fürsten  ernannten 
und  drei  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  gewählten  Mit- 
gliedern. Aufser  den  drei  Mitgliedern  wählte  der  Fürst  auch  einen 
Vicepiüsidenten ,  der  nur  dann  den  Vorsitz  lehrte,  wenn  der  Fürst 
nicht  präsidieren  konnte.  Der  Fürst  hatte  nur  in  den  Fällen,  wo  die 
Ansichten  der  übrigen  sechs  Mitglieder  gleich  geteilt  waren,  d.  h.  drei 
gegen  drei  standen,  eine  beratende  Stimme,  sodann  war  er  befugt, 
sich  der  Ansicht  anzuschliefsen ,  die  er  für  die  gerechteste  und  dem 
Gesetze  entsprechendste  hielt  Wenn  der  Fürst  nicht  in  Person  präsi- 
dierte, war  er  befugt,  zu  einem  nur  mit  Stimmenmehrheit  er- 
lassenen Urteil  seine  Bemerkungen  zu  machen,  wenn  er  dafür 
bielt,  dafs  dies  Urteil  thatsächlich  fehlerhaft  war,  dafs  man  die  pro- 
ssessnalen  Formen  nicht  gewahrt,  oder  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
verletzt  habe.  In  solchem  Falle  wurde  die  Sache  an  den  Divan  zurück- 
verwiesen, um  die  Sache  von  neuem  zu  prüfen^).  Der  Divan  konnte 
die  Irrtümer  oder  Unrichtigkeiten,  die  Ihm  vorgeworfen  wurden,  ver- 
bessern oder  auf  seiner  ersten  Entscheidung  beharren.  Im  letzteren 
Falle  war  der  Divan  gehalten,  auch  die  gesetzlichen  Gründe  anzugeben, 
auf  Grund  deren  er  bei  seiner  Auf&ssung  beharrte,  und  sodann  war 
der  Fürst  verpflichtet,  die  Entscheidung  des  Divan  zu  bestätigen,  um 
sie  in  Vollzug  zu  setzen®). 


4)  Ein  Gesetz  von  1845  hob  die  beiden  Berufun^^-Divane  des  Ober- 
und  Unterlandes  auf  und  schuf  an  ihrer  Stelle  einen  emzigen  Divan  für  das 

Knze  Land  unter  der  Bezeichnung  „Berufunffs-Divan*^,  bestehend  aus  einem 
äsidenten  und  sechs  Assessoren,  und  nach  dem  Gesetze  vom  26.  Januar 
1846  ans  einem  Präsideuten  und  vier  Assessoren,  die  im  Falle  der  Abwesen- 
heit durch  die  Ergänzongsrichter  ersetzt  wurden. 

5)  Das  Gesetz  über  den  Divan  von  1850  (81g.  Bd.  I  S.  260)  bestimmt, 
dafs  me  f^tscheidungen  des  fürstlichen  Divan,  selbst  die  einstimmig  er- 
Mngenen,  von  neuem  unter  dem  Vorsitze  des  Fürsten  der  Beratmig  in  dem 
Falle  unterzogen  werden  können,  in  welchem  derselbe  eme  falsche  Aus- 
legung oder  Verletzung  der  Prozelsformen  oder  des  Gesetzes  wahrnahm. 

6)  Art.  263  der  org.  V.O.  und  das  oben  angeführte  Gesetz  über  den 
Divan. 
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In  der  Walachei  bestand  der  Hohe  Divan  ans  sechs  EUchton 
nnd  einem  Presidenten,  welcher  der  „GroPse  Ban**  war,  fenuir  «» 
zwei  ETgKnzQngsrichtem.  Dieser  Gerichtshof  erkannte  über  die  Be- 
ruftingen gegen  die  von  dem  Beruiiings- Divan  in  Civil-,  Handels-  and 
Strafsachen  ergangenen  Urteile;  was  jedoch  die  letztgenannten  betrifit, 
nur  in  denjenigen  Sachen,  in  denen  das  Urteil  auf  Zwangsarbeit  in 
den  Bergwerken  Uutete.  Der  Hohe  Divan  bestand  aus  swd  Ab- 
teilungen. 

Hier  haben  wir  noch  eine  Bemerkung  von  hoher  Bedeutung  ein- 
zuschalten. Wiewohl  die  org.  V.O.  in  Art  319  förmlich  besthnmt, 
dafs  der  Hohe  Divan  Gerichtshof  dritter  und  letzter  Instanz  ist,  lo 
finden  wir  demungeachtet,  dafs  die  nttmliche  Verordnung  eine  vierte 
Instanz  schuf,  mit  der  Bestimmung,  in  Ansnahmef^len  Über  gewisse 
Sachen  zu  entscheiden,  die  bereits  von  den  drei  unteren  Instanzen  Tf^ 
handelt  worden  waren. 

Wenn  ni&mlich  die  vom  Hohen  Divan  ei^angene  Ekitscheidung  mit 
Einstimmigkeit  der  Stimmen  oder  auch  nur  mit  Stimmen- 
mehrheit ergangen  war,  und  diese  Entscheidung  mit  derjenigen  der 
beiden  Vorinstanzen  übereinstimmte,  d.  h.  den  Rechtsstreit  in  derselbfn 
Weise  entschied,  dann  war  die  Entscheidung  des  Hohen  Divan  end- 
gültig und  unwiderruflich.  Der  Fürst  konnte  sie  nur  besttttigen  nnd 
in  Vollzug  setzen.  Wenn  aber  die  Mehrheit  des  Hohen  Divan  eine 
von  den  Vorinstanzen  abweichende  Entscheidung  erliefs,  und  wenn 
sich  eine  Minderheit  von  zwei  Mitgliedern  der  Ansicht  der  Vorinstanzen 
anschlofs,  dann  konnte  die  beteiligte  Partei  beim  Fürsten  beantragen, 
und  dieser  war  hiereu  verpflichtet,  die  Sache  von  neuem  zur  Prttfnng 
vor  den  Hohen  Divan  zu  verweisen,  um  ein  zweites  Mal  entschieden 
zu  werden. 

In  solchem  Falle  war  diese  oberste  Instanz  anders,  als  yorker 
besetzt.  Alsdann  nahmen  nämlich  die  Mitglieder  des  Hohen  Divin^ 
alle  Präsidenten  am  Gerichte  erster  Instanz  und  Appellhofe  von 
Bukarest  mit  Ausnahme  derjenigen  teil,  welche  als  Präsidenten  der 
Vorinstanzen  teilgenommen  hatten.  In  diesem  obersten  Gericbtsbofe 
ftihrte  den  Vorsitz  der  „Logophdte^  (Minister)  der  Justiz.  Di« 
von  diesem  Hohen  Divan  ergangene  Entscheidung  war  unbedingt  end- 
gültig und  unwiderruflich.  Der  Fürst  mnfste  sie  bestätigen  und  voll- 
ziehen lassen.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  unter  der  Herrschaft  der 
organischen  Verordnung  in  der  Walachei  eine  vierte  Gerichtsinstanz 
bestanden  hat. 

Diese  bemerkenswerte  Einrichtung  unterscheidet  diese  Periode  von 
allen  vorangegangenen,  dafs  nämlich  in  der  Walachei  der  Fflrst 
nicht  unmittelbar  an  den  Entscheidungen  teilnahm 
und  im  Hoben  Divan  nicht  den  Vorsitz  führte.  Er  hatte 
nur  das  Recht  der  Oberaufsicht  und  des  Vollzuges  der  Urteile. 

Indem  die  organische  Verordnung  der  Walachei  dem  Fürsten  die9 
vorher  besessene  Recht  nahm,  wollte  sie  einerseits  eine  richtige  An- 
wendung vom  Grundsatze  der  Trennung  der  Gewalten  der  Justiz  nnd 
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Verwaltang  machen  —  einem  Grundsätze,  der  znm  erstenmal  in  der 
Walachei  durch  Art.  22  der  V.O.  ausgesprochen  war  — ,  und 
andererseits  den  endlosen  Prozessen  ein  Ziel  setzen.  Denn  vorher 
konnten  die  Parteien  in  ihren  Sachen  an  drei  einander  in  der  Kegierung 
folgende  Fürsten  Berufungen  einlegen. 

Dieser  Rekurs  von  einem  Fürsten  an  den  anderen  wurde  gleich- 
falls in  der  Moldau  durch  Art  364  der  V.O.  aufgehoben,  indem  sie 
bestimmte:  „Um  den  schweren  Unzukömmlichkeiten  der  .Erneuerung 
der  Prozesse  ein  £nde  zu  machen,  und  die  Folgen,  die  sich  daraus 
Hlr  die  Unstetigkeit  der  bereits  entschiedenen  Sache  und  das  Eigentum 
ergeben,  ebenso  infolge  der  Wiederaufnahme  der  hiemach  anbindbaren 
Streitigkeiten,  die  durch  die  Fortsetzung  einen  schlimmen  Einflufs 
auf  den  Charakter  der  Beteiligten  Üben,  wurde  entschieden ,  da(s  jeder 
vom  fürstlichen  Divan  entschiedene  Rechtsstreit,  dessen  Urteil  vom 
Fflrsten  bestätigt  wird,  sein  Ende  erreicht,  und  dafs  er  auf  keinen 
Fall  wieder  erneuert  werden  darf,  weder  während  der  gegenwärtigen 
R^erung  des  Fürsten,  noch  unter  der  seiner  Nachfolger." 

Der  Grundsatz  der  Trennung  der  Gewalten  der  Rechtspflege  und 
Verwaltung  wurde  in  der  Moldau  durch  Art.  279  der  V.O.  ver- 
kündet, aber  im  Gegensatze  zu  der  organischen  Verordnung  der  Wa- 
lachei, wo  dieser  Grundsatz  nicht  in  voller  Kraft  Anwendung  fand. 
Denn  man  liefs  dem  Fürsten  das  Recht  des  Vorsitzes  und  selbst  das 
der  Entscheidung  von  Sachen  im  fürstlichen  Divan.  Beilage  R  der 
Verordnung  gewährt  dem  Fürsten  das  Recht,  unter  den  Mitgliedern 
der  ordentlichen  Generalversammlung  die  Personen  zu  wählen,  die  im 
Falle  der  Verhinderung  von  einem  der  Mitglieder  des  fürstlichen 
Divan  zu  wählen. 

Das  Gesetz  von  1839  gewährte  dem  Fürsten  vorsorglich  während 
einer  Frist  von  drei  Jahren  das  Recht,  unter  den  Adeligen  des  Landes, 
sechs  Kandidaten  zu  ernennen,  die  im  Bedürfnisfalle  selbst  die  drei 
Mitglieder  des  Divan  vertraten,  welche  von  der  Generalversammlung 
l^ewäblt  waren.  Das  Übergewicht  der  vollziehenden  Gewalt  war  damals 
in  allen  Fällen  gesichert,  selbst  in  Bezug  auf  die  Gerichte  des  Ober- 
landes. Ebenso  war  in  der  Walachei  der  Grundsatz  der  Trennung 
der  vollziehenden  von  der  richterlichen  Gewalt  durch  die  Verordnung 
nicht  voll  berücksichtigt,  da  dieselbe  dem  Fürsten  das  Recht  liefs, 
richterliche  Entscheidungen  zu  bestätigen  oder  sie  von  neuem  vor  den 
Hohen  Divan  zur  Prüfung  zurückzuverweisen,  und  selbst  in  Person  in 
dem  höchsten  Gerichtshofe  in  dem  Falle  den  Vorsitz  zu  führen,  wo 
ein  Mitglied  oder  mehrere  desselben  wegen  Amtsvergehens  angeklagt 
waren  (Art.  328  der  V.O.).  Durch  die  Übereinkunft  von  Paris  von 
18  5  8  Art  13  wurde  dem  Fürsten  jede  Befugnis  der  Einmischung  in 
die  richterliche  Gewalt  entzogen.  Man  nahm  ihm  das  Recht  der  Be- 
stätigung der  Urteile,  den  Vorsitz  zu  fUhren  oder  unmittelbar  am 
Urteil  teil  zu  nehmen,  bei  welchem  Gerichte  es  auch  sei. 

Eine  bedeutungsvolle  Bestimmung,  die  wir  in  der  organischen 
Verordnung  der  beiden  Schwesterprovinzen   finden,    ist  das  Recht  und 
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die  Pflicht,  die  der  fHlntlicho  und  der  Hohe  Dlvan  hatten ^  wenn  ein 
gi^etzlicb  nicht  yorgesehener  Fall  vorkam,  oder  vielmehr,  wenn  der 
Inhalt  des  Oeaetzes  dunkel  war,  so  dafs  man  ihn  nicht  ohne  weitaes 
auf  positive  Weise  anwenden  konnte,  —  die  Ansicht  ttber  den  G^ 
des  Gesetzes  oder  über  das  Bedürfnis  nach  einer  neuen  Gesetzes- 
vonchrift  atisznsprechen,  und  diese  Ansicht  dem  Fürsten  in  einem  ein- 
gefaettdeki  Berichte  zu  unterbreiten.  Hielt  es  der  Fürst  Ar  notwendig, 
so  konnte  6r  der  ordentlichen  GeneralversAmmlting  bei  seiner  VersanuB- 
lun^  einen  Gesetzentwurf  verschilfen,  d.  h.  er  konnte  eine  authentisehe 
Gesetzesauslegung  und  die  Aufstellung  einer  Gesetaesvorschrüt  für  den 
onvorheigesehenen  Fall  beantragen  (Art  830  der  org.  V.O.  der  Walacbä 
und  Art  865  der  oi*g.  V.O.  der  Moldau,  vergl.  anch  Art.  82  des  org. 
Gesetzes  über  den  Kassationshof  von  1861). 

Unter  der  Herrschaft  der  organischen  Verordnung  in  den  früheren 
Perioden  erfolgte  die  Rechtsprechung  in  der  VTalachoi,  wie  in  der 
Moldau  im  Namen  des  Fürsten  durch  Delegierte  oder  von  ihm  er- 
nannte Richter  unter  den  Adeligen  des  Landes  auf  drei  Jahre.  Sie 
konnten  in  ihren  Stellungen  erhalten  bleiben,  wenn  sie  Bewdse  von 
Fähigkeit  und  gutem  Benehmen  gaben.  Nach  Anwendung  der  Ver- 
ordnung wMhrend  neun  oder  zehn  Jahren  hatte  der  Fürst  mit  ZuatimmiiDg 
det  ordentlichen  Generalversammlung  die  Befugnis,  diese  Richter  för 
unabsetzbar  auf  Lebenszeit  zu  erklären  (org.  V.O.  der  Wdachei  Art 
215,  der  Moldau  Art.  281,  282,  288  und  285).  Allein  dieser  Grund- 
satz der  Unabsetzbarkeit  wurde  niemals  angewendet  Anlangend  die 
Handelsrichter,  so  wurden  die  einen  vom  Fürsten,  die  anderen  für  eine 
gewisse  Zeit  durch  die  Körperschaft  der  Kaufleuto  gewählt  In  der 
organischen  Verordnung  finden  wir  mehrere  Grundprincipien ,  die  auch 
in  dem  französischen  Gesetze  vom  16./24.  August  1790  vorkommen. 

So  stellt  die  organische  Verordnung,  abgesehen  vom  Gmndsati 
der  Trenntmg  der  richterlichen  und  vollziehenden  Gewalt,  den  weiteren 
Grundsatz  der  Öffentlichkeit  der  Verhandlungen  und  UrteilsverkündungeD 
im  Civil-,  Handels-  und  Strafprozefs  auf,  hebt  jegliche,  anch  mtttdhare 
Bezahlung  der  Richter  seitens  der  Gerichtseingesessenen  auf,  indem  sie 
vorschreibt,  dafs  alle  Richter  Gehalte  seitens  des  Staates  erhalten.  Sie 
hebt  weiter  jedes  Vorzugsrecht  in  der  Gerichtsbarkeit  und  im  GeriditB- 
stande  durch  Aufstellung  des  Grundsatzes  auf,  dafti  alle  Bürger  und 
alle  AuslMndenr  ohne  Unterschied  in  Bezug  auf  die  Angelegenhdten  der 
nämlichen  Art  von  den  nämlichen  gesetzlich  eingerichteten  Gerichten 
Recht  zu  nehmen  haben.  Endlich  bemerken  wir,  dafs  die  organische 
Verordnung  in  der  Walachei  das  öffentliche  Ministerium  (die  Staats- 
anwaltschaft) bei  den  Gerichten  und  Gerichtshöfen  eingerichtet  bat 
Das  öffentliche  Ministerium,  wie  es  in  Frankreich  und  jet^t  bei  uns 
besteht,  war  in  der  Walachei  beinahe  bis  zum  18.  Jahrhundert  un- 
bekannt ;  und  selbst  damals  war  dies  Amt  in  einer  sehr  unvoUkommeneo 
Weise  durch  einen  „Mann  der  Waffe''  mit  der  Bezeichnung  „Spattf" 
verwaltet  und  auch  nur  in  der  Hauptstadt  des  Landes.  Die  öffentliche 
Klage  wurde   vom  Fürsten   selbst   erhobeh  (Gesetzbuch  Tpsilanii^ 
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llber  die  Strafrecbtspflege  Art.  8;  von  den  Richtern  Art.  11,  von  den 
Beftig^issen  des  Spatar  Art  2).  Unter  der  Herrschaft  des  Gesetzbuches 
Caragea  von  1817  (Tl.  VI  Art.  3  und  12)  wurde  die  öffentliche 
Klage  von  der  verletzten  Partei  selbst  angestrengt.  —  In  der  Mol- 
dau bestand  diese  Einrichtung  nicht  vor  der  Vereinigung  der  Fürsten- 
tümer. \3fA  mit  der  alten  Gerichtsorganisation  der  Walachei  zu 
endigen,  mttsseti  wir  hier  nocli  einige  Gesetze  erwKhnen,  die  nach  der 
organischen  Verordnung  erlassen  wurden  und  nach  und  nach  namhafte 
Änderungen  in  der  Verfassung  des  Hohen  Divan,  wenn  er  über  eine 
Sache  zum  zweitenmal  entschied,  herbeigeftthrt  haben.  Diese  Gesetze 
sind: 

Das  Gesetz  von  1835,  das  formell  den  Rekurd  an  den  Fürsten 
gegen  die  Entscheidungen  des  Hohen  Divan  in  folgenden  drei  FKllen 
zugelassen  hat: 

1.  Wenn  sie  nicht  mit  einer  Entscheidung  der  Vorinstanzen 
übereinstimmten, 

2.  wegen  Gesetzesverletzung  und 

3.  w^en  Nichtbeobachtung  der  g^etzltch  vorgeschriebenen  Formen. 
Der  Fürst,    verbeistandet  von  einem   Staatsrat,    der  aus   drei 

Mitgliedern  bestand,  prüfte,  ob  das  Urteil,  gegen  das  Rekurs  eingelegt 
war,  unter  einen  der  im  Gesetze  vorgesehenen  und  oben  angegebenen 
Fall  fiel,  und  nur  in  dem  Falle,  wo  es  sich  also  verhielt,  verwies  er 
die  Sache  zum  Spruche  an  den  Hohen  Divan  unter  Beifügung  seiner 
Bemerkungen.  In  solchen  Fällen  übte  der  Fürst  eine  ähnliche  richter- 
liche Befugnis  aus,  wie  die  Antragekammer  (chanibre  des  requ6tes)  des 
Kassationahofes  in  Frankreich. 

Dieser  Divan  füllte  das  Urteil  nnter  dem  Vorsitz  des 
Fürsten  ein  zweites  Mal.  Er  war  zusammengesetzt  jedesmal  aus 
seinen  eigenen  Mitgliedern  und  denen  des  Civil -Berufungs- Divan,  die 
noch  nicht  über  die  Sache  entschieden  hatten. 

Der  Hohe  Revisions-Gerichtshof,  der,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  Stellung  der  vierten  richterlichen  Instanz  einnahm,  wurde 
doieh  ehi  Gesetz  von  1847  aufgehoben,  um  die  der  Berufting  und 
BestStigung  des  fllrsten  unterliegenden  Rechtsstreitigkeiten  rascher  zu 
beendigen.  Die  Befugnisse  dieses  Gerichtshofes  wurden  dem  Hohen 
Divati  übertragen,  der  aus  neun  Richtern  bestand.  Das  nftmliche  Gesetz 
von  1847  übertrug  sie  den  Civil-  und  Eriminal-Berufungs-Divanen  von 
Bukarest  uud  Crajova  mit  der  Bezeichnung  ,, Appellhof **  und 
stellte  den  Umfang  ihrer  Ztiständigkeiten  fest.  Gegen  die  Entschei- 
dungen der  Appellhöfe  war  Rekurs  an  den  Fürsten  nur  aus  den  drei 
oben  angegebenen  Gründen  statthaft  Der  Fürst  prüfte  diese  Gründe 
unter  Beistand  von  zwei  Assessoren,  die  mit  der  Verlesung  der  Urteile 
beauftragt  waren  und  an  deu  Fürsten  Bericht  zu  erstatten  hatten.  Nur 
wenn  er  die  Rekurse  ftlr  begründet  hielt,  verwies  er  die  Sache  zur 
Prüfung  vor  den  Hoheu  Gerichtshof,  dessen  Entscheidung  der  Fürst 
bestätigen  mufste.  So  war  der  Stand  der  Sache  in  der  Walachei  vor 
der  Errichtung  des  Hohen  Kassationshofes. 
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Mängel  der  fr U h e r e u  Gerichtsverfassung  RumKniens.  Eine 
bedauerliche  Verwirrung  bestand  zwischen  den  Befugnissen  der  Ver- 
waltung und  Justiz,  und  hinwiederum  zwischen  diesen  beiden  Oewalten 
und  der  gesetzgebenden  Gewalt  So  nahmen  die  Herren  vom  bobeo 
Adel  oder  Barone  früher  teil  an  der  Gesetzgebung  mit  den  Übrigen 
Adeligen  und  waren  gleichzeitig  Richter  im  Divan  der  ^Veliti  hoeri* 
oder  im  Berulungs-  und  FtLrstlichen  Divan.  Die  Vornehmsten  xaii: 
ihnen  waren  der  grofse  Logophete,  der  Vomik  des  Oberlandes,  der 
Vomik  des  Unterlandes,  der  Hatmon,  der  Spatar,  der  grofse  Postebik 
und  der  grofse  Pehamik.  Sie  waren  die  Minister  des  Fürsten.  Sie 
bildeten  in  der  Moldau  den  Rat  der  Fürsten,  genannt  Contemis.  Die 
übrigen  Adeligen  haben  neben  dem  Richteramte  noch  VerwaltongE- 
beiugnisse,  wie  der  Vomik  des  Armen-  und  Wohlthätigkeitswesens 
(Cutie)f  der  Logophete  der  Sitten  und  Gebräuche  (ohiceuri)  und  die 
Ispravnics  der  Bezirke.  Der  Fürst  hatte  in  seiner  Hand  alle  Befugnisfie 
und  Vorzugsrechte  der  SouveränitMt  vereinigt.  £r  war  der  obente 
Chef  der  vollziehenden  und  verwaltenden  Gewalt  und  in  dieser  Eigen- 
schaft verwaltete  er  das  Land  durch  seine  Beamten.  Er  war  oberster 
Richter  und  fMlte  die  Urteile  entweder  in  Person  oder  verbeistandet 
von  seinen  Raten  oder  durch  seine  Beamten.  Er  bestätigte  und  ver- 
kündigte die  von  der  allgemeinen  Versammlung  des  Klerus  und  der 
Adeligen  des  Landes  beschlossenen  Gesetze. 

Wiewohl  die  organische  Verordnung  den  Grundsatz  der  Trennung 
der  richterlichen  und  Verwaltungsgewalt  ausgesprochen  hatte,  so  kam 
er  doch  nicht  in  seiner  vollen  Wirkung  zur  Ausübung ;  vielmehr  wurde 
er  durch  die  dem  Fürsten  vorbehaltenen  richterlichen  Befugnisse  ab- 
geschwächt, Befugnisse,  die  ihm  ein  solch  grofses  Übergewicht  gabeoi 
dafs  thatsäclilich  sein  Wille  oft  an  Stelle  des  Gesetzes  und  der  Recht- 
sprechung je  nach  seinem  Vergnügen  und  seiner  Laune  trat  Der 
Ftlrst  erliefs  Ordonnanzen  oder  Verfügungen,  in  denen  er  den  Kicbtero 
Prozefsregeln  oder  die  Art  und  Weise  des  Urteils  in  einem  gesetzlich 
nicht  vorgesehenen  Falle  oder  die  rechtliche  Auslegung  bei  dunJüen 
oder  zweifelhaften  Gesetzcssteilen  vorschrieb.  Ebenso  war  der  Justiz- 
minister  beftigt,  den  Richtern  Weisungen  (dedegärl)  zukommen  zu 
lassen.  Das  Verwaltungs- Handbuch  der  Moldau,  die  Sammlungen  von 
Ch.  Pastiay  D.  Hasnas  und  C.  N.  BraUoin  enthalten  eine  sehr  grofse 
Zahl  von  fUrstlichen  Ordonnanzen  dieser  Art  und  Instruktionen  — 
deslegärl  —  seitens  des  Justizministers,  von  denen  die  einen  im  Wider- 
spruch zu  den  anderen  derart  standen ,  dafs  die  Richter  und  teilweL^e 
auch  die  Gerichtseingesessenen  nicht  mehr  wufsten,  welcher  Ordomwoz 
oder  welcher  Instruktion  sie  den  Vorzug  geben  sollten. 

Die  Richter  ihrerseits  hatten  die  Gewohnheit  angenommen,  selbst 
die  Prozefsinstruktion  zu  suspendieren  und  auf  solche  Weise  die  aidi 
beschwerenden  Parteien  zu  chikanieren  unter  dem  Vorwand ,  dafs  der 
Fall  ihres  Streites  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  sei.  Auf  diese  Weise 
zwangen  die  Richter  die  Parteien,  an  das  Staatsoberhaupt  oder  an  den 
Minister  sich  zu  wenden,  um  Ordonnanzen  und  Instruktionen  zu  erlaogeo- 
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Diese  hohen  Würdenträger  erliefsen  diese  Akte,  die  einen  obligato- 
rischen, gesetzgebenden  Charakter  hatten,  unter  dem  Drucke  persön- 
licher Einflüsse  und  sonstiger  persönlicher  Erwägungen.  Wie  man 
sieht,  herrschte  selbst  unter  der  organischen  Verordnung  die  gröfste 
und  bedauernswerteste  Verwirrung  zwischen  der  vollziehenden,  gesetz- 
gebenden und  richterlichen  Gewalt,  wenigstens  thatsächlich  und  der 
Liauf  der  Kechtsprechung  war  häufig  unterbrochen.  Wir  glauben,  dafs 
die  Befugnis  des  Fürsten  zum  Erlafs  von  Ordonnanzen  darüber,  wie 
die  Richter  urteilen  und  die  Gesetze  auslegen  sollen,  ein  offener  Über- 
griff der  vollziehenden  Gewalt  in  die  gesetzgebende  und  richterliche 
gewesen  ist.  Nachstehend  folgt  der  Wortlaut  des  Art  818  der 
org.  V.O. 

„Die  Gerichte  haben  sich  in  Civilrecbtsstreitigkeiten  bezüglich  des 
Grundes  der  Sachen  nach  den  Gesetzen  und  ihrem  Gewissen  zu  richten, 
bezüglich  der  Prozefsformen  nach  den  reglenientaren  Bestimmungen 
und  weder  von  den  höheren  Instanzen  noch  von  der  Logoph^tie  der 
Justiz  (dem  Justizminister)  Belehrungen,  Weisungen  oder  Verhaltungs- 
xnafsregeln  zu  empfiingen.  In  ZweifelsfUUen  haben  sich  die  Bezirks- 
gerichte und  die  Divane  der  Hauptstadt,  wenn  die  Umstände  weder 
in  den  Gesetzen  noch  in  den  Instruktionen  vorgesehen  sind,  an  die 
Logoph^tie  der  Justiz  zu  wenden,  und  zwar  die  Divane  unmittelbar 
und  die  Bezirksgerichte  vermittelst  der  diesbezüglichen  Berufungsdivane. 
Die  Logoph^tie  hat  nach  Verabfnssung  einer  Denkschrift  über  den 
zweifelhaften  Fall  denselben  dem  Fürsten  zu  unterbreiten,  der  ihn  der 
allgemeinen  Versammlung  vorlegen  wird,  um  sie  zur  Ergänzung  des 
Gesetzes  nach  den  eigenen  Bestimmungen  zu  veranlassen.^  In  dem- 
selben Sinne  spricht  sich  auch  Art.  380  der  org.  V.O.  der  Walachei  aus. 

Die  nachfolgenden  Gesetze  haben  diese  schweren  Unzuträglich- 
keiten beseitigt.  Die  konstitutionelle  Übereinkunft  von  1858,  ab- 
geschlossen zu  Paris '  durch  die  garantierenden  Grofsroächte ,  hat  dem 
Fürsten  in  Art  14  jede  Intervention  in  der  Verwaltung  der  Justiz 
genommen,  ebenso  das  Recht,  an  der  Urteilssprechung  teil  zu  nehmen, 
in  einem  Gerichte  den  Vorsitz  zu  führen,  die  gerichtlichen  Entschei- 
dungen zu  bestätigen,  oder  die  Gerichte  unmittelbar  zu  überwachen. 
Diese  Übereinkunft  wahrte  dem  Fürsten  nur  das  Recht  der  Gnade 
nnd  Amnestie  in  Strafsachen,  was  mehr  ein  Vorzugsrecht  der  Sou- 
veränität,  als  der  Vollzugsgewalt  bildet.  Das  organische  Gesetz  über 
den  Kassationshof  von  1861  (Art  80)  hat  dem  Justizminister  die 
Befugnis  entzogen,  Instruktionen  über  die  Art  der  Urteilsfällung  zu 
erlassen. 

Gegenwärtig  sind  die  Richter  durch  Art.  3  des  büx^erLG.B.  verpflichtet, 
selbst  dann  zu  urteilen,  wenn  das  Gesetz  keine,  oder  keine  klare  oder 
ungenügende  Bestimmung  enthält  und  zwar  bei  Vermeidung  der  Ver- 
folgung  wegen  Justizverweigerung   (Art.  4   des   franz.   büi*gerL  G.B.). 

Die  Richter  wurden  gewöhnlich  vom  Fürsten  ernannt  und  be- 
fördert, nicht  nach  ihrer  Fähigkeit  und  Ehrbarkeit,  sondern  auf  Grund 
von  persönlichen  Einflüssen,  Empfehlungen  und  Vermögen,  so  dafs  der 
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Adel,  die  Herkunft  nnd  Vermögen  als  die  besten  Titel  der  Empfehlung 
ftlr  Eriangimg  der  richterlichen  Würde  erechienen. 

Art  281  der  org.  V.O.  der  Moldau  bestimmte:  Die  Kidita 
werden  ans  der  Zahl  der  eingeborenen  Adeligen  ernannt ,  die  wegec 
ihrer  Liebe  sor  Jostiae,  ihres  Eigentnms  an  Liegenschaften  am  ge- 
eignetsten erseheinen,  dem  PabUknm  durch  die  moralischen  und 
materiellen  Eigenschaften  Yertraaen  einmflQfsen. 

Die  Zahl  der  richterlichen  Instansen  war  gewöhnlich  drei,  konnte 
aber  auf  vier  nnd  ftlnf  steigen,  wenn  wir  die  Zeit  in  Betracht  ziehen, 
in  der  gc^en  das  endgültige  Urteil  eines  Fttrsten,  das  im  ftotücben 
Dtvan  erging,  Bemfting  an  die  beiden  Nachfolger  des  Fttrsten  ein- 
gelegt werden  konnte.  Deshalb  wurden  die  Beruiiings  -  Divane  mit 
einer  greisen  Zahl  von  Sachen,  selbst  geringfügigen,  ttberhSnft,  nnd 
wuchs  dieselbe  immer  mehr.  Die  beschrXnkte  Zahl  der  Dirane,  ihre 
grofse  Entfernung  von  den  Wohnorten  der  Oerichtseingesessenent  da 
sie  sich  nur  in  den  drei  grofsen  Stildten  Bukarest,  Jassj  und  OoLJm 
befiinden,  bewirkten,  dafs  diese  Berufungen  zum  Nachteil  der  angl^ck- 
liehen  Parteien  immer  langsamer  zur  Entscheidung  gelangten,  und  die 
Kosten  immer  mehr  wuchsen. 

Vor  Einflihrung  der  organischen  Verordnung  in  der  Moldau 
bestand  hier  nur  das  eine  Stra%ericht  za  Jassj,  wohin  alle  Angeklagte 
des  Landes  kamen,  und  sogar  unter  der  Hemchaft  dieser  Verordnosg 
gab  es  nur  ein  einziges  Berufungsgericht  für  die  Straftachen,  dtf 
immer  zu  Jassy  sich  befand.  (Str.O.B.  der  Moldau  von  1825  Art  i 
5,  16,  19  u.  flg.,  Art  280  und  347  der  org.  V.O.). 

Was  gegenw&rtig  noch  wichtiger,  ist,  dafs  die  Richter  selbt 
ohne  jegliche  Förmlichkeit  zur  Abänderung  ihrer  Urteile  beftigt  wai^i 
wenn  sie  fanden ,  dafs  ein  Irrtum  oder  eine  Geeetzesyerletsung  Torltg 
Fflrst  Alexander  Ghika  ging  noch  weiter  und  legte  den  Richten 
die  Verpflichtung  hierzu  auf  (Ordonnanz  vom  12.  April  1889)* 

Weiche  Bedeutung  hat  bei  soldiem  System  eine  rechtskiiiftig  eot- 
sehiedene  Sache?  Selbstverstftndlich  liefsen  sich  die  Richter  dnzd 
Beeinflussungen,  Druck  und  Berednng  zur  Zurückziehung  ihrer  Ent- 
scheidungen bestimmen  und  zwar  auch  noch,  nachdem  sie  Gfientlici! 
verktlndet  waren. 

Es  wttrde  zu  weit  führen,  hier  alle  Mängel  aufzuzählen,  mit  denen 
die  frühere  Grerichtsorganisation  behaftet  war,  und  die  unertrlglicben 
Mifsbrituche  anzugeben,  die  vorkamen.  Allein  wir  kOnnen  uns  nicht 
enthalten,  hiervon  ein  Bild  zu  geben,  das  wir  der  Feder  von  Oatüt^ 
Negruppi  verdanken,  der  mit  wahrheitsgetreuen  Farben  den  Stand  der 
Justiz  und  Gericbtseingesessenen  früherer  Zeit  folgendermafsen  schildert: 

„Als  die  Regierung  des  Landes  in  den  Händen  der  griecbisch« 
Fttrsten,  Phanarioten,  war,  waren  die  Gesetze,  sagt  der  griediisd)« 
Philosoph  Änaxork,  wie  Spinngewebe,  worin  sich  die  kldnen  Mttckec 
fangen,  während  die  grofsen  entwischen. 

Damals  entschied  der  groOse  Logoph^te  nach  seiner  Laune ,  ao^ 
wenn  dagegen  Berufung  an  den  Divan  eingelegt  wurde,  dann  entschied 
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derselbe  anter  dem  Vorsitz  des  Fürsten,  der  weder  die  Spiuche  noch 
die  Grewohnhttten  des  Landes  kannte,  wie  der  Logophete.  Der  Be- 
achwerdefUhrer  gewann  nichts  weiter,  als  eine  Vermehrang  der  Kosten 
und  Zeitverlast.  Mit  Tbrttnen  in  den  Aagan,  seine  Titel  am  Herzen, 
blieb  ihm  nichts  anderes  tlbrig  als  die  Hoffiinng,  dafs  bei  Thron- 
besteigang  des  ktlnftigcn  Fürsten  seine  Sache  gewonnen  werden  würde. 
Denn  es  ist  zn  bemerken,  dafs  die  Prozesse  der  Webearbeit  der  Pene- 
lope  glichen,  sie  nahmen  niemals  ein  Ende,  im  Gkigeateil  si^  ver- 
wickelten and  erneuerten  sich  von  Fürst  za  Fürst,  und  die  Fürsten 
wechselten  oft  infolge  von  Absetzungen  oder  Hfingens!'' 

Wiewohl  dies  Bild  sich  ausdrücklich  auf  die  Zeit  der  Herrschaft 
der  Phanariotea  bezog,  so  ist  es  nach  unserer  Ansicht  zum  guten 
Teil  auch  auf  die  unmittelbar  nachfolgende  Zeit  anwendbar. 

Jedoch  unterscheidet  sich  von  den  phanariotischen  Fürsten  in  der 
Walachei  vorteiUiaft  Alexander  Ypsilanti,  der  ein  gebildeter  und 
gerechter  Mann  war.  Ihm  verdankt  man  die  Aufhebung  mehrerer 
Mlfsbrftuche  in  der  Rechtspflege  und  die  Schafiung  mehrerer  Gesetz- 
bücher. Auch  die  Fürsten  Karl  Colimaki  in  der  Moldau  und 
Johann  Caragea  in  der  Walachei  haben  dem  Lande  Gesetzbücher 
gegeben,  welche  ihren  Namen  tragen  (das  Gesetzbuch  Colimaki  wunle 
1816  in  griechischer  Sprache  verkündet  und  1833  in  die  rumttnische 
übenetzt.  Das  G^esetzbuch  Caragea  wurde  1817  eben&lls  in  griechi- 
scher Sprache  verkündet  und  1818  zu  Wien  gedruckt). 

Die  wesentlichste  Heform  der  Gerichtsverfassung  verdankt  man 
der  organischen  Verordnung,  welche  zwar  nicht  im  stände  war,  die 
Justizverwaltung  auf  die  erwünschte  Höhe  zu  bringen,  jedoch  einen 
Fortschritt  bewirkt  und  als  Obergang  vom  alten  zum  neuen  System 
gedient  hat 

Unter  dem  Fürsten  Barbe  Stirbey  in  der  Walachei  ging  die 
Entwickelung  der  GerichtsverfiMsung  noch  weiter  voran.  Ihm  verdankt 
man  das  Strafgesetzbuch  und  die  Strafprozefsordnung  von 
1852,  Gesetzbücher,  die  seinen  Namen  tragen  und  gröfstenteils  eine 
Nachbildung  der  französischen  Gesetzgebung  sind. 

Der  Fürst  Alexander  Johann  I.  (Conza)  begann  das  grofse 
Werk  der  Reform  und  Gleichförmigkeit  der  Civil-,  Straf-,  Verwaltungs- 
und Gemeinde-Gesetzgebung  von  Rumänien  nach  modernen  Grund- 
sätzen und  Bedürfnissen. 

In  den  Jahren  1864  und  1865  wurden  mehrere  Gesetzgebungen 
verkündet,  aber  infolge  der  Schnelligkeit,  mit  der  sie  ver&fst  wurden, 
bedurften  sie  einer  gründlichen  Durchsicht  Das  Gesetz  über  die  Zu- 
lassung und  die  Beorderung  im  Richtoramte  von  1864  und  das  über 
die  Gerichtsverfassung  von  1865,  vervollständigt  durch  das  Gesetz  über 
die  Organisation  der  Gemeinde-  und  Kreisgericbte  von  1879  zeigen 
grofse  Mängel  und  bedurften  auch  sobald  als  möglich  der  Abänderung 
and  Vervollständigung. 

Gesetz  vom  1.13.  September  1890  über  die  Gerichts- 
verfassung, 
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Staatsunivenität.  Die  Kammer-  und  SeoataprttBidenten  und  General- 
prokuratoren  werden  aus  den  Kttten  und  Staatsanwälten  der  Appellhöfe 
gewählt,  wenn  sie  zwei  Jahre  fungiert  liaben,  oder  aus  der  Zahl  der 
Ersten  Präsidenten  der  Gerichte  erster  Instanz  nach  drei  DienaQahren. 
Das  hierzu  erforderliche  Alter  ist  35  Jahre.  (Das  Gesetz  ▼om  7.  Jani 
1892  hat  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  1./13.  November  1890 
folgendermaßen  abgeändert:  „Die  Vorschrift  bezüglich  der  Appellbof- 
präsidenten  liefs  zu  wünschen  übrig,  als  es  sich  um  die  General- 
prokuratoren  handelte.  In  der  That  hatte  Art  90  des  GeaetKea  v<m 
1890  die  Präsidenten  und  Räte  d^  AppelLhöfe  fllr  nnab-  und  nnver- 
setzbar  erklärt,  ebenso  wie  die  PiHsidenten  der  Gerichte  erster  lostana. 
Die  Generalprokuratoren  dagegen,  obwohl  sie  in  der  Magistratur  mcn 
höheren  Rang  hatten  als  die  Appellrfite  und  der  Präsident  des  Gerichts 
erster  Instanz,  sind  ab-  und  versetzbar.  Infolge  davon  geschah  ea  oft, 
dafs  die  Richter  eine  unveränderbare  Stellung  einer  Beförderung  vor- 
zogen, die  ihnen  eine  weniger  sichere  Stellung  einräumte.  Die  SteUea 
der  Generalprokuratoren  blieben  unbesetzt,  oft  während  längerer  Zeit 
Um  diesen  Stand  der  Sache  zu  heben,  bestimmt  das  neue  Gesetz, 
dafs  die  Generalprokuratoreu  aus  der  Zahl  der  graduierten  Rechte 
an  walte  oder  Professoren  der  Rechte,  welche  diese  Stellungen  12  Jahre 
lang  versehen  haben,  genommen  werden  können.  Als  Alter  sind 
35  Jahre  erforderlich.  Im  Falle  der  Erledigung  kann  der  Jnstii- 
minister  zeitweise  und  mit  Zustimmung  der  bezeichneten  Richterpe-rson 
einen  Appellrat  beauftragen,  höchstens  während  sechs  Monate  das  Amt 
des  Generalprokurators  zu  verwalten.") 

Rassationshof  (Art  68 — 65):  Alter  35  Jahre,  Stellung  als 
Licentiat  öder  Doktor  der  Rechte,  Vorbereitungszeit  von  14  Jabrrn 
im  Richteramt,  in  der  Rechtsanwaltschaft  oder  in  der  Professor. 

Der  Erste  Präsident,  die  Präsidenten  und  der  Generalproknrator 
werden  aus  der  Zahl  der  Rrsten  Präsidenten  der  Appellhöf«  oder  der 
Professoren  oder  Rechtsanwälte  genommen,  die  eine  Vorbereitungweit 
zu  14  Jahren  hinter  sich  haben. 

Gemeinschaftliche  Bestimmungen  (Art  66 — 70).  I>^ 
früheren  Richter,  welche  einen  akademischen  Grad  erlangt  h»beo, 
können  neuerdings  in  den  Stellungen,  die  sie  inne  hatten,  ohne  jed« 
Vorbereitungszeit  ernannt  werden.  Die  Jahre,  während  der  die  lAceo- 
tiaten  oder  Doktoren  des  Rechts  als  Obersekretäre  der  Senate  und 
Kammern  oder  als  Generabekretäre  des  Justizministers  gedient  haben, 
sind  gleichgestellt  dem  Dienste  als  Rechtsanwalt 

Die  Titel  „Licentiaten  oder  Doktoren  des  Rechts**  sollen  von  dea 
Fakultäten  des  Rechts  an  der  rumänischen  Universität  erteilt,  oder, 
wenn  es  Ausländer  sind,  nach  Art.  273  des  Gesetzes  ttber  den  üffent- 
liehen  Unterricht  anerkannt  werden.  (Dieser  Artikel  unterwirft  dk 
Licentiaten  und  Doktoren  ausländischer  Fakultäten  einer  vorgängigen 
Prüfung.)  Das  Gesetz  vom  26.  Mai/ 7.  Juni  1892  änderte  einige  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  1./13.  November  1890  in  Art  69  ab: 
(Der  ftühere  Artikel   erforderte    ftlr  das  Ricfateramt   bereits  ^twniite 
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Kechtsanwälte ,  die  vorher  als  Richter  gedient  and  eine  längere  Vor- 
bereitungszeit hinter  sich  gehabt  haben,  als  der  Rechtsanwalt,  der 
niemals  Richter  gewesen  ist.  Für  diesen  letzteren  werden  die  Jahre, 
während  deren  er  Rechtsanwalt  gewesen  ist,  als  so  viel  Jahre  der  Vor- 
bereitung gerechnet,  dagegen  rechneten  sie  flir  den  Rechtsanwalt,  der 
früher  Richter  gewesen  ist,  nur  zur  Hälfte.  Der  neue  Artikel  erfordert 
in  allen  Fällen  eine  längere  Vorbereitnngszeit.) 

Titel  IL  Unvereinbarlichkeiten  und  Befreiungen 
(Art.  71 — 79).  Die  Häufung  richterlicher  Ämter  ist  verboten.  Die- 
selben sind  unvereinbar  mit  einem  Verwaltungsamte,  mit  öffentlichen 
Ämtern,  ausgenommen  die  Vormundschaft,  mit  dem  Mandat  eines  Ab- 
geordneten oder  Senators  oder  dem  eines  Mitgliedes  der  Provinzial- 
oder  Gemeindeversammlung,  mit  dem  Berufe  eines  Rechtsanwalts,  mit 
militärischen  oder  kirchlichen  Ämtern,  mit  der  Stellung  eines  Mitgliedes 
des  Verwaltungsrats  der  Anstalt  flir  Grund-  und  Bodenkredit,  mit  der 
von  städtischen ,  ländlichen  oder  sonstigen  Kreditanstalten ,  endlich  mit 
der  eines  bezahlten  Privatbediensteten.  Vereinbar  ist  das  Richteramt 
mit  der  Stellung  eines  Professors  an  der  Rechtsfakultät,  die  sich  in  der 
8tadt  befindet,  wo  das  Richteramt  verwaltet  wird.  Kein  Mitglied  des 
JRichterstandes  kann  in  seinem  Namen  oder  in  dem  seiner  Ehefrau  oder 
durch  eine  vorgeschobene  Person  ein  der  Gewerbesteuer  unterworfenes 
Handelsgeschäft  betreiben,  noch  Geschäftsmann  sein,  noch  teilnehmen 
an  der  Direktion  oder  Verwaltung  einer  Handelsgesellschaft  oder  einer 
indostriellen  Unternehmung.  Der  Richter  darf  weder  mündlich  noch 
schriftlich  als  Verteidiger  auftreten,  darf  keinen  Rat  erteilen,  selbst 
nicht  in  dem  Falle,  dafs  die  in  Rede  stehende  Sache  nicht  vor  dem 
Gerichte,  wo  er  bestellt  ist,  anhängig  ist.  Er  kann  weder  Schieds- 
richter noch  Sachverständiger  sein.  Nur  seine  eigene  Person,  sowie 
die  seiner  Ehefrau  und  der  unter  seiner  Vormundschaft  oder  Kuratel 
stehenden  Person  darf  er  vor  Gericht  vertreten.  Indessen  darf  in 
diesen  Fällen  die  Sache  vor  dem  Gerichte  oder  der  Kammer  oder  dem 
Senate,  dem  er  angehört,  nicht  ohne  Zustimmung  des  Gegners  ver- 
bandelt werden. 

Zwei  in  gerader  oder  in  der  Seiteulinie  Verwandte  und  Ver- 
schwägerte bis  zum  Grade  von  Onkel  und  Neffe  können  nicht  Mit- 
glieder desselben  Gerichtes  oder  derselben  G^richtsschreiberei  sein. 
Diese  Unvereinbarkeit  gilt  auch  für  den  Rechtsanwalt,  der  ausnahms- 
weise  einen  Richter  vertritt,  besteht  aber  nicht  zwischen  den  Mitgliedern 
der  Staatsanwaltschaft  und  denen  des  Gerichts.  Bildet  sich  nach  der 
ICmennung  eines  Richters  eine  Schwägerschaft,  so  mufs  derjenige,  der 
die  Ursache  der  Unvereinbarkeit  ist,  bis  zur  Erledigung  der  nächsten 
Stelle  zur  Disposition  gestellt  werden. 

Die  Richter  haben  dem  Justizminister  Über  jede  Verwandtschaft 
oder  Schwägerschaft  im  verbotenen  Grade  zu  berichten.  Die  Richter 
sollen  sich  des  Urteils  enthalten,  wenn  sie  mit  dem  Rechtsanwalt  oder 
dem  Vertreter   der   einen   der  Parteien    in  gerader  Linie   oder   in   der 
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Seitenlinie     im     enten     oder     zweiten     Grade    verwandt     oder    w- 
schwXgert  sind. 

Dritter  Teil:     Von  der  Stellung  des  Richteramtes. 

Titel  I.  Pflichten  der  Richter  (Art  88—89).  Sie  haben 
über  ihre  Beratongen  und  BeschlarBfittsangen  StillBchweigen  za  be- 
obachten. Sie  dürfen  nur  innerhalb  der  Orenxen  ihrer  ZuatXndigkat 
entscheiden.  Sie  müssen  an  dem  Orte  wohnen ,  wo  sie  ihr  Amt  Ter- 
sehen. 

Titel  II.  Von  der  Unversetzbarkeit  (Art  90—99).  Di« 
Prilsidenten  und  Rftte  der  AppellhOfe  sind  onversetsbar.  Ebenso  die 
Prilsidenten  der  Gerichte  erster  Instanz  unter  der  Bedingung,  dals  sie 
Licentiaten  oder  Doktoren  des  Rechtes  sind. 

Die  unversetzbaren  Richter  kOnnen  ihre  Stellung  nur  durch  £nt- 
lassung  zur  Strafe  oder  in  Anwendung  der  Altersgrenze  von  70  Jabien 
verlieren.  Nur  im  Disciplinarwege  kOnnen  sie  zur  Veritlgiing  gestellt 
werden.  Versetzt  kOnnen  sie  nur  mit  ihrer  schriftlich  abzogebendoi 
Zustimmung  werden.  Jedoch  können  die  Prilsidenten  der  Gerichte 
erster  Instanz  versetzt  werden,  wenn  sie  im  Bezirke,  wo  sie  ihr  Amt 
versehen,  Verwandte,  Vermögen  oder  Interessen  haben.  In  diesea 
Fällen  erfolgt  die  Versetzung  durch  ministerielle  Entscheidaiig  auf  das 
Gutachten  einer  Kommission,  die  gebildet  ist  aus  dem  ersten  Prisi- 
deuten  des  Gerichts  erster  Instanz,  dem  Generalprokuiator  und  dm 
Staatsanwälte,  der  in  der  Abteilung  (Senat,  Kammer)  des  Enten 
Präsidenten  sein  Amt  ausübt 

Der  Prilsident,  der  seine  Entlassung  nimmt,  kann  immer  wieder 
ins  Ricbteramt  zurücktreten;  der  zur  Verfügung  gestellte  ma£s  zwei 
Jahre  warten,  der  zur  Strafe  abgesetzte  ist  künftighin  von  jedem 
richterlichen  Amte  ausgeschlossen. 

Die  unvenetzbaren  Richter  sind  jedoch  von  Rechtswegen  abgeMtzt: 
1.  im  Falle  der  Verurteilung  wegen  Verbrechens,  2.  im  Falle  der 
Verurteilung  wegen  eines  der  im  Art.  52  vorgesehenen  Vergehen  («ehe 
oben  im  zweiten  Teil). 

Wird  ein  unab-  und  unversetzbarer  Richter  dauernd  dienstunfihig. 
so  kann  tT  auf  das  Gutachten  des  Appellhofes  und  Gerichts  ents 
Instanz  durch  königliche  Verfügung  vom  Dienste  dispensiert  werden. 
Wird  ein  solcher  Richter  geisteskrank,  so  kann  er  durch  des 
Justizminister  vom  Amte  suspendiert  werden  (Gesetz  vom  26.  H«i 
7.  Juni  1892,  das  gewisse  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  1./13.  Sep- 
tember 1890  abgeändert  hat). 

Art  92  bestimmt:  „Der  Untersuchungsrichter,  der  einen  Haft- 
oder Arrestbefehl  erUssen  hat,  mufs  hierüber  an  das  Gericht  erster 
Instanz  Bericht  erstatten  ,  das  in  der  Ratskammer  und  nach  Anhöran; 
des  Beschuldigten,  des  richterlichen  Berichts  und  desjenigen  des  Staats- 
anwalts darüber  zu  entscheiden  hat,  ob  der  Haftbefehl  aufrecht  za  er- 
halten ist  oder  nicht.  Einen  Monat  spftter  hat  das  Gericht  von  neuem 
und  in  derselben  Form  weiter  darüber  zu  beschliefsen ,    ob  die  Unter- 
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flnchnngdhaft  zu  verlängern  ist,  und  in  gleicher  Weise  von  Monat  zu 
Monat  bis  zur  endgültigen  Anordnung.  Dadurch  werden  die  Be- 
stimmungen der  Strafprozefsordnung  tlber  die  vorsorgliche  Infreiheit- 
Setzung  gegen  Sicherheitsleistung  nicht  berührt.  **  Nach  Aufhebung  des 
Art.  248  §  8  der  Str.Pr.O.  können  die  Richter,  die  den  Haft-  oder 
Arrestbefehl  erlassen  haben,  nicht  an  der  Verhandlung  und  Entscheidung 
über  die  Sache  selbst  teilnehmen.  Es  war  schwierig  zu  verlangen,  dafs 
diese  Richter  sich  der  Urteilsftülung  enthielten,  insbesondere  in  den 
Bezirken,  wo  das  Gericht  nur  aus  einer  Kammer  bestand. 

Art.  96  wurde  durch  die  Kammer  der  Abgeordneten  abgeändert. 
Per  Gesetzentwurf  enthält  keine  Abänderung.  („Die  Altersgrenze  war 
nach  dem  früheren  Artikel  ^70  Jähret  Das  gegenwärtige  Gesetz 
beschränkt  das  Alter  auf  68  Jahre  fUr  den  Kassationshof,  auf  65  Jahre 
ftlr  die  Appellhöfe  und  Gerichte  erster  Instanz.  Von  Amtswe^en 
werden  nach  80  Dienstjahren  die  Richter  pensioniert,  die  ihr  Alter 
nicht  feststellen  können.") 

Titel  III.  Von  der  Disciplin  (Art.  100—109).  Disciplinar- 
strafen  unterliegt  der  Richter,  der  wegen  anderer  Vergehen  verurteilt 
wird,  als  die  in  Art  52  vorgesehenen,  derjenige,  welcher  der  Be- 
strafung lediglich  wegen  Verjährung  der  strafbaren  Handlung  entging, 
derjenige,  der  sich  ohne  Urlaub  entfernt,  der  nachlässige  oder  unfähige 
Richter,  sowie  derjenige,  der  auf  irgend  eine  Art  die  Würde  des 
Standes  blofsstellt  oder  Karten  spielt.  Die  Disciplinarstrafen  sind 
folgende:  Warnung,  Verweis,  zeitweise  Suspension,  Zur -Verfügung- 
stellung auf  unbestimmte  Zeit  und  die  Absetzung. 

Vom  Aufsichtsrecht  und  der  Disciplinargewalt  (Art 
110 — 114).  unter  Aufsichtsrecht  versteht  man  die  Befugnis,  vor  die 
IDisciplinargerichte  eines  der  Mitglieder  des  Richterstandes  zu  verweisen, 
das  Disciplinarrecht  gewährt  die  Befugnis,  Strafe  auszusprechen.  Der 
Jnstizminister  hat  das  Aufsichtsrecht  über  alle  Richter,  er  hat  auch  das 
I>isciplinarrecht  über  alle  unversetzbaren  Richter  und  über  alle  Mit- 
glieder der  Staatsanwaltschaft;  über  die  unversetzbaren  Richter  kann 
der  Justizminister  nur  Verwarnung  und  Verweis  verhängen. 

Der  Erste  President  des  Kassationshofes  hat  das  Aufsichtsrecht 
über  die  Präsidenten  und  Mitglieder  dieses  hohen  Gerichtshofes.  Er 
hat  das  nämliche  Recht,  in  das  er  sich  übrigens  mit  dem  General- 
prokurator des  Kassationshofes  teilt,  über  die  Präsidenten  und  übrigen 
Mitglieder  der  Appellhöfe.  Das  Disciplinarrecht  steht  in  diesen  beiden 
JPttllen  dem  Kassationshofe  zu. 

Der  Erste  Präsident  und  der  Generalprokurator  des  Appellhofes 
baben  das  Aufsichtsrecht  über  die  unversetzbaren  Richter  der  Gerichte 
erster  Instanz,  die  zu  dem  betreffenden  Appellhofe  gehören.  Dieser 
selbst  übt  das  Disciplinarrecht  aus. 

Von  dem  Disciplinarverfahren  (Art  115 — 127).  Ver- 
warnung, Verweis,  Suspension  vom  Amte  werden  durch  einfache 
ministerielle  Entscheidung  verhängt  Zur  •  Dispositionsstellung  und  Ab- 
setzung   durch    königliche    Verfügung    auf  Grund    eines    begründeten 
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Berichtes.  Die  vom  Kassationshofe  zu  erkennenden  Disciplinantnfea 
werden  in  Plenarversammlang  aller  Kammern  bezw.  aller  Senate  u 
den  Appellhöfen  verkündet  Die  Verhandlungen  finden  bei  geschlosBenen 
Thttren  statt ,  und  Verhaftung  darf  nur  bei  dem  Erkenntnis  auf  Ab- 
setzung eintreten.  Das  Urteil  mufs  von  allen  Mitgliedern  des  Appell- 
hofes unterzeichnet  werden,  auch  von  den  bei  der  Abstimmung  in  der 
Minderheit  Gebliebenen. 

Titel  IV.  Von  der  Erledigung  der  Geschäfte  an  den 
Appellhöfen  und  Gerichten  erster  Instanz  (Art  128— 1421 
Die  Urteile  sowie  sonstigen  Entscheidungen  müssen  binnen  acht  Tigen 
verkündet  und  in  vierzehn  Tagen,  vom  Schlufs  der  Verhandlung  ab 
gerechnet,  verabfafst  werden.  Wenn  infolge  Todesfalles  oder  der  Er- 
setzung eines  Richters  der  Spruch  längstens  innerhalb  vierzehn  Taga 
nicht  verkündet  werden  konnte,  so  mufs  über  die  Sache  eine  nene 
Verhandlung  und  Urteilsfllllung  erfolgen,  letzteres  aber  wird  als  din- 
gende Sache  behandelt 

Im  Falle  der  Nichtübereinstimmung  der  Richter  wird  der  Spruch 
innerhalb  zehn  Tagen  erlassen,  sofeme  nicht  die  Parteien  eine  Ungere 
Frist  gestatten.  (Das  Gesetz  vom  26.  Mai/ 7.  Juni  1892  hat  emige 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  1./13.  November  1890  abgelnderl 
^Art  129:  Die  Richter  sind  gehalten,  die  Robe  zu  tragen,  Dekret 
vom  21.  Juni  1869.  Art.  142:  Der  Minister  ahndet  die  Verletmoges 
dieses  Artikels  und  der  Bestimmungen  der  Verwaltungs  - Verordnmig 
mittelst  Disciplinarstrafen.'') 

Von  der  Dienstes- Revision  (Art  143 — 147).  AUjfthrlkb 
während  14  Tagen  des  Monats  Dezember  haben  die  Gerichte  uod 
Appellhöfe  einen  Geschäftsbericht  an  den  Jnstizminister  einzuBeadeo. 
Damit  haben  sie  auch  tlber  die  Mängel,  die  sich  im  Laufe  des  Jahr« 
auf  den  Gebieten  des  Prozefsverfiihrens  und  der  Gesetzgebung  eigeben 
haben,  zu  berichten.  Die  Generalprokuratoren  haben  die  gleiche  \fs- 
pflichtung  bezflglich  der  Strafsachen. 

Plenarversammlungen  der  Appellhöfe  und  Gerichte 
(Art  148,  149).  Die  Plenarversammlungen  treten  zusammen,  um  über 
innere  Fragen  zu  beschliefsen ,  ihre  Gutachten  über  Gesetzesentwftrfe 
und  die  Fragen  abzugeben ,  die  dem  Justizminister  voigelegt  werd<B. 
femer  um  Disciplinarmafsregeln  anzuordnen  und  endlich  die  geseUlicb 
vorgeschriebenen  Losziehungen  vorzunehmen. 

Titel  V.  Vom  Range,  dem  Vorsitze  und  dem  Dienst- 
alter  (Art   150—158). 

Titel  VI.  Vom  Urlaub  (Art,  154—163).  Kein  Gerichtamit- 
glicd  kann  jährlich  fllr  mehr  als  einen  Monat  Urlaub  erhaltea.  lo 
aufserordontlichen  Fällen  jedoch  kann  Urlaub  ftir  zwei  Monate  bewillig 
werden.  Der  Urlaub  kann,  abgesehen  von  dem  wegen  Krankheit  be- 
willigten, widerrufen  werden ,  wenn  dadurch  die  Zahl  der  Richter  od 
zureichend  geworden  ist. 

Vorübergehende  Bestimmungen  (Art  164— 168)«  ^^ 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  welche  die  Stellung  der  Richter  betretfa. 
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sind  allein  für  die  Dobrudsche  anwendbar.  (Das  Gesetz  vom 
26.  Mai  /  7.  Juni  1892  bat  einige  Vorschriften  des  Gesetzes  vom* 
1./13.  September  1890  abgeiindert.  Neu  ist  der  Art.  169.  Ver- 
waltangsverordnungen  regein  das  Verhältnis  der  Gerichte  zu  den  Ver- 
waltungsbehörden.) 


Die  neue  gesetzliche  Formulierung  der  englischen 
Rechtssätze  Über  den  Warenkauf. 

Von   Dr.    €•  H.  P.  Inllillsem  in  London« 

IL») 

Der  zweite  Hauptabschnitt  der  Säle  of  Goods  Act  1893  handelt 
von  der  Wirkung  des  Vertrages  und  zerfallt  in  zwei  Unterabteilungen, 
\7elche  die  Eigentumsübertragung  im  Verhältnis  zwischen  dem  Ver- 
kKufer  und  dem  Kttnfer  bezw.  die  Übertragung  des  Rechtstitels  be- 
ordnen. Die  erste  Unterabteilung  wird  mit  folgender  Bestimmung  ein- 
geleitet: 

§  16.  Im  Falle  eines  Kaufvertrages  tlber  nicht  individuell  bestimmte 
Waren  geht  das  Eigentum  an  den  Waren  auf  den  lülufer  nicht  eher 
über,  bis  die  Waren  individuell  bestimmt  worden  sind. 

Dieser  Satz  findet  sich  bereits  in  der  zweiten  Httlfte  des  15.  Jahr- 
htmderts.  Sind  die  Waren,  welche  verkauft  sein  sollen,  nicht  indivi- 
duell bestimmt,  so  liegt  ein  blofses  y^agreement  to  sell*^  vor,  d.  h.  ein 
K.Aufvertrag  mit  hinausgeschobenem  Eigentumsübergange,  im  Gegensatze 
zu  dem  y,8äle^y  welcher  uno  4du  mit  dem  Vertragsabschlüsse  das 
fjigentnm  tlbertrtigt  Die  individuelle  Bestimmung  der  Waren  ist  die 
Bedingung  des  Eigentumstiberganges.  Vor  der  Scde  of  Goods  Act  1893 
verstand  man  unter  individueller  Bestimmung  (ascertainment)  die  Fixierung 
der  Identität  und  der  Individualität  der  Waren  oder  ihre  endgültige 
Appropriierung,  mochte  der  Eigentumsttbergang  auch  noch  von  der  Er- 
füllung weiterer  Bedingungen  abhängig  sein.  Im  Hinblick  auf  §  18 
Regel  5  Ziff.  1  hat  man  neuerdings  die  Frage  aufgeworfen,  ob  sich 
dies  nicht  dahin  geändert  bat,  dafs  man  von  einem  ascertainment  erst 
dann  sprechen  kann,  nachdem  alle  den  Eigentumsttbergang  hinaus- 
schiebenden Bedingungen  erfUUt  worden  sind.  Die  bessere  Ansicht 
dürfte  sein,  dafs  ascedainment  seine  frtthere  Bedeutung  beibehalten  hat. 

§  17.  1.  Im  Falle  eines  Kaufvertrages  über  von  vornherein 
oder  doch  nachträglich  individuell  bestimmte  Waren  geht  das  Eigentum 
aaf  den  Käufer  in  dem  Momente  Über,  in  welchem  die  Kontrahenten 
diesen  Übergang  beabsichtigen. 


1)  8.  Zeitschrift  Bd.  VI  S.  289. 
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2.  Für  die  Zwecke  der  FcBtotellang  der  Intention  der  Fbiteien 
sind  die  VertragsfestBetaungen ,  das  Benehmen  der  Parteien  nnd  die 
UmstKnde  des  Falles  zu  berücksichtigen. 

Hier  zeigt  sich  eine  principielle  Verschiedenheit  des  englischen 
und  des  römischen  Rechts.  Letzteres  stellt  den  Satz  anf,  dafs  der 
Eigentnmsttbeigang  nicht  blofs  einen  EigentnmsttbertragnngSTertrag  vor- 
aussetzt, sondern  dafs  noch  eine  gewisse  Form  —  die  Tradition  — 
hinzutreten  mufs.  (Windsdieid,  Pandekten  1882,  I  S.  538.)  Du 
englische  Recht  verlangt  dagegen  beim  Kaufverträge  über  indiTlduc-Il 
bestimmte  Waren  nur  einen  Eigentumsttbertragongsvertrag.  Die  Folge 
ist,  dafs  nach  englischem  Recht  der  Eigentnmsttbergmng  der  Tradition 
zeitlich  voraufgehen  kann. 

Mit  den  Worten  „von  vornherein  oder  doch  nachtrttglich  indivi- 
duell bestimmte  Waren**  sind  die  englischen  Worte  ^specific  or  asccr- 
tained  goods*^  wiedergegeben.  Der  Begriff  y^spedfic  goods^  wird  im 
Gesetze  selbst  —  §  62  Ziff.  1  —  dahin  definiert,  dafs  darunter  Waren 
zu  verstehen  sind,  welche  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Kaufvertrages 
identifiziert  und  vereinbart  sind.  Man  hat  gemeint,  ^specrfie  or  ascer- 
iained^  sei  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  „spect/ic**.  Wftre  diese  Aof- 
fiissung  richtig,  so  würde  der  §  17  nur  (tii  Waren  gelten,  welche  zur 
Zeit  des  Abschlusses  des  Kaufvertrages  identifiziert  und  vereinfaui 
wurden.  Richtiger  Ansicht  nach  wird  indessen  y^ascertained*^  als 
„nachtrüglich  identifiziert**  aufzufassen  sein,  und  würde  damit  zum 
Ausdruck  gelangen,  dafs  selbst,  nachdem  eine  nachtrilgliche  Identi- 
fizierung der  Waren  stattgefunden  hat,  der  Eigeutumsttbergang  Intoi- 
tionsfrage  bleibt 

§  18.  Sofern  nicht  eine  abweichende  Intention  whellt,  enUiahen 
die  nachstehenden  Bestimmungen  Regeln,  um  die  Intention  der  PfeuteieB 
bezüglich  des  Momentes  festzustellen,  in  weichem  das  Eigentn»  an  den 
Waren  auf  den  Käufer  übergehen  soll. 

Regel  1.  Im  Falle  eines  unbedingten  Kaufvertrages  ttber  von 
vornherein  individuell  bestimmte  Waren  in  einem  lieferbaren  Znataade 
geht  das  Eigentum  an  den  Waren  mit  dem  Abschlüsse  des  Vertngfs 
auf  den  Kttufer  über.  Es  ist  irrelevant,  ob  die  Zahlungszeit  oder  die 
Lieferungszeit  oder  beides  hinausgesciioben  ist. 

Mit  den  Worten  „unbedingter  Kaufvertrag**  scheint  ein  Kan^ertrag 
gemeint  zu  sein,  welcher  den  Eigentumsübergang  nicht  an  BedingungeD 
knüpft.  In  einem  lieferbaren  Zustande  befinden  sieh,  zufolge  Ton  §  62 
Ziff.  4,  die  Waren  dann,  „wenn  sie  sich  in  einem  derartigen  Zustande 
befinden,  dafs  der  Käufer  nach  dem  Vertrage  verpflichtet  sein  witrde, 
die  Lieferung  derselben  anzunehmen**.  Der  Fall,  wo  sich  die  Waren 
nicht  in  lieferbarem  Zustande  befinden,  wird  durch  Regel  2  beordnet 
Soweit  Regel  1  zutrifft,  erfolgen  Kaufiibschlufs  und  Eigentnmsttbergaqg 
uno  icto,  oder  mit  anderen  Worten,  es  liegt  ein  ^säle"'  vor.  Die 
blofse  Hinausschiebung  der  Zahlungszeit  hemmt  den  EigentomsttbeigaBg 
noch  nicht ;  es  kann  jedoch  die  Intention  der  Parteien  sein,  den  Eigen- 
tumsübergang  von   der  Zahlung  abhängig   zu  machen,   eine  Intention, 
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die  siob  zxifolge  von  §  17  Ziff.  2  auch  aus  den  Umflttfnden  des  Falles 
eigeben  kann.  Unter  „Lieferung''  ist  „die  freiwillige  Übertragung  des 
Besitzes  von  einer  Person  auf  eine  andere''  zu  verstehen  (§  62  Ziff.  1). 
Da  der  Eigentumstlbergang  der  Tradition  zeitlich  voraufgehen  kann, 
ist  es  möglich ,  dais  das  Eigentum  und  das  Recht  auf  den  Besitz  an 
einer  und  derselben  Sache  verschiedenen  Personen  zustehen. 

Regel  2.  Li^  ein  Kaufvertrag  über  von  vornherein  individuell 
bestimmte  Waren  vor,  und  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  etwas  mit 
den  Waren  vorzunehmen,  um  dieselben  in  einen  lieferbaren  Zustand  zu 
versetzen,  so  geht  das  Eigentum  nicht  eher  über,  bis  das  in  Frage 
Stehende  vorgenommen  ist,  und  der  ELäufer  Kenntnis  davon  hat 

Insofern  mit  dem  Eigentum  die  Ge&hr  des  Verlustes  übeigeht, 
liegt  der  Eigentumsttbeigang  im  Interesse  des  Vei^ttufers,  zumal,  wenu 
er  den  Besitz  behält,  ihm  eine  Sicherheit  für  die  Zahlung  des  Kauf- 
preises verbleibt.  Ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  etwas  mit  den  Waren 
vorzunehmen,  um  dieselben  lieferbar  zu  gestalten,  so  darf  im  Zweifel 
nicht  angenommen  werden,  dafs  er  bereits  vor  der  Vornahme  der  be- 
treffenden Handlung  den  Vorteil  geniefsen  soll,  weichen  ihm  der 
Eigentumsübergang  bringt  Andererseits  darf  eine  Hinausschiebung  des 
Eigentumsübeiganges  als  im  Zweifel  gewollt  nicht  angenommen  werden, 
falls  der  Verkäufer  nicht  „ verbunden '^  ist,  die  betreffende  Handlung 
vorzunehmen,  oder  falls  diese  Handlung  derartig  ist,  dafs  sie  nicht  den 
Zweck  verfolgt,  die  Waren  in  einen  lieferbaren  Zustand  zu  versetzen, 
oder  falls  endlich  nicht  der  Verkäufer,  sondern  der  Käufer  die  Hand- 
lung vorzunehmen  hat 

Aus  §  18  ergiebt  sich,  dafs  die  Parteien  vereinbaren  können,  dafs 
der  Kanfgegenstand  bereits  vor  seiner  Fertigstellung  in  das  Eigentum 
des  Käufers  übergehen  soll ;  z.  B.  kann  vereinbart  sein,  dafs  der  Preis 
eines  zu  bauenden  Schiffes  ratenweise  zu  begleichen  ist,  und  dafs  mit 
jeder  Ratenzahlung  der  Schiffsbau  in  seinem  jeweiligen  Zustande  Eigen- 
tum des  Käufers  wird.  Eine  derartige  Vereinbarung  braucht  femer 
nicht  ausdrücklich  zu  erfolgen,  sondern  kann  sich  gemäfs  §  17  Ziff.  2 
aus  den  Vertragsfestsetzungen,  dem  Benehmen  der  Parteien  oder  den 
Umsülnden  des  Falles  ergeben.  Es  ist  jedoch  hinzuzuftkgen ,  dafs  das 
Material,  welches  Bestandteil  einer  herzustellenden  oder  doch  fertig  zu 
stellenden  Kaufsache  bilden  soll,  nicht  eher  in  das  Eigentum  des 
Käufers  übergeht,  bis  das  Material  Bestandteil  der  Kaufsache  ge- 
worden ist. 

Die  Schlufsworte,  welche  den  Eigentumsübergang  auch  davon  ab- 
häüt^gig  machen,  dafs  der  Käufer  Kenntnis  von  der  Vornahme  dep 
Ebindlung  haben  mnfs,  enthalten  eine  Neuerung  und  wohl  auch  eine 
Verbesserung  im  Verhältnis  zum  früheren  Recht  Der  Käufer,  welcher 
mit  dem  Eigentumsübergange  die  Gefahr  der  Kaufsache  trägt,  kann 
billigerweise  verlangen,  dafs  das  Eigentum  nicht  eher  übergeht,  bis  er 
Kenntnis  von  der  Handlung  hat,  an  welche  sich  der  Übergang  knüpft. 
Das  Gesetz  macht  es  übrigens  nicht  zur  Pflicht  des  Verkäufers,  dem 
Käufer  anzuzeigen,    dafs  die  Handlung  voigenommen   ist;    es  genügt. 
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dafs  der  Käufer  auf  irgend  eine  andere  Weise  Kenntnis  von  der  Vor- 
nabme  der  Handlung  erlangt  hat  Ein  Verkäufer,  welchem  daran  liegt, 
die  Gefalir  abzuwälzen,  wird  indessen  nicht  verfehlen,  dorn  Käufer  die 
Vornahme  der  Handlung  anzuzeigen. 

Regel  3.  Ist  im  Falle  eines  Elaufvertrages  über  von  vornherein 
individuell  bestimmte  Waren  in  einem  lieferbaren  Zustande  d«*  Ver- 
käufer verpflichtet,  zu  wägen,  zu  messen,  zu  probieren  oder  irgend  eine 
andere  Handlung  bezllglich  der  Waren  zwecks  Feststellung  des  Preises 
vorzunehmen,  so  geht  das  Eigentum  nicht  eher  über,  bis  die  Handlung 
vorgenommen  ist,  und  der  Käufer  Kenntnis  davon  hat 

Wie  in  der  Kegel  2 ,  ist  auch  hier  Voraussetzung ,  dafs  der  Ver- 
käufer „ verpflichtet*'  ist,  die  Handlung  vorzunehmen;  dafs  die  Hand- 
lung gerade  den  im  Text  gedachten  Zweck  verfolgt;  und  endlich,  dafs 
der  Verkäufer  und  nicht  der  Käufer  die  Handlung  vorzunehmen  bat 
Aus  der  Vereinbarung  einer  vorläufigen  Preisbemessung  wird  in  der 
Regel  zu  folgern  sein,  dafs  der  Eigentumsttbergang  nicht  weiter  hinaus- 
geschoben sein  soll.  Ist  die  Feststellung  des  Preises  Bedin^ng  des 
Eigentumsübergangs,  so  genügt  eine  Festeilung  der  Substanz  nach ;  es 
ist  nicht  erforderlich,  dafs  eine  formell  tadellose  Au&tellung  vorliegt. 
Wegen   der  Schlufsworte   ist   das   ad  Regel  2  Gresagte  zu  vei^leichen. 

Regel  4.  Sind  Waren  dem  Käufer  auf  Probe"  oder  „gegen  Preis- 
zahlung  oder  Rückgabe"  oder  unter  anderen  ähnlichen  Abmachongen 
geliefert,  so  geht  das  Eigentum  auf  den  Käufer  über:  — 

a)  sobald  er  dem  Verkäufer  seine  Genehmigung  oder  Annahm« 
anzeigt  oder  irgend  eine  andere  Handlung  vornimmt,  durch  vrelcbe 
das  Rechtsgeschäft  adoptiert  wird; 

b)  falls  er  nicht  seine  Genehmigung  oder  Annahme  dem  Verkftufer 
anzeigt,  die  Waren  jedoch  behält,  ohne  mitzuteilen,  dafs  er  dieselben 
refüsiert,  dann,  falls  fllr  die  Rückgabe  der  Waren  eine  Frist  fixiert  ist 
mit  Ablauf  dieser  Frist,  oder  falls  keine  Frist  fixiert  ist,  mit  Ablauf 
einer  angemessenen  Frist.  Was  eine  angemessene  Frist  ist,  ist  Tliat- 
frage. 

Mit  den  Worten  „auf  Probe"  (deutsches  H.G.B.  Art.  389)  sind 
die  Worte  ^on  approval^  wiedergegeben.  Eine  Übergabe  von  Waren 
„gegen  Preiszahlung  oder  Rückgabe"  {^<m  säle  or  retum^ ;  contradus 
ciestimatarius  ^  Trödelvertrag)  ist  scharf  von  der  Übergabe  von  Waren 
an  einen  Stellvertreter  (agent)  „zum  Verkaufe"  zu  scheiden.  Im  ersteren 
Falle  ist  der  Empfllnger  der  Waren  eventueller  Selbstkäufer,  während 
letzterenfalls  ein  Auftrags  Verhältnis  (agency)  vorliegt.  Obschon  die 
Regel  4  nur  die  Frage  nach  dem  Eigentumsübergang  behandelt,  dOrfte 
die  Bemerkung  am  Platze  sein,  dafs  auch  der  Vertragsabschlufs  bis  sar 
Genehmigung  hinausgeschoben  ist;  es  liegt  einstweilen  „&at{«n€nl"  (cf. 
Bd.  VI  S.  292)  vor,  welches  sich  mit  der  Genehmigung  in  einen 
„sale^  verwanaelt.  In  allen  unter  Regel  4  fallenden  Fällen  hat  der 
Warenempfänger  die  Wahl,  ob  er  Eigentümer  werden  will  oder  nicht 
Er  kann  dieses  Wahlrecht  einmal  dadurch  ausüben,  dafs  er  dem  Ver- 
käufer seine  Genehmigung  oder  Annahme  anzeigt,   oder  dadurch,   dals 
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er  anderweitig  das  Rechtsgeschäft  adoptiert,  oder  endlich  dadurch,  dafs 
er  die  Waren  während  der  fixierten  oder  angemessenen  Zeit  ohne 
Ref^ieruugsanzeige  behält.  Der  Empfänger  adoptiert  das  Rechts- 
geschäft mit  der  Vornahme  einer  Handlung,  welche  sich  mit  dem 
Eigentum  des  Verkäufers  nicht  vereinbaren  läfst,  z.  B.  durch  Weiter- 
verkauf oder  durch  einen  Gebrauch  der  Waren,  welcher  Über  den 
Umfang  des  üblichen  Probierens  hinausgeht  Ist  ftlr  die  Ausübung 
des  Wahlrechts  eine  Frist  gegeben,  so  kann  der  Wahlberechtigte  bis 
zum  Ablauf  der  Frist  seine  Entscheidung  nach  Belieben  ändern;  die 
Thatsache,  dafs  er  anzeigt,  dafs  ihm  die  Ware  nicht  geftlllt,  bleibt 
solcben&Ils  irrelevant,  falls  er  die  Ware  weiter  im  Besitz  behält.  Es 
ist  femer  zu  beachten,  dafs  die  Einbehaltung  der  Waren  ohne  Reftl- 
sierungsanzeige  während  der  fixierten  oder  angemessenen  Frist  unter 
Umständen  erfolgen  roufs,  flir  welche  der  Warenempflinger  verantwort- 
lich gemacht  werden  kann.  Wurde  z.  B.  die  rechtzeitige  Rückgabe 
oder  die  Rückgabe  überhaupt  ohne  Verschulden  des  Warenempfängers 
unmöglich,  so  geht  das  Eigentum  mit  Ablauf  der  Frist  nicht  Über. 
Diese  Beschränkung  ergiebt  sich  aus  der  Bestimmung  im  §  7.  Die 
angemessene  Frist  soll  ein  Probieren  der  Waren  ermöglichen ;  die  Frist 
ll&uft  daher  nicht  bereits  von  der  Übergabe  der  Waren  an  den  Fracht- 
führer, sondern  erst  von  dem  Augenblicke,  wo  die  Waren  in  die 
Hände  des  eventuellen  Käufers  gelangen. 

Regel  5.  1.  Liegt  ein  Kaufvertrag  über  nicht  individuell  be- 
stimmte oder  zukünftige  Waren  nach  Beschreibung  vor,  und  sind 
Waren  dieser  Beschreibung  in  einem  lieferbaren  Zustande  dem  Vertrage 
unbedingt  appropriiert,  entweder  durch  den  Verkäufer  mit  Zustimmung 
des  Käufers,  oder  durch  den  Käufer  mit  Zustimmung  des  Verkäufeis, 
so  geht  damit  das  Eigentum  an  den  Waren  auf  den  Käufer  über.  Die 
Zustimmung  kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  vor  oder  nach  der 
Appropriiemng  erfolgen. 

2.  Falls  in  Gemäfsheit  des  Vertrages  der  Verkäufer  die  Waren 
an  den  Käufer  oder  an  einen  Frachtführer  oder  an  eine  andere  Mittels- 
person (mag  dieselbe  vom  Käufer  benannt  sein  oder  nicht)  zwecks 
Übersendung  an  den  Käufer  liefert  und  sich  das  Dispositionsrecht  nicht 
vorbehält,  wird  angenommen,  dafs  er  die  Waren  unbedingt  dem  Ver- 
trage appropriiert  hat. 

Unter  „Kaufvertrag**  in  Ziff.  1  ist  zufolge  §  16  ein  blofses 
y^agreemeni  to  seU^  gemeint.  Ziff.  1  bestimmt  näher  den  Zeitpunkt, 
nvann  dieses  (iffreemeni  to  seil  sich  in  einen  $ale  verwandelt.  Über 
^zukünftige«  Waren  vergl.  Bd.  VI  S.  801  §  5.  Waren  sind  dem 
Vertrage  appropriiert,  sobald  die  Waren  individuell  bestimmt  sind,  welche 
den  G^enstand  des  Vertrages  bilden  sollen.  Die  Feststellung  des 
Momentes  der  Appropriiemng  macht  insbesondere  dann  Schwierigkeiten! 
wenn  der  Käufer  vor  der  Appropriiemng  seine  Zustimmung  erteilte, 
d.  h.  wenn  er  den  Verkäufer,  ausdrücklich  oder  stillscliweigend ,  be- 
auftragte, gleichzeitig  in  Vertretung  des  Käufers  zu  appropriieren.  Die 
Thatsache  der  Appropriiemng  wird  sich  in  derartigen  Fällen  nicht  eher 
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zeigen,  bis  der  Verkäufer  eine  Handlang  vornimmt,  welche,  obne  daTs 
eine  beiderseitige  Appropriiening  voraufging,  nicht  voigenommen  werdoD 
konnte;  z.  B.  der  Verkttofer  Ittfst  dem  Vertrage  entsprechende  Waren 
in  den  Wagen  des  Käufers  schaffen.  Hat  der  Verkäufer  nach  dem 
Vertrage  eine  derartige  Handlang  vonondKmen,  so  U^  darin  still- 
schweigend  der  Auftrag,  den  Käufer  bei  der  Approprierong  sa  ver- 
treten. Voraossetaung  ist,  dafs  Waren  der  yereinbarten  Beechreibang 
im  lieferbaren  Zustande  appropriiert  werden;  Anderenfalls  wflrde  eine 
neue  Vertragsofferte  vorliegen.  Endlich  ist  zum  Obergange  des  Eigen- 
tums erforderlich,  dafs  die  Appropriierung  an  keine  Bedingnngen  ge- 
knttpft  ist  Es  werden  hiemach  folgende  vier  Möglichkeiten  iaa  Aage 
zu  fassen  sein:  1.  Der  eine  Kontrahent  offeriert,  dem  Vertrage  ent- 
sprechende Waren  zu  appropriieren ;  solchenfidb  bedarf  es  der  Zu- 
stimmung seitens  des  anderen  Kontrahenten.  2.  Der  eine  Kontrabeot 
appropriiert  dem  Vertrage  entsprechende  Waren  und  funktioniert  gleich- 
zeitig als  Beauftragter  des  anderen  Kontrahenten.  3.  Die  Waren  ent- 
sprechen nicht  dem  Vertrage.  4.  Die  Appropriierung  ist  eine  be- 
dingte. 

Ziff.  2  giebt  einen  Fall,  in  welchem  eine  unbedingte  Appropriierung 
anzunehmen  ist  In  den  Worten  „in  Gemäfsheit  des  Vertragea*  liegt 
einmal  enthalten,  dafs  die  Waren  dem  Vertrage  entsprechende  sein 
müssen;  sodann  deuten  die  Worte  an,  dafs  der  Käufer  den  Verkäufer 
autorisiert  haben  mufs,  die  Tradition  vorzunehmen.  Die  Tradition  ist 
im  vorliegenden  Falle  diejenige  Handlung,  welche  zum  Vorschein  bringt 
dafs  eine  beiderseitige  Appropriierung  stattgefunden  hat.  Der  Umstand, 
ob  der  Frachtführer  oder  die  sonstige  Mittelspenon  vom  Käufer  benannt 
ist  oder  nicht,  soll  für  den  Fall  irrelevant  bleiben,  dafs  der  Vertrag 
nicht  anderes  festsetzt  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dafs  die  Traditk» 
„in  6emäfsheit  des  Vertrages"  erfolgen  mufs.  Specifiziert  der  Vertn^ 
die  Mittelsperson,  so  geht  das  Eigentum  nicht  über,  falls  der  Verkäufer 
an  eine  andere  Mittelsperson  tradiert  Bestimmt  femer  der  Vertrag, 
dafs  an  einem  bestimmten  Orte  zu  tradieren  ist,  so  müssen  die  Waren 
an  diesem  Orte  angekommen  sein,  bevor  das  Eigentum  übergehen  kann. 
Der  Vorbehalt  des  Dispositionsrechts  läfst  die  Vermutung  entstehen, 
dafs  ein  Eigentumsübergang  einstweilen  nicht  beabsichtigt  ist;  es  kann 
daher  solchenfalls  die  beiderseitige  Appropriierung  keinen  Eigentoms- 
Übergang  bewirken ;  es  liegt  eine  Appropriierung  unter  einer  Bedingung 
bezüglich  des  Eigentumsübergangs  oder,  wie  das  Gesetz  sich  kurz  und 
wohl  ungenau  ausdrückt^  eine  bedingte  Appropriierung  vor. 

§  19.  1.  Liegt  ein  Kaufvertrag  über  von  vornherein  individuril 
bestimmte  Waren  vor,  oder  werden  Waren  nachträglich  dem  Vertrage 
appropriiert,  so  kann  sich  der  Verkäufer,  durch  Festsetzungen  im  Ver- 
trage oder  bei  der  Appropriierung,  das  Dispositionsrecht  über  die  Waren 
bis  zur  Erftlllung  bestimmter  Bedingungen  vorbehalten.  Solchenfalb 
geht,  trotz  der  Lieferung  der  Waren  an  den  Käufer  oder  an  einen 
Frachtf^ihrer  oder  an   eine  andere  Mittelsperson   zwecks  Obersenduiig 
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an  den  Käufer,   das  Eigentum  an   den  Waren  auf  den  Räufer   nicht 
eher  über,  bis  die  vom  Verkäufer  auferlegten  Bedingungen  erfüllt  sind. 

2.  Sind  Waren  venchifft  und  laut  Konnossement  an  die  Order 
des  Verkäufers  oder  seines  Vertreters  zu  liefern,  so  wird  prima  fade 
vermutet,  dafs  der  Verkäufer  sich  das  Dispositionsrecht  vorbehält. 

8.  Stellt  der  Veikäufer  von  Waren  auf  den  Käufer  einen  Wechsel 
über  den  Kaufpreis  aus  und  übersendet  dem  Käufer  den  Wechsel  und 
das  Konnossement  zusammen,  um  Annahme  oder  Zahlung  des  Wechsels 
zu  sichern,  so  ist  der  Käufer  verpflichtet,  das  Konnossement  zurückzu- 
senden, fidls  er  den  Wechsel  nicht  honoriert  Behält  er  widerrechtlich 
das  Konnossement,  so  geht  das  Eigentum  an  den  Waren  nicht  auf 
ihn  über. 

Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dafs  in  Ziff.  1  das  Wort  „oder** 
in  „im  Vertrage  oder  bei  der  Appropriierung'^  im  Sinne  von  „be- 
ziehungsweise" gemeint  ist  Ein  Beispiel  der  Festsetzung  im  Vertrage 
giebt  der  Fall,  wo  von  vornherein  individuell  bestimmte  Waren  gegen 
Zahlung  vor  oder  bei  der  Lieferung  verkauft  sind. 

Die  in  Ziff.  2  aufgestellte  Vermutung  ist  nur  eine  prima  fade- 
Vermutung;  es  ist  eine  von  den  Geschworenen  zu  entscheidende  That- 
frage,  ob  ein  Verkäufer,  welcher  sich  ein  Konnossement  in  der  frag- 
lichen Form  vom  Schiffer  ausstellen  liels,  einen  Vorbehalt  des  Disposi- 
tionsrechts beabsichtigte.  Der  Verkäufer  kann  z.  B.  die  fragliche  Form 
des  Konnossements  blofs  deshalb  gewählt  haben,  um  sicher  zu  gehen, 
für  den  Fall,  dafs  der  Käufer  sich  mit  dem  geforderten  Preise  nicht 
einverstanden  erklären  sollte.  Hat  der  Käufer  solchenfalls  gar  nicht 
die  Absicht,  den  Preis  zu  beanstanden,  so  geht  das  Eigentum  mit  der 
Verschifiung  über;  das  Konnossement  lautet  hier  an  die  Order  des 
Verkäufers  als  „Vertreters"  des  Käufers.  Die  Ziff.  2  setzt  mithin  vor- 
aus, dafs  der  Verkäufer  nicht  blofs  als  Vertreter  des  Käufers  auf  dem 
Warenpapier  figuriert  Die  Vermutung  der  Ziff.  2  dürfte  femer  aus- 
geschlossen sein,  wenn  der  Verkäufer  das  an  seine  eigene  Order  lautende 
Konnossement  indossiert  direkt  an  den  Käufer  sendet;  ja!  selbst 
wenn  er  dasselbe  indossiert  seinem  eigenen  Vertreter  zustellt  Anderer- 
seits wird  die  Vermutung  nicht  dadurch  auggeschlossen,  dafs  der  Ver- 
käufer ohne  sein  Indossament  das  Warenpapier  direkt  dem  Käufer  zu- 
gehen läfst,  während  das  indossierte  Duplikat  unter  der  Kontrolle  des 
Verkäufers  verbleibt.  Von  den  Fällen,  wo  das  Dispositionsrecht  vor- 
behalten ist,  mufs  der  Fall  geschieden  werden,  in  welchem  der  Ver- 
Verkäufer sein  Verfolgungsrecht  ausübt  Letzteres  findet  statt,  nachdem 
das  Eigentumsrecht  auf  den  Käufer  übergegangen  ist,  während  der 
Vorbehalt  des  Dispositionsrechts   den  Eigentumsübergang  hinausschiebt. 

Ziff.  8  enthält  eine  Abänderung  des  früheren  Rechts,  faUs  es 
irrelevant  bleiben  soll,  ob  das  Konnossement  an  die  Order  des  Ver- 
käufers oder  des  Käufers  lautet,  und  fiills  eine  direkte  Übersendung 
an  den  Käufer  —  statt  durch  Vermittelung  eines  Vertreters  des  Ver- 
käufers —  gemeint  ist  Man  hat  versucht,  den  Wortlaut  in  Überein- 
etimmung  mit  dem  frühereu  Rechte  auszulegen,  und  vorgeschlagen,  die 
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Worte  „um  zu  —  —  sichern^  im  Sinne  von  „in  solcher  Weise,   da& 
gesichert  wird**  aufzufiusen. 

§  20.  Es  sei  denn,  dafs  eine  anderweitige  Vereinbarung  yoiiiegt, 
verbleibt  die  Oefahr  der  Waren  beim  Verkttufer,  bis  das  Eigeatom 
an  denselben  auf  den  KKufer  Übertragen  ist;  ist  aber  das  Eigentam  an 
denselben  auf  den  KMufer  übertragen,  so  tiligt  der  Käufer  die  Gefahr 
derselben,  mag  Lieferung  stattgefunden  haben  oder  nicht 

Wurde  jedoch  die  Lieferung  durch  Verschulden  des  Ktafers  oder 
des  Verkäufers  verzögert,  so  trägt  der  Kontrahent,  welcher  sich  in 
Schuld  befindet,  die  Gefahr  desjenigen  Verlustes,  welcher  ohne  solches 
Verschulden  möglicherweise  nicht  eingetreten  wäre. 

Dieser  Paragraph  berührt  nicht  die  Verpflichtungen,  welche  dem 
Verkäufer  oder  Käufer  als  Inhaber  der  Waren  des  Käufers  bezw.  Ver- 
käufers obliegen. 

Aus  den  einleitenden  Worten  des  ersten  Absatzes  folgt,  dafs 
Eigentum  und  Gefahr  nicht  mit  derselben  Person  verknüpft  za  sein 
brauchen.  Die  Kontrahenten  können  den  Moment,  in  welchem  die 
Gefahr  übergehen  soll,  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Ver- 
einbarung nach  Belieben  fixieren.  In  Ermangelung  einer  derartigen, 
abweichenden  Fixierung  geht  die  Gefahr  mit  dem  Eigentum  über,  d.  fa. 
im  Falle  eines  ^^sale^  geht  die  Gefithr  mit  dem  Vertragsschluase ,  im 
Falle  eines  „(Agreement  to  sdl*^  mit  dem  Augenblicke  über,  wo  sich 
das  j^e^reement  to  seU^  in  einen  ^scUe*^  verwandelt  Die  Lieferang« 
d.  h.  die  freiwillige  Übertragung  des  Besitzes  von  einer  Person  auf 
eine  andere  (§  62  Ziff.  1),  bleibt  irrelevant  Über  den  Fall  des  Unter- 
ganges vor  Übergang  der  Gefahr  veigl.  Bd.  VI  S.  802  §  7.  Der 
römisch  -  rechtliche  Satz  „der  Käufer  trägt  (vor  der  Tradition, 
vor  dem  Übergange  des  Eigentums)  die  Gefithr^  ist  mithin  in  das 
englische  Recht  nicht  übergegangen.  Das  deutsche  bürgerliche  Geeetz- 
buch  §  446,  929  hat  den  gedachten  römischen  Satz  gleich^lb  zurück- 
gewiesen; der  Übei^ng  der  Gefahr  wird  jedoch  an  die  Übergabe  der 
verkauften  Sache  geknüpft,  während  das  englische  Recht  ausdrücklich 
vorschreibt,  dafs  die  Lieferung  irrelevant  bleibt. 

Die  Bestimmung  im  zweiten  Absatz  gilt  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  das  Eigentum  und  die  generelle  Gefahr  (Abs.  1)  übeigegangen  sind 
oder  nicht.  Insofern  dürfte  eine  Erweiterung  des  früheren  Rechts  vor- 
liegen, welches  von  einer  Verzögerung  des  Eigentiimsttbergangs  sprach. 
Allerdings  decken  sich  vielfach  Lieferung  und  Eigentnmsübergang,  und 
dürfte  daher  die  Abänderung  des  früheren  Rechts  keine  weitgreifende 
sein.  Über  die  Gefahr  im  Falle  einer  unzureichenden  Lieferung  und 
über  die  Gefahr  der  notwendigen  Verschlechterung  während  der  Über- 
sendung vergl.  §  32  bezw.  §  38. 

Dem  dritten  Absätze  li^  folgende  Erwägung  zu  Grunde.  In  der 
Zeit  zwischen  dem  Eigentumsübergang  und  der  Tradition  hat  der  Ver- 
käufer die  Waren  in  Vertretung  des  Käufers  inne,  und  zwar  ist  diese 
Vertretung  eine  entgeltliche  (hailment  for  reward^y  da  der  Preis  ab 
eine  Gegenleistung  auch  ftlr  diese  Innehabung  anzusehen  ist.     Mit  dem 
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Augenblicke,  wo  der  Kfiufer  in  Abnabmeverzug  gerät,  wird  die  Inne- 
habung  zu  einer  unentgeltlichen.  Ebenso  befindet  sich  ein  KLäufer, 
welchem  die  Waren  bereits  vor  dem  EigentumsUbergange  tradiert  sind, 
in  der  Position  eines  entgeltlichen  Innehabers,  insofern  ihm  diese  Inne- 
habung  einen  Vorteil  bringt,  und  wird  zum  unentgeltlichen  Innehaber, 
sobald  er  die  Waren  rechtmäfsig  refüsicrt  hat  Die  Haftung  des  Inne- 
habers  {haüee  vergl.  Bd.  VI  S.  291,  292)  ist  verschieden,  je 
nachdem  Entgeltlichkeit  vorliegt  oder  nicht;  ersteren&lls  haftet  er  fUr 
culpa  lata^  letzterenfalls  nur  wegen  culpa  levis. 

Die  zweite  und  letzte  Unterabteilung  des  zweiten  Hauptabschnitts 
handelt  von  der  Übertragung  des  Rechtstitels  und  beordnet  zunächst 
Verkäufe  seitens  Nichteigentümer. 

§  21.  1.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  erwirbt 
der  Käufer  in  Fällen,  wo  die  Waren  seitens  einer  Person  verkauft 
sind,  welche  nicht  Eigentümer  derselben  ist  und  dieselben  nicht  im 
Auftrage  oder  mit  dem  Konsense  des  Eigentümers  verkauft,  keinen 
besseren  Titel  an  den  Waren,  als  der  Verkäufer  hatte,  es  sei  denn, 
dafs  der  Eigentümer  der  Waren  zufolge  seines  Benehmens  präkludiert 
ist,  des  Verkäufers  VurkanfsvoUmacht  zu  bestreiten. 

2.     Dieses  Gesetz  berührt  jedoch  nicht: 

a)  Die  Vorschriften  der  Factors  Ads^  noch  eine  gesetzliche  Be- 
stimmung, welche  es  dem  ostensiblen  Eigentümer  von  Waren 
ermöglicht,  über  dieselben  zu  disponieren,  als  wäre  er  der  wahre 
Eigentümer  derselben. 

b)  Die  Gültigkeit  eines  Kau^ertrages  auf  Grund  einer  speciellen, 
in  der  lex  non  scripta  oder  in  der  lex  scripta  gegebenen  Verkanfs- 
befugnis  oder  auf  Grund  der  Verftlgung  eines  zuständigen 
Gerichts. 

Unter  den  im  Eingange  der  Ziff.  1  vorbehaltenen  Bestimmungen 
sind  die  Bestimmungen  der  hier  in  Frage  stehenden  Unterabteilung 
und  aufserdem  der  §  48  Ziff.  2  gemeint  Im  Auftrage  oder  mit  dem 
Konsens  des  Eigentümers  verkauft  derjenige,  welcher  auf  Grund  eines 
Vertrages  mit  dem  Eigentümer  zum  Verkaufen  beftigt  ist,  z.  B.  auf 
Grund  eines  Pfandvertrages.  Li^  keine  derartige  Verkaufsbefugnis 
vor,  und  gehört  der  Fall  nicht  unter  die  vorbehaltenen  Bestimmungen, 
so  gilt  ^Nemo  dat  guod  non  habet^^  es  sei  denn,  dafs  der  wirkliche 
Eigentümer  durch  sein  eigenes  Benehmen  dem  Käufer  gegenüber  pitt- 
kludlert  ist,  sich  auf  den  Mangel  der  Verkaufsbefuguis  in  der  Person 
des  Verkäufers  zu  berufen.  Ein  Eigentümer,  welcher  einen  Anderen 
zum  „ostensiblen''  Eigentümer  macht,  thut  dies  auf  die  Gefahr  .liin, 
dafs  er  durch  Verkauf  seitens  dickes  Anderen  an  einen  gutgläubigen 
Dritten  sein  Eigentum  verliert,  obschon  dieser  Andere  keine  Verkaufs- 
befngnis  hat  Der  zu  Grunde  liegende  Gedanke  dürfte  derselbe  sein, 
-veelcher  zu  der  Bestimmung  im  Art  306  des  deutschen  H.G.B.  geführt 
hat  Die  Rücksichtnahme  auf  den  geschäftlichen  Verkehr  gestattet  es 
nicht,  von  dem  Käufer  zu  verlangen,  dafs  er,  obschon  er  sich  in  bona 
fide    befindet,     in   jedem    einzelnen    Falle    den    Titel    des   Verkäufers 
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gründlich  untersucht;  ee  ist  vielmehr  Sache  des  wahren  EigentUmen^ 
daftlr  zu  sorgen,  dafs  sein  Titel  dem  KKufer  zur  Kenntnis  g«Ungt. 
Eine  Prttklnsion  mit  der  Geltendmachung  des  Mangels  der  Vollmacht 
greift  ttbrigens  nach  englischem  Recht  nicht  blofs  in  Fällen  Platz,  wo 
eine  „Verkaufs'' -Vollmacht  fehlt  Genau  dasselbe  gilt  z.  B.  in  RÜled. 
wo  ein  Handelsvertreter  (agent)  keine  Inkassovollmacht  besitzt  Ein 
prinoipälj  welcher  seinen  ageni^  obwohl  nicht  inkassoberechtigt,  osten- 
sibel ab  inkassoberechtigt  auftreten  läfst,  kann  gutgl&ubigen  Dritt» 
gegenüber,  welche  an  den  agent  zahlten,  den  Mangel  der  Inkaoo- 
vollmacht  nicht  geltend  machen.  Dieser  letztere  Satz  dtlrfte  deatBcha 
Exportfirmen  nicht  zu  oft  in  Erinnerung  gebracht  werden  können.  Der 
amtliche  Entwurf  eines  neuen  deutschen  BLandelsgesetzbuchs  hat  im 
Titel  VII  (Handlungsagenten)  eine  analoge  Bestimmung  nicht  auf- 
genommen. 

Für  England  gilt  heute  die  Factors  Act  1889 ,  welche  von  Dis- 
positionen seitens  kommerzieller  Vertreter  und  von  Dispositionen  seitens 
Verkäufer  und  Kttufer  von  Waren  handelt.  Auf  dieses  Gesetz  wird 
bei  G^0genheit  der  Besprechung  des  §  25  näher  einzugehen  sein. 
Unter  den  anderen  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  in  Ziff.  2a  nn- 
berührt  gelassen  werden,  ist  zunächst  der  Bestimmung  der  Konknis- 
Ordnung  zu  gedenken,  wonach  auf  den  Konkursfidnciar  alle  Waren 
übergehen,  welche  im  „ostensiblen''  Eigentum  des  Konkursschnldneß 
sich  befinden.  Zu  erwähnen  ist  ferner  die  BiU  of  Säle  Act  1878 
(vergl.  Bd.  VI  S.  294  und  S.  295).  Eine  specielle,  in  der  lex  nm 
scripta  vorgesehene  Verkaufebefugnis  steht  z.  B.  dem  Pfandgläubiger, 
dem  Vollstreckungsbeamten  u.  s.  w.  zu,  während  Schiffer,  Hotelbesitaer 
u.  s.  w.  eine  derartige  Befugnis  zufolge  der  lex  scripta  besitzen.  Die 
gerichtlichen  Verkaufisverfllgungen,  z.  B.  im  Falle  verderblicher  Waren, 
sind  in  den  Prozefsvorschriften  beordnet 

§  22.  1.  Werden  Waren  im  offenen  Markte,  in  G^mäfsheit  der 
Usance  des  Marktes,  verkauft,  so  erwirbt  der  Käufer  einen  guten  Titel 
an  den  Waren,  vorausgesetzt,  dafs  er  dieselben  im  guten  Glauben  und 
ohne  Kenntnis  von  einem  Fehler  oder  Mangel  des  Titels  auf  seltra  des 
Verkäufers  kauft. 

2.  Dieser  Paragraph  berührt  nicht  die  Rechtssätze  über  da 
PferdeverkauF. 

3.  Dieser  Paragraph  findet  auf  Schottland  keine  Anwendung. 
Die  Vorschriften  des  §  22  gelten  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 

im  §  24.  Ein  Warenverkauf  im  offenen  Markte  bindet  femer  nicht 
den  Staat  und,  falls  der  ursprtlngliche  Eigentümer  später  den  Besitz 
der  Waren  wiedererlangt,  lebt  sein  Titel  wieder  auf.  Der  Begriff 
^offener  Markt ^  ist  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  die  Cihf  oj 
London  oder  um  andere  Plätze  handelt.  In  der  City  of  London  ist 
jeder  Tag,  mit  Ausnahme  des  Sonntags,  ein  Markttag,  und  jeder  Laden. 
in  welchem  Waren  öffentlich  zum  Verkaufe  ausgelegt  sind,  ist  ofieser 
Markt  für  diejenigen  Waren,  in  welchen  der  Besitzer  nach  seiner 
öffentlichen   Anzeige   Handel   treibt     Aufserhalb   der   City  of  London 
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wird  offener  Markt  an  den  besonderen  Tagen  abgehalten,  welche  durch 
Privileg  oder  Ersitzung  bestimmt  worden  sind;  offener  Markt  ist  nur 
derjenige  bestimmte  Flttchenranm,  welcher  gewohnheitsmäfsig  ftlr  den 
Verkauf  bestimmter  Waren  abgesondert  ist;  Läden  sind  nicht  ein- 
geschlossen. Damit  von  einem  Verkaufe  im  offenen  Markte  gesprochen 
werden  kann,  mufs  die  Ware  im  Markte  ofien  verkauft  und  tradiert 
sein;  die  Ware  mufs  im  Markte  zum  Verkaufe  ausgelegen  haben,  und 
die  ganze  Transaktion  mufs  im  offenen  Markte  begonnen,  fortgesetzt 
und  erfüllt  sein,  so  dafs  der  wirkliche  Eigentümer  vollste  Gelegenheit 
hatte,  seine  Ware  zu  verfolgen  und  ihren  Verkauf  zu  verhindern.  Ein 
Verkauf  im  offenen  Markte  nach  Probe,  ohne  dafs  sich  die  Ware  dort 
befindet  und  dort  tradiert  wird,  reicht  nicht  aus.  Die  Verkaufsverhand- 
lungen dtlrf^n  nicht  aufserhalb  des  offenen  Marktes  ihren  Anfang  ge- 
nommen haben.  Der  Verkauf  darf  nicht  in  einem  Hinterzimmer, 
Warenhause,  oder  in  einem  Laden  mit  verdeckten  Fenstern  stattfinden ; 
noch  darf  die  Zeit  zwischen  Sonnenuntergang  und  Sonnenaufgang  liegen. 
Man  sieht  aus  diesen  Details,  dafs  Öffentlichkeit  obwalten  mufs.  Ver- 
käufe j^AB^  einen  Ladeninhaber  in  der  Cit^  of  London  scheinen  nicht 
unter  den  §  22  zu  fidlen.  Im  guten  Glauben  geschieht  eine  Handlung, 
^lls  dieselbe  „thatsächlich  ehrlich,  sei  es  nachlässig  oder  nicht ^  vor- 
genommen wird  (§  62  Ziff.  2). 

Der  Pferdeverkauf  wird  durch  zwei  Gesetze  normiert,  welche  über 
400  Jahre  alt  sind.     Dieselben  wurden  1555  bezw.  1589  erlassen. 

§  23*  Besitzt  der  Verkäufer  von  Waren  einen  anfechtbaren  Titel 
an  denselben,  ist  jedoch  sein  Titel  zur  Zeit  des  säle  nicht  ungültig 
gemacht  worden,  so  erwirbt  der  Käufer  einen  guten  Titel  an  den 
Waren,  vorausgesetzt,  dafs  er  dieselben  im  guten  Glauben  und  ohne 
Kenntnis  von  der  Mangelhaftigkeit  des  Titels  des  Verkäufers  kauft. 

Dieser  Satz  ist  nur  ein  Anwendungsfall  der  allgemeinen  Regel, 
-wonach  in  Fällen,  in  welchen  eine  von  zwei  unschuldigen  Personen 
durch  den  Betrug  eines  Dritten  leiden  mufs,  diejenige  Person  zu  leiden 
hat,  welche  es  dem  Dritten  ermöglichte,  den  Betrug  zu  begehen. 
Voraussetzung  ist,  dafs  dw  Titel  des  Verkäufers  nicht  von  Anfiing  an 
ungültig  ist,  sondern  nur  ungültig  gemacht  werden  kann,  z.  B.  wegen 
Betrugs,  Zwangs,  Irrtums ;  und  dafs  bevor  letzteres  geschieht,  ein  Kauf- 
vertrag abgeschlossen  und  das  Eigentum  übergegangen  ist.  Nicht  er- 
forderlich ist ,  dafs  die  Waren  dem  Käufer  bereits  tradiert  sind ,  bevor 
der  Titel  des  Verkäufers  ungtütig  wird.  Das  Gesetz  verlangt  nur 
einen  „sale**,  welcher  der  Tradition  voraufgehen  kann.  Voraussetzung 
ist  ferner,  dafs  der  Käufer,  d.  i.  der  „entgeltliche"  Erwerber,  sich  im 
guten  Glauben  befindet,  d.  h.  dafs  er  „thatsächlich  ehrlich,  sei  es 
Dachlässig  odw  nicht",  kauft;  insbesondere  darf  er  die  Mangelhaftigkeit 
des  Titels  des  Verkäufers  nicht  gekannt  haben. 

§  24.  1.  Wurden  Waren  gestohlen  und  ist  ein  auf  Schuldig 
lantendes  Verdikt  gegen  den  Delinquenten  erwirkt  worden,  so  fällt 
das  Eigentum  an  den  so  gestohlenen  Waren  an  die  Person  zurück, 
welche  Eigentümerin   der  Waren   war,    oder    an    den   Repräsentanten 
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ihres  Mobiliamachlasses ,  und  zwar  trotz  etwaiger  in  der  Zwiechenseit 
mit  den  Waren  vorgenommenen  Rechtsgeschäfte,  sei  es  durch  Yeriuaf 
im  offenen  Markte  oder  auf  andere  Weise. 

2.  Trotz  etwa  entgegenstehender  Gesetzesvorschriften  iWt  in 
Fällen,  in  welchen  Waren  durch  Betrug  oder  durch  andere,  sich  nicht 
als  Diebstahl  darstellende,  widerrechtliche  Mittel  erlangt  worden  sind, 
das  Eigentum  an  den  Waren  an  die  Person,  welche  die  Eigentümenn 
derselben  war,  oder  an  den  Repräsentanten  ihres  Mobiliamachlasfi« 
nicht  schon  deshalb  zurück,  weil  gegen  den  Delinquenten  ein  airf 
Schuldig  lautendes  Verdikt  ergangen  ist. 

3.  Dieser  Paragraph  findet  auf  Schottland  keine  Anwendung. 
Bereits   in   der  ersten  Hälfte   des    16-  Jahrhunderts  erachtete  die 

Gesetzgebung  es  ftlr  angebracht,  den  bestohlenen  Eigentümer  znr  Straf- 
verfolgung zu  ermuntern;  man  zog  deshalb  den  ursprünglichen  Eigen- 
tümer, falls  er  ein  auf  Schuldig  lautendes  Verdikt  erwirkte,  und  Mb 
er  dies  that,  dem  Rechtsnachfolger  des  Diebes  vor.  Während  indessen 
vor  der  Saie  of  Qoods  Act  Voraussetzung  war,  dafs  die  Strafverfolgung 
von  dem  bestohlenen  Eigentümer  oder  dem  Repräsentanten  seines 
Mobiliarnachlasses  betrieben  wurde,  fordert  der  §  24  nur  ein  auf 
Schuldig  lautendes  Verdikt,  ohne  vorzuschreiben,  von  wem  dasselbe  za 
erwirken  ist  Im  Einblick  auf  das  vor  der  Säle  of  Goods  Act  geltende 
Recht  wird  angenommen,  dafs  nicht  blofs  das  Eigentum  an  den  Waren 
zurückfmit,  sondern  auch  der  Erlös  aus  den  Waren.  Ist  das  Eigentum 
auf  den  Rechtsnachfolger  des  Diebes  nicht  übergegangen,  z.  B.  kaufte 
der  Rechtsnachfolger  nicht  im  offenen  Markte  oder  kaufte  derselbe 
überhaupt  nicht,  so  kommt  der  §  24  nicht  znr  Anwendung.  In  einem 
derartigen  Falle  genügt  die  gewöhnliche  cuiion  of  trover^  d.  h.  die  rv 
vindicatio  oder  die  Klage  des  nichtbesitzenden  Eigentümers  gegen  den 
besitzenden  Nichteigentümer.  Wurde  der  Rechtsnachfolger  des  Diebes 
Eigentümer,  so  f^Ut  das  Eigentum  mit  dem  auf  Schuldig  lautenden 
Verdikt  an  den  Bestohlenen  zurück,  so  dafs  letzterer  von  da  ab  vin- 
dizieren kann.  Der  Beklagte  hat  keinen  Gegenanspruch  auf  Ent- 
schädigung wegen  Verwahrung  vor  der  Zeit  des  Verdikts,  da  sich 
nichts  daran  ändert,  dafs  er  bis  zum  Verdikt  Eigentümer  gewesen  ist. 
Verkauft  der  Rechtsnachfolger  vor  dem  Verdikt,  so  ist  eine  adk^ 
of  trover  and  conversion  (Klage  des  Eigentümers  gegen  den  Besitzer, 
welcher  sich  des  Besitzes  entäufserte)  ausgeschlossen. 

In  der  letzten  Zeit  vor  der  S(üe  of  Qoods  Act  trat  der  RückCill 
des  Eigentums  zufolge  des  auf  Schuldig  lautenden  Verdikts  nidit  bloTs 
im  Falle  des  Diebstahls  (larceny)  ein,  sondern  auch  in  Fällen,  wo  es 
sich  um  falsche  Vorspiegelungen  (fdlse  pretences)  handelte.  Der  §  24 
Ziff.  2  hat  dies  geändert  und  die  Rechtslage  wieder  hergestellt,  wie 
sie  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  bestand.  Falsche  Vor- 
spiegelungen können  zu  einem  Kaufvertrage  führen  oder  ermangdn. 
den  Kaufvertrag  ins  Leben  zu  rufen.  Letzterenfalls  geht  kein  £igeB- 
tum  über  und  kann  mithin  die  Frage  nach  einem  Rückfall  des  Eigen- 
tums nicht  aufgeworfen  werden.     Ersterenfalls  geht  das  Eigentum  üb^ 
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and  f^llt  noch  nicht  mit  dem  auf  Schuldig  lautenden  Verdikt  zurttck. 
Der  Rechtstitel  des  Käufers  ist  indessen  anfechtbar,  und  im  Falle 
eines  auf  Schuldig  lautenden  Verdikts  kann  der  Richter  Restitution 
anordnen,  eine  Anordnung,  welche  z.  B.  im  Juli  1896  seitens  des 
Central  Criminäl  Court  getroffen  worden  ist. 

§  25.  1.  Verbleibt  eine  Person,  nachdem  dieselbe  Waren  ver- 
kaufte, im  Besitz  der  Waren  oder  der  bezüglichen  Titeldokumente 
oder  ist  sie  im  Besitz  derselben ,  so  hat  die  von  ihr  oder  von  dem  fiXr 
sie  handelnden  Handelsvertreter  auf  Grund   eines   Kaufes,    einer  Ver- 

Jfllndung  oder  einer  anderen  Verfolgung  vorgenommene  Tradition  oder 
Übertragung  der  Waren  oder  Titeldokumente  an  eine  andere,  im  guten 
Glauben  und  ohne  Kenntnis  des  früheren  Verkaufes  die  Waren  oder 
Titeldokumente  empfangende  Person  dieselbe  Wirkung,  als  wäre  die 
tradierende  oder  Übertragende  Person  von  dem  Wareneigentümer  aus- 
drücklich ermächtigt  worden,  die  Tradition  oder  Übertragung  vorzu- 
nehmen. 

2.  Erhingt  eine  Person,  nachdem  sie  Waren  kaufte  oder  zu 
kaufen  vereinbarte,  mit  Konsens  des  Verkäufers  den  Besitz  der  Waren 
oder  bezüglichen  Titeldokumente,  so  hat  die  von  dieser  Person  oder 
von  einem  ftlr  sie  thätigen  Handelsvertreter  auf  Grund  eines  Kaufes, 
einer  Verpfandung  oder  einer  sonstigen  Verfügung  vorgenommene  Tra- 
dition oder  Übertragung  der  Waren  oder  Titeldokumente  an  eine 
andere,  im  guten  Glauben  und  ohne  Kenntnis  von  einem  Retentions- 
oder  sonstigen  Rechte  des  ursprünglichen  Verkäufers  an  den  Waren 
emp£ingende  Person  dieselbe  Wirkung,  als  wäre  die  tradierende  oder 
übertragende  Person  ein  mit  Konsens  des  Eigentümers  im  Besitz  der 
Waren  oder  Titeldokumente  befindlicher  Handelsvertreter. 

3.  Der  Begriff  „Handelsvertreter''  hat  in  diesem  Paragraphen 
dieselbe  Bedeutung,  wie  in  den  Factors  Acts. 

Die  Ziff.  1  giebt  nahezu  wörtlich  den  §  8  der  Faäors  Ad  1889 
wieder.  Die  lex  non  scripta  präkludierte  den  Eigentümer  nur  dann, 
wenn  er  in  einer  Weise  „thätig**  geworden  war,  dafs  eine  ostensible 
Ermächtigung  vorlag,  über  die  Waren  durch  Verkauf,  Verpfandung 
u.  s.  w.  zu  disponieren.  Hatte  dagegen  der  Eigentümer  sich  nur 
passiv  verhalten  (wie  in  der  Ziff.  1),  so  liefs  die  lex  non  scripta  keine 
Präklusion  seines  Eigentumsanspruches  eintreten.  Die  Gesetzgebung 
f\ihrte  die  Präklusion  auch  in  diesem  letzteren  Falle  ein,  ohne  jedoch 
anfänglich  den  Fall  einzuschliefsen,  wo  es  der  Verkäufer  war,  welcher 
dolose  über  die  Waren  disponierte.  Erst  im  Jahre  1877  erging  ein 
Gesetz,  welches  diesen  letztgedachten  Fall  einschlofs,  und  schliefslich 
hat  die  obengedachte  Factors  Act  1889  Waren  den  Titeldokumenten 
gleichgestellt  und  zur  Voraussetzung  erhoben,  dafs  die  dolose  Verfügung 
durch  Tradition  oder  Übertragung  erftlUt  worden  ist  Man  hat  Übrigens 
mit  Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  die  Bestimmung  in  Ziff.  1 
ihrem  Wortlaute  nach  nicht  auf  „dolose^  Vertilgungen  beschränkt  ist, 
wenn  derartige  Verfügungen  auch  in  ereter  Linie  getroffen  werden 
sollen.     Über  den  Begriff  „Waren*"  vergl.  August-Heft  S.  291.     Titel- 
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dokumente  sollen  zufolge  von  §  62  Ziff.  1  in  demselbeQ  Sinne  anfea- 
haaea  sein,  wie  in  den  Factors  AcU^  d.  h.  es  sind  daronter  diejenigen 
Urkunden  zu  ventehen,  welche  im  gewöhnlichen  OeschKftsYerlaafe  zum 
Nachweise  des  Besitzes  von  Waren  oder  der  Kontrolle  Uber  Waren 
benutzt  werden,  oder  welche  den  Inhaber  kraft  eines  Indossaments 
oder  auf  Orund  der  blofsen  Innehabung  zur  Übertragung  oder  Emp&ng- 
nahme  der  durch  die  Urkunde  vertretenen  Waren  ermächtigen  oder  za 
ermächtigen  scheinen,  z.  B.  Konnossemente,  Dockanweisungen  u.  s.  w. 
„Tradition  (ddwery)^  bedeutet  die  freiwillige  Übertragung  des  Besitzee 
▼on  einer  Person  auf  eine  andere  (§  62  Ziff.  1);  der  Begriff  „im 
guten  Olauben*'  wird  als  „thatsftchltch  ehrlich,  sei  <«  nachlässig  od« 
nicht*'  definiert  (§  62  Ziff.  2).  Eine  Person  (einschliefslich  Personen- 
mehrheiten und  juristischer  Personen)  befindet  sich  im  Bentz  von 
Waren  oder  der  bezüglichen  Titeldokumente,  falls  dieselben  sich  in 
ihrem  aktuellen  Gewahrsam  befinden  oder  vorbehaltlich  ihrer  Kontroll« 
oder  für  sie  oder  in  ihrer  Vertretung  in  der  Innehabung  einer  anderen 
Person  sind  {Factors  Ad  1889  §  1  Ziff.  2). 

Voraussetzung  der  Ziff.  1  ist  zunächst,  dafs  die  äufseren  Indizien 
des  Eigentums  vorliegen,  d.  h.  der  Verkäufer  mufs  sich  im  Besitz  der 
Waren  oder  Titeldokumente  befinden,  mag  er  im  Besitz  verblieben  sein 
oder  den  Besitz  wieder  erlangt  haben.  Ob  der  Verkäufer  die  Waren 
oder  blofs  die  Titeldokumente  besitzt,  bleibt  f^r  die  Anwendung  da 
Ziff.  1  irrelevant.  Ein  ostensibles  Eigentum  kann  sowohl  in  dem 
einen,  wie  in  dem  anderen  Falle  vorliegen,  wenn  auch  der  wirkliche 
Eigentümer  sich  im  letzteren  Falle  viel  leichter  schützen  kann,  da  er 
das  Titeldokument  nur  an  seine  eigene  Order  zu  stellen  braucht,  um 
ein  doloses  Verfügen  zu  verhindern.  Die  Ziff.  1  setzt  weiter  voraus, 
dafs  die  dolose  Verfügung  durch  Tradition  der  Waren  oder  durch 
Übertragung  des  Titeldokuments  erfUllt  worden  ist  Es  wurde  bereits 
oben  bemerkt,  dafs  diese  Voraussetzung  im  Jahre  1889  eingeführt 
wurde.  Die  von  dem  Verkäufer  vorgenommene  Verfügung  kann  ein 
Kau%eschäft,  eine  Verpfandung  oder  eine  andere  Verfügung,  z.  B.  ein 
Tauschgeschäft,  sein,  während  die  Tradition  oder  Übertragung  entweder 
von  dem  Verkäufer  selbst  oder  von  einem  für  ihn  thätigen  Hamdeb- 
vertreter  vorgenommen  sein  kann.  Soweit  der  Verkäufer  selbst  die 
IVadition  oder  Übertragung  vornimmt^  sind  „Waren^  (goods)  in  dem 
weiten  Sinne  aufzufassen,  welcher  in  Bd.  VI  S.  291  näher 
definiert  worden  ist,  so  dafs  unter  den  Begriff  nicht  blofs  „Handels'^gut, 
sondern  z.  B.  auch  eine  Hauseinrichtung  fallen  würde.  Anders  liegt 
die  Sache,  wenn  die  tradierende  oder  übertragende  Person  ein  Handels- 
vertreter (mercantüe  agent)  ist,  d.  h.  zufolge  der  Faäors  Aä  1889 
§  1  Ziff.  1  ein  Handelsvertreter,  welcher  in  dem  üblichen  Verlauf« 
seines  Geschäfts  als  solcher  Vertreter  ermächtigt  ist,  Waren  zu  yet- 
kaufen,  oder  zum  Zwecke  des  Verkaufes  durch  einen  Anderen  zu  kon- 
signieren, oder  Waren  zu  kaufen,  oder  gegen  Verpfandung  derselben 
ein  Darlehn  au&unehmen.  Tradiert  oder  überträgt  ein  derartiger 
Handelsvertreter,    so  dürften  unter  ^ Waren*  nur  diejenigen  Waren  zu 
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ventehen  sein,  Über  welche  der  betreffende  Handelsvertreter  im  gewöhn- 
lichen Verlanfe  seines  Geschilfts  zu  verfügen  gewohnt  ist  Die  Kenntnis 
von  dem  früheren  Verkauf  braucht  nicht  notwendigerweise  eine  direkte 
Kenntnis  zu  sein;  es  genügt  vielmehr,  dafs  Umstilnde  bekannt  sind, 
welche  einen  verständigen  Geschäftsmann  zu  der  Annahme  führen 
würden,  dafs  die  Waren  bereits  verkauft  sind.  Li^en  sämtliche 
Voraussetzungen  der  Ziff.  1  vor,  so  wird  der  Tradierende  oder  Über- 
tragende behandelt,  als  wäre  er  der  Handelsvertreter  des  ersten  Käufers, 
so  dafs  der  Abschnitt  der  Faäors  Act  1889  über  Verfügungen  seitens 
Handelsvertreter  Anwendung  findet 

In  ihrer  Anwendung  auf  den  Käufer  datiert  die  Ziff.  2  aus  dem 
Jahre  1877.  Die  Formuliening,  welche  der  Satz  1877  erhielt,  wurde 
in  einzelnen  Beziehungen  durch  die  Fckdors  Ad  1889  abgeändert, 
deren  §  9  nahezu  wörtlich  mit  der  hier  fraglichen  Ziff.  2  überein- 
stimmt Während  Ziff.  1  voraussetzt,  dafs  „verkauft"  ist,  genügt  im 
Falle  der  Ziff.  2,  dafs  „vereinbart*'  ist,  zu  kaufen.  Ziff.  2  kommt 
mithin  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  der  Kauf  wegen  Nicht- 
beachtung des  §  4  nicht  durch  EUage  erzwungen  werden  kann,  sowie 
femer,  Mls  der  Käufer  berechtigt  ist,  die  Waren  zu  retoumieren.  Die 
Ziff.  2  verlangt  zunächst,  dafs  der  Käufer  den  Besitz  der  Waren  oder 
der  bezüglichen  Titeldokumente  erlangt  hat,  und  dafs  dieser  Besitz  mit 
Konsens  des  Verkäufers  erlangt  worden  ist  Weitere  Voraussetzungen 
sind  —  genau  wie  in  Ziff.  1  — ,  dafs  die  zweite  Verfügung  durch 
Tradition  oder  Übertragung  erfüllt  wurde,  und  dafs  der  zweite  Er- 
werber im  guten  Glauben  und  ohne  Kenntnis  empfangen  hat.  Die 
Worte  „sonstiges  Recht *^  schliefsen  Eigentumsrecht,  Recht  wieder 
Besitz  zu  ergreifen,  Recht  den  Vertrag  wegen  Betruges  anzufechten, 
a.  s.  w.  ein.  Liegen  alle  Voraussetzungen  der  Ziff.  2  vor,  so  tritt 
dieselbe  Wirkung  ein,  wie  im  Falle  der  Ziff.  1. 

Über  den  Begriff  „Handelsvertreter^  in  Ziff.  3  vergl.  das  ad  Ziff.  1 

Bemerkte. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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Das  internationale  Eliereclit 

nach  dem  B&rgerlichen  Gesetzbuche  fDr  das  Deuieche  Reich  uid 
den  BeechiOssen  dee  Institut  de  droit  international  und  das 

Internationalen  Kongresses  in  Haag. 

Von  «f.  Kelllel»  Kgl.  BezirksamtsasaesBor  in  Marktbeidenfeld. 

Den  Gegenstand  der  folgenden  Abhandlang  bildet  eine  vergleicboide 
DarBtellung  der  Bestimmungen  des  Einflibrungsgesetzes  des  BttigerlicheD 
Gesetzbuches  des  Deutschen  Reiches  über  die  räumliche  Herrschaft  der 
auf  das  RechtsverhHltnis  der  Ehe  bezüglichen  Gesetze^),  des  von  dem 
Institut  de  droit  intemcttional  aufgestellten  Reglement  inkmaHonal  des 
conflits  de  hia  en  matihte  de  mariage  et  de  diwrce^)  und  der  Be- 
schlüsse des  internationalen  Kongresses  in  Haag  über  die  Eheschliefsu^g, 
die  Wirkungen  der  Ehe  auf  den  Personenstand  der  Frau  und  der 
Kinder  und  die  Ehescheidung   und  Trennung   von  Tisch   und  Bett^). 


1)  Die  Bestimmunffen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  des  Deutacheii 
Reichs  über  die  r&umlicne  Herrschaft  der  Rechtsnormen  finden  sich  im  Busf - 
Ges.  Art  7  fil  Der  sog.  Entwurf  erster  Lesung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches enthielt  überhaupt  keine  intemationalrechtlichen  Bestirnmuni^n.  Die 
mit  der  Herstellung  des  Entwurfs  zweiter  Lesung  betraute  Konunission  fwte 
solche  Bestimmungen  als  6.  Buch  dem  Büigerhchen  Gesetzbucbe  an.  von 
Seiten  des  Bundesrats  wurden  die  Bestimmungen  in  dnzelnen  Punkten  ab- 
geändert und  in  das  Einfuhrungsgesetz  aufgenommen.  In  der  vom  Bondes- 
rate festgesetzten  Form  sind  dieselben  Gesetz  geworden. 

2)  Das  Insiitut  de  droU  international  hat  das  internationale  Ehereekt 
zum  erstenmal  im  Jahre  1883  auf  seiner  Session  zu  München  zum  QeKen- 
Stande  seiner  Beratunffen  gemacht;  damals  hatten  Amtz  und  Weeüake  den 
Institut  einen  Entwurf  unterbreitet,  dessen  Beratung  mit  Rücksicht  auf  einen 
von  V,  Bar  und  Bruaa  in  Aussicht  gestellten  Gesetzentwurf  vertagt  wurde.  — 
Annuaire  de  VInetitut  Bd.  VH  S.  42  ff. — Dieser  Entwurf  kam  auf  der  Session  des 
Institut  zu  Brüssel  im  Jahre  1885  in  Vorlag  —  Annuaire  Bd.  VTH  S.  67  ff.  — ; 
gleichzeitig  unterbreitete  König  einen  dntten  Entwurf  —  Annuaire  Bd.  VTU 
S.  70.  —  Die  drei  Entwürfe  kamen  in  zwei  Sitzungen,  am  6.  and 
7.  September  1887 ,  auf  der  Session  des  Institut  zu  Heidelberg  zur  Beratnag 
—  Annuaire  Bd.  IX  S.  76,  126  — .  Der  Text  der  Heidelb<^er  Beschlfisae 
wurde  von  r.  Bary  Brusa  und  König  gemeinsam  festgestellt  und  dem  Institut 
auf  seiner  Session  zu  Lausanne  im  Janre  1888  gleiäizeitig  mit  einem  von 
V.  Bary  Brusa^  König ^  Olaason  und  Rolin-JaewiemynH  ausgearbeiteten  neuen 
Entwürfe  zur  Beratung  unterbreitet  Das  Ergebnis  der  mehrjährigen  ArbeiteB 
bildet  das  in  der  Plenarsitzung  vom  5.  September  1888  aufgestellte  Reglement 
international  des  conflits  de  tois  en  matiire  de  mariage,  —  Annucure  Bd.  X 
S.  58  ff. 

3)  Der  erste  Kongrefs  in  Haag  hat  infolge  einer  Einladang  der  nieder- 
ländischen Regierung  vom  12.  bis.  27.  September  1893  stattgefunden.  Za 
demselben  hatten  Deutschland,  Osterreicn- Ungarn,  Belgien,  Dänemark. 
Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  die  Niederlande,  Portugal.  Rufs- 
land  und  die  Schweiz  Deleffierte  geschickt  Zweck  der  Konferenz  war,  über 
verschiedene  streitige  Punkte  des  internationalen  Privatreehts  ein  Bnver- 
st&adnis  der  beteiligen  Staaten  anzubahnen.  Unter  Abstandnahme  von  der 
Erörterung  allgememer  und  abstrakter  Fragen  entschlofs  man  sidi,  nnr 
specielle  Gegenstände  von  hervorragend  praktischer  Bedeutung  zur  Beratmiig 
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Die  Oesetzgebang  entschliefst  sich  erfahrungsgemlirs  nur  zögernd 
zur  Rodung  von  Fragen  des  internationalen  Rechts.  Auch  im 
ersten  Entwarf  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  des  Deutschen  Reiches 
hatte  die  räumliche  Hemchafl  der  Rechtsnormen  keine  Beachtung 
gefunden.  Es  ist  anzunehmen,  dafs  die  Verhandlungen  des  inter- 
nationalen Kongresses  in  Haag,  dem  ersten  Kongresse,  auf  welchem 
in  offizieller  Weise  internationales  Priyatrecht  zum  Gegenstände  eines 
Meinungsaustausches,  wenn  man  so  sagen  darf,  zwischen  den  Regierungen 
der  europäischen  Staaten  geworden  ist,  nicht  ohne  Einflufs  waren  auf 
den  Entschlufs  der  mit  der  zweiten  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  betrauten  Kommission,  Bestimmungen  Über  die 
räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  in  das  Gesetzbuch  aufzunehmen, 
und  dafs  die  Beschlüsse  des  Kongresses,  wie  die  umfassenden  Arbeiten, 
welche  das  Institut  de  droit  international  seit  seinem  Bestehen  den 
Fragen  des  internationalen  Privatrechts  gewidmet  hat,  bei  der  Aus- 
arbeitung der  intemationalrechtlichen  Bestimmungen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  nicht  ohne  Berücksichtigung  geblieben  sind.  Da  anderer- 
seits die  Arbeiten,  sowohl  des  Institut,  wie  jene  des  Kongresses,  von 
dem  Bestreben  geleitet  sind,  die  Herstellung  einer  Rechtseinheit  in 
Fragen  der  räumlichen  Herrschaft  der  Gesetze  anzubahnen  und  ihre 
Beschlflsse^  den  Weg  weisen,  auf  welchem  dieses  Ziel  unter  möglich- 
ster Berücksichtigung  widerstreitender  Interessen  am  siebersten  zu  er- 
reichen ist,  so  liefert  eine  vergleichende  Darstellung,  wie  sie  mit  der 
folgenden  Abhandlung  ^r  eines  der  wichtigsten  Rechtsverhältnisse  in 
Aussicht  genommen  ist,  nicht  nur  den  geeignetsten  Mafsstab  für  eine 
Kritik  der  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  rilum- 
liche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts, 
sondern  auch  wertvolles  Material  ftlr  die  Rechtsprechung  bei  Anwendung 
derselben. 


heranzuziehen.  Eine  der  vier  Materien,  auf  welche  man  die  Besprechungen 
beschränken  wollte,  war  das  internationale  Eherecht  Der  von  der  ersten 
Kommission  der  Konferenz  vorgelegte  Entwurf  behandelt  die  materiellen 
und  formellen  Voraussetzung^  der  Eheschliefsun^. 

Der  zweite  Kongrefs  fand  vom  25.  Juni  bis  13.  Juli  1894  statt.  Zu 
demselben  hatten  auch  Schweden  und  Norwej^en  Del^erte  geschickt  Die 
erste  Kommission  war  mit  der  Revision  der  im  Schlulsprotokoll  der  ersten 
Konferenz  über  die  Eheschliefsung  enthaltenen  Bestimmux^en  und  der 
Attfetellung  allgemeiner  Grundsätze  über  die  Wirkungen  der  Ehe,  die  Ehe- 
scheidung und  die  Ehetreonung  betraut.  Die  Kommission  selbst  beschlofs, 
die  vermögensrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  späterer  Beratung  vorzu- 
behalten, und  ihre  Beratnngen  auf  die  Wirkungen  oer  Ehe  auf  den  rersonen- 
Btand  der  Ehefrau  und  der  Kinder  zu  beschränken. 

Bcdchte  über  den  ersten  und  den  zweiten  Kongrefs  mit  Angabe  des 
Textes  der  Schlufsprotokolle  von  Dr.  W.  Cahn  s.  diese  Zeitschr.  Bd.  IV 
S.  1  ff.  und  Bd.  V  S.  1  ff.;  dami  Clunet^  Journal  du  droit  trUemational 
privi  Bd.  XX  S.  1275,  Bd.  XXII  S.  197;  vergl.  auTserdem  Ä.  Laini,  La 
eonf^enee  de  la  Haye  relative  tn  droit  international  privi:  Clunet.  Journal 
Bd.  XXI  S.  5  ff.,  236  ff.;  Bd.  XXII  S.  465  ff.,  734  ff. 
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/.    Das  R^lement  iniematumci  des  Conflits  de  lois  en  matüre 
de  mariage  et  de  divorce  des  Institut  de  droit  intematicntü. 

Entsprechend  den  auf  der  Seeaion  des  Institut  de  droit  iniemoHond 
zu  Oxford  im  Jahre  1882  aufgestellten  allgemeinen  Orandafttsen  ist 
auch  in  dem  Reglement  desselben  über  die  Entscheidung  von  OoDetaco 
konflikten  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  dem  Nationalgeseta  in  den 
meisten  Füllen  der  Vorzug  vor  dem  territorialen  Rechte  geigebeo. 
Durchbrochen  ist  das  Princip,  abgesehen  von  der  Rttcksichtnahme  auf 
die  öffentliche  Ordnung  des  Staates,  in  welchem  fremdes  Recht  zur 
Anwendung  kommen  soll,  bezüglich  des  ehelichen  Güterrechts  (Baglement 
Art.  14),  für  welches  die  Gesetze  des  ersten  Wohnsitzes  der  Ehegatten 
bestimmend  sein  sollen;  au%egeben  ist  das  Princip  femer  mit  der  Be- 
stimmung (Art  18),  dafs  über  das  Vorhandensein  von  Scheidungs- 
grttnden  ausschliefslich  nach  dem  Rechte  am  Orte  der  Klagestelliiiig  n 
entscheiden  ist  Über  seine  eigentliche  Aufgabe,  das  Herrschaftsgebiet 
der  positiven  Gesetzgebungen  zu  bestimmen,  geht  das  R^lemtsnt  hin- 
aus mit  der  Bestimmung  (Art  8)  Über  die  Gründe,  welche  die  Nichtig- 
keitserklärung einer  Ehe  rechtfertigen. 

Für  die  einzelnen  in  Betracht  zu  ziehenden  Fragen  sind  folgende 
Lösungen  vorgeschlagen. 

Die  Form  der  Eheschliefsung  bestimmt  das  Gesetz  des 
Eheschliefsungsortes  (Art  1).  Der  Satz  kommt  indessen  nicht  aus- 
nahmslos zur  Anwendung.  Als  formell  gültig  werden  auch  betrachtet 
die  in  nichtchristlichen  Ländern  nach  Mafsgabe  der  bestehenden  Kapital«- 
tionen  und  die  vor  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln  von  Ange- 
hörigen des  von  diesen  vertretenen  Staates  abgeschlossenen  Ehen  (Art.  2), 
aufserdem  die  Eheschliefsungen  vor  den  diplomatischen  Agenten  oder 
Konsuln  des  Heimatataates  des  Ehemannes,  gleichviel  ob  diese  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Standesbeamte  von  dem  Staate,  in  welchem  die  Ehe 
geschlossen  wird,  anerkannt  sind,  wenn  die  Form  der  Eheschlie&nng 
in  einem  Staate  eine  rein  religiöse  ist  (Art.  8).  Die  letzte  Bestimmung 
bezweckt,  allen  Personen  die  Eingehung  einer  Ehe,  wenn  ihr  National- 
gesetz sie  ihnen  gestattet,  auch  im  Auslande  möglich  zu  machen;  sie 
entspricht  einem  thatsächlich  vorhandenen  BedüHnis.  Die  allgemeine 
Zulassung  der  Eheschliefsung  vor  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln 
verrät  den  Einflufs  jener  Theorie ,  welche  die  Regel  locus  regit  aehm 
auch  bezüglich  der  Form  der  Eheschliefsung  nur  fiikultativ  zur  An- 
wendung bringen  will. 

Die  Voraussetzungen  der  Eheschliefsung  bestimmt  (^ 
jeden  der  beiden  zukünftigen  Ehegatten  sein  Nationalgeseta ;  in  gewissen 
Punkten  ist  daneben  auch  den  Gesetzen  des  Eheschliefsungsortes  za 
entsprechen:  es  kann  mit  anderen  Worten  dem  Abschlufs  einer  nach 
den  Nationalgesetzen  der  Ehegatten  an  sich  zulässigen  Ehe  auf  Grund 
der  Gesetze  des  Eheschliefsungsortes  ein  Verbot  entgegengesetzt  werden. 
Ausschliefslich  nach  dem  Nationalgesetze  bestimmt  sich  das  Alter  der 
Ehemündigkeit  und  die  Notwendigkeit  der  Zustimmung  von  Eltern  und 
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Vormttndem.  Dagegen  kommt  aufser  den  Nationalgesetzen  auch  das 
Gesetz  des  Eheschliefsungsortes  zur  Anwendung,  soweit  ein  bestehendes 
Verwandtschafts-  oder  Schwftgerschaftsyerhttltnis  ein  Ehehindernis  bildet, 
und  bezüglich  der  Notwendigkeit  eines  Angebotes  (Art.  5). 

Das  Recht  der  Dispenserteilung  ftlr  Ehehindemisse ,  welche  nach 
den  Nationalgesetzen  vorhanden  sind,  steht  den  Behörden  des  Staates, 
in  dessen  Gebiet  die  Ehe  geschlossen  wird,  in  demselben  Umfange  zu, 
in  welchem  es  den  Behörden  des  Heimatstaates  der  Ehegatten  zu- 
kommen würde  (Art.  6). 

Instruktionell  ist  die  Bestimmung  über  das  Recht  diplomatischer 
Agenten  und  Konsuln  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  das  Vor- 
handensein der  Voraussetzungen  zum  Abschlufs  einer  Ehe  für  die 
Angehörigen  der  von  ihnen  vertreteneu  Staaten  (Art  ?)• 

In  das  R^lement  sind,  wie  bereits  erwfthnt,  selbständige  Be- 
stimmungen über  die  Folgen  eines  Mangels  der  Voraussetzungen  zum 
Abschlufs  einer  Ehe  aufgenommen :  hiemach  kunn  eine  Ehe  Air  nichtig 
erklärt  werden,  wenn  die  Bestimmungen  der  Nationalgesetze  der  beiden 
Ehegatten  über  Ehemündigkeit,  über  Ehen  zwischen  Verwandten  und 
Verschwägerten  und  über  das  Aufgebot,  oder  die  Bestimmungen  des 
Nationalgesetzes  des  Ehemannes  über  die  Notwendigkeit  der  Zustimmung 
von  Eltern  oder  Vormündern  verletzt  sind  (Art  8  und  9).  Wenn 
eine  Ehe,  welche  nach  dem  Nationalgesetze  des  einen  Kontrahenten 
gültig  ist,  in  dem  Heimatstaate  des  anderen  Kontrahenten  für  nichtig 
erklärt  ist,  soll  dieselbe  vorbehaltlich  der  Wirkungen  einer  Putativehe 
überall  als  nichtig  behandelt  werden  (Art  16). 

Die  Wirkungen  der  Eheschliefsung  auf  die  recht- 
liche Stellung  der  Frau  und  der  vor  der  Ehe  geborenen 
Kinder  bestimmen  sich  nacli  dem  Nationalgesetze  des  Ehemannes  zur 
Zeit  der  Eheschliefsung  (Art  10).  Dieses  Gesetz  allein  entscheidet 
demnach  darüber,  ob  die  vorehelichen  Kinder  durch  die  Ehe  legitimiert 
werden. 

Nach  demselben  Gesetze  werden  die  wechselseitigen  Rechte 
und  Pflichten  der  Eheleute  beurteilt,  vorbehaltlich  jedoch 
solcher  Beschränkungen,  welche  in  dem  öffentlichen  Rechte  des  Aufent- 
haltsortes der  Ehegatten  begründet  sind  (Art.  11).  Der  Vorschbig, 
das  Recht  des  Wohnsitzes  entscheiden  zu  lassen,  wurde  abgelehnt  unter 
Hinweis  auf  die  dem  Ehemanne  damit  gegebene  Möglichkeit,  durch 
einfachen  Wechsel  des  Wohnsitzes  die  Rechtsverhältnisse  zum  Nachteil 
der  Ehefrau  zu  ändern.  Zur  Rechtfertigung  des  Vorschlages  war 
darauf  hingewiesen  worden,  dafs  die  Gründe  für  Auflösung  der  Ehe 
nach  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  —  an  welchen  auch 
der  ausschliefsliche  Gerichtsstand  für  Klagen  in  Ehesachen  angenommen 
ist  —  beurteilt  werden  und  ein  gleiches  aus  dem  Grunde  auch  hin- 
sichtlich der  persönlichen  Beziehungen  der  Ehegatten  geboten  sei,  weil 
die  Bestimmungen  über  die  Auflösung  der  Ehe  gleichsam  die  Sanktion 
derjenigen  über  die  wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Eh^atten 
enthalten. 
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Das  eheliche  Güterrecht  kann  durch  Vertrag  geregelt  werden 
in  der  den  Oesetzen  des  Ortes  des  Vertragsschlusses  oder  in  der  dem 
Nationalgesetze  des  Ehemannes  entsprechenden  Form  (Art.  13) ;  mangds 
eines  Vertrages  und  vorbehaltlich  einer  aus  besonderen  Umstfnden  oder 
Thatsaehen  sich  ergebenden  gegenteiligen  Absicht  der  EheBcbliefseDdea 
bestimmt  sich  dasselbe  nach  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wobn^ 
Sitzes  (Art.  14).  Ein  Wechsel  des  Wohnsitzes  oder  der  Staatstng^ 
hörigkeit  bleibt  vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter  ohne  Einflnfs  anf  du 
einmal  begründete  eheliche  Güterrecht  (Art  15);  aucii  eine  vertngs- 
mäfsige  Änderung  ist  ausgeschlossen. 

Die  Bestimmungen  gelten  sowohl  für  bewegliche,  wie  för  un- 
bewegliche Sachen ,  soweit  nicht  filr  solche  ein  Specialgesetz  zur  An- 
wendung kommt  (Art  12). 

Die  Anwendung  des  Rechtes  des  Wohnsitzes  wird  begründet  mit 
dem  Hinweis  auf  den  dispositiven  Charakter  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  das  eheliche  Güterrecht  und  auf  die  Vermutung,  dais 
die  Anwendung  dieses  Rechtes  dem  Willen  der  Ehegatten  am  meisten 
entspricht 

Die  Zulässigkeit  einer  Ehescheidung  im  allgemeinen  bestimmt 
sicli  nach  dem  Nationalgesetz  der  Ehegatten;  dagegen  entscheidet 
darüber,  ob  ein  Scheidungsgrund  vorhanden  ist,  wie  bereits  erwähnt, 
das  Gfesetz  des  Ortes  der  Klagestellung.  Die  von  dem  zuständigen 
Gerichte  ausgesprochene  Ehescheidung  soll  überall  anerkannt  werden 
(Art  17  und  18). 

IL    Die  Beschlüsse  des  internationalen  Kongresses  in  Haag, 

Die  Beschlüsse  des  Haager  Kongresses  über  die  Ehe  gehen  eben- 
fiJls  unverkennbar  von  dem  Satze  aus,  dafs  die  Staatsangehörigen  aoch 
im  Auslande  principiell  den  Gesetzen  ihres  Heimatstaates  unterworfen 
bleiben.  Derselbe  kommt  nicht  nur  zur  Anwendung  bezüglich  da 
Rechts  zur  Eheschliefsung  (SchlufsprotokoU  des  zweiten  Kongresses  la 
Art  1),  dann  der  Wirkungen  der  Ehe  auf  den  Personenstand  der 
Ehefrau  und  der  Kinder  (a.  a.  0.  Ib  Art.  1  ff.)  und  der  Zulüasigkeit 
der  Ehescheidung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (a.  a.  0.  Ic 
Art.  1  ff.) :  er  hat  auch  bezüglich  der  Form  der  Eheschliefsung  insoferne 
Anerkennung  gefunden,  als  es  als  selbstverständlich  bezeichnet  ist,  dais 
„die  Länder,  nach  deren  Gesetzgebung  eine  religiöse  Trauung  er- 
forderlich ist,  die  Ehen  ihrer  Staatsangehörigen  als  nicht  gültig  erachten 
können,  sobald  jene  ohne  Beobachtung  dieser  Vorschrift  im  Auslände 
geschlossen  worden  sind^  (la  Art  4  Abs.  1,  zweiter  Satz)  und  dafs 
„die  in  betreff  des  Aufgebotes  bestehenden  Bestimmungen  des  National' 
gesetzes  berücksichtigt  werden  müssen"  (a.  a.  0.  Abs.  2,  erster  Satz). 

Ausnahmen  von  dem  Satze  sind  zugelassen  von  dem  Gesichtspunkte 
aus,  dafs  keinem  Staat  zugemutet  werden  kann,  in  seinem  Gebiete  die 
Anwendung  solcher  fremder  G^«etze  zu  dulden,  welche  mit  grand- 
legenden   Anschauungen     seines    Gesamtrechtslebens     in    Wid^dpmeli 
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stehen.  Die  lokalen  Gesetze  können  daher  den  Nationalgesetzen  gegen- 
ttber  prohibitiy  wirken,  aber  auch  nur  prohibitiv,  in  keinem  Falle 
können  sie  den  Ausländem  die  Austlbung  von  Rechten  gestatten,  welche 
das  Nationalgesetz  ihnen  verweigert.  Ausdrücklich  wird  dieser  Vor- 
behalt gemacht  bezüglich  des  Rechtes  zur  Eheschliefsnng :  „Die  zu- 
künftigen   Ehegatten    können in    einem    anderen    als   ihrem 

Heimatlande  nur  unter  den  von  ihrem  betreffenden  Nationalgesetze 
vorgesehenen  Bedingungen  eine  Ehe  abschliefsen'*  (a.  a.  0.  la  Art.  1, 
letzter  Satz);  eine  ausgedehnte  Anwendung  findet  er  auf  dem  Gebiete 
der  Ehescheidung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (a.  a.  0. 
Ic  Art  1  ff.). 

Die  Fülle,  in  denen  neben  dem  Nationalgesetze  die  lokalen  Gesetze 
berücksichtigt  werden  können,  sind  erschöpfend  aufgezählt. 

Bezüglich  der  Form  der  Eheschliefsnng  gilt  der  Satz  locus  regit 
<i€tum^  und  zwar  imperativ  mit  der  bereits  erwähnten  Ausnahme  für 
Eheschliefsungen  von  Angehörigen  solcher  Länder,  nach  deren  Gesetz- 
gebung eine  religiöse  Trauung  erforderlich  ist  und  einer  weiteren 
allerdings  sehr  beschränkten  Ausnahme  zu  Gunsten  der  vor  diploma- 
tischen und  konsularischen  Agenten  vollzogenen  Eheschliefsungen 
{a.  a.  0.  la  Art  4  und  5). 

Dafs  die  wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Ehegatten  nur 
^ durch  diejenigen  Rechtsmittel  bestätigt  werden  können,  die  auch  das 
Gesetz  des  Landes,  wo  die  Bestätigung  erbeten  wird,  gestattet^  (a.  a.  0. 
I  b  Art.  2),  eigiebt  sich  aus  der  öffentlichrechtlichen  Natur  der  Prozefs- 
bandlungen. 

Im  einzelnen  sind  folgende  Bestimmungen  als  Grundlage  eines 
internationalen  Übereinkommens  oder  auch  einseitiger  gesetzlicher 
Regelung  auf  dem  Kongresse  zur  Annahme  gelangt. 

Das  Recht  der  Eheschliefsnng,  die  inneren  Bedingungen 
für  die  Gültigkeit  der  Ehe,  richten  sich  nach  dem  National- 
gesetze  eines  jeden  der  zukünftigen  Eh^atten  „unter  dem  Vorbehalte 
jedoch,  dafs,  wenn  das  Nationalgesetz  es  zuläfst,  auch  dem  Gesetze 
des  Wohnsitzes  oder  des  Eheschliefsungsortes  Rechnung  getragen  werden 
kann**  (a.  a.  0.  la  Art  1). 

In  der  Fassung  des  Schlufsprotokolls  des  ersten  Kongresses  lautete 
der  Beisatz:  „es  sei  denn,  dafs  dieses  Gesetz  (sei.  das  Nationalgesetz) 
selbst  sich  auf  das  Gesetz  des  Wohnsitzes  oder  auf  das  des  Ehe- 
schliefsungsortes beruft^.  Die  Änderung  erfolgte,  um  Mifsverständnissen 
über  die  Tragweite  jenes  Vorbehalts  zu  Gunsten  der  Gesetze  des 
Wohnsitzes  nnd  des  Eheschliefsungsortes  vorzubeugen.  Während  die 
ursprüngliche  Fassung  des  Artikels  zu  der  Annahme  berechtigen  konnte, 
dafs  mit  dem  Beisatz  das  Princip  der  Anwendung  des  Nationalgesetzes 
aufgegeben  werden  wollte,  ftlr  den  Fall,  dalk  dieses  Gesetz  selbst  es 
will,  sollte  durch  die  Änderung  klar  gestellt  werden,  dafs  auch  in 
diesem  Falle  das  Nationalgesetz  mafsgebend  bleibt,  dafs  es  aber  zur 
Gültigkeit  der  Ehe  genügt,  wenn  die  Erfordernisse  des  Gesetzes  des 
Wohnsitzes  oder  Eheschliefsungsortes  erfüllt  sind. 
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Das  Gesetz  des  Eheschlielsniigsortes  kann  die  Ehe  von  Avsbbiden 
untersagen ,  wenn  sie  im  Widersprach  stehen  würde  mit  der  von  ihm 
gestellten  Forderung  der  Auflösung  einer  früheren  Ehe,  mit  oam 
absoluten  Eheverbote  wegen  eines  zwischen  den  znkünitigen  Ehegttten 
bestehenden  Verwandtschafts-  oder  SchwUgerschaAsverbkltnisseB  oder 
endlich  mit  einem  absoluten  Verbote  einer  EheschlieTsiuig  swisebeii 
den  Mitschuldigen  eines  Ehebruchs,  der  zur  AnflOsung  der  Ehe  des 
einen  oder  anderen  Teiles  gefUhrt  hat  (a.  a.  0.  la  Art  2). 

Als  absolutes  Hindernis  im  Sinne  dieser  Bestimmung  ist  narh  den 
Kommissionsbericht  ein  solches  zu  erachten,  das  durch  Dispens  nidit 
behoben  werden  kann.  Keinen  Au^hlufs  giebt  der  KommisBiotf' 
bericht  darüber,  ob  mit  der  Forderung  der  Auflösung  einer  froheren 
Ehe  nur  das  Verbot  der  Doppelehe  gemeint  ist,  oder  ob  auch  die 
Frage,  ob  eine  Ehe  als  gelüst  zu  betrachten  ist,  nach  dem  Geeet» 
des  Eheschliefsungsortes  sich  bestimmt,  ob  also,  wenn  nach  dieeoD 
Gesetz  die  Auflösung  einer  Ehe  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehe- 
gatten möglich  ist,  die  im  Auslande  ausgesprochene  Scheidung  der  Ehe 
als  Auflösung  im  Sinne  dieses  Gresetzes  erachtet  werden  mufs. 

Von  rein  instruktioneller  Bedeutung  ist  die  Bestimmung  über  die 
Verpflichtung  der  Auslander,  den  Beweis  der  Erfüllung  der  nach  ihm 
Nationalgesetzen  zur  Eheschliefsung  notwendigen  Bedingungen  zu  liefen 
und  über  die  Form,  in  welcher  dieser  Beweis  zu  erbringen  ist  (a.  a.  0. 
la  Art  8). 

Bezüglich  der  Form  der  Eheschliefsung  gilt,  wie  bereits 
angedeutet,  der  Satz  locus  regit  actum;  als  allgemein  gültig  wird  dem- 
nach jede  Ehe  anerkannt,  die  nach  dem  Gesetze  des  Eheschliersnngs- 
ortes  gtlltig  ist.  Nur  diejenigen  Lander,  nach  deren  Geset^ebung  eine 
religiöse  Trauung  erforderlich  ist,  können  Ehen  ihrer  Staatsangebttrigen 
als  nicht  gültig  erachten,  sobald  jene  ohne  Beachtung  dieser  Vonchiift 
im  Auslande  geschlossen  worden  sind.  DaPs  die  Bestimmungen  des 
Nationalgesetzes  über  das  Au%ebot  berücksichtigt  werden  müneo, 
wurde  gleichfalls  bereits  erwähnt  (a.  a.  0.  la  Art  4)-  Der  Nachweb, 
dafs  dies  geschehen  ist,  wird  in  derselben  Weise  zu  erbringen  seis. 
wie  der  Nachweis  der  Erfüllung  der  sonstigen  zur  Eheschliefsung  not- 
wendigen Bedingungen. 

Ohne  Einflufs  auf  die  Anerkennung  der  im  Auslande  geschioesenco 
Ehen  und  deren  Gültigkeit  ist  die  Vorschrift,  dafs  eine  be^aubigt« 
Abschrift  des  Heiratsaktes  den  Behörden  des  Liandes  übermittelt  werdn 
soll,  dem  die  Ehegatten  angehören  (a.  a.  0.  Abs.  8i  letzter  Satz). 

Die  vor  einem  diplomatischen  Agenten  oderKonevl 
gesetzmäfsig  vollzogene  Eheschliefsung  wird  gleichftlh 
überall  als  gültig  in  formeller  Hinsicht  anerkannt,  doch  nur,  wenn  die 
beiden  vertragschliefsenden  Parteien  dem  von  der  Gesandtschaft  oder 
dem  Konsulate  vertretenen  Staate  angehören,  und  die  GesetsgeboDg 
des  Landes,  wo  die  Ehe  abgeschlossen  worden  ist,  dem  nicht  entgcf<0' 
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steht  (a.  a.  0.  la  Art.  5)^).  Die  Bedentung  dieser  Bestimmong  ist 
eine  äufserst  beschränkte :  es  wird  damit  nur  die  Streitfrage  entschieden, 
ob  die  vor  diplomatischen  Agenten  nnd  Konsuln  abgeschlossenen  Ehen 
auch  von  anderen  als  den  von  ihnen  vertretenen  Staaten  als  gültig 
anzuerkennen  seien;  sie  wird  bejaht  für  den  Fall,  dafs  der  Staat,  in 
dessen  Gebiet  die  Ehe  geschlossen  wird,  keinen  Einwand  dagegen 
erhebt 

Bestimmungen  darüber,  in  welchen  Fällen  eine  Ehe  als  nichtig  zu 
betrachten  sei,  sind  nicht  gi^eben  worden,  weil  das  Gesetz,  welches 
die  Bedingungen  der  Gültigkeit  einer  Ehe  und  die  bei  der  Ehe- 
schlieisung  zu  beobachtenden  Formen  bestimmt,  auch  darüber  ent- 
scheide, welche  Folgen  die  Nichtbeobachtung  seiner  Bestimmungen 
nach  sich  zieht,  und  daher  diese  Frage  schon  in  den  Beschlüssen  des 
Kongresses  über  das  bezüglich  der  Bedingungen  der  Gültigkeit  der 
Ehe  anzuwendende  Gesetz  ihre  Beantwortung  gefunden  babe^). 

Die  Wirkungen  der  Ehe  auf  den  Personenstand  und 
die  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau,  sowie  auf  den 
Personenstand  ihrer  etwa  vor  der  Ehe  geborenen  Kin- 
der richten  sich  nach  dem  Gesetze  des  Landes,  dem  der  Ehemann 
bei  Schliefsung  der  Ehe  angehörte,  die  wechselseitigen  Rechte 
und  Pflichten  der  Eheleute  nach  dem  Nationalgesetze  des  Ehe- 
mannes, und  wenn  dieser  allein  seine  Staatsangehörigkeit  wechselt, 
nach  dem  letzten  gemeinschaftlichen  Nation^igesetze.  Der  Personen- 
stand der  nach  der  Änderung  der  Staatsangehörigkeit  geborenen  Kinder 


4)  Der  Satz  des  Art.  5  folgt  aus  allgemdnen  Rechtsgmndsätzen. 
Gelegentlich  der  Revision  der  BeschlüBse  des  ersten  Kongresses  war  derselbe 
als  nberfltUisig  bezeichnet  worden,  weil  in  der  Gesetzgebung  keines  der  am 
Kongrefs  beteiligten  Staaten  ein  Recht  der  diplomatischen  Agenten  und 
Konsuln  zur  Vornahme  von  Eheschliefsongen  anerkannt  sei;  dem  gegenüber 
wurde  seitens  des  Berichterstatters  der  mit  dem  Entwürfe  der  eherecntlichen 
Bestimmungen  betrauten  Kommisaion  darauf  hingewiesen,  dafs,  wenn  auch 
nirgends  em  Gesetz  ausdrücklich  den  fremden  Vertretern  die  Vornahme  von 
Eheschliefsungen  gestatte,  doch  vernünftigerweise  zu  erwarten  sei,  dafs  die- 
jenigen Staaten,  welche  ihren  Vertretern  eine  solche  Befugnis  verleihen, 
auch  den  fremden  Vertretern  ein  gleiches  Recht  einräumen  nn  Frankreich, 
Belgien  und  Italien  ist  dies  auch  thats&chlich  der  Fall).  Ver^l.  dazu  Clunet^ 
J Oll  mal  Bd.  XXII  8.  472.  Dem  ersten  Kongresse  war  übngens  noch  eine 
weitere  Bestimmung  in  VoTBchiag  gebracht  worden,  nach  welcher  auch  die 
vor  dem  diplomatischen  Agenten  oder  Konsul  des  Staates,  dem  der  zu- 
künftige Ehemann  angehört,  gesetzmäfsig  vollzogene  Ehe  in  formeller  Hin- 
sicht aann  überall  als  gjültig  anzuerkennen  gewesen  wäre,  wenn  die  Form 
in  diesem  Lande  eine  rem  reli^ose  ist,  und  nur  der  Staat,  dessen  Angehörige 
die  von  ihm  geforderte  religiöse  Trauung  umgan^n  hätten,  der  Ehe  oie 
Anerkennung  Dätte  verweigern  können.  Von  selten  der  russischen  Dele- 
^erten  wurde  eine  Bestimmung,  nach  welcher  in  Rufsland  vor  einem  fianzö- 
Bischen  Konsul  eine  Russin  mit  einem  Franzosen  eine  Ehe  schüelsen  hätte 
können,  die,  mit  Ausnahme  von  Rufsland,  überall  als  gültig  zu  erachten  ge- 
wesen wäre,  als  unannehmbar  bezeichnet  und  infolge  dieses  Widerspruches 
die  Bestimmung  gestrichen.    Vergl.  dazu  Clunet,  Journal  Bd.  XXf  S.  28. 

5)  Vergl.  darüber  Clunet,  Journal  Bd.  XXII  S.  476. 


286  J-  Keidel  in  Marktheidenfeld, 

wird  nach  dem  neuen  Nationalgesetze  des  Vaters  beurteilt  (a.  a.  0.  Ib 
Art.  1—8). 

Die  Bestimmungen  gehen  von  der  Annahme  aus,  dafs  die  £hefi«c 
durch  die  Eheschliefsung  die  Staatsangehörigkeit  des  Ehemannes  erwirbt 
und  die  ehelichen  und  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimierten  Kinder 
der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters  folgen.  Für  den  Fall  eines  Wecbseb 
der  Staatsangehörigkeit  seitens  des  Ehemannes,  von  welchem  die  Ebe- 
frau  nicht  betroffen  wird,  war  zu  erwUgen,  ob  die  persönlidien  B^ 
Ziehungen  der  Ehegatten  nunmehr  nach  dem  neuen  Nationalgesetase  des 
Ehemannes  zu  beurteilen  seien.  Die  diesbezüglich  getrofiene  BestinuDai^ 
beruht  auf  der  Erwägung,  dafs  es  unbillig  wftre,  dem  Ehemann  dk 
Möglichkeit  zu  geben,  durch  einen  in  sein  Belieben  gestellten  Rechtsakt 
die  Stellung  der  Frau  zu  ihrem  Nachteile  zu  verflndem*). 

Ausnahmen  von  dem  Satze,  dafs  das  Nationalgesetz  die  Wixknngoi 
der  Ehe  auf  die  rechtliche  Stellung  der  Ehefrau  und  der  Kinder  be- 
stimmt, analog  jenen,  welche  die  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Ordnong 
des  Eheschliefsungsortes  bezüglich  der  Bedingungen  der  Eheschliersong 
angezeigt  erscheinen  liefs,  hielt  man  nicht  für  geboten. 

Die  weitgehendste  Berücksichtigung  haben  die  lokalen  Gesetze  er- 
fahren auf  dem  Gebiete  der  Ehescheidung  und  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  Das  Nationalgesetz  und  das  Gesetz  d» 
Ortes,  wo  die  Klage  gestellt  wird,  wirken  hier  nebeneinander  prohibitiT, 
und  zwar  sowohl  bezüglich  der  ZulMssigkeit  einer  Auflösung  der  Ebe 
überhaupt,  wie  bezüglich  der  Auflösungsgründe. 

Die  Ehescheidung  wie  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  kann 
nur  ausgesprochen  werden,  wenn  sowohl  das  Nationalgesetz  wie  das 
Gesetz  des  Ortes,  wo  die  Klage  erhoben  wird,  die  Scheidung  beiw. 
Trennung  zulassen,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  duui^ 
wenn  das  Nationalgesetz  die  Ehescheidung  und  das  Gesetz  des  Oites, 
wo  die  Klage  gestellt  wird,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zulassen 
(a.  a.  0.  Je  Art.  1,  3).  Im  umgekehrten  Falle  ist  eine  Auflösung  der 
Ehe  Ausländem  überhaupt  unmöglich. 

Die  Ehescheidung  wie  die  IVennung  von  Tisch  und  Bett  können 
auch  nur  aus  Gründen  beantragt  werden,  welche  gleichzeitig  in  dem 
Nationalgesetze  der  Eheleute  und  in  dem  Gesetze  des  Ortes,  wo  di« 
Klage  gestellt  wird,  anerkannt  sind.  Wenn  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  an  sich  erfolgen  kann,  weil  das  Nationalgesetz  die  £b^ 
Scheidung,   das   Gesetz,    wo   die   Klage   erhoben   wird,   aber   nur  die 


6)  Die  Absicht  des  Kongresses,  die  Ehefrau  gegea  eine  VerBcUecbte- 
ning  ihrer  rechtlichen  Stellung  durch  einen  Wechsd  der  Staatsangehöiigkeit 
seitens  des  Ehemannes  zu  schützen,  wird  durch  die  Bestimmung  des  Art  '^ 
nur  teilweise  erreicht  Wenn  der  Wechsel  der  Staatsangehöriflkeit  des  Ebe- 
mannes  sich  auch  auf  die  Ehefrau  erstreckt,  findet  das  neue  NationalMett 
Anwendung,    auch  wenn  es  für  die  Frau  ungünstiger  ist,  als  das  biner^ 
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Trennung  von  Tisch  and  Bett  gestattet,  gelten  die  nach  dem  National- 
gesetze  zugelassenen  Ehescheidungsgrttnde  als  Grttnde  zur  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  (a.  a.  0.  Ic  Art,  2,  4).  Falls  zwischen  dem 
Nationalgesetze  der  Ehegatten  und  dem  Gesetze  des  Landes,  wo  die 
Klage  gestellt  wird,  ein  Widersprach  besteht,  kann  die  Auflösung  der 
Ehe  nicht  erfolgen  (a.  a.  0.  Art.  2,  zweiter  Satz). 

Die  Klage  auf  Scheidung  oder  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
kann  erhoben  werden  vor  dem  zustftndigen  Gerichte  des  Wohnsitzes 
der  Ehegatten,  bezw.  wenn  ein  gemeinschaftlicher  Wohnsitz  nicht  vor- 
handen ist,  bei  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Beklagten  oder  vor 
dem  nach  dem  Nationalgesetze  der  Ehegatten  zustilndigen  G«richte. 
Ein  nach  dem  Nationatgesetze  ftir  die  kirchlichen  Ehen  begrtlndeter 
besonderer  Gerichtsstand  für  Ehescheidungs-  oder  Ehetrennungsklagen 
ist  allgemein   als  ausschliefslicher  zu   betrachten  (a.  a.  0.  Ic  Art.  5). 

Wenn  die  Ehegatten  nicht  dieselbe  Staatsangehörigkeit  besitzen, 
gilt  die  letzte  gemeinschaftliche  Gesetzgebung,  der  sie  unterworfen 
waren,  als  ilir  Nationalgesetz  (a.  a.  0.  Art  6). 

III.    Die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  Deutsche  Reich  über  die  räumliche  Herrschaft  der   Gesetze 

auf  dem  Gebiete  des  Eherechts, 

Die  Bestimmungen  des  Btlrgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich  ttber  das  internationale  Eherecht  beruhen  im  allgemeinen  auf 
denselben  Grundanschauungen  wie  die  Beschlüsse  des  Haager  Kon- 
gresses. 

Im  Gegensatz  zur  bisherigen  Rechtsprechung  ist  das  Nationalgesetz 
überall  als  das  mafsgebende  erklttrt,  und  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes 
als  solchem  nirgends  mehr  ein  bestimmender  Einflufs  eingerttumt.  Hierin 
liegt  nicht  nur  für  das  Deutsche  Recht  eine  wichtige  Neuerung,  die 
veränderte  rechtliche  Auffassung  ist  auch  für  den  internationalen  Rechts- 
verkehr von  höchster  Bedeutung,  indem  damit  auf  einem  umfangreichen 
Territorium  die  Herrschaft  eines  Princips  zur  Anerkennung  gelangt  ist, 
das  in  der  Wissenschaft  als  das  allein  richtige  immer  mehr  Anhänger 
gewonnen  hat,  und  auf  dessen  Grundlage  das  Ziel  einer  Rechtseinheit 
für  die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  auf  dem  Gebiete  des 
Eberechts  allein  zu  erreichen  ist 

Als  eigentliche  Ausnahme  von  dem  Satze  kann  auch  die  Bestimmung 
des  Art.  29  des  Einf.Ges.  nicht  betrachtet  werden,  nach  welchem  das 
Gesetz  des  Wohnsitzes  bezw.  des  Aufenthaltsortes  einer  Person  dann 
zur  Anwendung  kommt,  wenn  weder  die  augenblickliche  Staatsange- 
hörigkeit einer  Person,  noch  ihre  letzte  Staatsangehörigkeit  festzustellen 
ist,  und  ebensowenig  die  des  Art  27,  welche  die  Ausländer  den  deut- 
schen Gesetzen  für  den  Fall  unterwirft,  dafs  das  Nationalgesetz  auf 
diese  verweist 

Auch  die  Bestimmung  des  Art.  80,  nach  welcher  die  Anwendung 
eines  ausländischen  Gesetzes  ausgeschlossen   ist,    wenn   dieselbe  gegen 
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die  guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gresetzes  ?er- 
stofsen  würde,  kann,  richtig  ausgelegt  —  wenigstens  in  allen  das  Ebe- 
recht betreffenden  Fragen  —  nur  die  Anwendung  eines  fremden  Rechtes 
im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  hindern,  aber  nicht  dasu  fllbrai, 
das  abweichende  deutsche  Gesetz  an  seine  Stelle  su  setzen  mit  der 
Folge,  dafs  ein  Ausländer  ein  Recht,  das  ihm  nach  seinem  National- 
gesetz  nicht  zusteht,  auf  Grund  des  deutschen  Rechtes  auszuttben  io 
die  Lage  kttme. 

Auf  ähnlichen  Erwägungen  wie  jenen,  welche  dem  Art  80  so 
Grunde  liegen ,  beruht  die  Bestimmung  des  Art  28 ,  welche  die  An- 
wendung des  Nationalgesetzes  in  Fragen  de;  ehelichen  Güterrechte 
bezüglich  solcher  Sachen  als  ausgeschlossen  bezeichnet,  welche  ueh 
den  Gesetzen  des  Staates,  in  dessen  Gebiete  sie  sich  befinden,  be- 
sonderen Vorschriften  unterliegen. 

Das  Btligerliche  Gesetzbuch  bezeichnet  Übrigens  nicht  fitr  alle 
KonfliktsOÜle  in  positiver  Weise  das  Gesetz ,  welches  vom  Richter  snr 
Anwendung  zu  bringe  ist;  es  sind  nur  die  Konfiiktsf^le  in  Betracht 
gezogen,  in  welchen  die  Anwendung  des  deutschen  Eherechts  in  Fng« 
kommen  kann,  weil  entweder  die  beteiligten  Personen  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  besitzen  oder  im  Inlande  wohnen  oder  weil  eine 
Thatsache,  welche  rechtlich  von  Erheblichkeit  ist,  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reiches  eine  rechtliche  Wirkung  erzeugen  soll. 

Im  einzelnen  gelten  folgende  Bestimmungen. 

Die  Eingehung  der  Ehe  wird ,  sofeme  auch  nur  einer  der 
Verlobten  ein  Deutscher  ist,  in  Ansehung  eines  jeden  der  Verlobteo 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dem  er  angeh((rt.  Das  Oleidie 
^t  für  Ausländer,  die  im  Inlande  eine  Ehe  eingehen  (Art.  18  Abs.  1)> 

Verweist  das  Recht  des  fremden  Staates,  dessen  Gesetz  im  Aii  13 
für  mafsgebend  erklärt  ist,  auf  das  deutsche  Gesetz,  so  kommt  dies 
zur  Anwendung  (Art  27).  Die  Bestimmung  wird  vorzüglich  fVa  sokbe 
Personen,  welche  in  dem  Gebiete  des  englischen  und  amerikaniadteD 
Rechtes  die  Staatsangehörigkeit  besitzen  und  in  Deutschland  eine  Ehe 
schliefsen,  von  Bedeutung,  da  das  englische  und  das  amerikanisch« 
Recht  die  Gesetze  des  Eheschliefsungsortes  auch  bearilglich  der  mateii* 
eilen  Erfordt^misse  der  Ehescliliefsung  f^r  anwendbar  erachten,  l^ 
Frage,  ob  in  Fällen  dieser  Art  eine  Ehe  nichtig  ist,  wenn  in  der 
Person  des  Ehescbliefsenden  zwar  die  von  dem  Nationalgesetie  g^ 
forderten  Voraussetzungen,  aber  nicht  jene  des  Deutschen  Reiches  ?or- 
handen  waren,  wird  —  wie  dies  in  den  Beschlüssen  des  Haager  Kon- 
gresses (Schlufsprot.  la  Art.  1)  geschehen  ist  —  bejaht  werden  könsffl- 
In  Art.  27  ist  nur  die  Streitfrage  entschieden ,  ob  der  Verweisung  vd 
^as  nationale  Recht  die  Bedeutung  innewohnen  soll,  dafs  das  Kecht 
des  Heimatstaates  als  ganzes,  also  einschliefslich  der  in  demselben  est- 
haltenen  Normen  des  internationalen  Privatrechts  Beachtung  finden  soll. 
Hierin  ist  auch  der  Schwerpunkt  der  Bestimmung  des  Art.  27  ^ 
suchen,  nicht  in  der  Anordnung  der  Anwendung  der  deutschen  Gresetze. 
Da    die  Verweisung   des   Nationalgesetzes    auf   die   Gesetze    des  Eb^ 
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schliefsungsortes  stets  nur  fakultativ  ist,  so  wird  auch  auf  Grund  des 
Art  27  das  deutsche  Recht  nicht  ausschliefslich  zur  Anwendung  zu 
bringen  sein. 

Nach  dem  Nationalgesetze  bestimmen  sich  angesichts  der  allgemeinen 
Fassung  des  Art  13  Abs.  1  für  jeden  der  beiden  Verlobten  nicht  nur 
die  materiell-rechtlichen  Erfordernisse  der  Eheschliefsung  und  die  Mög- 
lichkeit einer  Dispens,  sondern  auch  die  Wirkung  der  einzelnen  Ehe- 
hindemisse  sowohl,  wie  allgemeine  Mängel  der  Willenserklärung.  Im 
Falle  einer  Eheschliefsung  Deutscher  im  Auslande  kommen  demnach 
zur  Anwendung  die  Bestimmungen  des  vierten  Buches  des  Bürgerlichen 
Oesetzbuchs  ttber  die  Ehemttndigkeit  (§  1303),  ttber  die  Zustimmung 
von  Eltern  und  Vormttndem  (§  1304),  tlber  die  Ehehindemisse  der 
Doppelehe  (§  1309),  der  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  (§1310  ff.), 
des  Ehebruchs  (§  1812)  und  der  Wartezeit  (§  1313),  ttber  die  Aus- 
einandersetzung mit  Kindern  aus  einer  früheren  Ehe  (§  1314),  die 
Bestimmungen  über  Nichtigkeit  (§  1323  ff.)  und  Anfechtbarkeit  der 
Ehe  (§  1330  ff.)  und  über  Wiederverheiratung  im  Falle  der  Todes- 
erklärung (§  1348  ff.). 

Wenn  ein  verschollener  ausländischer  Ehemann  seinen  letzten 
Wohnsitz  im  Inlande  hatte  und  die  im  Inlande  zurückgebliebene  oder 
dahin  zurückgekehrte  Ehefrau  Deutsche  ist  oder  bis  zu  ihrer  Verheiratung 
Deutsche  gewesen  ist,  kann  auf  ihren  Antrag  der  Verschollene  im  In- 
lande nach  deutschen  Gesetzen  Mr  tot  erklärt  werden.  In  diesem  Falle 
wird  auch  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  seitens  der  Ehefrau  des  für 
tot  Erklärten  nach  deuischen  Gesetzen  beurteilt  (Art  9  Abs.  3,  Art.  13 
Abs.  2). 

Der  Satz  des  Art  13,  dafs  die  Eingehung  von  Ehen  seitens  Aus- 
lllnder  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  nach  den  Gesetzen  ihres 
Heimatstaates  zu  beurteilen  ist,  wird  Einschränkungen  erfahren  müssen 
auf  Grund  des  Art.  30.  Die  Frage,  welche  Bestimmungen  des  BtU-ger- 
liehen  Gesetzbuches  über  die  Eingehung  einer  Ehe  die  Anwendung 
ausländischer  Gesetze  hindern,  wird  unbedenklich  in  dem  Sinne  be- 
antwortet werden  können,  in  welchem  dies  in  Art.  2  der  Beschlüsse 
des  Haager  Kongresses  über  das  Recht  der  Eheschliefsung  geschehen 
iBt.  Eheverbote  des  deutschen  Rechts,  welche  durch  Dispens  beseitigt 
werden  können,  stehen  der  Anwendung  ^mden  Rechts  nicht  entg^en. 

Die  Form  einerEhe,  die  im  Inlande  geschlossen  wird,  bestimmt 
sich  ausschliefslich  nach  den  deutschen  Gesetzen  (Art  13  Abs.  3). 
£i8  sind  daher  auch  die  vor  fremden  diplomatischen  Agenten  und  Kon- 
Baln  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  abgeschlossenen  Ehen  formell 
ungültig^).     Bezüglich  der  von  Deutschen  im  Auslande  abgeschlossenen 


7)  Dasselbe  ffilt  natürlich  von  dem  Abschlüsse  einer  Ehe  in  rein  religiöser 
Form.  Der  Auascnlufs  dieser  Eheschliefsunssform  giebt  zu  Bedenken  Anlab 
bezüglich  der  Ehen  solcher  Personen,  welche  nach  ihrem  Nationalgesetze 
anch  im  Auslände  eine  Ehe  ^tig  nur  in  kirchlicher  Form  abscmiefBen 
können.  Die  obligatorische  Civilehe  führt  in  diesen  Fällen  nicht  selten  zum 
Abschlufs  von  Ehen,  welche  überall  als  gültig  erachtet  werden,  nur  m'cht 
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Eben  kommt  die  allgemeine  Regel  ttber  die  Fonn  der  Kechtagescfaifte 
(Art.  11  Aba.  1)  znr  Anwendung;  diese  Ehen  sind  demgemäfs  jeden- 
falls dann  gültig,  wenn  die  Gesetze  des  Eheschliersongsortes  beachtet 
werden. 

Die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  dentscher  Ehegatten 
zu  einander  werden  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt,  auch  wenn 
die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  haben ;  die  deutschen  Gesetze 
finden  auch  dann  Anwendung,  wenn  der  Mann  die  Reichsangehtfrigk»t 
verloren,  die  Frau  sie  aber  behalten  hat  (Art  14)«  gleichviel  ob  der 
Ehemann  eine  andere  Staatsangehörigkeit  erworben  hat  oder  nicht  ^). 
Die  letztere  Bestimmung  beruht  auf  denselben  Erwügungen  wie  jene 
des  Art.  8  unter  I  lit  b  der  Beschlüsse  des  Haager  Kongrcooes  ^). 
Der  Begriff  der  „persönlichen  Rechtsbeziehungen"  eigiebt  sich  ans  den 
Bestimmungen  der  §§  1358  ff.  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches;  auch 
das  Recht,  Ehevertrilge  während  der  Ehe  abzuschliefsen,  fkllt  daronter. 

Das  eheliche  Güterrecht  wird  nach  den  deutschen  Gresetam 
beurteilt,  wenn  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  ein  Deutscher 
war.  Erwirbt  der  Ehemann  nach  der  Eingehung  der  Ehe  die  Reickd- 
angehörigkeit,  oder  haben  auslflndische  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  im 
Inlande,  so  sind  für  das  eheliche  Güterrecht  die  Gesetze  des  Staate» 
mafsgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  £be  an- 
gehörte; die  Ehegatten  können  jedoch  einen  Ehevertrag  schlioTseD, 
auch  wenn  er   nach  diesen  Gesetzen  unzulfissig   sein  würde  (Art.   15). 


im  Ueimatstaate  der  Ehegatten.  Dieser  Zustand  hat  in  den  Beschluseen  des 
flaager  Kongresses  (Schlufsprot  la  Art  4  Abs.  1,  zweiter  Satz)  eme  focm- 
liehe  Anerkennung  erfahren.  Vom  Standpunkte  des  internationalen  Verkehn 
aus  ist  die  Bestimmung  nicht  zu  billigen.  In  richtiger  Wurdigong  dieeer 
Sachlage  hat  das  bayerische  Staatsministerium  des  Innern  in  einer  £nt- 
Bchliefsung  vom  18.  April  1890  mit  Bezug  auf  die  russischen  und  grieehiaeheD 
Staatsangehörigen  bestimmt,  dafs  ihnen  die  (nach  bayerischem  I^desrecbte 
erforderhche)  Erlaubnis  zum  Abschlufs  einer  Ehe  in  Bayern  nur  erteilt  wct- 
den  BoU,  wenn  nach  den  Umständen  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist,  daf« 
dieselben  nach  Vornahme  der  Eheschliefsung  vor  dem  deutschen  Standes- 
beamten den  Vorschriften  ihres  Nationalgesetzes  über  die  kirchliche  Tranoiig 
genügen  (vergl.  meinen  Aufsatz:  Z^e  mariage  des  Prangers  en  Baffürt. 
Clunet,  Journal  Bd.  XXIII  S.  981  ff.,  insbe».  S.  989).  Wenn  die  Staaten 
sich  nicht  entschLiefsen  können,  von  der  Forderung  der  obligatorischen  Ctvil- 
ehe  für  diese  Fälle  abzugehen,  scheint  es  wenlsstens  ffeboten,  die  Erfnlfani|r 
der  religiösen  Förmlichkeiten  als  ein  materiell -rechuiches  Erfordenus  der 
Eheschliefsane  zu  behandeln  und  die  Ehe,  trotzdem  sie  in  der  den  Geeetzes 
des  fibeschliefsungsortes  entsprechenden  Form  abgeschlossen  ist,  als  nichtig 
zu  betrachten,  wie  dies  trotz  der  formeUen  Gültigkeit  auch  sonst  beim 
Mangel  der  inneren  Voraussetzungen  der  Ehe  geschient 

8)  Wollte  die  Anwendung  der  deutschen  Gesetze  nur  für  den  Fall  vor- 
geschrieben werden,  dafs  der  Ehemann  die  Beichsanffehörigkeit  verloren, 
eine  andere  aber  nicht  erworben  hat,  so  hätte  es  der  Bestimmung  des  §  17 
Abs.  8  nicht  bedurft;  die  Anwendung  der  deutschen  Gesetze  hätte  acboa 
auf  Grund  des  Art  29  erfolgen  müssen,  wonach  heimatlose  Personen,  soweit 
das  Nationalgesetz  zur  Anwendung  kommt,  nach  den  Gesetzen  des  Staats 
beurteilt  weraen,  dem  sie  zuletzt  angehört  haben. 

9)  Vergl.  hierzu  Anm.  6. 
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Im  Gegensatz  zu  dem  Heglement  des  Institut  de  droit  international 
läfst  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  die  Staatsangehörigkeit  auch  (Ür  das 
eheliche  Güterrecht  Deutscher  und  in  Deutschland  wohnhafter  Auslttnder 
entscheidend  sein,  geht  aber,  wie  jenes,  von  dem  Grundsatze  aus,  dafs 
das  einmal  b^ündete  eheliche  Güterrecht  von  einem  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  oder  des  Wohnsitzes  nicht  berührt  wird.  Nach 
beiden  Richtungen  bestehen  indessen  Ausnahmen  für  die  Fälle,  in  denen 
hiemach  ein  fremdes  Recht  zur  Anwendung  kommen  müfste.  Die 
deutschen  Gesetze  treten  an  Stelle  der  ausländischen,  wenn  diese  letzteren 
auf  sie  verweisen  (Art  27).  Die  deutschen  Gesetze  kOnnen  hiernach 
zur  Anwendung  kommen,  weil  der  Ort  der  Eheschliefsung  in  Deutsch- 
land gelegen  ist,  oder  die  Ehegatten  in  Deutschland  ihren  ersten 
Wohnsitz  genommen  haben,  aber  ebensowohl  auch  deshalb,  weil  das 
Nationalgesetz  des  Ehemannes  f%lr  das  eheliche  Güterrecht  die  jeweilige 
Staatsangehörigkeit  des  Ehemannes,  nicht  jene  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliefung  ^r  mafsgebend  erklärt  Trotz  der  Unwandelbarkeit  des 
ehelichen  Güterrechts  beim  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  oder  des 
Wohnsitzes  verlieren  femer  solche  Bestimmungen  des  ausländischen 
Rechts  ihre  Wirksamkeit,  nach  welchen  die  Ehegatten  den  einmal  ge- 
schlossenen Ehevertrag  nicht  ändern  oder  nach  der  Heirat  einen 
Ehevertrag  nicht  mehr  schliefsen  können  (Art.  15  Abs.  2,  letzter  Satz). 
Dafs  das  gemäfs  Art.  15  das  eheliche  Güterrecht  beherrschende 
Gesetz  bezüglich  solcher  Gegenstände  keine  Anwendung  findet,  welche 
sich  nicht  in  dem  Gebiete  des  Staates  befinden,  dessen  Gesetze  nach 
jenen  Vorschriften  mafsgebend  sind ,  und  die  nach  den  Gesetzen  des 
Staates,  in  dessen  Gebiet  sie  sich  befinden,  besonderen  Vorschriften 
unterliegen  (Art  28),  wurde  bereits  erwähnt 

Hinsichtlich  der  Form  der  Ehevertrtige  kommt  die  allgemeine  Be- 
stimmung des  Art  11  über  die  Form  der  Rechtsgeschäfte  zur  An- 
wendung. Es  genügt  demnach  für  Eheverträge  Deutscher  im  Auslande 
die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Ortes,  an  dem  das  Rechtsgeschäft 
vorgenommen  wird,  umgekehrt  können  Ausländer  in  Deutschland  in 
der  dem  Nationalgesetz  des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschliefsung 
entsprechenden  Form  einen  Ehevertrag  schliefsen,  nachdem  dieses 
Gesetz  im  Hinblick  auf  Art.  15  Abs.  2  ftlr  das  den  Gegenstand  des 
Rechtsgeschäftes  bildende  Rechtsverhältnis  als  das  mafsgebende  zu  er- 
achten ist 

Zum  Schutz  des  inläi)dischen  Verkehrs  ist  die  Wirksamkeit  des 
ausländischen  gesetzlichen  oder  vertragsmäfsigen  Güterstandes  im  In- 
lande  wohnhafter  Ehegatten,  soweit  die  Rechte  des  Mannes  in  Bezug 
auf  Verwaltung  und  Nutzniefsung  in  Frage  kommen,  Dritten  gegenüber 
denselben  Beschränkungen  unterworfen,  wie  die  Wirkung  des  vertrags- 
mäfsigen Güterstandes  Deutscher  gemäfs  §  1485  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches: es  können  aus  dem  ausländischen  Güterstande  einem  Dritten 
Einwendungen  gegen  ein  zwischen  ihm  und  einem  der  Ehegatten  vor- 
genommenes Rechtsgeschäft  oder   gegen  ein  zwischen  ihnen  ergangenes 
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Urteil  nur  hergeleitet  werden,  wenn  zur  Zeit  der  Vornahme  des  Rechts- 
geschaftes  oder  zur  Zeit  der  Rechtshängigkeit  die  Güterstandsverhältnisse 
in  dem  Gttterrechtsregister  eingetragen  oder  dem  Dritten  bekannt  waren. 
Dies  ist  der  Sinn  des  Art  16  Abs.  1,  wenn  er  bestimmt:  haben  aus- 
ländische Ehegatten  oder  Ehegatten,  die  nach  der  Eingehung  der  Ehe 
die  ReichsangehGrigkeit  erwerben,  den  Wohnsitz  im  Inlande,  so  finden 
die  Vorschriften  des  §  1435  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  entsprechend 
Anwendung ;  der  ausländische  gesetzliche  Güterstand  steht  einem  Vertrags- 
mäfsigen  gleich. 

Aus  denselben  Erwägungen  sind  die  Vorschriften  der  §§  1357, 
1362  und  1405  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  Vertretung»- 
befngnis  (Schlüsselgewalt)  der  Frau,  über  die  Vermutung  für  das 
Eigentum  des  Mannes  (praesumtio  Mudana)  und  über  den  Betrieb 
eines  Erwerbsgeschäftes  seitens  der  Frau  auf  Ehegatten  anwendbar 
erklärt,  deren  Güterstand  nach  ausländischem  Rechte  beurteilt  wird, 
soweit  diese  Bestimmungen  Dritten  günstiger  sind,  als  die  ausländischen 
Gesetze  (Art  16  Abs.  2);  der  ausländische  Ehegatte  ist  aber  befugt, 
die  Schlüsselgewalt  der  Frau  durch  eine  Eintragung  im  Güterrechts- 
register  wirksam  zu  beschränken. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  16  entsprechen  dem  Vorbehalte  der 
Rechte  Dritter  in  der  Vorschrift  des  Art  15  des  Reglements  des 
Institut  de  droü  international  über  die  Unwandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechts  bei  einem  Wechsel  des  Wohnsitzes  oder  der  Staats- 
angehörigkeit des  Ehemannes  nach  Eingehung  der  Ehe. 

Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des  Staates 
mafsgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  au- 
gehört (Art.  17  Abs.  1);  ist  hiernach  das  Recht  eines  fremden  Staates 
anzuwenden,  und  verweist  dieses  auf  die  deutschen  Gesetze,  so  sind 
diese  zur  Anwendung  zu  bringen  (Art  27);  dasselbe  gilt,  wenn  zur 
Zeit  der  Erhebung  der  Klage  die  Reichsangehörigkeit  des  Mannes  er- 
loschen, die  Frau  aber  Deutsche  geblieben  ist  (Art.  17  Abs.  3),  gleich- 
viel ob  der  Ehemann  eine  andere  Staatsangehörigkeit  erworbea  hat 
oder  nicht  ^^).  Die  Vorschrift  ist  getroffen  zum  Schutz  der  deutschen, 
von  ihrem  Manne  verlassenen  Ehefrau. 

Eine  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ist  dem  Rechte 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  fremd.  Dag^en  kann  der  Ehegatte, 
der  auf  Scheidung  zu  klagen  berechtigt  ist,  statt  auf  Scheidung  auf 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  klagen;  nur  mufs,  wenn  der 
beklagte  Ehegatte  ftlr  den  Fall,  dafs  die  Klage  begründet  ist,  beantragt, 
dafs  die  Ehe  geschieden  wird,  auf  Scheidung  erkannt  werden  (§  1575 
Btlrgerl.  G.B.);  die  Wirkungen  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft sind  dieselben  wie  die  der  Scheidung,  nur  ist  die  Eingehung 
einer  neuen  Ehe  ausgeschlossen  (§  1586).  Die  eheliche  Gemeinschaft 
kann  von  den  Ehegatten  jederzeit  wieder  hergestellt  werden  (§  1587)- 


10)  S.  Anm.  8. 
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Eheleute,  deren  Ehe  nach  ausländischem  Rechte  nur  getrennt, 
nicht  geschieden  werden  kann,  können  in  Deutschland  nur  die  Klage 
au^  Aufbebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  stellen.  Ausdrücklich  ist 
das  nicht  ausgesprocben,  es  ergiebt  sich  aber  aus  der  noch  zu  erwähnenden 
Bestimmung  des  Art.  17  Abs.  4.  Die  Frage,  ob  auch  in  diesem  Falle 
die  Ehe  in  Anwendung  des  §  1575  auf  Autrag  des  beklagten  Ehegatten 
geschieden  werden  kann,  ist  zu  verneinen;  ein  Verbot  der  Scheidung 
der  Ehe  des  Nationalgesetzes  des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Erhebung 
der  KUge  ist  im  Hinblick  auf  Art.  17  Abs.  1  für  den  deutschen 
Richter  absolut  bindend. 

Auf  Sclieidung,  sowie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
kann  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inlande  nur  erkannt 
werden,  wenn  sowohl  nach  den  ausländischen  als  nach  den  deutschen 
Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde  (Art.  17  Abs.  4).  Man 
wird  beisetzen  müssen:  oder  wenn  nach  dem  ausländischen  Gesetze 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  und  nach  deutschem  Gesetze  die  Schei- 
dung zulässig  sein  würde.  Der  Richter  darf  mit  anderen  Worten  der 
Klage  auf  Scheidung  oder  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nicht 
stattgeben,  wenn  die  Voraussetzung  fllr  die  Scheidung  bezw.  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  zwar  nach  dem  ausländischen  Rechte 
besteht,  nicht  aber  zugleich  ein  Scheidungsgrund  nach  deutschem  Rechte 
▼orhanden  ist  Die  Bestimmungen  des  Art.  17  Abs.  1  und  4  stimmen 
sohin  mit  jenen  der  Beschlüsse  des  Haager  Kongresses  über  die  Zu- 
lässigkeit  der  Ehescheidung  bezw.  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
in  allen  Beziehungen  überein  ^^). 

Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungsgrund  nur  geltend  gemacht 
-werden,  wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates 
ein  Scheidungsgrund  oder  ein  Grund  zur  Trennung  der  Ehe  ist  (Art.  17 
Abs.  2);  durch  die  Bestimmung  wird  verhütet,  dafs  ein  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  in  der  Absicht  erfolgt,  eine  Scheidung  möglich  zu 
machen. 

Nach  den  deutschen  Gesetzen  bestimmt  sich  auch  die  Wirkung 
der  Ehe  auf  den  Personenstand  der  Kinder  eines  Deut- 
schen :  die  eheliche  Abstammung  eines  Kindes  wird  nach  den  deutschen 
Gesetzen  beurteilt,  wenn  der  Eiiemann  der  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt 
des  Kindes  Deutscher  ist,  oder,  falls  er  vor  der  Geburt  des  Kindes 
▼erstorben  ist,  zuletzt  Deutscher  war  (Art.  18),  die  Legitimation  eines 
unehelichen  Kindes,  wenn  der  Vater  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  die 
Keichsangehörigkeit  besitzt  (Art.  22  Abs.  1). 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat,  wie  bereits  erwähnt  und  wie 
die  bisherige  Darstellung  ersehen  läfst,  nicht  allgemeine  Regeln  fUr 
Konfliktsf^lle  derselben  Art  gegeben.     Es  fehlen  Bestimmungen  darüber, 


llj  JM  wäre  zu  wünschen,  dafs  auch  in  dem  Wortlaute  der  Bestimmungen 
des  Art.  17  Abs.  1  und  4  die  Übereinstimmung  mit  den  bezüglichen  Artikeln 
des  Haager  Kongresses  zum  Ausdruck  gekommen  wäre. 

16* 
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welches  Recht  fUr  die  Eingehung  einer  £he  zwischen  AuBländem  im 
Auslande,  für  die  perstfnlichen  Rechtsheziehungen  von  auslilndischeD 
Ehegatten  überhaupt  und  ftir  die  Güterrechtsverhältnisse  im  Auslande 
wohnhafter  Ausländer  mafsgebend  ist;  es  fehlen  Bestimmungen  auch 
darüber,  nach  welchem  Rechte  die  Ehelichkeit  eines  Kindes  sich  be- 
stimmt, wenn  zur  Zeit  der  Geburt  bezw.  im  Falle  der  L^timatiOD 
der  Vater  zur  Zeit  der  Eheschliefsuug  Ausländer  ist  In  allen  diesen 
Fällen  wird  der  deutsche  Richter  zunächst  zu  prüfen  haben,  ob  die 
Gesetze,  deren  Anwendung  möglicherweise  in  Betracht  kommen  kann, 
auf  das  Rechtsverhältnis  überhaupt  alle  angewendet  sein  wollen  oder 
ob  sie  nicht  vielmehr  dem  einen  von  ihnen  selbst  den  Vorzug  geben. 
Wenn  dies  nicht  der  Fall,  wenn  also  die  mehreren  Gesetze  gleich- 
mä&ig  Anspruch  erheben,  ein  Rechtsverhältnis  zu  regeln,  wird  der 
deutsche  Richter  die  deutschen  Gesetze  über  die  räumliche  Herrschaft 
der  Rechtsnormen  analog  zur  Anwendung  bringen. 

Der  deutsche  Gesets^eber  hat  in  liberalster  Welse  und  in  voll- 
kommener Übereinstimmung  mit  den  Grundsätzen,  welche  der  Haager 
Kongrefs  und  das  Institut  de  droU  intematianal  ab  Basis  einer  Ver- 
ständigung über  die  wichtigsten  Fragen  des  internationalen  Eherechts 
aufgestellt  haben,  die  Anwendung  fremden  Rechtes  im  Inlande  zuge- 
lassen. Der  deutschen  Rechtsprechung  aber  erwächst  nun  die  dankbare 
Aufgabe,  fortbauend  auf  den  Grundlagen,  welche  der  Gesetzgeber  ge- 
schaffen hat,  auch  ihrerseits  mitzuwirken  an  dem  Ausbau  eines  einheit- 
lichen internationalen  Rechtes. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   BüTfirerliclies  Recht,  einschlieDsIlcii  des  Handele-» 
AVechsel-  und  Konkurereclits.  —  Clvilprozelä. 

Statutenkollision    für  die   GütcrtrennungsJclagen  bei  Wechsel  des 

Wohnsitzes, 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  KöJn  vom  28.  Oktober  1895. 

Gründe: 

Was  nun  die  Frage  anlangt,  welches  Recht  hier  zur  Anwendung 
kommt,  so  ist  davon  auszugehen,  dafs,  da  die  Parteien  einen  Ehevertrag 
nicht  abgeschlossen  haben,   unter   ihnen   das  Güterrecht  in  Kraft  tritt^ 
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welches  in  Altenbarg,  als  dem  Orte  der  EheschliefsaDg  und  des  ersten 
Wohnsitzes  der  Eheleute,  gilt.  Dies  ist  aber  das  gemeine  Dotalrecht, 
dessen  Grundstftze,  insbesondere  in  der  dort  geltenden  £he- Ordnung 
vom  12.  Mai  1837,  §§  137 — 139,  143,  anerkannt  sind  (vergl.  Neu- 
bauer, Das  in  Deutschland  geltende  eheliche  Güterrecht,  S.  246).  Das 
einmal  begründete  Güterrecht  blieb  für  die  Eheleute  auch  mafsgebend, 
als  sie  den  Wohnsitz  änderten  und  im  September  1893  nach  Köln 
zogen.  Denn  das  bei  Beginn  der  Ehe  angenommene  eheliche  Güter- 
recht hat  difl  Bestimmung,  die  Ehe  in  vermögensrechtlicher  Beziehung^ 
zu  beherrsohen;  daher  wird  es  durch  seine  Entstehung  für  die  ganze 
Dauer  der  Ehe  begründet,  und  können  die  gegenseitigen  Rechte  der 
Ehegatten  bezüglich  des  Vermögens  durch  Verlegung  des  Wohnsitzes 
in  das  Gebiet  einer  anderen  Gesetzgebung  keine  Änderungen  erleiden, 
flofem.  nicht  etwa  der  Beibehaltung  dieses  Güterrechts  absolut  ver- 
bietende Gesetze  des  neuen  Wohnsitoe»-  entgegenstehen  (Rhein.  Arch. 
Bd.  71  1  S.  124;  RGer.Entsch.  Bd.  6  S.  224  und  394,  Bd.  12  S.  309). 
Dies  folgt  schon  aus  der  eherechtlichen  Natur  der  Güterrechte.  Die 
entgegengesetzte  Annahme  würde  aber  auch  zu  dem  Ergebnisse  führen, 
dafs  der  zur  selbständigen  Veränderung  des  Wohnsitzes  befugte  Ehe- 
mann die  Macht  hätte,  nach  seinem  einseitigen  Belieben,  entgegen  den 
Rechten  der  Ehefrau,  auch  eine  Änderung  des  Güterrechts  seiner  Ehe 
herbeizuführen.  Hierbei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  gegen- 
seitigen Vermögensrechte  der  Ehegatten  durch  Vertrag  oder  infolge  des 
Gesetzes  des  ersten  Wohnsitzes  begründet  wurden;  denn  Gesetz  wie 
Vertrag  haben  den  gleichen  Anspruch  auf  Schutz  und  Anerkennung, 
and  ebensowenig  wie  in  die  am  iVüheren  Wohnorte  geschlossenen  Ehe- 
verträge greifen  die  Gesetze  des  neuen  Wohnsitzes  in  die  Fortdauer 
des  am  früheren  Wohnsitze  durch  das  dort  geltende  Gesetz  für  die 
ganze  Dauer  der  Ehe  begründeten  Güterrechts  ein.  Unter  den  Parteien 
ist  daher,  da  keine  gesetzliche  Bestimmung  die  Zulassung  fremder  Ehe- 
güterrechte im  Gebiete  des  rheinischen  Rechts  untersagt,  das  sachsen- 
altenbargische  Dotalrecht  auch  gegenwärtig  noch  mafsgebend. 

Dasselbe  Recht  mufs  folgerichtig  aber  auch  entscheidend  bleiben 
für  die  aus  dem  ehelichen  Güterrechte  sich  ergebende  Frage,  ob  über- 
haupt, und  eventuell  unter  weichen  materiellen  Voraussetzungen  und 
mit  welchen  Wirkungen,  die  Ehefrau  nach  Verlegung  des  Wohnsitzes 
der  f^heleute  in  ein  anderes  Rechtsgebiet  auf  Gütertrennung  klagen 
kann.  Allerdings  wird  von  der  Rechtsprechung  der  Grundsatz  an- 
erkannt, dafs  das  ausländische  Recht,  wenn  es  auch  grundsätzlich  ent- 
scheidend wäre,  doch  ausnahmsweise  dann  ausgeschlossen  bleibt,  wenn 
seine  Anwendung  gegen  solche  inländische  Gesetze  verstöfst,  welche 
die  Handhabung  der  öffentlichen  Ordnung  und  guten  Sitten  bezwecken, 
oder  wenn  die  diesbezüglich  im  Inlande  geltenden  Rechtsvorschriften 
nach  ihrem  Geist  und  Zweck  so  zwingender  Natur  sind,  dafs  wie  den 
luländem,  so  auch  den  im  Inlande  wohnenden  Ausländern  eine  Zu- 
^^iderhandlung  gegen  dieselben  nicht  gestattet  sein  kann  (R.Ger.Entsch. 
Bd.    12   S.    309    n.   flg.).     Diese  Voraussetzungen  treffen   untergebens 
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aber  nicht  zu.     Die   Art  1443  und  1563   des  B.  G.B.  enthalten,   in- 
sofern  dadurch   der  Ehefrau   überhaupt  ein  Recht  der  Klage  auf  Ver- 
mögensabsonderung    eingeräumt    wird,    kein    absolut   gebietendes,    die 
Handhabung   der   öffentlichen  Ordnung   bezweckendes   Recht,    welches 
nach  seinem  Geist  und  Zweck  auf  die  im  Inlande  ansässigen  Ausländer, 
deren  Eherecht  von   dem  abweichenden  Rechte  eines  anderen  Staates 
beherrscht  wird,  Anwendung  finden  mttfsten.     Durch  die  Gütertrennung 
werden   nicht  nur   die   persönlichen  Verhältnisse    der  unmitt^bar   be- 
teiligten Eheleute  unter  einander,  sondern  wird  auch  ihr  Verhältnis  zu 
Dritten,  den  Gläubigem,  beeinfiufst     Nach  dem  in  Sachsen -Altenburg 
geltenden  gemeinen  Dotalrechte  giebt  es  aber  für  die  Ehefrau  überhaupt 
keine  Klage  auf  Güterabsonderung;  daher  sind  nach  diesem  Rechte  die 
Gläubiger  günstiger  gestellt,   als  wenn  die  Bestimmung  der  Art  1443 
und  1563  des  B.  G.B.  auf  die  Parteien  Anwendung  f^de.     Zwingende 
Umstände,  welche  sich  auf  die  öffentliche  Ordnung  und  die  guten  Sitten 
stützen  könnten,   lassen  sich  aber  nicht  anführen,   um  die   in   solcher 
Weise  dem  Interesse  Dritter   zuwiderlaufende  Anwendbarkeit  des  rhei- 
nischen Rechts  Untergebens  zu  begründen.     Daher  ist,  entgegen  früheren 
Entscheidungen  des  diesseitigen  Oberlandesgericlits  (vergl.  Rhein.  Arch. 
Bd.  71  1  S.  124  und  Bd.  73  1  S.  3)  anzuerkennen,  dafs,  da  der  Klägerin 
nach   dem  mafsgebenden  Sachsen  -  altenburgischen  Rechte   die  Befugnis, 
die  Auflösung  des  nach  dortigem  Rechte  bestehenden  ehelichen  Güter- 
rechts zu  fordern,  nicht  zusteht,  sie  eben  diese  Befugnis  auch  im  rhei- 
nischen  Rechtsgebiete   auszuüben   nicht   berechtigt,    ihre   Klage  somit 
unbegründet  ist.     Die  Berufung  war  deshalb  zurückzuweisen,  ohne  dafs 
es    der   von   der    Klägerin    zur   Begründung    der    materiellen   Voraus- 
setzungen   der    Auflösungsklage    nach    rheinischem    Rechte    erbetenen 
Beweise  bedurfte.  3f. 

Bewirkt  die  Thatsache  des  ununterbrochenen  zehnjährigen  Aufent- 
haltes   im  Auslande   auch    für   MinderjäJirige    den    Verlust    der 

Staatsangehörigkeit. 

Urt  des  Reichsgerichts,  1.  Strafsenat,  vom  28.  November  1895  (Entsch.  d» 

R.6.  in  Strafs.  Bd.  28  S.  24). 

(Vergl.  hierzu  Zeitschr.  Bd.  V  S.  538  ff.) 

Gründe:  Die  Revision  der  kaiserl.  Staatsanwaltschaft  greift  das 
Urteil  des  Vorderrichters  insoweit  an,  als  die  unter  2  B  der  Urteils- 
formel bezeichneten  Angeklagten  des  Vergehens  gegen  §  140  Abs.  1 
Nr.  1  Str.G.B.  lediglich  deshalb  für  nicht  schuldig  erachtet  worden 
sind,  weil  sie  sich  länger  als  zehn  Jahre  vor  Eintritt  ihrer  Gestellungs- 
pflicht im  Auslande  aufgehalten  und  dadurch  ihre  Reichsangehörigkeit 
verloren  haben.  Zur  Begründung  der  Revision  wird  ausgeführt,  dafs 
der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  zehnjährigen  Aufenthalt  im 
Auskinde  auf  der  Fiktion  eines  konkludenten  Verzichts  beruhe,  ein 
solcher  aber  bei  dem  willens-  und  handlungsunßlhigen  Minderjährigen 
nicht  angenommen  werden  könne. 
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Die  Revision  ist  nicht  begründet. 

In  dem  Urteile  des  Reichsgerichts  vom  4.  Februar  1895  (Entsch. 
d.  R.6.  in  Strafs.  Bd.  26  S.  427)  ist  bereits  ausgesprochen  und  ein- 
gehend b^grtindet,  dafs  die  von  der  Revision  aufgestellte  Ansicht  weder 
im  Wortlaute  des  Gesetzes  selbst,  noch  in  den  Motiven  irgend  welche 
Stütze  finde,  dafs  nach  dem  Qesetze  vielmehr  lediglich  die  Thatsache 
des  ununterbrochenen  Aufenthaltes  im  Auslande  den  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit bewirke.  Was  die  Revision  hiergegen  anftUirt,  ist  im 
wesentlichen  in  dem  erwMhnten  Urteile,  welchem  sich  der  erkennend« 
Senat  anschliefst,  widerlegt 

Das  Qesetz  vom  1.  Juni  1870  sagt  im  §  21  nicht,  dafs  der  aus- 
gewanderte Deutsche  die  Staatsangehörigkeit  verliere,  wenn  er  niclit 
Sehritte  thue,  sie  sich  zu  bewahren,  sondern  bestimmt,  dafs  Deutsche, 
welche  das  Bundesgebiet  verlassen  und  sich  ununterbrochen  im  Aus- 
lande aufhalten,  dadurch  ihre  Staatsangehörigkeit  verlieren.  Der 
Verlust  wird  also  nicht  von  einem  Willensakte  des  Betreffenden  ab- 
bilngig  gemacht;  er  tritt  vielmehr  ein  mit  und  ohne  Willen  desselben. 
Nur  zur  Abwendung  des  Verlustes  ist  ein  Willensakt  erforderlich, 
nicht  aber  zu  seinem  Eintritte.  Es  existiert  auch  kein  Rechtssatz,  dafs 
ein  Minderjähriger  ein  Recht,  dessen  Elrhaltung  durch  einen  Willensai^t 
möglich  ist,  nicht  verlieren  könne.  Gegenteilige  Bestimmungen  finden 
sich  vielmehr  in  allen  in  Deutschland  geltenden  Rechten.  So  beginnt 
die  Verjtthrung  auch  gegen  Minderjährige,  z.  B.  nach  allg.  Landreclit, 
wenn  sie  auf  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  31.  März  1888 
beruht,  nach  Code  civil  in  den  im  Art  2278  bezeichneten  fallen,  nach 
gemeinem  Recht,  wenn  die  Frist  30  Jahre  und  mehr^ beträgt,  nacii 
dem  Handelsgesetzbuch  —  Art  149  —  bei  Klagen  eines  Irüheron 
Gesellschafters  gegen  die  Gesellschaft,  sei  es,  dafs  er  ausgeschieden  ist 
oder  die  Gesellschaft  sich  aufgelöst  hat.  Auch  die  Fristen  der  Civil- 
prozefsordnung  laufen  gegen  Minderjährige  ebenso,  wie  gegen  andere 
Personen.  Die  etwaigen  Härten,  welche  infolge  des  §  21  des  Gesetzes 
vom  1.  Juni  1870  gegen  Minderjährige  eintreten  können,  können  leicht 
beseitigt  werden,  da  sie  durch  Rückkehr  und  Niederlassung  in  einem 
Bundesstaate  die  Staatsangehörigkeit  wieder  erwerben  und,  auch  wenn 
sie  im  Auslande  wohnen  bleiben,  dieselbe  ihn(*n  wieder  verliehen 
werden  kann  (§21  Abs.  4,   5  a.  a.  O.). 

Der  Gesetzgeber  hat,  wie  die  Motive  ergeben,  im  Abs.  2  des 
§21  bestimmen  wollen,  ob  und  inwieweit  der  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit durch  längeren  Aufenthalt  im  Auslande  sich  auch  auf 
die  Angehörigen  des  Abwesenden  erstrecken  solL  Dies  geschieht  be- 
züglich der  minderjährigen  Kinder  nur  dann,  wenn  sie  sich  in  väter- 
licher Gewalt  und  bei  dem  Vater  befinden.  In  den  Motiven  ist  aber 
ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  diese  Vorschrift  nicht  alle  Fälle,  in 
welchen  Zweifel  z.  B.  über  den  Beginn  der  Verlustfrist  während  der 
Minderjährigkeit  der  Kinder  entstehen  können,  erschöpfe,  dafs  es  sich 
jedoch  empfehle,  die  Entscheidung  solcher  Fälle  der  Praxis  zu  über- 
lassen und  das  Gesetz  selbst  frei  von  Kasuistik   zu  erhalten.     Hieraus 
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ergiebt  sich,  dafs  der  Gesetzgeber  sich  nicht  an  die  prenPsische  Praxis 
anlehnen,  es  vielmehr  der  ferneren  Praxis  anheimgeben  wollte,  an- 
beengt  von  jeder  Direktive  den  rechtlichen  Inhalt  des  §  21  Abs.  1  zu 
finden. 

Die  fernere  AusAihmng  der  Revision,  dafs  mit  dem  Satze  der 
Motive  „die  Vorschrift  ist  in  zweifacher  Beziehung  von  Bedeutung,  in 
formeller  Hinsicht,  indem  sie  das  Erlöschen  der  Staatsangehörigkeit  an 
ein  einfaches,  im  einzelnen  Falle  ohne  besondere  Schwierigkeit  festzu- 
stellendes Merkmal  knüpfe**  nur  habe  ausgedrückt  werden  sollen,  dafs 
ein  langwieriges  Au%ebotsverfahren  zu  vermeiden  sei,  entbehrt  jeden 
Anhalts.  In  dem  mehrerwKhnten  Urteile  des  Reichsgerichts  vom 
4.  Februar  1895  ist  dargethan,  dafs  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  in 
der  Praxis  entstehen  würden,  wenn  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
durch  Abwesenheit  nur  für  willens-  und  handlungsfähige  Personen 
eintrete.  In  diesem  Urteile  ist  auch  nachgewiesen,  dafs  es  mit  dem 
Urteile  des  Reichsgerichts  vom  13.  Juni  1894  (Entsch.  d.  R.6.  in 
Strafs.  Bd.  25  S.  415)  in  keiner  Weise  in  Widerspruch  stehe. 


Örtliches  Recht  für  die  Beurteilung   der  rechtlichen  Wirkungen 

eines  Cessionsvertrctgs, 

Aus  einem  Urteile  des  k.  Oberiandesgerichts  Nürnberg,  II.  Qv.Sen.,  vom 

9.  Mftrz  1891. 

Mitgeteilt  von  Herrn  Landgerichtsrat  Max  Klein  in  Ansbach. 

„Es  entsteht  die  Frage,  nach  welchem  Civilrechte  der  vorliegende 
Cessionsvertrag  seine  Beurteilung  zu  finden  hat  Insoweit  derselbe 
ausschliefslich  Rechte  zwischen  dem  Cedenten  und  dem  Cessionar  schuf, 
ohne  in  die  Rechtssphftre  des  dehltor  cessus  einzugreifen,  stand  es  den 
beiden  Vertragsteilen  frei,  das  Civilrecht,  welchem  der  Vertrag  unter- 
worfen sein  sollte,  nach  freiem  Ermessen  zu  bestimmen  ^),  und  so  mag^ 
nachdem  hier  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  der  bayerische  Staatsangehörige 
Str.  nach  der  Absicht  der  Vertragsteile  gehalten  sein  sollte,  nach 
württembergischen  Rechte  sein  Rechtsverhältnis  zum  Cedenten  behandelt 


1)  An  einer  anderen  Stelle  sasen  die  Entscheidungsgründe  dieses  Urteils, 
nach  der  Ansicht  einzelner  Rechtslehrer  seien  obligatorische  Rechtsverh&lt- 
nisse  nach  dem  für  den  Wohnsitz  der  Parteien  geltenden  Rechte  zu  be- 
urteilen, wobei  jedoch  Streit  darüber  bestehe,  ob  der  Wohnort  des  Gläubigen 
oder  derienige  des  Schuldner  mafsgebend  sei.  Eine  andere  Meinung  be- 
trachte den  Ort  des  erfolgten  Vertragsechlusses  als  den  entscheidenden. 
Meistens  werde  aber,  und  zwar  mit  Recht,  gelehrt,  dafs  im  Zweifel  auf  den 
von  den  Parteien  ausdrücklich  bestimmten  oder  doch  auf  den  nach  der 
Sachlage  zu  vermutenden  Erfüllungsort  zu  sehen  sei.  Die  WillensbestinmiuDg 
der  Pftfteien  sei  immer  in  erster  Reihe  entscheidend.  —  {WindMcheids  Pan- 
dekten §  35;  Sevfferts  Kommentar  zur  bayer.  Gkw.O.  von  1753,  2.  Aufl. 
Bd.  I  S.  318  u.  flg.;  Dernburoj  Pandekten  §  48;  Siobbttj  Handbuch  des 
deutschen  Privatrechts  §  33;  Förster- Eccius,  Theorie  und  Praxis  des  preufs. 
Privatr.,  5.  Aufl.  Bd.  I  S.  60  und  61,  sowie  Entsch.  des  Reichg.  in  Cir.S. 
Bd.  9  S.  225  und  Bd.  14  S.  235).  — 
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zu  sehen,  als  das  fWr  das  Cessionsgeschäft ,  welches  ausschliefslich  die 
Rechtssphüre  der  beiden  hier  kontrahierenden  Personen  betraf,  Norm 
gebende  Recht  das  im  Gerichtsbezirke  U.  subsidiär  geltende  preufsisclie 
Liandrecht  anzusehen  sein.  Allein  es  ist  sehr  wohl  möglich,  dafs  ein 
und  dasselbe  ObligationsverhKltnis  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  verschiedenen  Ortsrechten  unterliegt. 
Es  gilt  der  Grundsatz,  dafs  wenn  die  Cession  unter  der  Herrschaft 
anderer  als  derjenigen  Gesetze  stattfand,  welche  för  das  Forderungs- 
Verhältnis  selbst  gelten,  dem  Schuldner  nicht  die  Beurteilung  seiner 
Rechtslage  nach  jenen  anderen  Rechtsnormen  aufgedrungen  werden 
darf,  sondern  dafs  er,  soweit  der  Cessionsvertrag  auf  seine  Rechtssphttre 
hertlberwirkt^  der  Behandlung  nach  demjenigen  Rechte  unterstellt  bleibt, 
welches  das  für  seine  Rechte  und  Pflichten  von  Anfieing  an  bestimmende 
war.  Dieses  Recht  entscheidet  z.  B.  darüber,  ob  der  Schuldner  auf 
die  Rechtswohltiiat  der  lex  Änastasiana  (soweit  solche  überhaupt  noch 
dem  geltenden  Rechte  angehört)  sich  berufen  könne.  —  Seufferts  Archiv 
Bd.  I  Nr.  402  und  Entsch.  des  preufs.  Obertrib.  Bd.  40  S.  50.  — 
Ebenso  ist  sonst  für  die  Grundsätze,  nach  denen  die  Abtretung  der 
Forderung  gegenüber  dem  dehitor  cessus  wirkt,  insbesondere  für  die 
Notwendigkeit  der  Kundmachung  der  Cession  an  den  letzteren  das- 
jenige Civilgesetz  mafsgebend,  welches  für  die  Hauptschuld  das  geltende 
ist  —  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  der  Jurist  Wochenschrift  Bd.  17 
S.  418.  —  Das  Gleiche  ist  der  Fall  .  .  .  beztlglich  der  Frage,  welchen 
rechtlichen  Charakter  die  in  der  Cessionsurkunde  verlautbarte  Haftung 
fllr  die  Einbringlichkeit  der  Forderung  habe.  Je  nachdem  man  die- 
selbe als  Bürgschaft  oder  als  selbständiges  Garantieversprechen  auf&fst, 
beantwortet  sich  zugleich  die  Frage  eines  den  Beklagten  betreffenden 
Verpfiichtungsverhältnisses,  wie  es  durch  die  Klage  zur  Geltung  gebracht 
werden  will.** 

Prozefskosten  der  Ausländer  und  Sicherheitsleistung  für  dieselben^ 
Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  11.  Juni  1895. 

Gründe:  Nach  §  102  Abs.  1  der  CPr.O.  haben  Ausländer, 
welche  als  Kläger  auftreten,  sofern  nicht  eine  der  im  Abs.  2  besonders 
hervorgehobenen  Ausnahmen  vorliegt,  dem  Beklagten  auf  dessen  Ver- 
langen Sicherheit  wegen  der  Prozefskosten  zu  leisten  und  nach  §  104 
Abs.  3  daselbst  kann  der  Beklagte,  wenn  sich  die  geleistete  Sicherheit 
im  Laufe  des  Rechtsstreits  als  unzureichend  erweist,  die  Leistung  einer 
weiteren  Sicherheit  verlangen,  fiills  nicht  ein  zur  Deckung  ausreichender 
Teil  des  erhobenen  Anspruchs  unbestritten  ist  Die  Civilprozefsordnung 
behandelt  die  Geltendmachung  dieser  dem  Beklagten  zustehenden  Be- 
fugnis als  prozefshindernde  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für  die 
Prozefskosten  (§  247  Abs.  2  Ziff.  4) ,  über  welche  unter  den  Voraus- 
setzungen des  §  248  Abs.  1  besonders  zu  verhandeln  und  durch  Urteil 
zu  entscheiden  ist  Das  in  einem  solchen  Falle  ergehende  Urteil  ist 
ein    Zwischenurteil   (§  275)   und    als    ßolches   —  von  der   im   §  248 
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Abs.  2  ftlr  den  Fall  der  Verwerfung  der  Einrede  getroffenen  Aqb- 
nabmebcstironutngen  abgesehen  —  Air  sicli  allein  nicht  anfechtbar, 
sondern  nur  zugleich  mit  dem  in  der  Sache  selbst  ergehenden  End- 
urteile der  Anfechtung  mittek  der  gegen  dieses  zulKseigen  Rechtsmittel 
zugänglich  (§§  472,  473,  507  und  510  der  C.Pr.0.;  vergl.  die  Kom- 
mentare  zur  C.Pr.O.  §  104  von  Stmckmann-Koch  Anra.  1,  Oa%gpp 
Anm.  1  und  Wilmowski  -  Levy  Anm.  1).  Mufs  nun  auch  dem  zur 
Sicherheitsleistung  verurteilten  Klüger  das  Recht  zugestanden  werden, 
nach  Fortfall  der  UmstKnde,  welche  zur  Anordnung  derselben  Ver- 
anlassung gegeben  haben,  wie  z.  B.  insbesondere  seiner  Eigenschaft 
als  Ausländer,  die  Aufhebung  dieser  Anordnung  zu  beantragen,  so 
ergiebt  sich  doch  aus  dem  Gesagten  mit  Notwendigkeit,  dafs  die  £r- 
gfinzung  einer  dem  Klffger  auferlegten  Sicherheit,  die  Leistung  einer 
weiteren  Sicherheit  auf  Grund  des  §  104  Abs.  3,  lediglich  an  die 
Voraussetzung  der  Unzulänglichkeit  der  bisher  geleiÜeten  Sicherheit 
gekntlpft  ist,  der  einmal  zur  Sicherheitsleistung  verurteilte  Kläger  so- 
nach einem  dahin  gehenden  Antrage  des  Beklagten  den  Einwand,  dafs 
er  Überhaupt  zur  Sicherheitsleistung  nicht  verpflichtet  sei  bezw.  von 
vornherein  nicht  verpflichtet  gewesen  sei,  jedenfalls  nicht  mehr  ent* 
gegensetzen  kann,  solange  er  das  ihn  zur  Sicherheitsleistung  ver- 
pflichtende Urteil  nicht,  wie  vorangegeben,  in  zulässiger  Weise  durcb 
ein  Rechtsmittel  angefochten  hat.  Da  nun  im  vorliegenden  Falle  die 
Berufung  gegen  das  zur  Sache  ergangene  Endurteil  vom  Beklagten 
eingelegt  ist  und  der  durch  das  Zwischenurteil  vom  12.  Juli  1892  zor 
Sicherheitsleistung  fUr  verpflichtet  erklärte  Kläger  sich  weder  der  Be- 
rufung angeschlossen,  noch  die  Aufhebung  der  angeordneten  Sicherheits- 
leistung wegen  veränderter  Umstände  beantragt,  vielmehr  eine  solche 
Änderung  nicht  einmal  behauptet  hat,  die  vom  Kläger  hinterlegte 
Sicherheit  von  210  Mk.  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Streit- 
gegenstandes und  die  bisher  dem  Beklagten  bereits  erwachsenen  Kosten 
zur  Deckung  der  ferneren  Kosten,  welche  derselbe  nach  Beschreitung 
der  Berufungsinstanz  noch  aufzuwenden  haben  wird,  offenbar  nicht 
ausreicht,  so  kann  es  sich  nur  noch  fragen,  ob  die  Verpflichtung  des 
Klägers  zur  Sicherheitsleistung  auch  auf  diejenigen  Kosten  zu  erstrecken 
ist,  welche  durch  die  nicht  vom  Kläger,  sondern  vom  Beklagten  selbst 
eingelegte  Berufung  (und  die  demnächst  etwa  einzulegende  Revision) 
veranlafst  werden.  Diese  Frage  ist  im  Gegensatz  zu  der  vom  Kligor 
vertretenen  Auflassung  zu  bejahen. 

Die  Vorschrift  des  §  102  Abs.  1  cit  beruht  auf  der  Erwägung, 
dafs  einem  Deutschen,  welcher  durch  die  Klage  eines  Ausländers  ge- 
nötigt wird,  sich  auf  einen  für  ihn  regelmäfsig  mit  Auslagen  verbundenen 
Rechtsstreit  einzulassen,  nicht  zuzumuten  ist,  im  Falle  seines  Obsieg^n^ 
den  Anspruch  auf  Erstattung  jener  Auslagen  im  Auslande,  wo  derselbe 
meist  nur  unter  Überwindung  besonderer  Schwierigkeiten  und  vielleiciit 
überhaupt  nicht  zu  verwirklichen  sein  wird,  geltend  machen  zu  müssen. 
Soll    diese   Gefahr    vermieden    und    der   Zweck    des  Gesetzes   erreicht 
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werden,  so  mnfs  der  Beklagte  in  der  anzuordnenden  Sicherheitsleistung, 
welche  aus  dem  angeführten  Grunde  nur  dem  als  Kläger  auftretenden 
Ausländer  auferlegt   ist  und   z.  B.  nicht  eintritt,   wenn  der  vor  einem 
deutschen  Gerichte  belangte  Ausländer  eine  Widerklage  erhebt  (§  102 
Abs.  2   Ziff.    3)   oder   gegen    eine    ihm    ungünstige   Entscheidung   ein 
Rechtsmittel  einlegt  (Struckmann-  Koch  und  Wilmoufshi  -  Levy  §  102 
Anm.  1),  Deckung  ^r  alle  Auslagen  finden,   welche  ihm  infolge  der 
Anstellung  der  Klage  erwachsen.     Der  §  102    spricht  denn  auch  ganz 
allgemein  von  der  Sicherheitsleistung  fUr  die  Prozefskosten  und  ebenso 
bestimmt  der   §  104  Abs.  4   ohne  jede  Einschränkung,    dafs   bei   der 
gemäfs  Abs.  1    nach   freiem  Ermessen   des   Gerichts   erfolgenden  Fest- 
setzung  der  Hohe   der  zu  leistenden   Sicherheit  derjenige  Betrag  der 
Prozefskosten,  welchen  der  Beklagte  wahrscheinlich  aufzuwenden  haben 
wird,   zu   Grunde  zu  legen   sei   und   dabei   lediglich    die    durch    den 
Kläger    nicht    veranlafsten    Kosten    einer    vom    Beklagten    erhobenen 
Widerklage   aufser  Rechnung    bleiben   sollen.     Zu    den    Prozefskosten 
gehören  aber  auch  die  Kosten  der  Rechtsmittelinstanzen,  gleichviel  von 
welcher  Seite  diese  beschritten  werden,  und  dafs  sich  die  Verpflichtung 
zur  Sicherheitsleistung  auch  auf  diese  erstreckt,   folgt  schon  daraus, 
dafs,   wie   der   mit  einer  Klage  belangte  Ausländer  durch  Einleguug 
eines  Rechtsmittels  gegen  die  wider  ihn  ausgefallene  Entscheidung  nicht 
zum  Kläger  wird,   ebensowenig  der  als  Kläger  aufgetretene  Ausländer 
die  erstere  Eigenschaft  dadurch   verliert,    dafs   der  Beklagte  gegen  die 
zu  Gunsten  desselben  ergangene  Entscheidung  ein  Rechtsmittel  ergreifV. 
Deshalb    gestattet   auch    der  Abs.  3    des   §  104    die  Ergänzung    der 
Sicherheit  im  Laufe,  d.  h.  in  jeder  I^age  des  Rechtsstreits,  und  wenn 
der   §  105   bestimmt,   dafs   bei   nicht  rechtzeitig  geleisteter  Sicherheit 
ein   zur  Verhandlung  stehendes  Rechtsmittel  des  Klägers  auf  Antrag 
des  Beklagten  zu   verwerfen   sei,   so   unterstellt   derselbe  offenbar  die 
Leistung  einer  Sicherheit  auch  f)lr  die  Kosten  der  Rechtsmittelinstanzeu. 
Die    letzteren   sind   daher,    wie  auch   schon    aus    prozefsökonomischen 
Gründen,  um  die  Notwendigkeit  einer  Ergänzung  gemäfs  §  104  Abs.  3 
zu  vermeiden,  was  auch  die  Motive  (S.  122)  ausdrücklich  hervorheben, 
von    vornherein   bei  Bestimmung   der   Höhe   der  Sicherheitsleistung   zu 
berücksichtigen ;  ist  dieses  aber  nicht  oder  nicht  in  ausreichendem  Mafse 
geschehen,    so   gewährt  die   Vorschrift  des   §  104  Abs.  3   die  nötige 
Abhtüfe,   welche  nach  einmal  erfolgter  Geltendmachung  des  Anspruchs 
auf  Sicherheitsleistung  auch   durch  die  Bestimmung  des    §  490  Abs.  1 
der  CPr.O.  (vergl.  §  247  Schlufssatz)  nicht  ausgeschlossen  wird  (vergl. 
Siruckmann '  Koch  §  104  Anm.  2,   Qaupp   §  104  Anm.  2  und  Wil- 
motoski'Levy  §  104  Anm.  2»  sowie  die  in  dieser  bezogenen  Entschei- 
dungen des  Reichsgerichts).  M, 
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Ausländer,    Osterreich  -  Ungarn  (Galizien) ,   Sicherheitsleistung  für 

die  Prozefskosten,  Reciprocität. 

Urteil  des  O.L.a.  Köln  yom  27.  November  1896  (Rheinisches  Archiv  Bd.  91,  I 

S.  145—148). 

1.  Die  Befreiung  eines  als  Kläger  auftretenden  Ausländers 
von  der  Sicherheitsleistung  f^  die  Prozefskosten  tritt  nicht 
schon  bei  Gleichstellung  des  Deutschen  mit  den  Angehörigen  des  be- 
treflfenden  Staates,  sondern  nur  dann  ein ,  wenn  der  Deutsche  bei  An- 
stellung einer  gleichen  Klage  im  Auslande  nach  den  dortigen  Gesetzen 
zu  einer  Sicherheitsleistung  überhaupt  nicht  verpflichtet  ist. 

2.  Tu  Osterreich- Ungarn  mit  Ausnahme  der  zum  trans- 
leithanischen  Teil  gehörigen  Länder  der  Ungarischen  Krone,  also  auch 
in  dem  zum  cisleithanischen  Teil  gehörigen  Königreich  Galizien  hat 
jeder  Kläger  ohne  Unterschied,  ob  er  Inländer  oder  Ausländer  ist,  in 
Sachen,  welche  nicht  Bagatell-  oder  Armeusachen  sind ,  auf  Verlangen 
des  Beklagten  Sicherheit  für  die  Prozefskosten  zu  bestellen,  falls  rr 
nicht  in  der  Provinz,  wo  der  Prozefs  geführt  werden  soll,  hinreichend 
bemittelt  ist 

(Vergl.  die  Entscheidungen  im  Rhein.  Archiv  Bd.  81 ,  II  S.  43 
und  bezüglich  der  Reciprocität  mit  Ungarn  Bd.  88,  I  S.  45,  ferner 
in  letzterer  Hinsicht  die  preufsische  Ministerial  -  Entschliefsung  vom 
7.  März  1896  (JustM.Bl.  S.  98),  wo  hervoigehoben  ist,  dafs  in  Ungarn 
nur  im  Wechselverfahren  Sicherstellung  der  Prozefskosten  nicht  verlangt 
werden  kann.     S.  a.  a.  0.)  6r. 


Vereinbarung  der  Parteien  über  die  Entscheidung  von  Rechts- 
Streitigkeiten  durch  ein  ausländisches  Gericht,  bezw.  über  watfrielle 
Rechtskraft    eines    ausländischen    Urteils    bei    nicht    verbürgter 

Gegenseitigkeit 

1.   Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  10.  April  1895. 

Gründe:  Der  Vorderrichter  geht  zunächst  mit  Recht  davon 
aus,  dafs  aus  den  französischen  Urteilen,  in  denen  die  Beklagte  in 
Übereinstimmung  mit  dem  jetzt  gestellten  Klageantrage  bereits  rechts- 
kräftig verurteilt  ist,  ein  Vollstreckungsurteil  im  Sinne  der  §§  660, 
661  der  C.Pr.0.  nicht  nachgesucht  werden  kann,  da  die  Gegenseitigkeit 
in  Frankreich  nicht  verbürgt  ist.  Auch  darin  ist  dem  Vorderrichter 
beizupflichten,  dafs  die  gegenwärtige  Klage  auf  den  Erlafs  eines  solchen 
Vollstrecknngsurteiles  gar  nicht  gerichtet  ist.  Mit  Unrecht  aber  nimmt 
der  erste  Richter  an,  dafs  die  Klägerin  ihre  Klage  lediglich  auf  das 
ursprüngliche  Sachverhältnis  gegründet  und  die  französischen  Urteile 
nur  unter  dem  Gesichtspunkte  von  Beweismitteln  hierfür  angezogen 
habe.  Sowohl  der  vorgetragene  Inhalt  der  Klageschrift  wie  der  That- 
bestand  des  angefochtenen  Urteils  ergiebt,  dafs  die  Klage  neben  dem 
Vertrage  der  Parteien  vom  9.  Juli  1881  ausdrücklich  auf  die  fianzö- 
sischen  Urteile    mitgestützt    war.     Wenn  daher  die  Klägerin  in  dieser 
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Instanz  ihren  Klageanspmch  in  erster  Linie  damit  rechtfertigt,  dafs 
die  Beklagte  kraft  jenes  Vertrages  au  die  in  den  französischen  Urteilen 
getroffene  Regelung  des  gegenseitigen  Rechtsverhältnisses  gebunden  sei, 
80  ist  darin  eine  Klageänderung,  die  Übrigens  die  Beklagte  selbst  nicht 
geltend  macht,  keineswegs  zu  finden.  Es  wird  demnach  zu  prüfen 
sein,  welche  Bedeutung  die  Entscheidung  des  französischen  Richters 
ftlr  das  Rechtsverhältnis  der  Parteien  hat. 

In  dieser  Richtung  kann  nun  allerdings  die  von  Qaupp  ^  Franke 
und  V,  Bar  vertretene  Ansicht,  dafs  die  Bestimmung  der  §§  660,  661 
der  CPr.O.  auf  die  ezekutorische  Wirkung  des  ausländischen  Urteiles 
sich  bcschiänke  und  die  materielle  Rechtskraft  desselben  nicht  berühre 
(veigl.  Qaupp,  CPr.O.  §  661  Nr.  VIII  1  und  2,  Franke  in  der 
Zeitschr.  für  Civilprozefs  Bd.  VIII  S.  112,  v.  Bar,  Intern.  Privatrecht, 
Bd.  II  S.  419  u.  flg.),  keine  Billigung  finden.  Jene  Oesetzesvor- 
schriften,  die  unmittelbar  nur  die  Vollstreckung  des  ausländischen 
Urteils  betreffen,  bestimmen  zugleicii  im  allgemeinen  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  eine  Partei  vor  deutschen  Gerichten  ihren 
Rechtsanspruch  auf  das  auswärtige  Urteil  als  solches  stützen  kann. 
Indem  der  §  660  a.  a.  0.  für  die  Wirksamkeit  ausländischer  Urteile 
vorschreibt,  dafs  ein  Vollstreckungsurteil  stets  notwendig  ist,  bezeichnet 
er  den  einzigen  Weg,  eine  auswärtige  Entscheidung  im  Inlande  zur 
Vollstreckung  zu  bringen.  Für  eine  actio  iudicaii^  gegründet  auf  die 
blofse  Tiiatsache  der  auswärtigen  Verurteilung,  läfst  danach  die  Civil- 
prozefsordnung  keinen  Raum.  Hiermit  im  Einklänge  steht  die  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  und  die  in  den  meisten  Kommentaren 
zur  Civilprozefsordnung  anerkannte  Ansicht  (vergl.  Entsch.  des  Reichs- 
gerichts in  Civilsachen  Bd.  VIII  S.  889,  Bd.  XVI  S.  427;  Struck- 
mann-Koch  §  661  Anm.  10;  Wilmowski - Levy ,  Kommentar,  §  661 
Anm.  7  u.  flg.). 

Durchaus  verschieden  hiervon  ist  jedoch  die  Frage,  ob  nicht  etwa 
das  Rechtsverhältnis  der  Parteien  auf  Orund  ihrer  eigenen  Vereinbarung 
durch  die  französischen  Urteile  eine  andere  Gestaltung  erfahren  hat. 
Diese  Frage  mnfs  nach  den  konkreten  Umständen  des  gegenwärtigen 
Falles  bejaht  werden. 

Im  Art  12  des  Vertrages  haben  die  Parteien  vereinbart,  dafs  alle 
Differenzen  aus  dem  Vertragsverhältnisse  durch  ein  Schiedsgericht,  be- 
stehend aus  drei  Direktoren  französischer  Versicherungsgesellschaften 
und  falls  es  zu  der  Bestellung  eines  solchen  Schiedsgerichts  —  unab- 
hängig von  dem  Willen  beider  Parteien  —  nicht  komme,  durch  das 
Pariser  Gericht  geregelt  werden  sollen.  Die  in  dieser  Richtung  in 
dem  Art.  12  getroffene  Bestimmung,  dafs  der  betreffende  Streitfall  der 
Gerichtsbarkeit  des  Handelsgericlites  der  Seine  zugeteilt  werden  solle, 
enthält  nicht  lediglich,  wie  die  Beklagte  auszuführen  versuchte,  eine 
prorogatio  fori.  Indem  vielmehr  der  erkennende  Senat  erwog,  dafs 
diese  Bestimmung  sich  unmittelbar  der  an  erster  Stelle  getroffenen 
Wahl  eines  Schiedsgerichts  französischer  Versicherungsdirektoren  an- 
schliefst ;  dafs  der  Vertrag  in  erster  Linie  Versicherungen  in  Frankreich 
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zum  Gegenstände  hat  und  dafg  Differenzen  der  Parteien  sich  wesentlich 
auf  Rechtsgeschäfte  beziehen  mufston,  die  in  Frankreich  abzuwickeln 
waren;  dafs  die  Parteien,  von  denen  die  eine  in  England,  die  andere 
in  Deutschland  domiziliert  ist,  ein  beiderseitiges  und  gleiches  Interesse 
an  dem  Ausschlüsse  der  Verpflichtung  hatten,  cutstehende  Differenzen 
bei  einer  Klage  gegen  jene  in  England,  dagegen  bei  einer  Klage  gegen 
diese  in  Deutschland  zum  Austrage  zu  bringen,  gelangte  er  za  der 
Überzeugung,  dafs  die  Parteien  durch  jene  Vertragsbestimmung  des 
Art  12  für  die  Regelung  ihrer  Differenzen  im  Falle  der  Nichtbestellattg 
eines  Schiedsgerichtes  sich  ausschliefslich  der  Entscheidung  des  franzö- 
sischen Gerichts  unterworfen  haben.  Dafs  diese  Entscheidung  unter 
gebens  auch  vertragsgemäfs  herbeigeführt  ist,  ergiebt  das  insoweit  im 
Thatbestande  wiedergegebene  Urteil  des  Appellhofs  zu  Paris  vom 
8.  Mttrz  1885,  nach  welchem  der  erkennende  Senat  als  erwiesen  an 
nimmt,  dafs  die  Klägerin,  bevor  sie  zur  Klage  bei  dem  Handelsgericht 
der  Seine  schritt ,  ihrerseits  einen  Schiedsrichter  ernannt ,  während  die 
Beklagte  trotz  voraufgegangener  Sommation  dies  zu  tbun  geweigert  bat 
Hiermit  hat  die  Klägerin  die  Bestimmung  des  Art  12  erftült,  was 
übrigens  die  Beklagte  gegenwärtig  nicht  bestreitet. 

Die  gekennzeichnete  Vereinbarung  der  Parteien  mufs  nun  weiter 
aber  auch  als  rechtswirksam  gelten.  Der  Beklagten  ist  zwar  zuzu- 
geben, dafs  die  Grundsätze,  welche  die  Justizhoheit  betreffen,  ins- 
besondere auch  die  §§  660,  661  a.  a..  0.,  öffentlichrechtlichen  Charakters 
sind  und  deshalb  einer  abändernden  Vereinbarung  durch  die  Parteien 
sich  entziehen.  Wenn  es  hiernach  nicht  wohl  einem  Zweifel  unterließ 
dafs  eine  Vereinbarung,  nach  der  das  in  Frankreich  gesprochene  Urteil 
in  Deutschland  ohne  weiteres  vollstreckbar  oder  ftir  den  Erlafs  des 
VoUstreckungsurtcils  geeignet  sein  soll,  für  den  deutschen  Richter  ebne 
Wirksamkeit  sein  würde,  so  ist  doch  die  konkrete  Sachlage  in  dem 
gegenwärtigen  Falle  eine  durchaus  andere.  Das  Abkommen  der  Par- 
teien ist  seinem  Wortlaute  wie  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  nicbt 
gerichtet  auf  den  Gesichtspunkt  der  Vollstreckung  und  insbesondere 
nicht  der  Vollstreckung  in  Deutschland;  vielmehr  haben  die  Parteien 
in  dem  durch  die  Umstände  erklärten  Bestreben,  der  Schwierigkeiten 
und  Nachteile  enthoben  zu  sein,  welche  die  Austragung  ihrer  auf 
französischem  Boden  erwachsenden  Differenzen  in  England  bezw.  Dentscb- 
land  mit  sich  bringen  würde  —  je  nachdem  die  eine  oder  andere 
Partei  die  Rolle  der  Beklagten  übernahm  —  dahin  sich  geeinigt,  dafs 
der  Spruch  des  Schiedsgerichts,  eventuell  des  ordentlichen  Gerichts  in 
Paris,  solche  Differenzen  endgültig  und  fUr  sie  bindend  regeln  solle. 
Hierin  ist  weder  ein  Verstofs  gegen  zwingende  Vorschriften  des  ein- 
beimischen Rechts  noch  eine  Umgehung  solcher  Vorschriften  zu  finden. 
Die  Wirksamkeit  einer  Vereinbarung  dieser  Art  ist  für  den  Fall  des 
Schiedsspruches  bereits  vom  Reichsgericht  anerkannt.  Bntsch.  des 
Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  XXX  Nr.  111. 

Obschon  hier  nicht  verkannt  wird,  dafs  zwischen  Urteil  und 
Schiedsspruch  an   sich   ein  wesentlicher  Unterschied  besteht,    dafs  ins- 
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besondere  die  verbindende  Kmft  des  Urteils  nicht  auf  dem  Willen  der 
Parteien,  sondern  auf  seiner  Eigenschaft  als  Aasspruch  des  zuständigen 
Organee  der  Staatsgewalt  beruht  und  dafs  die  Civilprozefsordnung  wohl 
mit  dem  ausländischen  Urteil,  mit  dem  ausländischen  Schiedsspruch 
aber  überhaupt  nicht  sich  befafst,  mufs  gleichwohl  hier  nach  den  kon- 
kreten Umständen  des  Falles  —  entsprechend  dem  Willen  der  Parteien 
—  die  gleiche  Wirkung  dem  eventuell  gewählten  Spruche  des  ordent- 
lichen Gerichts  beigemessen  werden.  Der  Umstand,  dafs  gegen  die 
gerichtliche  Entscheidung  Rechtsmittel  zulässig  und  von  der  Beklagten 
auch  zur  Hand  genommen  sind,  kann  hierbei  nichts  verechlagen ,  da 
die  Einigung  der  Parteien  dahin  zu  verstehen  ist,  dafs  die  endgültige 
Entscheidung  auch  die  endgültige  Regelung  ihrer  Differenzen  aus  dem 
Vertragsverhältnisse  sein  solle.  Wie  der  Vertreter  der  Klägerin  zu- 
treffend hervorhebt,  handelt  es  sich  hierbei  nicht  um  die  Unterwerfung 
des  deutschen  Richters  unter  die  französische  Justizhoheit,  sondern  um 
die  Wirksamkeit  des  Vertragswillens  der  Parteien,  den  die  Beklagte 
gegen  sich  gelten  lassen  mufs.  Nicht  die  actio  iudtcati^  gestützt  auf 
die  Thatsacbe  der  auswärtigen  Verurteilung,  sondern  die  Klage  aus 
dem  Vertrage  ist  erhoben,  bei  der  das  Vei-tragsverhältnis  der  Parteien, 
wie  es  vereinbarungsgemäfs  durch  die  Ermittelungen  und  Feststellungen 
in  Paris  sich  gestaltet  hat,  als  Vertragsrecht  —  vi  contradus  —  für 
den  gegenwärtigen  Richter  beachtlich  ist. 

Da  nun  die  Differenzen  der  Parteien  in  der  französischen  Procedur 
in  Übereinstimmung  mit  dem  Gutachten  des  Sachverständigen  Corsel 
ihre  Regelung  zu  Gunsten  der  Klägerin  erfahren,  rechtfertigt  sich  die 
Verurteilung  der  Beklagten,  entsprechend  der  erhobenen  Klage,  ohne 
dafs  auf  die  Einwendungen  weiter  einzugehen  war,  welche  die  Beklagte 
in  dem  gegenwärtigen  Verfahren  dem  Klageanspruche  gegenüber  zur 
Erörterung  gebracht  hat.  Der  Widerklage  ist  insbesondere  der  Boden 
dadurch  entzogen,  dafs  die  rechtskräftige  Entscheidung  des  französischen 
Gerichts  die  Beklagte  an  den  Vertrag,  den  die  Klägerin  ihrerseits 
ereilt  hat,  ftlr  gebunden  erklärt  hat  Mit  dieser  Regelung  des  gegen- 
seitigen Rechtsverhältnisses,  die  nach  den  obigen  Ausführungen  fllr  die 
Parteien  bindend  ist,  erscheint  die  auf  die  Ungültigkeit  bezw.  Auf- 
lösung des  Vertrages  gerichtete  Widerklage  unvereinbar.  Hiernach 
war  die  Widerklage,  soweit  dies  nicht  bereits  in  dem  Urteile  der  Vor- 
instauz  geschehen  ist,  auf  die  Berufung  der  Klägerin   zurückzuweiiran. 

2,  Urteil  des  Reichsgerichts,  II.  CS.,  vom  22.  November  1895  (Entsch.  des 

RGer.  in  Civils.  Bd.  36  S.  381). 

Das  Reichsgericht  hat  auf  Revision  des  Beklagten  obiges  Urteil 
des  Oberlandesgerichts  Köln  aufgehoben. 

Zwischen  der  A.-L.  Versicherungsaktiengesellschaft  zu  Aachen  und 
der  X.  and  L.  Insurance  Company  zu  Liverpool  kam  im  Jahre  1881 
ein  Rückversicherungsvertrag  —  sog.  Ezcedentvertrag  —  zu  stände, 
wonach  die  letztere   sich  verpflichtete,    die  erstere  an   allen  ihren  Ex- 
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cedeuten  aus  neuem  Geschäfte  zu  beteiligen,  und  die  A.-L.  Gesellschaft 
die  Verpflichtung  ttbernahm,  die  Überweisungen  der  X.  and  L.  Com- 
pany bis  zur  Höhe  der  von  derselben  f^^r  eigene  Rechnung  behaltenen 
Summen  unter  bestimmten  Bedingungen  zu  acceptieren.  Im  Art  12 
des  Vertrages  wurde  bestimmt,  dafs  alle  DiflFerenzen,  welche  zwischen 
den  Parteien  entstehen  könnten,  durch  ein  Schiedsgericht,  bestehend 
aus  drei  unter  den  Direktoren  der  französischen  Gesellschaften  zq 
wählenden  Schiedsrichtern,  geregelt  werden  sollten,  und  weiter  gesagt: 
„Im  Falle,  dafs  durch  irgend  ein  Vorkommnis,  unabhängig  von  dem 
Willen  der  beiden  Parteien,  die  Klausel  betreff  des  Schi^sgerichteB 
nicht  zur  Ausführung  gelangen  kann ,  so  werden  die  Parteien  den  be- 
treffenden Fall  der  Gerichtsbarkeit  des  Handelstribunals  der  Seine  m- 
teilen.'' 

Nachdem  die  Geschäftsverbindung  der  beiden  Gesellscbaflen  einige 
Jahre  gedauert  hatte,  entstan  len  Differenzen  bezüglich  der  Abrechnung, 
worüber  eine  Einigung  nicht  erzielt  wurde.  Die  X.  and  L.  Ckmpanjf 
erhob  darauf  gegen  die  A.-L.  Versicherungs- Aktiengesellschaft  vor  dem 
Handelstribunale  der  Seine  zu  Paris  Klage  auf  Zahlung  von  61  465,77 
Francs.  Die  Bekkgte  erhob  auf  Grund  des  Art  12  des  Vertrages  den 
Einwand  der  Unzuständigkeit  des  Gerichtes,  indem  sie  geltend  machte, 
dafs  die  Entscheidung  der  Streitigkeit  einem  Schiedsgericht  zu  unter- 
breiten sei.  Das  Handelsgericht  der  Seine  erklärte  sich  jedoch  ftlr 
kompetent  und  verurteilte  die  Beklagte  nach  dem  Klageantrage.  Hit 
der  gegen  dieses  Urteil  eingelegten  Berufung  wurde  die  Beklagte  vom 
Appellhofe  zu  Paris  und  mit  dem  sodann  erhobenen  Kassationsrekune 
vom  Pariser  Kassationshofe  zurückgewiesen.  Da  das  so  rechtskräftig 
gewordene  Urteil  des  Handelstribunals  der  Seine  gegen  die  zu  Aachen 
domizilierte  Beklagte  mangels  der  Verbtlrgung  der  Gegenseitigkeit  von 
Seiten  Frankreichs  nicht  vollstreckbar  war,  erhob  die  L,  and  L,  Com- 
pany  gegen  die  A.-L.  Gesellschaft  von  neuem  Klage  auf  Zahlung  von 
49  324,70  Mk.  bei  dem  Landgerichte  zu  Aachen.  Die  Beklagte  be- 
antragte die  Abweisung  der  Kkge  und  erhob  Widerklage  mit  dem 
Antrage,  den  unter  den  Parteien  abgeschlossenen  Vertrag  fllr  nichtig 
zu  erklären,  weil  er  durch  Betrug  der  Klägerin  zu  stände  gekommen 
sei.  Das  Landgericht  hat  nach  diesen  Anträgen  der  Beklagten  eriiannt 
Auf  die  Berufung  der  Klägerin  hat  jedoch  das  Oberlandesgericht  die 
Beklagte  auf  Grund  der  Urteile  der  französischen  Gerichte  von  nenem 
zur  Zahlung  der  eingekUgten  Summe  verurteilt  Die  gegen  dieee« 
Urteil  von  der  BekUgten  eingelegte  Revision  wurde  für  begründet  er- 
achtet und  das  Urteil  des  Oberlandesgerichtes  aufgehoben.  Die  Gründe 
des  reichsgerichtlichen  Urteiles  beziehen  sich  in  ihrem  ersten  Teile  auf 
die  hier  nicht  interessierende  Frage  des  Schiedsvertrages,  welche  das 
Oberhindesgericht  fUr  erledigt  erklärt  hatte.  Weiter  lauten  dann  die 
Gründe: 

^Aber  auch  abgesehen  hiervon,  beruht  der  wesentliche  Bot* 
Scheidungsgrund  des  Oberlandesgerichtes  auf  Verletzung  der  §§  660i 
661  der  C.Pr.O.     Dasselbe  nimmt  in  weiterer  Auslegung  des  unter 
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Parteien  abgeechlosBenen  Vertrages  an,  dafs  die  Parteien  für  die  Regelung 
ihrer  Differenzen  im  Falle  der  Nichtbestellung  eines  Schiedsgerichtes 
sich  aosschliefslich  der  Entscheidung  der  französischen  Gerichte  unter- 
worfen haben,  dafs  also  die  rechtskrüf^ig  gewordene  Entscheidung  des 
Handelsgerichtes  der  Seine  für  die  Parteien  mafsgebend  sein  soll. 
Dabei  geht  das  Oberlandesgericht  nicht  etwa  davon  aas,  dafs  nach  der 
Vereinbarong  der  Parteien  das  französische  Gericht  als  Schiedsgericht 
fungieren  und  entscheiden  soll,  so  dafs  auch  hier  die  GrundsHtze  über 
den  Schiedsvertrag  und  das  Schiedsgericht  zur  Anwendung  zu  bringen 
wären,  vielmelir  soll  nach  dem  Vertrage  das  Tribunal  der  Seine  in 
seiner  Eigenschaft  als  vom  Staate  eingesetztes  Gericht  mit  vollem  nach 
der  französischen  Civilprozefsordnung  geordneten  Instanzenzuge  erkennen. 
Dieser  Vereinbarung  der  Parteien  legt  das  Oberlandesgericht  die  Be- 
deutung bei,  dafs  der  Spruch  der  französischen  Gerichte  für  den  deut- 
schen Richter,  dem  jetzt  die  Sache  unterbreitet  werde,  mafsgebend  sein 
müsse,  dafs  also  die  Beklagte  ohne  Prüfung  ihrer  sachlichen  Einwen- 
dungen nach  dem  Inhalte  der  Urteile  der  französischen  Gerichte  auch 
vom  deutschen  Gerichte  zur  Zahlung  verurteilt  werden  müsse.  Es 
handele  sich  hierbei  nicht  um  eine  actio  juäicaü,  gestützt  auf  die 
Thatsache  der  auswärtigen  Verurteilung,  sondern  um  die  Klage  aus 
dem  Vertrage,  nach  welchem  die  Parteien  die  Ermittelungen  und  Fest- 
stellungen, wie  sie  durch  das  auswärtige  Gericht  erfolgt  seien,  als  für 
sich  verbindlich  anerkannt  hätten. 

Diese  Aufibssung  erscheint  rechtsirrtümlich.  Das  Oberlandesgericht 
ftihrt  im  Eingange  der  Gründe  zutreffend  aus,  dafs  die  §§  660,  661 
der  C.Pr.0. ,  obgleich  sie  unmittelbar  nur  die  Vollstreckung  der  aus- 
ländischen Urteile  betreffen,  zugleich  im  allgemeinen  die  Voraussetzungen 
bestimmen,  unter  denen  eine  Partei  vor  deutschen  Gerichten  ihren 
Rechtsanspruch  auf  das  ausländische  Urteil  ab  solches  stützen  kann. 
Die  materielle  Rechtskraft  eines  ausländischen  Urteiles  geht  mit  der 
Volbtreckbarkeit  desselben  in  Gemäfsheit  der  §§  660,  661  a.  a.  0. 
Hand  in  Hand.  Ein  ausländisches  Urteil,  welches  nicht  durch  ein 
Vollstreckungsurteil  für  vollstreckbar  erklärt  werden  kann,  erzeugt  auch 
keine  materielle  Rechtskraft  für  die  Parteien  im  Gebiete  der  deutschen 
Civilprozefsordnung.  Daraus  folgt,  dafs  ein  solches  Urteil  auch  nicht 
als  Grundlage  einer  actio  judicaii  benutzt  werden  kann,  wie  dies  eben- 
falls richtig  im  Eingange  der  Gründe  angeführt  wird.  Da  in  Frank- 
reich die  Gegenseit^keit  gemäfs  §  661  Abs.  2  Ziff.  5  a.  a.  0.  nicht 
verbtlrgt,  so  sind  die  Urteile  der  französischen  Gerichte  im  Königreich 
Preufsen  nicht  vollstreckbar  und  erzeugen  auch  keine  materielle  Rechts- 
kraft für  die  Parteien. 

Es  fragt  sich  demnach  nur,  ob  trotzdem  die  Parteien  vereinbaren 
können,  dafs  solche  Urteile  von  deutschen  Gerichten  ab  Urteile  mit 
der  Wirkung  der  materiellen  Rechtskraft  respektiert  werden  müssen. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  die  Vorschriften  der  §§  660,  661 
a.    a.    0.    der    öffentlichen    Ordnung    angehören.      Sie    regulieren    das 

Zeitschrift  f.  intern.  Priyat-  u.  Straf^echt  etc.,  Band  VII.  17 
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öffentlich-rechtliche  Verhältnis,  in  welchem  die  AossprUche  der  Gerichte 
fremder    Staaten    zu    der    Judikatur    der    deutschen    Gerichte    stoben. 
Wollten  etwa  Parteien,    welche   im  Auslande  Reclit   genommen  haben, 
vereinbaren,    dafs  das  ergangene   ausländische  Urteil  entgegen  den  Be- 
stimmungen des  §  661  Abs.  2  in  Deutschland    volbtreckbar  sein  solle, 
so    würde   eine   solche   Vereinbarung    der    Gültigkeit    entbehren,  nnd 
dürfte  von  den  deutschen  Gerichten  nicht  berücksichtigt  werden,    weil 
sie  in  Widerspruch  mit  den    absoluten  Vorschriften   des  §  661  Abs.  2 
treten   würde.     Ebensowenig    kann    es    für    statthaft   erachtet  werden, 
dafs  die  materielle  Rechtskraft  eines  nicht  vollstreckbaren  auslAndischen 
Urteiles    entgegen    dem    in    den    genannten    Paragraphen    enthaltenen 
Grundsatze   durch    die  Parteien   vereinbart   und   infolge   dieser  Verein- 
barung ein  solches  Urteil  zur  Grundlage  einer  nochmaligen  Verurteilong 
durch   ein    deutsches  Gericht   gemacht   werde.     Die   in  Rede  stehende 
Klage,    wie   sie  vom  Oberlandesgerichte   aufgefafst   und    für   begründet 
erachtet  worden  ist,    ist  nichts  anderes  als  die  actio  judicatij    gestützt 
auf  die  Vereinbarung   der  Parteien   über   deren  Statthaftigkeit     Wenn 
das  Oberlandesgericht  sagt,    es    handele   sich   hier  nicht    um  die  actio 
judicati,   sondern  um   das  Vertragsrecht  der  Parteien ,    so    httlt  es  die 
beiden  hier  in  Betracht   kommenden  Gesichtspunkte    nicht  auseinander. 
Eine  actio  judicati   liegt  deshalb   vor,    weil  die  Verurteilung   der  Be- 
klagten lediglich   auf  Grund    des  Judikates  des  französischen  Gerichtes 
und  ohne   neue  Untersuchung   der   materiellen  Sachlage  verlangt  wird> 
Der   Vertrag   der   Parteien   enthält   aber   nur   die   Vereinbarung,   dafs 
jenes  Judikat  als  solches  vor  den  deutschen  Gerichten  anerkannt  werden, 
also  die  actio  judicati  im  vorliegenden  Falle   zulässig   sein   solle,  eine 
Vereinbarung,    die,    wie  ausgeführt,    ungültig   ist,    weil    sie   mit  den 
Grundsätzen    der   §§  660,    661    in    Widerspruch    steht     Wollte  man 
eine  solche  Vereinbarung   für   zulässig    halten ,   so    wtlrde   es   damit  in 
das  Belieben  der  Parteien   gestellt   sein,    ob   das  Urteil   eines   fremden 
Staates,  welcher  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  hat,  ftlr  das  Dentscbe 
Reich    materielle   Rechtskraft  geniefsen   soll   oder  nicht,    und   insoweit 
könnten   also   die   Vorschriften   der   §§  660,    661    durch    Willkür  der 
Parteien  aus  der  Civilprozefsordnung  beseitigt  werden. 

Vergl.  Wach,    Handbuch    des    deutschen    Civilprozesses  §  19 
unter  IV  S.  223  flg. ;   Dranke   in   der  Zeitschrift  für  deut- 
schen Civilprozefs  Bd.  8  S.  77. 
Wenn    das  Oberlandesgericht   zur  Unterstützung  seiner  Auffassung  anf 
das  Urteil  des  Reichsgerichtes  vom  10.  Dezember  1892 

vergl.  Entsch.  des  RGer.  in  Civils.  Bd.  30  Nr.  111, 
Bezug  genommen  hat,  bei  welchem  es  sich  um  die  Wirkung  eines  im 
Auslande  ergangenen  Schiedsspruches  handelte,  so  erscheint  dieie 
Bezugnahme  unzutreffend.  Über  die  Rechtswirksamkeit  eines  aoslftn- 
dischen  Schiedsspruches  ist  in  der  Civilprozefsordnung  nichts  bestimmt, 
und  die  in  jenem  Urteile  des  Reichsgerichtes  bejahte  Frage,  ob  ein 
solcher  Schiedsspruch,  wenn  er  auch  nicht  nach  den  Vorschriften  der 
deutschen  Civilprozefsordnung  f\lr  vollstreckbar  erklärt   werden  k0Dn^ 
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doch  für  die  materielle  Entscheidung  auf  Grund  des  Vertrages  der 
Parteien  seine  Bedeutung  auch  im  Inlande  behalte,  ist  wesentlich  ver- 
schieden von  der  hier  vorliegenden  Frage,  welche  materielle  Bedeutung 
ein  Urteil  eines  auswärtigen  Staatsgerichtes  habe.  Dartiber  hat  die 
deutsche  Civilprozefsordnuug  ihre  bestimmten  Grundsätze  aufgestellt,  und 
diese  Grundsätze  sind  der  vertraglichen  Abänderung  durch  die  Parteien 
entzogen. 

Das  Oberlandesgericht  hätte  demnach,  sofern  es  die  Frage  des 
Schiedsvertrages  ftlr  erledigt  hielt,  die  Einwendungen  der  Beklagten 
zur  Sache  erörtern  und  überhaupt  in  die  materielle  Beurteilung  der 
Sache  eintreten  müssen,  anstatt  die  Beklagte  lediglich  nach  Mafsgabe 
des  rechtskräftigen  Urteiles  des  französischen  Gerichtes  nochmals  zu 
verurteilen. 

Die  Entscheidung  des  Berufungsgerichtes  unterliegt  wegen  dieser 
rechtlichen  Verstöfse  der  Aufhebung,  und  die  Sache  raufste,  da  sie 
nicht  spruchreif  ist,  an  dasselbe  zurückverwiesen  werden." 

Zwr  Auslegung  des  §  85  Abs.  5  des  Gerichtskostengesetzes.    Die 

Nichtzahlung  des  dem  klagenden  Ausländer  auferlegten  Vorschusses 

hindert  nicht  den  Fortbetrieb   des  Prozesses  durch  den  Beklagten. 

Deutschrrussischer  Handelsvertrag  vorn  10.  Februar  1894. 

BeschluTs  des  lAndgerichts  Leipzig  vom  11.  November  1896,  B.  C.  11  260/96 
(Sachs.  Archiv  for  bürgerl.  Recht  etc.  Bd.  7  8.  117). 

In  einem  beim  Amtsgericht  anhängigen  Prozefsverfahren  hatte 
sich  erst  im  Laufe  des  Rechtsstreits  herausgestellt,  dafs  der  Kläger 
russischer  Staatsangehöriger  sei.  Der  Beklagte  erhob  nunmehr  die 
prozefshindernde  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für  die  Prozefs- 
kosten  und  das  Amtsgericht  legte  dem  Kläger  unter  gleichzeitiger  Ent- 
ziehung des  ihm  früher  erteilt  gewesenen  Armenrechts  die  Zahlung  des 
deutschen  Gebühren  Vorschusses  auf.  Noch  bevor  dieser  Vorschufs  erlegt 
worden  war,  reichte  der  Beklagte  Ladungsschriftgesetz  ein.  Das 
Pruzefsgericht  verweigerte  die  Terminsbestimmung  unter  Berufung  auf 
§  85  Abs.  5  des  G  K.G.  Die  Beschwerde  des  Beklagten  wurde  für 
b^rttndet  erklärt: 

„Die  Bestimmung  in  §  85  Abs.  5  des  G.K.G. ,  wonach  vor  er- 
folgter Zahlung  des  von  einem  Ausländer  zu  entrichtenden  Vorschusses 
die  Vornahme  jeder  gerichtlichen  Handlung  in  der  Regel  abzulehnen 
ist ,  hat  nur  den  Zweck ,  dem  ausländischen  Kläger  die  Rechts- 
verfolgung zu  verwehren,  solange  er  nicht  die  Staatskasse  wegen  der 
durch  seine  Klageerhebung  veranlafsten  Gerichtskosten  sichergestellt 
hat;  keineswegs  hat  hierdurch  auch  der  inländische  Beklagte  in 
der  Ausübung  seiner  Rechtsverteidignng  dem  Kläger  gegenüber  beschränkt 
werden  sollen.  Auf  eine  solche  Beschränkung  der  Prozefsrechte  des 
Inländers  würde  es  aber  hinauslaufen,  wenn  das  Gericht  ihm  die  Fort- 
setzung des  Prozesses  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  der  Ausländer  seiner 
(gesetzlichen   Vorschufspflicht   genügt   habe,    untersagen    dürfte.     Auch 

17* 
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wenn  der  YorBchafs  vom  Kläger  nicht  bezahlt  wird,  mufs  der  Beklagte 
doch  immerhin  das  Recht  haben,  den  Klaganspmch  zu  bekämpfen ,  die 
Klage ,  sei  es  auch  nur  mit  Rtlcksicht  auf  die  ihr  in  erster  Linie  ent- 
gegengesetzte Einrede  der  mangelnden  Sicherheit,  für  die  Prozefskosteo 
zu  Falle  zu  bringen. 

Abgesehen  hiervon  ist  es  nicht  einmal  richtig,  den  Kläger  im 
Sinne  des  §  85  des  6.K.G.  als  Ausländer  zu  behandeln. 

Die  Annahme  des  Vorderrichters ,  dafs  in  Ra&land  den  dort  als 
KlHger  auftretenden  Deutschen  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  nicht 
die  Qegenseitigkeit  verbürgt  sei,  ist  irrig.  Die  hierftir  beigebruhtni 
Litteratumachweise  betrefifen  sämtlich  den  Rechtszustand  vor  Abscblafi^ 
des  deutsch-russischen  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
trages vom  10.  Februar  1894.  In  Art.  2  dieses  Vertrages  ist 
bestimmt, 

dafs  die  Angehörigen  beider  Reiche  im  Gebiete  des  anderen  Teils 
freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben,  um  als  Kläger  oder  Beklagte 
aufzutreten  und  dafs  sie  in  dieser  Hinsicht  alle  Rechte  und  Be- 
freiungen der  Inländer  geniefsen  sollen. 

Damit  sind  f)lr  die  Geltungsdauer  des  Vertrages  die  russischen 
Staatsangehörigen  im  Rechtsverkehr  mit  den  deutschen  Gerichten  den 
Inländern  gleichgestellt,  so  dais  die  Auferlegung  des  dreifachen  GebUbren- 
vorschnsses  —  ebenso  wie  die  im  Hinblick  auf  die  Ausländereigenschaft 
des  Klägers  verfolgte  Entziehung  des  ihm  früher  erteilt  gewesenen 
Armenrechts  —  ungerechtfertigt  war.'' 

Legalisation  van    Urkunden   seitens   eines    bei  dem    betreffenden 
Rechtsgeschäft  mitbeteiligten  Konsuls  im  Auslände, 

Beschluls  des  Kammergerichts,  I.  Civils.,  zu  Berlin  vom  23.  September  18d5» 

Der  Beschwerde^hrer  hatte  am  25.  Juni  1895  beantragt,  aof 
Grund  der  notariellen  AufUssung  vom  8.  März  1895  den  KodsoI 
Karl  P.  zu  Cincinnati  als  neuen  Eigentümer  des  Grundstückes  Flor  2 
(Nr.  834)  217  Honnef  im  Grundbuche  einzutragen.  Die  Vorinstanxen 
haben  durch  die  Beschlüsse  vom  17.  Juli  und  7.  August  1895  diesen 
Antrag  zurückgewiesen,  weil  sie  die  Vollmacht,  auf  Grund  deren  die 
Witwe  Bianca  F.,  namens  des  Konsuls  Karl  F.,  ihres  Sohnes,  die 
Eintragung  desselben  bei  der  Auflassung  beantragt  hat,  beanstanden. 
Die  von  dem  Karl  P.  unter  dem  11.  Januar  1895  auBgestelite  Voll- 
macht ist  von  Emil  R.  als  „öffentlichem  Notar  in  und  für  Hamilton 
Ck>nnt7  und  den  Staat  Ohio^  beglaubigt,  und  der  Karl  F.  bat  sodann 
in  seiner  Eigenschaft  ab  Kaiserl.  deutscher  Konsul  zu  Cincinnati  -  Ohia 
wiederum  die  Unterschrift  des  Notars  R.  mit  dem  Bemerken  legalisiert^ 
dafs  derselbe  als  Notar  im  Staate  Ohio  zu  Beurkundungen  der  vor- 
liegenden Art  befugt  sei. 

Beide  Vorinstanzen  erachten  übereinstimmend  diese  —  bei  der 
Beglaubigung  einer  Urkunde  durch  einen  amerikanischen  Notar  nach 
§   38    der    Grundbuchordnnng    erforderliche    —    Legalisation    f)lr   un- 
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wirksam,  weil  der  Kousal  P.  bezüglich  der  von  ihm  selbst  aasgestellten 
Vollmacht  eine  Legalisation  nicht  erteilen  könne. 

Die  hiergegen  gerichtete  weitere  Beschwerde  eischeint  begründet. 

Nach  §  U  des  Gesetzes  vom  8.  November  1867  (B.  G.B.  S.  187) 
sind  die  Konsuln  beftigt,  diejenigen  Urkunden,  welche  in  ihrem  Amts- 
bezirke ausgestellt  oder  beglaubigt  sind,  zu  legalisieren.  Es  handelt 
sich  bei  der  Legalisation  nicht  um  die  Beglaubigung  von  Privaturkunden, 
sondern  lediglich  um  ein  Zeugnis  des  Konsub,  dafs  gegen  die  Echtheit 
der  Unterschrift  und  gegen  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Beamten, 
der  eine  Urkunde  aufgenommen  oder  beglaubigt  hat,  keine  Bedenken 
obwalten.  Das  Gesetz  hat  den  Konsuln  diese  Legal isationsbefugnis 
ganz  allgemein  erteilt,  ohne  dieselbe  irgendwie  zu  beschränken.  Ins- 
besondere ergiebt  weder  der  §  14  noch  eine  sonstige  Bestimmung  des 
Gesetzes,  dafs  der  Konsul  von  der  Legalisation  ausgeschlossen  sei,  wenn 
er  bei  dem  von  der  ausländischen  Urkundsperson  beglaubigten  Rechts- 
geschäfte beteiligt  ist.  Die  Vorinstanzen  glauben,  eine  derartige  Be- 
schränkung der  Legalisationsbefugnis  aus  dem  §  17  des  Gesetzes  her- 
leiten zu  sollen.  Aber  die  §§  16,  17  des  Gesetzes  vom  8.  November 
1867  bezieben  sich  gar  nicht  auf  die  Legalisation,  sie  regeln  vielmehr 
das  von  der  Legalisation  völlig  verschiedene  konsularische  Notariat. 

Der  §  17  giebt  den  Konsuln  hinsichtlich  der  von  Reichsangehörigen 
innerhalb  ihres  Amtsbezirkes  errichteten  Rechtsgeschäfte  das  Recht 
der  Notare,  und  diese  Beftignis  der  Konsuln  wird  dann  nach  Form 
and  Umfang  der  Ausübung  entsprechend  den  f^r  die  inländischen 
Notare  gegebenen  Vorschriften  (vergl.  Art.  19  der  rheinischen  Notariats- 
ordnung vom  25.  April  1822,  §  5  der  Notariatsordnung  vom  11.  Juli 
1845)  im  §  17  geregelt.  Dabei  bestimmt  dann  der  §  17  auch  ins- 
besondere, da(s  die  von  dem  Konsul  aufgenommene  oder  beglaubigte 
Urkunde  die  Kraft  einer  Notariatsurkunde  nicht  besitze,  wenn  er  selbst 
oder  einer  seiner  dort  näher  bezeichneten  Verwandten  bei  dem  Rechts- 
geschäft beteiligt  ist  Als  Notar  kann  der  Konsul  daher  in  eigener 
Ajigelegenheit  nicht  wirksam  fungieren.  Aber  die  Beschränkungen  des 
Notariatsrechtes  können  auf  die  Legalisationsbefugnis  nicht  ausgedehnt 
werden.  Das  Notariatsrecht  bezieht  sich  auf  die  Urkunden,  die  der 
Konsul  selbst  aufnimmt  oder  beglaubigt,  die  Legalisation  dagegen  auf 
Urkunden,  die  nicht  von  dem  Konsul,  sondern  von  einer  ausländischen 
Behörde  oder  einem  ausländischen  Beamten  aufgenommen  oder  beglaubigt 
sind.  Bei  dem  Notariat  fungiert  der  Konsul  selbst  direkt  als  Urkunds- 
person, bei  der  Legalisation  bestätigt  er  nur,  dafs  eine  andere  Person, 
welche  die  Urkunde  aufgenommen  hat,  eine  ausländische  Urkundsperson 
ist.  Bei  diesen  wesentlichen  Unterschieden  zwischen  dem  Notariatsrecht 
and  der  Legalisationsbefugnis  ist  es  nicht  angängig,  die  ftir  das  Notariat 
der  Konsuln  aufgestellten  Beschränkungen  auf  die  Legalisationsbefugnis 
auszudehnen.  Auch  giebt  weder  der  Wortlaut  der  vorgedachten  Gesetzes- 
bestimmungen noch  Sinn  und  Bedeutung  derselben  zu  einer  solchen 
Ausdehnung  irgend  welchen  Anhalt.  Vielmehr  ist  in  der  allgemeinen 
Dienstinstruktion  für   die  Konsuln   des  Deutschen  Reichs  vom  6.  Juni 
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1871  (Eirthf  AnDalen  des  Deutschen  Reichs  1871  S.  607)  zu  §  17 
des  Gesetzes  vom  8*  November  1867  besonders  hervorgehoben,  dafs 
die  Legalisation  von  Urkunden  kein  Notariatsakt  ist  (vergl.  auch 
König f  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens,  8.  Ausgabe,  S.  139). 

Enthält  aber  §  14  cit.  keine  Beschränkungen  Hlr  die  AusUbang 
der  Legalisationsbefägnis ,  und  können  auch  die  für  das  konsularische 
Notariat  in  §  17  gegebenen  Beschränkungen  auf  die  Legalisation  nicht 
erstreckt  werden,  so  erscheint  der  Konsul  beftigt,  auch  bezüglich  solcher 
Urkunden,  welche  sich  auf  seine  eigenen  Rechtsangelegenheiten  be- 
ziehen, den  Beglaubigungsvermerk  einer  ausländischen  Urkundsperson 
zu  legalisieren. 

Freilich  ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  der  Konsul,  welcher  den 
Beglaubigungsvermerk  unter  einer  von  ihm  selbst  ausgestellten  Urkunde 
legalisiert,  dadurch  indirekt  zur  Beglaubigung  seiner  eigenen  Unterschrift 
mitwirkt.  Aber  das  Gesetz  hat  diese  indirekte,  sich  nicht  auf  die  Ur- 
kunde selbst,  sondern  nur  auf  den  Beglaubigungsvermerk  der  aus- 
ländischen Urkundsperson  erstreckende  Mitwirkung  nicht  fttr  unstatthaft 
erklärt.  Die  indirekte  Mitwirkung  steht  auch  einer  direkten  Beglaubigung 
der  Unterschrift  keinesw^  gleich,  unterscheidet  sich  vielmehr  von  der- 
selben wesentlich  dadurch,  dafs  in  erster  Linie  die  ausländische  Urkunds- 
person die  Gewähr  ftlr  die  Echtheit  der  Urkunde  zu  bieten  hat  und 
die  Legalisation  nur  die  Identität  und  die  Zuständigkeit  der  Urkunds- 
person bescheinigt 

Die  Vorinstanzen  haben  daher  zu  Unrecht  die  Legalisation  des 
Konsuls  P.  unter  der  Vollmacht  vom  11.  Januar  1895  für  unwirksam 
erklärt  Ihre  Beschltlsse  waren  mithin  aufzuheben.  Das  Amtsgericht 
zu  Königswinter  wird  nunmehr  unter  Abstandnahme  von  seinem  bis- 
herigen Bedenken  anderweit  über  den  Antrag  vom  25.  Juni  1895  zu 
entscheiden  haben.  Jf. 

örtliches  Recht  für  eine  von  in  England  domizilierten  Kaußetäen 
einem  rheinischen  Bankhause  gegenüber  bei  einer  englischen  Aktien- 
gesellschaft übernommene  Solidarbürgschaft. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  11.  Februar  1896  (Zeitschr.  f.  französ.  Civilrecht 

Bd.  27  S.  457). 

In  dem  Rechtsstreite  handelte  es  sicli  um  die  Frage,  ob  eine  von 
den  Beklagten,  zwei  in  England  domizilierten  Kaufleuten,  in  Köln  dem 
klägerischen  Bankhauso  0.  &  Gie.  daselbst  gegenüber  für  die  englische 
Aktiengesellschaft  C.  übernommene  Solidarbürgschaft  nach  den  Vor- 
schriften des  englischen  Rechts,  —  wonach  angeblich  alle  Bttigen, 
also  auch  ein  dritter  ebenfalls  in  England  wohnender,  zur  Z^eit  nicht 
beklagter  Bürge,  gleichzeitig  hätten  beklagt  werden  müssen,  überdies 
aber  Verjährung  der  Bürgschaftsklage  eingetreten  sei  — ,  oder  nach 
den  Vorschriften  des  rheinischen  Rechts  beurteilt  werden  müsse. 

Das  Oberlandesgericht  Köln  hat  das  rheinische  Recht  für  mafs- 
gebend  erachtet  und  die  Beklagten  der  Klage  gemäfs  verurteilt. 
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Die  Revision  des  Beklagten  hat  das  Reichsgericht  zurückgewiesen 
und  hierbei  die  Annahme  des  Oberlandesgerichts,  „dafs,  wenn  auch  die 
Bekhigten  sich  nicht  aasdrücklich  einem  bestimmten  örtlichen  Rechte 
unterworfen  hatten,  doch  bei  Berücksichtigung  aller  ^Umstände  des 
Falles  und  der  ^r  den  Verkehr  zu  fordernden  bona  fides  kein  Anhalt 
daf)lr  zu  finden  sei,  die  Parteien  hätten  das  englische  Recht  als  ftir 
die  Wirkungen  der  Bürgschaft  mafsgebend  vorausgesetzt^,  gebilligt 

Das  Reichsgericht  erwttgt: 

„Das  Oberlandesgericht  ftlhrt  an,  die  Aktiengesellschaft  C.  habe 
ihre  Fabrik,  also  ihre  Handelsniederlassung,  in  MUhlheim  a.  Rh.  gehabt, 
und  den  Kredit  des  klttgerischen  Bankhauses  zum  Betriebe  dieser  Fabrik 
in  Anspruch  genommen;  die  Kreditgewährung  habe  wesentlich  darin 
bestanden,  dafs  das  klägerische  Bankhaus  die  zum  Betriebe  der  Fabrik 
erforderlichen  Geldmittel  durch  Bezahlung  von  Tratten  und  zum  Teil 
in  Barzahlungen  hergab,  und  es  sei  auch  durch  den  Geschäftsverkehr 
bedingt  gewesen,  dafs  die  Aktiengesellschaft  zur  Leitung  der  Fabrik 
einen  Vertreter  an  Ort  und  Stelle  hatte  und  haben  mufste,  und  dafs 
die  Hingabe  der  Geldbeträge  an  dieseu,  bezw.  auf  dessen  Anweisung 
an  die  dortigen  mit  der  Fabrik  in  Geschäftsverbindung  stehenden  Per- 
sonen und  Geschäfte  erfolgte.  Hieraus  folgert  das  Oberlandesgericlit, 
dafs  nach  den  Grundsätzen  über  Treu  und  Glauben  im  Verkehr  die 
Hanptschuldnerin  nur  den  Willen  gehabt  haben  könne,  sich  bei  dem 
in  Frage  stehenden  Kreditverhältnis  dem  inländischen  Rechte  za 
unterwerfen,  und  weiter,  dafs  dies  bezüglich  der  Btlrgen,  welche  ftlr 
den  nämlichen  Geschäftsbetrieb  die  zur  Erlangung  weiteren  Kredits 
nötige  Sicherheit  durch  ihre  zu  Köln  ausgestellte  BUrgschaftsurkunde 
gewährten,  gleichfalls  anzunehmen.  —  Nach  diesem  aus  dem  ganzen 
Zusammenhang  sich  klar  ergebenden  Sinne  der  Gründe  des  Urteils  des 
Oberlandesgerichts  liegt  ein  Rechtsirrtum  nicht  vor,  und  mufste  daher, 
da  Hauptschuld  und  BürgschaftsUbernahme  festgestellt  sind,  da  ferner 
die  angenommene  samtverbindliche  Haftbarkeit  der  Beklagten  mit  dem 
dritten  Bürgen  nach  Art  270,  280  des  H.G.B.s  sich  rechtfertigt,  und 
die  auf  das  englische  Recht  gegründeten  Einreden  im  Rechte  des  In- 
landes keine  Stütze  finden,  die  Revision  zurückgewiesen  werden." 


B.    Stpafreclit,  —  StraQ)rozeI\3. 

Darf  ein  von  Italien  wegen  Verbrechens  des  betrüblichen  Bankerotts 
Ausgelieferter  wegen  Vergehens  des  einfachen  Bankerotts  straf- 
rechtlich verfolgt  werden  ?  Aush  Vertr.  zwischen  dem  Deutschen 
Meiche  und  Italien  Art.  1,  4.  Stellung  der  Hülfsfrage  im  schwur- 
gerichtlichen  Verfahren  ein  Akt  der  Strafverfolgung, 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  21.  Dezember  1896  (Entsch.  des  R.Ger.  in 

Strafs.  Bd.  29  S.  270). 

Der  flüchtig  gewordene,    wegen   Verdachts   des   im   Inlande   be- 
gangenen Verbrechens   und  Vergehens   des   betrüglicheu  und  ein&chen 


264  RechtsprechuDg:  Deutschland. 

Bankerotts  (§§  209  Ziff.  1 ,  210  Ziff.  1  K.O.)  strafrechtlich  yerfolgte 
Angeklagte  ist  in  Mailand  ergriffen  worden.  Seine  Auslieferung  wurde 
nachgesucht  und  erfolgte  wegen  betrUglichen  Bankerotts.  Wegen  dieses 
Verbrechens  ist  sodann  auch  das  Hauptverfahren  vor  dem  Schwur- 
gerichte gegen  ihn  eröffnet  worden.  In  der  Hauptverhandlung  ver- 
neinten die  Geschworenen  die  bezügliche  Schuldfrage.  Der  AngekUgte 
wurde  demgemftTs  freigesprochen.  Diese  Entscheidung  wird  von  der 
Staatsanwaltschaft  mit  der  RUge  der  Verletzung  der  §§  263,  276,  294, 
296  Str.Pr.O.,  §  81  G.V.G.s,  §  210  K.O.,  durch  Nichtanwendung, 
sowie  des  Art  4  Abs.  2  des  Ausl.Vertr.  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Italien  vom  31.  Oktober  1871  durch  unrichtige  Anwendung, 
und  zwar  deshalb  angefochten,  weil  das  Gericht  die  von  der  Staats- 
anwaltschaft beantragte  Stellung  einer  Hülfsfrage  wegen  einfachen 
Bankerotts  aus  §  210  Ziff.  1,  2,  3  K.O.  abgelehnt  hat  Die  im  Hin- 
blick auf  §  379  Str.Pr.O.  formell  zulässige  Revision  ist  in  Überein- 
stimmung mit  dem  Antrage  des  Oberreichsanwaltes  als  nnbegrflndet 
verworfen  worden. 

Aus  den  Grllndon: 

Nach  Art  1  des  angeflthrten  Ausl.Vertr.,  dessen  Gültigkeit  ab 
Reichsgesetz  unbestritten  ist, 

vergl.  die  beztlglichen  Ausfuhrungen  zu  dem  Ausl.Vertr.  zwischen 
dem   Deutschen  Reiche   und    Grofsbritannien   vom    14.  Mai 
1872,   in    dem    in  Entsch.   des   R.Ger.    in   Strafe.    Bd.  12 
Nr.  115  abgedruckten  reichsgerichtlichen  Urteile,  insbeson- 
dere S.  384  daselbst, 
erfolgt  die  Auslieferung  nur  wegen  der  unter  Ziff.  1 — 24  a.  a.  0.  aus- 
drücklich aufgefllhrten  strafbaren  Handlungen.     Dort  ist  unter  Ziff.  13 
das  Verbrechen  des  betrUglichen  Bankerotts ,    nicht  aber  das  Vergeben 
des   einfachen   Bankerotts   erwähnt.     Weiter    bestimmt   Art  4   Abs.  2 
des  Vertrages  wörtlich: 

„Ebensowenig  kann  eine  solche  Person  —  d.  h.  eine  Person, 
welche  wegen  eines  der  im  Art.  1  aufgeführten  gemeinen  Verbrechen 
oder  Vergehen  ausgeliefert  worden  ist  —  wegen  eines  Verbrechens  oder 
Vergehens,  welches  in  dem  gegenwärtigen  Vertrage  nicht  vorgesehen 
ist,  zur  Untersuchung  gezogen  oder  bestraft  werden,  es  sei  denn,  dais 
dieselbe,  nachdem  sie  wegen  des  Verbrechens,  welches  zur  Aosliefenuig 
Anlafs  gegeben  bat,  bestraft;  oder  freigesprochen  worden  ist,  versäamt 
habe,  vor  Ablauf  einer  Frist  von  drei  Monaten  das  Land  zu  verlassen« 
oder  dafs  sie  aufs  neue  dorthin  kommt  ^ 

Diese  reichsgesetzliche  prozefsrechtliche  Vorschrift,  welche  als  solche 
von  der  Einführung  der  Strafprozefsordnung  unberührt  geblieben  ist, 
§  5  Einf.Ges.  zur  Str.Pr.O.  und  die  amtlichen  Motive  in 
Hahns  Materialien  zur  Str.Pr.O.  S.  298,  299, 
ist,  wie  sich  schon  aus  der  internationalen  Natur  des  Auslieferungs- 
vertrages ergiebt,  strikt  auszulegen.  Bei  solcher  Auslegung  kann  die- 
selbe aber  nur  dahin  verstanden  werden,  dafs  darin  nicht  nur  die  schon 
nach  dem  allgemeinen  völkerreclitlichen  Grundsatze   der  Specialitftt  der 
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AnsliefeniDg  unzalftnige  Verfolgang  wegen  einer  anderen  Strafthat,  ab 
wegen  derer  die  AoBliefernng  erfolgte,  sondern  schlechtweg  die  Ver- 
folgung wegen  eines,  in  dem  Ansliefemngsvertrage  nicht  vorgesehenen 
Verbrechens  oder  Vergehens  untersagt  ist,  einerlei,  ob  dasselbe  als  ein 
selbstftndiges  Delikt  sich  darstellt,  oder  durch  die  nämliche,  im  Ans- 
liefemngsvertrage jedoch  in  anderer  Weise  qoalifisderte  Strafthat  verübt 
worden  ist  Diese  Auffassung  liegt  auch  der  auf  8.  137,  188  des 
preufsischen  JustMin«BL  von  1878  mitgeteilten  Entschliefsung  des 
Reichskanzlers  und  des  preufsischen  Justizministers  in  einem  dem  vor- 
liegenden ganz  ähnlichen  Falle  zu  Grunde. 

Nun  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  die  Umgestaltung  der 
erhobenen  öffentlichen  Klage,  insbesondere  im  SchwnigerichtsvorfBthren, 
die  darauf  abzielende  Stellung  von  Hülfsfragen  (§§  263,  294  Str.Pr.O.) 
nicht,  wie  die  Revision  meint,  als  ein  blofser  Denkakt  des  Gerichtes 
sich  vollzieht,  sondern  prozefsrechtlich  als  ein  wirklicher  Akt  der  Straf- 
verfolgung in  die  Erscheinung  tritt 

Veigl.  Entsch.   des  RGer.   in  Strafs.  Bd.  5  Nr.  118  8.  329. 

Es  ergiebt  sich  dies  schon  daraus,  dafs  bei  der  Umgestaltung  der 
Klage  §  264  Str.Pr.O.  ein  bestimmtes  Verfahren  vorschreibt,  ein  Ver- 
£ihren,  welches  in  der  Verhandlung  vor  dem  Schwurgerichte  durch 
die  Stellung  von  Httlfs-  oder  Nebenfragen  unter  Umständen  ersetzt 
wird.  Ein  solcher  Akt  der  Strafverfolgung  ist  aber  nach  dem  erörterten 
Inhalte  des  Auslieferungsvertrages  mit  Italien  jedenfalls  dann  unzulässig, 
wenn  nach  dem  Ergebnisse  der  Hauptverhandlung  die  That  ab  eine 
solche  sich  darstellt,  welche  nicht  unter  die  Delikte  f^llt,  in  betreff 
derer  nach  dem  Vertrage  die  Auslieferung  tlberbaupt  beantragt  und 
bewilligt  werden  kann. 

Der  nämliche  Grundsatz  ist  übrigens  vom  Reichsgerichte  speciell 
auch  bei  der  Beurteilung  der  Auslieferungsverträge  Preufsehs  mit  den 
Niederlanden  vom  17.  November  1850  und  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  vom  16*  Juni  1852  in  Bezug  auf  die  Zulässigkeit 
der  Umgestaltung  der  erhobenen  Klage  in  den  in  Entsch.  des  R.Ger. 
in  Straft.  Bd.  21  Nr.  67 ,  Bd.  27  Nr.  48,  148  abgedruckten  Urteilen 
anerkannt  worden.  — 

Im  vorliegenden  Falle  war,  wie  bereits  angedeutet,  die  Auslieferung 
des  Angeklagten  auf  Grund  des  Auslieferungsvertrages  mit  Italien  be- 
antragt und  bewilligt  worden  lediglich  wegen  betrtlglichen  Bankerotts 
(§  209  K.O.).  Die  Auslieferung  wegen  einfachen  Bankerotts  (§  210 
daselbst)  konnte,  da  dieses  Vergehen  in  dem  Vertrage  nicht  vorgesehen 
ist,  weder  beantragt,  noch  bewilligt  werden.  E^s  war  also  eine  Um- 
gestaltung der  dem  Auslieferungsantrage  und  der  Auslieferungsbewilligung 
entsprechenden  Öffentlichen  Klage  wegen  betrttglichen  Bankerotts  unter 
dem  veribiderten  rechtlichen  Gesichtspunkte  des  einfieichen  Bankerotts 
unzulässig  und  deshalb  die  Ablehnung  der  Stellung  der  darauf  ab- 
zielenden Htüfsfrage  geboten.  Eine  Verletzung  der  von  der  Revision 
als  verletzt  bezeichneten  Rechtsnormen  ist  überall  nicht  ersichtlich. 

Wenn   endlich   die  Revision   noch   darauf  hinweist,  dafs  bei  der 
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Verneinung  der  Hauptfnige  ivegen  betrüglichen  Bankerotts  und  Be- 
jahung  der  HUlfsfrage  wegen  einfachen  iSaukerotts  die  völlige  Frei- 
sprechung des  Angeklagten  hätte  verhindert  werden  können,  die  bei 
der  idealen  Konkurrenz  zwischen  betrttglichem  und  einfachem  Bankerott 
jede  spätere  Verurteilung  des  Angeklagten  wegen  des  letzteren  Delikts 
auch  nach  Ablauf  der  im  SchluPssatze  des  Art  4  Abs.  2  des  Au8l.Vertr. 
mit  Italien  vorgesehenen  dreimonatlichen  Frist  ausschliefse ,  so  ist  dem 
entgegen  zu  halten,  dafs  die  Freisprechung  des  Angeklagten  nach  der 
Verneinung  der  einzigen  Schuldfinge  durch  die  Geschworenen  der  Vor 
Schrift  des  §  814  Abs.  1  Str.Pr.O.  entspricht,  und  dafs  die  Frage,  ob 
dadurch  die  spätere  weitere  Verfolgung  des  Angeklagten  unter  dem 
rechtlichen  Gesichtspunkte  des  einfachen  Bankerotts  ausgeschlossen  wird, 
hier  unerörtert  bleiben  kann,  da  in  dem  gegenwärtigen  Verfahren  diese 
Frage  gar  nicht  zur  Entscheidung  steht.  — 

Auf  welcher  Grundlage  ist  in  dem  Verhältnisse  zwischen  Elsaß- 
Lothringen  und  Frankreich  die  Frage  zu  beurteilen,  wegen  welcher 

Beate  eine  Auslieferung  erfolgt  ist? 
Ist  der  Ausgelieferte  zu  dem  Einwände  berechtigt,   dafs  die  die 
Auslieferung  verlangende  Regierung  nicht  berechtigt  gewesen,  wegen 
des  Beates,   wegen  dessen  die  Auslieferung  erfolgte,    di^elbe  m 

verlangen? 
Zusatzkonvention  zum  Frankfurter  Friedensvertrag  vom  11.  De- 
zember 1671  (B,G.Bl.  1872  S.  17),  Auslieferungsvertrag  zwischen 
Preufsen  und  Frankreich  vom  21.  Juni  1845  (Pr.  G'.S.  S.  579). 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  10.  Dezember  1896  (Entsch.  des  R.Ger.  in 

Straft.  Bd.  29  S.  288). 

Aus  d6u  Gründen: 

1.  Die  Revision  rtlgt  zunächst  Verletzung  der  intemationalen 
Grundsätze  über  die  Auslieferung,  weil  der  Angeklagte  nur  wegen  des 
Reates  der  Hehlerei  (§  259  des  Str.G.B.s)  von  Frankreich  ausgelid^rt 
worden  sei,  also  wegen  des  Reates  der  Begünstigung  (§  257  &  &•  0.) 
nicht  hätte  verurteilt  werden  können.     Diese  Rüge  ist  unbegründet 

Allerdings  gilt  für  Anslieferungssachen  der  Grundsatz  der  SpecialitHt 
Der  Angeklagte  kann  in  dem  Staate,  an  welchen  er  auf  dessen  Ver- 
langen ausgeliefert  worden,  nur  wegen  derjenigen  strafbaren  Handlung 
verfolgt  und  abgeurteilt  werden,  wegen  deren  die  Auslieferung  erfolgte. 
Im  vorliegenden  Falle  ist  jedoch  die  Auslieferung  sowohl  wegen  des 
Reates  der  Hehlerei,  wie  des  der  Begünstigung  erfolgt.  Dies  erbellt 
aus  folgendem: 

Nach  Art.  18  der  Zusatzkonvention  zu  dem  am  10.  Mai  1871  in 
Frankftirt  a.  M.  abgeschlossenen  Friedensvertrage  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  vom  11.  Dezember  1871  finden  die  Bestimmungen  des 
zwischen  Preufsen  und  Frankreich  am  21.  Juni  1845  abgeschlossenen 
Auslieferungsvertrages  vorläufig  auf  Elsafs-Lothringen  Anwendung.  In 
Art  4   dieses   Auslieferungsvertrages   sind   als   Urkunden,   welche  znr 
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Üoterstützung  des  AuBlieferungsaDtrages  beigebracht  werden  müssen, 
bezeichnet  der  Verhaftsbefelil,  der  gegen  den  Angeklagten  in  gehöriger 
Form  erlassen  ist,  oder  andere  Urkunden,  welche  dieselbe  Kraft,  wie 
jener  Befehl  haben,  and  sowohl  das  in  Frage  stehende  Verbrechen, 
als  auch  das  darauf  anwendbare  Strafgesetz  nMher  angeben.  Hieraas 
eigiebt  sich,  dafs  der  Verhafltsbefehl ,  wo  er  vorliegt,  die  orkandliche 
Grandlage  des  ganzen  AasUeferongsgeschäftes  bildet,  and  dafs  sich, 
wenn  nicht  ein  anderer  Wille  der  aasliefernden  Regierang  erkenntlich, 
nach  Inhalt  dieses  Verhaflsbefehles  die  Frage  bemifst,  wegen  welcher 
Reate  die  Anslieferang  erfolgt  ist.  Im  vorliegenden  Falle  ist  nnn 
gegen  den  flüchtigen  Angeklagten  sowohl  wegen  Hehlerei,  als  wegen 
B^ünstigang  Haftbefehl  erlassen  worden.  Dieser  Haftbefehl  wurde 
von  dem  kaiserlichen  Staatsanwälte  in  Metz  an  den  Staatsprokurator  in 
Nancy  mit  dem  Bemerken  übersendet,  dafs  die  Auslieferong  des  An- 
geklagten auf  diplomatischem  We^e  beantragt  worden  sei.  Darauf 
erfolgte  die  Auslieferung,  nachdem  der  Angeklagte  in  seinem  Verhöre 
vor  dem  Staatsprokurator  in  Nancy  erklärt  hatte,  dafs  er  in  seine 
Aualieferang  ohne  Erfüllung  der  diplomatischen  Förmlichkeiten  ein- 
willige. 

Ob  dieser  letztere  Verzicht  auf  den  diplomatischen  Weg  nunmehr 
die  Folge  hat,  dafs  der  Angeklagte  im  Inlande  verfolgt  und  abgeurteilt 
werden  kann,  gleich  als  ob  er  nie  flüchtig  und  abwesend  gewesen, 
eine  Meinung,  welche  in  Doktrin  und  Rechtsprechung  vorwiegend  Ver- 
treter findet, 

£.  des  R.a.  Entsch.  in  Strafe.  XXIX; 

Garraud,  Droit  penäl  1  Nr.  174  a  und  Anm.  86; 

Lammasch,  Auslieferungspflicht  und  AsyLrecbt,  S.  717  flg., 
kann  dahingestellt  bleiben.  Die  Reate,  wegen  deren  die  Auslieferung 
verlangt  wurde,  sind  in  dem  Haftbefehle  unter  vollständiger  Wiedergabe 
der  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  als  solche  angeftihrt,  deren  der 
Angeklagte  dringend  verdächtig  sei.  Die  französische  Regierung  hat 
also  die  beiden  Reate  gekannt  und  gewufst,  dafs  wegen  beider  die 
Auslieferung  begehrt  werde.  Sie  hat  auf  diesen  Haftbefehl  hin  die 
Aaslieferung  ohne  jeden  Vorbehalt  bewilligt,  so  dafs  keine  andere  An- 
nahme gestattet  ist,  als  dafs  die  Auslieferung  auch  wegen  des  Reat^ 
der  Begünstigung  bewilligt  wurde.  Zum  Überflusse  erhellt  aus  den 
nachträglich  in  Vorlage  gebrachten  diplomatischen  Aktenstücken,  dafs 
die  französische  Regierung  in  voller  Kenntnis  von  der  Anschuldigung 
der  Begünstigung  war,  als  sie  die  Auslieferung  gewährte.  Wenn  auch 
in  dem  das  Ansuchen  um  die  vorläufige  Festnahme  enthaltenden 
Schreiben  des  Untersuchungsrichters  in  Metz  vom  16.  April  1896  an 
den  französischen  Staatsanwalt  in  Nancy,  auf  welches  Schreiben  die 
Revision  verweist,  ab  das  Reat,  dessen  der  Angeklagte  verdächtig  sei, 
nur  das  Vergeben  der  Hehlerei  bezeichnet  ist,  und  wenn  auch  in  dem 
schon  erwähnten  Verhöre  des  Angeklagten  auf  dieses  Schreiben  Bezug 
genommen  ist,  so  ist  dies  alles  dennoch  ohne  Einflufs,  weil  das  mehr- 
beregte  Schreiben  das  Ersuchen  um  Auslieferung  in  Aussicht  stellt  und 
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auf  den  Haftbefehl  verweist,  der  dem  Schreiben  uachgängig  tlbersandt 
wurde. 

2.     Gleich    bedeutungslos    ist    der    von    der   Revision    behauptete 
Mangel  einer  Berechtigung   der  deutschen  Regierung,   die  Ausliefenmg 
wegen   des  Vergehens  der   Begünstigung  zu  verlangen.     Zwar    ist  in 
dem   preufsisch  •  französischen   Auslieferungsvertrage   unter   den  Resten, 
wegen   deren   die  Ausliefei-ung   erfolgen   soll,   das   Vergeben   der  Be- 
günstigung nicht  aufgezfthlt.     Auch  bestand  zur  Zeit  der  Verhandlungen 
über  die  Auslieferung  des  Angeklagten  kein  besonderes  Übereinkommen 
zwischen  der  elsafs-lothringschen  und  der  franz(taischen  Regierung  über 
eine    Ausdehnung    der    Auslieferungsbestiromungen    auf   das    Reat   der 
Begünstigung.     Allein   nach   anerkannten    internationalen   Recbtsgrund- 
sätzen  erfolgt  die  Auslieferung   von  Regierung   zu  R^erung  auf  dem 
Wege    beiderseitigen  Übereinkommens.     Es   ist  daher   allein  Sache  der 
ausliefernden   Regierung,    zu   prüfen,    ob    ein    gentigender   Grund   zur 
Auslieferung  vorliegt,  und  der  Ausgelieferte  hat,  soweit  nicht  cinzebe 
Staatsvertrüge  etwas  anderes  festsetzen ,    kein  Recht ,  den  vou  der  aus- 
liefernden Regierung   bethätigten   Entschlufs   in   dieser  Richtung  semer 
Kritik  zu  unterstellen.     Namentlich  httlt  diesen  Standpunkt  die  franzö- 
sische Staatsregierung  beständig  fest. 

Vergl.   Oarraud^   a.   a.    0.   Nr.    170;    LamnMSchy    a.   a.  0. 
S.  878  flg. 

Es  folgt  hieraus  aber  auch  in  Bezug  auf  daf;  Verhalten  der  deut- 
schen Behörden,  dafs  es  allein  der  französischen  Biliörde  zustand,  das 
Auslieferungsgesuch  in  Bezug  auf  seine  Zulässigkeit  zu  prtlfen,  und 
dafs  es,  nachdem  die  Auslieferung  auch  wegen  des  Vergehens  der 
Begünstigung  bewilligt  worden,  dem  Angeklagten  nicht  zusteht,  Ein- 
wendungen dagegen  zu  erheben,  somit  das  Princip  der  Specialit'it  nicht 
verletzt  worden  ist. 


C.    Rechtshülfe. 

Bechtshülfe  auf  Grund  von  §  141  des  Reichsgesetzes  vom  22.  Juni 

lß89,    betr,  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,    Beschwerde 

gegen  deren  Versagung,     Unzuständigkeit  des  ReichsgericMs, 

Beschlufs  des  Reichsgerichts  (IL  Civ.S.)  vom  7.  Februar  1896  (Jur.  Zeitschiifi 

für  Elsafs-Lothiingen,  21.  Jahrg.,  S.  289). 

Der  Vorstand  der  Landesversicherungsanstalt  für  Elsafs- Lothringen 
wandte  sich  auf  Grund  von  §  141  des  Gesetzes,  betr.  die  Inyaliditftts- 
und  Altersversicherung,  an  ein  Amtsgericht  des  Reichslandes  mit  dem 
Ersuchen  um  eidliche  Vernehmung  einer  Auskunflsperson.  Als  dieses 
die  Vernehmung  ablehnte,  legte  er  Beschwerde  bei  dem  Oberlandes- 
gericht Colmar  und  als  dieses  sich  fUr  unzuständig  erkl&rte,  weitere 
Beschwerde  bei  dem  Reichsgericht  ein.  Durch  den  angeführten  Be- 
schlufs wurde  die  Beschwerde  wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
verworfen  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 
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Nach  §  135  des  Ger. Verf. Ges.  hat  das  Reichsgericht  zwar  über 
die  Beschwerde  gegen  Entscheidungen  der  Oberlandesgerichte  zu  ent- 
scheiden, eine  Zuständigkeit  ist  aber  in  dieser  Richtung  auf  bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten  beschränkt.  Um  eine  solche  handelt  es  sich  im 
vorliegenden  Falle  unzweifelhaft  nicht,  da  die  Landesversichemngsanstalt 
lediglich  zum  Zweck  der  Ermittelung  von  Thatsachen,  deren  Kenntnis 
für  die  Erfüllung  der  ihr  obliegenden  Verwaltungsthätigkeit  erforderlich 
ist,  um  die  gerichtliche  Vernehmung  eines  Zeugen  durch  das  Amts- 
gericht ersucht  hat  Die  §§  157  ff.  des  Ger. Verf. Ges.»  auf  welche  sich 
die  BeschwerdeBlhrerin  beruft,  regeln  aber  die  von  den  Gerichten  zu 
gewährende  Rechtshtdfe  nicht  in  allgemeiner  Weise,  sondern  beziehen 
sich,  wie  im  §  157  ausdrücklich  gesagt  und  vom  Reichsgericht  schon 
mehrfach  ausgesprochen  worden  ist,  nur  auf  diejenige  Rechtshtllfe, 
welche  sich  die  Gerichte  gegenseitig  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
und  Strafsachen  zu  leisten  hahen.  (Vergl.  die  Beschlüsse  des  R.Ger. 
vom  12.  Juli  1887,  vom  21.  Oktober  1889  und  vom  9.  Dezember 
1889,  Rechtsprechung  des  R.Ger.  in  Strafs.  Bd.  9  S.  448,  Entsch.  in 
Straft.  Bd.  19  S.  4^8,  Bd.  20  S.  101).  An  sich  finden  aber  alle 
Vorschrifien  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  nach  §  2  des  EinfGes. 
hierzu  nur  auf  die  ordentliche  streitige  Gerichtsbarkeit  und  deren  Aus- 
übung Anwendung.  Soweit  deren  entsprechende  Anwendung  auf  andere 
Angelegenheiten  sich  aus  den  Landesgesetzen  ergiebt,  auf  welche  die 
Beschwerdeführerin  gleichfalls  Bezug  genommen  hat,  wird  auch  dadurch 
die  durch  §  185  des  Ger.Verf.Ges.  geregelte  Zuständigkeit  des  Reichs- 
gerichts nicht  berührt.  §  141  des  R.Ges.  vom  22«  Juni  1889,  betr. 
die  Invalid itäts-  und  Altersversicherung,  hat  aber  nur  im  allgemeinen 
die  öffentlichen  Behörden  fdr  verpflichtet  erklärt,  den  im  Vollzuge 
dieses  Gesetzes  an  sie  ergehenden  Ersuchen  des  Reichsversicherungs- 
amtes,  der  Landesversicherungsämter  u.  s.  w.  zu  entsprechen,  dagegen 
nicht  bestimmt,  dafs  in  Ansehung  dieser  Rechtshülfe  die  §§  157  ff.  des 
Ger.Verf.Ges.  mafsgebend  sein  sollten  und  jedenfalls  die  Zuständigkeit 
des  Reichsgerichts  nicht  erweitert.  Der  L  Civilsenat  des  Reichsgerichts 
hat  allerdings  in  einem  Beschlüsse  vom  19.  September  1894  (Entsch. 
Bd.  83  S.  428)  angenommen,  dafs  bezüglich  der  nach  §  82  des 
Patentgesetzes  von  den  Gerichten  zu  gewährenden  Rechtshülfe  die 
§§  157  ff.  entsprechende  Anwendung  finden  müfsten  und  sich  mit 
Rücksicht  darauf,  obgleich  eine  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  nicht  vor- 
lag, zur  Entscheidung  über  eine  gemäfs  §  190  des  Ger.Verf.Ges.  ge- 
stützte Beschwerde  für  zuständig  erachtet  Diese  Entscheidung  wurde 
aber  lediglich  auf  §  82  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891 ,  sowie 
daranf  gestützt,  dafs  die  Entscheidung  über  die  Kosten  in  einem 
Patentnichtigkeitsprozesse,  um  deren  Vollstreckbarerklärung  das  Amts- 
gericht ersucht  worden  war,  keine  wesentlich  andere  Bedeutung  habe 
als  die  gleiche  Entscheidung  in  einem  Civilprozesse.  Sie  bezieht  sich 
sonach  auch  in  Ansehung  der  Begründung  mir  auf  diejenigen  Fälle, 
in  welchen  gemäfs  §  82  des  Patentgesetzes  um  Rechtshülfe  ersucht 
wird  und  hinderte  deshalb  den  erkennenden  Senat  nicht,  der  dargelegten 
AufPassuDg  Folge  zu  geben. 
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Hiernach  mafste  das  Reicbsgericlit  eine  Entscheidung  in  der  Sache 
ablehnen.  Zu  demselben  Ergebnis  wtkrde  Übrigens  auch  die  Anwen- 
dung von  §  150  des  Oer.Verf.Ges.  ftlliren,  der  eine  Beschwerde  bei 
dem  Reichsgericht  nur  fUr  solche  Fälle  gestattet,  in  denen  das  er- 
suchende und  das  ersuchte  Gericht  den  Bezirken  verschiedener  Ober- 
landesgerichte angehören.  Auch  vreun  man  mit  dem  I.  Civilsenate  des 
Reichsgerichts  im  Gegensatz  zu  den  erwähnten  Entscheidungen  der 
Strafsenate  annehmen  wollte,  der  Umstand,  dafs  die  Beschwerde  nicht 
von  einem  Geriphte  erhoben  werde,  sei  unerheblich,  würde  die  Be- 
schwerde doch  nicht  zulässig  sein.  Es  würde  ilir  nämlich  die  That- 
Sache  entgegenstehen,  dafs  die  Beschwerdeführerin  ihren  Sitz  im 
Bezirke  des  Oberlandesgerichts  zu  Colmar  hat  und  ihr  deshalb  das 
Recht  zur  Anfechtung  der  von  diesem  Gerichte  erlassenen  Entscheidung 
ebensowenig  zustehen  kann,   wie  einem  elsafs-lothringischen  Gerichte." 

Bemerkungen  des  Einsenders. 

Das  Reichsgericht  hat  sich  in  dem  mitgeteilten  Beschlüsse  nar  fiber 
seine  Zuständigkeit  und  die  Zulftsdgkeit  der  auf  §  160  des  G.V.G.  gostätsten 
Beschwerde  ausgesprochen.  Aus  der  Begründung  seiner  Entscheidung  ei^ebt 
sich  aber  auch,  dafs  das  Oberlandesgericht  Colmar  seine  Zuständigkeit  mit 
Recht  verneint  hat;  denn  diese  Zuständigkeit  könnte  nur  aus  §  160  des 
G.V.G.  abgeleitet  werden,  versagt  also,  wenn  diese  neuere  Vorschrift  nur 
auf  bürgerliche  Rechtsstreiti^keiten  Anwendung  findet,  und  eine  solche  bei 
Gewährleistung  der  Rechtshulfe  auf  Grund  des  UnfallversicherungsffesetzeB 
(§  101)  und  des  Altersver&icherungsgesetzes  (§  141)  nicht  in  Frage  steht.  Die 
Auffassung,  dafs  in  dieser  Richtung  nicht  die  §§  157  ff.  des  G.V.G.  mafs- 

febend  smd,  sondern  nur  durch  Anrufung  der  DienstaufiBichtsbebörde  Ab- 
ülfe  gegen  die  Verweigerung  der  Rechtshülfe  erreicht  werden  kann,  wird 
aber  auch  allgemein  geteilt.  (Vergl.  aufscr  den  im  Beacblufs  angeführten 
Entscheidungen  desR.G.  und  den  in  dieser  Zeitschrift  FBd.  HS.  565  ff.  und 
Bd.  17  S.  8&]  mitgeteilten  Beschlüssen  noch  die  Entscheidungen  des  O.L.6. 
Köln  und  München  im  Rhein.  Archiv  Bd.  83  I  S.  174,  sowie  in  den  Ent- 
scheidungen des  Münchener  O.L.G.  [Strafs.]  Bd.  5  S.  laO  £  und  in  Gold- 
tammers  Archiv  Bd.  37  S.  83;  femer:  Berliner  Kammergericht  in  Johowt 
Jahrbüchern  Bd.  3  S.  3  und  4 ;  Landgericht  Metz  in  Busens  Zdtschr.  Bd.  21 
S.  88:  Böhm,  Rechtshulfe  verfahren  Bd.  7  S.  6  ff.;  Just,  Kommentar  zoni 
G.V.G.  bei  §  141;  Laband,  Staatsrecht  Bd.  2  S.  447;  Lowe,  Str  Pr.O.  S.  183 ff.; 
Piloty,  Unfallversicherung  Bd.  2  S.  328  ff.;  Schneider  im  Archiv  f.  öffenü. 
Recht  Bd.  10  S.  505  ff. ;  &ruckmann'Koch  zu  S  157  des  G.V.G.  Bern.  2  nnd 
zu  §  160  dieses  Ges.  Bern.  3  und  4|  endlich  die  Ausführungen  des  Röchs- 
versicherungsamtes  und  von  Aron  m  Hangmanns  Zeitschrift  „Arbeiterver- 
sorgun^''  Bd.  8  S.  557  und  Bd.  9  S.  71.)  Nur  die  auf  die  Rechtshülfe  in 
Disciphnflrsachen  bezügliche  Entscheidung  des  Kammergerichts,  welche  in 
Johows  Jahrbüchern  ]£i.  10  S.  3  ff.  verö&ntlicht  wurde,  könnte  aufser  dem 
oben  anffeführten  in  einem  Patentsachen  betreffenden  Beschlufs  des  I.  Civil- 
Senats  des  R.G.  für  die  entgegengesetzte  Auffassung  allenfalls  ansemfen 
werden.  Diese  auf  besonderen  Erwftgimgen  beruhenden  EntscheiduDgen 
werden  aber  die  Anhänger  der  herrschenden  Meinung  wohl  kaum  bestimmen, 
von  ihrer  Auffassung  abzugehen.  Der  Vorstand  der  Landesvenicheran^ 
anstatt  in  Strafsburg  hat  anscheinend  ein  grofses  Interesse  daran,  die  eid- 
liche Vernehmung  von  Zeugen  durch  die  Amtseerichte  zu  ermöglichen.  Aueh 
wird  wohl  anzuerkennen  sein,  dafs  für  diese  Rechtshulfe,  welcne  in  anderen 
Ländern  anstandslos  bewilligt  wird,  ein  praktisches  Bedürfbis  bestand.  Es 
handelt  sich  um  eine  zweifelhafte  Frage.  Die  für  die  Bq'ahung  der  Zo* 
lässigkeit  angeführten  Gründe  verdienen   aber  volle  Beachtung.    Die  Ver- 
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mchenmgsffesetze  geben  im  allgemeiDen  Ansprach  auf  unbeschrftnkte  Bechts- 
bülfe,  nna  die  Ansicht,  dafs  es  sich  dabei  nicht  um  einen  aVollzuff  des 
Gresetzes*'  handelt,  ist  kaum  aufrecht  zu  halten.  Auch  der  mehrfach  an- 
geführte Grund,  dafs  die  ersuchende  Behörde  nur  die  Vornahme  solcher 
Handlungen  verlangen  dürfe,  welche  sie  selbst  vornehmen  darf,  ist  wohl 
nicht  als  durchschlagend  anzusehen.  Auch  das  Schiedsgericht  darf  zwar 
nicht  selbst  Zeugen  und  Sachverständise  vernehmen,  sofern  sie  nicht  frei- 
willig vor  ihm  erscheinen,  und  doch  das  zuständige  Gericht  um  deren  Ver- 
nehmung ersuchen.  £benso  verhftlt  es  sich  bezüglich  anderer  Handlungen, 
zu  deren  Vornahme  das  Schiedsgericht  nicht  befugt  ist  (§§  861  und  862  der 
CPr.O.).  Für  die  Zulässigkeit  der  von  der  Landesversicherungsanstalt  be- 
aiisprachten  Bechtshülfe  haben  sich  denn  auch  aufser  dem  Beichsversicherungs- 
amt  und  dem  preufsischen  Justizminister  verschiedene  Schriftsteller  aus- 
gesprochen. (Vergl.  Arbeiterversorgung  Bd.  8  8.  556  und  575,  Bd.  9  8.  71; 
Ronn,  Arbeiterversicherang  §  94  8.  447  ff.;  Schneider  a.  a.  O.  Bd.  10  S.  565  ff., 
bes.  511,  520.  Anderer  Meinung  sind:  Füoty  a.  a.  0.  Bd.  2  8.  380;  ISauer 
in  der  Zeitschrift  f.  Invaliditäts-  und  AltersTersicberung  Bd.  2  S.  185  und 
Bd.  3  8.  48  und  Woedtke  im  Nachtrag  zu  Boese  und  Wofidtkes  Kommentar 
zum  A.V.G.  Bem.  1  zu  §  141.)  Dafs  die  Zeugen  selbst  sich  eidlich  ver- 
nehmen lassen  müssen,  folgt  aus  der  Zulässigkeit  der  Bechtshülfe  allerdings 
nicht  VergL  Laband  a.  a.  0.  S.  376  ff.  und  446 ,  Rosin  a.  a.  0.  S.  747  ff., 
sowie  Schneider  a.  a.  0.  S.  511  und  512. 

Bemerkung  der  Herausgeber  der  Juristischen  Zeitschrift: 

Wenn,  wie  der  i-Jerr  Einsender  selbst  anzunehmen  scheint,  die  Zeugen 
nicht  verpflichtet  sind,  sich  im  Vorverfahren  eidlich  vernehmen  zu  lassen, 
verliert  die  angeregte  Streitfrage  einen  grofsen  Teil  ihrer  praktischen  Be- 
deutung. Im  uorigen  darf  man  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  dafs  die  un- 
eingescnr&nkte  Benignis  der  Versicherungsftmter,  schon  im  Vorverfahren  die 
Beeidigung  der  Zeugen  durch  die  Amtsrichter  herbeizuführen,  namentlich  in 
den  Industriestädten  eine  grofse  Belastung  derselben  herbeiführen  würde. 
Die  Sache  sollte  im  We^e  der  Gesetzgebung  geregelt  und  dürfte  hierbei 
die  eidliche  Vernehmung  im  Vorverfahren  jedenfalls  nur  mit  gewissen  Ein- 
schränkungen —  etwa  im  Sinne  der  Bestimmung  in  §  65  Abs.  2  der  Str.Pr.O. 
—  zugelassen,  auch  müfste  das  Recht  des  um  Vernehmung  angegangenen 
Amtsnchters  zur  Ausübung  des  Zeugniszwangs  aufser  Zweifel  gestellt 
werden.    Im  Übrigen  vergl.  Bd.  XVII  8.  348  ff.  der  jur.  Zeitschrift  etc. 

Bedeutung  des  §  222  der  Strafprozefsardnung  für  die  Bechtshülfe. 
Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  13.  Dezember  1895. 

Auf  die  Beschwerde  des  Amtsgerichts  zu  Neunkirchen  vom  5.  De- 
zember 1895  gegen  die  seitens  des  Amtsgerichts  III  zu  Saarbrücken 
unter  dem  2.  Dezember  1895  erfolgte  Ablehnung  des  Ersuchens  um 
eidliche  Vernehmung  eines  Zeugen  in  Gemäfsheit  der  §§  222  u.  flg. 
der  Str.Pr.O.  vom  29.  November  1895  hat  der  Strafsenat  dem  Amts- 
gericht zu  Saarbrücken  aufgegeben,  dem  Ersuchen  des  Amtsgerichts 
Nennkirchen  Folge  zu  geben  aus  folgenden  Gründen: 

In  Erwägung,  dafs  das  Ersuchen  mit  der  Begründung  abgelehnt 
worden  ist,  die  in  Frage  kommende  Entfernung  könne  als  eine  grofse 
lon  Sinne  des  Gesetzes  nicht  angesehen  werden ,  dafs  in  dem  die  Be- 
achwerde  enthaltenden  erneuten  Ersuchen  des  Amtsgerichts  zu  Neun- 
kircben  vom  5.  Dezember  1895  als  hauptsächlichster  Grund  der  An- 
ordnung der  Vernehmung  des   Zeugen  durch   einen   ersuchten  Richter 
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der  UmBtand  angefahrt  wird,  dafs  der  Zeuge  ab  Oberlasarethgehülfe 
schwer  abkömmlich  sei,  dafs  das  Amtsgericht  za  Saarbrücken  in  seinem 
Einsendungsberichte  vom  9.  Dezember  1895  sich  darauf  beruft,  dafs 
es  sich  hier  um  eine  grofse  Entfernung  nicht  handeln  könne  und  dals 
es  eine  durch  nichts  begründete  Vermutung  sei,  wenn  angeführt  werde, 
der  Zeuge  sei  schwer  abkömmlich ,  dafs  es  mit  Rücksicht  hierauf  die 
Befugnis  aus  dem  §  222  der  Str.Pr.O.  als  mifsbraucht  bezeichnet  und 
hieraus  li erleitet,  dafs  die  vorzunehmende  Handlung  eine  im  Sinne  des 
§159  Abs.  2  des  Ger.Verf.Gres.  verbotene  sei,  dafs  aber  von  einer 
solchen  nur  dann  die  Rede  sein  kann,  wenn  die  Handlung  an  sieh, 
also  im  objektiven  Sinne,  nach  dem  Rechte  des  ersuchten  G^erichts  un- 
zulftssig  erscheint,  dafs  dieses  hier  nicht  der  Fall  ist,  dafs  demnach,  da 
auch  dem  ersuchten  Gerichte  die  Örtliche  Zuständigkeit  nicht  mangelt, 
zufolge  §  159  des  Grer.Verf.G^«.  das  Ersuchen  nicht  abgelehnt  werden 
durfte,  dafs  gegen  eine  mit  dem  Sinne  und  Zwecke  des  §  222  der 
Str.Pr.O.  im  Widerspruch  stehende  Anordnung  nur  im  Dienstaufsichts- 
wege eingeschritten  werden  kann.  üf. 


Belgien. 

Rechtsstreite  zwischen  Ausländem, 

Urteil  des  Handelsgerichts  Antwerpen  vom  8.  Februar  1896  (Clanel  1897  S.  189). 

Wenn  ein  Ausländer  als  Kläger  einen  andern  Ausländer  vor 
einem  belgischen  Geriebt  als  Beklagten  belangt,  so  kann  letzterer  die 
Zuständigkeit  dieses  Gerichts  nur  ablehnen,  wenn  er  beweist,  dafs  der 
Belgier  diejenige  der  Gerichte  seines  Landes  ablehnen  kann. 

Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen  Urteils. 

Urteil  des  Appellgerichts  von  Brüssel  vom  26.  Juni  1894  (Cltmei  1897  S.  190). 

In  Ermangelung  eines  zwischen  Belgien  und  dem  betreffenden 
Auslande  bestehenden,  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Vertrages  kann 
das  von  einem  Gericht  dieses  Landes  erlassene  Urteil  in  Belgien  nur 
nach  vorgängiger  Prüfung  des  Grundes  des  Rechtsstreites  durch  die 
belgischen  Gerichte  ftir  vollstreckbar  erklärt  werden.  Ein  Venicht  der 
Parteien  darauf  ist  nichtig,  da  die  Frage  der  Prüfung  einen  G^egenstand 
öffentlicher  Ordnung  bildet  (Vergl.  hierzu  den  Aufsatz  von  Prof. 
Vatähier  in  Brüssel  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  lY  S.  120  und  oben 
S.  252). 
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Frankreich. 

RechtsprechnBg  französischer  OerichtshSfe. 

Eheliches   Güterrecht.    Erster  Wohnort  der  Eheleute   aufserhaXb 

der  Schweiz. 

Urteil  des  avilgeriehts  von  Havre  vom  26.  JoH  1896  (Clunei  1897  S.  153). 

Nach  Art  81  des  Schweizer  Bandesgesetzes  vom  25.  Juni  1891 
ist  für  die  Vermögensrechte  von  Ehegatten,  welche  schweizer  Staats- 
angehörige sind  and  die  ihren  ersten  ehelichen  Wohnsitz  im  Aaslande 
hatten,  das  Gesetz  des  Heimatskantons  der  Schweiz  insoweit  mafs- 
gehend,  als  nicht  das  ausländische  Recht  zar  Anwendung  zu  kommen 
hat  Dieser  Artikel  ist  dahin  zu  verstehen,  dafs  die  Vermögensrechte 
von  Schweizern,  die  ihren  ersten  ehelichen  Wohnsitz  im  AusUnde 
hatten,  in  allen  den  Fällen  nach  dem  Gesetze  des  Heimatskantons  zu 
beurteilen  sind,  in  denen  diese  Rechte  nicht  durch  ein  ausländisches 
Gesetz  geregelt  sind.  Der  Umstand,  dafs  sich  die  Eheleute  im  Aus- 
lande ohne  Ehevertrag  verheiratet  haben,  und  dafs  die  Rechtsprechung 
des  Auslandes  von  der  der  Schweiz  abweicht,  reicht  nicht  dazu  aus, 
mn  in  Frankreich  die  Anwendung  des  Heimatgesetzes  der  Eheleute 
Schweizer  Staatsangehörigkeit  auszuschliefsen. 

Im  tlbrigen  ist  für  die  Bestimmung  des  ehelichen  Güterrechts  bei 
Eingehung  der  Ehe  ohne  Ehevertrag  dasjenige  Recht  raafsgebend,  das 
im  Zeitpunkt  des  Abschlusses  der  Ehe  an  dem  Orte  des  ersten  Wohn- 
sitzes gut 

Verbot  der  Erforschung  der  Vaterschaft  eines  natürlichen  Kindes. 

Urteü  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  26.  November  1896  (ClunH  1897  S.  187). 

Art  840  des  Code  civil,  der  die  Erforschung  der  Vaterschaft 
eines  natürlichen  Kindes  verbietet,  gilt  auch  für  den  Fall,  dafs  diese 
Feststellung  nach  dem  Personalstatut  des  Landes,  dem  deijenige,  der 
die  Eigenschaft  eines  natürlichen  Kindes  behaupten  und  beweisen  will, 
angehört,  zulässig  ist 

Zinshöhe  für  ein  im  Auslande  aufgenommenes  Darlehen. 

Urteil  des  avilgeriehts  der  Seine  vom  5.  Dezember  1895  (Clunet  1897  S.  149). 

Wurde  im  Auslande  ein  Darlehen  aufgenommen,  so  ist  für  die 
Zulässigkeit  der  vereinbarten  Höhe  der  Zinsen  nach  dem  Grundsatze 
y^locus  regit  actum*^  das  Gesetz  des  Auslandes  mafsgebend. 

Förmlichkeiten  bei  Einkassierung  der  Checks, 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom    10.  Oktober  1896  (Chtntt  1897 

S.  122-124). 

Die  für  die  Einkassierung  eine«  Checks  erforderlichen  Förmlich- 
keiten bestimmen  sich  nach  dem  Gesetze,  wo  derselbe  zahlbar  ist 

ZeitAohrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  VII.  lg 
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Konkurs, 

Urteil  dee  Appellgerichts  Paris  vom  81.  Januar  1896  {Clunet  1897  S.  131, 

vergl.  1878  S.  606). 

Gegen  einen  Kaufmann,  über  dessen  Vermögen  bereits  im  Auslände 
Konkurs  erklärt  ist,  kann  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  dem  er  sein 
Gewerbe  in  den  beiden  Ländern  ausgeübt  bat,  gleichzeitig  auch  in 
Frankreich  Konkurs  erklärt  werden. 

Zuständigheit  nach  Art,  14  Code  civil. 
Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  27.  Mai  1896  (Clunel  1897  S.  124). 

Die  Vorschrift  des  Art  14  Code  civil  j  wonach  der  Franzose  den 
Ausländer  selbst  für  die  mit  ihm  im  Auslande  eingegangenen  Verbind- 
lichkeiten vor  ein  französisches  Gericht  laden  lassen  kann,  ist  nicht 
nur  auf  Vertrags  -  Obligationen ,  sondern  auch  auf  solche  aus  Qnasi- 
Kontrakten,  Delikten  oder  Quasidelikten  anwendbar. 

Wirkung  der  Rechtskraft  eines  Urteils, 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  26.  November  1896  (Clunct  1897  S.  137). 

1.  Die  rechtliche  Bedeutung  einer  rechtskräftig  entschie- 
denen Sache  kommt  einer  sich  auf  den  Personenstand  stützenden 
Klage  zu,  die  ein  natürliches  Kind  des  Erblassers  erhebt,  wenn  das 
früher  bereits  ergangene  Urteil  eine  Alimentenklage  abgewiesen  bst, 
die  zwischen  den  nämlichen  Personen  oder  ihren  Rechtsvorgiingem  an- 
hängig war,  und  zwar  selbst  in  dem  Falle,  dafs  das  Gericht  der  An- 
schauung ist,  dafs  die  Thatsache  des  Personalstandes  nicht  geeignet  sei, 
den  Beweis  der  natürlichen  Kindschaft  zu  erbringen. 

2.  Um  die  Rechtskraft  eines  Urteils  anzuerkennen,  muGi  die 
Thatsache  der  Anerkennung  der  natürlichen  Vaterschaft  im  ver- 
fügenden Teil  des  Urteib,  nicht  blofs  in  den  Gründen  aus- 
gesprochen sein. 

Immunität  der  Missionen. 

Urteil  des  Civiltribunals  zu  Nizza  vom  21.  Januar  1896  (Clunet  1897  S.  131). 

Wenn  sich  auch  die  inländische  Gerichtsbarkeit  nicht  auf  die  Cheft 
und  Mitglieder  der  Missionen  erstreckt  und  diese  Immunität  sich  auch 
auf  die  Stellvertreter  und  Beauftragten  derselben  erstrecken  kann,  so 
ist  dieselbe  doch  in  dem  Falle  ausgeschlossen,  als  die  Letztgenannten 
bei  der  Handlung  den  ihnen  gewordenen  Auftrag  überschreiten.  DieB 
gilt  insbesondere  ftir  den  Fall,  dafs  der  Delegierte  eines  ausländisdieD 
Konsuls,  der  mit  der  Durchsicht  der  von  einem  Verlebten  hinterlassen«! 
Papiere  beauftragt  war,  ein  vorgefundenes  Testament  beseitigt  hat  und 
deshalb  auf  Schadensersatz  verklagt  wird. 
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Österreich. 

Reehtsprechniig  Ssterreiehiseher  Gerichtshöfe. 

Der  auf  ausländische  Gesetze  sich  berufenden  Partei  obliegt  die 
Erbringung  des  Beweises  für  deren  Gültigkeit. 

Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  28.  April  1896  Z.  5078. 

In  der  Rechtssache  des  A. ,  Kaufmanns  in  New  Yo^l,  Kittgers 
gegen  B«,  Exporteurs  in  O.  (Böhmen)  als  Geklagten  wegen  Zahlung 
von  775  fl.  50  kr.  hat  das  Bezirksgericht  in  O.  mit  dem  Bescheide 
vom  25.  Jänner  1896  Z.  236  das  mündliche  Verfahren  zwar  reassu- 
miert, gleichzeitig  aher  beiden  Teilen  eröffiiet,  dafs  vor  der  meritorischen 
Entscheidung  des  Prozesses  die  kaiserlich  russische  Justizverwaltung 
um  Ausstellung  des  vom  Geklagten  beantragten  Amtszeugnisses  über 
den  Umstand,  dafs  das  Amtszeuguis  des  russischen  Notars  G.  in  Kiew 
Hber  die  in  demselben  enthaltenen  Bestimmungen  des  in  Rufsland 
gültigen  Wechselstatutes  und  des  in  Rufsland  gültigen  Givilprozesses 
vom  18.  April  1894  —  sub  Nr.  E.  1872  vom  k.  und  k.  österreichisch- 
ungarischen Konsulate  beglaubigte  Prozefsbeilage  — ,  dann  das  Amts- 
zeugnis des  kaiserlich  russischen  geschworenen  öfientlichen  und  Börsen- 
notars  D.  in  Moskau  Über  einige  Bestimmungen  des  in  Rursland  gtQtigen 
Wechselrechtes  vom  15.  Dezember  1894  —  sub  Z.  113  vom  öster- 
reichisch-ungarischen Generalkonsulate  in  Moskau  beglaubigte  Prozefs- 
beilage — ,  von  solchen  Personen  ausgestellt  sind,  welche  gemäfs  §  112 
lit  c  allg.  Gerichtsordnung  zur  Ausstellung  von  öffentlichen  Amts- 
urkunden  eigens  berufen  sind,  —  dafs  somit  diese  beiden  Amtszeugnisse 
im  Sinne  des  §  112  allg.  Gerichtsordnung  für  öffentliche  Urkunden  zu. 
halten,  sowie  dafs  die  in  diesen  beiden  Urkunden  beglaubigten  Gesetzes- 
etellen  noch  heute  in  Rufsland  und  speciell  in  Moskau  geltendes  Recht 
und  Gesetz  sind,  —  ersucht  wird. 

Das  Oberlandesgericht  in  P.  hat  dem  vom  Kläger  gegen  diesen 
«iBtrichterlichen  Bescheid  eingebrachten  Rekurse  mit  der  Erledigung 
vom  10.  Mttrz  1896  Z.  5877  stattgegeben,  die  angefochtene  Erledigung 
aufgehoben  und  dem  Bezirk^erichte  verordnet,  in  der  obigen  Rechts- 
«ache  das  weitere  gesetzliche  Amt  zu  handeln  und  zwar  in  der  Er- 
wägung, dafs  nach  §  104  allg.  Gerichtsordnung  jener  Streitteil,  der 
eine  Thatsache  behauptet,  auch  schuldig  ist,  dieselbe  zu  beweisen,  dafs 
daher,  wie  dies  durch  das  Hofdekret  vom  28.  Oktober  1801  Z.  542 
J.G.S.  insbesondere  vorgeschrieben  ist,  einer  Partei,  welche  sich  auf 
auslttndische  Gesetze  beruft,  auch  obliegt,  Rlr  deren  Gültigkeit  den 
Beweis  zu  erbringen  und  es  demnach  in  der  vorliegenden  Rechtssache, 
wenn  der  Geklagte  B.  vermeinte,  daßi  durch  die  von  ihm  als  Prozefs- 
beilagen  gelegten  beiden  obigen  notariellen  Bescheinigungen  über  an- 
geblich in  RufsUnd  geltende  gesetzliche  Bestimmungen  der  nötige 
Nachweis  über  die  Rechtsgültigkeit  dieser  Gesetzesbestimmungen  noch 
nicht  geliefert  sei,  und  dafs  es  auch  noch  des  Nachweises  bedürfe,  dafs 

18* 
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die  beiden  obigen  notariellen  Beacheinigangen  öffentlichen  Urkonden 
gleichzahalten  seien,  es  Sache  des  Geklagten  war,  diesen  Nachwd» 
selbst  zu  liefern,  dafs  aber  niemals  das  Gericht  bemfen  sein  kaniit 
überhaupt  und  insbesondere  nach  geschlossenem  VerftJiren  an  Stelle 
der  beweispflichtigen  Partei  für  dieselbe  die  erforderlichen  Beweismittel 
herbeizuschaffen. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  mit  Entscheidung  vom  28.  April  1896 
Z.  5078  den  dagegen  vom  Geklagten  eingebracliten  ordenüichea 
Revisionsrekurs  mit  Verweisung  auf  die  dem  dermaligen  Stande  der 
Gesetzgebung  entsprechende  Begründung  der  angefochtenen  oberlsndes- 
gerichtlichen  Entscheidung  abgewiesen.  — 

Vollmg  von  Urteilen  der  bosnisch' her gegoumischen   Gerichte  m 

Österreich. 
Entsch.  des  obersten  G.H.  in  Wien  vom  22.  Dezember  1896  Z.  14579. 

Das  Bezirksamt  als  Gericht  in  Br£ka  (Bosnien)  hat  unterm  11.  De- 
zember 1895  dem  A.  zur  Einbringung  einer  Forderung  von  18  fl.  SO  kr. 
gegen  B..  in  Udmat  bei  Laibach  die  Mobiiiarexekution  bewilligt  und 
das  städt  delg.  Bezirksgericht  Laibach  um  den  Vollzug  ersucht,  welcbes 
denselben  mit  Bescheid  vom  10.  Februar  1896  auch  anordnete.  Gegen 
diesen  Vollzugsbescheid  hat  B.  den  Rekurs  überreicht  Das  Ober- 
landesgericht hat  mit  Verordnung  vom  16.  September  1896 
Z.  8848  den  Rekurs  des  B.  verworfen  und  den  angefochtenen  Vollzogs- 
bescheid  aus  nachfolgenden  ErwXgungen  bestlltigt:  dafs  in  GemftTshett 
des  JustMin.Erlasses  vom  7.  Dezember  1879  Z.  18271  die  Urtdle 
bosnisch -herzegowinischer  Gerichte  dann  in  Vollzug  zu  setzen  sind, 
wenn  das  bosnisch  -  herzegowinische  Gericht  zur  Fftllung  des  Urteiio 
kompetent  war  und  dasselbe  rechtskräftig  ist,  dafs  letztere  Voiaiu- 
Setzung  vom  Rekurrenten  nicht  bestritten  ist,  aber  auch  die  erstere 
als  gegeben  erachtet  werden  mufs,  da  das  Bezirksamt  als  Gericht  Brika 
auf  die  infolge  des  vorliegendep  Rekurses  gestellte  Anfinge  mit  Zuschrift 
vom  20.  August  1896  Z.  10  600  bekannt  gegeben  hat,  dafs  sich  da» 
Gericht  in  Br£ka  gemäfs  §  34  C.Pr.0.  für  Bosnien  und  die  Hene- 
gowina  für  kompetent  erklärt  hat,  weil  der  Vertrag  nach  Angabe  de» 
Klägers  in  BrSka  zu  erfüllen  war,  und  weil  hienu  erwogen  weideD 
mufs,  dafs  im  Falle  ausdrücklicher  Verabredung  eines  im  Inlande 
gelegenen  Vertragserfilllungsortes  in  Gemäfsheit  des  §  43  der  J.N* 
auch  solche  Personen,  welche  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Bosoien 
oder  der  Herzegowina  haben,  bei  dem  betreffenden  Gerichte  des  In- 
landes belangt  werden  können,  und  dafs  demnach  der  angefochtene 
Exekutionsvollzugsbescheid  den  in  betreff  der  gegenüber  Bosnien  und 
der  Herzegowina  zu  gewährenden  Rechtshülfe  bestehenden  Vorschriften 
entspricht  Über  den  von  A.  gegen  diese  obergerichtliche  Entscheidimg 
eingebrachten  a.  o.  Revisionsrekurs  hat  der  oberste  Gerichtshof 
den  Bescheid  des  s.  d.  Bezirksgerichtes  I^aibach  vom  10.  Februar  1896 
Z.  2849,   die   auf  Grund  desselben   laut  Relation  de  pxaes.  13.  Hin 
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1896  Z.  5307  vorgenommene  exekutive  HobiliarpfUndang  and  -Schätzung 
die  oberlandesgerichtliche  Entscheidung  vom  16.  September  1896  Z.  8848 
ausheben  und  dem  städt.  dlg.  Bezirksgericht  Laibach  auficutnigen  be> 
funden,  das  Ansuchen  des  Bezirksamtes  als  Gericht  in  BrSka  vom 
11.  Dezember  1895  Z.  12233  um  Exekution  des  dortgerichtlichen 
Urteiles  vom  29.  August  1895  Z.  5819  dem  Bundesgerichte  in  Laibach 
zu  dem  Zwecke  abzutreten,  um  zur  Verhandlung  über  die  Frage,  ob 
das  Bezilksamt  als  Oericht  zu  Br£ka  in  Gemäfsheit  des  §  43  des 
kaiaerl.  Patentes  vom  20.  November  1852  Nr.  251  R.O.BI.  zur  Fällung 
des  Urteiles  kompetent  war,  eine  Tagsatzung  mit  beiden  Teilen  anzu- 
ordnen und  auf  Grund  des  Ergebnisses  dieser  Verhandlung  zu  ent- 
scheiden, ob  das  Urteil  des  genannten  Gerichtes  hierlands  zu  vollziehen 
sei,  dies  in  Erwägung,  dafs  nach  dem  JustMin. Erlasse  vom  7.  De- 
zember 1879  Z.  18  217  der  Vollzug  von  Urteilen  der  bosnisch -herze- 
gowinischen  Gerichte  im  Inlande  aufser  der  im  vorliegenden  Falle  nicht 
bestrittenen  Rechtskraft  des  zu  vollziehenden  Urteiles  die  Kompetenz 
des  bosnisch  -  herzegowinischen  Gerichtes  zur  Fällung  des  bezüglichen 
Urteiles  zur  Voraussetzung  hat;  in  der  Ebrwägung,  dafs  im  Sinne  der 
Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  Nr.  16  J.G.S.  und  15.  Februar  1805 
Nr.  711  J.G.S.  die  Frage,  ob  das  fremdländische  Gericht  zur  Fällung. 
des  zu  vollziehenden  Urteiles  kompetent  war,  nach  den  ftlr  das  Inland 
bestehenden  Eompetenzbestimmungen  zu  beurteilen  ist,  wonach  im. 
gegebenen  Falle,  in  welchem  das  bosnische  Gericht  laut  Zuschrift  vom 
20.  August  1896  Z.  10600  seine  Kompetenz  auf  den  §  34  der  C.Pr.0. 
ftlr  Bosnien  und  die  Herz^owina  stützt,  zu  prüfen  sein  wird,  ob  der 
Gerichtsstand  des  Vertrages  im  Sinne  des  §  43  des  obgezogenen 
Patentes  begründet  sei,  und  in  der  Erwägung,  dafs  aus  dem  hierlands 
zu  vollziehenden  Urteile  des  Bezirksamtes  als  Gericht  in  BrSka  vom 
29.  August  1895  Z.  1819  nicht  entnommen  werden  kann,  ob  in  dem 
zwischen  den  Streitteilen  geschlossenen  Vertrag  Br£ka  als  Ort,  wo  die 
Zahlung  geleistet  oder  eine  andere  Verbindlichkeit  erfüllt  werden  soll, 
ausdrücklich  bestimmt  worden  ist,  dafs  daher  vorher  klarzustellen  ist, 
ob  die  Voraussetzungen  des  §  43  der  J.N.  vom  20.  November  1852 
Z.  251  Str.G.B.  zutreffen  und  erst  auf  Grund  der  bezüglichen  Fest- 
stellung eine  den  Gesetzen  entsprechende  Entscheidung  über  die  VoU- 
ziehbarkeit  des  in  Frage  stehenden  Urteiles  ermöglicht  sein  wird,  wo- 
nach die  gleichförmigen  Entscheidungen  der  Untergerichte  nach  Zulafs 
des  Hofdekrete^  vom  15.  Februar  1883  Nr.  2593  J.G.S.  behoben 
werden  müfste,  und  die  Durchführung  des  gesetzlichen  Ver&hrens  und 
flohinige  Entscheidung  von  selten  des  hierzu  nach  §  70  des  kaiserl. 
Patentes  vom  20.  November  1852  Nr.  251  Str.G.B.  kompetenten 
Landgerichtes  in  Laibach  zu  verordnen  war. 
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Schweiz. 

IHe  Übertragbarkeü  einer  Forderung  beurteilt  sich  nach  dem  fw 

dieselbe  mafsgebenden  örtlichen  Redite,  nicht  nach  detn  Rechtet 

welches  für  dus  Cessionsgeschäft  mafsgebend  ist. 

£iitsch.  des  Bundesfferichts  vom  22.  Januar  1897  (Revue  der  Gerichtspraxis  ete. 

Bd.  XV  S.  58). 

H.  F.,  welcher  aus  der  beklagten  (österreichischen)  Genossenschaft 
ausgeschlossen  worden  war,  hatte  seine  Forderung  auf  Herausgabe 
seines  Genossenschaftsanteils  in  St  Gallen  an  seinen  dort  woh- 
nenden Sohn  J.  F.  cediert.  Letzterer  klagte  die  Forderung  in 
St  Gallen  ein,  wurde  aber  von  den  kantonalen  Gerichten  wegen 
mangelnder  Aktivlegitimation  abgewiesen,  weil  die  Forderung  des  H.  F. 
an  die  Genossenschaft  gemäfs  dem  nach  österreichischem  Rechte  gültigen 
Genossenschaftsstatut  nicht  übertragbar  sei.  Das  Bundesgericht  ist  auf 
die  Berufung  nicht  eingetreten,  weil  nicht  eidgenössisches,  sondern 
österreichisches  Recht  anwendbar  sei.  In  der  Begründung  des  bundes- 
gerichtlichen Urteils  wird  ausgeführt: 

£s  kann  einem  Zweifel  gewifs  nicht  unterliegen,  dafs  das  Forde- 
rungsverh&ltnis  zwischen  dem  Cedenten  H.  F.  und  der  bekUgten 
Genossenschaft  ausschliefslich  von  österreichischem  Rechte  beherrscht 
wird;  nach  diesem  Rechte  mufs  danach  auch  beurteilt  werden,  ob 
H.  F.  zu  Abtretung  seiner  Forderung  befugt  oder  ob  die  Übertragbar- 
keit derselben  durch  gültige  Vereinbarung  ausgeschlossen  war.  Der 
Umstand,  dafs  die  Cession  vom  6.  Mai  1896  in  der  Schweiz  stattfand, 
und  dafs,  was  übrigens  nicht  einmal  sicher  feststeht,  damals  schon 
Gedent  und  Cessionar  in  der  Schweiz  gewohnt  haben  mögen,  ändert 
hieran  nichts.  Die  Cession  als  selbständiges  RechtsgeschHft  zwischen 
Cedent  und  Cessionar  untersteht  allerdings  nicht  schlechtbin  dem  Orts- 
rechte der  abzutretenden  Obligation,  sondern  es  gilt  ftlr  dieselbe  (die 
Haftung  des  Cedenten  u.  s.  w.)  dasjenige  örtliche  Recht,  welchem 
eben  das  selbständige  Cessionsgeschäft  untersteht  Dagegen  bleibt  die 
Stellung  des  Schuldners  einer  abgetretenen  Forderung  nach  wie  vor 
der  Cession  durch  dasjenige  Recht  beherrscht,  welches  für  diese  For- 
derung von  Anfang  an  mafsgebend  war;  nach  diesem  Rechte  rnnfs 
sich  insbesondere  die  Frage  beurteilen,  ob  die  Fordefung  überhaupt 
übertragbar  oder  vielmehr,  insbesondere  wegen  vertraglichen  Ans- 
Schlusses  der  Obertragbarkeit ,  unübertragbar  war.  Denn  bei  dieser 
Frage  handelt  es  sich  ja  eben  um  den  Inhalt  der  Obligation,  wie  sie 
zwischen  dem  Schuldner  und  dem  Cedenten  begründet  wurde,  und 
dieser  kann  sich  nur  nach  dem  diese  Obligation  beherrschenden,  in 
casu  also  nach  österreichischem  Rechte  beurteilen  (vergl.  Entsch.  des 
Bundesger.,  Amtl.  SIg.  Bd.  XYIII  S.  522  u.  ff.). 
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Art.  5  des  schweizerisch -deutschen  Atislieferungsverirages.     Ver- 
weigerung   der   Auslieferung    wegen    (nach   inländisch^  Rechte) 

eingetretener  Verjährung  der  Strafe. 

Urteil  des  Bundeegerichti  vom  9.  Juli  1896  (Schweizer.  Zeitschrift  für 

Strafrecfat  Bd.  10  S.  101). 

I.  Franz  Xaver  Seitz  aus  Paar  (Bayern)  hat  sich  in  Zürich 
niedergelassen.  Am  6.  Jnni  1896  wurde  g^gen  ihn  von  der  Staats- 
anwaltschaft Augsburg  ein  Verhaftsbefehl  erlassen  und  er  wurde  am 
16.  Juni  in  Zürich  verhaftet.  Die  bayerische  Gesandtschaft  hat  am 
26.  Juni  seine  Auslieferung  verlangt. 

II.  Dem  Verhaftungsbefehl  und  dem  Auslieferungsbegehren  ist 
folgender  Thatbestand  zu  entnehmen :  Seitz  ist  am  27.  Dezember  1872 
vom  Bezirksgericht  Augsbu^  wegen  Diebstahls  zu  einem  Jahr  Geftüignis 
verurteilt  worden.  Er  entzog  sich  der  Strafvollstreckung  und  soll  sich 
von  1876  bis  1890  unter  einem  tischen  Namen  in  München  auf- 
gehalten haben.  In  dem  Auslieferungsbegehren  wird  geltend  gemacht, 
dafs  die  Verjährung  unterbrochen  worden  sei  durch  wiederholte  gericht- 
liche Verfügungen  von  1878  bis  1898. 

Das  Auslieferungsbegehren  wird  gestützt  auf  Art  1  Ziff.  11,  7 
und  8  des  Ausl.Vertr.  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland  von  1874. 

In  seinem  Verhör  hat  Seitz  dem  Auslieferungsbegehren  die  Einrede 
der  Verjährung  entgegengesetzt. 

Der  Generalanwalt  h&lt  in  seinem  Gutachten  vom  27.  Juni  1896 
diese  Einrede  ftir  begründet. 

Das   Bundesgericht   zieht   in   Erwägung: 

1.  Nach  Art  5  des  schweizerisch -deutschen  Ausl.Vertr.  entscheidet 
dms  Gesetz  des  ersuchten  Staates,  ob  Verjährung  der  strafrechtlichen 
Verfolgung  und  der  zuerkannten  Strafe  eingetreten  ist.  Vorliegend  ist 
also  schweizerisches  resp.  zürcherisches  Recht  anzuwenden. 

2.  Würde  es  sich  um  Strafverfolgung  handeln,  so  wäre  die  Ver- 
jlLhmng  nach  dem  zürcherischen  Strafgesetzbuch  wohl  unterbrochen, 
indem  dessen  §  55  bestimmt,  dafs  die  Verjährung  durch  jede  Amts- 
handlung des  Kichters  unterbrochen  wird,  welche  wegen  der  begangenen 
That  gegen  den  Thäter  gerichtet  ist 

Aber  es  handelt  sich  um  die  Einrede  der  Verjährung  einer  rechts- 
kräftig erkannten  Strafe  im  Sinne  des  §  56  des  zürcherischen  Str.G.B.s. 
Letzterer  verfttgt,  dafs  diese  Verjährung  in  der  gleichen  Frist  vollendet 
iv'ird,  in  welcher  das  Verbrechen  verjährt  sein  würde,  für  welches  die 
Strafe  erkannt  worden  ist  Nach  §  52  litt  d  verjährt  die  Strafklage 
bei  dem  Verbrechen,  fllr  welches  Seitz  zu  einem  Jahr  Geftingnis  ver- 
urteilt wurde,  in  fünf  Jahren.  Die  am  27.  Dezember  1872  verhängte 
Strafe  ist  somit  längst  verjährt. 

8.  Unterbrechung  der  Verjährung  ist  nicht  anzunehmen.  Nach 
zürcherischem  Recht  wird  die  StrafverjKhrung  nur  unterbrochen,  wenn 
die  Vollziehung   der  Strafe   bereits   begonnen   hat   (§  56,   1.  2),   odfr 
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wenn  der  Verurteilte,  während  die  Frist  Iftnft,  ein  neues  gleichartigeB 
Verbrechen  verübt  (§  57)- 

Dals  das  eine  oder  andere  vorliegend  zutreffe,  ist  nicht  behauptet 
worden. 

Demnach   hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Franz  Xaver  Seitz  aus  Paar  (Bayern),  zor 
Zeit  in  Zürich,  an  das  königlich  bayerische  Landgericht  in  Augsbuii; 
wird  nicht  bewilligt. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Grundbuchordnung  vom  24.  MKrz  1897  (R.6.BI. 
S.  139  ff.). 

2.  Gesetz  über  die  Zwangsversteigerung  und  Zwangs- 
verwaltung vom  24.  Mttrz  1897  (RG.Bl.  S.  97  ff.). 

8.  Einführungsgesetz  zu  dem  Gesetz  über  die  Zwangs- 
versteigerung und  Zwangsverwaltung  vom  24.  März  1897 
(R.G.B1.  S.  135  ff.). 

2.     Gesetze,    Verordnungen   etc.   der   einzelnen 

Bund  esstaaten. 

1.  Verordnung  vom  1.  Februar  1897,  betr.  die  Einführung 
preufsischer  Landesgesetze  (das  Unterrichts-  und  Erziehungs- 
wesen betr.)  in  Helgoland  (Pr.  G.Slg.  1897  S.  23). 

2.  A.V.  vom  22.  Februar  1897,  betr.  die  Mitteilung  von 
Todesfällen  der  in  Ungarn  verstorbenen  Angehörigen 
des  Deutschen  Reichs  seitens  der  k.  ungarischen  Bezirksgerichte 
an  das  Kaiserl.  Generalkonsulat  in  Budapest  (Just.M.Bl.  1897  S.  50). 
Anfragen  um  Auskunft  über  das  Abieben  von  Reichsangehörigen  in 
Ungarn  sind  künftig  zweckmäfsig  an  das  Kaiserl.  Generalkonsulat  in 
Budapest  zu  richten. 

Durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1896,  betr.  die  in  die  Standesamts- 
register der  Pfalz  einzutragenden  Vornamen  (G.U.V.BI. 
S.  239)  ist  der  1.  Titel  des  Gesetzes,  betr.  die  Vornamen  und  die 
Änderung  der  Familiennamen  vom  11.  Germinal  XI  (1.  April  1808) 
aufgehoben. 
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Verf.  der  Ministerien  der  Justiz,  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
und  des  Innern,  betr.  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
zwischen  Dantschland  und  der  Schweiz,  vom  5.  März  1897 
(Reg.Bl.  S.  19). 

Betrifft  das  Verfahren  bestiglich  der  nach  Vereinbarung  zwischen 
DentBchland  und  der  Schweiz  den  beiderseitigen  CentralbehOrden  von  der 
Bewilligung  emer  Auslieferune  vor  der  Über^be  und  Übernahme  der  aus- 
zuliefernden Person  zu  gebenden  Benachrichtigung. 


II.   Answärtifi^e   Staaten. 

1.  Erlafs  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  21.  Februar  1897 
Z.  5908,  die  Gebührenbehandlung  des  in  Osterreich  be- 
findlichen beweglichen  Nachlafsvermögens  der  Ange- 
hörigen des  Kantons  St  Gallen  betr.  (Beil.  3  z.  F.M.V.Bl. 
1897,  XII.  St,  JustM.V.Bl.  1897  S.  68). 

Im  Hinblicke  auf  die  dennaliffe  Steuergesetzgebung  des  Kantons 
St  Gkdlen,  welche  den  beweglichen  Nachlafs  von  Ausländern,  die  zur  Zeit 
ihres  Ablebens  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  in  diesem  Kanton  hatten, 
f&r  steaerpitichtig  erklärt,  findet  das  k.  k.  Finanzministerium  in  Abänderung 
des  Erlasses  vom  6.  Oktober  1888  Z.  33  761  im  Sinne  der  Verordnung  vom 
8.  April  1844,  R.0.B1.  Nr.  84,  anzuordnen,  dafs  das  in  Österreich  befindliche 
bewegliche  Nachlafsvermögen  jener  Angehörigen  des  Kantons  St.  GhiUen, 
welche  zur  Zeit  ihres  Ablebens  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  in  den  im 
Bachsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  hatten,  als  gebührenpflichtig 
zu  behandeln  ist 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  1.  März  1897,  Z.  2225, 
betr.  die  Korrespondenz  der  königlich  ungarischen  Ge- 
richte und  anderer  königlich  ungarischer  Behörden  mit 
den  k.  k.  Justizbehörden  und  die  fttr  hiesige  Parteien 
bestimmten  Zustellungsakte  aus  Ungarn')  (J.M.V.Bl. 
8.  87  ff.). 

Die  J.M.V.  vom  25.  Juli  1894,  J.M.V.Bl.  Nr.  29,  betr.  die  Korrespondenz 
mit  den  königlich  ungarischen  Gerichten  und  die  Zustellungen  an  Parteien 
in  Ungarn ,  hat  die  frage  über  die  Art  und  Weise  der  Korrespondenz  der 
könighch  ungarischen  Gerichte  und  Behörden  mit  den  k.  k.  Justizbehörden 
im  lulgemeinen  und  insbesondere  in  Bezug  auf  Zustellungen  an  hiesige  Par- 
teien unberührt  gelassen.  Zur  entsprechenden  Durchführung  des  Grund- 
satzes der  Gegenseitigkeit,  und  um  aufgetauchte  Zweifel,  Anstände  und 
Verzögerungen,  die  namentlich  auf  sprachliehe  Schwierigkeiten  zurttekzu«* 
führen  sind,  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen,  findet  das  Justizministerium 
nunmehr  auch  diese  Fnge  zu  regeln  und  die  sich  hierauf  beziehenden ,  bis- 
her binausg^ebenen  Erfisse  durch  die  nachstehenden  Anordnungen  zu  er- 
setzen: 


>)  IMese  Verordnung  erstreckt  sich  nicht  auf  die  der  könig^lichen  Landes- 
regierung in  Agram  unterstehenden  Gebiete  (Kroatien,  Slavonien). 
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1.  Es  ist  den  königlich  unearischen  Gichten  gestattet,  ihre  Ziuchriften 
in  Civil-  und  Strafrechts  -  Angelegenheiten  an  die  k.  k.  Justisbehörden  un- 
mittelbar zu  richten  und  durch  die  Post  zu  bestellen. 

2.  Den  k.  k.  Justizbehörden  ist  es  nicht  gestattet,  Zuschriften  der 
königlich  ungarischen  Gerichte  deshalb  zu  beanständen  una  zurückzuweiMn, 
weil  die  Zuschriften  oder  Beilagen  derselben  in  der  ungarischen  Spiadie 
verfaTst  und  mit  einer  Obersetzung  in  die  deutsche  Spracdie  oder  in  die 
Sprache  der  Adressntbehörde  nicht  versehen  sind.  Auch  darf  die  Adreseat- 
behörde  das  königliche  ungarische  Gericht  zur  naehtrXglichen  BeistelloDg 
der  Obersetzung  nicht  in  Anspruch  nehmen. 

3.  Sofern  in  dem  ungarischen  Texte  je  nach  den  bei  der  Adresstt- 
behörde  etwa  vorhandenen  Sprachkenntnissen  sich  nicht  zurechtgefunden 
und  sofern  fva  den  Gebrauch  der  betreffenden  Behörde  einer  f^rmlicbea 
Übersetztmg  nicht  entraten  werden  kann,  sind  von  dieser  in  der  Regel  die 
eingelangten  Aktenstöcke  in  der  ungarischen  Sprache  dem  Justizministerium 
vorzulegen,  welches  durch  einen  eu^ens  hierzu  mit  fixer  Entlohnung  bestdlteo 
Obersetzer,  der  aus  dem  Kreise  der  beim  Wiener  Landesgerichte  beeideten 
Dolmetsche  für  die  ungarische  Sprache  entnommen  ist,  die  Obersetznng  in 
die  deutsche  Sprache  je  nach  dem  Bedarfe  entweder  vollstSndig  oder  ziu- 
zugsweise  besorgen  wird ,  ohne  die  betreffende  Justizbehörde  nierfur  mit 
Kosten  zu  belasten. 

Dieser  Übersetzer  darf  aber  principiell  dann  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  wenn  es  sich  ausschlieislich  um  eine  nur  im  Interesse  oer 
Partei  gelegene  Obersetzung  handelt 

4.  Die  Vorlage  an  das  Justizministerium  hat  von  der  Adressatbehöide 
unmittelbar  zu  geschehen;  die  Aufschrift  des  Umschlages,  unter  welchem  die 
Vorlage  erfolgt,  ist  nach  dem  dieser  Verordnung  beigegebenen  Muster')  ein- 


^)  Muster  für  die  Adresse,  unter  welcher  die  Obersetsungsstöcke  dem 
Justizministerium  zuzusenden  sind: 

Gescbäflazahl:  J.  M.  Ü.  Z. 


Anzahl  der  Aktenstücke: 


K.  k.  Bezirksj^ericht 

in 

Voran. 


An  das 

k.  k.  JnstiE  -  Ministeriam 

in 
Zur  Obersetzung.  Wien. 

Bemerkungen: 

1.  Der  Adrefsrahmen  soll  entsprechend  lang  und  breit  sein;  snm  Um- 
schlaff ist  starkes  Packpapier  zu  verwenden. 

2.  Links  oben  hat  das  Adressatgericht  als  Zähler  die  Geachfiftsnhl, 
unter  welcher  das  betreffende  ungarische  Geschftftsstück  bei  ihm  eingetztgea 
ist.  und  als  Nenner  die  Anzahl  der  Aktenstücke  dnzusetsen,  weläe  vor- 

felegt  werden.    Umfafst  das  betreffende  Greschäftsstttck  auch  Aktensttteke, 
ie  nicht  zu  übersetzen  sind,  so  sind  die  letzteren  womöglich  an8za8cheide& 
und  zurückzubehalten. 

3.  Werden  unter  einem  Umschlage  mehrere  Geschl&ftsstflcke  vorgelegt 
so   sind   die  Geschäftszahlen   aller  Geschäftsstücke  der  Reihenfolge   nach 
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zurichten;  es  dfirfen  auch  mehrere  ÜbersetzangeBtttcke  anter  einem  Um- 
schlage vorgelegt  werden;  die  Ausfertigung  besonderer  Vorlageberichte  ist 
unstatthaft. 

Die  Vorlagen  sind  bei  den  Gerichtshöfen  als  Kurrentien  zu  behandeln. 

5.  Justizj^hörden  jedoch,  welchen  selbst  geei^ete  Dolmetsche  für  die 
ungarische  Sprache  zu  Gebote  stehen,  haben  sich  die  benötigten  Übersetzungen 
durch  diese  oeistellen  zu  lassen, 

a)  wenn  aus  der  Zuschrift  des  königlich  ungarischen  Gerichtes  oder  sonst 
nach  den  Umständen  entnommen  wird,  dafs  es  sich  um  eine  Angelegen- 
heit von  offenbarer  Dringlichkeit  (z.  B.  eine  Haftangelegenheit)  handelt, 
oder 

b)  wenn  es  gesichert  ist,  dafs  die  Beistellung  der  Übersetzung  kostenfrei 
erfolge,  oder  daüs  die  Übersetznngskosten  von  der  etwa  in  Frage 
kommenden  Partei  werden  ersetzt  .werden,  oder 

c)  wenn  eine  Übersetzung  in  eine  andere  als  die  deutsche  Sprache  be- 
nötigt wird  und  diese  durch  den  betreffenden  Dolmetsch  unmittelbar 
und  nicht  erst  auf  Grund  einer  Zwischenübersetzung  in  die  deutsche 
Sprache  beigestellt  werden  kann. 

6.  Übersetzungskosten  dürfen  dem  königlich  ungarischen  Gerichten  in 
keinem  Falle  auf|^erechnet  werden ;  sie  sind,  wenn  nicht  der  Fall  des  Ersatzes 
durch  eine  Partei  zutrifft,  endgültig  aus  den  Verlagsgeldem  der  betreffenden 
k.  k.  Justizbehörde  zu  bezahlen. 

7.  Ebenso  wie  die  k.  k.  Gerichte  angewiesen  wurden,  zur  Bewirkung 
von  Zustellungen  an  Parteien  in  Ungarn  sich  nicht  unmittelbar  der  Post  zu 
bedienen,  sonaem  in  allen  Fällen  die  RechtshUlfe  der  königlich  ungarischen 
Grerichte  in  Anspruch  zu  nehmen,  sind  auch  die  königlich  un^rischen  Ge- 
richte angewiesen,  Zustellungen  an  hierländige  Parteien  auf  keinem  anderen 
Wege  als  dem  der  Yermittelung  durch  die  k.  k.  Gerichte  einzuleiten. 

Die  an  hierländige  Parteien  zuzustellenden  Aktenstücke  königlich  ungari- 
scher Gerichte  werden  von  den  letzteren  in  der  Regel  nicht  mit  einem  eignen 
Ersuchschreiben  versehen,  sondern  blofs  unter  Anschlufs  des  vorbereiteten 
Znstellungsscheines  der  betreffenden  k.  k.  Justizbehörde  übersendet 

Diese  Art  der  Übersendung  ist  bis  auf  weiteres  nicht  zu  beanständen. 

Sofern  die  Besorgung  der  Ziutellung  durch  die  Adressatbehörde  ohne 
die  Beistellunj?  einer  rormlichen  Übersetzung  nicht  ausfuhrbar  sein  sollte, 
ist  sich  zur  Bescbaffung  der  Übersetzung  in  der  unter  Z.  2—6  erwähnten 
Weise  zu  benehmen. 

8.  Bis  auf  weiteres  sind  diese  Anordnungen  auch  auf  Zuschriften  an- 
zuwenden, welche  von  anderen  königlich  ungarischen  Behörden  als  den 
königlich  ungarischen  Gerichten,  namentlich  von  den  dem  königlich  ungari- 
scben  Ministerium  des  Innern  unterstehenden  Waisenstühlen  und  Stuhlrichtem 
an  die  Justizbehörden  einlangen. 

fleichfialls   als  Zähler  und  unter  jeder  Geschäftszahl  die  Anzahl   der  als 
azugehörig  vorgelegten  AktenstttcLe  als  Nenner  anzuführen. 

4.  Rechts  oben  wird  vom  Justizministerium  die  fortlaufende  Zahl  ein- 

fesetzt  werden,  unter  welcher  das  Poststück  bei  dem  Justizministerium  in 
as  bei  diesem  geführte  Übersetzungsre^ster  eingetragen  und   schliefslich 
yersehen  mit  der  Übersetzung  an  das  Gkncht  zurückgesendet  wird. 

5.  Ist  das  Gericht  schon  bei  der  Vorlage  im  stände,  zu  beurteilen,  ob 
es  eine  vollständige  oder  nur  eine  auszugsweise  .Übersetzung  benötigt,  so  hat 
es  auf  der  Adresse  unter  den  Worten:  „Zur  Übersetzung^  beizufügen: 
„Vollständig"  oder  .Auszugsweise^.  Enthält  der  Umschlag  mehrere 
Aktenstücke  und  soll  dieser  Zusatz  nicht  fttr  alle  Stücke  gelten,  so  sind  die- 
jenigen Stücke,  auf  welche  sich  der  Vermerk  „Auszugsweise"  bezieht,  mittelst 
Rotstiftes  durch  ein  Sternchen  (*),  diejenigen  aber,  auf  welche  der  Vermerk 
.Vollständig"  Bezu^  hat,  mit  zwei  Sternchen  (**)  zu  versehen,  und  hat,  wenn 
der  Umschlag  Stücke  beider  Arten  enthalten  sollte,  der  Zusatz  zu  lauten: 
„Teils  vollständig,  teils  auszugsweise". 
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3.  Verordnung  des  Handebministeriums  vom  17.  April  1897, 
betr.  die  Vorscbriften  zur  VerhUtang  von  Zasammeu- 
stöfsen  auf  See,  vom  17.  April  1897  (0.  RG.Bl.  S.  460  ff.). 


Internationale  Verträge. 

1.  Schiffahrts-  und  Polizeireglement  für  die  untere 
Donau  vom  19.  Mai  1881  (D.  H.A.  1897  I  S.  91). 

2.  Friedens-,  Freundscbafts-,  Scbiedsgericbts-, 
Handels-  und  Auslieferungsvertrag  zwischen  Guatemala 
und  Salvador  vom  27.  MKrz  1856  (El  GhiatemaMeco  vom  6.  Jnli 
1896,  D.  H.A.  1897  I  S.  25). 

3.  Handels-  und  Scbiffabrtsvertrag  zwischen  Belgien 
und  Japan  vom  22.  Juni  1896  (D.  H.A.  1897  I  S.  124). 

4.  Handelsvertrag  zwischen  Frankreich  und  China 
vom  25.  April  1886  nebet  Zusatzverträgen  vom  26.  Juni  1887 
und  20.  Juni  1895  (Journal  off.  vom  22.  Oktober  1896,  D.  H.A. 
1897  I  S.  115). 

5.  £rklttrung  zwischen  Frankreich  und  Rufsland,  betr. 
die  Regelung  der  Handelsbeziehungen  zwischen  Rufsland 
und  Tunis  vom  2./14.  Oktober  1896  (D.  H.A.  1897  I  S.   124). 

6.  Aufser  Kraft  getreten  ist: 

Der  am  22.  März  1856  zwischen  den  Niederlanden  and 
Guatemala  abgeschlossene  Freundschafts-,  Handels-  nod 
Scbiffabrtsvertrag  (D.  H.A.  1897  I  S.  25). 

7.  Gekündigt  sbid: 

Die  Art.  5»  6  und  7  des  zwischen  Orofsbritannien  und 
Costa  Rica  am  27.  November  1847  abgeschlossenen  Freund- 
schafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  für  29.  No- 
vember 1897  von  Costa-Rica  (D.  H.A.  1897  I  S.  42). 

Der  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Costa  Rica  am 
18.  Mai  1875  abgeschlossene  Freundschafts-,  Handels-  und 
Scbiffabrtsvertrag  von  der  Regierung  von  Costa  Rica  ftir  I.De- 
zember 1897  (D.  H.A.  1897  I  S.  90). 

Der  von  Costa  Rica  am  14.  April  1863  mit  Italien  ab- 
geschlossene Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  ftir  27.  No- 
vember 1897  und  der  von  Costa  Rica  am  12.  Juli  1852  mit  dea 
Niederlanden  abgeschlossene  Freundschafts-,  HandeU- 
und  Scbiffabrtsvertrag  fUr  4.  November  1897  (D.  H.A.  1897 
I  S.  181). 
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Vermischte  Mitteilungen. 

1«  (Gebühren  für  Legalisierungen  durch  fremde 
Missionen  und  KonsularKmter  in  Österreich.)  Das  öster- 
reichische Ministerium  des  k.  und  k.  Hauses  und  des  Äufsern  hat  nach 
amtlichen  Daten  einen  Nachweis  der  Gebühren  für  Legalisierungen 
und  PafsTisa,  welche  von  den  am  österreichischen  Hofe  beglaubigten 
fremden  Missionen,  bezw.  Konsularämtem,  eingehoben  werden,  zusammen- 
gestellt und  im  JnstM.V.Bl.  1897  Stück  VI  8.  46  ff.  veröffentlicht 

2«  (österreichisch-ungarische  Konsularämter.)  Eine 
bis  Anfimg  Februar  1897  richtig  gestellte  Übersicht  des  gegenwärtigen 
Standes  und  der  Amtsbezirkseinteilung  der  k.  und  k.  österreichungari- 
schen  Konsularttmter  im  Auslande  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Auisem  in  der  „Wiener  Zeitung**  vom  27.  Februar  1897  zur  allge- 
meinen Kenntnis  gebracht  Einzelne  Exemplare  sind  um  20  Kreuzer 
in  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien  zu  beziehen. 


Litteraturbericiite. 

a.   BtteheraMelrea. 

1.  Dr.  Heinrich MitUer^  Illoyale  Konkurrenz  und  Markenschutz. 
Eäne  Studie  aus  dem  Immaterialgüterrechte  unter  rechtsvergleichender 
Berücksichtigung  der  österreichischen  und  deutschen  Gesetzgebung.  Wien 
1896,  Manz. 

Seitdem  Köhler  sein  noch  immer  unübertroffenes  Werk:  Das  Recht 
des  Markenschutzes  (Würzburg  1884)  veröffentlicht  bat,  sind  auf  dem 
Gebiete,  besonders  des  deutschen  und  des  österreichischen  Markenrechts,  so 
tief  eingreifende  Veränderungen  vorgenommen  worden,  dafs  eine  neuerliche 
Behandlung  dieser  Materie  wohl  ab  anj^bracht  anzusehen  ist  Der  Ver- 
fiMser  des  angezeigten  Buches  will  aber  nicht  eine  neue  Auflage  des  Köhler- 
sehen  Werkes  bieten,  sondern  behandelt  einzelne  Fragen  aus  dem  Marken- 
recht und  der  sog.  eonctirrenee  eUloyale  in  mehr  monographischer  Weise, 
indem  er  auf  eine  erschöpfende  systematische  Darstellung  aller,  diesen 
Gegenständen  abzugewinnenden  Gesichtspunkte  verzichtet.  Von  den  Special- 
fragen, welche  er  oesonders  eingehend  und  —  so  kann  man  wohl  ninzu- 
ÜLffen  —  in  aulserozdentlich  anregender  und  belehrender  Weise  behandelt, 
sei  besonders  die  E^rtemng  darüoer  hervorgehoben,  ob  es  sich  mehr  em- 

§  fehle,  die  Vorschriften  über  unlauteren  Wettbewerb  nach  dem  Vorgange 
es  französischen  Rechts  dem  ffemeinen  bürgerlichen  Rechte  einzuverleibä, 
oder  ob  der  auch  von  Deutschland  gewählte  Weg  der  Specialgesetzgebung 
den  Vorzug  verdiene.  Nach  Anncht  des  Referenten  kann  für  die  deutsche 
and  österreichische  Gresetzeebung  von  der  Unterbringung  der  Vorschriften 
ttber  den  unlauteren  Wettbewerb  im  Büiverlichen  Gesetzbuche  so  lange 
nidit  die  Rede  sdn,  als  man  in  den  angegebenen  Rechtsgebieten  sich  darauf 
beschränkt,  nur  gewisse,  nicht  alle  Formen ^  in  denen  Ausschreitungen  in 
der  fraglichen  Richtung  vorkommen,   unmöghch  zu  machen,  während  der 
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vielcitiorte  Art.  1382  des  Code  civil  jede  Einwirkung  des  Gewerbetreibenden 
aaf  das  Publikum  als  unstatthaft  bezeichnet,  welche  mit  dem  Sittengeaetie 
in  Widerspruch  steht,  ohne  dafs  dabei  eine  wirkliche  Rechtsverletzung  Tor- 
ausgesetzt  wird.  Es  mufs  auffallen ,  dafs  noch  nirgends  darauf  hingefnesen 
woraen  ist,  dafs  das  deutsche  Beichsreciit  in  diesem  letzteren  Sinne  ein  an- 
lauteres  Handeln  im  Verkehr  bereits  seit  langem  schon  verpönt,  nämlich  in 
§  173  der  Konk.O. ,  wonach  auf  Antrag  eines  KonkursgläubigeiB  unter  Um- 
ständen der  getroffene  Zwangsvergleich  dann  zu  verwerfen  ist, 

„wenn  der  Vergleich  durch  Begünstigung  eines  Gläubigers  oder  sonst 

in  unlauterer  Weise  zu  stände  georadit  ist''. 
Es  wäre  beiehrend  und  interessant  zugleich,  zu  ermitteln,  wie  die  Praxis 
diese  Gesetzesvorschrift  handhabt,  denn  ohne  Zweifel  würde  die  Entwicke- 
lung  des  Begriffes  „unlauter'^  durch  den  Konkursrichter  auch  für  den  Proseis- 
richter von  erheblicher  Bedeutung  sein. 

Der  besondere  Wert  der  vorliegenden  Arbeit  besteht  in  den  rechts- 
yergleichenden  Partien  desselben,  die  über  die  Angaben  des  Titeb 
hinaus  namentlich  auch  das  französische  Recht  berücksicntigen,  während 
die  gerade  von  Kohl  er  sehr  eingehend  behandelten  Fragen  des  inter- 
nationalen Rechts  über  Marken  und  Wettbewerb  hier  nur  sehr  stief- 
mütterlich behandelt  sind.  Und  doch  haben  gerade  die  auf  diesem  Gebiete 
sich  ergebenden  interuationalen  Rechtsbezienungen,  zumal  sie  hier  ?iel 
häufiger  als  anderwärts  vorhanden  sind,  eine  unverkennbar  hohe  Bedeutnng, 
und  —  wie  Referent  noch  bei  anderer  Gelegenheit  weiter  ausfuhren  wird  — 
es  ist  hier  noch  manches  interessante  und  wichtige  Problem  zu  lösen. 

Biberfdd. 

2.  Dr.  Joseph  Eckstein^  Die  Grundsätze  der  Zwangsvoll- 
streckung ausländischer  Exekutionstitel  im  österreichischen 
Recht    Prag  1897,  Brandeis.    69  S. 

Im  ersten  Teile  seiner  Schrift  behandelt  der  Herr  Verfiisser  das  für 
die  Vollstreckung  ausländischer  Entscheidungen  bisher  geltende  österreichische 
Recht  unter  eingehender  Berücksichtigung  der  Rechtsprechung  und  schildert 
hierbei  diejenigen  Schwierigkeiten,  welche  die  im  Hofdekrete  vom  18.  Mti 
1792  aufj^estellten ,  daselbst  nicht  näher  erläuterten  ElrfordeniiBse  der  Zu- 
«tändigkeit  und  Gegenseitigkeit  (Reciprocität)  für  die  Grerichte  veiursacbt 
haben.  Im  zweiten  Teile  erörtert  derselbe  dagegen  das  durch  die  Exeku- 
tionsordnung vom  27.  Mai  1896  begründete  künftige  Recht.  Die  gmndsäti- 
liehe  Stellung  des  Herrn  Verfassers  tritt  hier  klar  zu  Tage.  £r  rühmt  an 
diesem  Gesetze,  dafs  es  einen  grofsen  Fortschritt  bedeute,  während  es  doch 
in  §  79  die  Vollstreckung  fremder  Urteile  ganz  erheblich  erschwert  (s.  diese 
Zeitschr.  Bd.  7  S.  97).  In  der  sicheren  Erwartung,  dafs  die  vom  Gesetzgeber 
als  bevorstehend  angesehenen  Staatsverträge  oder  RegiemngserklänuigeD, 
welche  in  Zukunft  die  Voraussetzung  des  Urtetlsvollzugs  bilden,  nicht  zo- 
«tandekommen  werden,  freut  er  sich,  dafs  das  Gesetz  unbeabeichtigterwöse 
die  fiigenschaft  der  Unvollziehbarkeit  erhalten  und  dafs  die  Weiäeit  des 
Gesetzes  diejenige  dos  Gesetzgebers  übertroffen  habe  (S.  37).  Seine  Ah- 
neigung  gegen  die  Zulassung  der  Vollstreckung  von  auswärtigen  Urteileo 
hat  vorzugsweise  ihren  Grund  in  der  mit  §  99  der  neuen  östeirachisofaeo 
Jurisdiktionsnorm  im  Einklänge  stehenden  Bestimmung  des  §  24  der  deot- 
sehen  CPr.O.,  welche  den  Gerichtsstand  des  Vermögens  betrifft.  Nach  reif- 
licher Erwägung  aller  Umstände  verleiht  der  Herr  Verfasser  seiner  Ansicht 
folgenden  Ausdruck  (S.  43):  „Urteile  aus  einem  fremden  Staate,  in  dem  der  Ve^ 
urteilte  nicht  sein  Domizil  hat,  sollen  im  Inlande  nicht  vollstreckt  werden  . . .  • 
Wenn  aber  der  Schuldner  im  fremden  Staate  des  Erkenntnisgerichtes^  bod 
Domizil  hatte,  ....  dann  wäre  nach  richtiger  Ansicht  das  Urteil  in  Oatei- 
reich  ohne  jede  Prüfung  zu  vollstrecken,  so&rne  es  nur  rechtskräftig  ist  and 
durch  die  Exekution  nicht  eine  Handlung  erzwungen  werden  soll,  weielie 
nach  österreichischem  Rechte  überhaupt  uherlanbt  oder  doch  nicbt  <t* 
zwingbar  ist.'^  —  Klein. 
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h.   ZeltaelurirteM. 

Sächsisches  Archiv  für  hürgerUches  Recht  und  Broxefs,  7.  Bd., 

1.  tu  2.  Heft:  Schanze^  Die  PatentertetluDg.  Lohe,  Die  Beetimmuligen  des 
Gesetzes  gegen  unlauteren  Wettbewerb  über  Reklame  in  ihrem  VerhUt- 
nisse  zum  oeutscben  bürgerlichen  Oeesetzbuch  und  den  übrigen  Schutz- 
gesetzen. Reinhard,  Der  einseitige  Kücktritt  vom  Dienstvertra^  und  die 
Kechtswirkungen  des  berechtigten  und  unberechtigten  Bücktntts  nach 
Heichsrecht 

Annalen  der  Grofsh.  Badischen  Gerichte^  Bd.  LXIl  (1896):  Zimmer- 
mann^ Hat  der  Verkäufer  eines  Haustieres  dem  in  einem  Vorprozefs  unter- 
legenen R&ufer  die  Kosten  des  Vorprozesses  zu  ersetzen  (23)?  Bd.  LXIII 
(1S97).  Stritbe^  Die  Lebensversicherung  nach  badischem  und  französischem 
Recht  (1). 

Meckienburffische  Zeitschrift  für  Mechtspüege  und  Mechts^ 
Wissenschaft^  15.  Bd.,  8.  Heft:  Könnherg,  Die  Ejitscheidunff  des  Reichs- 
gerichts Tom  6.  Juni  1896  über  das  Abolitionsrecht  der  Landesherren. 

AUgemeine  österreichische  Gericht szeitung^  48.  Jahrgang  (1897): 
Larrtmaschf  Ober  das  Verbot  der  Schärfiing  der  Todesstrafe  (7).  Bei/ser, 
Beiträge  zum  CiTÜprozesse ,  II  (8).  Stein,  Über  die  bindende  Kraft  der 
richterlichen  Entscheidungen  nach  der  neuen  österreichischen  Oivilprozels- 
ordnung  (9  f.).  v.  Nimethy,  Über  die  Kechtswirkungen  eines  von  dem  Ver- 
mittler (Agenten)  verabredunffswidri^  ausgefertigten  Antrags  (Bestell- 
scheines) (10).^  Friedländer  ^  Fräjudizialpunkte  und  Feststellungsantrfige, 
insbesondere  im  Bestandverfahren  (11).  v.  Neumann  -  Ettenreicit ,  Die  in 
den  Landtafeln.  Grund-  und  Bergbüchem  des  österreichischen  Oberlandes- 
gerichtssprengels  vorkommenden  Eigentumseintragungen  zu  Gunsten  nicht 
physischer  Personen  (12). 

JftrisUsche  Blätter  (Wien).  26.  Jahrgang  (1897):  BenieB,  Herkunfts- 
bezeichnungen im  Waienverkehre  (12  ff.). 

Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwiiUge  Cferichtsbarkeit  in 
Österreich  (1897):  Iiozto6il,  Nur  notariell  errichtete  Handelsgeschäfte 
zwischen  Ehegatten  sind  rechtsgültig  (9).  Maier,  Die  Sprachenrnge  im 
Notariat  (10). .  Fünch,  Zur  Lage  des  Notariats  in  Gktlizien  und  der  Buko- 
wina. Hof  er,  Über  die  Beweiskraft  der  von  Analphabetenffefertigten  Urkunden 
nach  der  neuen  Civilprozefsordnung  (11).  Roato6U,  }m  deutsche  Reichs- 
gericht über  die  rechtliche  Qualiät  der  Lebensversieherungspolice  (13). 
N*  N„  Die  für  den  Besitzer  von  Realitäten  oder  Hypotheken  wichtigsten 
Bestimmungen  der  Steuerreformgesetze  (14  ff.).  Kraasel,  Die  Lehre  vom 
Besitz  und  Eigentum  an  Immobilien  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
für  das  Deutsche  Reich  (16). 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  38.  Bd.,  N.  F.  16.  Bd.,  Heft  2: 
Deit  Oouttea,  Essai  dinterpritation  du  Titre  III  de  la  loi  f^dirale 
du  25  hUn  1891,  Schnell^  Das  Stadtbuch  (municipale)  von  Freiburg 
im  Üchtland. 

SchwHserische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  10.  Jahrg.  (1897),    1.  u. 

2.  Heft:  Zürcher,  Aufgaben  und  Vorbildung  des  Untersnchungsbeamten. 
Bridel,  Le  futur  Code  pinal  suinse  et  la  qüestion  de  moeurs.  von 
Lilienihal,  Zur  Ausl^^ng  des  §  123  des  zürcherischen  Strafgesetzbuchs. 
Schollenberger,  Der  Stimmzwang  in  der  Schweiz.  Merz,  Die  Bahrprobe 
in  Aarau  im  Jahre  1648. 

Bevue  de  droit  intemationfU  et  de  iSpislatian  cofnptJg'iCf  Tom. 
JCXIX,  Nr.  1:  Valery^  ^^exterrüorialtti  des  lois  et  les  Etats  h  for- 
mation  eomplexe.    Rolin,  Etüde  sur  Vaioant^ojet  du  code  pinal  suisse. 
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Ftdozji^  Xe  droit  international  et  Us  ricenies  hoetiliiü  itah-abifMinei, 
X.,  LJEurope  et  la  queation  criftoise. 

Annaies  de  droit  comn^erdal  fran^is^  ^iranger  et  intemaUanalj 

10.  Anniie.  Nr,  6:  Olivier,  De  la  nature  du  cnntrat  ^aesuranee.  «tir 
la  vie,  T ha II er  et  Pie,  (France)  Chronique  de  UgieUUion^  de  doctrine 
et  de  jurieprudence  en  maiihre  de  droit  commerciaL 

Bivista   pefuOe    di  doitrinaf    legMaxUme    e    ffiurisprudenga, 

Vol.  XLV,  Fase,  III:  De  Ruheie,  Sulla  remiesione  fracongiuntt  di 
metä  deUa  pena.  Zakrewsky,  Dei  rapporti  tra  ü  dirüto  e  Vaniro- 
pologia.  —  Vol,  XLVy  Fase.  IV:  Negri^  Corrwushne^  eoereieione  e 
frode  in  materia  elettorcUe. 

bupplemento  aUa  Bivista  penale^  Vol.  F,  Faec.  IV:  Conti,  I  mo- 
venti  a  delinquere  il  codice  penale  italiano  (cont.  e  fine).  Fiorentino, 
La  remiesione  della  parte  lesa  nei  delitti  di  Lündine*  Vescovi,  Il 
distarbo  della  guiete  pubblica  e  privat a.  Langa^  La  querela  di  parte 
nei  delitti  di  violenza  carnale  di  corruzione  di  minorenni. 

Im  iegisUtziane  penale  italiana  etc.  (Rep.  della  riuieta  penale), 
10»  Diep. :  Codice  proc.  pen.,  Art.  29—162. 

Archivio  OiuridicOy  Vol.  LVIII,  Fase.  1—3:  MacchirOy  Introdueione 
storieO'Critica  allo  studio  delle  leggi  suUa  giustisia  amminisiraiiva. 
RiccobonOy  Distinzione  delle  impensae  e  la  regola  fructus  inteüiguKtur 
deductis  impeneis.  Isaceo,  SulV  esectusione  foruata  etc.  (cont.).  Straf /a, 
La  camhiate  e  i  non  commercianti.  Buonamici,  Due  piceole  note  di 
diritto  romano.  Fedozzi,  La  sessione  di  Venezia  düV  InsHtuto  di 
diritto  intemazionale.  Cagli,  La  spedalitä  delle  speso  e  i  trasporti 
tra  i  capitoli  nei  bilancio  dello  Stato.  Barsanti,  Sulla  eommixtio  e 
sulla  rivendieazione  del  frumento  el  del  denaro  in  diritto  romano. 
Ferrari,  La  nuova  teoria  dello  Stato  nella  ßlosofia  del  diritto.  Roseiy 
LHmmunitä  dei  deputati  in  sh  e  nella  sua  appUcazione  ai  müitari  in 
tempo  di  guerra. 

Bevieta  general  de  legiäUuMn  y  Jurieprudendaf  Tom.  90,  Enero 
y  febrero  1897:  Dorado,  Del  aerecho  penal  represivo  cd  prevenüvo 
(cont.),  Arias,  Cuestiones  de  derecko  y  procedimientos  eriminales. 
Casado^  Legislaciön  notarial.  Morell,  Leaislaciön  hipotecaria. 
Campogrande,  El  aborto  en  relaciön  con  et  fjus  in  se  ipsum'^. 
BarrosOf  Efectos  validatorios  de  la  inseripciön.  Brusa,  El  inetitwto 
de  Derecho  internacional  en  Venecia. 

üdskriftfar  Betevidenskab.  10.  Aarg.^  Ide  Hefte:  Nordling^  Studie 
inom  Patenlvaesendet  rörande  beviljctdpatenträtts  innebörd  och  om/atining. 
Torp,  Om  den  saalkaladte  Nedret.  Morgenstierne,  Nye  Bidrag  til 
Bestemmelse  af  Statens  Begreb. 


Das  Asylrecht  der  Gegenwart  in  territorialer  Beziehung, 

insbesondere  der  Fall  Barrundia. 

Von  Landrichter  Dr.  Deli«a  in  Cottbos. 

In  früherer  Zeit  konnte  ein  Verbrecher  Schatz  vor  Beetrafting  in 
bestimmten  Kirchen,  Bargen,  Schlössern  and  Städten  des  eigenen  Landes 
finden.  Der  Grandcharakter  dieses  staath'chen,  weltlichen  bezw.  kirch- 
lichen Asylrechts  war  Schatz  des  Flüchtlings  gegen  die  strenge  Rechts- 
verfolgang.  Das  inländische  Asyl  ist  jetzt  überall  aafgehoben.  Gleiches 
gilt  von  dem  Asylrecht  der  Gesandten.  Früher  besafsen  nämlich  die 
fremden  Gesandten  (nicht  aach  die  Eonsaln)  der  Ealtarstaaten  in  dem 
Staate,  bei  dem  sie  beglaabigt  waren,  die  Befugnis,  flüchtigen  Ver- 
brechern Zaflacht  za  gewähren.  Dieses  Recht  erstreckte  sich  auf  das 
Hotel,  Quartier,  die  Strafse  und  die  Karosse  des  Gesandten.  Jetzt 
sind  die  Gesandten  verpflichtet,  Verbrecher,  gleichgtütig  welcher  Natio- 
nalität, die  sich  in  ihrem  Hause  oder  Wagen  verbergen,  herauszugeben. 
Weigern  sie  sich,  dieser  Verpflichtung  nachzukommen,  so  darf  die 
lokale  Obrigkeit  ihren  Anspruch  mit  Gewalt  durchsetzen.  Nur  hat 
dabei  die  Person  des  Gesandten  immer  unangetastet  zu  bleiben^). 

Dagegen  besitzen  die  Konsuln  in  einigen  nicht  christlichen  Län- 
dern, z.  B.  im  Orient,  da  sie  selbständige  Gerichtsbarkeit  ausüben  und 
ihnen  ein  diplomatischer  Charakter  beiwohnt,  noch  jetzt  das  Recht, 
Asyl  zu  gewähren.  Das  Konsulatsgebäude  des  Deutschen  Reiches  z.  B. 
gilt  als  ein  Stück  deutschen  Landes^).  Um  die  Herausgabe  eines 
dorthin  geflüchteten  Übelthäters  zu  erlangen,  ist  ein  förmliches  Aus- 
lieferungsverftihren  notwendig.  Vor  kurzem  verweigerte  der  deutsche 
Konsul  in  Sansibar  der  englischen  Regierung  die  Herausgabe  des  Thron- 
prätendenten  zu  Sansibar,   welcher  in  dem  Konsulatsgebäude  Zuflucht 


1)  V.  Martens,  Völkerrecht,  Bd.  2  S.  48. 

2)  Der  Vertrag  der  Türkei  mit  Preufsen  vom  22.  März  1861  sagt  im 
Art  5  hinsichtlich  oer  Konsuln :  „Leurs  maisons  aeront  excemptis  de  scelUe, 
de  recherche  et  saisie,*^ 
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gesucht  liatte,  weil  nach  dem  deutsch  -  englischen  AuslieferungSTertrage 
wegen  politischer  Verbrechen  nicht  ausgeliefert  werde.  Die  Exterri- 
torialität des  Konsuls  wird  man  auch  auf  dessen  Wagen,  Sänfte,  Schiffe 
und  Boote  erstrecken  müssen.  Die  Privilegien  des  Konsuls  geniefaen 
in  nicht  christlichen  Staaten  natürlich  auch  die  Gesandten,  falls  solche 
bestellt  sind. 

Man  kennt  nach  Aufhebung  des  inländischen  Asyls  nur  noch  das 
völkerrechtliche  Asyl,  das  sich  dadurch  von  dem  ersteren  unterscheidet, 
dafs  der  Flüchtling  nicht  innerhalb  seines  Staates  den  Asylschntz  be- 
ansprucht, sondern  in  das  Gebiet  eines  fremden  sich  begiebt,  und  dafs 
letzterer  ihn  nicht  blofs  an  einzelnen  Asjlstätten,  sondern  ^  sein 
ganzes  Gebiet  schützt.  Asyl  gewähren  kann  nur  ein  Staat  Gleich- 
gültig ist,  ob  derselbe  souverän  ist  oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  ist 
auch  eine  Zustimmung  des  Suzeräns  oder  des  protegierenden  Staates 
nicht  erforderlich.  Thatsächlich  haben  halb  souveräne  Staaten,  wie  z.  B. 
San  Marino,  Monaco,  Andorra,  Auslieferungsverträge  selbständig  mit 
anderen  Staaten  abgeschlossen.  Ein  Auslieferungsvertrag  mit  türkischen 
Vasallenstaaten,  z.  B.  Bulgarien,  Ägypten,  erübrigte  sich  bisher,  weil 
dort  die  fremden  Konsuln  das  Recht  haben,  Angehörige  ihres  Staates, 
welche  aufserhalb  des  Gebiets  jener  Länder  ein  Delikt  verübt  haben, 
zu  verhaften  und  in  ihren  Heimatsstaat  zurückzubefbrdern.  Gleiches 
gilt  in  der  Türkei  überhaupt.  Politische  Verbrecher  sind  indes  aus- 
genommen. Ebenso  gewährt  der  Übertritt  zum  Islam  dem  Flüchtling 
ein  absolutes  Asyl  (vergl.  Jettely  Handbuch  des  intern.  Privat-  und 
Strafrechts  S.  288).  Streitig  ist,  ob  der  Papst  in  den  durch  das  italie- 
nische Garanticgcsetz  vom  13.  Mai  1871  vorbehaltenen  örtlichkeiten 
flüchtige  Verbrecher  aufzunehmen  und  deren  Auslieferung  an  die  italie- 
nische Regierung  zu  verweigern  berechtigt  ist.  Allerdings  erkennt  das 
citierte  Gesetz  in  betreff  dieser  Ortlichkeiten  den  Papst  als  Souverän 
an;  gleichwohl  ist  die  Frage  zu  verneinen,  denn  der  italienische  Minister- 
präsident Lanza  hat  bei  Beratung  des  Gesetzes  im  Parlament  ausdrück- 
lich erklärt,  dafs  aus  der  durch  §  7  a.  a.  0.  statuierten  Unverletzlich- 
keit der  päpstlichen  Residenz  ein  Asylrecht  nicht  abgeleitet  werden 
könne  ^).  Eintretendenfalls  würden  indes  die  italienischen  Behörden  nicht 
berechtigt  sein,  in  den  Vatikan  einzudringen  und  sich  mit  Gevralt  des 
Flüchtlings  zu  bemächtigen.  Lanza  erklärte,  dafs,  wenn  der  Papst  die 
Herausgabe  verweigere,  ein  Mifsbrauch  des  eingeräumten  Privilegs  vor^ 
liegen  würde,  demgegenüber  die  italienische  Regierung  Mittel  finden 
würde,  ihre  Rechte  zu  wahren.  Dies  kann  nur  den  Sinn  haben,  da& 
in  einem  solchen  Falle  die  Regierung  wegen  Verletzung  einer  allgemein 
völkerrechtlichen  Verpflichtung  zu  einer  Revision  des  Garantiegesetzes 
ad  hoc  schreiten  würde  (vergl.  HoUeendorff,  Handbuch  des  Völkerrechts 
Bd.  2  S.  175). 


3)  Vergl.    Geffchen,   Die  völkerrechtliche   Stellung  des  Papstes   1885 
S.  22,  und  Lammaschj  Auslief erungspflicht  und  Asylrecht,  1887  S.  71. 
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Im  Deutschen  Reich  befindet  tlber  die  Auslieferang  und  damit 
über  die  Gewährung  des  Asyls  stets  der  betreffende  Bundesstaat,  in 
welchem  der  Fltlchtling  sich  befindet  und  zwar  auch  dann,  wenn  das 
Deutsche  Reich  einen  Auslieferungsvertrag  mit  dem  die  Auslieferung 
nachsuchenden  Staate  abgeschlossen  hat  In  anderen  Bundesstaaten, 
wie  in  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  ist 
auch  die  Centralgewalt  bei  der  Auslieferung  beteiligt. 

In  den  Kolonien,  z.  B.  den  englischen,  ist  oft  die  Befugnis,  Asyl 
zu  gewähren,  dem  Statthalter  bezw.  der  obersten  Kolonialbehörde 
delegiert  (vergL  Art.  15  des  deutsch-englischen  Ausl.Vertr.  vom  14.  Mai 
1872;  R.G.B1.  8.  229). 

Schwierig  gestaltet  sich  die  Frage,  wem  das  Recht  zur  Asyl- 
gewährung zusteht  in  dem  Falle  eines  Büigerkrieges  oder  nach  statt- 
gehabter Usurpation.  Im  Princip  besitzt  diese  Befugnis  weder  der 
blofse  Teil  eines  Staates,  solange  er  noch  im  Kampfe  um  seine  Unab- 
hängigkeit begriffen,  noch  der  Usurpator,  solange  seine  Gewalt  proble- 
matisch ist.  Man  wird  liier  vorsichtig  prüfen  mtlssen,  wer  thatsächlich 
im  Besitz  der  Regierungsgewalt  sich  befindet.  Jedenfalls  kann  dem- 
jenigen, welcher  diesfalls  ausgeliefert  ist,  das  Recht  nicht  verschränkt 
werden,  vor  dem  ihn  aburteilenden  Gericht  die  Befugnis  desjenigen,  der 
die  Auslieferang  bewilligt  hat,  anzufechten  und  erneuter  Prüfung  durch 
das  Gericht  unterziehen  zu  lassen.  Die  Entscheidung  der  Regierungs- 
organo  kann  hier  f^r  den  Spruchrichter  nicht  bindend  sein. 

Hat  ein  Staat  feindliches  Gebiet  occupiert  und  dort  eine  Civil- 
verwaltung  eingerichtet,  so  kann  der  höchste  Befehlshaber  Auslieferung 
gestatten  bezw.  Asyl  gewähren.  Dabei  wird  er  etwa  bestehende  Aus- 
lieferungsverträge zu  beachten  haben.  Dieser  Fall  wird  selten  und 
auch  nur,  falls  die  Occupation  länger  dauert,  vorkommen.  Krieg- 
führende Staaten  pflegen  Auslieferungen  von  Verbrechern  während  der 
Dauer  des  Krieges  sich  gegenseitig  nicht  zu  bewilligen,  auch  gelten 
Auslieferungsverträge  solange  suspendiert. 

Hat  heutzutage  jemand,  Ausländer  wie  Inländer,  im  Deutschen 
Reich  eine  strafbare  Handlung,  sei  es  nun  ein  Verbrechen,  ein  Ver- 
gehen oder  nur  eine  Übertretung,  begangen,  so  sind  die  Staatsanwalt- 
schaft und  die  Polizeibearoten  infolge  des  sog.  Legalitätsprincips  ver- 
pflichtet, gegen  denselben  einzuschreiten  und  ihn  dem  zuständigen 
Richter  zur  Aburteilung  vorzuführen.  Solange  der  Delinquent  im 
Deutschen  Reich  sich  aufhält,  ist  er  vor  der  strafenden  Nemesis  nirgends 
sicher,  denn  sämtliche  deutschen  Gerichte,  Staatsanwaltschaften  und 
Polizeibehörden  müssen  sich  gegenseitig  RechtshUlfe  leisten.  Wer  an 
der  pommerschen  Küste  eine  Strafthat  verübt  hat,  wird  aus  dem 
bayerischen  Hochgebirge,  in  das  er  sich  geflüchtet,  zurückgeführt,  um 
am  Ort  der  That  abgeurteilt  zu  werden,  sollte  er  auch  bayerischer 
Staatsangehöriger  sein  oder  ein  sog.  politisches  Delikt  vorliegen  oder 
die  That  in  Bayern  überhaupt  nicht  strafbar  sein.  Ganz  anders  ge- 
staltet sich  die  Sache,  wenn  der  Verbrecher  nach  begangener  That 
oder  nach   erfolgter  Verurteilung   den  deutschen  Boden  verläfst.     Über 

19* 


292  Landrichter  Dr.  Delius  in  Cottbus, 

die  schwarz  -  weifs  -  roten  Grenzpfahle  erstreckt  sich  unsere  Macht  nicht 
hinaus,  an  der  Reichsgrenze  hat  der  verfolgende  Sicherheitsbeamte  Halt 
ztt  machen.  In  diesem  Falle  mufs  regelmttfsig  das  förmliche  Aus- 
lieferungsyerfahren  eingeleitet  werden.  Da  die  Auslieferung  wegen 
politischer  Delikte,  sowie  in  Bezug  auf  eigene  Unterthanen  ttbahaapt 
nicht,  wegen  gemeiner  Delikte  nur  in  bestimmten  Fällen  gewährt, 
auch  oft  der  Kosten  wegen  von  dem  an  sich  zulässigen  Auslieferangs- 
antrage  Abstand  genommen  wird,  so  erlangt  der  Flüchtling  durch 
Überschreiten  der  Grenze  ganz  wesentliche  Vorteile.  Es  kommt  hinzu, 
dafs  kraft  des  sog.  Specialitfttsprincips  ein  Ausgelieferter  nur  w^en 
derjenigen  Straflhaten,  welche  der  ausliefernde  Staat  bewilligt  f  bestnift 
werden  darf,  im  übrigen  aber  straflos  ausgehen  mufs,  sollte  er  auch 
noch  soviel  auf  dem  Kerbholz  haben. 

Allerdings  besitzen  Österreich  gegenüber  die  angrenzenden  deut- 
schen Bundesstaaten,  nämlich  Preufsen,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg 
und  Baden,  das  Recht  der  sog.  Nacheile^).  Es  ist  dies  noch  ein  Übe^ 
bleibsei  aus  der  Zeit  des  vormaligen  Deutschen  Bundes.  Das  preufsisch- 
(Ssterreichische  Abkommen  vom  17.  Februar  1864  (Preufs.  G.Slg.  S.  107) 
bestimmt  im  Art.  I: 

„In  dringenden  Fällen,  wo  Gefahr  im  Verzuge  obwaltet,  sollen 
die  Gendarmen  und  die  übrigen  gesetzlich  hierzu  befngten  Sicherheits- 
organe des  einen  Staates,  mit  Ausnahme  der  bewaffneten  Macht,  er- 
mächtigt sein,  flüchtige  Verbrecher  ....  über  die  Landesgrenze  des 
anderen  Staates  zu  verfolgen  und  innerhalb  des  Grenzgebietes  festzu- 
nehmen ^)." 

Über  die  Grenze  zurückführen  dürfen  aber  die  deutschen  Polizei- 
beamten den  Übelthäter  nicht,  müssen  ihn  vielmehr  der  zuständigen 
österreichischen  Behörde  übergeben  und  ist  dann  das  Auslieferungs- 
verehren  in  Antrag  zu  bringen.  Die  Nacheile  hat  also  nur  den  Zweck, 
die  demnächstige  Auslieferung  zu  sichern  und  vorzubereiten;  einen 
Einflufs  auf  das  Asylrecht  übt  sie  nicht  aus,  die  Auslieferung  richtet 
sich  nach  den  gewöhnlichen  Grundsätzen,  kann  also  verweigert  werden. 

Das  Recht  der  Nacheile  ist  übrigens  in  dem  §  6  des  deutsch- 
österreichischen  Zollkartells  vom  6.  Dezember  1891  (R.G.Bl.  1892 
S.  3)  den  beiderseitigen  Zoll-  und  Steuerbeamten  gegenüber  flüchtigen 
Schmu^lern  und  Zolldefraudanten  eingeräumt. 

Ein  Nacheilerecht  kommt  bei  anderen  Staaten  nicht  vor,  soweit 
ermittelt  werden  konnte. 

Sollte  der  Flüchtling  nach  dem  unter  gemeinschaftlicher  prenfsiscber 
und  belgischer  Verwaltung  stehenden  Neutral  -  Morcsnet  (vergl.  Grenz- 
vertrag zwischen  Preufsen  und  den  Niederlanden  vom  26.  Juni  1816 
Art.  17)  sich  begeben,   so  würde  er  von   den  preufsischen  Beamten 


4)  Vergl.  Lammasch.  a.  a.  0.  S.  834  und  Jettd  a.  a.  O.  S.  240. 

5)  Nach  AuflösuDff  des  Deutschen  Bundes  ist  die  Nacheile  hinter  poli- 
tischen Verbrechern  nicnt  mehr  statthaft,  im  übrigen  besteht  das  Abkommen 
noch  (Art.  13  des  Prager  Friedens). 
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ohne  weiteres  zurttcktransportiert  werden  können.  Eine  Wiederergreifxing 
des  Flüchtlings  ohne  Inanspruchnahme  fremder  Behörden  hezw.  Ein- 
leitung des  Auslieferungsvez^hrens  ist  femer  möglich  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  (Kolonien),  sowie  in  denjenigen  liUidem,  in  denen 
deutsche  Konsuln  Gerichtsbarkeit  ausüben,  z.  B.  in  der  Türkei,  im 
Orient;  im  letzteren  Falle  mufs  aber  der  Flüchtling  deutscher  Reichs- 
angehöriger sein,  da  nur  dieser  der  deutschen  konsularischen  Gerichts- 
barkeit unterstellt  ist;  dagegen  erscheint  es  gleichgültig,  ob  er  auf 
einem  deutschen  Schiff  ankommt  oder  nicht;  es  bedarf  dann  nur  der 
Zuziehung  des  Konsuls  desjenigen  Staates,  welchem  das  Schiff  seiner 
Nationalität  nach  angehört. 

Auf  das  Asjlrccht  kann  sich  derjenige  Flüchtling  nicht  berufen, 
welcher  im  Falle  eines  Krieges  im  Zufluchtstaate  ^)  von  den  diesseitigen 
Tiuppen  ergriffen  wird.  Gleichgültig  ist  dabei)  ob  derselbe  der  feind- 
lichen Armee  angehört  oder  nicht.  Der  Zufluchtstaat  hat  infolge  der 
feindlichen  Invasion  die  thatsttchliche  Macht  verloren,  Asyl  zu  ge- 
währen. Überdies  ist  das  Asjlrecht  als  ein  Ausnahmerecht,  da  es  der 
an  sich  erforderlichen  Strafverfolgung  und  Strafvollstreckung  Einhalt 
gebietet,  einer  extensiven  Interpretation  nichtfllhig. 

Das  Asjlrecht  desertierter  Schiffsmannschaften  sowohl  der  EEandels- 
wie  der  Kriegsmarine  ist  ein  beschiibiktes.  Die  Interessen  des  Handels 
und  der  Schifialirt  fordern  die  grundsätzliche  Auslieferung  der  von  den 
Schiffen  entweichenden  Matrosen,  welche  anderen£ills  der  Erftlllung 
ihrer  Kontrakte  leicht  zu  entgehen  vermöchten.  Die  Darstellung  dieses 
Asylrechts  ist  nicht  Gegenstand  der  vorliegenden  Abhandlung  (vergL 
Ferds,  Auslieferung  desertierter  Schiflfomannschafken,  Berlin  1883). 

Zum  deutschei>  Gebiet  gehören  auch  die  Küstengewässer.  Dar- 
unter versteht  das  Völkerrecht  denjenigen  Streifen  des  Meeres,  welcher 
gegen  die  hohe  See,  das  offene  Meer,  durch  Kanonenschufsweite  vom 
Ufer  aus  abgegrenzt  wird,  weil  soweit  die  Möglichkeit  des  Staates 
reicht,  seine  Gewalt  geltend  zu  machen.  Flieht  der  Verbrecher  also 
auf  ein  im  Bereich  der  Küstengowässer,  z.  B.  in  einem  Hafen  befind- 
liches Bchiff  fremder  Nationalität,  so  kann  er  von  den  deutschen  Be- 
hörden aus  demselben  herausgeholt  werden.  Es  ist  üblich,  dabei  den 
betreffenden  ausländischen  Konsul  hinzuzuziehen.  In  England,  Italien 
und  Frankreich  ist  anerkannt,  dafs  die  Kapitäne  von  Handelsschiffen 
kein  Asyl  gewähren  können,  und  sind  deshalb  die  Konsuln  dieser 
Länder  mit  entsprechender  Instruktion  versehen^).  Ist  das  betreffende 
Schiff  kein  Handels-,  sondern  ein  fremdes  Kriegs-  oder  Staatsschiff,  so 
befindet  sich  der  Flüchtling,  da  solche  Schiffe  auch  in  fremden  Küsten- 
gewässem  als  exterritorial^)  gelten,  auf  fremdem  Boden  und  mufs  das 


6)  Gleiches  mufs  gelten,  wenn  die  Ergreifung   auf  einem  eroberten 
feindlichen  Schiffe  stattmidct 

7)  Vergl.  Fiore-Antoine,  Tratte  de  droit  pinal  interncUional  et  de 
Vextradüion  1880,  S.  12  Nr.  47. 

8)  Die  Exterritorialität  bezieht  sioii  auch  auf  die  Boote  der  ELriegsschiffe. 
Vergl.  femer  Perela,  Internationales  Seerecht,  S.  115. 
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AoBlieferungsverfahren  mit  dem  Staate,  welchem  das  Schiff  angehört, 
eingeleitet  werden.  Der  Kommandant  des  fremden  Kriegasehifis  kann 
übrigens  dem  Flüchtling  den  Zutritt  zum  Schiff  verwehren  and  so  be- 
wirken, dafa  letzterer  von  den  inländischen  Behörden  eigriffen  werden 
kann. 

Ein  Becht  des  Flüchtigen,  auf  den  fremden  Kriegsschiffen  Aufiiahme 
za  finden,  kann  nicht  anerkannt  werden.  Diesfalls  würden  Kriegs- 
schiffe in  fremden  Häfen  bald  Sammelplätze  aller  möglichen  Verbrecher 
des  Küstenstaates  werden.  Auch  ein  Grenzbeamter  brancht  einem 
Flüchtigen  den  Übertritt  über  die  Grenze  nicht  zu  gestatten.  Hat 
aber  der  Schifiskommandant  dem  Flüchtigen  einmal  Anfenthalt  aof  dem 
Schiffe,  d.  i.  auf  fremdem  Staatsgebiete,  gestattet,  dann  können  nur  die 
ZOT  Entscheidung  über  den  Auslieferungsantrag  berufenen  Behörden  die 
ZtirÜckfÜhrung  anordnen,  gleichgültig,  ob  ein  Auslieferungsvertrag  besteht 
oder  nicht  Es  ist  deshalb  nicht  zutreffend,  wenn  Ferds  a.  a.  0.  S.  115 
behauptet,  dafs  die  Gewährung  des  Asyls,  soweit  kein  Auslieferungs- 
vertrag bestehe,  lediglich  von  dem  Ermessen  des  Kommandanten  bezw. 
von  dessen  Instruktion  abhängig  sei.  Die  Instruktion  würde  nur  dann 
in  Betracht  kommen,  wenn  nach  dem  Staatsrecht  des  betreffenden 
Landes  eine  Delegierung  der  Befugpis,  über  Auslieferungsanträge  zu 
entscheiden,  auf  den  Kommandanten  eines  Kriegsschifies  zulässig  ist 
Auch  die  Ausführung  Stoerks  in  HoUeendorffs  Handbuch  des  Völker- 
rechts Bd.  2  S.  443  geht  fehl.  Kr  sagt:  „Die  dem  Kommandanten 
zweifellos  zustehende  Verwaltungsbefxignis ,  das  Betreten  seines  Schiffes 
zu  verhindern,  giebt  ihm  sicherlich  aucli  das  Eecht^  die  bereits  an  Bord 
befindlichen  Nationalen  auch  dann  abzuweisen,  wenn  das  öffentliche 
Recht  seines  Staates  die  Auslieferung  der  einzelnen  Staatsangehörigen 
an  fremde  Staaten  ausdrücklich  untersagt"  Um  Mifsverständnissen 
vorzubeugen,  sei  hier  nochmals  bemerkt,  dafs  der  Flüchtling  mit  Be- 
willigung des  Kommandanten  Aufenthalt  auf  dem  Schiffe  gefunden  haben 
mufs.  Ist  er  heimlich  oder  nur  mit  Erlaubnis  eines  Angehörigen  der 
Schifisbesatzung  an  Bord  gekommen,  so  kann  ihn  selbstverständlich  der 
Kommandant,  sobald  er  die  Anwesenheit  des  Flüchtigen  erfährt*,  ohne 
weiteres  von  dem  Schiffe  herunterschaffen  lassen. 

Denkbar  wäre  es  auch,  dafs  ein  Staat  für  seine  Kriegsschifie  auf 
d^  Recht  der  Exterritorialität  Verzicht  leistet  Dann  würden  diese 
wie  Handelsschiffe  zu  behandeln  sein. 

Würde  andererseits  der  Kapitän  eines  Kriegsschiffes  sein  Asyl- 
gewähruugsrecht  mifsbrauchen ,  z.  B.  Au&tändiscbe  an  Bord  nehmen 
und  diesen  gestatten,  Beziehungen  mit  ihren  Parteiangehörigen  auf  dem 
Lande  zu  unterhalten  oder  gar  zu  günstiger  Zeit  sich  wieder  ans  Land 
zu  begeben,  so  würde  er  des  Privilegs  der  Exterritorialität  verlustig 
gehen  und  ab  Feind  behandelt  werden  müssen.  Bei  einer  Eroberung 
des  fremden  Schiffes  wtLrden  die  Flüchtlinge,  auch  die  politischen,  den 
inländischen  Straf behörden  überliefert  werden  können,  ohne  dafs  ein 
Auslieferungsverfahren  notwendig  würde. 

Gelingt  es  dem  Flüchtigen ,   auf  fremdem  Handelsschiff  anfserhalb 
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der  deutschen  KUstengewiisser  zu  kommen,  so  ist  er  dem  Machtbereich 
der  deutschen  Behörden  entronnen. 

Wird  der  Flüchtling  auf  einem  gekaperten  Schiffe  ergriffen,  so 
bedarf  es  ebenfalls  keiner  Auslieferung.  Richtig  ist,  dafs  das  gekaperte 
Schiff  erst  durch  Urteil  des  Prisengerichts  in  das  Eigentum  des  Nehmers 
(Eroberers)  übergeht  und  damit  Gebietsteil  des  Nehme -Staates  würd. 
Das  Strafverfahren  aber  bis  dahin  auszusetzen,  dazu  liegt  kein  aus- 
reichender Grund  vor.  Mit  der  Strafvollstreckung  würde  man  aller- 
dings zu  warten  haben.  Sollte  indes  später  die  Prise  für  unrechtmäfsig 
erklärt  werden,  so  würde  der  Flüchtling  wieder  herausgegeben  werden 
mtlssen,  falls  nicht  die  Regierung  des  Landes,  welchem  das  gekaperte 
Schiff  angehört,  ihre  Zustimmung  zur  Strafverfolgung  bezw.  -Voll- 
streckung giebt,  was  einer  Auslieferungsbewilligung  an  Wirkung  gleich- 
steht. Dasselbe  hat  zu  gelten,  wenn  das  gekaperte  Schiff  vor  der 
Entscheidung  des  Prisengerichts  vom  Feinde  wieder  weggenommen 
wird,  sollte  auch  der  Flüchtling  inzwischen  auf  ein  deutsches  Schiff 
ttberfilhrt  bezw.  auf  deutschem  Gebiet  gelandet  sein. 

Verläfst  der  Verbrecher  die  deutsche  Küste  auf  einem  deutschen 
Schiffe,  so  bleibt  er  auch  aufserhalb  der  KUstengewässer  auf  deutschem 
Gebiet,  denn  bekanntlich  gelten  nach  völkerrechtlicher  Anschauung 
Schiffe^  sowohl  Handels-  wie  Kriegsschiffe,  als  schwimmende  Gebiets- 
teile ihres  Heimatlandes.  Um  aber  den  Übelthäter  wieder  in  deutsche 
Gewalt  zu  bekommen,  müfste  derselbe  auf  hoher  See  auf  ein  zurUck- 
fiüirendes  deutsches  Schiff  ÜberfUhrt  werden,  denn  in  fremden  Häfen 
und  Küstengewässem  greift  die  Gerichtsgewalt  des  fremden  Staates 
platz.  Exterritorial  sind  hier  nur  Kriegs-  und  Staatsschiffe,  die  aber 
ein  Verbrecher  wohl  kaum  zur  Flucht  benutzen  wird.  Die  Überführung 
des  Flüchtigen  in  fremden -Küstengewässern  könnte  nur  von  Kriegsschiff 
zu  Kri^sschiff  erfolgen,  während  eine  solche  von  einem  Handelsschiff 
zum  Kriegsschiff  oder  umgekehrt  unzulässig  wäre. 

Dem   Fall   Barrundia  liegt   folgender  Sachverhalt  zu  Grunde. 

Der  General  Barrundia,  ein  früheres  Mitglied  der  Regierung  der 
mittelamerikanischen  Republik  Guatemala,  versuchte  in  letzteres  Liand 
von  Mexiko  aus  einen  Einfall  zu  unternehmen,  wurde  aber  von  den 
mexikanischen  Behörden  entwafihet  In  dem  mexikanischen  Hafen  von 
Acapulco  schifite  er  sich  auf  dem  nordamerikanischen  Privatdaropfer 
Acapulco  mit  direktem  Billet  nach  San  Salvador  ein.  Unterwegs 
mufste  dieses  Schiff  den  in  Guatemala  belegenen  Hafen  von  Champerico 
anlaufen  und  dort  vor  Anker  gehen.  Die  Behörden  von  Guatemala 
verlangten  nun  von  dem  nordamerikanischen  Kapitän  die  Herausgabe 
des  an  Bord  befindlichen  Generals  Bammdia,  von  dessen  Anwesenheit 
sie  Kenntnis  erlangt  hatten.  Der  Schifiskapitän  gestattete  nach  ein- 
geholtem zustimmenden  Gutachten  des  amerikanischen  Geschäftsträgers 
in  Centralamerika  die  Verhaftung.  Als  zu  diesem  Zwecke  guatema- 
laische Offiziere  an  Bord  des  amerikanischen  Schiffes  erschienen,  wider- 
setzte sich  Barrundia  und  wurde,   nachdem  er  zuerst  auf  die  Offiziere 
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gefeuert,  von  diesen  getötet.  Der  amerikanische  Geschäftsträger  wurde 
von  dem  Staatssekretär  Blaine  unter  hartem  Tadel  abberufen. 

Es  fragt  sich,  ob  hier  den  Normen  des  Völkerrechts  entsprechend 
verfahren  worden  ist.  Eine  Abhandlung  des  Advokaten  Couderi  in 
New  York:  ^Du  droit  de  refuge  ä  hord  d'un  navire  etranger^  im 
Journal  du  droit  international  prive  Bd.  28  S.  780  verneint  diese 
Frage.     Dem  kann  nicht  beigetreten  werden. 

Zur  Begründung  der  Rechtmäfsigkeit  ihres  Verlangens  berief  sich 
die  Regierung  von  Guatemala  darauf,  dafs  sich  ihr  Land  im  Kriegs- 
zustände befinde.  Indes  völkerrechtlich  ist  ein  Durchsuchungsrecht  be- 
züglich neutraler  Schiffe,  um  einen  politischen  Flüchtling  in  seine  Gewalt 
zu  bekommen,  nicht  anerkannt.  Die  in  Rede  stehende  Befugnis  der 
Regierung  folgt  aus  einem  anderen  Recht,  nämlich  aus  dem  Hoheits- 
recht über  die  Küstengewässer  einschliefslich  der  Häfen.  Wenn  ein 
Handelsschiff  in  einen  fremden  Hafen  einläuft,  so  befindet  es  sich  im 
Gebiete,  innerhalb  des  Machtbereiches  des  betreffenden  fremden  Staates, 
es  ist  seinen  Gesetzen  solange  unterworfen,  als  es  sich  im  Hafen  be- 
findet. Wer  mit  einem  grofsen  Frachtwagen  in  ein  fremdes  Land 
hineinfahrt,  steht  ebenfalls  unter  den  Gesetzen  desselben.  Im  Interesse 
der  Schiffahrt,  insbesondere  des  leichteren  Verkehrs  in  den  Häfen,  hat 
man  in  den  Kulturstaaten  den  fremden  Schiffen  gewisse  Vorrechte  zu- 
gestanden. Allein  diese  bilden  immer  die  Ausnahme  von  der  all- 
gemeinen Regel  und  sind  deshalb  nicht  extensiv  zu  interpretieren. 
Manchmal  ist  die  Exterritorialität  der  Handelsschiffe  in  fremden  Häfen 
ausdrücklich  vereinbart  Diesfiills  hat  der  Hafenstaat  auf  jegliche  Ein* 
Wirkung  auf  jene  Schiffe  verzichtet  und  damit  Schiff  und  Passagieren 
aller  Art  unbedingt  freien  Durchtransport  gewährleistet.  Österreich- 
Ungarn  befolgt  z.  B.  Italien  gegenüber  den  Grundsatz  des  Beschlusses 
des  französischen  Conseil  äEtat  vom  20.  November  1806  (veigl.  z.  B. 
Perels^  Seerecht  S.  75  ff.),  wonach  sogar  die  innerhalb  des  österreichi- 
schen Territorialseengebietes  an  Bord  eines  italienischen  Privatschiffes 
verübten  Verbrechen  der  Jurisdiktion  der  Gerichte  Italiens  unterworfen 
sind.  An  Bord  einer  italienischen  Barke  hatte  ein  Matrose  auf  hoher 
See  ein  Verbrechen  verübt.  In  Fiume  liefs  der  Kapitän  denselben  zum 
italienischen  Konsul  eskortieren,  welcher  seinerseits  den  Verbrecher 
unter  Assistenz  der  ungarischen  Polizei  verhaflen  liefs,  um  ihn  den 
italienischen  Gerichten  zu  überliefern.  Die  Fiumauer  Behörden  glaubten, 
dafs  der  Konsul  diese  Überlieferung  nicht  selbständig  vornehmen  könne, 
sondern  dafs  ein  förmliches  Auslieferungsverfahren  eingeleitet  werden 
müsse,  welches  resultatlos  verlaufen  wäre,  da  ein  zur  Auslieferung  ver- 
pflichtendes Delikt  nicht  in  Frage  stand.  Das  ungarische  Justizmini- 
sterium schlofs  sich  der  Auffassung  des  italienischen  Konsuls  an  und 
gestattete  die  Fortschaffung  des  Matrosen  durch  die  im  eigenoi 
Wirkungskreise  getroffenen  Mafsregeln  des  Konsuls.  Dies  Ver&hren, 
welches  überraschenderweise  auch  Lammasck  a.  a.  0.  S.  455,  Anm.  4, 
billigt,  kann  nicht  ftlr  richtig  gehalten  werden.  Wäre  der  Matrose  von 
der  Barke  nicht  heruntergeschafft   worden,   so   wäre  alles   in  Ordnung 
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gewesen,  da  er  diesfalls  den  italienischen  Boden  nicht  verlassen  hKtte. 
Da  er  aher  ans  Land  gebracht  war,  so  hatte  er  ungarisches  Gebiet 
betreten  und  war  deshalb  ein  Auslieferungsverfahren  geboten.  Das 
italienische  Konsulat  und  die  Wege  vom  Hafen  dorthin  genossen  nicht 
den  Vorzug  der  Exterritorialität. 

Entgegen  dem  Art.  7  der  italienisch  -  französischen  Postkonvention 
vom  4.  September  1860  verhafteten  italienische  Behörden  an  Bord 
eines  in  den  Hafen  von  Genua  eingelaufenen  französischen  Postdampfers 
zwei  sicilianische  Brigantenchefs.  Auf  Beschwerde  der  französischen 
Regierung  wurden  die  Verhafteten  nach  Frankreich  zurückgeschickt, 
demnächst  aber  nach  Einleitung  eines  regelmäfsigen  Auslieferungsver- 
fahrens an  Italien  ausgeliefert^).  Wo  ausdrückliche  Bestimmungen 
fehlen,  da  roufs  der  Hafenstaat  für  befugt  erachtet  werden,  die  Heraus- 
gabe etwa  an  Bord  befindlicher  Verbrecher,  über  welche  er  abzuurteilen 
berechtigt  ist,  zu  beanspruchen.  Keinem  Staat  kann  zugemutet  werden, 
innerhalb  seines  Machtbereiches  Personen  dulden  zu  müssen,  welche 
sich  gegen  seine  Gesetze  vergangen  haben.  Das  sog.  Legalitätsprincip 
verpflichtet  sogar  die  Strafverfolgungsbehörden  zum  Einschreiten.  Vor 
ungefiLhr  50  Jahren  schiffte  sich  Sotelo,  ein  Mitglied  des  spanischen 
Kabinetts,  auf  einem  französischen  Dampfer  in  Valencia  ein,  um  der 
Rache  der  spanischen  Revolutionspartei  zu  entgehen  ^^).  Im  Hafen  von 
Alicante  (Spanien)  wurde  die  Herausgabe  desselben  von  der  Stadt- 
behörde verlangt,  indes  verweigert.  Nunmehr  bemächtigte  man  sich 
gewaltsam  des  p.  Sotelo.  Die  französische  Regierung  mufste  schliefslich 
anerkennen,  dafs  den  Behörden  von  Alicante  eine  Verletzung  des 
Völkerrechts  nicht  zur  Last  zu  legen  war. 

Couderi  meint  in  seiner  oben  citierten  Abhandlung,  dafs  der  Fall 
Barrundia  insofern  anders  liege,  als  der  General  sich  in  voller  Freiheit 
in  einem  neutralen  Hafen  einschiffte,  um  in  ein  ebenfalls  neutrales 
Ijand  zu  gelangen,  auch  im  Hafen  von  Champerico  sich  nur  als  harm- 
loser Passagier  aufgehalten  und  den  Frieden  des  Hafens  nicht  gestört 
bezw.  gegen  die  fllr  den  Hafen  erlassenen  Reglements  nicht  verstofsen 
habe.  Alle  diese  Umstände  sind  indes  für  die  Beurteilung  der  Frage 
völlig  unerheblich.  Der  Gerichtszwang  greift  innerhalb  des  staatlichen 
Gebietes  platz,  sowohl  gegenüber  Inländern  als  auch  Ausländem.  Wie 
der  Verbrecher  in  das  Land,  aus  dem  er  geflohen  ist,  zurückgelangt, 
ist  gleichgültig,  selbst  ein  Schiffbrüchiger,  der  an  die  Küste  verschlagen 
wird,  hat  keine  Ausnahmestellung  (vergl.  Jiammasch  a.  a.  0.  S.  375). 

Auch  die  Bestimmung  verschiedener  Handelsverträge,  wonach  den 
Angehörigen  der  betreffenden  Staaten  gewährleistet  ist,  völlig  frei  und 
in  voller  Sicherheit  mit  ihren  Schiffen  in  den  Häfen  zu  erscheinen, 
will  Couderi  zu  Gunsten  seiner  Ansicht  verwerten.  Auf  den  Vertrag 
würden  sich  günstigstenfiills  doch  nur  Ausländer  berufen  können,  nicht 
aber   Inländer    und    ein    solcher    war   General  Barrundia.     Aber    auch 


9)  Vergl.  Ftore-Antoine,  a.  a.  0.  Nr.  21. 
10)  Vergl.  Journal  du  droit  inUrn,  privi  Bd.  23  S.  788  Aom. 
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AuBländem  würde  der  Vertrag  nichts  nützen,  wenn  sie  ein  Verbrechea 
in  bezw.  gegen  den  Hafenstaat  begangen  hätten.  Dafs  der  eine 
Vertragsstaat  auch  solchen  Unterthanen  des  anderen  freien  Verkelir  in 
seinen  Häfen  eingeräumt  habe,  ist  beim  Mangel  einer  ausdrücklichen 
Bestimmung  nicht  anzunehmen.  Überhaupt  sind  völkerrechtliche  Ver- 
träge strikt  zu  interpretieren.  Zuzugeben  ist,  dafs  der  Kapitän  des 
Schiffes,  auf  dem  sich  ein  flüchtiger  Verbrecher  befindet,  insofern  in 
seiner  Bewegungsfreiheit  behindert  wird,  als  er  die  Fortnahme  desselben 
veranlassen  eventuell  dulden  mufs.  Aber  diese  geringfügige  Glne 
kommt  nicht  in  Betracht 

Wird  dem  Ansuchen  der  Lokalbehörden,  den  an  Bord  befindlichen 
Verbrecher  herauszugeben,  nicht  Folge  gelebtet,  so  sind  erstere  be- 
rechtigt, Gewalt  anzuwenden. 

Coudert  macht  darauf  aufmerksam,  dafs  zu  der  Zeit,  als  der 
Acapulco  mit  General  Barrundia  im  Hafen  von  Cliamperico  vor  iVnker 
lag,  sich  dort  auch  ein  amerikanisches  Kriegsschiff  befiind,  und  meint» 
dafs  es  also  nur  einer  Benachrichtigung  seitens  des  Ejipitäns  des  Privat 
dampfers  an  den  Kommandanten  des  Kriegsschiffes  bedurft  hätte,  am 
dem  General  ein  sicheres  Asjl  zu  verschaffen.  Eine  Überführung  des 
Generals  auf  das  Kriegsschiff  im  Hafen  von  Champerico  würde  aber 
ebenso  völkerrechtswidrig  gewesen  sein,  wie  wenn  der  Kapitän  des 
Privatdampfers  mit  seinem  Schiffe  aus  dem  Hafengebiet  den  Behörden 
von  Guatemala  entflohen  wäre. 

Was  soeben  bezüglich  des  Einlaufens  in  den  Hafen  behauptet  ist, 
mufs  auch  gelten,  wenn  ein  Handelsschiff  durch  fremde  Küstengewässer 
fHhrt,  denn  auch  diesfalls  befindet  es  sicli  auf  fremdem  Gebiet  Es 
wird  zwar  selten  vorkommen,  dafs  ein  Staat  von  einem  vorbeifithrenden 
Schiffe  die  Herausgabe  eines  an  Bord  befindlichen  Verbrechers  verhingen 
wird.  Meerengen,  in  denen  das  Schiff  unter  allen  Umständen  fremde 
Küstengewässer  berühren  mufs,  ebenso  Kanäle  u.  s.  w. ,  müssen  in 
Bezug  auf  das  Asjlreclit  indes  als  international  angesehen  werden. 

Wenn  ein  aus  Deutschland  geflüchteter  Verbrecher  auf  deutschem 
Handelsschiff  in  einen  fremden  Hafen  oder  fremdes  Küstengewässer 
gelangt,  so  befindet  er  sich  auf  fremdem  Boden  und  kann  deshalb  den 
Asjlschutz  des  fremden  Staates  in  Anspruch  nehmen.  Würde  er  ohne 
Einleitung  eines  Auslieferungsverfiihrens  zurücktransportiert,  so  könnte 
er  vor  dem  erkennenden  Gericht  diesen  Umstand  mit  Erfolg  rügen. 
Er  wird  dies  wohl  nur  dann  thun,  wenn  er  hoffen  darf,  dafs  ihn  der 
fremde  Staat  nicht  ausgeliefert  haben  würde.  Erhebt  er  indes  keinen 
Widerspruch,  so  hat  auch  der  fremde  Staat  kein  Einspruchsrecht,  denn 
auch  im  völkerrechtlichen  Verkehr  gilt  der  kriminelle  Grundsats: 
y^volenti  non  fU  injuria,^  Lammasch  a.  a.  0.  S.  455  Anm.  4  meint 
ebenfiiUs,  dafs  derjenige  Verbrecher,  welcher  von  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  an  Deutschland  ausgeliefert  wird,  wenn  das  ihn 
zurückführende  Schiff  einen  französischen  oder  englischen  Hafen  an- 
läuft, dort  den  Schutz  der  französischen  oder  englischen  Behörden  an- 
rufen   und    die    Znlässigkeit    seiner   zwangsweisen   Fortschaffang    nach 
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Deutschland  bestreiten  könnte,  sofern  die  Landesr^erung  den  Transit 
(Darchtransport)  des  Verbrechers  nicht  bereits  bewilligt  hat  and  noch 
za  bewilligen  findet. 


Die  neue  gesetzliche  Formulierung  der  englischen 
Rechtssätze  Über  den  Warenkauf. 

Von   Dr.    €•  K.  P.  InUmsen  in  London. 

IL») 

(Fortsetzung.) 

§  26.  1*  Eine  ZwangsvollstreckongsverfUgong  gegen  Waren  bindet 
das  Recht  des  Zwangsvollstreckangsschuldners  an  den  Waren  von  der 
Zeit  ab,  wo  die  VerfUgung  dem  Sheriff  zor  VoUstreckang  behttndigt 
ist.  Zar  besseren  Bekanntmachung  dieses  Zeitpunktes  ist  der  Sheriff 
verpflichtet,  bei  Empfimg  der  VerfUgung  auf  deren  Rückseite  die  Stunde, 
den  Tag,  den  Monat  und  das  Jahr  des  Eingangs  gebührenfrei  zu  ver- 
merken. 

Eine  derartige  Verfügung  wirkt  jedoch  nicht  zum  Nachteil  eines 
Titels,  welchen  eine  Person  an  den  Waren  im  guten  Glauben  und 
gegen  eine  rechtlich  als  ausreichend  anerkannte  Gegenleistung  erwarb, 
es  sei  denn,  dafs  diese  Person  zur  Zeit  des  Erwerbs  des  Titels  Kenntnis 
davon  hatte,  dafs  die  gedachte  Verfügung  oder  eine  andere,  eine  Pfän- 
dung der  Waren  des  Zwangsvollstreckungsschuldners  ermöglichende 
VerfUgung  dem  Sheriff  behändigt  war  und  unvoUstreckt  in  seinen 
Händen  verblieb. 

2.  Der  Begriff  ^Sheriff^  schliefst  in  diesem  Paragraphen  jeden 
Beamten  ein,  welcher  mit  der  Erzwingung  einer  VoUstreckungsverfÜgung 
beauftragt  ist 

3.  Auf  Schottland  findet  dieser  Paragraph  keine  Anwendung. 
Nach   der  lex  non  scripta  galt  der   heute   noch  zu  Gunsten   der 

Krone  bestehende  Satz,  dafs  die  Waren  des  ZwangsvoUstreckungs- 
Schuldners  mit  dem  Augenblicke  gebunden  wurden,  wo  die  vom  Anwalt 
entworfene  Verfügung  gerichtsseitig  gesiegelt  wurde;  ein  gutgläubiger 
Verkauf  an  einen  Dritten  änderte  dies  nicht  Das  Statute  of  Frauds 
bestimmte,  dafs  die  Waren  vom  Datum  der  Behändigung  der  Verfügung 
an  den  Sheriff  gebunden  sein  sollten;  d.  h.  der  Schuldner  behielt  das 
Eigentum  und  das  Verfügungsrecht;  ein  von  ihm  vorgenommener  Ver- 
kauf wirkte  jedoch  nur  vorbehaltlich  des  Rechts  des  Zwangsvoll- 
streckungsgläubigers;  nur   im  Falle   eines  Verkaufs  im  offenen  Markte 


1)  S.  Zeitschrift  Bd.  VI  S.  289  u.  oben  S.  213  ff. 
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erlosch  dieses  letztgedachte  Recht  1856  trat  die  weitere  Bestimmung 
hinzu,  dafs  ein  Titel,  welcher  vor  der  aktaellen  Beschlagnahme  hona 
fide  ohne  Kenntnis  von  einer  unvollstreckt  heim  Sheriff  liegenden  Ver- 
fügung erworhon  wurde,  unhertthrt  bleiben  solle.  Die  Ziff.  1  des  §  26 
hat,  abgesehen  von  einigen  unwesentlichen  Änderungen,  nur  hinza- 
gefügt,  dafs  der  VollBtreckungsbeamte  auch  die  Stunde  zu  vermeAen 
hat.  Eine  rechtlich  ausreichende  Gegenleistung  liegt  vor,  falls  dem 
Promittenten  oder  einem  Dritten  durch  die  Handlung  des  Promissan 
ein  „Vorteil"  entsteht,  oder  fiills  der  Promissar  einen  „Verlust^  er- 
leidet, eine  „Unbequemlichkeit"  oder  eine  „Verpflichtung"  übernimmt, 
vorausgesetzt,  dafs  die  Handlung  des  Promissars  bezw.  sein  Verlost, 
seine  Unbequemlichkeit  oder  Verpflichtung  auf  den  Konsens  oder  das 
Ersuchen  des  Promittenten  zurückfllhrbar  ist 

Hieran  schliefst  sich  der  dritte  Hauptabschnitt  des  Gesetzes, 
welcher  in   den   §§  27 — 37   von   der  Erfüllung  des  Vertrages  handelt 

§  27.  In  Übereinstimmung  mit  den  Festsetzungen  des  Kauf- 
vertrages hat  der  Verkäufer  die  Waren  zu  liefern  und  der  Käufer 
dieselben  zu  acceptieren  und  zu  bezahlen. 

Unter  „Lieferung"  (ddivery)  ist  zufolge  des  §  62  Ziff.  1  one 
freiwillige  Übertragung  des  Besitzes  von  einer  Person  auf  eine  andere 
zu  verstehen.  Nähere  Vorschriften  über  die  Lieferung  giebt  der  §  29, 
während  das  zeitliche  Verhältnis  der  Lieferung  zur  Zahlung  im  §  28 
beordnet  ist.  Eine  körperliche  Berührung  der  Waren  selbst  ist  nicht 
notwendige  Voraussetzung.  Waren  können  z.  B.  durch  Übergabe  des 
Schlüssels  zum  Warenhause  geliefert  werden;  ein  auf  See  befindliches 
Schiff  wird  durch  Übergabe  der  hill  of  S(üe  (Merchant  Shipping  Ad 
1894  §  24)  tradiert;  eine  Lieferung  von  Waren  kann  in  der  Über- 
sendung des  Konnossements  liegen.  Geliefert  werden  müssen  die  ver- 
einbarten Waren;  der  Verkäufer  kann  jedoch  bis  zum  Ablauf  der 
Lieferungsfrist  neue  Waren  substituieren,  falls  die  zuvorgelieferten  als 
nicht  vereinbarte  zurückkommen.  Der  Begriff  „Acceptieren"  ist  im 
§  35  definieit  worden. 

§  28.  Es  sei  denn,  dafs  Anderweitiges  vereinbart  ist,  smd 
Lieferung  der  Waren  und  Zahlung  des  Preises  konkurrierende  con- 
dUion$<,  d.  h.  der  Verkäufer  mufs  bereit  und  willens  sein,  im  Austausch 
gegen  den  Preis  dem  Käufer  Besitz  der  Waren  zu  geben,  und  der 
Käufer  mufs  bereit  und  willens  sein,  im  Austausch  g^gen  den  Besitz 
der  Waren  den  Preis  zu  bezahlen. 

Es  ist  allgemeine  Regel,  dafs,  wo  zwei  Kontrahenten  sich  ver- 
pflichtet haben,  Handlungen  zur  gleichen  Zeit  vorzunehmen,  keinw  n 
leisten  braucht,  bevor  der  andere  leistet;  es  genügt,  dafs  er  bereit  und 
willens  ist,  zu  leisten,  ohne  Leistung  oder  Anbieten  derselben  nach- 
weisen zu  müssen.  Bereit  und  willens  ist  derjenige,  welcher  in  der 
Jjage  war,  zu  erfüllen,  und  zu  erfüllen  wünschte,  so  dafs  die  Nidit- 
erfälung  des  Vertrages  ihm  nicht  zur  Last  gelegt  werden  kann.  Der 
Wunsch,  zu  erfüllen,  zeigt  sich  in  der  Aufforderung  des  Gegenkontia* 
beuten  zur  Leistung;    die  Insolvenz  des  Käufers  beweist,  dafs  er  nidit 
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in  der  Lage  ist,  zu  erftlUen.  Der  Begriff  „condition*^  ist  in  Bd.  VI 
d.  Zeitschr.  S.  305  näher  besprochen  worden« 

§  29.  !•  Ob  es  Sache  des  Kttufers  ist,  von  den  Waren  Besitz  zu 
ergreifen,  oder  Sache  des  Verkäufers,  dieselben  dem  Käufer  zuzusenden, 
ist  eine  Frage,  welche  in  jedem  einzelnen  Falle  von  den  ausdrück- 
lichen oder  stilbchweigenden  Vereinbarungen  der  Kontrahenten  abhängt. 
Abgesehen  von  derartigen  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Ver- 
einbarungen, ist  das  Geschäftslokal  des  Verkäufers  und,  falls  er  kein 
Oeschäftslokal  besitzt,  seine  Wohnung  der  Lieferungsort  Sind  jedoch 
von  vornherein  individuell  bestimmte  Waren  verkauft,  welche  sich  mit 
Wissen  der  Kontrahenten  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  an  einem 
anderen  Orte  befinden,  so  ist  dieser  letztere  der  Lieferungsort 

Wo  zu  liefern  ist,  falls  die  Waren  dem  Käufer  zuzusenden  sind, 
wird  nicht  näher  bestimmt,  abgesehen  davon,  dafs  zufolge  von  §  27 
in  Üb,ereinstimmung  mit  den  Festsetzungen  des  Kaufvertrages  zu 
liefern  ist 

2.  Ist  der  Verkäufer  auf  Grund  des  Kaufvertrages  verpflichtet, 
die  Waren  dem  ELäufer  zuzusenden,  ohne  dafs  eine  Zeit  für  die  Zu- 
sendung fixiert  ist,  so  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  die  'Waren  binnen 
einer  angemessenen  Frist  zuzusenden. 

Was  unter  angemessener  Frist  zu  verstehen  ist,  ist  zufolge  von 
§  56  eine  Thatfrage.  Für  den  Fall,  dafs  eine  Zeit  für  die  Zusendung 
vereinbart  ist,  wird  §  10  Ziff.  1  zu  beachten  sein,  wonach  es  von 
den  Festsetzungen  des  Vertrages  abhängt,  ob  die  Vereinbarung  dem 
Vertrage  wesentUch  ist  oder  nicht  Ziff.  2  eod.  bestimmt  näher  den 
Begriff  „Monat".  Eine  auf  Ersuchen  des  Verkäufers  gewährte  Ver- 
längerung der  Liefemngszeit  bindet  den  Käufer  nur  dann,  wenn  eine 
neue,  rechtlich  ausreichende  causa  hinzutritt;  d.  h.  es  mufs  ein  klag- 
barer Verlängerungsvertrag  vorliegen.  Vergl.  Schlufs  der  Bemerkungen 
zum  §  26.  Schliefslich  ist  zu  berücksichtigen,  dafs  der  Verlängerungs- 
vertrag möglicherweiBe  der  Scbriftlichkeit  bedarf.  Vergl.  Zeitschr.  Bd.  VI 
S.  300,  wo  bemerkt  wurde,  dafs  die  Bedingungen  gerade  desjenigen 
Vertrages  schriftlich  vorliegen  müssen,  welcher  durch  Klage  erzwungen 
werden  soll.  Erfahrungsgemäfs  übersehen  deutsche  Fabrikanten  sehr 
häufig,  dafs  nuda  pacta  in  England  nicht  binden,  und  dafs  aufser 
einer  neuen  causa  auch  Scbriftlichkeit  erforderlich  sein  kann. 

3.  Befinden  sich  die  Waren  zur  Zeit  des  sale  im  Besitz  eines 
Dritten,  so  liegt  eine  Lieferung  seitens  des  Verkäufers  an  den  Käufer 
nicht  eher  vor,  bis  dieser  Dritte  dem  Käufer  gegenüber  anerkennt, 
dafs  er  in  seiner  Vertretung  die  Waren  inne  hat  Dieser  Paragraph 
berührt  jedoch  nicht  die  Wirkung  der  Begebung  oder  Übertragung 
eines  Titeldokuments  über  Waren. 

Über  den  Begriff  „Titeldokumente"  vergl.  die  Bemerkungen  zum 
§  25*  Handelt  es  sich  um  eine  bill  of  lading,  so  liegt  in  deren  Über- 
tragung eine  Lieferung  der  Waren,  da  die  hül  of  lading  die  W^aren 
repräsentiert.  Andere  Titeldokumente  sind  blofse  Empfangsberechtigungs- 
aosweise,  mit  deren  Übertragung  die  Waren  selbst  noch  nicht  geliefert 
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sind;  zur  Lieferong  der  Waren  selbst  bedarf  es  noch  einer  ErklAnmg 
des  Drittbesitzers,  fllr  den  Erwerber  besitzen  zu  wollen.  Veigl.  Zeitwhr. 
Bd.  VI  S.  299,  Scblufs  des  ersten  Absatzes.  Weigert  der  Drittbesitzer 
sich  widerrechtlich,  für  den  Erwerber  zu  besitzen,  so  haftet  der  Ver^ 
käafer.  Im  Falle  der  Drittbesitzer  ein  Retentionsrecht  an  den  Waren 
hat,  kommt  §  12  Ziff.  3  (a.  a.  0.  S.  309)  zur  Anwendung. 

4.  Forderung  oder  Angebot  der  Lieferung  dürfen  als  wirkangaloe 
behandelt  werden,  falls  sie  nicht  zu  einer  angemessenen  Stunde  ge- 
schehen. Was  unter  angemessener  Stunde  zu  verstehen  ist,  ist  eine 
Thatfrage. 

Vor  der  Seile  of  Qoods  Act  war  die  F^e  keine  Thatfrage;  es 
liegt  hier  mithin  eine  Abänderung  des  früheren  Rechts  vor. 

5.  Es  sei  denn,  dafs  eine  anderweitige  Vereinbarung  getroffen  ist, 
mufs  der  Verkäufer  diejenigen  Kosten  tragen,  welche  das  Bringen  der 
Waren  in  einen  lieferbaren  Zustand  verursacht  oder  welche  damit 
incidenter  verknüpft  sind. 

In  einem  lieferbaren  Zustande  befinden  sich  Waren,  sobald  sie  in 
einem  solchen  Zustande  sind,  dafs  der  Käufer  nach  dem  Vertrage  ver- 
pflichtet  sein  würde,  dieselben  abzunehmen  (§  62  Ziff.  4).  Die  Be- 
stimmung der  Ziff.  5  ist  ebenflEdb  neu. 

§  30.  1.  Liefert  der  Verkäufer  dem  Käufer  eine  geringere 
Quantität  Waren,  als  er  zu  verkaufen  kontrahierte,  so  kann  der  Käufer 
dieselben  refüsieren.  Acceptiert  jedoch  der  Käufer  die  so  gelieferten 
Waren,  so  mufs  er  f^r  dieselben  nach  dem  Vertragssatze  zahlen. 

2.  Liefert  der  Verkäufer  dem  Kitufer  eine  gröfsere  Quantität 
Waren,  als  er  zu  verkaufen  kontrahierte,  so  kann  der  Käufer  die  im 
Vertrage  eingeschlossenen  Waren  acceptieren  und  den  Rest  reftisieren, 
oder  aber  er  kann  die  sämtlichen  Waren  refüsieren.  Acceptiert  der 
Käufer  die  sämtlichen  so  gelieferten  Waren,  so  mufs  er  f\ir  dieselben 
nach  dem  Vertragssatze  zahlen. 

3.  Liefert  der  Verkäufer  dem  Käufer  die  Waren,  welche  er  za 
verkaufen  kontrahierte,  vermischt  mit  nicht  im  Vertrage  eingeschlossenen 
Waren  verschiedener  Beschreibung,  so  kann  der  Käufer  die  mit  dem 
Vertrage  Übereinstimmenden  Waren  acceptieren  und  den  Rest  reftisieren, 
oder  aber  er  kann  sämtliche  Waren  regieren. 

4.  Dieser  Paragraph  gilt  vorbehaltlich  einer  etwaigen  Geschifts- 
Usance,  besonderen  Vereinbarung  und  des  etwaigen  Handelsverkehrs 
zwischen  den  Kontrahenten. 

In  der  Lieferung  einer  geringeren  oder  gröfseren  Quantität  liegt 
eine  neue  Vertragsofferte,  welche  der  Käufer  durch  Acceptieren  der 
gelieferten  Quantität  stillschweigend  annimmt.  Vergl.  §  3  (Zeitschr.  Bd.  VI 
S.  294).  Der  Verkäufer  würde  an  sich  in  Gemäfsheit  des  §  8  Ziff.  2 
(a.  a.  0.  S.  303)  auf  den  angemessenen  Preis  zu  klagen  haben; 
der  §  30  bestimmt  jedoch ,  dafs  der  Satz  des  alten  Vertrages  bei  der 
Berechnung  zu  Grunde  gelegt  werden  soll.  Der  Käufer  ist  übrigena 
nicht  verpflichtet,  die  Lieferung  einer  gröfseren  Quantität  als  eine 
Offerte   zu  betrachten,    sämtliche  Waren  zu   acceptieren  oder  Mmtlicbe 
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Waren  zu  reltlsteren;  er  kann  den  alten  Vertrag  als  erfüllt  ansehen 
und  die  neue  Offerte  auf  das  zuvielgelieferte  beschränken.  Vor  der 
Säle  of  Goods  Act  konnte  im  Falle  der  Ziff.  8  eine  Reftlsierung  sämt- 
licher Waren  nur  dann  erfolgen,  falls  eine  Trennung  der  Waren  mit 
Oefiihren,  Mühen  oder  Kosten  verknüpft  war.  Zufolge  von  Ziff.  4  ist 
bei  der  Anwendung  des  Paragraphen  auf  besondere  Vereinbarungen, 
auf  den  früheren  geschäftlichen  Verkehr  der  Kontrahenten  und  auf 
geschäftliche  Usancen  Rücksicht  zu  nehmen.  Der  frühere  geschäftliche 
Verkehr  und  Oeschäfteusancen  kommen  indessen  nur  in  Betracht,  fiiUs 
sie  sich  mit  den  Vertragsfestsetzungen  vertragen. 

§  31.  1.  Es  sei  denn,  dafs  eine  anderweitige  Vereinbarung  ge- 
troffen ist,  besteht  für  den  Käufer  von  Waren  keine  Verpflichtung, 
Lieferung  derselben  in  Raten  zu  acceptieren. 

2.  Liegt  ein  Kaufvertrag  über  in  festgesetzten  Raten  zu  liefernde 
Waren  vor  und  sind  die  Raten  separat  zu  bezahlen,  so  ist  es,  falls 
der  Verkäufer  eine  oder  mehrere  Raten  mangelhaft  liefert,  oder  falls 
der  Käufer  es  vernachlässigt  oder  verweigert,  eine  oder  mehrere  Raten 
abzunehmen  oder  zu  bezahlen,  in  jedem  einzelnen  Falle  eine  von  den 
Festsetzungen  des  Vertrages  und  den  Umständen  des  Falles  abhängende 
Frage,  ob  der  Vertragsbruch  eine  Repudiierung  des  ganzen  Vertrages 
oder  ein  trennbarer  Bruch  ist,  welcher  eine  Schadensersatzforderung 
entstehen  läfst,  nicht  aber  ein  Recht,  den  ganzen  Vertrag  als  repudiiert 
zu  behandeln. 

Wie  sich  bereits  aus  dem  §  80  Ziff.  1  und  4  ergab,  ist  der  Kauf- 
vertrag im  Zweifel  ein  einheitlicher  Vertrag,  ein  Vertrag,  dessen  Er- 
füllung nicht  teilbar  ist.  Daher  ist  der  Käufer  im  Zweifel  nicht  ver- 
pflichtet, Teillieferungen  zu  acceptieren ;  er  kann  indessen  die  Teillieferung 
als  eine  neue  Offerte  auflassen  und   letztere  annehmen   (§  80  Ziff.  1). 

Die  auf  dem  Kontinent  sehr  wenig  beachtete  Ziff.  2  beruht  auf 
folgender  Entscheidung  aus  dem  Jahre  1884.  A.  verkaufte  dem  B. 
5000  Tonnen  Stahl  mit  der  Vereinbarung,  dafs  1000  Tonnen  monat- 
lich geliefert  werden  sollten.  Zu  zahlen  war  binnen  drei  Monaten  nach 
Empfang  der  Verschifiungspapiere.  Nachdem  A.  zwei  Monatslieferungen 
und  zwar  beide  Male  weniger  als  1000  Tonnen  verschifft  hatte,  wurde 
gegen  ihn  ein  Konkursantrag  eingereicht.  B.  nahm  irrttlmlich  an,  A. 
könne  nicht  quittieren,  und  weigerte  sich,  solange  der  Konkursantrag 
schwebte,  die  beiden  empfangenen  Lieferungen  zu  bezahlen,  es  sei 
denn,  dafs  das  Gericht  eine  Zahlung  an  A.  sanktioniere.  A.  repudüerte 
nunmehr  den  Vertrag,  und  zwar  zu  einer  Zeit,  wo  der  Marktpreis 
höher  war,  als  der  Kontraktspreis.  A.  wurde  auf  Zahlung  von 
Schadensersatz  wegen  Nichtlieferung  der  restlichen  Monatslieferungen 
verurteilt,  mit  der  Begründung,  dafs  B.s  Zahlungsverweigerung  keine 
Repudiierung  des  ganzen  Vertrages  gewesen  sei  (Mersey  Steel  dt  Iron 
Co,  V,  Naylor).  Ob  die  partielle  Nichterfüllung  eines  teilbaren  Ver^ 
träges  den  Oegenkontrahenten  zum  Rücktritt  vom  Vertrage  berechtigt, 
oder  ob  der  Gegenkontrahent  nur  Schadensersatz  fordern  kann,  ist  eine 
„That^  frage.     Liegt   in    der  partiellen  NichterftlUung   der  Bruch   einer 
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condiHon  (Zeitschr.  Bd.  VI  S.  305  ff.),  so  kann  der  andere  Teil  den  Ver- 
trag  als  repudiiert  bebandeln,    und   zwar  als  widerrechtlich  repadiieit 
Als   widerrechtlich   repudiiert   kann   er   den   Vertrag  femer    dann  be- 
handeln,  wenn  aus   der  partiellen  NichterftlUung   die  Intention  berror- 
geht,  sich  nicht  länger  an  den  Vertrag  binden  zu  wollen,  mag  in  der 
partiellen  Nichterfüllung   der  Bruch   einer  condition  liegen  oder  nicht 
Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  teilweise  oder  noch  gar  nicht  erftilU 
ist.     Drängt  der  andere  Teil    nach   der   partiellen   Nichterfüllung  auf 
Erfüllung  des  Vertrages,   so  giebt   er  damit  zu  verstehen,    dafs  er  die 
partielle  Nichterfüllung  nicht  als  eine  widerrechtliche  Repudiiernng  des 
Vertrages   behandeln   will.     Der  Verkäufer,   welcher  den  Vertrag  als 
widerrechtlich  repudiiert   behandelt,   kann   trotzdem  auf  Bezahlung  der 
bereits  gelieferten  Waren  klagen;  die  Klage  geht  jedoch  auf  einen  an- 
gemessenen Preis,  da  dieselbe  auf  einem  neuen,  stillschweigenden  Kaaf- 
yertrage  beruht. 

§  82.  1.  Falls  in  Gemäfsheit  eines  Kaufvertrages  der  Verkäufer 
ermächtigt  oder  verpflichtet  ist,  die  Waren  dem  Käufer  zuzusenden,  so 
gilt  die  Lieferung  der  Waren  an  einen  Frachtführer  (mag  letzterer 
seitens  des  Eläufers  benannt  sein  oder  nicht)  zum  Zwecke  der  Über- 
sendung an  den  Käufer,  prima  fade  als  eine  Lieferung  der  Waren  an 
den  Käufer. 

2.  Es  sei  denn,  dafs  er  anderweitige  Ermächtigung  seitens  des 
Käufers  erhalten  hat,  muPs  der  Verkäufer  in  Vertretung  des  Käufeis 
mit  dem  Frachtführer  denjenigen  Vertrag  schliefsen,  welcher  mit  Rück- 
sicht auf  die  Natur  der  Waren  und  die  sonstigen  Umstände  des  Falles 
angemessen  ist.  Unterläfst  der  Verkäufer  dies,  und  gehen  die  Waren 
im  Verlaufe  des  Transports  verloren  oder  werden  sie  beschädigt,  so 
kann  der  Käufer  es  ablehnen,  die  Lieferung  an  den  Frachtführer  als 
eine  Lieferung  an  ihn  selbst  zu  behandeln,  oder  aber  er  kann  den 
Verkäufer  fUr  den  Schaden  verantwortlich  machen. 

8.  In  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarung  mufs  der  Ver- 
käufer, falls  er  die  Waren  an  den  Käufer  auf  einen  Seetransport  in- 
volvierenden Wege  unter  Umständen  sendet,  unter  welchen  ein  Ver- 
sichern üblich  ist,  dem  Käufer  eine  derartige  Benachrichtigung  zukommen 
lassen,  dafs  der  letztere  in  der  Lage  ist,  die  Waren  während  ihres 
Seetransports  zu  versichern.  Unterläfst  der  Verkäufer  dies,  so  trägt  er 
selbst  während  des  Seetransports  die  Gefahr  der  Waren. 

Mag  der  Verkäufer  auf  Grund  des  Vertrages  verpflichtet  oder  un- 
abhängig vom  Vertrage  ermächtigt  sein,  die  Waren,  d.  h.  die  verein- 
barten Waren  dem  Käufer  zuzusenden,  der  Verkäufer  kontrahiert  prima 
fade  in  Vertretung  des  Käufers  mit  dem  Frachtführer  und  letzterer 
erwirbt  den  Besitz  für  den  Käufer,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der 
Käufer  den  Frachtführer  benannt  hat  oder  nicht,  und  ungeachtet  dessen, 
dafs  der  Fracht^hrer  später  die  Auslieferung  an  den  Käufer  wider- 
rechtlich verweigert.  In  der  Lieferung  an  den  Frachtftlhrer  liegt  in- 
dessen eine  Lieferung  an  den  Käufer  nur  dann,  falls  in  GemäTsbeit 
eines  Kaufvertrages,  d.  h.  in  Erfüllung  der  Liefernngsverpflichtung  des 
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Verkäufers,  geliefert  wird.  Es  ist  ferner  zu  beachten,  dafs  die  Be- 
stimmung der  Zi£P.  1  nur  prima  fade  zur  Anwendung  kommt  Der 
Verkttufer  kann  sich  ein  Dispositionsrecht  vorbehalten,  ein  FaU,  welcher 
im  §  19  behandelt  worden  ist,  und  es  kann  im  Vertrage  vereinbart 
sein,  dafs  der  Ort,  wohin  der  Fracht^hrer  transportiert,  derLieferungsort 
sein  soll. 

Unter  anderweitiger  Ermächtigung  in  Zi£P.  2  sind  specielle  Ver- 
sendungsinstruktionen zu  verstehen,  welche  der  Verkäufer  in  erster 
Linie  zu  beachten  hat  In  Ermangelung  derartiger  specieller  Instruk- 
tionen gilt  der  Verkäufer  als  stillschweigend  ermächtigt,  einen  an- 
gemessenen Frachtvertrag  abzuschliefsen. 

Die  Bestimmung  in  Ziff.  3  ist  dem  schottischen  Rechte  entlehnt. 
§  33.  Willigt  der  Verkäufer  von  Waren  ein,  dieselben  auf  seine 
eigene  Gefahr  an  einem  Orte  zu  liefern,  an  welchem  dieselben  sich 
beim  Verkauf  nicht  be&nden,  so  mufs  der  ELäufer  trotzdem,  in  Er^» 
mangelang  anderweitiger  Vereinbarung,  die  notwendigerweise  mit  dem 
Verlaufe  des  Transports  verbundene  Gefahr  der  Verschlechterung  der 
Waren  tragen. 

Dieser  Paragraph  belastet  den  Käufer  nur  mit  der  Gefahr  der 
notwendigen  Verschlechterung,  nicht  mit  der  Gefiihr  aufsergewöhnlicher 
Verschlechterung,  noch  mit  der  Gefahr  des  Verlustes.  Diese  letzteren 
Ge&hren  hat  im  Falle  des  §  33  der  Verkäufer  vertragsmäfsig  über- 
nommen. 

§  34.  1.  Sind  dem  Käufer  Waren  geliefert,  welche  er  zuvor 
nicht  nntersucht  hat,  so  gelten  dieselben  nicht  als  acceptiert,  bis  er 
eine  angemessene  Gelegenheit  hatte,  dieselben  zwecks  Prüfung  auf  ihre 
Vertragsmäfsigkeit  zu  untersuchen. 

2.  In  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarungen  mufs  der  Ver- 
käufer, wenn  er  dem  Käufer  Lieferung  von  Waren  anbietet,  auf  Ver- 
langen dem  Käufer  eine  angemessene  Gelegenheit  gewähren,  die  Waren 
zwecks  Prüfung  auf  ihre  Vertragsmäfsigkeit  zu  untersuchen. 

Für  den  Fall,  dafs  der  Käufer  die  Waren  untersucht  hat,  vergl. 
§  14  Ziff.  2  (Zeitschr.  Bd.  VI  a  311).  Man  könnte  meinen,  die  Be- 
stimmung in  Ziff.  2  des  §  34  wäre  besser  der  Bestimmung  in  Ziff.  1 
voranfgestellt  worden.  Ziff.  2  handelt  von  der  unvollendeten  Lieferung, 
wtthrend  in  Ziff.  1  die  Lieferung  auf  selten  des  Verkäufers  als  ab- 
geschlossen angenommen  wird.  Die  Frage,  wie  der  Verkäufer  zu 
liefern  hat  (Ziff.  2),  dürfte  zu  erledigen  sein,  bevor  die  weitere  Frage 
angeworfen  wird,  ob  die  Lieferung  den  Käufer  bindet  (Ziff.  1). 

§  35.  Die  Waren  gelton  als  vom  Käufer  acceptiert,  sobald  er 
dem  Verkäufer  anzeigt,  dafs  er  dieselben  acceptiert  hat,  oder  sobald 
die  Waren  dem  Käufer  geliefert  sind,  und  derselbe  mit  Bezug  auf 
dieselben  eine  Handlung  vornimmt,  welche  sich  mit  dem  Eigentum  des 
Verkäufers  nicht  vereinigen  läfst,  oder  endlich,  ^s  er  nach  Verlauf 
einer  angemessenen  Frist  die  Waren  behält,  ohne  dem  Verkäufer  an- 
zasseigen,  dafs  er  dieselben  refüsiert  hat. 
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Der  vorBtehende  Paragraph  definiert  den  Begriff  des  Acceptierens 
in  Erftülnng  des  Vertrages,  im  Gegensatz  zu  dem  Begriff  des  Accep- 
tierens  im  Sinne  des  §  4  (a.  a.  0.  8.  297).  Was  nnter  ange- 
messener Frist  zn  verstehen  ist,  ist  zufolge  von  §  56  eine  Thatfrage. 
Die  Frist  kann  ausdrücklich  im  Vertrage  bemessen  sein.  Es  kann 
femer  eine  usancenmäfsige  Frist  als   stillschweigend  vereinbart  gelten. 

§  86*  In  E/rmangelung  anderweitiger  Vereinbarung  ist  der  Käufer, 
welcher  sich  weigert,  ihm  gelieferte  Waren  zu  acceptieren,  und  be- 
rechtigt ist,  dies  zu  thun,  nicht  verpflichtet,  die  Waren  dem  Verküufier 
zu  retoumieren;  es  genügt  vielmehr,  dafti  er  dem  Verkäufer  anzeigt, 
dafs  er  sich  weigert,  die  Waren  zu  acceptieren. 

Wenn  auch  der  Käufer  zufolge  des  §  36  die  refüsierten  Waren 
nicht  zu  retoumieren  braucht  und  femer  nicht  verpflichtet  ist,  die 
Waren  bei  einer  dritten  Person  unterzubringen,  so  bat  er  doch  die 
Waren  in  einer  angemessenen  Weise  zu  behandeln.  Abgesehen  hiervon 
trügt  jedoch  der  Verkäufer  die  Greflsthr.  Letzterer  hat  zudem  für  die 
Aufbewahrung  der  Waren  zu  zahlen,  fidls  er  über  dieselben  nach  der 
Dispositionsstellung  nicht  verfügt  Die  Anzeige  des  Käufers,  dafs  er 
sich  weigert,  die  Waren  zu  acceptieren,  darf  übrigens  nicht  mifszuver- 
stehen  sein  und  nicht  an  Bedingungen  geknüpft  werden. 

§  37.  Ist  der  Verkäufer  bereit  und  willens,  die  Waren  zu  liefern, 
und  fordert  den  Käufer  zur  Abnahme  der  Lieferung  auf,  nimmt  jedoch 
der  Käufer  nicht  binnen  angemessener  Frist  nach  der  Aufforderung  die 
Warenlieferang  ab,  so  haftet  letzterer  dem  Verkäufer  für  den  durch 
seine  Abnahmettnterlassung  oder  -Verweigerang  verursachten  Veriust 
und  femer  auf  eine  angemessene  Entschädigung  wegen  der  Obhut  und 
Verwahrung  der  Waren.  Dieser  Paragraph  berührt  jedoch  nicht  die 
Rechte  des  Verkäufers  im  Falle,  dafs  des  Käufers  Abnahmeunterlassung 
oder  -Verweigerung  sich  als  eine  Repudiierung  des  Vertrages  darstellt 

Vergl.  §  20  Abs.  2,  und  bezüglich  des  Schlufssatzes  §  31  Zifil  2. 

Der  vierte  Hauptabschnitt  des  Gesetzes,  welcher  von  den  Rechten 
des  unbezahlten  Verkäufers  gegen  die  Waren  handelt,  wird  mit  einer 
Definition  des  Begriffes  „unbezahlter  Verkäufer"  eingeleitet 

§  38.  1.  Der  Verkäufer  von  Waren  gilt  als  ein  unbesahlter 
Verkäufer  im  Sinne  dieses  Gesetzes: 

a^  wenn  der  ganze  Preis  weder  gezahlt  noch  angeboten  ist; 
b)  wenn  ein  Wechsel  oder  ein  anderes  negotiables  Papier  als  be- 
dingte Zahlung  in  Empfang  genommen  wurde,  und  die  Bedingung, 
unter  welcher  es  in  Empfeng  genommen  wurde,  zufeige  Nicht- 
honorierung  des  Papiers  oder  aus  einem  anderen  Grunde  nicht 
erRillt  worden  ist 

Der  Begriff  „Verkäufer"  hat  im  vierten  Hauptabschnitte  eine  be- 
sondere Bedeutung,  welche  in  Ziff.  2  näher  definiert  wird.  Dafs  ein 
Teil  des  Preises  gezahlt  wurde,  nimmt  dem  Verkäufer  an  und  für  sich 
noch  nicht  die  Remeduren  eines  unbezahlten  Verkäufers.  Kommt  aller- 
dings Teilbarkeit  des  Vertrages  und  femer  der  Umstand  hinzu,  dafs 
die  Teilzahlung  einen   bestimmten  Teil  der  Waren   erledigt,    so  wird 


Die  neae  gesetzl.  Fonnnlienmg  der  engl.  Bechtssätze  über  den  Warenkanf.  807 

der  Verkttufer  nur  bezüglich  des  unbezahlten  Teils  von  den  Remednren 
des  anbezahlten  VerkKofers  Gebrauch  machen  können.  Von  diesen 
Remednren  kann  der  Verkäufer  auch  dann  Gebrauch  machen,  falls 
ungewifs  ist,  ob  bei  der  Kontokurrentabrechnung  sich  ein  Kredit-  oder 
Debitsaldo  ergeben  wird.  Soweit  nicht  der  Verkäufer  auf  Vorzeigung 
der  Geldsumme  verzichtet,  liegt  ohne  eine  derartige  Vorzeigung  kein 
Angebot  des  Preises  vor. 

Es  kann  vereinbart  sein,  dafs  durch  Wechsel  (ein  Begriff,  welcher 
Tratten,  eigene  Wechsel  und  Checks  einschliefst)  gezahlt  werden  soll, 
und  zwar  kann  der  Wechsel  entweder  als  unbedingtes  oder  aber  als 
bedingtes  Ziahlungsmittel  ftmgieren.  In  Elrmangelung  einer  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden,  anderweitigen  Vereinbarung  ist  der  Wechsel 
als  ein  bedingtes  Zahlungsmittel  au&u&ssen,  d.  h.  der  Anspruch  des 
Verkäufers  auf  den  Preis  lebt  wieder  auf,  wenn  der  Wechsel  nicht 
honoriert  wird.  Die  Absicht  der  Parteien,  den  Wechsel  als  unbedingtes 
Zahlungsmittel  gelten  zu  lassen,  mufs  klar  und  deutlich  nachgewiesen 
werden.  Eine  derartige  Absicht  ist  z.  B.  daraus  zu  entnehmen,  dalb 
der  Verkäufer,  dem  Barzahlung  angeboten  wird,  es  vorzieht,  einen 
Wechsel  zu  nehmen;  femer  daraus,  dafs  der  Verkäufer  den  Wechsel 
ohne  Obligo  giriert  Selbst  wenn  der  Wechsel  nur  als  bedingtes 
Zahlungsmittel  ftmgiert,  ist  der  Verkäufer  jedenfalls  bis  zur  Fälligkeit 
des  Wechsels  kein  unbezahlter  Verkäufer.  Unter  „einem  anderen 
Grunde''  scheint  der  Fall  gemeint  zu  sein,  wo  der  Käufer  vor  der 
Fälligkeit  des  bedingt  genommenen  Wechsels  insolvent  wird. 

2.  Der  Begriff  „Verkäufer"  schliefst  in  diesem  Hauptabschnitte 
jede  Person  ein,  welche  sich  in  der  Position  eines  Verkäufers  befindet, 
z.  B.  des  Verkäufers  Vertreter,  an  welchen  das  Konnossement  indossiert 
ist,  femer  den  Absender  oder  Vertreter,  welcher  selbst  den  Preis  zahlte 
oder  doch  direkt  für  denselben  verantwortlich  ist. 

Die  in  der  Position  eines  Verkäufers  befindlichen  Personen  werden 
mit  dieser  Ziff.  2  dem  Verkäufer  nur  insoweit  gleichgestellt,  als  die 
Remednren  des  unbezahlten  Verkäufers  in  Frage  kommen;  für  alle 
sonstigen  Zwecke  bleibt  die  rechtliche  Stellung  der  gedachten  Personen 
unberührt  Die  Aufzählung  der  Quasi -Verkäufer  in  Ziff.  2  soll  keine 
erschöpfende  sein;  es  werden  vielmehr  zwei  Beispiele  von  Personen 
au%eführt,  welche  im  eigenen  Namen  die  Remednren  des  unbezahlten 
Verkäufers  ausüben  können,  nämlich  1.  des  Verkäufers  Vertreter, 
welcher  als  Indossatar  auf  dem  Konnossemente  steht,  und  2.  der  Ab- 
sender oder  Vertreter,  welcher  unter  direkter  Selbsthaftung  für  den 
Preis  gekaufte  Waren  seinem  Prinzipal  zusendet  Quasi- Verkäufer  sind 
femer  3.  der  Prinzipal,  welcher  seinem  Agenten  Waren  übersendet, 
damit  letzterer  dieselben  verkaufe,  und  4.  der  Käufer,  welcher  weiter 
verkauft  hat,  obschon  er  noch  nicht  Eigentümer  geworden  ist  Ein 
blofses  Retentionsrecht  macht  indessen  noch  nicht  zum  Quasi- Verkäufer, 
und  der  Büige  des  Käufers  kann  kein  Verfolgungsrecht  im  eigenen 
Namen  ausüben,   wenn  er  auch  nach  Zahlung  des  Preises  im  Namen 
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des  HauptBchuldnera  die  Remeduren  des  unbeeahlten  Vorküiifeni  auB- 
natzen  darf. 

§  39.  1.  Vorbehllltlich  der  Vorachriften  dieses  Gesetzes  und  an- 
derer bezüglicher  Gesetze  und  obschon  das  Eigentom  an  den  Waren 
auf  den  Kttufer  tlbergegangen  sein  mag,  hat  der  unbezahlte  Verkftofer 
von  Waren,  als  solcher,  zofolge  gesetzlicher  Vermntang: 

a)  ein  lien  an  den  Waren  (oder  ein  Recht,  dieselben  zarQekzn- 
behalten)  wegen  des  Preises,  während  er  sich  im  Besitze  der- 
selben befindet; 

b)  im  Falle  der  Insolvenz  des  Käufers  ein  Recht,  die  Waren  tu 
tramüu  anzuhalten,  nachdem  der  Verkäufer  den  Besitz  derselben 
au%egeben  hat; 

c)  ein  Weiterverkau&recht  in  dem  in  diesem  Gesetze  limitierten 
Umfange. 

Unter  den  vorbehaltenen  Vorschriften  dieses  Gesetzes  sind  die 
nachfolgenden  Vorschriften  des  vierten  HAuptabschnitts  gemeint,  sowie 
femer  die  Bestimmung  im  §  25  Ziff.  2.  Als  andere  bezügliche  Gese^ 
kommen  die  oben  erwähnte  Factors  Act  1889  und  die  BiUs  of  Lading 
Act  1855  in  Frage. 

Bei  der  Besprechung  des  §  1  (Zeitschr.  Bd.  VI  S.  290)  wurde  dannf 
hingewiesen,  dafs  der  Eigentumsübergang  der  Tradition  zeitlich  vorauf- 
gehen  kann.  An  und  fllr  sich  kann  der  Käufer  nach  erfolgtem  Eigen- 
tumsübergang den  Besitz  beanspruchen.  In  Ermangelung  gegenteiliger 
Vereinbarung  gilt  jedoch  die  gesetzliche  Vermutung,  dafs,  trotzdem  das 
Eigentum  bereits  übergegangen  ist,  der  Besitz  dem  Verkäufer  bis  znr 
Zahlung  des  Kau^reises  verbleiben  soll,  d.  h.  der  Verkäufer  hat  ein 
Retentionsrecht  £^  gilt  weiter  die  gesetzliche  Vermutung,  dafs  der 
Verkäufer,  welcher  nicht  mehr  besitzt,  im  Falle  der  Insolvenz  des 
Käufers  befugt  sein  soll,  von  den  Waren  wieder  Besitz  zu  ergreifen; 
mit  anderen  Worten  der  nicht  mehr  besitzende  Verkäufer  hat  ein  Ver- 
folgungsrecht. Der  Eigentumsübergang  vollzieht  sich  mithin  vorbehalt- 
lich des  Retentionsrechts  und  vorbehaltlich  des  Verfolgungsrechts.  Beide 
Rechte  entsprangen  aus  der  kaufmännischen  Usance  und  wurden  1478 
bezw.  1690  gerichtlich  anerkannt.  Mit  der  Konstruktion  des  Ver- 
folgungsrechts hat  sich  die  englische  Jurisprudenz  lange  Zeit  hindurch 
abgemüht.  Es  wurde  behauptet,  durch  die  Ausübung  des  Verfolgungs- 
rechts werde  der  Kaufvertrag  wieder  aufgehoben,  die  Ausübung  sei 
also  nur  eine  besondere  Erscheinungsform  der  Aufhebung  des  Kauf- 
vertrages seitens  des  Verkäufers.  In  neuerer  Zeit  ist  man  jedoch 
darüb^  einverstanden,  dafs  die  Ausübung  des  Verfolgungsrechts  den 
Kaufvertrag  nicht  auflöst  Das  Verfolgungsrecht  läfst  sich  femer  nicht 
als  eine  Art  Retentionsrecht  aufißusen,  da  ersteres  dem  nicht  besitzendai, 
letzteres  dem  besitzenden  Verkäufer  zusteht.  Das  Verfolgungsrecht  ist 
ein  Überbleibsel  des  früheren  Eigentums;  der  Verkäufer  hat  sein 
Eigentum  unter  dem  Vorbehalte  der  eventuellen  Ausübung  des  Ver- 
folgungsrechts übertragen.  Vergl.  §  48.  Verfolgungsrecht  wie  Reten- 
tionsrecht beruhen  auf  gesetzlicher  Vermutung,  d.  h.  das  Gesetz  nimmt 


Die  neue  gesetzl.  Formulierung  der  engl.  Rechtss&tse  über  den  Warenkauf.  309 

an,  dafs  diese  Rechte  gewollt  sind,  sofern  die  Parteien  dieselben  nicht 
ausdrttcklich  ausgeschlossen  haben  (§  55).     Yergl.  jedoch  §  47  Abs.  2. 

Vor  der  Säle  of  Goods  Aßt  war  der  Inhidt  des  Retentionsrechtes 
des  unbezahlten  VerkilnferB  sehr  wenig  prltcisiert  Dafs  die  Ausübung 
des  Retentionsrechtes  den  Kaufvertrag  nicht  auflöste,  stand  fest;  man 
war  femer  darüber  einverstanden,  dafs  der  retinierende  Verkäufer  unter 
Umständen  anderweitig  verkaufen  dürfe;  im  übrigen  war  indessen  der 
Inhalt  des  Rechtes  mehr  oder  minder  streitig.  Die  8ale  of  Gooäs  Act 
hat  zunächst  im  §  39  Ziff.  1  a  das  Retentionsrecht  definiert  und  in 
Ziff.  Ic  in  Verbindung  mit  §  48  Ziff.  8  das  Weiterverkau&recht  be^ 
ordnet  Die  Worte  „oder  ein  Recht,  dieselben  zurückzubehalten**  im 
§  89  Ziff.  1  a  wurden  eingeschaltet,  als  das  Gesetz  auf  Schottland  aus* 
gedehnt  wurde.  Im  §  62  Ziff.  1  wird  nochmals  ausdrücklich  erwähnt, 
dafs  lien  in  Schottland  das  Retentionsrecht  einschliefst  Lien  ist  das 
Recht  bis  zur  Zahlung  des  Preises,  den  Besitz  der  in  das  Eigentum 
des  Käufers  übergegangenen  Waren  zurückzubehalten.  Dieses  Recht 
entsteht  zufolge  von  §  41,  &lls  der  Käufer  insolvent  wird,  und  femer, 
falls  er,  ohne  insolvent  zu  sein,  in  Verzug  gerät  Das  Veifolgungsrecht 
entsteht  dagegen  nur  im  Falle  der  Insolvenz  und  befugt  zur  Wieder- 
ergreifung des  Besitzes  von  Waren,  welche  der  Vorkäufer  nicht  mehr 
and  der  Käufer  noch  nicht  besitzt.  Mit  dem  Entstehen  des  Verfolgungs- 
rechts erlischt  das  Retentionsrecht,  und  mit  der  Ausübung  des  Ver- 
folgungsrechts  lebt  das  Retentionsrecht  wieder  auf.  Das  Retentionsrecht 
besteht  nur  zur  Sicherung  des  Preises ;  wegen  Lagergeld  und  sonstiget 
Spesen  hat  der  Verkäufer  nur  einen  Ansprach  gegen  die  Person  des 
Käufers  (§  87).  Lim  ist  übrigens  kein  auf  Kau&achen  beschränkter 
Begriff;  ein  lien  steht  z.  B.  auch  Anwälten  an  den  UiiEunden  ihrer 
Mandanten  zu ;  der  Begriff  wird  am  besten  mit  Retentionsrecht  wieder* 
gegeben. 

2.  Ist  das  Eigentum  an  den  Waren  auf  den  Käufer  nicht  über- 
gegangen, so  hat  der  unbezahlte  Verkäufer,  zusätzlich  zu  seinen  sonstigen 
RemedureUy  ein  Recht,  die  Lieferung  vorzuenthalten,  welches  ähnlich 
ist  und  gleich  weit  reicht,  wie  sein  Retentionsrecht  und  sein  Ver- 
folgungsrecht im  Falle  des  erfolgten  Eigentumsübergangs  auf  den 
Käufer. 

Retentionsrecht  und  Verfolgungsrecht  setzen  zufolge  von  Ziff.  1 
einen  säkj  d.  h.  Eigentumsübergang,  voraus;  im  Falle  eines  Offreemerd 
to  seUj  d.  h.  eines  Kau^ertrages ,  welcher  noch  nicht  zum  Eigentnms- 
flbergange  geführt  hat,  giebt  die  Ziff.  2,  unter  Beibehaltung  des  vor 
der  SäU  of  Qoods  Ad  geltenden  Rechtes ,  dem  unbezahlten  Verkäufer 
analoge  Rechte  gegen  die  Waren.  Liegt  z.  B.  ein  agreement  to  sdi 
mit  der  Vereinbarung  vor,  dafs  die  Waren  in  festgesetzten  Raten  zu 
liefern  sind  (§  81  Ziff.  2),  so  kann  im  Falle  der  Insolvenz  des  Käufers, 
selbst  wenn  auf  Kredit  verkauft  ist,  der  Verkäufer  weitere  Lieferangen 
asurOckbehalten ,  bis  ihm  der  Preis  für  sämtliche  unbezahlten  Waren 
angeboten  wird,  und  der  Verkäufer  kann  ebenso  verlkhren,  £Uk  der 
E^fer,  obscbon  nicht  insolvent,  im  Verzuge  ist  (§  41).     Eine  andere 
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Frage  ist  allerdings ,  ob  der  Verkäufer  den  Vertrag  als  repndiiert  be- 
handeln kann.  Für  diese  letztere  Frage  ist  der  §  81  Ziff.  2  ent- 
scheidend. Die  sonstigen  Remedoren,  welche  die  Ziff.  2  des  §  39 
aufrecht  erhält,  sind  die  Klage  auf  den  Preis  im  Falle  des  §  49  ZiS.  2 
und  die  Klage  auf  Schadensersats  wegen  Nichtannahme  im  Falle 
des  §  50. 

§  40.     Betrifft  Schottland. 

§  41.  1.  Vorbehaltlich  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ist  der  un- 
bezahlte Verkäufer  von  Waren,  welcher  sich  im  Besitze  derselben  be- 
findet, in  nachstehenden  Fällen  berechtigt,  bis  zur  Zahlung  oder  bis 
zum  Angebote  des  Preises  den  Besitz  der  Waren  zurQckzubehaltent 
nämlich: 

a)  fiiJls  die  Waren  ohne  liegend   eine  Stipulation  bezüglich  Kredits 
verkauft  wurden; 

b)  faUs  die  Waren  auf  Kredit  verkauft  wurden  und  die  Kieditfriit 
abgelaufen  ist; 

c)  falls  der  Käufer  insolvent  wird. 

2.  Der  Verkäufer  kann  sein  Retentionsrecht  ausüben,  obschon  er 
sich  als  Vertreter  oder  als  baüee  (Zeitschr.  Bd.  VI  S.  292)  ftlr  den 
Käufer  im  Besitze  der  Waren  befindet 

Die  vorbehaltenen  Vorschriften  finden  sich  in  den  beiden  folgenden 
Paragraphen,  im  §  89  und  im  §  55.  Bäumt  der  Verkäufer  keinen 
ELredit  ein,  so  wird  vermutet,  dafs  er  bei  der  Tradition  bezahlt  werden 
soll  und  dafs  er  bis  zur  Ziahlung  retinieren  darf.  Hat  andererseits  der 
Verkäufer  Kredit  eingeräumt,  so  hat  er  einstweilen  auf  Retention  der 
Waren  verzichtet;  er  vereinbarte,  sofort  zu  liefern,  und  begnügte  och 
als  Gegenleistung  mit  dem  blofsen  Versprechen  des  Käufers,  nub 
Ablauf  der  Kreditfrist  den  Preis  zu  zahlen.  Verblieb  indessen  der 
Verkäufer  bis  zum  Ablauf  der  Kreditfiist  im  Besitz  der  Waren,  so 
lebt  sein  Retentionsrecht  wieder  auf.  Mit  der  Konstruktion  dieeeB 
letzteren  Rechts  hat  man  sich  nicht  unbeträchtliche  Mtlhe  gegeben; 
man  meinte,  das  Recht  könne  kein  Retentionsrecht  sein,  weil  «nf 
letzteres  verzichtet  sei,  und  es  könne  nicht  als  Verfolgungsrecht  aof- 
gefafst  werden,  weil  der  Verkäufer  sich  noch  im  Besitze  befinda  Das 
Gesetz  selbst  hat  sich  nicht  gescheut,  das  Recht  ein  Retentionsrecht  zn 
nennen;  man  wird  daher  nunmehr  in  dem  fraglichen  Rechte  ein 
wiederaufgelebtes  Retentionsrecht  zu  erblicken  haben.  Übrigens  kann 
sich  zufolge  von  §  55  aus  dem  Vertrage,  dem  früheren  geschäftlichen 
Verkehr  oder  aus  der  Usance  ergeben,  dafs,  obschon  ein  Kreditkauf 
vorließ  und  die  Kreditfrist  noch  läuft,  nur  gegen  Zahlung  tradiert 
werden  soll. 

Als  insolvent  soll  nach  §  62  Ziflf.  8  eine  Person  angesehen  werden, 
welche  entweder  aufgehört  hat,  ihre  Schulden  im  gewöhnlichen  geschlft- 
liehen  Verlaufe  zu  zahlen,  oder  ihre  Schulden  bei  Fälligkeit  nicht  zu 
zahlen  vermag,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  eine  den  Konkursantrsg 
rechtfertigende  Handlung  begangen  hat  oder  nicht  Bei  der  Anwendung 
des  §  41  Ziff.  1  c  bleibt  es  irrelevant,  ob  eine  etwa  vereinbarte  Kredit- 
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frist  abgelaufen  ist  oder  nicht  Das  Retentionsrecht,  auf  welches  mit 
der  Kreditgewährung  verzichtet  wurde,  lebt  mit  der  Insolvenz  wieder 
auf.  Die  Insolvenz  an  sich  berechtigt  den  Verkäufer  noch  nicht,  den 
Vertrag  als  repudiiert  zu  behandeln ;  Konkursverwalter  und  Afterkäufer 
können  trotz  der  Insolvenz  £rfÜUung  fordern.  Vergl.  jedoch  §  81 
Ziff.  2. 

Die  Bestimmung  im  §  41  Ziff.  2  enthält  insofern  eine  Erweiterung 
des  frflheren  Rechts,  als  die  Austlbung  des  Retentionsrechts  nicht  mehr 
auf  den  Fall  der  Insolvenz  beschränkt  ist,  sondern  auch  im  Falle  der 
blolsen  mora  (Ziff.  1  a  und  b)  zulässig  ist  Für  die  Zwecke  der  Aus- 
übung des  Retentionsrechts  bcdSndet  sich  der  Verkäufer  im  Besitze  der 
Waren,  &lls  er  selbst  oder  ein  anderer  für  ihn  die  Waren  innehat 
Er  selbst  hat  die  Waren  auch  dann  inne,  fisdls  er  sie  für  den  Käufer 
besitzt,  z.  6.  der  Verkäufer  bewahrt  die  Waren  in  seinem  Lagerhaus 
für  den  Käufer  auf.  Ein  derartiger  Aufbewahrungsvertrag  nimmt  dem 
Verkäufer  nicht  das  Retentionsrecht.  Letzteres  erlischt  femer  noch 
nicht  dadurch,  dafs  ein  Dritter  die  Waren  besitzt,  vorausgesetzt,  dafs 
der  Dritte  für  den  Verkäufer  innehat.  Wohl  aber  erlischt  das  Reten- 
tionsrecht in  dem  Momente,  wo  der  Dritte  für  den  Käufer  zu  besitzen 
beginnt     Veigl.  Zeitschr.  Bd.  VI  S.  298,  299. 

§  42.  Hat  ein  unbezahlter  Verkäufer  eine  Teillieferung  der 
Waren  voigenommen,  so  kann  er  bezüglich  des  Restes  sein  Retentions- 
recht ausüben,  es  sei  denn,  dafs  die  Teillieferung  unter  Umständen 
geschah,  welche  einen  vertragsmäfsigen  Verzicht  auf  das  Retentionsrecht 
ergeben. 

§  48.  1.  Der  unbezahlte  Verkäufer  von  Waren  verliert  sein 
Retentionsrecht  an  denselben: 

a)  wenn  er  die  Waren  zwecks  Übersendung  an  den  Käufer  ohne 
Vorbehalt  des  Dispositionsrechts  einem  Frachtführer  oder  sonstigen 
baüee  tradiert; 

b)  sobald  der  Käufer  oder  dessen  Vertreter  rechtmäfsig  den  Besitz 
der  Waren  erlangen; 

c)  durch  Verzicht  auf  das  Retentionsrecht. 

2.  Der  unbezahlte  Verkäufer  von  Waren,  welcher  ein  Retentions- 
recht an  denselben  hat,  verliert  dasselbe  noch  nicht  dadurch,  dafs  er 
ein  Urteil  auf  den  Preis  der  Waren  erwirkt  hat 

Bezüglich  der  Lieferung  an  einen  Frachtführer  (carrier)  vergl. 
§  32.  Besitzt  der  Frachtführer  für  den  Verkäufer,  so  hat  letzterer 
sich  das  Dispositionsrecbt  vorbehalten  und  verliert  mithin  nicht  sein 
Retentionsrecht  mit  der  Übergabe  an  den  FrHchtftlhrer.  Es  ist  nicht 
ganz  klar,  welcher  nicht  mit  dem  Frachtführer  identische  haüee  gemeint 
sein  soll,  dem  die  Waren  zwecks  Übersendung  tradiert  sind.  Vielleicht 
soll  diejenige  Person  getroffen  werden,  welcher  die  Waren  im  Verlaufe 
der  Übersendung  zur  temporären  Aufbewahrung  anvertraut  werden. 
Der  Specialbegriff  „Spediteur"  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  ist 
dem  englischen  Rechte  fremd,  wenn  es  auch  in  England  ebenso,  wie 
im  Deutschen  Reiche,  Personen  giebt,  welche  zwischen  Absender  und 
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Frachtführer  vermitteln.  Man  bezeichnet  die  Personen  ala  foncardmg 
agents^  ohne  dafs  jedoch  besondere  RecbtssHtze  zur  Anwendung  kommen, 
welche  von  den  aligemeinen,  principäls  und  agents  betreffenden  SätEsn 
verschieden  wttren.  Zufolge  von  §  19  Ziff.  2  wird  ein  Vorbehalt  des 
Dispositionsrechts  angenommen,  falls  das  Konnossement  an  die  Order 
des  Verkäufers  oder  seines  Vertreters  ausgestellt  ist.  In  der  Übergabe 
der  Waren  an  den  Schiffer  gegen  Konnossement  liegt  eine  Übergabe 
an  den  Schiffer  als  den  Vertreter  der  laut  Konnossement  emp&ngs- 
berechtigten  Person.  Ist  der  Käufer  gleichzeitig  der  Reeder,  und  behüt 
sich  der  Verkfiufer  kein  Dispositionsrecht  vor,  so  liegt  in  der  Üb^gabe 
an  den  Schiffer  nicht  eine  Übergabe  an  einen  Frachtführer,  sondern 
eine  unter  §  42  Ziff.  1  b  &llende  Übergabe  an  einen  Vertreter  dee 
Käufers.  Solange  der  Seefrachtvertrag  nicht  durch  Ausstellung  des 
Konnossements  perfekt  geworden  ist,  wird  bei  der  Frage,  ob  ein  Dis- 
positionsrecht vorbehalten  ist,  die  Interimsquittung  zu  prüfen  »ein, 
welche  der  Schiffer  oder  sein  Steuermann  ttber  den  Empfiing  der 
Waren  auszufertigen  pflegt.  Die  Ausstellung  oder  Indossierung  des 
Konnossements  an  den  Käufer  wird  in  der  Regel  die  Annahme  eines 
vorbehaltenen  Dispositionsrechts  ausschliefsen. 

Bei  der  Anwendung  der  Ziff.  1  b  werden  folgende  Möglichkeiten 
zu  unterscheiden  sein:  1.  Die  Waren  waren  bisher  in  der  Innebabnng 
des  Verkäufers.  Der  Käufer  erlangt  solchenfolls  den  Besitz  der  Waz«i 
dadurch,  dafs  er  selbst  oder  sein  Vertreter  dieselben  beim  Verkfiofer 
abholt.  £s  ist  ferner  möglich,  dafs  der  Verkäufer  die  Waren  einem 
Frachtführer  zur  Weiterbeförderung  an  den  Käufer  übergiebt  (oben 
Ziff.  1  a).  Ober  den  weiteren  Fall,  dafs  der  Verkäufer  in  Vertretung 
des  Käufers  im  Besitz  verbleibt,  vergl.  §  41  Ziff.  2.  Erlangt  der 
Käufer,  als  Vertreter  des  Verkäufers,  den  Besitz  der  Waren,  so  geht, 
falls  man  das  frühere  Recht  als  unabgeändert  betrachtet,  das  Retentions- 
recht nicht  verloren.  Der  Wortlaut  des  §  43  Ziff.  1  b  ist  allerdings 
weit  genug,  um  auch  diesen  letzteren  Fall  einzuschliefsen.  Indessen 
man  kann  die  Ziff.  1  b  restriktiv  auslegen  und  anter  Besitz  nur  den 
juristischen  Besitz,  im  Gegensatz  zur  Detention,  verstehen.  Man  kann 
femer  geltend  machen,  dafs  ein  specieller  Vertrag  (§  55)  vorli^ 
welcher  die  Anwendung  der  Ziff.  1  b  ausschliefst  Schliefslich  liefse 
sich  vielleicht  auch  behaupten,  dafs,  wenn  auch  das  eigentliche  Reten- 
tionsrecht verloren  ist,  der  specielle  Vertrag  doch  dem  Verkäufer  Rechte 
giebt,  welche  praktisch  einem  Retentionsrechte  gleichkommen.  2.  Do 
Käufer,  als  Vertreter  des  Verkäufers,  hatte  die  Innehabung  der  Waren. 
In  diesem  Falle  erlangt  der  Käufer  den  Besitz,  sobald  ein  sale  vorliegt, 
d.  h.  das  Eigentum  auf  ihn  übergegangen  ist  Übrigens  können  die 
Parteien  vereinbaren  (§  55),  dafs  der  Käufer  trotz  des  Eigentums- 
Übergangs  fortfahren  soll,  für  den  Verkäufer  zu  besitzen,  bis  der  Preis 
gezahlt  ist  3.  Die  Waren  befanden  sich  in  der  Innehabung  eines 
Dritten.  Dieser  Dritte  wird  in  der  Regel  in  Vertretung  des  Verkäufers 
detinieren.  Der  Käufer  erlangt  solchenfalls  den  Besitz,  sobald  beide 
Kontrahenten   und   aufserdem  der  Dritte   darüber   einverstanden    sind, 
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dafg  letzterer  für  den  Kttufer  besitzen  solL  Wie  bereits  bei  Gelegen- 
heit des  §  29  bemerkt  wurde,  gelten  Titeldoknmente ,  mit  Ausnahme 
der  Konnossemente,  als  blofse  Empfangsberechtigungsausweise ,  deren 
Übertragung  noch  keine  Übertragung  der  Waren  ist.  Damit  letzteres 
der  Fall  ist,  mufs  noch  der  Konsens  des  Drittbesitzers  eingeholt  werden. 
Bei  Konnossementen  ist  eine  derartige  Konsenseinholung  in  der  Regel 
unmöglich,  und  ist  deshalb  bezüglich  dieser  letzteren  Titeldokumente 
der  Konsens  des  Drittbesitzers  nicht  erforderlich,  um  die  Waren  zu 
übertragen.  Die  Factors  Act  1889  (vergl.  oben  §  25)  hat  übrigens 
in  gewissen  Beziehungen  den  Konnossementen  andere  Titeldokumente 
gleichgestellt 

Der  Verzicht  auf  das  Retentionsrecht  kann  ein  ausdrücklicher  oder 
stillschweigender  sein.  Lftfst  sich  der  Verkäufer  z.  B.  in  einem  schrift- 
lich abgefttfsten  Kaufvertrage  eine  Sicherheit  für  die  Zahlung  des 
Preises  bestellen ,  so  kommt  der  Satz  expressum  facU  cessare  i€U!itum 
zur  Anwendung,  d.  h.  der  Verkäufer  verzichtete  auf  das  ihm  kraft 
gesetzlicher  Vermutung  zustehende  Retentionsrecht  Ein  Verzicht  liegt 
femer  in  der  Kreditgewährung  ohne  Festsetzung  einer  Lieferungszeit 
(§  41).  Einen  Fall  des  bedingten  Verzichts  giebt  §  38  Ziff.  1  b. 
Die  blofse  Bestellung  einer  Sicherheit  beweist  übrigens  noch  nicht  einen 
Verzicht;  es  mufs  eine  Kreditgewährung  hinzugetreten  sein.  Endlich 
verzichtet  der  Verkäufer  auf  sein  Retentionsrecht,  falls  er  einen  Weiter- 
verkauf oder  eine  Verpfändung  genehmigt  oder  ein  derartiges  Rechts- 
geschäft ermöglicht  (§  47). 

Es  folgen  sodann  einige  besondere  Bestimmungen  über  das 
Verfolgungsrecht. 


Einzelne  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  auf 
dem  Gebiete    des  Erbrechts    nach    dem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  fUr  das  Deutsche  Reich  (bezw.  nach  dem 

Einfuhrungsgesetze  zum  B.G.B.). 

Von  Dr.  Caesar  Baraiettl« 

aufserordentlichem  Professor  an  der  UniTersität  fleiddberg  und  vormaligem 

Rechtsanwalt. 

Die  Beurteilung  der   Erbschaft  als   solcher. 

Die  Erbschaft  als  solche  untersteht  dem  Heimatsrechte  des  Erblassers 
zur  Zeit  seines  Todes  —  sie  wird  von  seinem  Personalstatnt  zur  Zeit 
seines  Todes  beherrscht,  und  dieses  ist  seine  lex  originiSy  sein  Heimats- 
recht, sein  nationales  Recht  in  jenem  Zeitpunkt 
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Es  ist  aUo  in  Bezug  auf  die  Beurteilung  der  Elrbechaft  als  solcher 
nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbach  das  Staatsangehtf rigkeits- 
p  r  i  n  c  i  p  angenommen  —  und  nicht  das  Princip  des  letzten  Wohnsitz- 
rechts  des  Erblassers,  wie  dies  z.  B.  nach  gemeinem  und  preufsischem, 
sächsischem  und  französischem  (nicht  badischem  Recht)  der  Fall  ist 
Vergl.  Baragettiy  Einführung  in  das  französische  Civilrecht  und  das 
badische  Landrecht,  §17S.  219u.  220. 

Dies  entspricht  durchaus  dem  ganzen  Verfiihren  des  EinfÜhrongs- 
gesetzes  zum  Bürgerlichen  Gresetzbuch,  wonach  ftlr  das  Erbrecht, 
wie  fllr  das  Personen-  und  Eherecht  (Familienrecht)  grundsätzlich  das 
Princip  der  Staatsangehörigkeit  Platz  greift 

Die  Richtigkeit  unseres  Satzes  ergiebt  sich  ftlr  das  Erbrecht,  die 
Erbschaft  ab  solche  aus  Art  24  Abs.  1  des  Einf.Ges.,  lautend:  „Ein 
Deutscher  wird,  auch  wenn  er  seinen  Wohnsitz  im 
Auslande  hatte,  nach  den  deutschen  Gesetzen  beerbt^, 
und  aus  Art.  25  Satz  1,  der  sagt:  „Ein  Ausländer,  der  zur 
Zeit  seines  Todes  seinen  Wonsitz  im  Inland  (d.  h.  im 
Deutschen  Reich,  in  irgend  einem  Staate  des  Deutschen  Reichs)  hatte, 
wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beerbt,  dem  er  zur 
Zeit   seines  Todes  angehörte.^ 

Mithin,  dies  eigiebt  sich  mit  vollster  Sicherheit  und  Unzwetfel- 
haftigkeit  aus  den  angezogenen  Gesetzesstellen,  —  wird  im  Falle  des 
Art  24  Abs.  1  das  Recht  des  Deutschen  zur  Zeit  seines  Todes,  also 
das  deutsche  Recht,  zur  Anwendung  gebracht  und  im  Falle  des  Art.  25 
Satz  1  das  Heimatsrecht  des  Ausländers  zur  Zeit  seines  Todes,  —  und 
arg.  Art  25  Satz  1  ergiebt  sich,  dafs  in  dem  vom  Gesetze  nicht  aus- 
drücklich vorgesehenen  Fall  in  betreff  des  Rechts,  das  Platz  greift, 
wenn  ein  Ausländer  in  Deutschland  stirbt,  der  zur  Zeit  seines  Todes 
keinen  Wohnsitz  in  Deutschland  hatte  (ein  Fall,  der  der  Beurteilung 
deutscher  Gerichte  unterstehen  kann),  gleichfalls  das  Heimatsrecht  des 
Ausländers  zur  Zeit  seines  Todes  zur  Anwendung  zu  bringen  ist :  denn 
hier  mit  dem  argumentum  e  eontrario  Art  25  Satz  1  operieren  zu 
wollen,  wonach  für  diesen  letzteren  Fall  die  Erbschaft  des  im  Inland, 
ohne  daselbst  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  zu  haben,  verstorbenen 
Ausländers  nach  deutschem  Recht  beurteilt  werden  müfste,  g^t 
nicht  an.  Dies  Ergebnis  wäre  unannehmbar,  da  es  geradeza  aller 
internationalrechtlicher  Auffassung  Hohn  sprechen  würde  und  ein  durch- 
aus ungerechtfertigter  Eingriff  in  die  Souveränität  des  fremden  Staates 
wäre,  dem  der  Ausländer  angehört,  ein  Eingriff,  durch  welchen  nnr 
Reciprocitäts-  und  Retorsionsvorschriften  hervoigerufen  würden.  Ist  es 
doch  ein  allgemeiner  Grundsatz  des  internationalen  Privatrechts,  dafs 
die  Landesverbindung  nicht  durch  vorübergehende  Abwesenheit  gelöst 
wird,  dafs  also,  um  bei  unserem  Falle  zu  bleiben,  ein  Ausländer,  der, 
ohne  seinen  Wohnsitz  im  Inlande,  d.  h.  in  einem  anderen  Lande  als 
seinem  Heimatlande,  zu  haben,  daselbst,  d.  h.  eben  in  jenem  anderen 
Lande,  stirbt,  nur  als  vorübergehend  von  seinem  Heimatlande  abwesend 
und  daher  mit  diesem  Lande  im  Augenblicke  seines  Todes  verbunden, 
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nicht  von  ihm  abgelöst,  mit  anderen  Worten  als  ein  Angehöriger  seines 
HeimaÜandes  erscheint,  weshalb  der  Richter,  hier  unser  Richter,  das 
Heimatsrecht  desselben  im  fremden  Lande,  d.  h.  hier  in  unserem  Lande, 
in  Deutschland,  anzuwenden  hat,  es  wäre  denn,  dafs  das  positive  Gesetz 
hiervon  eine  Ausnahme  macht  (vergl.  Baragetti,  Einführung  S.  155)- 
Dies  ist  nun  nach  dem  Einführungsgesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
nicht  der  Fall;  es  macht  in  dem  angeführten  Falle  keine  Ausnahme 
von  dem  Grundsatz,  den  wir  dargelegt  haben,  und  eine  solche  Aus- 
nahme durch  die  gewagte  Operation  mit  einem  (ifffumentuin  e  cofUrario 
statuieren  zu  wollen,  hiefse  nicht,  das  Gesetz  auslegen,  sondern  den 
Gesetzgeber  spielen. 

Über  die  Verwertung  des  argumentum  e  contrario  bei  der  Gesetzes- 
auslegung, und  wie  sehr  es  geboten  ist,  mit  diesem  Interpretationsmittel 
vorsichtig  zu  ver^ren,  vergl.  Barazetti,  Einftlhrung,  §  18  S.  286. 

Mithin  beurteilt  sich  nach  dem  Dai^egten  nach  den  einschlagen- 
den angezogenen  Bestimmungen  des  EinfÜhrungsgesetzes  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  die  Erbschaft  als  solche  nach  dem  Per- 
Bonalstatut  des  Erblassers,  d.  h.  nach  dem  Heimatsrecht 
desselben  zur  Zeit  seines  Todes.  Es  greift  jedoch  hier  auch 
unter  Umständen  der  Art.  27  des  Einf.Ges.  zum  6.G.B.  —  das 
Princip  der  Rückverweisung  —  Platz,  wovon  weiter  unten  ge- 
sprochen werden  solL 

Hier  ist  auch  die  Frage  zu  erörtern,  welches  Recht  (Heimatsrecht) 
gilt,  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  keinem  Staate  an- 
gehört, also  in  diesem  Zeitpunkt  kein  Heimatsrecht  hat  Für  diesen 
Fall,  der  sich  auch  nach  dem  deutschen  R.Ges.  vom  1.  Juni  1870, 
die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit 
betr.,  gemäfs  §§  13  u.  ff.  bei  uns  leicht  ereignen  kann  und  dann  unter 
Umständen  der  Beurteilung  deutscher  Behörden  unterließ  —  vergl. 
auch  Cohn,  Das  Reichsgesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust 
der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit,  Bem.  zu  den  §§  18  u.  ff.  — ,  ist 
Art.  29  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  mafsgebend.  Hiemach  ist  das 
Recht  desjenigen  Staates  zur  Anwendung  zu  bringen,  welchem  die 
Person,  d.  i.  hier  der  Erblasser,  zuletzt  angehört  hat,  —  und  weim 
sie  auch  früher  einem  Staate  nicht  angehört  hat,  das  Recht  des 
Staates,  in  dem  sie  ihren  Wohnsitz  und  in  Ermangelung  eines 
solchen  ihren  Aufenthalt  hat  oder  zu  der  mafsgebenden  Zeit,  d.  i. 
also  hier  zur  Zeit  ihres  Todes,  gehabt  hat. 

Hat  der  auch  früher  keinem  Staat  angehört  habende  Erblasser 
zur  Zeit  seines  Todes  einen  mehrfachen  Wohnsitz  gehabt,  also  z.  B. 
einen  solchen  am  Ort  seines  Todes  und  zugleich  einen  Wohnsitz  an 
einem  in  einem  anderen  Land  gelegenen  Ort  als  an  jenem  zur  Zeit 
seines  Todes,  so  ist  beim  Schweigen  des  Gesetzbuchs  (Art  29  des 
Einf.'Ges.  bestimmt  über  diesen  Fall  nichts,  und  auch  sonst  entscheidet 
ihn  das  Gesetz  nicht)  die  Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
Privatrechts  in  Betracht  zu  ziehen,  um  mit  ihrer  Hülfe  die  Gesetzes- 
lücke auszufüllen.     Betont  mag  hier  immerhin   werden,   dafs  der  Fall 
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des  mehrfiichen  Wohnsitzes,  ohne  dais  man  auch  früher  keinem  Staate 
angehört  hat,  sehr  selten  vorkommen  wird.  Immerhin  ist  er  denkbar, 
und  bedarf  es  daher  einer  Schltlssigmachung  in  betreff  der  Frage,  wie 
der  Fall  bei  privatintemationaler  Gesetzeskollision  zu  beurteilen  ist 
So  ist  z.  B. ,  wenn  es  nicht  spttter  eine  Staatsangehörigkeit  erworben 
hat,  heimatlos  und  hat  daher  auch  frtlher  keinem  Staat  angehört,  em 
aufserhalb  des  britischen  Gebietes  von  einer  britischen  Cnterthanin  an» 
ehelich  geborenes  Kind,  es  besitzt  nicht  die  Eigenschaft  eines  britischen 
Unterthanen  (so  nach  einer  amtlichen  Mitteilung  bei  Cahn  a.  a.  0., 
1.  Aufl.  S.  38:  „Äccordiny  to  the  law  of  England  a  chüd  htwmg 
been  hörn  of  the  Brüish  dominions  and  heing  iUegiümate^  is  not  a 
BriHah  stüiject^y  Heimatlos  sind  beispielsweise  die  bei  uns,  in 
Deutschland,  geborenen  Kinder  von  Angehörigen  eines  Staates, 
der  den  (lediglich  durch  den  Znfidl  bestimmten)  Ort  der  Gebart  als 
für  die  Staatsangehörigkeit  entscheidend  betrachtet,  mit  anderen  Worten 
das  Princip  des  Geburtsorts  (jus  8oU)  unbeschrttnkt  als  Quelle  der 
Staatsangehörigkeit  anerkennt  (so  Dänemark,  Venezuela,  überhaupt  die 
südamerikanischen  Freistaaten  —  mit  Ausnahme  von  Argentinien ;  s.  anch 
V,  Bafy  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl., 
Bd.  I  §  50  S.  169  und  Dr.  Franis  Kahn,  Gesetzeskollisionen  — 
in  Jherings  Jahrbüchern  für  die  Dogmatik  des  heutigen  römischen  and 
deutschen  Privatrechts,  Bd.  XXX  1.  Heft  [neue  Folge,  Bd.  XVIII 
1.  Heft],  S.  67). 

£s  untersteht  nun  keinem  Zweifel,  dafs  jedenftdls  der  Anknüpftings- 
begriff  in  unserem  Fall  das  Wohnsitzprincip  ist.  Dies  geht  mit 
aller  Bestimmtheit  aus  den  Worten  des  Art.  29  des  Einf.(}e8.  com 
B.G.B.  hervor:  «und,  wenn  sie  auch  früher  einem  Staate  nicht  an- 
gehört,   (so  werden   ihre   Rechtsverhältnisse)   nach    den   Gesetzen  des 

Staats  (beurteilt),  in  welchem'  sie  ihren  Wohnsitz hat  oder 

zu  der  mafsgebenden  Zeit  gehabt  hat." 

Es  fragt  sich  aber  nun  weiter,  da  die  heimatlose  Person  zur  Zeit 
ihres  Todes  mehrere  Wohnsitze  in  verschiedenen  Rechtsgebieten  gehabt 
hat,  welches  Wohnsitzrecht  ist  mafsgebend  für  die  Beurteilung  der 
Erbschaft  als  solcher?  Der  Ansicht  Kahns  a.  a.  0.  S.  79  könnea 
wir  auch  hier  beipflichten,  der  ausführt,  dafs,  wenn  es  an  gesetzÜcben 
Anhaltspunkten  fehlt,  der  Anknüpftmgsbegriff  der  privatintemationalen 
Norm  versage  und  wir  uns  nach  einem  Substituten  umsehen  roüfsten, 
der  seines  Erachtens  der  Aufenthaltsort  sei.  Es  fehlt  nun,  wie  ans 
den  citierten  Worten  des  Art  29  hervorgeht,  nicht  an  einem  gesetz- 
lichen Anhaltspunkt,  derselbe  ist  das  Wohnsitzprincip.  Folglich  dürte 
wir  dasselbe  hier  nicht  aufgeben  und  es  jenem  des  Aufenthaltsorts 
opfern.  Der  Wohnsitzbegriff  ist  in  unserem  Falle  demnach  nicht  an» 
brauchbar.  Es  fragt  sich  nur,  welches  Wohnsitzrecht  unter  den 
mehreren  Wohnsitzrechten  giebt  die  Benrteilnngsnorm  ab?  Nach  der 
in  der  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  herrschenden 
Ansicht  ist  im  Falle  mehrfachen  Domizils  dem  früher  begründeten  der 
Vorzug  zu  geben,   d.  h.  die  Entscheidung  nach  dem  Domizilrechte  zu 
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treffen,  dem  sich  die  Person  zuerst  unterworfen  hat,  mit  anderen  Worten 
in  unserem  Fall  ist  fUr  die  Beurteilung  der  Erbschaft  als  solcher  das 
Recht  desjenigen  Orts  mafsgebend,  an  dem  der  Erblasser  zuerst  seinen 
Wohnsitz  errichtet  hat.  So  Savignyy  System,  Bd.  YIII  S.  101  und 
Dernhurgj  Pandekten,  Bd.  I  §  46  S.  106  (5.  Aufl.). 

Nach  der  Bestimmung  des  preufsischen  allgemeinen  Landrechts, 
Einleitung  §  27,  ist  dagegen  bei  einem  mehrfachen  Wohnsitz  die 
Handlungsfilhigkeit  nach  dem  Gresetze  derjenigen  von  beiden  Gerichts- 
barkeiten (d.  h.  desjenigen  von  den  mehreren  Wohnsitzen)  zu  beurteilen, 
welche  die  Gültigkeit  des  Geschäfts  am  meisten  begünstigt  Diese 
Bestimmung  läfst  sich  für  unseren  Fall  nicht  verwerten,  denn,  fragt 
V.  Bar  a.  a.  0.  S.  161  Anm.  41  sehr  zutreffend,  wie  soll  es  hier- 
nach beim  Intestaterbrechte  stehen?  Was  Kahn  a.  a.  0.  S.  79  mit 
Bezug  auf  die  oben  mitgeteilte  Ansicht  Savignys  und  Dernhurgs 
sagt:  „Das  (die  Ansicht  dieser  beiden)  erscheint  uns  willkürlich,  ist 
aber  nicht  von  grofser  Bedeutung,  wenn  man  nur  das  eine  festhält: 
Wohnsitzmehrheit  .  .  .  kann  und  darf  niemals  hervorgehen  aus  Kolli- 
sion der  Gesetze,  da  Erwerb  wie  Verlust  des  Wohnsitzes  sich  stets 
nur  nach  inländischem  Recht  bestimmt**  —  ist  mir  nicht  ganz  klar. 
Becht  hat  er  aber  jeden&lls  nicht,  wenn  er  weiter  sagt:  nliiegt  aber 
nach  inländischem  Recht  eine  dieser  Anomalien  —  Wohnsitzmehrheit 
und  Wohnsitzlosigkeit  —  vor,  so  ist  es  Auslegungsfirage ,  was  für  Be- 
stimmung des  Personalstatuts  an  Stelle  des  in  solchem  Falle  unbrauch- 
baren Wohnsitzbegrififo  zu  treten  hat.**  Er  will  in  solchem  Falle  den 
Aufenthaltsort  als  Substituten  des  Anknüpfungsb^grifb  nehmen. 

Wenn  ich  auch  nicht  ganz  von  der  Richtigkeit  der  Savignyschen 
und  Derfiburgschen  Ansicht  überzeugt  bin,  so  bin  ich  doch  der  Meinung, 
dafs  sie  am  zutreffendsten  ist,  da  sie  das  Wohnsitzprincip,  das  Art  29 
ganz  allgemein  für  eine  Person,  die  früher  einem  Staate  nicht  angehört, 
aber  einen  Wohnsitz  hat,  au&tellt,  gelten  läfst,  somit  am  besten  sich 
mit  der  Bestimmung  des  Art  29  vereinigen  läfst 

Das  Recht  des  zuerst  erworbenen  Wohnsitzes  dürfte  auch  deshalb 
mafsgebend  sein,  weil  der  Erblasser  in  unserem  Falle,  wenn  er  auch 
später  einen  anderen  Wohnsitz  erworben  hat,  damit  nicht  den  eist- 
erworbenen  Wohnsitz  aufgegeben  hat,  sondern  beide  zugleich  innehat^ 
also  durch  keine  Thatsache  seinen  Willen  dokumentiert  hat,  dafs  das 
Recht  semes  zuersterworbenen  Wohnsitzes  dem  Recht  des  später  er- 
worbenen nachstehen  solle. 

Wenn  in  dem  im  Princip  anzuwendenden  Heimatsrechte  des 
Erblassers  zur  Zeit  seines  Todes  an  verschiedenen  Orten  verschiedenes 
Recht  gilt,  so  dürfte  die  Erbschaft  als  solche  nach  dem  Recht  des 
Domizils  als  solchen  zu  beurteilen  sein  und  nicht  nach  dem  Recht  des 
letzten  Domizils  des  Erblassers  im  Heimatsstaate,  da  ohne  besondere 
gesetzliche  Bestimmung  —  und  das  Einftlhrungsgesetz  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  hat  auch  ftlr  diesen  Fall  keine  Bestimmung  —  die 
letztere  Annahme  jeder  rechtlichen  Begründung  entbehren  würde.  S.  auch 
Ernst  Zitelmann^  Internationales  Privatrecht,  1897i  Bd.  I  S.  405. 
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Gehört  eine  Person,  die  stirbt,  zor  Zeit  ihres  Todes  mehreren 
Staaten  an,  so  ist  es  fraglich,  welches  Heimatsrecht  für  die  Beorteilong 
der  Erbschaft  als  solcher  mafsgebend  ist,  da  das  Gesetz  in  betreff  dieses 
Falles,  der  nicht  sdten  eintreten  dürfte  (vergl.  Barazetti^  Das  inter- 
nationale Privatrecht  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deatsche 
Reich,  S.  21),  nichts  bestimmt  hat  Wir  müssen  ans  hier,  wie  bei 
jeder  Gesetzeslücke,  in  erster  Reihe  in  den  Geist  des  G^etzgebers 
versenken  und  uns  die  Frage  vorlegen,  wie  derselbe  den  Fall  ent- 
schieden haben  würde,  wenn  er  ihn  in  Erwttgung  gezogen  hätte.  Ge- 
langen wir  bei  dieser  Untersuchung  zu  keinem  Ergebnis,  dann  bleibt 
uns  nichts  übrig,  als  die  Theorie  und  Praxis  des  inteniationalen 
Privatrechts  zu  Rat  zu  ziehen. 

Wenn  wir  die  Art  8,  9,  13,  14,  15,  18,  19,  22,  28,  24  und 
arg.  e  contr.  Art  80  ins  Auge  fassen,  so  ergiebt  sich  uns  hieraus, 
dafs  der  Gesetzgeber  bei  Aufstellung  des  Princips  des  Heimatsrechts, 
das  nach  dem  schon  Dargelegten  im  EinfÜhrungsgesetze  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  das  Princip  des  Personalstatuts  beherrscht  und  nament- 
lich auch  im  Erbrecht  Platz  greift,  die  Anwendung  des  deutschen 
Rechts  für  Deutsche  ganz  besonders  und  mit  grofsem  Nachdruck  als 
in  seinem  Willen  liegend  statuiert  hat,  und  dafs  mithin  in  dem  Falle, 
dafs  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  zugleich  die  deutsche  und 
eine  ausllindische  Staatsangehörigkeit  besafs,  unser  Richter  die  Erbschaft 
als  solche  nach  dem  deutschen  Recht  und  nur  nach  solchem  zu 
beurteilen  hat 

Aber  auch  nur  ftlr  diesen  Fall  der  mehrfachen  Staats- 
angehörigkeit bietet  uns  die  ratio  legis,  der  Greist  und  Sinn  unseres 
Gesetzes,  einen  Anhaltspunkt  für  die  Auffindung  der  Beurteilungsnorm. 
Für  die  anderen  FnXLe  mehrfacher  Staatsangehörigkeit  des  Erblassen 
zur  Zeit  seines  Todes,  d.  h.  für  die  FftUe,  in  welchen  eine  mehr- 
fache ausländische  Staatsangehörigkeit  im  mafsgebenden  Zeit- 
punkte vorliegt,  sind  wir  in  betreff  der  Au&tellung  einer  Beurteilungs- 
norm auf  die  Wissenschaft  und  Praxis  des  internationalen  Privatreehts 
verwiesen,  da  uns  das  Gesetz  hier  gar  keinen  Anhalt  für  eine  Ent- 
scheidung giebt.  Wir  müssen  aber  auch  hier  stets  daran  festhalten, 
dafs  nach  dem  allgemein  herrschenden  Grundsatz  unseres  Gesetzes  das 
Heimatsrecht  als  solches  mafsgebend  bleiben  mufs  und  nur  im  NotUle 
eine  andere  Beurteilungsnorm  dem  Heimatsrecht  substituiert  werden 
darf.  Mithin  dürfen  wir  die  Theorie  und  Praxis  unserer  Diaclplin 
immer  nur  unter  Berücksichtigung  dieses  Gesichtspunktes  bei  der 
Lösung  unserer  Fragen  verwerten.  Und  so  gelangen  wir  zu  dem 
Ergebnis,  das  freilich  nicht  unbestritten  und  unbestreitbar  ist,  dafs  die 
Erbschaft  als  solche  bei  mehrfacher  auslKndischer  Staatsangehörigkeit 
des  Erblassers,  die  successiv  erworben  worden  ist,  nach  dem  Heimats- 
rechte des  Erblassers  in  demjenigen  Staate  zu  beurteilen  ist,  welchen 
er  selbst  zuletzt  gewählt  hat  Dies  greift  jedenfalls  dann  Platz,  wenn 
unser  Richter  zu  urteilen  hat,  wobei  es  dann  ganz  einerlei  ist,  ob  der 
Erblasser  in  seinem  Machtbereich  gelebt  hat 
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Hat  dagegen  der  im  Besitz  mehrerer  ausländischer  Staatsangehörig- 
keiten verstorbene  Erblasser  das  Heimatsrecht  zugleich  in  den  mehreren 
ausländischen  Staaten  erworben,  so  kann  das  Heimatsrecht  keine  Be- 
urteilungsnorm  abgeben,  und  substituieren  wir  ihm  daher  das  Wohnsitz- 
recht und  in  Ermangelung  eines  Wohnsitzes  das  Aufenthaltsrecht  als 
Norm  der  Entscheidung.  Es  ist  also  dann  der  Grundsatz  der  Aus- 
wanderungsfreiheit  (wie  überhaupt,  so  auch  hier)  und  zugleich  der 
thati^chlich  nähere  Verband  mit  dem  Staate  des  Wohnsitzes,  bezw. 
des  Aufenthaltsorts  als  entscheidend  anzuerkennen.  Vergl.  Baraeetiif 
Das  internationale  Privatrecht  u.  s.  w.,  S.  22,  v.  Bar  a,  a.  0.  I  §  88 
S.  261  und  Bluntschliy  Das  moderne  Völkerrecht  in  den  civili- 
sierten  Staaten,  2.  Aufl.,  §  874  Text  und  Anm. 

Zu  teilweise  entgegengesetzten  Ergebnissen  gelangt  Ernst  Zitel- 
mann,  Internationales  Privatrecht,  1897,  Bd.  I  S.  174  ff.,  die  uns 
jedoch  nicht  überzeugt  haben,  worauf  wir  aber  hier  nicht  weiter 
eingehen  können. 

Anlangend  die  Beurteilung  der  Erbschaft  als  solcher,  die  also 
grundsätzlich  nach  dem  Heimatsrecht  des  Erblassers  zur  Zeit  seines 
Todes  geschieht,  so  findet  infolge  der  Vorschrift  des  Art  27  unier 
Umständen  eine  Abweichung  insofern  statt,  als  dann^  wenn  nach  dem 
Rechte  des  fremden  Staates,  dessen  Gesetze  infolge  des  hier  in  betreff 
der  Erbschaft  als  solcher  geltenden  Beurteilungsnorm  des  Heimatsrechts 
für  mafsgebend  erklärt  sind,  die  deutschen  Gesetze  anzuwenden 
sind  —  nämlich  dann,  wenn  das  Recht  des  fremden  Staates  selbst 
nicht  angewendet  sein  will,  sondern  auf  das  deutsche  Recht  rttck- 
y erweist.  Hier  hat  der  deutsche  Richter  dieser  Rückverweisung 
unbedingt  Folge  zu  leisten.  Aus  Art  27  folgt  auch,  und  zwar  in 
durchaus  zwingender  Weise,  dafs  unser  Richter  einer  etwaigen  Weiter- 
verweisung,  d.  h.  der  Verweisung  des  im  Princip  anzuwendenden 
ausländischen  Gesetzes  auf  ein  drittes  Recht,  d.  h.  auf  ein  nicht  deut- 
sches Recht,  niemals  Folge  leisten  darf,  sondern  im  Falle  einer  solchen 
Weiterverweisung  des  ausländischen  Gesetzes  lediglich  das  ausländische 
Recht  als  solches,  nicht  die  intemationalrechtlichen  Normen  desselben, 
anwenden  mufs,  wenn  es  gleich  durch  seine  Weiterverweisung  seinen 
Willen  kundgiebt,  dafs  es  selbst  nicht  angewendet  sein  will.  Aus 
Art  27|  verbunden  mit  Art  28,  folgt  auch,  dafs  unser  Richter,  wenn 
bei  der  Beurteilung  der  Erbschaft  an  sich  fllr  die  Erbfolge  in  gewisse 
Liegenschaften  aus  dem  in  Art  28  angegebenen  Grunde  nicht  das 
Heimatsrecht  des  Erblassers,  sondern  ausnahmsweise  die  lex  loci  rei 
sUae  die  Beurteilungsnorm  abgiebt,  einer  etwaigen  Rttckverweisung  des 
ausländischen  Rechts,  der  ausländischen  lex  hei  rei  sitae,  nicht  Folge 
leisten  darf,  da  unser  Gesetz  das  Rttckverweisungsprincip ,  dem  Folge 
zu  leisten  ist,  nur  bei  Fragen,  die  dem  Herrschaftsbereich  des  Staats- 
angehörigkeitsprincips  unterstehen,  anerkennt  Vergl.  Baraeetti,  Das 
internationale  Privatrecht,  S.  10  u.  ff.,  sowie  Zitelmann  a.  a.  0. 
S.  244  u.  249,  dessen  Ausftlhrungen  hier  vollständig  zutreffen  und  mit 
den  unsrigen  übereinstimmen. 
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Das  Princip,  dafs  die  Erbschaft  als  solche  sich  nach  den  Penonal- 
Statuten  des  Erblassers,  d.  i.  nach  dem  Heimatsrecht  desselben  zur  Zeit 
seines  Todes,  beorteilt,  findet  fi\r  jede  Art  der  Erbfolge  (Intestat- 
erbfolge, Testaments-  und  Vertragserbfolge)  Anwendung.  Dies  ergiebt 
sich  arg.  Art.  24  Abs.  1  und  Art.  25  Satz  1. 

Die  Erbfolgeordnung  gehört  zum  Begriff  der  Intestaterbfolge 
und  beurteilt  sich  nach  dem  Princip,  wonach  diese  beurteilt  wird :  nach 
dem  Personalstatut  des  Erblassers.  Um  nun  kraft  der  Erbfolgeordnung 
im  konkreten  Falle  als  Intestaterbe  zu  erscheinen,  als  solcher  den  Erb- 
lasser zu  beerben,  mufs  man  vor  allem  erbfähig  sein.  Welchem 
Gesetz  untersteht  nun  die  Erbfähigkeit  im  Falle  örtlicher  Statuten* 
koUision?  Nach  welchem  Gesetz  beurteilt  sich  beispielsweise  hier  die 
Frage,  ob  ein  uneheliches  Kind  gegenüber  einem  bestimmten  Erblasser 
die  Erbftlhigkeit  besitzt,  im  gegebenen  Fall  in  seinen  Nachlafs  succe- 
dieren  kann?  Man  wird  sagen  müssen:  die  Erbfähigkeit  ist  als 
ein  Teil  der  Rechts^higkeit  einer  Person  nach  den  Normen  zu  be- 
urteilen, die  ftlr  die  Beurteilung  der  Rechtsfähigkeit,  hier  der  sich  als 
Erbfähigkeit]  darstellenden  besonderen  Rechts&higkeit,  Platz  zu  greifen 
haben.  Unser  G^etz  giebt  keine  besondere  Vorschrift  für  die  hier 
anzuwendende  Beurteilungsnorm  (Art  10  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B. 
regelt  lediglich  die  Voraussetzungen  der  Rechtsfähigkeit  ausländischer 
Vereine  fOx  den  deutschen  Richter,  es  ist  dies  die  einzige  Bestimmung 
im  Einführungsgesetze,  die  von  der  Beurteilung  der  RechtsfiLhigkeit 
handelt  und  ist  für  unsere  Entscheidung  nicht  weiter  zu  verwerten), 
wir  sind  daher  auf  die  Wissenschaft  und  die  Praxis  unserer  Disciplin 
verwiesen. 

Hiemach  und  aus  den  Kollisionsnormen,  die  der  Gesetzgeber  für 
die  verschiedenen  in  das  Gebiet  der  besonderen  Rechtsfllhigkeiten  ein- 
schlagenden Gesetzesgegenstande  aufgestellt  hat,  z.  B.  in  Art  19,  23, 
24,  25,  eigiebt  sich,  dafs  für  die  Beurteilung  der  besonderen  Rechts- 
ftlhigkeiten,  also  hier  für  jene  der  Erbfähigkeit,  das  Recht  in  An- 
wendung zu  bringen  ist,  das  Über  dasjenige  Rechtsverhältnis  entscheidet, 
bei  welchem  die  einschlagende  besondere  Rechtsfllhigkeit,  hier  die  Erb- 
fähigkeit, in  Betracht  zu  kommen  hat  Und  dies  Rechtsverhältnis  ist 
die  Erbschaft  an  sich,  die  in  Bezug  auf  sie  Platz  greifende  Erbfolge 
bezw.  Erbfolgeordnung.  Mithin  ist  die  ErbfHhigkeitsfrage ,  wenngleich 
eine  Frage  der  besonderen  Rechtsfähigkeit  einer  Person,  doch  mehr  ab 
eine  Frage  der  Erbfolgeordnung  zu  beurteilen  und  untersteht  daher 
auch  dem  Gesetze,  das  für  diese  die  Beurteilungsnorm  abg^ebt,  d.  h. 
dem  Personalstatut  des  Erblassers,  es  greift  hier  die  Norm  Platz,  die 
für  die  Beurteilung  der  Erbschaft  mafsgebend  ist,  also  im  Princip  das 
Heimatsrecht  des  Erblassers,  ausnahmsweise  die  Uz  loci  rei  sUae 
(Art  28).  Vergl.  auch  Baraeetti^  Das  internationale  Privatrecht, 
S.  99  in  Verbindung  mit  S.  23  u.  ff. 

EUngegen  die  Voraussetzungen,  an  welche  die  Intestaterbfolge 
geknüpft  ist,  d.  h.  die  Vorfragen,  die  Vorbedingungen  der  Erbfllhigkät 
im  einzelnen  Fall,    also   z.  B.    die  Frage,    ob   ein  Kind   ehelich  oder 
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nnehelich  sei,  nicht  die  Frage,  ob  ein  bestimmtes  uneheliches  ELind 
g^enttber  einem  bestimmten  Erblasser  erbfthig  sei  (ein  bestimmtes  un- 
eheliches Kind,  d.  h.  ein  Kind,  dessen  ehelicher  oder  unehelicher 
Stand  nicht  in  Zweifel  steht,  sondern  dessen  Unehelichkeit  feststeht, 
und  bei  welchem  es  sich  dann  fragt,  ob  es  im  gegebenen  Fall  dem 
X  succediert  —  dies  ist  die  Frage  der  ErbfUiigkeit ,  die,  wie  oben 
dargelegt,  sich  nach  der  Benrteilungsnorm  der  Erbschaft  als  solcher 
entscheidet),  femer  die  Frage,  ob  eine  Adoption  einer  Person,  die  sie 
zur  Erbfolge  befolgt,  vorliegt,  —  sind  nicht  nach  dem  Personalstatut 
des  Erblassers,  nach  dem  Gesetze,  welchem  die  Erbschaft  als  solche 
untersteht,  zu  beurteilen,  sondern  für  sie  ist  yielmehr  diejenige  Norm 
als  Beurteilungsnorm  mafsgeblich,  die  für  das  Familienrechtsverhttltnis 
gilt,  also  jene  der  Art.  21  und  22  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B. 

Besonders  hervorzuheben  ist  die  Beurteilung  der  Erbfähigkeit 
eines  Verschollenen.  Bei  einem  Verschollenen  wirft  sich  stets, 
wenn  ihm  eine  Erbschaft  erOfinet  wird,  die  Frage  auf,  ob  anzunehmen 
ist,  dafs  er  den  Erbanfidl  erlebt  hat,  mit  anderen  Worten,  ob  im 
Augenblick  des  Todes  des  Erblassers  das  Leben,  diese  conditio  sine 
qua  non  der  Erbfähigkeit  angenommen  werden  mufs. 

Hier,  in  Beantwortung  dieser  Frage,  handelt  es  sich  stets  um  eine 
Bestimmung  des  positiven  Rechts.  Was  folgt  hieraus?  Nichts  anderes, 
als  dafs  diese  Frage  und  somit  auch  jene  der  Erbfähigkeit  des  Ver- 
schollenen sich  nur  nach  dem  Recht  entscheidet,  das  für  die  Beurteilung 
der  VerschoUenheit  mafsgebend  ist  Dies  folgt  aus  Art  9  des  Einf.Ges. 
zum  B.6.B.  Hiemach  ist  für  die  Beurteilung  der  Verschollenheit  das 
Heimatsrecht  des  Verschollenen  mafsgebend,  nach  diesem  bestimmt  sich 
also,  ob  anzunehmen  ist,  ob  er  den  Erbanfall  erlebt  hat,  mithin  erb- 
filhig  ist  Vergl.  Barazetti^  Das  internationale  Privatrecht,  S.  100 
in  Verbindung  mit  S.  31  u.  ff.  — 

Was  die  Beurteilung  der  Frage  im  privatintemationalen  Kollisions- 
iall  betriff^  ob  eine  letztwillige  Verfügung,  ein  Testament , 
rechtsgültig  errichtet  oder  rechtsgültig  widerrufen  ist, 
so  ist  hier  das  Personalstatut  des  letztwillig  Verfügenden  bezw. 
Widerrufenden  zur  Zeit  der  Errichtung  bezw.  des  Widerrufe  des  Testa- 
ments, der  letztwilligen  Verfügung,  d.  h.  das  Heimatsrecht  desselben 
in  jenem  Zeitpunkt  entscheidend,  im  Gegensatz  zu  dem  bisherigen 
gemeinen  Recht,  wonach  der  letzte  Wohnsitz  des  Erblassers  die 
Beurteilungsnorm  für  diese  Frage  abgiebt. 

Der  von  uns  hier  aufgestellte  Satz  über  die  einschlagende  Be- 
urteilnngsnorm  ist  zwar  nicht  in  solcher  Bestimmtheit  im  Gesetzbuch 
(im  Einführungsgesetze)  ausgesprochen,  seine  Richtigkeit  ergiebt  sich 
aber  mit  unwiderlegbarer  Gewifsheit  aus  der  richtigen  Auslegung  des 
Art  24  Abs.  2  des  Einf.Ges.,  der  sich  ab  ein  Analogen  des  Art.  7 
Abs.  3  darstellt  Ich  gehe  hier  nicht  des  weiteren  auf  die  Auslegung 
des  Art.  24  Abs.  8  ein,  sondern  verweise  bezfkglich  derselben  auf 
Barazetii^  „Zur  Erläuterung  des  Art  24  Abs.  8  des  Einf.Ges.  zum 
B.G.B.   f.   d.  Deutsche  Reich**  —  in  vorwürfiger  Zeitschrift,  Bd.  VII 
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(1897) )  Heft  1 ,  S.  1  u.  ff. ,  woselbst  auch  die  schwierige  Frage  hin- 
sichtlich der  Benrteilungsnorm  der  TestierHlhigkeit  des  Erblassers  ibie 
Besprechung  gefunden  hat^). 

Der  Inhalt  der  letztwilligen  Verfügung  beurteilt  sich  im 
Kollistonsfalle  örtlieber  Gesetze  nach  demjenigen  Gesetz,  das  Ober  die 
Erbfolge,  die  Erbschaft  tlberhaupt  entscheidet,  also  nach  dem  Heimats- 
rechte  des  Erblassers  zur  Zeit  seines  Todes.  Arg.  Art  24  Abs.  1 
und  Art.  25  Satz  1. 

Hiemach  beurteilt  sich  unter  anderem  die  Frage  bezüglicb  der 
Gültigkeit  der  Erbeseinsetzung,  bezüglich  der  Enterbung  (Ekiterbongs- 
grtlnde),  der  Bemftmg  von  Nacherben  (Aftererben)  und  Ersatzerben, 
der  fideikommissarischen  Substitutionen,  die  Frage,  ob  die  der  Eibee- 
einsetzung,  den  Vermächtnissen  beigesetzten  Bedingungen  und  Auflagea 
zulässig  sind,  die  Frage  bezüglich  der  Höhe  und  des  Umfuigs  d« 
Pflichtteilsrechts ,  die  Frage  des  sog.  Fremdlingserbes  (jus  älbinagn^ 
droit  ^aübaine)^  bezüglich  der  Stellung,  Rechte  und  Pflichten  der 
etwaigen  Testamentsvollzieher  u.  s.  w. 

Der  Grund  der  ang^ebenen  Beurteilungsnorm  liegt  darin,  da& 
ein  Testament  erst  mit  dem  Tode  des  Erblassers  in  Kraft  treten  eoll 
—  ambidatoria  fH>lunta8  usque  ad  extremum. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Beurteilung  der  Gültigkdt  der 
letztwilligen  Verfügung  in  betreff  der  Form  derselben.  Diese  richtet 
sich  nach  dem  zur  Zeit  der  Errichtung  geltenden  Formgesetze  (locus 
regit  (idum)  oder  nach  dem  Formgesetze  desjenigen  Staates,  dem  der 
Erblasser  zur  Zeit  der  Errichtung  des  letzten  Willens  angehört  hat 
Art  24  Abs.  8  in  Verbindung  mit  Art.  11  Abs.  1  Satz  2.  Veiigi 
Baraeettiy  Das  internationale  Privatrecht,  S.  101  und  Baragetii, 
Zur  Erläuterung  des  Art  24  Abs.  8  u.  s.  w.  in  vorwtlrf.  Zeitschrift, 
Bd.  Vn  (1897)  S.  4. 

Es  untersteht  keinem  Zweifel,  dafs  die  Frage  nach  dem  ftlr  den 
A  n  f  a  1 1  und  Erwerb  der  Erbschaft  und  Vermächtnisse  geltenden  Recht 
im  Falle  der  Kollision  örtlicher  Rechtsnormen  sich  nach  dem  Recht 
beantwortet,  dem  die  Erbschaft  als  solche  untersteht,  d.  h.  also,  es 
greift  grundsätzlich  das  Heimatsrecht  des  Erblassers  zur  Zeit  seines 
Todes  Platz,  es  wäre  denn,  dafs  nach  §  28  des  Einf.Ges.  die  lex  hei 
rei  sitae  ausnahmsweise  gilt. 

Und  auch  der  Verzicht  auf  eine  anerftdlene  Erbschaft  unter- 
steht denselben  Grundsätzen,  denn,  wie  J?ar  a.  a.  0.  II  §  881  Anm.  1 
S.  841  treffend  hervorhebt,  der  Verzicht  mufs  notwendig  denselben 
Regeln  wie  der  Erwerb  unterworfen  sein,  da  er  nichts  anderes  sIb 
definitiver  Nichterwerb  der  Erbschaft  ist 

Eine  hier  zu  erörternde  Frage  ist  auch  die,  nach  welchem  Recht 
sich  im  privatintemationalen  Kollisionsfall  ein  bei  Lebzeiten  des  Erb- 
lassers von  einem  Erbberechtigten  erklärter  Erbverzicht  beurteilt, 
insbesondere  ob  er  zulässig  und  rechtswirksam  ist 


1)  S.  hierzu  auch  8.  118  ff.  daselbst    D.  Red. 
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Ich  nehme  keinen  Anstand,  auch  für  einen  solchen  Erbvemeht 
(pactum  sticcessorium  renuncUdipum)  das  Gesetz,  dem  die  Erbschaft 
als  solche  untersteht,  als  Beorteilnngsnorm  anzuerkennen. 

Ich  halte  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  22.  Januar  1888 
in  Entsch.  Bd.  VIII  S.  145,  die  dieser  Ansicht  ist,  aus  den  von  ihr 
ausgesprochenen  Gründen  fllr  durchaus  zutreffend.  Der  Erbverzicht, 
der  zu  Lebzeiten  des  Erblassers  ausgesprochen  wird,  hat  einmal  nichts 
zu  thun  mit  dem  Aufgeben  eines  dem  Verzichtenden  bereits  gehörigen, 
in  seinem  Vermögen  befindlichen  Rechts,  und  dann  handelt  es  sich  bei 
ihm  auch  nicht  um  den  Verzicht  auf  eine  schon  deferierte  Erbschaft, 
seine  Wirkung  äufsert  sich  darin,  dafs  die  Erbschaft  demjenigen  anftLllt, 
dem  sie  auch  sonst  angefallen  witre,  wenn  der  Verzichtende  nicht  yor- 
handen  gewesen  wttre,  mithin  wird  hierdurch  die  Erbschaft  selbst 
Gegenstand  der  Beurteilung,  handelt  es  sich  um  diese  als  solche,  wes- 
halb die  Norm  Platz  greift,  der  die  Erbschaft  als  solche  untersteht 
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Frage,  ob  daselbst  die  Gegenseitigiceit  im  Sinne  des 

§  661  der  R.CPr.O.  verbürgt  erscheint 

(Nachtrag  zu  Bd.  VI  S.  97  u.  flg.  dieser  Zeitschrift.) 
Von  Landgerichtsrat  MftX  Klein  in  Ansbach. 

Die  im  Nachfolgenden  enthaltene  Umarbeitung  der  dem  Auftatze 
über 

„Das  Erfordernis  der  yerbttigten  Gregenseitigkeit  bei  VoUstreckung 
ausländischer  Urteile  in  Deutschland''  (Bd.  VI  S.  97  u.  flg.  dieser 
Zeitschrift) 
auf  S.  127 — 180  beigegebenen  Übersicht  verschiedener  Staaten  und 
anderer  selbstttndiger  Rechtsgebiete  in  Bezug  auf  die  Frage  der  ver- 
bttrgten  Gegenseitigkeit  ist  vorzugsweise  durch  die  Rücksichtnahme  auf 
das  früher  nicht  in  Betracht  gezogene  Handbuch  von  Leske  und 
Löwen  feld  (Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr)  ver- 
anlafst  Mitwirkend  war  hierbei  auch  der  Wunsch,  einige  Berichtigungen 
an  jenem  Verzeichnisse  vorzunehmen  und  die  demselben  zu  Grunde 
gelegte  Einteilung  in  einzelnen  Beziehungen  abzuändern.  Zum  Belege 
ist,  abgesehen  von  dieser  Zeitschrift  —  nur  auf  das  vorerwähnte  Werk 
von  Leske  und  Löwen  feld  (im  Nachstehenden  mit  Leske  bezeichnet) 
und  auf  JSro|7i>6rs^)  Bezug  genommen,  da  diese  Schriftstellar  die  mafs- 

1)  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  ausländischen  Staaten  ^ten- 
den  Rpwtjmmnnpm  Über  cue  Verpflichtong  des  Elläffers  zur  Sieherheitsleistnng 
u.  8.  w.  und  Vollstreckung  ausländischer  Civilurtole  (Berlin,  1891). 
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gebenden   rechtlichen   Vonchriften    grofsenteils    ihrem   Wordaate  nach 
wiedergeben.     Hinsichtlich   der  schweizerischen  Kantone   ist  auch  auf 
die  Abhandlung  von  Boguin  im  Journal  du  droit  intemaHonal  priivi 
von  Clunet  Bd.  X  (1888)  S.  116  a.  flg.  hingewiesen. 
I.     Die  G^enseitigkeit  ist  rerbllrgt 

A.  yertragsnSrsig 

in  Serbien  (Böhms  Zeitschr.  VI  8.  408). 

B.  gesetzlicli 

1.  bei  Staaten,  welche  hinsichtlich  der  Voll- 
streckung deutscher  Urteile  leichtere  Voraus- 
setzungen als  die  Reichscivilprozefsordnang  auf- 
stellen, so  bei 

Ejmton  Basel  Stadt  (Koppers  S.  52,  Lesike  I  S.  828),  Balgarien 
(Böhms  Zeitschr.  IV  S.  195)'),  Kanton  St  Gallen  (Koppers  S.  54, 
Leshe  I  S.  829),  Kanton  GraubUnden  (Koppers  S.  55,  Leskel 
S.  829),  Kroatien  (Leshe  I  S.  101),  Lichtenstein  (BShms 
Zeitschr.  II  S.  195,  Leshe  I  S.  828),  Osterreich  —  bis  zum 
1.  Januar  1898»)  —  (Koppers  S.  41,  Leshe  I  S.  427),  Slavo- 
nien  (Leshe  I  S.  101),  Spanien  (Koppers  S.  66,  Leshe  I  S.  648) 
und  Kanton  Tessin  (Koppers  S.  58  nnd  Leshe  I  8.  882); 

2.  bei  Ländern,  deren  Bechte  mit  den  Voraus- 
setzungen des  §  661  der  R.C.Pr.O.  im  wesentlichen 
tibereinstimmen,  so  bei 

Bosnien  und  Herzegowina  (Koppers  8.  49,  Leshe  I  8.  429), 
Brasilien^)  (Böhms  Zeitschr.  VI  S.  478)  und  Italien  (Koppm 
8.  64  und  Leshe  I  8.  615); 

C.  thatstteliUcli 

1.  bei  Staaten,  welche  hinsichtlich  der  Voll- 
streckung   deutscher    Urteile    leichtere    Voraus- 


2)  In  der  Abhandlung  von  Schiechmanoto  (bei  Leske  und  Löwen- 
feldJl  S.  289)  wird  bemerkt,   dafs  die  Urteile  deutscher  Gerichte  in  Bol- 

Srien  insolange  nicht  yollstreckt  werden,  als  nicht  bulgarische  Urteile  in 
»utschland  zum  Vollzuge  gelangen.  Es  dürfte  gestattet  sein,  hinsichtlieh 
der  Frage,  ob  die  vorgängige  VoQstreeknng  dentsdier  Urteile  nach  §  661  der 
B.C.Pr.0.  eine  Vorbedingung  für  die  Gegenseitigkeit  Inldet,  B,nf  Böhms 
Zeitschr.  VQ  S.  17  hinzuweisen. 

3)  Die  am  1.  Januar  1898  ins  Leben  tretende  Exekutionsordnung  vom 
27.  Mai  1896  macht  in  §  79  (Böhms  Zeitschr.  VI  S.  864  u.  497)  die  Vofl- 
Streckung  ausländischer  Urteile  davon  abhängig,  dafs  die  Gregenaeitiffkeit 
durch  Staatsverträ^e  oder  durch  darUber  erlassene,  im  KeichsgesetzUafte 
kundgemachte  Kegiemncserkl&nmgen  verbürgt  ist. 

4)  Das  brasii.  Qer.Verf.Ges.  vom  20.  November  1894  verlangt  fibrigens 

51eichwie  die  italienische  Gesetzjarebung  keine  Gegenseitigkeit.  In  dem 
abdrucke  der  diesbezüglichen  Steflen  in  Böhms  Zeitschr.  mnui  es  auf  S.  474 
Zeile  17  von  unten  statt  der  Worte  „in  jedem  Falle  ist  ee  zulfis^.  Beweise 
über  den  Grund  der  entschiedenen  Rechtssache  anzubieten*^,  heiisen;  „in 
jedem  Falle  ist  es  unzulässig",  u.  s.  w. 
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setzangen  als  die  Reichscivilprozefsordnang  auf- 

Btellen,  so  bei 
Kanton  Aargau^)  (Koppers  S.  51,  BoguinS.  127),  Kanton  Appen- 
zell i.  Rh.  (Kappers  8.  51,  Boguin  S.  125),  Kanton  Basel  Land 
(Koppers   S.  52),   Dftnemark    (Böhms   Zeitschr.   I    S.  58  n.  106), 
Kanton  Schaffhausen  (Koppers  8.  57,  Boguin  8.  128); 

2.  bei8taaten,  deren  Vollstreckangsvoraassetzangen 
mit  denjenigen  des  §  661  derR.C.Pr.O.  im  wesent- 
lichen tibereinstimmen,  so  bei 

Kanton   Bern    (Böhms  Zeitschr.   I  8.  60)   und   Rumänien   (Böhms 

Zeitschr.  VII  8.  17). 

n.     Nicht  verbürgt  ist  dagegen  die  Gegenseitigkeit 

1.  bei  Ländern,  welche  überhaupt  nicht  oder  nur  im 
Falle  diesbezüglicher  besonderer  8taatsyerträge 
vollstrecken,  wenn  solche  weder  mit  dem  Deut- 
schen Reiche,  noch  auch  mit  einem  hierzu  ge- 
hörigen Bundesstaate  abgeschlossen  wurden,  so  bei 

Chile  (Koppers  8.  100),  Ecuador  (Leske  I  8.  822),  Finnland 
(Koppers  8.  86,  Leske  I  8.  827,  U  8.  584),  Haiti  (Koppers  8.  108, 
Leske  I  8.  823),  Kanton  Neuenburg®)  (Koppers  8.  56,  Leske  I 
8.  830),  Norwegen  (Koppers  8.  81),  Peru  (Koppers  8.  100,  Leske 
I  8.  825),  Rufsland  (Koppers  8.  82,  Leske  II  8.  688)  und 
Schweden,  wo  blofs  dänische  Urteile  vollzogen  werden  (Koppers 
S.  81  und  Leske  II  8.  483); 

2.  wenn  in  einem  ausländischen  Staate  zum  Zwecke 
der  Vollstreckung  verlangt  wird,  dafs  die  Oegen- 
seitigkeit  durch  Staatsvertrag  oder  Erklärungs- 
austausch der  Regierungen  ausdrücklich  zuge- 
sichert ist,  wie 

z.  B.  in  Ungarn  (Böhms  Zeitschr.  IV  8.  417)  und  in  Österreich 
(vom  1.  Januar  1898  an,  falls  nicht  zwischen  diesem  Staate  und  dem 
Deutschen  Reiche  ein  diesbezüglicher  Staatsvertrag  oder  eine  Aus- 
wechselung von  Regierungserklärungen  zustande  kommen  sollte); 

3.  in  Ländern,  welche  nur  ansnalunsweise  fremdrichter- 
liche Urteile  in  Vollzug  setzen,   so  in 

Argentinien  und  Mexiko,  welche  blofs  die  auf  persönliche 
KUigen  bezüglichen  Urteile  (Koppers  8.  101,  93  tmd  Leske  I  S.  820 
und  823),  sowie  die  Niederlande,  welche  nur  Urteile  über  Havarie 
und  Bergelohn  (Koppers  8.  74,  Leske  I  8.  508)  vollstrecken; 


5)  Zwischen  Aargau  und  Baden  ist  die  G^enseitigkdt  auch  vertrags- 
mäfsig  verbQigt  laut  Überdnkommens  vom  Jahre  1867. 

6)  Im  Kanton  Neuenbürg  werden  nur  Urtdle  von  schweizerischen  Kan- 
tonen und  von  solchen  Staaten  vollstreckt,  mit  welchen  die  Schweiz  Staats- 
vertrage  abgeschlossen  hat. 


826     ^^  Klein  in  Anabach,  Veraeichnis  mehrerer  Staatsgebiete  etc. 

4.  in  Staaten,  welche  nicht  vollziehen,  wenn  auf 
Verurteilung  eines  ihrer  Angehörigen  erkannt  ist, 

z.  B.  in  der  Tttrkei  {Koppers  S.  90,  Leake  U  S.  408); 

5.  wenn  in  einem  Staate  gesetzliche  Bestimmungen 
entweder  gar  nicht  oder  nicht  in  ausreichendem 
Mafse  bestehen  und  sich  eine  feste  Praxis  fttr  den 
Vollzug  ausländischer  Urteile  nicht  gebildet  hat, 

z.  B.  in  Andorra 7)  (Leske  I  8.  820); 

6.  wenn  der  Urteilsvollzng  von  dem  freien  Belieben 
des  Regenten,  wie 

in  Monako  (Koppen  8.  66  und  Leske  I  S.  246) 

oder   von   demjenigen   der  zuständigen   Gerichts- 
oder Verwaltungsbehörden  abhängig  ist,  wie 

in  den  Kantonen  Appenzell  a./Rh. ,    Thurgau  und  Zug  (Bo^iitn 

S.  124,  125  u.  127); 

7.  in  Staaten,  welche  vor  Vollstreckung  auswärtiger 
Entscheidungen  einePrtlfung  derselben  in  vollem 
Umfange  vornehmen  oder  doch  alle  Einwendungen 
des  Schuldners  zulassen,  soweit  nicht  ein  Staats- 
vertrag etwas  anderes  bestimmt,  so 

in  Belgien  (Kqppers  S.  72,  Leske  l  S.  585),  Frankreich  {Koppen 
8.  70,  Leske  I  8.  568),  Kanton  Freiburg  (Koppers  8.  58,  Boguin 
8.  118,  Leske  I  8.  827  u.  829),  Kanton  Genf  (Koppers  8.  54,  Leske 
I  8.  827  u.  829),  Luxemburg  (Koppers  S.  72  und  Leske  I  S.  52), 
Unterwaiden  o./W.  (Koppers  S.  59,  Leske  I  8.  882),  Venezuela 
(Koppers  S.  102,  Leske  I  8.  835)  und  Kanton  Waadt  (Koppers  S.  60, 
Leske  I  8.  827,  833,  Boguin  S.  128); 

8*  wenn  zwar  einePrtlfung  des  ausländischen  Urteils 
im  vollen  Umfange  und  eine  Zulassung  aller  Ein- 
wendungen des  Schuldners  nicht  stattfindet,  je- 
doch Prüfung  und  Verteidigung  in  einem  mit  §  661 


7)  In  diese  Klasse  scheint  auch  der  Kanton  Uri  zu  gehören:  doch 
läfst  sich  dies  nach  den  Mitteilungen  Roguin»  S.  125  nicht  mit  Scherheit 
entnehmen.  Auch  der  Kanton  Unter wal  den  n./W.  wird  hierher  gerechnet 
werden  dfirfen,  da  dessen  Gesetz  fiber  das  C^vilrechtsverfahren  vom  9.  Apifl 
1890  {Lethe  I  S.  883)  in  §  178  Abs.  2  nur  folgendes  bestimmt:  .Für  die 
Vollziehung  nichtschweizenscher  Urteile  sind  die  Staatsverträfe  mafsgebend. 
Im  weiteren  ist  darauf  zu  ^ehen,  ob  in  dem  betrefienden  Staate  mesfalls 
Gegenrecht  gehalten  ist"  Ähnlieh  lauten  §  307  Abs.  2  der  CJPr.O.  f3r  den 
Kanton  Schw^z  vom  7.  Februar  1890  {Le»he  I  S.  882)  und  die  ein- 
schlägiffen  Bestimmungen  des  Kantons  Luzern  in  dessen  (}es.  über  das 
Civibrechtsverfiihren  vom  5.  März  1895  {Böhms  Zeitschr.  VI  S.  d68)u  Jeden- 
falls kann  bezüglich  der  erwähnten  Kantone  von  verbürgter  Gegenseitigkeit 
insoIauKe  nicht  die  Kede  sein,  als  nicht  eine  ständige  Übunff  si<»i  dahin  ge- 
bildet hat,  dals  die  Urteile  deutscher  Gerichte  kOnmghin  vollstreckt  werden 
und  dafs  hierbei  eme  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  2-4  der  R.aPr.O.  nicht  im 
iänklange  stehende  Prüfung  dieser  Urteile  vermieden  wird. 
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Abs.    2     der    R.C.Pr.0.     nicht     zu    vereinbarenden 

Mafse  gestattet  ist,  wie  z.  B. 
in  dem  Kantone  Glarus  (Koppers  8.  54),  Griechenland  (Koppers 
S.  90,  Leske  II  S.  76),  Grofsbritannien  (Koppers  S.  74,  Leshel 
S.  822),  Louisiana  (Koppers  S.  98),  Montenegro^)  (Leske  II 
S.  389),  Portugal  (Koppers  S.  68,  Böhms  Zeitschr.  11  S.  500, 
Leske  I  S.  658),  Uruguay  (Leske  I  S.  834),  Vereinigte  Staaten  von 
Columbien  (Leske  I  S.  835)  und  von  Nordamerika  (Koppers 
S.  93,  Leske  I  S.  858),  endlich  die  Kantone  Wallis  (Kqppers  S.  60, 
Eoguin  S.  126)  und  Zürich»)  (Koppers  S.  60  und  Leske  I 
S.  833).  — 


Russisches  Aktienrecht 

Nach   der  Ausgabe  von   1887    mit  Berücksichtigung    der  Fortsetzung 
von  1895  aus  Bd.  X  Tl.  1  der  Reichsgesetze, 

nebst   Anhang: 

1.   Statut  einer  russischen  Aktiengesellschaft, 
2.  Zulafsbedingungen  für  den  Geschäftsbetneb  einer  ausländischen 

Aktiengesellschaft  in  Rufsland. 

Übersetzt  von 

Dr.  jur.  Otto  Yon  Yeh, 

Rechtsanwalt  beün  königL  Land^richt  I  in  Berlin,  früher  Rechtsanwalt 

m  Riga. 

Einleitung. 

Das  russische  Handelsrecht  ist  im  zweiten  Teil  des  XI.  Bandes 
der  russischen  Reichsgesetze  (Ssiood  Sakönoto)  enthalten.  Derselbe  um- 
fafst  in  der  Ausgabe  von  1893  sechs  Gresetze:  1.  die  Kreditordnung, 
2.  die  Wechselordnung,  8.  die  Handelsordnung,  4.  die  Handelsprozefs- 
ordnung,  5.  die  Konsularordnung,  6.  die  Gewerbeordnung. 

8)  In  der  Übersicht  (Zeitschr.  VI  S.  129)  ist  Montenegro  infolge  ones 
Versehens  deigenigen  Staaten  beigezfthlt  worden,  welche  fremdiichterliche 
Urteile  überhaupt  nicht  vollstrecken. 

9)  Bezflglich  des  Kantons  Zürich  wird  gewöhnlich  die  Gre^enseitigkeit 
als  gegeben  erachtet.  Das  Bestehen  derselben  ist  jedoch  mit  Rucksicht  auf 
den  lYortlaut  der  mafs^ebenden  'gesetzlichen  Vorschrift  zu  yemeiuen.  Der 
Richter  kann  „nach  freier  Würdigung  aller  Verhältnisse^  Vollziehuxig  ge- 
währen, wenn  mindestens  das  awändische  Urteil  rechtskräftig  und  von 
einem  zuständigen  Gerichte  gefällt  ist  Demzufolge  darf  eine  materielle 
Prüfung  vorgenommen  und  die  Vollstreckung  aus  sachlichen  Gründen  ab- 

r lehnt  werden.    In  diesem  Sinne  wird  das  Gesetz  auch  in  der  bei  Kopp  er  a 
61  abgedruckten  Entscheidung  des  Handelsgerichts  Zürich  aufgeftifst. 


328  ^-  i^'  ^o  ^^^  ^^^  ^  Berlin, 

Die  Ereditordnung  enthKlt  zvrar  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
über  die  Aktienbanken ;  das  eigentliche  Aktienrecht  aber  findet  sich  im 
ersten  Teil  des  X.  Bandes  der  Reichsgesetse,  im  Privatrecht.  Als 
Orand  liierfUr  giebt  Pohedonosgew  an,  dafs  zur  Teilnahme  an  Aktien- 
gesellschaflen  nicht  nur  Glieder  des  Kanfmannstandes ,  sondern  Mit- 
glieder aller  Stände  zugelassen  würden ').  Das  vierte  Buch  des  Privat- 
rechts handelt  von  den  Verbindlichkeiten  aus  VertrSgen  und  behandelt 
im  sechsten  Hauptstttck  den  Gesellschaftsvertrag. 

Dieses  sechste  Hauptstück  —  Art.  2126—2198  —  folgt  hier  zum 
erstenmal  in  deutscher  Obersetzung  nach  der  Ausgabe  vom  Jahre 
1887  mit  Berücksichtigung  der  Fortsetzung  von  1895.  Es  enthält  in 
der  ersten  Abteilung  —  Art.  2126 — 2188  —  allgemeine  Bestimmungen 
und  handelt  in  der  zweiten  Abteilung  —  Art.  2189 — 2198  ausschüers- 
lich  von  den  Anteilsgesellschaften  oder  Aktiencompagnien. 

Das  russische  Aktienrecht  stammt  aus  dem  Jahre  1886  und  hat 
seitdem  nur  unwesentliche  Veränderungen  erfahren,  obgleich  das  Aktien- 
wesen  in  Rufsland  namentlich  in  letzter  Zeit  einen  grofsen  Aufschwung 
genommen  hat.  Dafs  man  bisher  mit  einem  so  alten  Gesetz  auskam, 
ist  wohl  wesentlich  darauf  zurückzuftlhren ,  dafs  in  Rufsland  das  Kon- 
zessionssjstem  in  vollem  Um&nge  herrscht.  Ohne  Konzession  der 
Staatsregierung  kann  weder  ein  Aktienuntemehmen  begründet,  noch  das 
Statut  einer  bestehenden  Aktiengesellschaft  in  wesentlichen  Punkten  ab- 
geändert werden.  —  Ebensowenig  wird  eine  ausländische  Aktiengesell- 
schaft ohne  Genehmigung  der  Staatsregierung  zum  Geschäftsbetriebe  in 
Rufsland  zugelassen.  —  In  allen  diesen  Fällen  erfolgt  die  Entscheidung 
formell  an  Allerhöchster  Stelle,  worauf  sowohl  Statuten  und  Statuten- 
Veränderungen  als  Zulafsbedingungen  in  der  vom  dirigierenden  Senat 
herausgegebenen  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  der  Staats- 
regierung publiziert  werden. 

Unter  solchen  Verhältnissen  haben  sowohl  die  Statuten  der  Aktien- 
gesellschaften,  als  die  Bedingungen,  unter  denen  ausländische  Aktien- 
gesellschaften zum  Geschäftsbetriebe  in  Rufsland  zugelassen  werden, 
ein  typisches  Gepräge  angenommen.  Abgesehen  von  den  durch  den 
Gegenstand  und  die  Gröfse  des  Unternehmens  bedingten  Verschieden* 
heiten,  wiederholen  sich  die  Statuten  der  Aktiengesellschaften  in  Rnfs- 
land  in  ihren  wesentlichen  Bestimmungen.  Ebenso  bleiben  die  Be- 
dingungen, unter  denen  ausländische  Aktiengesellschaften  in  Rufsland 
zum  Geschäftsbetriebe  zugelassen  werden,  im  grofsen  und  ganzen  die 
gleichen. 

Um  ein  Bild  dieser  Statuten  und  Zulafsbedingungen  zu  geben, 
sind  aus  der  erwd^hnten  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  der 
Staatsregierung  übersetzt  und  im  Anhange  abgedruckt:  1.  das  am 
7./19.  Oktober  1896  bestätigte  Statut  einer  Aktiengesellschaft  ftlr 
Cementfabrikation  und  2.  die  am  14.  Juni  1896  bestätigten  Bedingungen, 


1)  Pobedonoazeto,  Kursus  des  bürgerlichen  Rechts,  3  Teile,  Teil  3  S.  540. 
St.  Petersburg  1896  (rusasch). 
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unter  denen  eine  belgische  Aktiengeselbcbaft  zum  Geschäftsbetriebe 
in  Rnfsland  zugelassen  ist 

Mit  Rücksicht  darauf,  dafs  das  Statut  einer  Aktiengesellschaft  nur 
mit  Allerhöchster  Bestätigung  zu  stände  kommt ,  erscheint  es  in  Rufs- 
land  als  Gesetz').  Es  kommt  deshalb  vor,  dafs  in  den  Statuten  Be- 
etimmungen sanktioniert  werden,  welche  dem  bestehenden  Gesetz  wider- 
sprechen. So  enthält  z.  B.  Art.  2160  das  Verbot  von  Aktien  auf  den 
Inhaber.  Trotzdem  sind  zahlreiche  Statuten  von  Aktiengesellschaften 
bestätigt  worden,  deren  Aktien  auf  den  Inhaber  lauten.  Erst  in  der 
hier  in  Übersetzung  vorliegenden  Ausgabe  des  Gesetzes  vom  Jahrs  1887 
findet  sich  bei  Art.  2160  eine  Anmerkung,  wonach  in  den  Statuten 
einzelner  Aktiengesellschaften  Ausnalimen  von  der  Regel  dieses  Artikels 
zugelassen  sind. 

Im  ganzen  tragen  die  Statuten  der  Aktiengesellschaften  in  Rufs- 
land  den  Charakter  strengster  staatlicher  Bevormundung  an  sich.  Ein- 
zelne Bestimmungen  erscheinen  direkt  öffentlichrechtlich.  So  enthält 
z.  B.  die  Anmerkung  zum  §  4  des  abgedruckten  Statuts  die  Be- 
fltimmung,  dafs  die  Gesellschaft  dem  Ukas  vom  14.  Mai  1887  ent- 
sprechend in  gewissen  Gegenden  des  Reichs  keinen  Grundbesitz  er- 
werben dtlrfe,  die  Anmerkung  zu  §  21  besagt,  dafs  von  den  fUnf 
Direktoren  der  Oesellschaft  nicht  weniger  als  drei  russische  Unterthanen 
sein  mtlfsten,  die  Anmerkung  zu  §  83,  dafs  der  gesamte  Schriftwechsel 
und  die  gesamte  Schrift-  und  Rechnungsftlhrung  der  Gesellschaft  in 
den  Grenzen  des  russischen  Reichs  in  russischer  Sprache  zu  erfolgen 
habe.  Es  giebt  auch  Aktiengesellschaften,  in  deren  Statuten  die  An- 
merkung zum  §  21  dahin  lautet,  dafs  sämtliche  Direktoren  und  deren 
Stellvertreter,  sowie  sämtliche  Personen,  die  Grundstücke  der  Gesell- 
schaft verwalten,  russische  Unterthanen  nicht  mosaischer  Konfession 
sein  mtlssen,  andererseits  auch  Statuten  von  Aktiengesellschaften,  in 
denen  die  Anmerkung  zu  §  21  fehlt  Derartige  Bestimmungen  sind 
für  jeden,  der  sich  etwa  als  Ausländer  an  einem  Aktienuntemehmen 
in  Rufsland  beteiligen  will,  von  praktischem  Interesse. 

Beztlglich  der  im  Anhange  unter  2  abgedruckten  Zulafsbedingungen 
ftlr  den  Betrieb  einer  ausländischen  Aktiengesellscliaft  in  Rufsland  ist 
auf  die  Anmerkung  1  zum  Art  2189  des  Gesetzes  zu  verweisen. 
Danach  geniefsen  f^nzösische  Aktiengesellschaften  in  Rufsland  Rcchts- 
tohatz,  „sofern  sie  sich  den  russischen  Gesetzen  anpassen".  Dasselbe 
gilt  ftlr  belgische  Gesellschaften,  sofern  aufserdem  ähnliche,  in  Rufsland 
gesetzlich  begrtlndete  Gesellschaften  in  Belgien  die  gleichen  Rechte 
haben.  Diese  Bestimmungen  beruhen  auf  Konventionen^  welche  mit 
Frankreich  1868,  mit  Belgien  1865  abgeschlossen  worden  sind.  Ähn- 
liche Deklarationen  sind  mit  Italien  1866 ,  mit  Österreich  1867  aus- 
getauscht worden. 


2)  Borowikowehi  ^  Die  bürgerlichen  Gresetze  mit  Erlftuterongen  nach 
den  Entscheulungen  des  Kassaüonsdepartements  des  durigierenden  Senats, 
8.  Aufl.    St  Petersburg  1895,  S.  802  zum  Art.  2185  (russisch). 
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Die  Anmerkung  1  wird  von  der  nusischen  Rechtsprechung  dahin 
ausgelegt,  dafs  es  darauf  ankomme,  ob  mit  demjenigen  Staat,  in 
welchem  eine  anslftndische  Aktiengesellschaft  errichtet  sei,  eine  das 
Princip  der  Gegenseitigkeit  verbürgende  Konvention  bestehe.  Aktien- 
gesellschaften aus  solchen  Staaten  sollen  das  Recht  haben,  in  Rufsland 
als  KlSger  aufzutreten.  Der  Beweis  dafllr,  dafs  die  Gegenseitigkeit 
verbürgt  sei,  sei  aber  nicht  von  AmtswQgen  zu  erheben,  sondern  vom 
Klager  beizubringen*). 

Dem  Princip  der  Gegenseitigkeit  entsprechend  lautet  Art.  4  des 
Handels-  und  Schifiahrtsvertrages  zwischen  Deutschland  und  Rufsland 
vom  29.  Januar/10.  Februar  1894  nach  dem  deutschen  Text  (R.G.B1. 
1894  N.  2148  S.  153  ff.): 

„Aktiengesellschaften  und  andere  kommerzielle,  industrielle  oder 
finanzielle  Gesellschaften,  welche  in  einem  der  beiden  Lttnder  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  rechtsgültig  errichtet  worden  sind  und  dort  ihren 
Sitz  haben,  sollen  in  dem  anderen  Lande  als  gesetzlich  bestehend  an- 
erkannt werden  und  dort  namentlich  das  Recht  haben,  vor  Gericht  als 
Kläger  oder  ab  Beklagte  Prozesse  zu  führen. 

„Es  herrscht  jedoch  darüber  Einverständnis,  dafs  durch  die  vor- 
stehende Bestimmung  die  Frage  nicht  berührt  wird,  ob  derartige,  in 
einem  der  beiden  Länder  errichtete  Gesellschaften  in  dem  anderen 
Lande  zum  Handels-  und  Grewerbebetriebe  zugelassen  werden  sollen 
oder  nicht.  Diese  Frage  bleibt,  wie  bisher,  den  in  dem  betreffende 
Lande  bestehenden  oder  noch  einzuführenden  Bestimmungen  vor- 
behalten. 

„Li  jedem  Falle  sollen  die  gedachten  Gesellschaften  in  dem  anderen 
Lande  dieselben  Rechte  geniefsen,  welche  den  gleichartigen  Gesell- 
schaften irgend  eines  Landes  zustehen  oder  zugestanden  werden 
sollten. "" 

Bestände  ako  der  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Rufs- 
land nicht,  so  könnten  nach  der  vorerwähnten  Auffiissung  der  russischai 
Gerichte  deutsche  Aktiengesellschaften  in  Rufsland  als  Kläger  nicht 
auftreten,  es  sei  denn,  dafs  ihnen  die  übigens  jederzeit  widerrufliche 
(§10  der  ZulaTsbedingungen)  Konzession  zum  Gewerbebetriebe  in  Rufs- 
land verliehen  wäre. 

Die  Meistbegünstigungsklausel  des  Abs.  8  ist  bisher  nicht  wirksam 
geworden,  weil  Rufsland  keinem  Staat  weitergehende  Rechte  eingerannt 
hat,  ab  in  den  Absätzen  1  und  2  des  Artikels  4  enthalten  sind. 


StrafrechtlicheBestimmungen  enthält  das  russische  Aktien- 
recht nicht.  Wohl  findet  sich  aber  im  russischen  Strafgesetzbuch  eine 
Abteilung,  welche  von  der  Übertretung  der  über  ELandelsgesellschaften, 
Kommanditgesellschaften  und  Aktiencompagnieu  bestehenden  Vorschriften 
handelt  (Art  1194 — 1202).  Diese  Artikel  behandeln  indessen  keine 
Strafthaten,  welche  dem  Aktienwesen  eigenttlmlich  sind.     Die  dort  mit 


3)  BorovDihomhi  a.  a.  0.  S.  786  zu  Art  2139. 
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Strafe  bedrohten  Handlnngen  fidlen  yielmehr  anter  die  allgemeinen 
Begriffs  der  Flllschang,  des  Betrages,  der  betrügerischen  Entwendung 
nnd  der  Übertretung  von  Steuervorschriften. 

Ich  gebe  den  Inhalt  der  Artikel  in  Kttrze  wieder^). 

Art.  1194  bestraft  das  Nachmachen  von  Aktien  mit  dem  Verlast 
aller  Standesrechte  und  der  Verschickung  in  die  entfernteren  Gegenden 
Sibiriens. 

Art  1195,  1196  und  1202  betreffen  das  Versicherungswesen. 

Art  1197  bedroht  denjenigen,  welcher  eine  Handelsgesellschaft, 
eine  Kommanditgesellschaft  oder  eine  Aktiencompagnie  ohne  Genehmigung 
der  Obrigkeit  und  ohne  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  er- 
öffiiet,  mit  der  Aufhebung  des  Unternehmens  und  einer  Geldstrafe  im 
Betrage  von  nicht  mehr  als  fünfhundert  Rubeln« 

Art  1198  bedroht  dasjenige  Mitglied  einer  Handelsgesellschaft^ 
Kommanditgesellschaft  oder  Aktiencompagnie,  welches  eine  ihm  von 
diesen  G^ellschaften  erteilte  Vollmacht  vorsätzlich  zu  deren  Nachteil 
gebraucht,  mit  der  auf  betrügerische  Entwendung  gesetzten  Strafe  und 
erklärt  es  ftlr  ersatzpflichtig. 

Art.  1199  bedroht  die  Mitglieder  mit  Genehmigung  der  Staats- 
regierung errichteter  Handelsgesellsciiaften,  Kommanditgesellschaften  und 
Aktiencompagnien  wegen  vorsätzlicher  Vernichtung,  Beschädigung  oder 
Unterschlagung  ihnen  anvertrauter  Dokumente  oder  ihnen  anvertrauten 
Gutes,  sowie  wegen  seiner  Aneignung  oder  Verschleuderung  mit  den- 
selben Strafen,  denen  Bevollmächtigte  gemäfs  Art.  1711  des  Str.G.B. 
wegen  derselben  Strafthaten  unterworfen  werden. 

Art  1200  bedroht  Kaufleute,  welche  der  von  ihnen  abgegebenen 
Unterschrift  zuwider  auTserhalb  ihres  Handelshauses  oder  ihrer  Com- 
pagnie  stehende  Personen  zur  Teilnahme  an  derselben  mit  dem  Rechte 
eines  vollen  Compagnons  zulassen:  das  erste  Mal  mit  einer  Geldbufse, 
welche  das  Doppelte  des  für  einen  entsprechenden  Handelsschein  zu 
entrichtenden  Betrages  nicht  tibersteigt,  das  zweite  Mal  mit  einer  Greld- 
bufse,  welche  das  Vierfache  dieses  Betrages  nicht  tibersteigt,  und  das 
dritte  Mal  neben  derselben  Geldbufse  mit  dem  Verluste  der  Handeb- 
berechtigung. 

Art  1201  bedroht  denjenigen,  welcher,  obgleich  in  dem  einem 
Handelshause  oder  einer  Compagnie  erteilten  Handelsscheine  nicht 
genannt,  dennoch  an  einem  solchen  Unternehmen  mit  dem  Rechte  eines 
vollen  Compagnons  sich  beteiligt,  das  erste  Mal  mit  einer  Geldbufse, 
welche  den  Ha  einen  solchen  Handelsschein  zu  entrichtenden  Betrag 
nicht  übersteigt,  das  zweite  Mal  mit  einer  Geldbufse,  welche  das 
Doppelte  diese«  Betrages  nicht  übersteigt,  das  dritte  Mal  mit  Geftüognis- 
haft  von  vier  bis  acht  Monaten  und  mit  dem  Verlust  der  Berechtigung 
zum  Betriebe  am  Handel  und  Gewerbe. 


4)  Das  rassische  Strafgesetz  ist  ins  Deutsche  übersetzt  von  O,  v.  Olatenapp, 
2.  Aufl.  1892.    Dorpat-Mattiesen. 
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Nach  Pohedonoseew^)  haben  berata  in  den  ftinBoger  Jahren  ▼or- 
bereitende  Arbeiten  zor  Heratellang  eines  neuen  Aktienrechts  statt- 
gefnnden,  im  Jahre  1872  aber  hatte  eine  Kommiasion  im  Finau- 
ministeriom  ein  nenes  Projekt  anagearbeitet  Znr  Zeit  tagt  eben&Ds 
in  St.  Petersburg  eine  Kommission,  welche  mit  der  Beratung  eines 
neuen  Aktiengesetzes  beschäftigt  ist 

Berlin,  April  1897.  Der  Übersetzer. 


Sechstes    Hauptsttlck. 

Von  der  Ghesellschaft. 

Erste  Abteilung. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  2126. 
Gesellschaften  bestehen  ans  Personen,  welche  sich  zu  einem  Ganzen 
▼ereinigt    haben    und    im  Ganzen    unter   einem    gemeinsamen  Namen 
handeln. 

Art  2127. 

Gegenstand  der  Gesellschaft  können  alle  Arten  nützlicher  und  dem 
Gemeinwohl  nicht  entgegenstehender  Unternehmungen  im  Handel,  im 
Versicherungswesen,  im  Transportwesen  und  in  jeder  Art  Gewerbe- 
betrieb sein. 

Anm.  Die  Bestimmungen  über  die  Handelsgesellschaften  befinden 
sich  in  der  Handelsordnung®)  (Sammlung  der  Reichsgesetae  Bd.  XI 
Tl.  2,  Ausgabe  von  1887  Art  61—104). 

Art  2128. 

Die  Formen  der  Gesellschaften  sind:  1.  die  vollständige  Gesell- 
schaft, 2.  die  Kommanditgesellschaft  oder  Einlag^esellschaft  und  8.  die 
Aktiengesellschaft  oder  Compagnie. 

Anm.  Sowohl  bei  der  Kommanditgesellschaft  als  bei  der  Anteils- 
gesellschaft  heifsen  die  Summen,  welche  in  die  G^esellschaft  eingebracht 
werden,  , Anteil**  (Pai);  in  der  Praxis  aber  wird  diese  Bezeichnung 
vorzogsweise  auf  die  Einlagen  angewandt,  welche  bei  der  Kommandit- 
gesellschaft erfolgen  (Art  2180). 

Art  2129. 
Die    vollständige  Gesellschaft    besteht    aus    zwei    oder    mehreren 
Gesellschaftern,  welche  Übereingekommen  sind,  anter  einem  gemeinsamen 
Namen  einheitlich  zu  handeln. 


5}  A.  a.  0.  S.  551. 

6)  Anm.  d.  Ü.:   Rassisches  Handelsgesetzbuch.    Übersetst  von  Vktor 
o.  Zwiegmann,    Riga,  N.  Kymmel,  1889.    S.  11  ff. 
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Art  2130. 

Die  KommaaditgoBeUflchaft  besteht  aus  einem  oder  mehreren 
G^sellBchaftem  in  Verbindang  mit  einem  oder  mehreren  Einlegern^ 
welche  den  ersteren  bestimmte  Kapitalsammen  in  gröfserem  oder 
geringerem  Betrage  anyertranen. 

Art  2181. 

Anteilsgesellschaften  oder  Compagnien  bestehen  ans  vielen  Per- 
sonen, welche  bestimmte  Betrftge  zu  einem  Ganzen  zusammenlegen; 
eine  festgesetzte  Anzahl  dieser  Betrage  bildet  das  Einlagekapital.  — 
Gesellschaften  dieser  Art  werden  aus  Rücksichten  der  Staatswirtschaft 
mit  Allerhöchster  Bestätigung  begründet. 

Anm.  Die  Ausnahmen  von  der  Regel  dieses  Artikels  (2131) 
bezüglich  der  BestKtigungsordnung  für  Anteilsgesellschaften  oder  Com- 
pagnien finden  sich  in  der  Kreditordnung  (Sammlung  der  Reichsgesetze 
Bd.  XI  Tl.  2,  Ausgabe  von  1887). 

Art.  2132. 

Da  alle  Gesellschaften  und  Compagnien  durch  Verträge  zu  stände 
kommen,  so  finden  die  allgemeinen  Regeln  des  ersten  Teib  dieses 
Buches  über  den  Abschlufs,  die  Errichtung,  die  Erfüllung  und  die 
Aufhebung  der  Verträge  auf  sie  Anwendung.  —  Die  Verträge,  Statuten 
und  Beschlüsse  der  Gesellschaften  finden  den  Schutz  des  Gesetzes,  wenn 
sie  ihm  nicht  widerstreiten  und  dem  Gemeinwohl  nicht  zum  Nachteil 
gereichen. 

Anm.  Die  Regeln  Über  die  Errichtung  von  Gesellschaften  zur 
Goldgewinnung  sind  in  der  Bergordnung  enthalten  (Art  437). 

Art  2133. 

Die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschafter  untereinander,  die  auf 
den  Namen  der  Gesellschaft  eingegangenen  Verbindlichkeiten  gegen 
Dritte,  die  Befristung  oder  Fristlosigkeit  des  Gesellschaftsvertrages, 
unterliegen  entsprechender  Vereinbarung. 

Art  2134. 

Bei  der  vollständigen  Gesellschaft  haften  die  Gesellschafter  ftlr  alle 
Gesellschaftsschulden  solidarisch  mit  ihrem  gesamten  beweglichen  und 
unbeweglichen  Vermögen. 

Art  2135. 

Bei  der  Kommanditgesellschaft  kann  der  Einleger  als  solcher  keine 
Verbindlichkeiten  auf  den  Namen  der  Gesellschaft  eingehen;  er  haftet 
im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  nur  mit  seiner  Einlage. 

Art.  2136. 

Im  Falle  der  Insolvenz  eines  Gesellschafters,  Einlegers  oder  Anteils- 
inhabers  wird  sein  Anteil  zur  Konkursmasse  gezogen.  —  Wenn  nach 
dem  Statut  der  Oompagnie  eine  Ausscheidung  dieses  Anteils  nicht  er- 
folgen kann ,  so  ist  er  durch  die  Konkursverwaltung  zum  Verkauf  zu 
bringen. 
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Art  2187. 
Von  der  im  Art  2186  enthaltenen  Regel  sind  sEahlnngsonfilhig 
gewordene  Teilnehmer  an  Bergwerksgesellflchaften  oder  Anteilsinhaber 
von  solchen  aasgenommen.  Zur  Deckung  der  Schulden  der  zahlungs- 
unfllhig  gewordenen  GeseUschafter  werden  Bergwerke  nur  dann  öffent- 
lich versteigert,  wenn  sie  sich  in  Verfall  befinden.  Befindet  sich  jedoch 
das  Beigwerk  in  gutem  Zustande  und  in  vollem  Betriebe,  so  werden 
die  Anteile  zahlungsunfähig  gewordener  Gesellschafter  in  Verwaltung 
genommen  und  die  Schulden,  unter  Zurückbehaltung  der  zum  ununter- 
brochenen  Betriebe  erforderlichen  Summe  aus  den  Einkflnften  des  Anteils 
bezahlt,  bis  sie  gedeckt  sind.  Als  Teilnehmer  gelten  jedoch  in  solchem 
Falle  nur  diejenigen  Personen,  welche  in  die  Gesellschaft  eingetreten 
sind,  bevor  der  ursprtlngliche  Besitzer  in  die  Schulden  geraten  war, 
wegen  deren  die  Beitreibung  stattfindet 

Art  2188. 

Alle  Streitigkeiten  von  Aktiencompagnien  werden  ohne  Ausnahme 
nach  der  Civilprozelsordnung  verhandelt  und  entschieden.  Streitigkeiten 
zwischen  den  Besitzern  von  Gesellschaftsanteilen  verschiedener  Formen 
in  allen  Angelegenheiten  von  Compagnien  und  Gesellschaften,  in  deren 
Statuten  eine  Streitentscheidung  durch  das  gesetzliche  Schiedsgericht 
vorgesehen  ist,  femer  Streitigkeiten  zwischen  Anteilsbesitzem  und 
Direktoren,  endlich  Streitigkeiten  von  Gesellschaften  mit  aufserhalb 
stehenden  Personen  werden  entweder  in  der  Generalversammlung  der 
betreffenden  Compagnie  oder  Gesellschaft  entschieden,  wenn  beide 
Parteien  damit  einverstanden  sind,  oder  durch  das  in  Grundlage  der 
Art  1367 — 1400  der  C.Pr.0.  bestehende  Schiedsgericht  oder  endlich 
in  der  allgemeinen,  in  diesem  Gesetz  vorgesehenen  Ordnung. 

Anm.  1.  In  die  Statuten  neu  zu  begründender  Compagnien  und 
Gesellschaften  dürfen  die  Regeln  über  das  gesetzliche  Schiedsgericht 
nicht  aufgenommen  werden. 

Anm.  2.  In  Gegenden,  in  denen  die  Gerichtsordnungen  nicht 
eingeführt  sind,  werden  innerhalb  einer  GreseUschaft  entstandene  und 
diese  selbst  betreffende  Streitigkeiten  nach  den  Regeln  entschieden, 
welche  in  den  Gesetzen  über  Civilprozefs  enthalten  sind  (Art  714  ff). 

Zweite  Abteilung. 

Von  den  Antellsgresellschaften  oder  Aktlen- 

compagrnlen. 

L    Allgemeine  Qrundlagen  und  Bechte  der  Compagnien, 

Art  2189. 

Compagnien  auf  Aktien  entstehen  durch  die  Vereinigung  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Einlagen  in  gleichftSrmig  festgesetzter  HShe 
zu  einem  Gesamteinlagekapital,  durch  welches  zugleich  der  Kreis  der 
Thätigkeit  und  die  Haftung  der  Compagnie  begrenzt  wird. 
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Anm.  1.  Französische  Aktiengesellschaften  (anonyme  Gesellschaften) 
und  andere  Handels-,  Gewerbe-  und  Finanzgesellschaften,  welche  in 
Frankreich  begründet  sind  und  als  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  bezeichnet  werden,  können  sich  in  Rufsland  aller  ihrer  Rechte, 
darunter  des  Rechts  auf  Gerichtsschutz,  bedienen,  sofern  sie  sich  den 
russischen  Gesetzen  anpassen.  —  Aktiengesellschaften  (anonyme  Gresell- 
schaften)  und  andere  Handeb-,  Gewerbe-  und  Finanzgesellschaften, 
welche  in  Belgien  mit  Genehmigung  der  dortigen  Regierung  begründet 
sind,  können  sich  in  Ruisland  aller  ihrer  Rechte,  darunter  des  Rechts 
auf  G^chtsschutz ,  bedienen,  sofern  sie  sich  den  russischen  Gesetzen 
anpassen  und  sofern  fthnliche,  in  Rufsland  gesetzlich  begrtlndete  Gesell- 
schaften in  Belgien  dieselben  Rechte  haben.  —  Der  Minister  des  Aus- 
wärtigen hat  in  Verbindung  mit  dem  Finanzminister  das  Recht,  mit 
anderen  auswärtigen  Mächten  ebensolche  Vereinbarungen  abzuschliefsen, 
ohne  vorher  eine  besondere  Entscheidung  des  Reichsrats  herbeizu- 
führen ''). 

Anm.  2.  Zum  Zwecke  des  Schifiahrtsbetriebes  auf  dem  Kaspischen 
Meer  können  in  der  Folge  nur  solche  Aktiencompagnien  begründet 
werden,  welche  aus  russischen  Unterthanen  bestehen.  Zur  Sicherung 
dessen  sind  für  diese  Compagnten  nur  Namenaktien  zulässig.  Vom 
24.  November  1869  ab  können  Aktien,  Anteile  und  Einlagen  bei  den 
auf  dem  Kaspischen  Meer  bestehenden  Schiffahrtsuntemehmnngen  von 
Ausländem  nicht  mehr  erworben  werden. 

Art  2140. 

Aktiencompagnien  können  die  Ausbeutung  jeder  nicht  im  ausschliefs- 
lichen  Eigentum  einer  Person  befindlichen  gemeinnützigen  Erfindung 
oder  Unternehmung  im  Gebiete  der  Wissenschaften,  der  Kunst,  des 
Handwerks,  der  Schifiahrt,  des  Handels  und  des  Gewerbes  zum  Gegen- 
stande haben.  Keine  Aktiencompagnie  kann  ohne  besondere  Verftlgung 
der  Staatsgewalt  begründet  werden. 

Art  2141. 
Die  Errichtung  von  Aktiencompagnien  wird  nach  dem  Ermessen 
der  Staatsregierung  in  dreifacher  Weise  gestattet:  1.  entweder  es  wird 
die  einfache  Erlaubnis  zur  Errichtung  der  Compagnie  gegeben,  ohne 
ihr  irgend  welche  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Ordnung  zu  ge- 
währen oder  2.  es  werden  ihr  zugleich  einzelne  Vorzüge  in  der  Form 
von  zeitweiligen  Exemtionen  von  den  allgemeinen  Gesetzen  eingeräumt, 
z.  B.  die  Freiheit  von  Abgaben  und  Prästanden  u.  s.  w.  oder  8*  es 
wird  der  Compagnie  ein  Privileg  verliehen,  d.  h.  das  Recht  eines  aus- 
Bchliefslichen  Betriebes,  indem  zugleich  ftlr  eine  gewisse  Zeit  allen 
übrigen  Personen  die  gleiche  Unternehmung  verboten  wird. 


7)  Anm.  d.  Ü.:  Über  die  in  dieser  Anmerkung  enthaltene  Besümmung 
fliehe  oie  Eänleitang  S.  829. 
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Art  2142. 
Durch  Erteilung  der  Erlaubnis   zur  Begründung  einer  Compagnie, 
wie  sie  auch  geartet  sein  möge,  garantiert  die  Regierung  nicht  &ix  den 
Erfolg  des  Unternehmens. 

Art.  2148. 

Alle  Compagnien  zerfallen  in  Bezug  auf  den  Gegenstand  ihrer 
Unternehmung  und  die  Mittel  seiner  Ausführung  in  zwei  grofse  Gruppen: 
1.  Compagnien,  deren  Unternehmungen,  ihrer  Natur  nach,  besondere 
HtÜfsmittel  der  Wissenschaft  oder  Kunstfertigkeit,  technische  Anstalten 
und  Aufvvendungen  für  die  vorbereitende  Errichtung  von  Werkstätten, 
Maschinen  u.  s.  w.  erfordern,  wie  z.  B.  Compagnien  zur  Errichtong 
von  Eisenbahnen,  Wasseranlagen  im  Innern  von  Gebäuden,  Wawer- 
leitungeh  u.  s.  w.  und  2.  Compagnien  zum  Betriebe  von  Unternehmungen 
und  zur  Ausbeutung  von  Erfindungen,  bei  denen  diese  besonderen 
Voraussetzungen  nicht  vorliegen  oder  bei  denen  die  Einnahmen  ohne 
vorbereitende  Bauten  oder  Arbeiten  und  ohne  besonderes  Risiko  beim 
Beginn  der  Unternehmung  unmittelbar  nach  der  Bildung  des  Einlage- 
kapitals beginnen,  wie  z.  B.  Versicherungsgesellschaften  und  tthnlichea 

Art.  2144. 

Die  Betriebserlaubnis  mit  Einräumung  eines  besonderen  Privilegs 
kann  nach  dem  Ermessen  der  Regierung  nur  den  Compagnien  enter 
Kategorie  gewährt  werden.  Den  Compagnien  zweiter  Kategorie  wird 
entweder  die  einfache  Betriebserlaubnis  erteilt  oder  es  werden  ihnen 
bestimmte  Vorzüge  anderer  Art  eingeräumt  (Art.  2148). 

Art  2145. 

Wtlnscht  eine  Compagnie  ein  ausschliefsliches  Privileg  auf  Aos- 
beutung  einer  neuen,  in  Rufsland  gemachten  oder  aus  der  Fremde 
dorthin  eingef%lhrten  Erfindung,  so  mufs  das  Gesuch  wegen  BegrQndnng 
der  Compagnie  dem  Gesuch  um  Erteilung  eines  Privilegs  auf  die  Ans- 
beutung  der  Erfindung  vorausgehen  und  zwar  in  der  in  der  Gewerbe- 
ordnung (Ausgabe  von  1887,  Art.  167 — 198)  bestimmten  Ordnung^)« 
Die  Wirkung  eines  Privilegs  dieser  Art  wird  von  der  Regierung  auf 
die  Compagnie  nur  ausgedehnt,  wenn  ihr  das  Privileg  durch  einen 
förmlichen  Akt  in  gesetzlicher  Grundlage  abgetreten  ist.  Deshalb  mnfs 
diejenige  Person,  welcher  das  Privileg  auf  die  neue  Eii&ndung  erteilt 
wurde,  wenn  sie  es  durch  eine  schon  bestehende  oder  zu  begrtlndende 
Compagnie  ausbeuten  lassen  will,  ihr  das  Privileg  vorher  abtreten, 
wobei  ihr  selbst  in  allgemeiner  Grundlage  nur  die  Rechte  eines 
Gründers  der  Compagnie  oder  eines  einfachen  Aktionärs  verbleiben. 

Art.  2146. 
Je  nach   der  Eigentümlichkeit  ihrer  Unternehmung  werden  Com- 
pagnien entweder  ohne  Fristbestimmung  oder  auf  eine  bestimmte,  io 


8)  Anm.  d.  Ü.:    Jetzt  ist  das  russische  Patentgesetz  vom  20.  Mai  1B96 
mafsgebend. 
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ihrem  Statut  besonders  festgesetzte  Zeit  begründet.  Besondere  Vorzüge 
und  ausschliefsliche  Privilegien  werden  aber  den  Compagnien  nur  auf 
bestimmte  Zeit  verlieben,  deren  Festsetzung  von  der  Eigentümlichkeit 
der  Unternehmung,  von  der  Höhe  des  vorbereitenden  Aufwandes,  vom 
gröfseren  oder  geringeren  Bisiko  beim  Erfolge  u.  s.  w.  abhängt 
Übrigens  ist  selbstverständlich :  1.  dafs,  wenn  der  Zweck  der  Compagnie 
in  der  Ausbeutung  einer  neuen  Erfindung  besteht,  das  zu  gewährende 
Privileg  auf  das  ausschliefsliche  Ausbeutungsrecht  ihr  nicht  auf  längere 
Zeit  erteilt  werden  kann,  als  dasjenige  Privileg,  welches  der  Compagnie 
fbr  die  Erfindung  selbst  eingeräumt  oder  abgetreten  worden  ist,  2.  dafs 
das  Fortbestehen  der  Compagnie  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  zwar 
zulässig,  jedoch  nur  ohne  das  ausschliefsliche  Privil^  möglich  ist, 
8.  dafs,  wenn  der  Bestand  der  Compagnie  nach  ihrem  Statut  zeitlich 
begrenzt  ist,  der  Generalversammlung  der  Aktionäre  nicht  untersagt  ist, 
nach  Ablauf  der  Zeit  die  Staatsrc^ierung  wegen  des  Fortbestehens  der 
Compagnie  mit  oder  ohne  Fristbestimmung  anzugehen. 

Art  2147. 

Das*  einer  Compagnie  ausschliefslich  erteilte  Privileg  kann  nach 
Ablauf  der  dafür  festgesetzten  Frist  weder  erneuert  noch  verlängert 
werden. 

Art.  2148. 
Jede  Compagnie  mufs  unter  einer  bestimmten  Benennung  errichtet 
werden,  welche  dem  Gegenstande  ihres  Unternehmens  oder  ihrer  Eigen- 
tümlichkeit entnommen  ist. 

Art  2149. 

Aktiencompagnien  und  Anteilsgesellschaften,  welche  zu  Handels - 
oder  Gewerbezwecken  errichtet  werden^  sind  verpflichtet,  sich  alljährlich 
mit  den  gesetzlich  vorgesehenen  Handelsscheinen  zu  versehen. 

Art  2150. 

Haben  Compagnien  die  Errichtung  von  Anstalten  zum  Gegenstande, 
deren  Nähe  benachbarten  Gebäuden  oder  Personen  Schaden  zufügen 
kann,  so  werden  derartige  Anstalten  lediglich  in  denjenigen  Grenzen 
und  unter  denjenigen  Vorsichtsmafsregeln  gestattet,  welche  bereits  in 
den  Gesetzen  enthalten  sind  oder  in  Bezug  auf  die  Belegenheit  und 
Anlage  von  privaten  Manufakturen,  Fabriken  und  ähnlichen  Anstalten 
in  Städten  erlassen  werden. 

Art  2151. 

Die  Errichtung  von  Compagnien,  deren  Gegenstand  auf  direkt 
Unmögliches  gerichtet  ist  oder  den  Sittengesetzen,  dem  guten  Glauben 
im  Handel  und  der  öffentlichen  Ordnung  widerspricht  oder  endlich  mit 
einer  erheblichen  Schädigung  der  Staatseinnahmen  oder  einem  Schaden 
^Ir  das  Gewerbewesen  verbunden  ist,  wird  nicht  zugelassen. 

Art.  2152. 
Compagnien  mit   einem   ausschliefslichen  Privileg  haben  nicht  das 
Kecht,  ohne  besondere  Erlaubnis  der  Staatsregierung  mit  anderen  Aktien- 
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compagnien    in    ein   GesellschaftsverhältniB   zu    treten    oder   ihnen    ihr 
Privileg  abzutreten. 

Art  2153. 

Compagnien  mit  bestätigtem  Statut  können  ohne  eine  neue  Ver- 
fügung der  Staatsregierung  ihre  Thätigkeit  über  die  ihnen  g^tockten 
Grenzen  nicht  ausdehnen  und  Veränderungen  ihres  Statuts  nicht  vor- 
nehmen, aufser  in  solchen,  auf  die  Einzelheiten  der  Greschäftsftlhrung 
und  ähnliches  bezüglichen  Punkten,  deren  der  Erfahrung  gemäfse  Ab- 
änderung durch  den  Vorstand  oder  die  Generalversammlung  der  Aktionäre 
im  Statut  vorgesehen  ist 

Anm.  1.  Den  Ministem  und  Abteilungschefs,  in  deren  Zuständig- 
keitsgebiet Aktien-  und  Anteilsgesellschaften  errichtet  werden  können 
oder  bereits  errichtet  sind,  ist  durch  Allerhöchste  Verordnung  anheim- 
gestellt,  nach  vorheriger  Zustimmung  des  Finanzministers  Statuten- 
änderungen zu  bestätigen,  Vielehe  betreffen:  den  Sitz  des  Vorstandes 
einer  Gesellschaft-,  die  Zahl  der  Vorstandsglieder  und  ihre  Wahlperiode; 
die  Anzahl  der  Aktien  oder  Anteile,  welche  von  den  Gliedern  des 
Vorstandes  oder  den  Verwaltungsdirektoren  bei  ihrem  Amtsantritt  zur 
Kasse  der  Gesellschaft  einzureichen  sind ;  die  Ersatzordnung  beim  Aus- 
scheiden von  Direktoren;  die  Ordnung  ftlr  die  Wahl  des  Vorstands- 
vorsitzenden; die  Ordnung  ftlr  die  Schriftfilhrung  in  Angelegenheiten 
der  Compagnie  und  fUr  die  Unterzeichnung  der  vom  Vorstande  auszu- 
reichenden Dokumente;  die  Frist  für  die  obligatorische  Berufung  des 
Vorstandes;  die  Festsetzung  des  Betriebsjahres;  die  Frist  ftlr  die  Ab^ 
stattung  des  Jahresrechenschaftsberichts ;  die  Frist  für  die  Berufung  der 
ordentlichen  Jahres  -  Generalversammlungen ;  die  Ordnung  für  die  Be- 
rufung der  aufserordentliclien  Generalversammlungen;  die  Anzahl  der 
Aktien  oder  Anteile,  welche  auf  den  Generalversammlungen  Stimmrecht 
geben ;  die  Frist,  in  welcher  neuen  Besitzern  von  Aktien  oder  Anteilen 
Stimmrecht  gewährt  wird;  die  Frist,  in  welcher  Anträge  der  Aktien- 
und  Anteilsbesitzer  dem  Vorstande  einzureichen  sind  und  die  Ordnung 
für  die  Unterzeichnung  der  Protokolle  der  Generalversammlung. 

Anm.  2.  Bei  Statutenverändemngen  der  Kreditanstalten  sind  die 
in  der  Kreditordnung  (Ausgabe  von  1887,  Abt  X  Art  2  ff.)  enthaltenen 
Regeln  zu  beobachten. 

Art  2154. 

Sind  innerhalb  der  durch  das  Statut  der  Compagnie  für  die  Zeich- 
nung und  Einzahlung  der  Einlagen  festgesetzten  Frist  nicht  alle  Aktien 
untergebracht  oder  sind  die  zu  dieser  Frist  fälligen  Gelder  nicht  voll 
eingezahlt,  die  Gründer  aber  nicht  gewillt  und  durch  das  StaUit  nicht 
verpflichtet,  die  übrig  gebliebenen  Aktien  zu  Übernehmen,  so  gilt  die 
Compagnie  als  nicht  zustande  gekommen  und  ein  ihr  etwa  erteilt» 
Privileg  als  erloschen.  Hiervon  sind  jedoch  die  Fälle  ausgenommen, 
wo  unter  allgemeiner  Zustimmung  der  Aktionäre  für  möglich  erachtet 
wird,  sich  entweder  auf  das  eingezahlte  Kapital  zu  beschränken  oder 
demselben  entsprechend  das  Unternehmen  zu  verkleinern;    sowohl  das 
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eine   als    das  andere  kann  jedoch  nur  anf  Grund    einer   nenen  Ent- 
scheidung der  Staatsregierung  erfolgen. 

Anm.  Der  Finanzminister  und  mit  seiner  Zustimmung  die  Minister 
und  Abteilungschefs,  in  deren  Zuständigkeitsgebiet  Aktien-  und  Anteils- 
gesellschaften begründet  werden  können  oder  bereits  bestehen,  haben 
das  Recht,  die  durch  die  Allerhöchst  bestätigten  Statuten  dieser  Gesell- 
schaften zur  Unterbringung  des  Grundkapitals  festgesetzten  Fristen  zu 
verlängern,  jedoch  nicht  mehr  als  dreimal  für  jedes  einzelne  Unter- 
nehmen und  mit  der  Mafsgabe,  dafs  die  Befristungen  jedesmal  sechs 
Monate  nicht  übersteigen  dürfen.  Auf  Vorstellung  des  zuständigen 
Ministeriums  ist  jede  dieser  Fristverlängerungen  durch  den  dirigierenden 
Senat  zu  publizieren  und  ferner  seitens  der  Gründer  in  den  im  Statut 
vorgesehenen  Blättern  zu  veröffentlichen. 

Art.  2155. 

Haben  Compagnien,  und  zyrar  sowohl  die  privilegierten,  als  die 
besonders  bevorzugten,  als  endlich  die  lediglich  zugelassenen,  ihre 
Thätigkeit  begonnen,  so  endet  sie  entweder  mit  dem  Ablauf  der  im 
Statut  bestimmten  Frist,  wenn  die  Generalversammlung  der  Aktionäre 
nicht  anders  beschliefst,  oder  auch  vor  Ablauf  derselben,  wenn  nach 
dem  Beschlufs  der  Generalversammlung  die  Fortsetzung  der  Unter- 
nehmung für  unmöglich  oder  unnötig  erachtet  wird,  und  die  Verbind- 
lichkeiten, welche  die  Compagnie  dem  Publikum  oder  einzelnen  Per- 
sonen gegenüber  übernommen  hat,  ihrem  Wesen  nach  der  Auflösung 
nicht  entgegenstehen. 

Art.  2156. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Compagnie  hört  mit  dieser  zugleich 
der  Bestand  der  ihr  gewährten  Vorzüge  oder  ausschliefslichen  Privi- 
legien auf,  wenngleich  ihre  Frist  noch  nicht  abgelaufen  sein  sollte;  die 
Wirksamkeit  der  Privilegien  und  Vorzüge  hört  aber  vor  Ablauf  der 
Frist  auch  dann  auf,  wenn  die  Unternehmung  der  Compagnie  innerhalb 
der  im  Statut  bestimmten  Frist  nicht  ins  Leben  getreten  ist  und  im 
übrigen  erhellt,  dafs  solches  auf  eine  offensichtliche  und  keinem  Zweifel 
unterliegende  Schuld  der  Compagnie  zurückzuführen  ist  und  sich  als 
unmöglich  erweist,  das  Bestehen  der  Compagnie  ohne  Schaden  der 
Allgemeinheit  und  ohne  Verletzung  der  Rechte  dritter  Personen  zu 
verlängern. 

Art  2157. 

In  allen  Fällen  des  Erlöschens  von  Privilegien  und  Vorzugsrechten 
und  der  Auflösung  von  Compagnien  erfolgt  auf  Antrag  des  zuständigen 
Ministeriums  oder  der  zuständigen  Hauptverwaltung  eine  förmliche  Ver- 
öffentlichung durch  den  dirigierenden  Senat;  aufsei^em  erläfst  die  Com- 
pagnie selbst  eine  Publikation  in  den  öffentlichen  Blättern  zur  Kenntnis- 
nahme   der    Aktionäre    und    sonstigen    Personen,     welche    an    ihren 

Angelegenheiten  Interesse  haben. 

(Fortsetzung  folgt) 
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Rechtsprechung^ 


Deutschland. 

A.   Bürgrerllches  Hecht,  elnsohlielislloli  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konknrsreohts.  —  Clvilprozers. 

Bestimmung  des  letzten  Bomieüs  eines  Erblassers. 

Urteil  des  hanseatischen  Oberlandeegerichts  11  in  Hamburg  Yom  23.  Febr.  1897 

(Hans.  Gerichtsztg.,  BeibL,  18.  Jahrg.  8.  101). 

Aus  den   Gründen: 

Der  Ausgangspunkt  der  landgericbtlicben  Ausftlhrungen ,    wonach 
fllr  die  gesetzliche  Erbfolge  in  den  Nachlafs  eines  Verstorbenen  das  am 
letzten  Wohnsitz   des  Erblassers   geltende  Recht  mafsgebend   ist,    ent- 
spricht dem   in  Deutschland   herrschenden  gemeinen   Recht     Die  An- 
wendung dieses  Rechtssatzes  setzt  die  vor^ngige  Feststellung  ToraaB, 
dafs    der    letzte  Wohnsitz    des   verstorbenen   Willj   Hencke 
sich   in   Deutschland,   sei   es   in  Bremen  oder  in  Hameln,   und 
nicht  etwa  in  Barcelona   befunden   habe.     Denn  dafs  auch 
in  Spanien  jener  Rechtsgrundsatz  praktische  Geltung  hat,  kann  jeden- 
falls nicht   ohne  weitere  Untersuchung  angenommen   werden.     Ist  der 
letzte  Wohnsitz   eines  Erblassers  unter  Parteien   streitig,   wie  im  yor- 
li^enden  Falle,    so  wirft  sich  zunächst  die  Vorfrage  auf,   nach   dem 
Rechte  welchen  Ortes  die  Frage  nach   dem   letzten  Wohnsitz  zu  ent- 
scheiden ist.     Abzulehnen  ist  jedenfalls  die  Meinung  der  Rlttgerin,  dals 
die  rechtlichen  Voraussetzungen  des  Domizils  nach  dem  Rechte  des 
letzten  thatsächlichen  Aufenthaltsortes  zu  bestimmen  seien. 
Hiemach  würde  beispielshalber,   wenn  Willy  Hencke  zufWig  auf  der 
Reise  von  Bremen  nach  Barcelona  an   einem  Orte  in  Frankreich  ver- 
storben wttre,   die  Bestimmung  seines  letzten  Wohnsitzes  nach  franzö- 
sischem   Rechte    zu    erfolgen    haben.      Schon    aus    dieser   Konsequenz 
ergiebt  sich  die  Unhaltbarkeit  der  klSgerischen  Auflassung.     Von  einem 
derartig  zufälligen,    rasch    vorübergehenden   Zustande  kann  nicht   die 
Beurteilung  dauernder  rechtlicher  Beziehungen  eines  Menschen  abhiingig 
sein.     Mit  Unrecht   beruft  sich  die  Klägerin  zur  Unterstützung  ihrer 
Meinung  auf  die  Entscheidung  des  R.Ger.  YI.  Civilsenat  in  den  RCrer. 
Entsch.  Bd.  84  S.  898  f.     Denn  in  diesem  Falle  stand  fest ,  dafs  der 
Beklagte   seinen  Wohnsitz  in  Berlin  aufgegeben   und  dafs  er  sich 
thatsächlich    in    Charkow   niedergelassen    hatte   in    der   Absicht,    dort 
dauernd   zu  bleiben.     Unter  solchen  Umständen  konnte  allerdings  die 
Frage,    ob  er  in  Charkow  ein  Domizil  erworben  habe,  nur  nach  dem 
dort  geltenden  Rechte  beantwortet  werden.     Im  gegenwärtigen  Rechts- 
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streite  wird  aber  im  Gegenteil  Ton  den  beklagten  Vormttndem  be- 
hauptet, dafs  ihr  Mtlndel  Willy  bis  zu  seinem  Tode  sein  in  Hameln 
b^rttndetes  Domizil  nicht  aufgegeben  und  dafs  er  sich ^ in  Barcelona 
nur  zu  vorübergehenden  Zwecken  thatsttchlich  au%ehalten  habe. 

Als  mafsgebendes  Recht  ftir  die  Bestimmung  des  letzten  Domizils 
kann  vielmehr  nur  in  Frage  kommen  entweder  das  Recht  des  letzten 
unstreitigen  Domizils,  oder  das  Recht,  welches  am  Sitz  des  angerufenen 
Gerichts  G^tung.  hat  Das  Reichsgericht  hat  in  den  R.G^.£ntsch. 
Bd.  36  S.  208  f.  (IV.  Övilsenat)  und  Bd.  31  8.  190  ff.  (VI.  Övü- 
Senat)  mitgeteilten  Entscheidungen  unter  eingehender  Begründung  sich 
dahin  ausgesprochen,  dafs  in  dem  Falle,  wenn  eine  Person  ihren 
früheren  Wohnsitz  aufgegeben  hat,  ohne  einen  neuen  zu  erwerben,  das 
Recht  des  früheren  Wohnsitzes  als  Bestimmungsgrund  ftir  ihr  örtliches 
Recht  anzunehmen  sei.  Diese  Ansicht  ist  auch  die  fast  ausnahmslos 
herrschende  in  der  Litteratur  (cf.  die  Citate  in  Bd.  36  cit.).  Von 
diesem  Grundsatze  ausgehend  würde  man  zu  der  Schlufsfblgerung  ge- 
langen können,  dafs  in  dem  Falle,  wenn  der  frühere  Wohnsitz  einer 
Person  unstreitig,  ihr  letzter  Wohnsitz  aber  unter  Parteien  streitig  sei, 
das  Recht  des  früheren  unstreitigen  Wohnsitzes  mafsgebend  sein  müsse 
ftir  die  Entscheidung  der  streitigen  Frage  nach  dem  letzten  Wohnsitze. 
Es  kann  indessen  im  vorliegenden  Falle  dahingestellt  bleiben ,  ob  das 
Recht  des  früheren  unstreitigen  Wohnsitzes,  oder  das  Recht  des  an- 
gerufenen Richters  (gegen  dessen  Anwendung  das  Reichsgericht  a.  a.  0. 
Bd.  31  S.  193  f.  dich  entschieden  erklärt  bat),  als  mafgebend  anzu- 
sehen ist.  Denn  sowohl  in  Hameln,  dem  Orte,  an  welchem  bei  dem 
Tode  des  dort  zuletzt  domiziliert  gewesenen  Vaters  des  Willy  Hencke 
unstreitig  das  Domizil  des  letzteren  begründet  war,  als  in  Bremen,  dem 
Sitze  des  angerufenen  Gerichts,  entscheidet  sich  die  Frage  nach  der 
Begründung  des  Domizils  nach  gemeinem  Rechte. 

Grenzen  der  VertretungsniacM  eines  Londoner  Agenten.  — 
Erfüllungsort  für  Speditionsvertrag. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  5.  Dezember  1896  (Sachs.  Archiv  etc.  Bd.  6 

S.  811). 

Die  Beklagte  betreibt  Speditionsgeschäfte  und  hat  u.  a.  in  Leipzig 
und  London  Filialen.  Im  Mttrz  1891  hat  die  Leipziger  Filiale  vom 
Kläger  den  Auftrag  erhalten ,  ftlnf  Kisten  mit  Wollwaren  an  die  Fore 
Street  Warehouse  Company  in  London  zu  spedieren.  Beklagte  hat 
den  Auftrag  angenommen,  die  Kisten  an  ihre  Londoner  Filiale  adressiert 
und  durch  deren  Rollfuhrmann  der  Warehouse  Company  zuföhren  und 
anbieten  lassen.  Diese  hat  die  Abnahme  verweigert  Die  Kisten  sind 
dann  dem  Londoner  Agenten  des  Ellägers,  X.,  ausgeliefert  worden ;  X. 
hat  die  Ware  veruntreut  und  ist  bald  darauf  in  Konkurs  ver&llen. 
Der  Kläger  sieht  in  der  Auslieferung  des  Speditionsgutes  an  X.  eine 
ungehörige  Handlung  der  Beklagten  und  verlangt  von  ihr  Ersatz  des 
Wertes  des  ihm  verloren  gegangenen  Gutes.  Die  Klage  wurde  ab- 
gewiesen.    Aus  den  Gründen  des  Reichsgerichts: 
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Auf  Onind  eines  vom  Sekretär  der  London  Chamber  of  Conmerce 
eingezogenen  Gutachtens  hat  der  Berufungerichter  angenommen ,  dafs 
in  London  nach  allgemeinem  Handelsgesetze   ordnungsmäfsig  hesteilte 
und  allgemein  anerkannte  Agenten  kontinentaler  EÜLuser  als  ennXcbtigt 
gelten,  Dispositionen  über  die  Waren  der  von  ihnen  vertretenen  ESoki 
zu  treffen,  insbesondere  auch  Waren,  die  von  den  Besteilem  nicht  ab- 
genommen werden,  ihrerseits  in  Verwahrung  zu  nehmen.    Der  Bemfongs- 
richter  stellt  sodann  fest,  dafs  der  Kläger  den  Kaufmann  X.  zu  seinem 
ständigen  Agenten  für  London   bestellt  hat   und  dafs  diese  Bestellung 
der  Beklagten   bekannt  geworden  war.     Da  demnach  X.  als  ein  dulif 
aceredUed  and  gmerally  recognised  agent  des  Klägers  anzusehen  sei, 
habe  die  Beklagte  auch   seinen  Weisungen   gemäfs  mit  den  von  den 
Destinataren  nicht  abgenommenen  fünf  Kisten  verftihren  dürfen,  so  dafs 
ihr    eine    mangelhafte    Kontraktserfüllung    nicht    vorgeworfen   werden 
könne  und  zwar  weder  wegen  der  erfolgten  Auslieferung  des  Speditions- 
gutes an   X.,    noch   deswegen,    weil   sie  hierüber  dem  Kläger  einen 
Bericht  nicht   eingesandt  habe.     Die  von   der  Bevision   hiergegen  er- 
hobenen Angriffe  sind  unb^ründet.     (Folgt  eine  Ausführung,  da(s  das 
Berufungsgericht   mit  Recht   gegenüber    dem  Gutachten   des  Sekrettis 
der  Londoner  Handelskammer,   die  nach   dem  Zeugnis   des  deutschen 
Konsuls  ein  öfifontlich  anerkanntes,   zur  Abgabe  kaufmännischer  Gnt* 
achten  zuständiges  und   zuverlässiges  Institut,    zwei    entgegenstehende 
Privatgutachten  unbeachtet  gelassen  habe.   — )    Ebenso  ist  es  nur  zu 
billigen,   wenn   das  Berufongsgericht  die  Frage  über  die  Grenzen  der 
Vertretungsmacht  des   Londoner  Agenten    des  Ellägers    nach   dem  in 
London  geltenden  Rechte  und   nach   den  dort  herrschenden  Handels- 
gebräuchen und  Verkehrsanschauungen  beurteilt  hat.     Zwar  ist  es  irrig, 
wenn  das  Berufungsgericht  dies  damit  rechtfertigen  vnll,    dafs  London 
der  Erfüllungsort  des  zwischen  den  Parteien  abgeschlossenen  Speditions- 
vertrages sei,   woraus   dann  überhaupt  dessen  Unterstellung  unter  das 
englische  Recht  folgen   würde.     Der  Spediteur   erfüllt  den  Speditions- 
vertrag da,  wo  er  den  Frachtvertrag  abschliefst,  der  zur  Besorgung  der 
ihm    aufgetragenen    Gütersendung    gehört      Der    Bestimmungsort  des 
Gutes  ist  nicht  Erfüllungsort  für  den  Speditionsvertrag   and   eme  all- 
gemeine  Unterstellung    des   Speditionsvertrags    unter     das    Recht  des 
Bestimmungsortes  wird   auch  nicht  daraus  abgeleitet  werden  können« 
dafs  der  Spediteur,  weil  er  am  Bestimmungsorte  eine  Zweigniederlassung 
unterhält,   das  Gut   zunächst  an  diese  adressiert  und  durch  ihre  Ver- 
mittelung  die  Ablieferung  an  den  Empfänger  besorgen  ltt(st  (Entscfa. 
d.   R.G.    Bd.  14    S.  114).      Anzuerkennen   ist   nur,    dafs    sidi  beim 
Speditionsvertrage,   wie   beim  Frachtvertrage  allerdings  die  Modali- 
täten  der  Ablieferung  nach   den  Gesetzen  und  Gebrauchendes 
Empfangsortes  richten  (vergl.  von  Bar,  Intern.  Privatr.,  2.  Aufl.  Bd.  II 
S.    143   und   das   intern.    Übereinkommen   über   den  Eisenbahnfiracht- 
verkehr  vom  14.  Oktober  1890  Art  19,  R.G.B1.  1892  S.  812).    Allan 
jener  Satz  bedarf  einer  Rechtfertigung   aus   dem   Vertragsverhältnisse 
der  Parteien   überhaupt  nicht     Er  ist  richtig,   welchem  Rechte  aneh 
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immer  dieser  Vertrag  anterstehen  möge.  Denn  es  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dafs  die  Vertretungsmacht  eines  ausländischen  Agenten, 
insoweit  dessen  Stellung  gegenüber  Dritten  in  Frage  kommt,  die 
mit  ihm  am  Orte  der  Agentur  verkehren,  nach  dem  dort  geltenden 
Rechte  zu  beurteilen  ist  Ein  Ejiufmann,  der  einen  Agenten  für  einen 
bestimmten  örtlichen  Bezirk  des  Auslandes  einsetzt,  unterwirft  sich 
damit  auch  den  Bechtssfltzen ,  die  für  diese  Art  der  Bevollmächtigung 
an  dem  auswärtigen  Platze,  wo  der  Agent  seine  Thätigkeit  entfalten 
soll,  gelten  (Bar,  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  70)  ....  Ist  hiemach  mit 
Becht  angenommen  ,  dafs  die  Beklagte  befugt  war ,  den  Dispositionen, 
die  der  Agent  X.  bezüglich  der  fünf  Kisten  traf,  Folge  zu  leisten,  so 
eigiebt  sich  damit  auch  ohne  weiteres ,  dafs  es  der  Beklagten  nicht 
zum  Verschulden  gereichen  kann,  wenn  sie  es  unterliefs,  ihrerseits  den 
Kläger  hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen.  Sie  durfte  das,  was  der  legiti- 
mierte Vertreter  ihres  Auftraggebers  anordnete,  ebenso  ansehen,  als 
wenn  es  ihr  Auftraggeber  selbst  angeordnet  hätte.  Es  kann  daher 
nicht  als  rechtsirrtümlich  gelten,  wenn  das  Berufungsgericht  den  Vor- 
wurf zurückweist,  die  Beklagte  habe  es  an  der  ihr  nach  H.G.B.  Art 
387,  361  obliegenden  Pflicht,  dem  Kläger  die  erforderlichen  Nachrichten 
zu  geben,  fehlen  lassen  .... 

Örtliches  Recht  bezüglich  der  Erfüllimg  eines  Kaufvertrages. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  9.  Juni  1896  (Jur.  Zeitschr.  f.  Eisafs-Lotbringen 

Bd.  22  S.  72). 

Wenn  die  Vertragschliefsenden  in  Ansehung  der  Beurteilung  ihrer 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  sich  nicht  einem  anderen  Rechte  durch 
Vereinbarung  unterworfen  haben,  so  ist  in  Ansehung  der  Erfüllung 
der  dem  Käufer  obliegenden  Verbindlichkeiten  das  Recht  des  Ortes 
mafsgebend,  an  dem  er  den  Kaufpreis  zu  zahlen  hat  Dies  gilt  ins- 
besondere auch  bezüglich  der  Fr^ge,  ob  der  Käufer  sich  mit  der 
Zahlung  des  Kaufpreises  im  Verzuge  beiden  habe. 

Ein  in  Deutschland  Mögender  Engländer  ist  von  dem  Ausländer- 
Gerichtskostenvorschufs  nicht  befreit  (§  85  C.Pr.O.). 

Beschlufs  des  Reichsgerichts  (I.  Civ.Sen.)  vom  5.  Dezember  1896. 

Klägerin  hat  bei  dem  Landgericht  I  zu  Berlin  eine  Klageschrift 
eingereicht  mit  dem  Antrage,  den  Beklagten  gegen  Aushändigung  der 
in  der  Klage  bezeichneten  Goldminenaktien  zur  ü^hlung  von  ^1291,4 
=  25  824  Mk.  nebst  Zinsen  zu  verurteilen.  Der  Vorsitzende  der 
neunten  Kammer  für  Handelssachen  hat  durch  Verfügung  vom  24.  Juli 
1896  die  Anberaumung  des  Verhandlungstermins  von  der  Einzahlung 
eines  anf  170  Mk.  festgesetzten  Ausländer- Kostenvorschusses  abhängig 
gemacht  Diese  Verfügung  ist  auf  die  Erinnerung  der  Klägerin  durch 
Beschlufs  der  zweiten  Ferienkammer  für  Handelssachen  vom  5.  August 
1896  aufrecht  erhalten  worden.     Klägerin  hat  hierauf  den  erforderten 
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yorschafs  eingezahlt,  gleichzeitig  aber  Beschwerde  an  das  Kammer- 
gericht  eingelegt  Derselben  ist  durch  den  gegenwärtig  angefochtoiea 
Beschlufs  stattgegeben  worden;  das  Kammeigericht  hat  den  BeBcUu^ 
des  Landgerichts  au%ehoben  und  die  Rückzahlung  des  von  der  KlSgerin 
eingezahlten  Kostenvorschusses  angeordnet,  insoweit  derselbe  den  Bettag 
des  nach  §  81  des  Gerichtskostengesetzes  zu  bestimmenden  Gebühren- 
Vorschusses  übersteigt  Gegen  den  Beschlufs  des  Kammergerichts  htt 
der  Oberstaatsanwalt  in  Vertretung  der  PreuTsischen  Staatskasse  Be- 
schwerde erhoben,  die  für  begründet  zu  erachten  ist 

Der  angefochtene  Beschlufs  geht  davon  aus,  dafs  nach  §  85  Abs.  2 
Nr.  1  des  Gerichtskostengesetzes  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des 
sogenannten  Ausländervorschusses  nicht  eintritt,  wenn  der  Heimatsstaat 
des  klagenden  Ausländers  Deutsche,  die  daselbst  als  Kläger  aufbreteUt 
in  Bezug  auf  die  Vorauszahlung  oder  Sicherstellung  der  Gerichtskostea 
nicht  ungünstiger  behandelt  als  seine  eigenen  Staatsangehörigen,  also 
nicht  deswegen,  weil  sie  Ausländer  sind,  Anforderungen  an  sie  stellt^ 
von  denen  die  Angehörigen  des  betreffenden  Staates  befreit  sind.  Unter 
Bezugnahme  auf  einen  Aufsatz  von  Drucker  in  der  Juristischen  Wochen- 
schrift 1887  S.  184  f.  und  auf  das  Werk  von  Leske  und  Loewenßd, 
Kechtsverfolgung  im  Internationalen  Verkehr  Bd.  I  S.  671,  771,  wird 
ausgeHlhrt,  dafs  allen  Gesetzgebungen  aufserdeutscher  Staaten  enropfti- 
scher  Rechtsordnung  ein  derartiger  nur  den  Ausländer  treffender  An- 
spruch des  Fiskus  fremd  sei.  In  Grofsbritannien  seien  zwar  sowohl 
bei  den  Coufdy  Courts  als  beim  High  Court  of  Appeal  die  Genchts- 
kosten  durchgehends  vor  der  Vornahme  jeder  kostenpflichtigen  Prosefa- 
handlung  von  der  die  Prozefshandlung  betreibenden  Partei  zu  ent- 
richten. Diese  Verpflichtung  bestehe  aber  für  den  Inländer  niebt 
minder  wie  fllr  den  Ausländer,  sei  also  nicht  als  eine  besondere  im 
Sinne  von  §  85  Nr.  1  des  Gerichtskostengesetzes  anzusehen. 

Die  dem  angefochtenen  Beschlufs  zu  Grunde  liegende  Rechtsanf- 
fassung  giebt  demnach  der  Vorschrift  des  §  85  Abs.  2  Nr.  1  a.  a.  0., 
dafs  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Ausländervorschusses  nicht  ein- 
treten soll, 

„wenn  nach   den   Gesetzen   des   Staates,    welchem   der   Kläger  an- 
gehört,  ein  Deutscher  in  gleichem  Falle  zu  einer   besonderen 
Vorauszahlung  oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Gerichts- 
kosten  nicht  verpflichtet  ist^, 
eine  Deutung,    nach   welcher  das  Wort  „besonderen''  sowohl  mit  der 
„Vorauszahlung*'    wie  mit   der  Sicherstellung   in  Verbindung  gebrsdit 
wird.     Es  kann   zweifelhaft  erscheinen,    ob   diese  Auslegung  mit  dem 
Wortlaut  der  angeführten  Bestimmung  vereinbar   ist     Sprachrichtiger 
ist   es  nach   der   hervorgehobenen  Fassung  des  Gesetzes  jedenMb,  das 
Wort    „besonderen"    nur  auf  die  Vorauszahlung  zu  beziehen,   so  dais 
der    „besonderen  Vorauszahlung*'    die  Sicherstellung   der  Prozefskosten 
gegenübersteht 

Diese  grammatisch  zunächst  sich  ergebende  Auslegung  entspricht 
aber  auch  dem  Sinn  des  Gesetzes. 
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Der  Vonchufs,  der  zufolge  §  85  Abs.  1  des  GerichtskoBtengesetzes 
von  einem  als  Klüger  aufbretenden  AoBlAnder  regelmäfsig  zu  erfordern 
ist,  unterscheidet  sich  von  dem  GebUhrenvorschurs,  den  deutsche  ELlSger 
zu  zahlen  haben,  nicht  nur  durch  den  höheren  Betrag,  sondern  auch 
dadurch,  dafs  das  Gericht  erst  thätig  werden  soll,  nachdem  der  Vor- 
schuls  gezahlt  ist  In  der  Begründung  des  Entwurfs  zum  Gerichts- 
kostengesetz wird  die  Vorschrift  gerechtfertigt  durch  den  Hinweis  auf 
,die  zum  Teil  unttberwindlichen  Schwierigkeiten,  welchen  die  Einziehung 
der  Gerichtskosten  im  Auslande  unterli^t"  Mit  Kttcksicht  auf  diese 
Schwierigkeiten  soll  ein  Einschreiten  des  Gerichts  nicht  stattfinden, 
bevor  die  Gerichtskasse  in  betreff  der  Prozefskosten  sicher  gestellt  ist 

Mit  dem  Zweck  der  gedachten  Bestimmung  würde  es  nicht  im 
Einklang  stehen,  wenn  eine  Ausnahme  statuiert  wäre  zu  Gunsten  der 
Angehörigen  solcher  Staaten,  die  zwar  keinen  Ubterschied  zwischen 
Fremden  und  Einheimischen  machen,  aber  auch  von  den  eigenen 
Staatsangehörigen  eine  Sicherstellnng  der  Prozefskosten  im  vorerwähnten 
Sinne  verlangen.  Erachtet  ein  Staat  seitens  seiner  eigenen  Angehörigen 
eine  derartige  Sicherstellung  für  erforderlich,  so  kann  es  nicht  ab  ein 
Gebot  des  internationalen  Rechtsverkehrs  betrachtet  werden,  dafs  die 
deutschen  Gerichtskassen  dem  betreffenden  Ausländer  gegenüber  auf  die 
Sicherstellung  verzichten.  Dagegen  hat  es  einen  guten  Sinn,  wenn  das 
Gesetz  von  der  Forderung  des  Ausländervorschusses  Abstand  nimmt, 
sofern  ein  Deutscher  in  dem  Heimatsstaat  des  klagenden  Ausländers 
weder  zu  einer  besonderen,  ihn  lediglich  in  seiner  Eigenschaft  als 
Ausländer  treffenden  Vorauszahlung  der  Gerichtsgebühren  noch  zu 
einer  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  mit  der  Wirkung  verpflichtet  ist, 
dafs  ohne  dieselbe  ein  Einschreiten  des  Gerichts  überhaupt  nicht  statt- 
findet, gleichviel,  ob  in  letzterem  Fall  die  ausländische  Gesetzgebung 
eine  solche  Verpflichtung  nur  dem  Ausländer  oder  auch  den  Ein- 
heimischen auferlegt  Auf  dem  gleichen  Standpunkt  stand  hinsichtlich 
der  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  auch  das  preufsische  Gesetz  vom 
10.  Mai  1851  §  8  Nr.  4,  auf  welches  die  Begründung  des  Entwurfs 
ausdrücklich  Bezug  nimmt 

Dafs  England  zu  denjenigen  Staaten  gehört,  die  eine  Sicherstellung 
der  Prozefskosten  im  obigen  Sinne  beanspruchen,  ist  nach  den  Mit- 
teilungen in  dem  Werk  von  LesJce  und  Loewenfdd  nicht  zu  bezweifeln. 
Nach  dem  hier  bezeugten  englischen  Recht  wird  zwar  nicht  vor  Ein- 
leitung der  Klage  ein  die  gesamten  Prozefskosten  deckender  Vorschufs 
erfordert,  aber,  abgesehen  von  vereinzelten  Ausnahmen,  ist  jeder 
gerichtliche  Akt  an  die  vorgängige  Zahlung  der  Gerichtsgebühren  für 
die  betreffende  Prozefshandlung  geknüpft  Eine  nachträgliche  Ein- 
ziehung der  Gerichtskosten  ist  demnach  regelmäfsig  ausgeschlossen ;  das 
Gericht  wird  nur  thätig,  wenn  der  Staat  in  betreff  seines  Anspruches 
auf  die  Gerichtskosten  gedeckt  ist 

Für  einen  in  Deutschland  klagenden  Engländer  ist  mithin  der 
Ausnahmefall  des  §  85  Abs.  2  Nr.  1  des  Gerichtskostengesetzes  nicht  ge- 
geben.    Hiemach  ist  der  Ausländervorschufs  mit  Recht  von  der  Klägerin 
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eingezogen  worden.  Demgemäfs  war  der  angefochtene  Beschlufs  auf- 
zuheben und  die  Beschwerde  der  Klägerin  gegen  den  Beschlufs  des 
Landgerichts  ab  unbegründet  zu  verwerfen. 

Franzosen^  tcelche  als  Kläger  vor  deutschen  Gerichten  auftreten^ 
sind  zur  Zahlung  des  Kostenvorschusses  gemafs  §  85  des  G.K.G. 

nicht  verpflichtet, 

Beschlufs  des  Eeichagerichts  vom  5.  März  1897  (Mitgeteilt  Yon  Herrn 

Adyofaten  Ernst  Etsenmann  in  Pans). 

Aus  den  Grtlnden: 

Die  Voraussetzungen  des  §  85  ZifiP.  1  des  6.E.G.  liegen  vor,  da 
ein  in  Frankreich  als  Kläger  anbetender  Deutscher  nach  den  dortigen 
Gesetzen  zu  einer  besonderen  Vorauszahlung  oder  Sicherstellung  der 
Gerichtskosten  nicht  verpflichtet  ist  In  Frankreich  wird  nämlich  ein 
GebUhrenvorschufs  von  den  Parteien  überhaupt  nicht  erhoben,  vielmehr 
werden  die  im  einzelnen  Falle  zu  entrichtenden  Gebühren  (Stempd, 
Enregistrementsgebühren  u.  s.  w.)  regelmäfsig  im  Laufe  des  Rechts- 
streits von  derjenigen  Partei  sofort  bezahlt,  welcher  die  Verpflichtung 
hierzu  obliegt  Ob  die  Partei  Ausländer  oder  Inländer  ist,  bewirkt  in 
dieser  Beziehung  einen  Unterschied  nicht  Danach  läfst  sich  nicht  be- 
haupten, dafs  ein  Deutscher,  wenn  er  in  Frankreich  als  Kläger  auftritt, 
nach  dem  Rechte  dieses  Staates  zu  einer  besonderen  Vorauszahlung 
oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  verpflichtet  sei. 


B.    Stpafrecht.  —  Strafprozefs. 

Die  Vollstreckung  einer  im  Inlande  rechtskräftig  erkannten  Strafe 

wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dafs  der  Verurteilte  darnach 

wegen  derselben  Handlung  auch  im  Auslande  zu  Strafe  verurteilt 

und  diese  dort  vollzogen  worden  ist.    Str.Pr.O.  §  490  Abs.  i. 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  München  vom  20.  Februar  1896  (Slg.  der 
Entsch.  des  O.L.G.  München  in  Gegenständen  des  Strafrechts  etc.  Bd.  9.  S.  83)w 

In  der  Erwägung, 

1.  dafs  Seh.  wegen  eines  an  P.  zu  Rosenheim  verübten  Diebstahls 
von  der  Strafkammer  des  Landgerichts  Traunstein  am  30.  April  1883 
unter  Einrechnung  einer  von  der  Strafkammer  des  Landgerichts  Passaa 
gegen  ihn  ausgesprochenen  viermonatigen  Gefilngnisstrafe  zu  einer 
Zuchthausstrafe  von  4  Jahren  und  2  Monaten,  ferner  wegen  derselben 
That  und  zweier  weiterer  in  Bayern  verübten  Diebstähle  vom  Schwur- 
gerichtshofe bei  dem  Landesgerichte  Salzburg  am  1.  Juni  1883  zur 
Strafe  des  schweren  Kerkers  auf  die  Dauer  von  7  Jahren  verurteilt 
wurde  und  diese  Strafe  in  der  österreichischen  Strafanstalt  Stuben  ver- 
büfste,  zur  Erstehung  der  4  Jahre  und  2  Monate  Zuchthausstrafe  aber 
am   30.  Januar  1896   in   das   Zuchthaus  Kaisheim   eingeliefert  wurde 
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und  gegen  den  ihm  am  8.  Februar  1896  eröffneten  Beschlnfs  der 
Strafkammer,  wodurch  sein  Antrag,  die  neuerliche  Strafvollstreckung 
für  unzulässig  zu  erklären,  verworfen  wurde,  Beschwerde  eingelegt  hat; 
2.  dais  zwar  nach  dem  §  490  Abs.  1  der  Str.Pr.O.  die  Gerichte 
zu  entscheiden  haben,  wenn  Einwendungen  gegen  die  Zulässigkeit  der 
Strafvollstreckung  erhoben  werden,  aber  keine  gesetzliche  Vorschrift 
besteht)  nach  welcher  eine  im  Inlande  erkannte  Strafe  nicht  vollstreckt 
werden  darf,  wenn  der  Verurteilte  wegen  derselben  That  im  Auslande 
bestraft  worden  ist,  die  von  Seh.  in  der  österreichischen  Strafanstalt 
verbtlfste  Strafhafb  daher  hier  nicht  weiter  in  Betracht  kommt, 

wird  die  Beschwerde  des  Seh.  gegen  den  Beschlufs  der  Straf- 
kammer des  Landgerichts  Traunstein  vom  31.  Januar  1896  ver- 
worfen. 


C.   Rechtshtllfe. 

Ablehnung  des  Ersuchens  um  Zeugenvernehmung )   §  159  G.V.G. 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  München  vom  22.  Februar  1896 
(Entsch.  in  Strafsachen  etc.  Bd.  9  S.  85). 

In  der  Erwägung, 

1.  dafs  das  Amtsgericht  Rosenheim  die  ihm  vom  Amtsgerichte 
Manchen  I ,  Abteilung  ftlr  Strafsachen ,  auf  Grund  des  §  222  Abs.  2 
der  Str.Pr.O.  angesonnene  kommissarische  Vernehmung  des  Zeugen  G. 
zu  Rosenheim  lediglich  aus  dem  Grunde  abgelehnt  hat,  weil  dessen  Er- 
scheinen bei  der  schöffengerichtlichen  Hauptverhandlung  in  München 
wegen  der  günstigen  Eisenbahnverbindung  zwischen  Rosenheim  und 
Mtlnchen  nicht  erschwert  sei; 

2.  dafs  nach  dem  §  159  Abs.  2  des  G.V.G.  das  Ersuchen  eines 
nicht  im  Instanzenzuge  vorgesetzten  Gerichts  nur  abgelehnt  werden 
darf,  wenn  dem  ersuchten  Gerichte  die  örtliche  Zuständigkeit  mangelt 
oder  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte  des  ersuchten 
Gerichts  verboten  ist; 

3.  dafs,  da  von  diesen  Ablehnungsgründen  keiner  vorlag,  das 
Amtsgericht  Rosenheim  nach  §  159  Abs.  1  des  G.V.G.  verpflichtet 
war,  dem  Ersuchen  des  Amtsgerichts  München  I  zu  entsprechen, 

wird  in  Anwendung  des  §  160  des  G.V.G.  beschlossen,  dafs  das 
Amtsgericht  Rosenheim  dem  Ersuchen  des  Amtsgerichts  München  I 
um  kommissarische  Vernehmung  des  G.  als  Zeugen  zu  ent- 
sprechen hat 
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Belgien. 

Ausländische  Gesellschaft 

Urteil  des  HandelBgerichte  Brüssel  vom  15.  Juni  1896  (CluMt  1897  S.  404). 

Das  Recht,  vor  Gericht  zu  stehen,  kommt  nicht  nur  den  auslXn- 
dischen  Gesellschaften,  welche  im  Sinne  des  belgischen  Rechts  juristiBcbe 
Persönlichkeit  besitzen,  zu,  sondern  auch  jeder  in  ihrem  Lande  gesetz- 
mäfsig  errichteten  Gesellschaft,  welche  eine  Gesellschaftsfirma  ftihit  nnd 
in  ihrem  Lande  die  Befugnis  besitzt,  vor  Gericht  zu  stehen. 


Frankreich. 

Rechtsprechmig  franzSsischer  Oeriehtshofe. 

Staatsangehörigkeit. 
Urteil  des  Appcllgerichts  zu  Alz  vom  25.  April  1895  (Clunet  1897  S.  352)^ 

Als  Franzosen  werden  diejenigen  betrachtet,  welche,  in  Frankreich 
von  ausländischen  Eltern  stammend,  während  des  ihrer  Grofsjährigkeit 
folgenden  Jahres  ihre  Absicht,  den  Wohnsitz  in  Frankreich  zu  nehmen, 
erklären  und  ihn  thatsächlich  im  Laufe  dieses  Jahres  auch  anfschlsgeo. 

Sta^tsangehorigTceit. 

Urteil  des  Rassationshofes  vom  22.  April  1896  (Clunet  1897  S.  351)1 

Der  von  ausländischen  Eltern  in  Frankreich  Erzeugte  ist  von 
Rechtswegen  Franzose,  wenn  er  zur  Zeit  der  Erreichung  der  Grofii- 
jährigkeit  in  Frankreich  wohnt  Allerdings  steht  ihm  die  Beftignis  za, 
in  diesem  Zeitpunkte  die  Eigenschaft  eines  Franzosen  abzulehnen,  allein 
dieselbe  verbleibt  ihm  solange,  als  er  davon  keinen  Gebrauch  gemacht 
hat  (vergl.  den  neuen  Art  8  §  4  Code  civil  und  Art  2  des  Ges.  von 
26.  Juni  1889). 

StaatsangehörigheH  eines  natürlichen  Kindes. 

Urteil  des  Zncbtpolizeigerichts  der  Seine  vom  17.  Februar  1897  (Clunei  1897 

S.  349). 

Ein  in  Frankreich  von  einer  Ausländerin  geborenes  aufoerehelicbes 

Kind  gilt  als  Franzose,  wenn  nicht  nachgewiesen  ist,  dafs  dasselbe  in 

gesetzlicher  Weise  anerkannt  ist 

Anerkennung  eines  aufserehelichen  Kindes, 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  26.  Februar  1896  (Clunet  1897  S.  3371 

Die  Anerkennung  eines  unehelichen  Ejndes  kaim  auch  in  einem 
im  Auslande  errichteten  authentischen  Akte  im  Sinne  des  Art  384  des 
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Code  cwü  erklärt  werden,  und  zwar  in  einem  solchen,  der  entweder 
nach  französischem  Rechte  oder  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Er- 
richtung als  authentisch  gilt  Darauf  aher,  ob  das  ausländische  Recht 
einem  solchen  Akte  jene  Rechtswirkung  der  Anerkennung  bringt, 
kommt  es  nicht  an. 

Bas  Aufgebot  der  Elsafs- Lothringer,  die  Deserteure  oder 

Befraktäre  sind,  in  Frankreich. 

{Clunet  1897  S.  348). 

Nach  der  elsafs  -  lothringischen  Min. Verfügung  vom  14.  November 
1895  ist  die  Anordnung  des  Aufgebotes  im  Inlande  für  einen  Deut- 
schen, der  sich  der  Fahnenflucht  (§  69  f.  des  MiLStr.G.B.  vom 
20.  Juni  1872)  oder  der  Verletzung  der  Wehrpflicht  (§  140  des 
Str.G.B.)  schuldig  gemacht,  unzulässig.  Das  Urteil  des  Givilgerichts  zu 
Uontmedj  (in  Übereinstimmung  mit  einem  Cirkular  des  französischen 
Justizministers)  hat  nun  ausgesprochen,  dafs,  wenngleich  die  Voraus- 
setzungen des  Art  165  ff.  des  Code  civil  nicht  erfüllt  seien,  und  weil 
das  Aufgebot  des  Bräutigams  in  Deutschland  nicht  zu  erlangen  ist, 
§  46  des  deutschen  Personenstands-  und  Ehegesetzes  vom  6.  Februar 
1875  ein  Aufgebot  am  Wohnort  der  Eltern  der  Brautleute  nicht 
verlangt,  die  Gerichte,  indem  sie  die  Unmöglichkeit  des  Aufgebotes 
in  Deutschland  feststellen,  befugt  sind,  mit  der  das  Aufgebot  ersetzen- 
den rechtlichen  Wirkung  auszusprechen,  dafs  dem  Eheabschlusse  vor 
dem  französischen  Standesamte  kein  Hindernis  en^egenstehe ,  vergl. 
§  50  des  deutschen  R.Ges.  vom  6.  Februar  1875  und  EinfGes.  zum 
neuen  B.G.B.  Art  46.  (Obiges  Urteil  beweist  den  wohlbekannten 
praktischen  Sinn  der  französischen  Rechtsprechung.) 

JProgefsfähigkeit  deutscher  Handelsgesellschaften  in  Frankreich. 

Urteil  des  Appellgerichts  Ronen  vom  22.  Juli  1896  {Clunet  1897  S.  866). 

Die  deutschen  Handelsgesellschaften  sind  nach  Art  11  des  Frank- 
furter Friedensvertrages  vom  10.  Mai  1871  im  Zusammenhalt  mit 
Art.  18  des  Zusatzvertrages  vom  16.  Dezember  1871  zum  Auftreten 
vor  den  französischen  Gerichten  beftigt  Nach  ersterer  Bestimmung 
haben  sich  Deutsehland  und  Frankreich  gegenseitig  die  Rechte  der 
meistbegünstigten  Staaten  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  der 
Gewerbe  zugesichert  Diese  Bestimmung  ist  auf  jede  Art  von  Handels- 
gesellschaften,  auch  ftlr  die  stillen,  anwendbar.  Durch  den  Zusatz- 
vertrag vom  16.  Dezember  1871  wurden  alle  Staatsverträge,  die  vor 
dem  Kriege  zwischen  Frankreich  und  den  deutschen  Staaten  bestanden 
hatten,  wieder  in  Kraft  gesetzt  Nach  denselben  aber  ist  ausdrücklich 
anerkannt,  dafs  alle  Handelsgesellschaften  gegenseitig  in  jedem  Lande 
vor  Gericht  aufrutreten  befugt  sind.  Dieser  Annahme  stehen  die  Be- 
stimmungen des  Protokolls  der  Frankfurter  Konferenz  vom  4.  November 
1871,  wonach  das  Recht  der  Elsafs  -  Lothringer  Gesellschaften  be- 
sonders geregelt  werden    soll,    was   aber   nicht   geschehen  ist,    nicht 
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enl^egen,  da  dies  Protokoll  von  den  gesetzgebenden  Körperschaften 
weder  genehmigt  noch  yeröffentlicht  ^Tll^de,  also  den  Inhalt  des  Fnnk- 
farter  Friedensrertrags  nicht  zu  berühren  vermag.  Die  E^fs-Lothringer 
Gesellschaften  sind  daher  von  jener  Befugnis,  vor  den  fransQsischen 
Gerichten  aufzutreten,  nicht  ausgeschlossen.  Ebenso  ist  auch  nach  der 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  14.  April  1882  den  französischeD 
Gesellschaften,  auch  den  stillen,  in  Deutschland  das  Recht  eingerliimt, 
vor  Gericht  zu  stehen. 

Patente. 

Urtdl  des  Appellgerichts  zu  Dond  vom  22.  Juni  1896  {Clunet  1897  8.  324l 

1.  Nach  der  internationalen  Übereinkunft  vom  20.  Mttrz  1883 
ist  zwischen  Frankreich  und  England  die  g^enseitige  Einfuhr  paten- 
tierter Gegenstände  gestattet,  ohne  dafs  diese  Einfuhr  als  Grund  des 
Verfalls  des  Patentes  entgegengesetzt  werden  kann.  Dem  Patentbesitzer 
kann  die  Behauptung  der  Einfuhr  der  patentierten  G^enstände,  die  in 
Frankreich  von  einem  ausländischen  Patentinhaber  ohne  Zustimmung 
des  ersteren  erfolgt,  nicht  als  Ursache  des  Verfalls  des  Patentes  ent- 
gegengehalten werden. 

2.  Als  Priorität  eines  Patentes  kann  nicht  gelten,  wenn  dasselbe 
in  Deutschland  erworben  wurde,  selbst  dann,  wenn  dasselbe  früher 
als  in  Frankreich  nachgesucht  worden  war,  wenn  nicht  bewiesen  ist, 
dafs  es  vor  dem  Antrage  veröffentlicht  wurde. 

Cautio  judicatum  sölvi. 

Urteil  des  Appellgerichts  Nancy  vom  8.  Dezember  1895  (Clunet  1897  S.  325.. 

Wie  früher,  so  auch  nach  Verkttndung  des  Gesetzes  vom  5.  Hfln 
1895  können  Ausländer,  die  in  erster  Instanz  als  Kläger  die  Prozefs- 
kostensicherheit  zu  leisten  hatten,  in  der  Berufungsinstanz  nicht  daza 
angehalten  werden,  wenn  sie  Berufungsbeklagte  sind. 

ZulässigJceit  von  EhescheidungsUagen  zwischen  Ausländem. 

UrteU  des  Civilgerichts  zu  Vesoul  vom  15.  Dezember  1896  (Clunet  1897  S.  S35)l 

Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  um  über  eine  Ehe- 
scheidungsklage zu  erkennen,  die  von  einem  Ausländer,  der  die  ße- 
willigung  zum  Wohnsitz  in  Frankreich  erlangt  hat,  erhoben  wird. 
Indessen  richtet  sich  die  Frage  seines  Personenstandes  und  seiner 
Handlungsfähigkeit  nach  dem  Gesetze  seines  Landes,  soweit  der  Grand 
der  Sache  selbst  in  Betracht  kommt,  dagegen  ist  die  lex  fori  ftir  die 
Prozefsform  mafsgebend. 

Einstweilige  Verfügungen  und  Arrest. 

Urteil  des  Civilgerichts  Bordeaux  vom  21.  Januar  1895  (Clunet  1897  S.  360). 

Der  Grundsatz,  dafs  die  französischen  Gerichte  für  Streitigkeiten 
der  Ausländer  unter  einander  unzuständig  sind,  ist  nicht  anwendbar  anf 
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einstweilige  Verfligaogen  und  Arreste.  Die  Gttltigkeitsklage  kann  auch 
in  Frankreich  erhoben  werden,  jedoch  kann  das  Gericht  bezüglich  des 
Grandes  der  Streitsache  die  Verhandlung  aussetzen,  bis  die  Entscheidung 
des  ausländischen  Gerichts  hierüber  vorliegt. 


Italien. 


Zuständigkeit  für  Deliktsklagen  gegen  die  nicht  in  Italien 

wohnhaften  Ausländer. 

Urteil  des  AppellgerichtB  zu  Genua  vom  15.  Dezember  1893  {Clunet  1897  S.  412). 

Der  nicht  in  Italien  wohnhafte  Ausländer  kann  sich  der  Zuständig- 
keit der  italienischen  Gerichte  nicht  entziehen,  wenn  gegen  ihn  wegen 
eines  in  Italien  begangenen  Delikts  die  Civilklage  erhoben  wird,  wofern 
er  nicht  beweist,  dafs  er  nach  dem  Gesetze  seines  Staates  gleichMls 
dafür  verantwortlich  gemacht  werden  kann.  Dies  gilt  insbesondere 
von  der  Klage  ex  lege  Aquüia  in  ausdehnender  Auslegung  des  Art  105 
§  2  des  italienischen  bürgerl.  G.B.  Wenn  der  Beklagte  nicht  die 
Unzuständigkeitseinrede  ratione  loci  entgegensetzt,  ist  jedes  italienische 
Gericht  zur  Entscheidung  einer  solchen  Klage  zuständig,  auch  wenn 
das  Delikt  nicht  in  seinem  Bezirke  begangen  wurde. 


Niederlande. 

Vollzug  eines  ausländischen  Gesetzes, 

Urteil  des  Kassationshofs  vom  1.  Februar  1895  (Clunet  1897  S.  205). 

Die  falsche  Auslegung  eines  ausländischen  Gesetzes  bildet  keinen 
Grand  zur  Einlegung  der  Nichtigkeitsbeschwerde. 

Ausländischer  Konkurs. 
Tribunal  Amheim  6.  Dezember  1894  und  29.  April  1895  {Clunet  1897  S.  420). 

Der  Verwalter  eines  ausländischen  Konkurses  ist  befugt,  den 
Gemeinschuldner  in  den  Rechtsstreitigkeiten  zu  vertreten,  welche  das 
Vermögen  desselben  betreffen  und  gegen  ihn  vor  den  niederländischen 
Gerichten  anhängig  wurden.  Der  Umstand,  dafs  der  Gläubiger  seine 
Forderung  im  Konkurs  des  Schuldners  bereits  angemeldet  hat,  hindert 
nicht,  seine  Rechte  noch  besonders  gegen  das  in  den  Niederlanden  befind- 
liche Vermögen  des  Schuldners  zu  verfolgen.  Ist  die  Forderung  des 
Gläubigers  im  Konkurs  seines  Schuldners  (hier  vor  einem  preufsischen 
Amtsgericht)  nach  ihrem  ganzen  Betrage  anerkannt,    so  ist  die  Klage, 
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welche  derselbe  vor  dem  niederländischen  Gerichte  wegen  denelben 
Forderung  erhoben  hat,  deshalb  nicht  unwidermflich  (yergl.  §  18S  der 
deutschen  Konk.O.  und  Art  431  der  niederl.  Pr.O.). 


Österreich. 

Rechtsprechnng  Ssterreichischer  Gerichtshöfe. 

Im  Auslande  wohnhafte  Erhsansprecher  mit  bekannter  Wohnungs- 
adresse  hat  die  Nachlafsinstanis  vorerst  blofs  von  detn  ErhanfaUe 
jsu  verständigen,  und  sind  die  von  ihren  Kuratoren  eingebrachten 
^bserklärungen  als  verfrOht  zurUchsuweisen. 

Entsch.  des  obersten  Gerichtshofs  in  Wien  vom  31.  März  1897  Z.  8786 
(Zeltschr.  f.  Notariat  u.  freiwill.  Gerichtsbarkeit  1897  S.  143). 

In  der  Verlafsangelegenheit  nach  dem  am  24.  Februar  1896  ohne 
Hinterlassung  einer  letztwilligen  Verfügung  verstorbenen  Ignaz  L.  bat 
das  k.  k.  Bezirksgericht  Flbogen  mit  Bescheid  vom  30.  Oktober  1896, 
Z.  12  757,  die  von  Dr.  K.  als  Kurator  der  in  Amerika  abwesenden 
erblasserischen  Tochter  Maria  verehelichten  S.  und  die  von  Dr.  H.  als 
Kurator  des  in  Amerika  abwesenden  erblasserischen  Sohnes  Albert  L 
zum  Nachlasse  bedingt  aus  dem  Gesetze  abgegebenen  E^bserkUUrnngeo 
zu  Gericht  angenommen. 

Über  den  Rekurs  der  erbserklttrten  Erben  Josef  und  Alfred  L. 
hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Prag  mit  Erledigung  vom  9.  Dezember 
1896,  Z.  27  097,  den  angefochtenen  Bescheid  dahin  abgeftndert,  dals 
die  von  Dr.  K.  als  Kurator  der  Maria  S.  und  Dr.  H.  als  Kurator  des 
Albert  L.  bedingt  auf  Grund  des  Gesetzes  abgegebenen  ErbBerklftmngen 
zu  Gericht  nicht  angenommen  werden,  und  dem  k.  k.  Bezirksgericbte 
verordnet,  die  genannten  Erben,  deren  Adressen  dem  Gerichte  bekannt 
sind,  von  dem  Erban^edle  in  Kenntnis  zu  setzen,  dieselben  zur  Angabe 
ihrer  Erbserklärungen  unter  Bestimmung  einer  angemessenen  Frist  und 
zur  Bestellung  eines  Bevollmächtigten  am  Sitze  der  Abhandlungsbehörde 
nach  §  117  des  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1854,  Nr.  208  R.GB1., 
anzuweisen,  eventuell  nach  Vorschrift  des  §  131  des  bezogenen  Gesetzes 
das  weitere  Verfahren  zu  pflegen;  denn  nach  der  Aktenlage  sind  die 
Erben  bekannt,  und  ist  auch  der  Aufenthalt  der  beiden  in  Amerika 
befindlichen  Kinder  Maria  S.  und  Albert  L.,  deren  Adressen  vorliegen« 
dem  Gerichte  nicht  unbekannt,  weshalb  dieselben  gemäfs  §§  116  und 
117  des  kaiserl  Patentes  vom  9.  August  1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  pei^ 
sönlich  von  dem  Erbanfalle  zu  verständigen  und  zur  Abgabe  der  E^bfi* 
erklärung  aufzufordern  sind ,  und  weil  selbst  im  Falle  die  Genannten 
unter  den  angegebenen  Adressen  nicht  gefunden  werden  könnten,  deren 
Aufenthalt  gemäfs   §    131    des  bezogenen   Gesetzes   auszuforschen  ist, 
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eventaell  die  EdiktalyorroAmg  erfolgen  mttfste,  da  erst  nach  Ablauf  der 
gestellten  Ediktalfrist  der  Kurator  Weehtigt  erscheint,  für  den  Kuranden 
die  Erbschaft  an2Eutreten,  somit  die  vorliegenden  Erbserklilrungen  yer- 
firüht  sind  und  au  Gericht  nicht  angenommen  werden  können. 

Den  Bevisionsrekurs  des  Dr.  H.  als  Kurators  des  Albert  L.  gegen 
die  obergerichtliche  Erledigung,  insofeme  mit  derselben  die  yon  dem 
Rekurrenten  als  Kurator  des  Albert  L.  bedingt  aus  dem  Gesetae  ab- 
gegebene ErbserUärung  zu  Gericht  nicht  angenommen  wurde,  hat  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  81.  Mftns  1897, 
Z.  8786,  aus  den  richtigen  Gründen  der  angefochtenen  oberlandes- 
gerichtlichen Erledigung  abauweisen  befunden. 

Für  die  Fondsgebührenpflichtigkeit  eines  Nachlasses  ist  lediglich 
der  letete  ordentliche  Wohnsite  des  Erblassers  und  nicht  die 
Äbhandlungsinstans!  mafsgebend  wnd  sind  daher  auch  von  im 
Auslande  aheuhandelnden  Nachlässen  na>ch  Ausländem ,  welche 
ihren  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  in  Österreich  hatten ,  Fonds- 
gebühren zu  entrichten. 

Entsch.  des  k.  k.  Obersten  Geiichtshoft  Tom  9.  Februar  1897,  Z.  1859 
(ZeilBchr.  f.  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  1897  S.  77). 

Das  k.  k.  Btttdt-deleg.  Bezirksgericht  Innere  Stadt  I  in  Wien 
▼erordnete  mit  Bescheid  vom  5.  Dezember  1896,  Z«  47  921,  dafs  zu 
dem  bei  diesem  Gerichte  lediglich  nach  §§  187 — 189  Abb. -Fat  be- 
handelten Nachlasse  nach  dem  am  12.  Mai  1895  in  seinem  ordent- 
lichen Wohnsitze  in  Wien  verstorbenen^  ungarischen  Staatsbtlrger  L.  K. 
Fondsgebllhrenausweise  zu  erstatten  sind,  weil  der  Erblasser  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  hatte. 

Den  Yon  dem  Erbenvertreter  eigriffenen  Rekurs,  in  welchem  unter 
Gtation  der  einander  direkt  widersprechenden  Entschttdungen  des  k.  k. 
obersten  Gerichtshofes  über  die  Fondsgebührenpflichtigkeit  derartiger 
Nachlasse  anerkannt  wurde,  dafs  diese  Frage  allerdings  als  kontrovers 
anzusehen  sei,  dafs  jedoch  nach  dem  Wortlaute  der  Specialgesetze  über 
die  bei  der  gerichtlichen  Kognition  ausschliefslich  in  Frage  kommenden 
Beiträge  zum  n.  0.  Landesschulfonde  und  zum  allgemeinen  Versorgungs- 
fonde  in  Wien  die  Ansicht,  dafs  Nachlässe,  welche  nicht  in  Wien, 
auch  nicht  in  Osterreich,  sondern  im  Auslande  abgehandelt  und  hier 
lediglich  zum  Zwecke  der  SichersteUung  hierländischer  Interessenten 
gemä&  §§  187 — 189  Abb. -Fat  gerichtlich  behandelt  werden,  zu  den 
genannten  Fonden  nicht  beitragspflichtig  seien,  als  die  richtigere  an- 
gesehen werden  müsse,  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  mit 
Erlafs  vom  5.  Jänner  1897,  Z.  18412,  verworfen. 

Ebenso  wurde  dem  aufserordentlichen  Revisionsrekurse  mit  Dekret 
des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  vom  9.  Februar  1897,  Z.  1859,  keine 
Folge  gegeben,  weil  in  dem  in  Beschwerde  gezogenen  untergericht- 
lichen Auftrage,  bezüglich  des  der  Behandlung  im  Sinne  der  §§  187 — 
189  des   obcitierten  kaiserl.  Patentes  unterzogenen  Nachlasses   des  am 
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12.  Mai  1895  in  Wien  verstorbenen  L.  K,  die  FondsgebUhrenaoBweise 
dem  Gerichte  vorzulegen,  amgoweniger  eine  ofienbare  Oesetswidrigkeit 
erblickt  werden  kann,  als  nach  den  für  die  BemeBsung  und  Entrichtung 
der  Fondflgebfihren  mafsgebenden  geaetzliehen  Bestimmongen  nur  der 
Ort  des  ordentlichen  Domizils  des  Erblaasers,  als  welcher  im  yor- 
liegenden  Falle  Wien  erscheint,  and  nicht  der  umstand  mafi^bend 
ist,  bei  welchem  Gerichte  die  beEtlgliche  Verlassenschaft  abgehandelt 
wird,  wobei  insbesondere  noch  za  beachten  ist,  dafs  der  Grand  der 
Abnahme  der  Beitrüge  za  den  in  Rede  stehenden  frommen  Fonden 
nicht  in  dem  Einschreiten  einer  oder  der  anderen  Abhandlongsbehöide, 
sondern  darin  gelegen  ist ,  dafs  angenommen  werden  mufs ,  es  sei  der 
Erblasser  eben  mit  Rtlcksicht  aaf  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  der 
Lage  gewesen,  von  den  einzelnen  Anstalten,  zu  deren  Oansten  ^e 
fraglichen  Gebühren  als  Lokalabgaben  im  Sinne  des  §  649  a.  b.  O.B. 
zu  entrichten  sind,  Gebraach  za  machen. 

Eine  minderjährige   ungarische   Staatsbürgerin   wird    durch  äk 
Verehelichung  mit  einem  österreichischen  Staatsbürger  nicht  ent- 
mündigt. 

Entsch.  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes  in  Wien  vom  80.  März  1897 
(Zeitschr.  f.  Notariat  a.  frawill.  Gerichtsbarkeit  1897  S.  119). 

Die  23jährige  angarische  Staatsangehörige  M.  T.  hat  anter  Beitritt 
ihres  ehelichen  Vaters  vor  ihrer  Verehelichung  mit  dem  etgenberecb- 
tigten  österreichischen  Staatsbürger  A.  H.  anter  der  Bedingang  der 
nachfolgenden  Verehelichang  Ehepakte  abgeschlossen  and  ist  auf  Grand 
dieser,  ihres  Traaangsscheines  and  einer  notariellen  &klSrang,  worin 
sie,  weil  als  Ungarin  darch  die  Traaang  eigenberechtigt  geworden, 
den  Ehepakten  beitritt,  am  die  Einverleibang  ihres  Eigentamsrechtes 
aaf  die  ihr  gewidmeten  Liegenschaftshälften  eingeschritten. 

Das  k.  k.  Bezirksgericht  in  Ebreichsdo^  hat  das  betreffende 
Grandbachsgesach  abgewiesen,  „weil  nicht  nachgewies«!  wurde,  dftfs 
die  Einschreiterin  eine  angarische  Staatsbürgerin  war,  and  weil  eine 
minderjährige  angarische  Staatsbtlrgerin  durch  die  Verehelichang  mit 
einem  österreichischen  Staatsangehörigen  überhaupt  nicht  eigenberechtigt 
wird". 

In  dem  gegen  diesen  Bescheid  überreichten  Rekurse  wurde  ans- 
gefllhrt,  dafi)  sich  die  tingarische  Staatsbürgerschaft  der  Rekurrentin 
aus  den  beiden  Notariatsakten  und  dem  Trauungsscheine  ergebe;  aacfa 
wurde  das  Entlassungszeugnis  des  königl.  ungar.  JustizminiBterinms^ 
ohne  das  der  Trauungsschein  überhaupt  nicht  erhältlich  war  (§  126 
G.G.)  beigeschlossen.  Weiter  wurde  ausgeführt,  dafs  die  Eigenberecli- 
tigung  ein  Bestandteil  der  Persönlichkeit  ist,  ihr  gleichsam  inhSriert, 
und  nach  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  (Heimat)  zu  beurteilen  ist; 
auch  wurde  auf  die  analogen  oberstgerichtlichen  Entscheidungen  vom 
9.  August  1882,  Z.  7603,  Slg.  9075,  und  vom  22.  August  1865, 
Z.  7142,  Slg.  2259,  hingewiesen,  wonach  die  nach  dem  Rechte  ihrer 
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Heimat  bereits  grofsjährige  Aoslfinderin  durch  die  Verehelichting  mit 
einem  österreichischen  Staatsbürger  nicht  entmündigt  wird,  nnd  erörtert, 
dafs,  wenn  die  gegenteilige  Anflkssung  richtig  wäre,  eine  solche  Person 
des  gesetzlichen  Vertreters  entbehren  würde.  Denn  der  gesetzliche 
Vertreter  einer  mindeijährigen  Person,  deren  ehelicher  Vater  lebt,  ist 
nach  österreichischem  Rechte  (abgesehen  Ton  gewissen  Unf^higkeits- 
nnd  Ausschliefsangsgründen)  dieser,  und  darf  das  Gericht  einen  anderen 
Vertreter  (Kurator)  nicht  bestellen;  der  Vater  ist  aber  in  diesem  Falle 
nach  dem  Gesetze  der  Heimat  seiner  patria  poiestas  entbanden ,  als 
Ausländer  dem  österreichischen  Gerichte  nicht  verantwortlich  und  gar 
nicht  verpflichtet,  die  Bestellang  zum  Kurator  zu  übernehmen. 

Diesem  Rekurse  hat  das  k.  k.  österrdchische  Oberlandesgericht 
mit  Entscheidung  vom  30.  Milrz  1897,  Z.  4499 ,  stattgegeben  und  die 
angesuchte  Grundbuchshandlung  bewilligt,  „weil  eine  ungarische  Staats- 
angehörige durch  die  Verehelichung  die  Eigenberechtigung  erlangt, 
Rekurrentin  vor  ihrer  Verehelichung  laut  der  vorgelegten  Ehepakte 
und  des  Trauungsscheines  ungarische  Staatsangehörige  war,  und  laut 
des  letzteren  mit  A.  H.  am  9.  Februar  1897  dem  katholischen  Ge- 
brauche gemäfs  in  E.  ehelich  eingesegnet  wurde,  also  die  Eigen- 
berechtigung nach  ungarischem  Rechte  erlangte,  welche  Wirkung  der 
Verehelichung  deshalb  nicht  au%ehoben  ist,  weil  sie  durch  dieselbe  die 
österreichische  Staatsbürgerschait  nach  dem  Hofkanzleidekrete  vom 
23.  Februar  1888  Nr.  2595  erworben  hat 
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Ber  Staatsvertrag  mit  Franhreich  vom  15.  Juni  1869  anerkennt 

nicht  das  forum  contr actus,  sondern  nur  dasjenige  des  erwählten 

Domizils.    Verschiedenheit  dieser  beiden  Gerichtsstände. 

Urteil  des  Bern.  Appell-  und  Kas8.Hofe8  vom  16.  Juli  1891  (Zeitsohr.  des 

Bern.  Juristen-Vereins  Bd.  33  S.  162). 

Gründe:  Abgesehen  von  den  übrigen  Einwendungen,  welche 
die  Impetraten  H.  und  S.  gegenüber  dem  Begehren  der  Impetranten 
G.  &  Co.  um  Vollstreckbarerklärung  des  Urteils  des  Handelsgerichts 
von  Bordeaux  d.  d.  1,  Oktober  1890  erheben,  hängt  die  Erteilung  des 
bezüglichen  Exequaturs  gemäfs  Art  17  Ziff.  1  des  Staatsvertrages 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  vom  15.  Juni/ 6.  Dezember  1869 
auch  von  der  Frage  ab,  ob  das  genannte  Urteil  von  der  kompetenten 
Behörde  erlassen  wurde  bezw.  ob  das  Handelsgericht  von  Bordeaux 
zur  Beurteilung  der  fraglichen  Streitsache  kompetent  war. 

Damit,  dafs  dies  an  und  für  sich  —  abgesehen  von  Specialverein- 
barungen —  im  Fragefalle  gemäfs  den  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Art.  1    des  angeftlhrten  Staatsvertrages  nicht  der  Fall   gewesen,   sind 

23* 
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selbst  die  OesacbsteUer  einverstanden,  glauben  aber,  es  treffen  in  com 
die  Ansnahmebestimninngen  des  Art  8  L  c.  zn,  d«  h.  das  orteileode 
Handelsgericht  von  B.  sei  deshalb  sam  Erlafs  des  die  Beklagten  be- 
treffenden Kontumazialorteils  vom  1.  Oktober  1890  kompetent  gewesen, 
weil  es  sich  am  eine  Streitigkeit,  betreffend  die  Erfüllung  eines  Ve^ 
träges,  gehandelt  habe,  hinsichtlich  dessen  die  Beklagten  in  B.  Domisil 
gewählt  hätten.  Ob  dies  thatsächlich  richtig,  hängt  vom  Inhalte  des 
fraglichen  Vertrages  ab. 

Eine  hierauf  besttgliche  ausdrUckliehe  Bestimmung  enthält  die 
die  Basis  des  Vertrages  bildende  Korrespondenz  zwischen  den  Parteien 
zugestandenermafsen  nicht  Da  nun  aber  den  G^nchstellem  darin  bei- 
zupflichten ist,  dafs  eine  derartige  Abmachung,  so  gut  wie  jede  andere 
vertragliche  Vereinbarung,  auch  stillsehweigend  stattfinden  kann, 
so  fragt  sich:  Ist  eine  solche  in  casu  nachgewiesen? 

Bei  Prüfung  dieser  Frage  ist  nun  zunächst  festzustdlen ,  da(s  der 
Staatsvertrag  mit  Frankreich  im  Princip  so  wenig  wie  unser  bemischer 
Civilprozefs  das  gemeinreohtliche  forum  cotUrachis  anerkennt,  wihrend 
beide  Gesetze  (Art  8  des  Staatsvertrages  und  §  12  P.)  den  Oerichta- 
stand  des  erwählten  DomizUs  ausdrtlcldich  regeln. 

Hieraus  nun  zu  folgern :  Die  ausdrückliche  Anerkennung  des  forum 
ootUraduB  im  Staatsvertrage  mit  Frankreich  sei  nur  deshalb  unterblieben, 
weil  die  Bedingungen  dieses  regehnäfsig  mit  denjenigen  dea  Gericht»' 
Standes  des  erwählten  Domizils  zusammentreffen,  wäre  schon  desbslb 
unrichtig,  weil  die  ersteren  viel  allgemeinerer  Natur  sind,  als  die 
letzteren.  Letzteres  verlangt  eine  Willenserklärung  der  Parteien  be- 
treffend den  Wohnsitz  für  die  Vollziehung  des  Vertrages,  also  ancfa 
betr.  das  Gericht,  das  allfkUige  Streitigkeiten  zu  erledigen  habe, 
während  ersteres  nur  eine  Willenserklärung  betreffend  den  Er- 
füllungsort der  im  Vertrage  übernommenen  Verbindlichkeiten  ver 
langt 

Beide  Willenserklärungen  sind  inhaltlich  verschieden  und  in 
dem  minus  der  vertraglichen  Festsetzung  eines  Erfüllungsortes  ist  an 
sich  nie  das  plus  eines  erwählten  Domizils  für  die  Vollziehung  des 
Vertrages  enthalten  (Cuffi,  Staatsvertrag  mit  Frankreich,  S.  65). 

Da  nun  die  Gesuohsteller  nur  den  Beweis  zu  erbringen  suchen, 
da(s  der  dem  Urteil  zu  Grunde  liegende  Vertrag  in  Bordeaux  zu  er- 
füllen gewesen  wäre,  dies  aber  zum  Nachweise  der  Voraussetzungen 
des  Art.  8  des  Staatsvertrages  nicht  genügt,  machen  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Art.  1  Regel  und  es  war  denmach  das  Handel»' 
gericht  von  B.  zum  Erlasse  des  Urteils  vom  1.  Oktober  1890  nicht 
kompetent  (VergL  Blumer  -  Morel  ^  Handbuch  des  Bnndesstaatsrecbts 
III,  S.  538.) 

RechtsstreitigJceiten  zwischen  Ausländem. 

Urteil  des  Civilgerichts  zu  Genf  vom  6.  April  1895  {Clunet  1897  S.  210). 

Die  Gerichte  zu  Genf  sind  nicht  zuständig,  um  über  einen  Rechtsstreit, 
der  zwischen  einem  Deutschen  und    einem  Franzosen  anhängig  ist,  n 
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erkennen,  wenn  beide  Teile  in  Frankreich  wohnen  und  zwar  auch 
dann ,  wenn  der  Fransoee  im  Ebmdebreg^ster  an  Oenf  eingetragen  ist, 
und  es  sich  um  Eifdüang  einer  Verbindlichkeit  handelt,  die  in  Oenf 
eingegangen  wurde. 

Das  schweieerische  Auslieferungsgesetg  vom  22.  Juni  1892  hat  an 
den  bestehenden  Auslieferungsverträgen  nichts  geändert.  Art.  2 
Abs.  2  des  schweigerisch^deutschen  Auslieferungsvertrages  statuiert 
keine  Verpflichtung  der  Vertragsstaaten,  eigene  Angehörige,  welche 
sich  in  ihr  Heimatland  geflüchtet  haben,  wegen  im  andern  Vertrags- 
staate verübter  Auslieferungsdelikte  bedingungslos^  ohne  RUtcksicht 
darauf,  ob  ihre  Gesetzgebung  dies  euläfst,  eu  verfolgen.  Eine 
derartige  Verpflichtung  folgt  auch  nicht  aus  allgemeinen  Völker- 

rechtlichen  Grundsätzen. 

Urteil  des  BnndeBgerichts  vom  21.  Oktober  1896  (Schweiz.  Zeitschrift  fOr 

Strafrecht  Bd.  10  S.  111). 

A.  Mit  Note  vom  13.  Dezember  1895  ersuchte  die  kaiserlich 
deutsche  Gesandtschaft  in  Bern  den  schweizerischen  Bundesrat,  die 
Beurteilung  des  Benoit  Emil  Gerber,  von  Schangnau  (Kt  Bern),  wegen 
eines  von  demselben  in  der  Nacht  vom  22./2d.  August  1895  im 
Trappistenkloster  Olenbeig  im  Oberelsafs  verübten  Diebstahls  durch 
die  schweizerischen  Gerichte  veranlassen  zu  wollen.  Gerber  ersteht 
gegenwärtig  in  Freiburg  (in  der  Schweiz)  eine  Zuchthausstrafe  von 
fünf  Jahren,  welche  wegen  eines  anderen  Diebstahls  dort  ttber  ihn 
verhängt  worden  ist.  Der  Bundesrat  antwortete  am  6.  Januar  1896i 
dafs  nach  den  gemachten  Elrhebungen  Gerber  wegen  des  von  ihm  im 
Elsafs  begangenen  Diebstahls  nur  durch  die  Gerichte  seines  Heimat- 
kantons Bern  verfolgt  und  beurteilt  werden  könne,  dafs  aber  von  diesen 
in  ähnlichen  Fällen  stets  eine  Erklärung  verlangt,  werde,  die  dahin 
gehe,  dafs  der  Beschuldigte  nach  erfolgter  Aburteilung  und  Bestrafung 
im  Kanton  von  den  Behörden  des  Auslandes,  wo  die  Tüat  begangen 
worden  ist,  nicht  mehr  wegen  desselben  Delikts  zur  Verantwortung 
gezogen  werde.  Der  Bundesrat  ersachte  deshalb  die  deutsche  Gesandt- 
schaft um  eine  solche  Erklärung  mit  Bezug  auf  den  Fall  Gerber.  Mit 
Note  vom  22.  Februar  1896  erwiderte  jene,  dafs  die  deutsche  Regierung 
nicht  in  der  Lage  sei,  die  gewünschte  Erklärung  abzugeben,  und  berief 
sich  zur  Unterstützung  ihres  Begehrens  um  Veranlassung  der  Strafver- 
folgung namentlich  auch  auf  die  von  dem  schweizerischen  Bundesrate 
im  Jahre  1892  im  Falle  Riehl  gegebene  Zusicherung.  Hierauf  wurde 
laut  bundesrätlichem  Beschlufs  vom  5.  März  1896  der  bemische  Re- 
gierungsrat ersucht,  die  Verfolgung  und  Bestrafung  des  Gerber  wegen 
der  erwähnten  Strafthat  durch  die  dortigen  Gerichte  zu  veranlassen. 
Mit  Schreiben  vom  1.  April  1896  teilte  der  R^erungsrat  des  Kantons 
Bern  mit,  dafs  die  bemische  Anklagekammer  sich  weigere,  die  Straf- 
verfolgung des  Gerber  zu  übernehmen.  Aus  einer  diesem  Schreiben 
beigelegten  Abschrift  der   bezüglichen  Vernehmlassung  der  bemischen 
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Anklagekammer  geht  heryor;  dals  sich  deren  Weigerong  in  der  That 
daranf  gründet,  dais  die  ZoBicherang  des  ne  bis  in  idem^  die  nach 
Art.  2  des  schweizerischen  Aosliefenmgsgesetses  vom  22.  Januar  1892 
verlangt  werden  könne,  von  der  deutschen  Regierung  nicht  erhHltiich 
gewesen  sei.  Der  Bundesrat  beharrte  jedoch  auf  seinem  Standpunkte 
und  beauftragte  den  Bundesanwalt,  zu  dessen  Wahrung  gegen  den 
Regierungsrat  des  Elantons  Bern  beim  Bnndesgericht  Klage  zu  erheben. 
B.  Demgemäfs  stellte  mit  Eingabe  vom  4.  Mai  der  Generalanwalt 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  gegen  den  R^emngsiat  des 
Kantons  Bern  das  Begehren  ans  Recht:  „Es  seien  die  Gerichte  des 
Kantons  Bern  gestützt  auf  den  schweizerisch  -  deutschen  Ausliefenmgs« 
vertrag  (Art  2)  und  auf  die  erfolgte  Einladung  des  Bundesrates  ver- 
pflichtet, zu  erklären,  die  straft-echtliche  Verfolgung  des  Benoit  Emil 
Gerber,  von  Schangnau,  wegen  des  von  ihm  in  der  Nacht  vom 
22728.  August  1895  im  Trappistenkloster  Olenbexg  im  Oberelsafs  ver- 
tlbten  Diebstahls  zu  Obemehmen.''  Zur  Begründung  wurde  angebracht: 
Die  Voraussetzungen  eines  staatsrechtlichen  Rekurses  nach  Art  175 
Ziff.  1  O.G.  seien  g^^ben,  indem  einerseits  der  Bundesrat  die  Gerichte 
des  Kantons  Bern  zur  Übernahme  der  strafrechtliehen  Verfolgung  ver- 
pflichtet erkläre,  andererseits  die  Anklagekammer  des  Kantons  Bern 
dem  Bundesrate  das  Recht  zu  einer  solchen  Verfolgung  beetreite  und 
die  Übernahme  der  Strafverfolgung  verweigere.  Was  nun  die  Sache 
selbst  betreffe ,  so  schliefse  die  von  der  Anklagekammer  des  Kantons 
Bern  angeführte  Bestimmung  des  Art  2  des  schweizerischen  Ausliefe- 
rungsgesetzes  —  wonach  der  Heimatkanton  erst  dann  zur  strafrecht- 
lichen Verfolgung  eines  Inländers  fklr  ein  im  Auslande  begangenes  Delikt 
verhalten  werden  könne,  wenn  von  dem  Staate  des  Thatortes  die  Zn- 
Sicherung  gegeben  werde,  dafs  der  Delinquent  dort  nicht  nochmals 
wegen  der  gleichen  Handlung  bestraft  werde  —  das  Recht  der  Kantone 
und  unter  Umständen  die  Pflicht  derselben  nicht  aus,  einen  Angehörigen, 
der  im  Auslande  ein  Verbrechen  verübt  hat,  ^ach  Mafsgabe  der  kanto- 
nalen Gesetzgebung  in  Strafuntersuchung  zu  ziehen,  selbst  wenn  der 
auswärtige  Staat  die  Erklärung  ne  bis  in  idem  nicht  abgegeben  und 
der  Bundesrat  eine  bezügliche  Zusicherung  nicht  erteilt  habe.  Mit  dem 
Mangel  der  Erklärung  und  der  Zusicherung  werde  nach  dem  Gesetz 
nur  die  Verpflichtung  gegenüber  dem  Ausland  und  der  Zwang  des 
Bundesrates  gegenüber  dem  Niederlassungs-  oder  Heimatkanton  beseitigt, 
nicht  aber  das  Recht  des  Landes,  seinen  eigenen  Angehörigen  zu  strafen. 
Im  ferneren  habe  das  Auslieferungsgesetz  vom  Jahre  1892  vertragliche 
Verpflichtungen  weder  beseitigen,  noch  deren  ErftlUung  von  neuen 
bisher  nicht  bekannten  Bedingungen  abhängig  machen  wollen,  wie  dies 
nicht  nur  vom  Bundesrate  selbst,  sondern  auch  vom  Bundesgerichte 
ausgesprochen  worden  sei.  Und  nun  bestehe  nach  dem  schweizerisch- 
deutschen Auslieferungsvertrage  bereits  eine  gegenseitige  vertragliche 
Verpflichtung  zur  Übernahme  der  strafrechtlichen  Verfolgung,  auch 
wenn  die  erwähnte  Erklärung  des  nehis  in  idem  nicht  gegeben  worden 
sei.     Zwar  sei  diese  Verpflichtung  im  Vertrage  nicht  ausdrücklich  aus- 
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gesprochen.  Allein  wenn  in  Art  2  desselben  der  Grundsatz  der  Nicht- 
ansliefemng  eigener  Landesangehöriger  angestellt  sei,  so  dtlrfie  es  an 
sich  klar  sein,  dafs  es  unmöglich  in  der  Absicht  oder  dem  Willen  der 
Vertragsstaaten  habe  gel^n  sein  können,  Personen^  die  in  einem  der 
Vertragsstaaten  ein  Verbrechen  verübt  haben,  und  denen  es  gelungen 
ist,  in  die  Heimat  zu  fittchten,  damit  ein  sicheres  Asyl  zu  gewähren« 
Schon  die  völkerrechtliche  Verpflichtung  zu  gegenseitigem  Rechtsschutz 
gebiete  die  Strafe  des  Verbrechens.  Dies  weiiie  auch  durch  die  Bot- 
schaft des  Bundesrates  zu  dem  erwähnten  Vertrage  bestätigt  £s  sei 
demnach  die  gerichtliche  Verfolgung  durch  die  Behörden  des  Heimat- 
staates als  selbstverständlich,  als  notwendige  Ergänzung  zu  dem  Grund- 
satz der  Nichtausliefemng  der  eigenen  Staatsangehörigen,  vorausgesetzt 
Trete  ein  solcher  Fall  ein,  so  habe  nach  Art.  2  AI.  2  des  Vertrages 
der  Vertragsstaat,  in  dem  das  Verbrechen  begangen  wurde,  die  erforder- 
liche Rechtshülfe  zu  leisten,  und  es  sei  die  Verpflichtung  des  Heimat- 
staates, die  Beurteilung  zu  übernehmen,  an  keine  weitere  Bedingung 
geknüpft,  als  die,  dafs  nach  seinen  Gesetzen  Anlafs  zu  einer  strafrecht- 
lichen Verfolgung  vorhanden  sei.  Unter  diesen  Gesetzen  könne  nichts 
anderes  verstanden  sein,  ab  das  materielle  Strafirecht  des  betrefifenden 
Staates;  das  Delikt  müsse  ein  Auslieferungsdelikt,  nach  dem  Gesetze 
des  Heimatstaates  strafbar  sein,  und  es  düHten  nicht  die  im  Strafirecht 
vorgesehenen  Strafausschliefsungsgrüode  zutreffen.  Im  Vertrag  sei 
nirgends  vorgeschrieben,  dafs  vorerst  eine  Erklärung  abzugeben  sei, 
nach  der  man  auf  die  Ausübung  der  Straf  justiz  am  Orte  der  That  ver- 
zichte. Seit  Bestehen  des  Vertrages  sei  fiist  ausnahmslos  die  strafrecht- 
liche Verfolgung  der  eigenen  Angehörigen,  die  im  anderen  Vertrags- 
staate ein  Verbrechen  begangen  und  sich  in  das  Heunatknd  geflüchtet 
hatten,  von  beiden  Vertragsstaaten  als  eine  vertragliche  Verpflichtung 
anerkani^  und  gehandhabt  worden,  wie  sich  aus  den  Greschäftsberichten 
des  Bundesrates  ergebe.  In  einigen  Fällen  habe  der  Bundesrat  gegen- 
über den  Weigerungen  der  Elantone,  die  Bestrafung  zu  übernehmen, 
seinen  Standpunkt  eingehend  motiviert  (Bnndesblatt  1879  U  pag.  626, 
1883  II  pag.  897,  1893  U  pag.  78).  Fast  immer  hätten  sich  nach 
der  Praxis  die  beiden  Vertragsstaaten  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dafs 
sie  nach  Inhalt  des  Vertrages  verpflichtet  seien,  die  Beurteilung  der 
eigenen  Angehörigen  zu  übernehmen,  und  zwar  ohne  dafs  vorher  im 
betreffenden  Falle  ein  Verzicht  auf  die  Jurisdiktion  am  Orte  der  That 
ausgesprochen  werden  müfste.  Nur  im  Falle  Volkart  sei  von  den 
zürcherischen  Behörden  die  Verfolgung  abgelehnt  worden,  weil  nach 
Mafsgabe  des  zürcherischen  Gesetzes  ein  förmlicher  Verzicht  auf  die 
Vollziehung  eines  bestehenden  ausländischen  Urteils  gefordert  wurde, 
eui  Verzicht,  den  auszusprechen  die  deutsche  Regierung  unter  Berufung 
auf  den  Vertrag  sich  geweigert  habe  (Bundesblatt  1876  U  pag.  296)- 
Im  September  1892  sei  von  der  Schweiz  die  Auslieferung  des  in  Strafs- 
burg aufgegriffenen  angeblichen  französischen  Staatsangehörigen  Alojs 
Napoleon  Riehl  wegen  betrüglichem  Bankerott  nachgesucht  worden. 
Da  es  sich  herausgestellt  habe,  dafs  Riehl  deutscher  Reichsangehörigpr 
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Bei,  sei  hiervon  dem  Bandesrat  Mitteilang  gemacht  worden  mit  dem 
Anheimstellen,  die  strafrechtliche  Verfblgting  des  Riehl,  falls  sie  ge- 
wünscht werde,  unter  Zusicherung  der  Gegenseitigkeit  in  Antrag  zu 
bringen.  Diese  Zusicherung  sei  als  erforderlich  hingestellt  worden,  um 
Sicherheit  dafllr  zu  gewinnen,  dafs  die  Verfolgung  von  Schweiaem  in 
der  Schweiz  nicht  fomerhin,  wie  bereits  mehreremal  geschehen,  von 
einer  Erklärung  abhängig  gemacht  werde,  die  nach  der  deutschen 
Gesetzgebung  nicht  abgegeben  werden  könne.  Der  Bundesrat  habe 
hierauf  die  G^egenseitigkeit  für  Fälle  gleicher  Art  zugesichert  mit  dem 
Beifügen,  dafs  schweizerischerseits  zur  Zeit  auf  die  Gegenzusicherung 
der  deutschen  Regierung,  dafs  in  solchen  Fällen  der  in  der  Schweiz 
strafrechtlich  beurteilte  Inländer  in  Deutschland  nicht  nochmals  wegen 
desselben  Delikts  verfolgt  werde,  verzichtet  werde  (Bundesblatt  1893 
II  pag.  88).  Diese  gegenseitige  Zusicherung  habe  den  Charakter  einer 
beidseitig  als  richtig  anerkannten  Interpretation  des  Art  2  des  Vertrages; 
es  werde  dadurch  nicht  neues  Recht  geschafien,  sondern  geltendes  Recht 
genau  festgesetzt.  Danach  mtlsse  angenommen  werden,  dafs  es  der 
Wille  der  Vertragsstaaten  gewesen  sei,  als  vertragliche  Pflicht  fostzu- 
stellen,  dafs  im  Falle  der  Nichtauslieferung  der  eigenen  Angehörigen 
der  Heimatstaat  unter  den  im  Vertrag  vorgesehenen  Bedingungen  die 
Beurteilung  eventuell  Bestrafung  des  flüchtigen  Verbrechers  zu  über- 
nehmen habe,  eine  Pflicht,  die  durch  das  Auslieforungsgesetz  in  keiner 
Weise  modifiziert  worden  sei.  Mit  dem  Angeführt^  trete  allerdings 
in  Widerspruch  die  Botschaft  des  Bundesrates  zum  Auslieferungsgesetz, 
wo  zu  Art  2  Ziff.  2  bemerkt  werde:  „Seitens  gewisser  Staaten  wird, 
infolge  des  Standes  ihrer  Gesetzgebung,  die  in  der  vorliegenden  Be- 
stimmung vorgesehene  Zusicherung  überhaupt  nicht  erhältlich  sein. 
Die  deutsche  Regierung  hat  es  abgelehnt,  auf  die  Verfolgung  am 
Gerichtsstande  der  That  zu  verzichten.  —  Der  Fall  ist  also  nicht  aus- 
geschlossen, dafs  ein  Schweizerbürger,  der  in  Deutschland  sich  einer 
strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht  hat,  straflos  ausgeht,  wenn  es 
ihm  gelingt,  sich  in  die  Schweiz  zu  flüchten.  Wir  bedauern  aufrichtig 
einen  solchen  Zustand,  aliein  nicht  wir  sind  dafUr  verantwortlich,  son- 
dern jene  Staaten  selbst,  die  sich  in  einem  offenbaren  Widerspruch  mit 
sich  selbst  befinden,  indem  sie  die  Rechtshülfo  unserer  Gerichte  an- 
rufen und  doch  nicht  das  nötige  Vertrauen  in  dieselben  setzen,  am  za 
ihren  Gunsten  auf  die  Ausübung  der  eigenen  Strafgerichtsbarkeit  zu 
verzichten.^  Allein  abgesehen  davon,  dafs  diese  Auffassung  nicht  halt- 
bar sei,  wenn  wirklich  eine  vertragliche  Verpflichtung  bestehe,  so  sei 
der  Gedanke  nicht  als  richtig  anzuerkennen,  dafs  Mr  die  Verhältnisse 
der  Schweiz  zu  den  auswärtigen  Staaten  die  eigene  Gesetzgebung  die 
einzige  Richtschnur  bilden  solle,  vielmehr  sei  den  Anschauungen  der 
Staaten,  zu  denen  die  Schweiz  in  Beziehung  treten  wolle,  ebenfidls 
Rechnung  zu  tragen,  und  speciell  im  Ausliefemngswesen  dürfe  der 
oberste  Grundsatz,  dafs  der  Verbrecher  überhaupt  gestraft  werden  soll, 
nicht  preisgegeben  werden.  Der  Bundesrat,  dem  verfossungsgemäfs  die 
Wahrung   der  völkerrechtlichen  Beziehungen   obliege,    habe  dafür  m 
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floi|;eii,  daffl  im  gegebenen  Falle  der  Tertraglicheo  Pflicht  nachgelebt 
und  die  Bearteilmig  durch  die  zostilndigen  kantonalen  Oerichte  über- 
nommeo  werde.  Vorliegend  könnten  dies  nach  den  bestehenden  Ver- 
htltniwen  nur  die  Gerichte  des  Kantons  Bern  sein. 

C.  Die  Eingabe  wurde  dem  Regierangsrat  des  Kantons  Bern  für 
sich  nnd  zu  Händen  der  dortigen  Anklagekammer  zur  Vernehmlassung 
zugesandt  Innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  langte  nur  von  der  letztem 
Behörde  eine  Rttckänfserung  ein,  die  im  wesentlichen  dahin  geht,  dafs 
im  deutsch  -  schweizerischen  Auslieferungsvertrag  eine  Verpflichtung  zur 
Übernahme  der  Strafverfolgung  seitens  des  Staates,  welchem  der  (nicht 
auBzuÜefemde)  Beschuldigte  angehöre,  nur  dann  bestehe,  wenn  nach 
der  Oesetzgebung  des  Heimatstaates  Anlafs  zur  Verfolgung,  d,  h.  wenn 
die  materiell-  und  formellrechtlichen  Voraussetzungen  hierftlr  nach  Mafs- 
gsbe  der  eigenen  Oeseta^ebung  gegeben  seien,  dafs  nun  die  schweize- 
rische Gesetzgebung  in  Art  2  des  Auslieferungsgesetzes  vom  22.  Januar 
1892  die  Strafverfolgung  eines  Schweizers,  der  im  Auslande  ein  Ver- 
brechen begangen  und  sich  in  die  Heimat  geflüchtet  habe,  nur  dann 
von  dem  Staate  des  Thatortes  durchgesetzt  werden  könne,  wenn  die 
dort  vorgesehene  Zusicherung  des  ne  Ins  in  idem  erteilt  werde,  und 
dafs  diese  Bestimmung  in  keiner  Weise  mit  den  im  Auslieferungs- 
verträge mit  Deutschland  ttbemommenen  vertraglichen  Pflichten  im 
Widerspruch  stehe. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  ErwUgnng: 
1.  Der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  hat  keinerlei  Einwendung 
g^en  die  Zuständigkeit  des  Bundesgerichts  zur  Beurteilung  des  An- 
standes  erhoben,  der  diesem  vom  Bundesrate  unterbreitet  worden  ist. 
Und  in  der  That  ist  die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  in  vorliegender 
Sache  begründet.  Der  Bundesrat  behauptet,  die  mit  der  Ausübung  der 
Stiafgerichtsbarkeit  betrauten  Behörden  des  Kantons  Bern  seien  ge- 
halten, einer  von  ihm  ausgehenden  Einladung  zur  Anhandnahme  der 
Stra^erfolgung  des  Benoit  Emil  Gerber  Folge  zu  leisten.  Er  nimmt 
also  gegenüber  dem  Kanton  Bern  eine  gewisse  Machtbefugnis  in  An- 
spruch, die  sich  in  der  Form  der  fraglichen  Einladung  gettufsert  hat, 
eine  Machtbefugnis,  die  er  aus  seiner  verfassungsmäfsigen  Stellung  als 
Hüter  der  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  Schweiz  zum  Auslände 
(Art  102  Zifil  8  B.V.)  herleitet  und  die  ihn  ermächtigen  soll,  vom 
Kanton  Bern  die  Erftlllung  einer  Verpflichtung  zu  internationaler  Rechts- 
hülfe gegenüber  dem  Deutschen  Reiche  zu  verlangen.  Die  bemischen 
Behörden  bestreiten  zwar  dem  Bundesrate  diese  Kompetenz  in  abstracto 
nicht,  sondern  sie  weigern  sich  lediglich,  im  vorliegenden  Falle  der 
Einladung  des  Bundesrates  Folge  zu  geben.  Allein  hierin  liegt  nicht 
blofs  die  Behauptung,  daOi  für  den  Erlafs  der  Einladung  die  erforder- 
lichen sachlichen  Voraussetzungen  fehlen,  sondern  es  wird  damit  geltend 
geoiacht,  dafs  der  Bundesrat  überhaupt  nicht  kompetent  sei,  in  concreto 
eine  solche  Einladung  zu  erlassen,  da  eine  völkerrechtliche  Pflicht, 
gegen  Gerber  strafrechtlich  vorzugehen,  f^  die  Schweiz  nicht  bestehe, 
und  dafs  deshalb  auch  der  Bundesrat  keine  Befugnis  habe,  dem  Kanton 
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sei,  sei  hiervon  dem  Bondeent  Mittdlang  gemacht  worden  mit  dem 
Anheimstellen,  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Riehl,  fiJls  sie  ge- 
wünscht werde,  unter  Znsicherang  der  Gegenseitigkeit  in  Antrag  m 
bringen.  Diese  Znsicherang  sei  als  erforderlich  hingestellt  worden,  tun 
Sicherheit  daftlr  zu  gewinnen,  dafii  die  Yerfolgnng  von  Schweiioni  in 
der  Schweiz  nicht  fornerhin,  wie  bereits  mehreremal  gesdiefaen,  von 
einer  £}rklärang  abhftngig  gemacht  werde,  die  nach  der  deniscfaen 
Gesetzgebung  nicht  abgegeben  werden  könne.  Der  Bandesrat  habe 
hierauf  die  G^egenseitigkeit  für  Fftlle  gleicher  Art  zogesichert  mit  dem 
Beifügen,  dafs  schweizerischerseits  zur  Zeit  auf  die  Gcgenzusicherang 
der  deutschen  Regierung,  dafs  in  solchen  Fällen  der  in  der  Schweis 
strafrechtlich  beurteilte  Inländer  in  Deutschland  nicht  nochmals  weg;^ 
desselben  Delikts  verfolgt  werde,  verzichtet  werde  (Bundesblatt  1893 
II  pag.  88).  Diese  gegenseitige  Zusicherung  habe  den  Charakter  einer 
beidseitig  als  richtig  anerkannten  Interpretation  des  Art.  2  des  Vertragee; 
es  werde  dadurch  nicht  neues  Recht  geschaffen,  sondern  geltendes  Recht 
genau  festgesetzt  Danach  müsse  angenommen  werden,  dafs  es  der 
Wille  der  Vertragsstaaten  gewesen  sei,  als  vertragliche  Pflicht  fostza- 
stellen,  dafs  im  Falle  der  Nichtauslieferung  der  eigenen  Angehörigen 
der  Heimatstaat  unter  den  im  Vertrag  vorgesehenen  Bedingungen  die 
Beurteilung  eventuell  Bestrafung  des  flüchtigen  Verbrechers  zu  über- 
nehmen habe,  eine  Pflicht,  die  durch  das  Auslieforungsgesetz  in  keiner 
Weise  modifiziert  worden  sei.  Mit  dem  Angeführt^  trete  allerdings 
in  Widerspruch  die  Botschaft  des  Bundesrates  zum  AoslieferungsgeBets, 
wo  zu  Art  2  Zifi;  2  bemerkt  werde:  ^Seitens  gewisser  Staaten  wird, 
infolge  des  Standes  ihrer  Gesetzgebung,  die  in  der  vorliegenden  Be- 
stimmung vorgesehene  Zusicherung  überhaupt  nicht  erhältlich  sein. 
Die  deutsche  Regierung  hat  es  abgelehnt,  auf  die  Verfolgung  am 
Gerichtsstande  der  That  zu  verzichten.  —  Der  Fall  ist  also  nicht  ans- 
geschlossen,  dafs  ein  Schweizerbüii^er,  der  in  Deutschland  sich  einer 
strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht  hat,  straflos  ausgeht,  wenn  es 
ihm  gelingt,  sich  in  die  Schweiz  zu  flüchten.  Wir  bedauern  aufrichtig 
einen  solchen  Zustand,  allein  nicht  wir  sind  dafUr  verantwortlich,  son- 
dern jene  Staaten  selbst,  die  sich  in  einem  offenbaren  Widerspruch  mit 
sich  selbst  befinden,  indem  sie  die  Rechtshülfo  unserer  Gerichte  an- 
rufen und  doch  nicht  das  nötige  Vertrauen  in  dieselben  setzen,  am  nx 
ihren  Gunsten  auf  die  Ausübung  der  eigenen  Strafgerichtsbarkeit  m 
verzichten."  Allein  abgesehen  davon,  dafs  diese  Auffassung  nicht  halt- 
bar sei,  wenn  wirklich  eine  vertragliche  Verpflichtung  bestehe,  so  sei 
der  Gredanke  nicht  als  richtig  anzaerkennen ,  dafs  für  die  Verhältnisse 
der  Schweiz  zu  den  auswärtigen  Staaten  die  eigene  Gesetzgebung  die 
einzige  Richtschnur  bilden  solle,  vielmehr  sei  den  Anschauungen  der 
Staaten,  zu  denen  die  Schweiz  in  Beziehung  treten  wolle,  ebenfalls 
Rechnung  zu  tragen,  und  speciell  im  Auslieferungswesen  dürfe  der 
oberste  Grundsatz,  dafs  der  Verbrecher  überhaupt  gestraft  werden  soll, 
nicht  preisgegeben  werden.  Der  Bundesrat,  dem  veriassongsgemäfs  die 
Wahrung   der  völkerrechtlichen  Beziehungen   obliege,    habe  dafür  za 
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60i|;en,  dafs  im  gegebenen  Falle  der  vertraglichen  Pflicht  nachgelebt 
nnd  die  Beorteilnng  durch  die  znsttndigen  kantonalen  Gerichte  ttber- 
Dommco  werde.  Vorliegend  könnten  dies  nach  den  bestehenden  Ver- 
hältniwen  nor  die  Gerichte  des  Kantons  Bern  sein. 

C.  Die  Eingabe  wnrde  dem  Regierangsrat  des  Kantons  Bern  für 
sich  und  sn  EUmden  der  dortigen  Anklagekammer  zur  Vernehmlassung 
zugesandt  Innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  langte  nur  von  der  letztem 
Behörde  eine  Rückäufserung  ein,  die  im  wesentlichen  dahin  geht,  daffa 
im  deutsch  -  schweizerischen  Auslieferungsvertrag  eine  Verpflichtung  zur 
Übernahme  der  Strafverfolgung  seitens  des  Staates,  welchem  der  (nicht 
auszuliefernde)  Beschuldigte  angehöre,  nur  dann  bestehe,  wenn  nach 
der  Gesetzgebung  des  Heimatstaates  Anlafs  zur  Verfolgung,  d,  h.  wenn 
die  materiell-  und  formellrechtlichen  Voraussetzungen  hierftlr  nach  Mafs- 
gabe  der  eigenen  Gesetzgebung  gegeben  seien,  dafs  nun  die  schweize- 
rische Gesetzgebung  in  Art  2  des  Auslieferungsgesetzes  vom  22.  Januar 
1892  die  Straftrerfolgung  eines  Schweizera,  der  im  Auslande  ein  Ver- 
brechen begangen  und  sich  in  die  Heimat  geflttchtet  habe,  nur  dann 
von  dem  Staate  des  Thatortes  durchgesetzt  werden  könne,  wenn  die 
dort  vorgesehene  Zusicherung  des  ne  Ins  in  idem  erteilt  werde,  und 
dafs  diese  Bestimmung  in  keiner  Weise  mit  den  im  Auslieferungs- 
verträge mit  Deutschland  fibemommenen  vertraglichen  Pflichten  im 
Widerspruch  stehe. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  ErwKgung: 
1.  Der  Regierungsrat  des  Ejmtons  Bern  hat  keinerlei  Einwendung 
gegen  die  Zuständigkeit  des  Bundesgerichts  zur  Beurteilung  des  An- 
standes  erhoben,  der  diesem  vom  Bundesrate  unterbreitet  worden  ist. 
Und  in  der  That  ist  die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  in  vorliegender 
Sache  begründet  Der  Bundesrat  behauptet,  die  mit  der  Ausübung  der 
Strafgerichtsbarkeit  betrauten  Behörden  des  Kantons  Bern  seien  ge- 
balten, einer  von  ihm  ausgehenden  Einladung  zur  Anhandnahme  der 
Strafverfolgung  des  Benoit  Emil  Gerber  Folge  zu  leisten.  Er  nimmt 
also  gegenüber  dem  Kanton  Bern  eine  gewisse  Machtbefugnis  in  An- 
spruch, die  sich  in  der  Form  der  fraglichen  Einladung  gettufsert  hat, 
eine  Machtbefugnis,  die  er  aus  seiner  verfiiBsungsmUfsigen  Stellung  als 
Hüter  der  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  Schweiz  zum  Auslande 
(Art  102  Ziff.  8  B.V.)  herleitet  und  die  ihn  ermächtigen  soll,  vom 
Kanton  Bern  die  Erftlllung  einer  Verpflichtung  zu  internationaler  Rechts- 
httlfe  gegenüber  dem  Deutschen  Reiche  zu  verlangen.  Die  bemischen 
Behörden  bestreiten  zwar  dem  Bundesrate  diese  Kompetenz  in  abstracto 
nicht,  sondern  sie  weigern  sich  lediglich,  im  vorliegenden  Falle  der 
Einladung  des  Bundesrates  Folge  zu  geben.  Allein  hierin  liegt  nicht 
blofs  die  Behauptung,  dafs  für  den  Erlafs  der  Einladung  die  erforder- 
lichen sachlichen  Voraussetzungen  fehlen,  sondern  es  wird  damit  geltend 
gemacht,  dafs  der  Bundesrat  überhaupt  nicht  kompetent  sei,  in  concreto 
eine  solche  Einladung  zu  erlassen,  da  eine  völkerrechtliche  Pflicht, 
gegen  Gerber  strafrechtlich  vorzugehen,  für  die  Schweiz  nicht  bestehe, 
und  dafs  deshalb  auch  der  Bundesrat  keine  Befugnis  habe,  dem  Kanton 
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Bern  aaf  dem  sonst  im  allgemeinen  der  Soaverttnität  der  Kantone  ftber- 
lassenen  Gebiete  der  Strafrecbtspflege  Weisungen  zu  erteilen«  Es  handelt 
sich  somit  im  Grande  um  eine  Frage  betreffend  die  Abgrenzung  swischen 
eidgenössischer  und  kantonaler  Staatsgewalt,  die  zu  entscheideii  das 
Bundesgericht  durch  Art  113  Ziff.  1  B.y.  und  Art  175  Ziff.  1  0.6. 
berufen  ist 

2.  Mit  Recht  nun  hat  es  zunächst  der  Bundesrat  unterlassen,  zur 
Begründung  seiner  Kompetenz  den  Art  2  des  Bundesgesetzes,  betrefiend 
die  Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande,  vom  22.  Januar  1892,  anzu- 
rufen. Wohl  greift  diese  Bestimmung  in  die  innere  kantonale  Straf- 
rechtspflege  ein,  soweit  es  sich  um  die  Bestrafung  von  Inländern  handelt 
die  in  einem  fremden  Staate  eine  strafbare  Handlung  begangen  und 
sich  dann  in  die  Schweiz  gefltlchtet  haben,  von  wo  sie  nicht  ausgeliefert 
werden  können.  Es  werden  ^  diesen  Fall  die  einschlägigen  kanto- 
nalen Normen  insofern  ergänzt,  als  die  Stra^erfolgung  wegen  einer 
solchen  Handlung  im  Inlande  unter  Umständen  aufgehoben  werden 
mufs,  auch  wenn  die  zuständige  kantonale  Gesetzgebung  die  Bestrainng 
derselben,  weil  sie  im  Auslande  begangen  worden  ist,  nicht  zulaasen 
würde.  Diese,  ebenfalls  aus  dem  Bedürfiiisse  nach  internationalem 
Rechtsschutz  gegen  strafbare  Handlungen  fliefsende,  bundesrechtliehe 
Verpflichtung  der  Kantone  tritt  nun  aber  jedenfalls  nur  dann  ein,  TPenn 
der  die  Auslieferung  (oder  Bestrafung)  nachsuchende  Staat  die  Zu- 
sicherung erteilt,  dafs  der  betrefiende  Schweizerbttrger  nach  Verbülsang 
der  in  der  Schweiz  gegen  ihn  verhängten  Strafe  auf  seinem  Gebiete 
nicht  nochmals  wegen  desselben  Verbrechens  verfolgt  und  auch  ein  Yon 
seinen  Gerichten  gegen  ihn  ausgefälltes  Strafurteil  nicht  vollzogen  w^rde. 
Eine  solche  Zusicherung  ist  nicht  erteilt  worden,  und  deshalb  wfirde 
von  vornherein  diese  Handhabe,  den  Kanton  Bern  zur  Stmfverfolgnng 
des  Benoit  Emil  Gerber  anzuhalten,  versagen.  Eb  könnte  nämlich  aoch 
nicht  etwa  eingewendet  werden,  dafs  der  Bundesrat  kompetent  sei,  auf 
die  Bedingung  der  Zusicherung  des  ne  bis  in  idem  zu  veizichten.  Das 
Gesetz  wollte  gerade  für  die  Zukunft  im  Auslieferungsrecbt  eine  feste 
Grundlage  schaffen,  an  die  sich  auch  der  Bundesrat  in  seinen  Ver- 
handlungen mit  andern  Staaten  zu  halten  hat.  Derselbe  vervreadet 
denn  auch  selbst  die  im  Falle  Riehl  von  ihm  der  deutschen  Regierung 
gegentlber  abgegebene  Erklärung,  dafs  die  Zusicherung  des  Verzichts 
auf  die  Austlbung  der  eigenen  Stnifgerichtsbarkeit  gegen  einen  hier  be- 
troffenen und  zu  bestrafenden  Inländer  in  Zukunft  nicht  mehr  verlangt 
werde,  nicht  in  dem  Sinne,  dafs  damit  an  der  Vorschrift  des  Art  2 
des  Auslieferungsgesetzes  für  das  Verhältnis  mit  dem  Deutschen  Reicbe 
etwas  geändert  worden  wäre;  sondern  es  wird  jene  Erklärung  nur 
beigezogen  zur  Bestätigung  der  Auslegung,  die  der  Bundesrat  der  seiner 
Ansicht  nach  mafsgebenden  Bestimmung  des  Art  2  des  Auslieferungs- 
vertrages zwischen  der  Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche  vom 
24.  Januar  1874  beilegt. 

8.     Dieser  Vertragsartikel,  aus  dem   der  Bundesrat  seine  Kom- 
petenz zum  Einschreiten  im  vorliegenden  Falle  herleitet,  bestimmt,  nach 
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Eestlegang  des  Gmndsatzes,  dafs  eigene  Angehörige  an  den  andern 
Vertragsstaat  nicht  aosgeliefert  werden,  in  Abs.  2:  ^Wenn  nach  den 
Gesetzen  desjenigen  Staates,  welchem  der  Beschuldigte  angehört,  Anlafs 
vorhanden  sein  sollte,  ihn  wegen  der  in  Frage  stehenden  Handlung  zu 
verfolgen,  so  soll  der  andere  Staat  die  Erhebungen  und  Schriftstücke, 
die  zur  Feststellung  des  Thatbestandes  dienenden  Gegenstände  und 
jede  andere  für  das  StrafVer&hren  erforderliche  Urkunde  oder  Auf- 
klärung mitteilen.*'  Wttrde  hierin  eine  vertragliche  Vereinbarung  des 
Inhalts  erblickt  werden  müssen,  da(s  der  Zufluchtsstaat  unter  den  da- 
selbst vorgesehenen  Voraussetzungen  die  Verpflichtung  habe,  den  be- 
treffenden Angeschuldigten  strafrechtlich  zu  verfolgen,  wie  wenn  die 
Handlung  im  Inlande  begangen  worden  wäre,  so  würden  sich  die  Be- 
hörden des  Kantons  für  ihre  Weigerung,  einer  bezüglichen  Weisung 
des  Bundesrates  Folge  zu  geben,  auf  Art  2  des  Auslieferungsgesetzes 
mit  Erfolg  nicht  berufen  können.  Denn  dieser  wollte  und  konnte  ohne 
Verletzung  völkerrechtlicher  Verpflichtungen  an  bestehenden  Staatsver- 
trägen  nichts  ändern  und  insbesondere  auch  nicht  eine  Verpflichtung 
zu  strafrechtlichem  Vorgehen  gegen  einen  Inländer,  der  im  Auslande 
delinquiert  und  sich  in  die  Heimat  geflüchtet  hat,  von  neuen ,  im  Ver« 
trage  selbst  nicht  vorgesehenen,  Bedingungen  abhängig  machen  (vergl. 
z.  B.  Urteil  des  Bundesgerichts  i.  S.  Stübler,  A.  S.,  Bd.  XYIII  S.  193). 
Allein  eine  Verpflichtung  der  Schweiz,  bedingungslos  ihre  eigene  Straf- 
gerichtsbarkeit thätig  werden  zu  lassen,  wenn  die  deutsche  Regierung 
die  Bestrafung  eines  Inländers  wegen  eines  im  Auslände  begangenen 
Auslieferungsdeliktes  verlangt,  kann  der  citierten  Vertragsbestimmung 
nicht  entnommen  werden.  Nach  deren  Wortlaute  sichern  sich  die 
Vertragsstaaten  blofs  in  gewissem  Umfange  eine  prozessualische  Rechts- 
liülfe  zu  für  den  Fall,  dafs  für  die  Verfolgung  des  Beschuldigten  im 
Zufluchtslande  nach  dessen  G^etzen  Anlafs  vorhanden  sein  sollte. 
Durch  diesen  Wortlaut  ist  die  Annahme  ausgeschlossen,  dafs  es  der 
Wille  der  Vertragsparteien  gewesen  sei,  eine  unbedingte  Verpflichtung 
des  Zufluchtshindes  zur  Anhobung  der  Strafverfolgung  des  Angeschul- 
digten fiXr  den  Fall  der  Nichtauslieferung  aufleustellen.  Offensichtlich 
beruht  vielmehr  die  Bestimmung,  wie  sie  gefafst  ist,  auf  der  Vorstellung, 
dafs  eine  Strafverfolgung  im  Zufluchtsstaate  nur  eintrete,  wenn  dessen 
eigene  Gesetzgebung  ihm  dazu  Anlafs  giebt  Gerade  der  letztere  Aus- 
druck beweist  deutlich,  dafs  sich  die  Vertragsstaaten  in  fraglicher  Rich- 
tung nicht  binden  wollten,  sondern  dafs  sie  sich  lediglich  vorbehielten, 
und  zwar  wiederum  nicht  in  verbindlicher  Form,  in  solchen  Fällen  die 
eigenen  Gesetze  anzuwenden.  Die  Fassung  des  Abs.  2  des  Art*  2 
läfst  auch  nicht  etwa  für  die  Annahme  Raum,  dafs  eine  solche  Ver- 
pflichtung, die  Bestrafrmg  des  inländischen  Angeschuldigten  selbst  zu 
übernehmen,  gleichsam  das  Gegenstück  zu  der  Vergünstigung,  dafs  In- 
länder nicht  ausgeliefert  werden,  bilde.  Hätte  wirklich  unter  den 
Vertragsparteien  die  Meinung  obgewaltet,  dafs  an  die  Stelle  der  Aus- 
lieferung bei  Inländern,  ohne  Rücksicht  auf  den  Begehungsort,  die  Be- 
strafong  nach   den   eigenen  Landesgesetzen   eintreten   müsse,    so  hätte 


864  BechtBprechung. 

dieser  Auf&ssongf  auch  Aiudniek  gegeben  werden  rnttasen,  wie  dies  in 
dem  knrz  vorher,  im  Jahre  1875,  zwischen  der  Schweis  ond  BatkUnd 
abgeechlossenen  AnslieferangBvertrBge  (Art  2)  in  einer  allerding*  anch 
nicht  alle  Zweifel  ansscbliersenden  Weise  geschehen  ist  Und  keinen- 
fidls  hlltte  im  Vertng  eine  Bestimmung  Anfnahme  finden  dürfen,  am 
deren  Fassung  notwendigerweise  anf  eine  gerade  gegenteilige  Meinong 
der  Kontrahenten  geschlossen  werden  nrafs. 

Wenn  femer  anch  thatsSchlich  unter  der  HeiTSchaft  des  Ausliefe- 
rungsvertrages meistens  —  der  Bundesrat  giebt  selbst  sa,  dafs  Aus- 
nahmen vorgekommen  sind  —  vom  Heimatstaate  die  Strafverfbl^ng 
der  eigenen  Angehörigen  ftkr  in  andern  Vertragsstaaten  begangenes 
strafbares  Unrecht  flbemommen  worden  ist ,  so  beweist  dies  noch 
keineswegs,  dafs  dies  geschehen  sei,  weil  sich  die  beiden  Staaten  dazu 
f^  vertraglich  verpflichtet  erachteten.  Es  konnten  jene  thatsäehlicfaen 
Voigttnge  zum  Belege  dafür,  dafs  eine  bezügliche  internationale  Ver> 
pflichtung  bestanden  habe,  doch  nur  insofern  verwendet  werden,  als 
dargethan  wäre,  dafs  in  der  eigenen  Gesetzgebung  des  betreffenden 
Staates  die  Strafverfolgung,  sei  es  in  zwingender  oder  in  blofs  &kul- 
tativer  Form,  nicht  vorgesehen  gewesen  wflre.  Hierfür  fehlt  aber  jeg- 
licher Nachweis.  Insbesondere  braucht  zur  Erklfirung  der  Thatsacbe, 
dafs  in  Deutschland  gegen  ReichsangehOrige  wogen  in  der  Schwea 
begangener  Delikte  auf  Ansuchen  der  herwXrtigen  Behörde  das  Straf- 
verfahren eingeleitet  wurde,  keineswegs  eine  vertragliche  Verpflichtung 
beigezogen  zu  werden ;  die  Beftignis  zu  solchem  Voigehen  gab  vielmehr 
den  deutschen  Behörden  schon  die  eigene  Gesetzgebung,  nttmlich  §  4 
des  Str.G.B.s,  und  es  haben  wohl  dafür,  dafs  von  dieser  Möglichkeit 
stets  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  ebensowohl  eigene  Interessen,  wie 
Rflcksichten  auf  den  andern  Vertragskontrahenten  mi^ewirkt  In  der 
Schweiz  sodann  ist  das  Bestreben  des  Bundesrates,  eine  derartige  inter- 
nationale Verpflichtung  zur  Anerkennung  zu  bringen,  wie  aus  dessen 
eigenen  Angaben  hervorgeht,  mehrfach  auf  Widerstand  von  selten 
solcher  Kantone  gestofsen,  deren  Gesetzgebung  die  Bestrafung  für  im 
Ausland  begangene  Delikte  nicht  oder  nur  unter  gewissen  Bedingungen 
zuläfst  (vergl.  hinsichtlich  des  Standes  der  kantonalen  Gesetzgebungen 
in  dieser  Beziehung  Stooß^  Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher,  S.  7  ff.). 
Allerdings  scheint  der  Bundesrat  diesen  Widerstand  in  einigen  Fsllen 
gebrochen  zu  haben.  Aber  doch  nicht  immer:  So  führt  er  seihet  den 
Fall  Volkart  an,  indem  er  es  bei  der  auf  die  Gesetzgebung  des  Heimat- 
kantons Zürich  sich  stützenden  Weigerung  der  dortigen  Behörden,  die 
Strafverfolgung  des  Angeschuldigten  wegen  eines  in  Deutschland  be- 
gangenen Deliktes  zu  übernehmen,  bewenden  liefs«  Angesichts  dieser 
Haltung  aber  kann  um  so  weniger  dem  Umstand  für  die  Beantwortung 
der  streitigen  Frage  eine  Bedeutung  beigemessen  werden,  dafs  der 
Bundesrat  in  verschiedenen  seiner  Geschäftsberichte  sich  dahin  gelulsert 
hat,  dafs  seiner  Ansicht  nach  eine  vertragliche  Pflicht  zur  Anhebung 
der  Strafverfolgung  in  solchen  Fällen  bestehe.  Übrigens  könnte  ans 
diesen  Ansicfatsäufserungen  doch  nur  geschlossen  werden,  dafs  der  eine 
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der  beiden  kontiahierenden  Staaten  den  Vertrag  dahin  ansl^e,  dafs 
ftlr  denselben  eine  absolute  Verpflichtong  zur  Anhebong  des  Strafver« 
fahrens  g^gen  die  eigenen  Landesangehörigen  wegen  einer  im  andern 
Vertragsstaate  b^angenen  strafbaren  Handlung  bestehe,  während  eine 
solche  Aoslogung  doch  nur  möglich  wttre,  wenn  auch  der  andere 
Kontrahent  sich  ausdrücklich  oder  durch  sein  Verhalten  zu  der  nttm* 
liehen  Ansicht  bekannt  hätte.  Dies  trifft  nun  aber  nicht  zu,  wie 
schlagend  gerade  die  vom  Bundesrate  selbst  angeführten  Verhandlungen 
im  Falle  Riel  beweisen.  Wäre  die  deutsche  Regierung  damals  der 
Ansicht  gewesen,  dafii  eine  bedingungslose  Verpflichtung  zur  Übernahme 
der  Stra^erfolgung  eines  Schweizeis,  der  in  Deutschland  ein  Delikt 
begangen  und  sich  dann  in  seine  Heimat  geflüchtet  hat,  schon  nach 
dem  Auslieferungsvertrage  bestehe,  so  hätte  sie  nicht  die  Anhandnahme 
der  Strafverfolgung  ihres  Angehörigen  Riehl  von  einer  G^enrechts« 
erklämng  des  schweizerischen  Bundesrates  abhängig  machen  dttrfen  und 
umgekehrt  einer  solchen  auch  nicht  bedurft,  um  sich  Air  zukünftige 
Fälle  ein  gleiches  Verhalten  seitens  der  Schweiz  zu  sichern;  sondern 
sie  hätte  ohne  weiteres  den  Riehl  den  dortigen  Strafgerichtsbehörden 
überliefern  müssen  und  auch  nicht  eine  neue  Eriklärung  der  schweize- 
rischen Behörden  zu  verlangen  brauchen,  um  gegebenenfiüls  auch  von 
diesen  die  strafrechtliche  Verfolgung  eines  Schweizers,  der  sich  in 
Deutschland  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht  hat,  durch« 
setzen  zu  können.  Und  wenn  der  Bundesrat  hierauf,  ohne  weitern 
Vorbehalt  und  ohne  auf  den  Auslieferungsvertrag  Bezug  zu  nehmen, 
eingegangen  ist,  so  dürfte  damals  wohl  auch  bei  ihm  die  Ansicht  vor* 
gewaltet  haben,  dais  es  sich  nicht  blolk  um  eine  Interpretation  be- 
stehenden Rechts,  sondern  um  die  Aufteilung  einer  neuen  Norm  inter- 
nationalen Vertragsrechts  handelte,  zu  deren  Abschluß  ihm  allerdings, 
wie  er  heute  implicUe  selbst  zugiebt,  die  Kompetenz  mangelte,  nachdem 
das  Ausliefemng9gesetz  in  einer  auch  fttr  ihn  verbindlichen  Weise  eine 
Verpflichtung  der  Kantone,  auf  Ansuchen  eines  fremden  Staates  einen 
▼on  auswärts  geflüchteten,  inländischen  Delinquenten  zu  bestrafen,  wie 
wenn  die  Handlung  auf  dem  Gebiete  des  betreffenden  Kantons  selbst 
begangen  worden  wäre,  allerdings  angestellt,  aber  von  der  Bedingung 
abhängig  gemacht  hatte,  dafs  der  ersuchende  Staat  auf  die  Ausübung 
eigener  Gerichtsbarkeit  g^gen  den  Betrefifonden  verzichte. 

So  wenig  als  durch  die  Art,  wie  der  Auslieferungsvertrag  that- 
sächlich  angewendet  wurde,  vermag  die  Auffiummg  des  Bundesrates 
durch  die  Verweisung  auf  seine  Botschaft  zu  diesem  Vertrage,  vom 
28.  Januar  1874  (Bundesblatt  1874  I  S.  228  ff.),  gestützt  zu  werden. 
Wenn  es  dort  auch,  zu  Art  2  heifst :  „Eigene  Bürger  liefert  der  eine 
Staat  dem  andern  nicht  aus,  sondern  übernimmt  selbst  die  gerichtliche 
Verfolgung  strafbarer  Handlungen,  welche  eigene  Staatsangehörige  im 
(Gebiete  des  andern  vertragenden  Teiles  begangen,  sofern  solche  Hand- 
lungen auch  nach  Mafsgabe  der  eigenen  Gesetzgebung  strafbar  sind", 
so  kann  doch  daraus  nicht  gefolgert  werden,  dafs  eine  unbedingte  Ver- 
pflichtung zur  Übernahme  der  Strai^erfolgung  der  nicht  der  Auslieferung 
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nnterwoxfenen  eigenen  Staatsangehörigen  eingegangen  worden  sei,  son- 
dern es  ist  damit  nnr  ausgesprochen,  dafs  eine  solche  Strafverfolgung 
eintrete,  wenn  die  eigene  Gesetzgebung  des  betreffenden  Landes  eine 
solche  zoläfst  oder  Torschreibt  Dies  wurde  ausdrücklich  vorbehalten, 
nnd  zwar  offenbar  nicht  nnr  hinsichtlich  der  Umschreibnng  and  Be- 
stimmung der  strafbaren  Handlungen  als  solcher,  sondern  auch  hin- 
sichtlich der  Bedingungen,  von  denen  im  Übrigen  die  Strafbaxkeit  dner 
Handlung  abhängig  gemacht  wurde,  also  namentlich  auch  hinsichtlieh 
der  Normen  über  das  örtliche  Geltungsgebiet 

Damit  stimmt  auch  die  vom  Bundesrate  selbst  angeführte,  aber  nls 
unrichtig  bezeichnete  Stelle  in  der  Botschaft  zum  AusltefernngsgOBeta 
flberein,  indem  gerade  für  das  Verhältnis  mit  Deutschland  unbedenklich 
die  Aufstellung  einer  neuen  Bedingung  für  die  Übernahme  der  Stnf. 
▼erfolgung  eines  Inländers,  dessen  Bestrafung  von  Deutschland  verlangt 
wird,  als  zulässig  hingestellt  und  der  Fall  vorgesehen  wurde,  dafs  onter 
Umständen  wegen  Nichterfüllung  dieser  Bedingung  durch  Deutschland 
Straflosigkeit  des  Thäters  eintreten  könnte. 

Aus  dem  AuslieferungsTertrag  mit  Deutschland  kann  danach  eine 
vertragliche  Verpflichtung  der  Schweiz,  bedingungslos  die  Strafverfolgnng 
des  Benoit  Emil  Gerber  zu  übernehmen,  und  damit  die  Kompetenz  des 
Bundesrates,  dem  Kanton  Bern  eine  bezügliche  Weisung  zu  erteilen, 
nicht  hergeleitet  werden. 

4.  Unter  solchen  Umständen  könnte  diese  Kompetenz  nur  noeh 
begründet  erscheinen,  wenn,  worauf  der  Bundesrat  ebenfiüls  hinweist, 
ein  allgemein  anerkannter  völkerrechtlicher  Grundsatz  des  Inhalts  be- 
stünde, dafs  der  wegen  einer  im  Auslande  begangenen  strafbaren 
Handlung  verfolgte  Inländer,  weil  er  nicht  ausgeliefert  wird,  in  seiner 
Heimat  strafrechtlich  verfolgt  werden  müsse.  Liefse  sich  nachweisen, 
dafs  allgemein  die  in  engem  Kultur-  und  Rechtsbeziehungeii  za  ein- 
ander stehenden  Staaten  einen  solchen  Satz  anerkennten  nnd  danach 
verführen,  so  könnte  sich  auch  die  Schweiz  der  daraus  fliefseodea 
Verpflichtung  nicht  entziehen  und  müfste  dem  Bundesrate  als  Hflter 
ihrer  internationalen  Beziehungen  die  Befugnis  zugestanden  werden^ 
von  den  Kantonen  zu  verlangen,  dafs  sie  gegebenenfallB  ihre  Straf* 
gerichtsbarkeit  in  Thätigkeit  treten  lassen,  wenn  schon  die  «gene 
Gesetzgebung ,  deshalb ,  weil  die  strafbare  Handlung  im  Auslande  be- 
gangen worden  ist,  dies  nicht  gestatten  wtlrde.  In  dieser  Beziehoof: 
ist  nun  zugegeben,  dafs  im  allgemeinen  der  Satz,  es  sei  der  Verbrecher, 
ohne  Rücksicht  darauf,  wo  er  delinquiert  und  wohin  er  sich  nach  der 
That  begeben  hat,  zu  strafen,  dem  Gedanken  der  Gerechtigkeit  ent- 
spricht Allein  diesem  Satz  kann  doch  nicht  die  Bedeutung  einer  f^ 
jeden  Einzelfall  anwendbaren  Norm  internationalen  Rechts  zuerkannt 
werden,  sondern  lediglich  der  Charakter  eines  Postulats  an  die  natio* 
nalen  Gesetzgeber.  Das  ^dedere  aut  punire^  ist  nicht  eine  Regel  des 
positiven,  auf  Gewohnheit  beruhenden  Völkerrechts,  sondern  eine  Fonn«! 
^  den  Gedanken,  dafs  in  abstracto  dafür  gesorgt  werden  solle,  dafs 
territoriale  Schranken  es  nicht  sollen  verhindern  dürfen,  dem  Verbrecher 
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Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen.     Das  „Wie^  mufs  dem  positiven, 
internationalen    oder   nationalen,    Rechte   überlassen   werden,    und    es 
widerspricht  jenem   allgemeinen  Satze  nicht,  wenn  in   einem  oder  in 
bestimmten  Kategorien  von  konkreten   FlUlen  das  Ziel  nach   der  Ge- 
staltung des   positiven   Rechts  nicht  erreicht  wird.     Die   Auslieferung 
und  die  Ausübung  eigener  Strafgerichtsbarkeit  sind  nicht  zwei  überall 
sich  ergänzende  Begriffe.     Wohl  hat  das  Auslieferungsrecht  bestimmte 
Berührungspunkte  mit  dem  sogenannten  internationalen  Stra&echt ;  aber 
doch   braucht  nicht  notwendigerweise   eine   für   alle  Fälle  zutreffende 
Konkordanz  zu  bestehen.     Das  Auslieferungsrecht  ordnet  internationale 
Beziehungen  und  die  Auslieferung  setzt  den  ersuchenden  Staat  in  Mög- 
lichkeit,   seine  Strafgerichtsbarkeit  in  Anwendung  zu   bringen.     Das 
sogenannte  internationale  Strafrecht  ist  als  positives  Recht   nur  6in  das 
örtliche    Geltungsgebiet    betreffender   Bestandteil    der  nationalen  Straf- 
gesetzgebung  und    dessen    Anwendung   bedeutet  Ausübung    eigener 
Jurisdiktion.     So   kann   ein  Staat  sehr  wohl  die  Auslieferung  auch  in 
solchen  Fällen  verweigern,  wo  ihm  die  eigene  Bestrafung  nicht  möglich 
ist,   wie  er  umgekehrt  unter  Umständen  ausliefert,   trotzdem   er  selbst 
bestrafen  könnte«     £s  ist  auch  nicht  richtig,  dafs  insofern  Auslieferungs- 
recht und  internationales  Strafrecht  sich  decken   mtlssen,   als   nur   bei 
Vorhandensein  eines  eigenen  Strafanspruches  ausgeliefert  werden  dürfe 
imd  umgekehrt:   es  kann  im  Gegenteil  auch  da  die  Auslieferung  zuge- 
standen werden,  wo  die  eigene  Gesetzgebung  einen  Strafanspruch  ver- 
sagt,  und   es  kann   eigene  Strafverfolgung  eintreten,    auch  wenn  der 
Staat  des  Thatortes   dies  nicht  verlangt.     Angesichts  namentlich  auch 
der  Stellung,   welche  England   und  Amerika   in  ihren  Gresetzgebungen 
und  Staatsverträgen  zu  diesen  Fragen  einnehmen,  dürfte  so  der  wahre 
Gehalt  des  Satzes  „dedere  aut  punire'^  darauf  beschränkt  werden,  dafs 
ein   Staat  nicht   die   Auslieferung   grundsätzlich    verweigern  und   doch 
starr  am  Territorialitätsprincip  festhalten   darf,    dafs  vielmehr  in  (hesi 
lyenigstens   für  schwere  Fälle   die  Möglichkeit  eigener  Bestrafung  vor- 
gesehen sein  soll,  wenn  die  Auslieferung  nicht  stattfindet  (vergl.  hierzu 
V.  MartUz,  Internationale  Rechtshülfe  in  Strafsachen  IS.  51,    74  ff*, 
185  f.,  119  f.;  Lammaschy  Auslieferungspflicht  und  Asjlrecht,  S«  57  ff*) 
380  ff.).     Bestünde  wirklich  im  internationalen  Recht  ein  gewohnheits- 
rechtlicher Satz   des  Inhalts,  dafs   bei  Verweigerung  der  Auslieferung 
die   Strafverfolgung    des   Angeschuldigten    ohne   Rücksicht    darauf   an- 
gehoben werden  müsse,    dafs  die  That  im  Auslande  begangen  worden 
ist,  so   würde  doch  gewifs  eine  bezügliche  Bestimmung  in  den  Aus- 
lieferungsverträgen, die  die  Schweiz  abgeschlossen  hat,  nirgends  fehlen. 
Dies  trifit  nun  aber  nicht  zu,  indem  eine  Verpflichtung  zur  Bestrafung 
der  Inländer,   die   nicht  ausgeliefert  werden   —   abgesehen  von  dem 
bereits  erwähnten  Vertrage  mit  Rufsland  —  blofs  in  den  Übereinkünften 
mit  Spanien,  Serbien  und  Salvador  aufgenommen  worden  ist ;  und  zudem 
Ist  hier  überall   die  Übernahme  der  Bestrafung  im  eigenen  Lande  von 
der  Bedingung  abhängig  gemacht,  dafs  der  Angeschuldigte  am  Thatorte 
nicht  mehr  verfolgt  werden   dürfe.     Bestünde  jener  Satz   wirklich,   so 
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hätte  sich  ferner  auch  der  eidgendssische  Gesetzgeber  einer  Völkenrechte- 
Widrigkeit  schuldig  gemacht,  wenn  er  im  AnslieferungsgesetE  die  Ver- 
pflichtung zur  Bestztifung  des  Angeschuldigten  von  dem  Verzicht  uf 
die  Ausübung  eigener  Strafgerichtsbarkeit  von  selten  des  ersuchenden 
Staates  abhängig  machte.  Hiervon  kann  aber  im  Ernste  nicht  ge> 
sprochen  werden.  Im  Gegenteil  dürfte  hierin  die  richtige  EigSnziing 
für  die  Aufgabe  des  Territorialitätsprincips  gegenüber  Inländern,  die 
wegen  eines  auswärts  begangenen  Delikts  verfolgt,  aber  nicht  aus- 
geliefert werden,  zu  erblicken  sein  (vergl.  LamffMsdi  a.  a.  0.  S.  421  fL). 
Danach  kann  auch  aus  einem  ungeschriebenen  völkerrechtlichen  Satze 
der  Bundesrat  seine  Kompetenz,  den  Kanton  Bern  zur  Anhandnahme 
der  Strafverfolgung  des  Gerber  anzuhalten,  nicht  herleiten. 

5.  Ob  nun  diese  Behörden  nach  kantonalem  Rechte  befugt  oder 
gar  verpflichtet  seien,  die  Strafverfolgung  des  Gerber  an  die  Hand  sa 
nehmen,  darüber  ist  heute  nicht  zu  urteüen.  Immerhin  mag  beige^ 
werden,  dafs  es  zweifelhaft  erscheint,  ob  sich  dieselben,  wenn  im  übrigea 
nach  dem  kantonalen  Recht  die  sämtlichen  Voranssetsungen  zur  Straf- 
verfolgung g^eben  sind,  mit  Recht  f^  ihre  Weigerung,  dieselbe  an 
die  Hand  zu  nehmen,  auf  Art  2  des  Auslieferungsgesetses  berafen 
dürfen,  oder  ob  nicht  diese  Bestimmung  blofs  für  die  Fälle,  in  deoen 
bisher  nach  kantonalem  Rechte  eine  Strafverfolgung  nicht  eintreten 
konnte,  Recht  schaffen  wollte. 

Aus  diesen  Gründen  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  beziehungsweise  die  dortigen 
8tra%erichtBbehörden  sind  nicht  verpflichtet,  der  Einladung  des  Bundes- 
rates, die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Benoit  Emil  (Berber  Ton 
Schangnau  wegen  des  von  ihm  in  der  Nacht  vom  22./2S.  August  1895 
im  Trappistenkloster  ölenberg  im  Ober-Elsafs  verübten  Diebstahls  za 
übernehmen,  Folge  zu  geben. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,  .Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Kaiserl.  Verordnung  vom  9.  Mai  1897  zur  Verhütung 
des  Zusammenstofsens  der  Schiffe  auf  See  (R.G.BL  S.  203)i 
seit  1.  Juli  1897  in  Kraft. 

Nach  Art  34  sind  alle  dieser  Verordnung  enl^egenstehenden  Vo^ 
schrifien,  insbesondere  die  V.O.  zur  Verhütung  des  Zäsammenstofsextf  der 
Seeschiffe  auf  See  vom  7.  Januar  1880  (fi.G.Bl.  S.  1),  sowie  die  |§  1— d  der 
Not-  und  LfOtsen- Signalordnung  für  Schiffte  auf  See  und  auf  den  Kfisten- 


Deutschland:  Prenlaen.  3gg 

fewSssein  vom  14.  Auguat  1876  (R.G.BL  S.  187)  aufgehoben.  Daireffen 
leiben  unberührt  die  Vorschriften  im  Art  19  des  intern.  Vertrags/ iStr. 
die  polizeiliche  B^lung  der  Fischerei  in  der  Nordsee  au&erhalb  der  Küsten- 
gewisser,  vom  6.  Mai  1882  (R.G.B1.  1884  8.  25),  sowie  die  Vorschriften  in 
den  Art  5  und  6  des  intern,  yertnga  zum  Schutze  der  unterseeischen  Tele- 
graphenkabel vom  14.  März  1884  (KG.BI  1888  S.  151). 

2.  Kaiserl.  Verordnung  vom  10.  Mai  1897,  betr.  die  Lichter- 
und Signalführung  der  Fischerfahrzeuge  und  der 
Lotsendampffahrzeuge  (RG.Bl.  S.  215). 

3.  Gesetz  über  die  Zwangsversteigerung  und  die 
Zwangsverwaltung  vom  24.  Mftrz  1897  (R.G.BL  S.  97  ff.). 

4.  Einführungsgesetz  hierzu  vom  24.  Mätz  1897  (R.G.B1. 
S.  185  ff.). 

Nach  §  1  Abs.  1  des  £inf.G.  tritt  das  Gesetz  über  die  Zwangsver- 
stei^mng  und  die  Zwangsverwaltnng,  soweit  es  die  Schiffe  betrifft,  ^eich- 
zeinjr  mit  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch,  im  übrigen  fOr  jeden  Grunabuch- 
bezirk  mit  dem  Zei^unkt  in  Kraft,  in  welchem  das  Grundbuch  als  angelegt 
anzusehen  ist. 

5.  Grundbuchordnung  vom  24.  März  1897  (R.G.BL 
a  189  ff). 

6.  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  (R.G.BL  S.  219  ff.). 

7.  Einführungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  Mai  1897  (R.G.BL  S.  437). 

8.  Gesetz  über  das  Auswanderungswesen  vom  9.  Juni 
1897  (R.G.B1.  S.  468  ff.);  tritt  mit  1.  April  1898  in  Kraft. 

2.     Gesetze,   Verordnungen   etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

Prevlton« 

1.  Über  das  Verfahren  der  Justizbehörden  behufii  vor- 
läufiger Festnahme  von  Verbrechern,  die  sich  nach 
Brasilien  geflüchtet  haben,  hat  an  Stelle  des  Abs.  3  der  Ziff.  82 
der  im  Jnst.M.Bl.  von  1889  S.  8  ff.  mi^eteilten  Übersicht  die  folgende, 
den  gegenwärtigen  Vorschriften  entsprechende  Fassung  zu  treten: 

Die  vorläufige  Festnahme  des  Verfolgten  kann  in  der  Regel  nur 
im  diplomatischen  W^  beantragt  werden;  es  ist  also  an  den  Justizminister 
oder  an  den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  arforderlichai£alls 
tel^giaphisch,  zu  berichten. 

Der  Antrag  kann  nur  gestellt  werden,  wenn  bereits  ein  Haftbefehl 
gegen  den  Verfolgten  exgangen  ist;  der  Bericnt  hat  sich  hierüber  zu  fiofiiem 
(vergl.  7aS.  23).  —  Ist  jäocn  besondere  Eile  geboten  und  liegt  zugleich  be- 
gründeter Anhalt  für  die  Annahme  vor,  dafs  sich  der  Verfolgte,  dessen  vor- 
läufige Festnahme  herbeigeführt  werden  soll,  in  einem  bestimmten  Konsulats- 
bezirke aufhält,  so  ist  den  diesseitigen  Benörden  ausnahmsweise  gestattet, 
das  Ersuchen  um  vorläufige  Festnahme  unter  Angabe  der  dem  Verfolgten 
zur  Liast  gelegten  strafbaren  Handlung  und  mit  thunlichst  genauer  Be- 
schreibung seiner  Person,  sowie  unter  Berufung  darauf,  dafs  ein  Haftbefehl 
erlassen  sei,  tele^raphisch  an  diejenige  kaiseri.  deutsche  Konsulatsbehörde 
in  Brasilten  zu  richten,   in  deren  Bezi»  der  Verfolgte  vermutet  wird.    In 
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dem  Ersnchen  ist  za  erwähnen,  dafs  der  Kaiserl.  Gesandtschaft  in  Bio  de 
Janeiro  Mitteilnng  jgemacht  und  dafs  die  Stellon^  der  nach  dem  AosUefe- 
rungsvertrage  erfoni&lichen  Antrüge  bei  der  brasiiianischen  Be^erung  seiteiu 
der  ELaiserL  Gresandtschaft  erfolgen  werde.  Von  dem  Ersnchen  ist  die  EsiaeiL 
deatsdie  Gesandtschaft  in  Rio  de  Janeiro  gldcluseitig  anf  telegrapbischem 
Wege  in  Kenntnis  zu  setzen.  Die  Einreichnng  der  znr  Begründon^  des 
Ausueferongsantrages  erforderlichen  Urkunden  an  den  Justizminister  ut  in 
diesen  F&llen  besonders  zu  beschleunigen. 

2.  Gesetz  tlber  Grundbucbwesen  und  die  ZwaiigsvoII- 
Streckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  im  Kreise 
Lauenburg  vom  8-  Juli  1896  (G.Slg.  Nr.  15). 

3.  Gesetz,  betr.  die  Aufhebung  der  Hjpothekenämter 
im  Geltungsgebiete  des  Kheinischen  Rechts,  vom  18«  Joni 
1896  (G.Slg.  Nr.  21). 

BajerM. 

1.  Just.Min.Bekanntmachung  vom  7.  April  1897,  betr.  Ge- 
bühren ftlr  Urkundenbeglaubigung  durch  amerika- 
nische Konsuln  (J.M.B1.  S.  52).  Nach  einer  Afitteilung  des 
amerikanischen  Konsulates  in  München  hat  die  Regierung  der  Ver- 
emigten  Staaten  von  Amerika  die  Gebühr  für  Beglaubigung  einer  Ur- 
kunde von  8  Mk.  50  Pf.  auf  2  Mk.  15  Pf.  herabgesetzt 

2.  Gemeinschaftliche  Bekanntm.  der  Ministerien  des  k.  Haoms 
und  des  Äufsem,  dann  des  Innern  vom  22.  Januar  1897,  das  Ver- 
fahren bei  Auslieferung  von  Verbrechern  an  aufser- 
deutscheStaaten  (hier  die  Schweiz)  betr.  (Amtsbl.  des  k.  Staatsm. 
des  Innern  S.  48). 

Betrifft  Angabe  des  Orts  und  der  Zeit  der  Übergabe  des  Verfolgten 
an  die  schweizerische  Grenze  an  das  k.  Staatsministeriums  des  k.  Hauses 
und  des  Aufsem. 

Verfolgung  der  Ministerien  der  Justiz,  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  des  Innern,  betr.  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz,  vom  5.  März  1897 
(R^.Bl.  S.  19). 


Verordnung,  betr.  das  Verfahren  bei  Zwangsvollstreckung 
in  Liegenschaften,  vom  25.  Juli  1896  (G.U.V.B1.  Nr.  21). 

Hessen. 

Verordnung,    betr.  die  Gebühren    der  Notare    in   Rhein- 
hessen, vom  1.  Januar  1896  (Reg.Bl.  Nr.  6). 

Heekleiilbiurcr-  Strellta. 

Verordnung    zur   Ausführung   des    Gesetzes    über   die    Binnen- 
schiffahrt vom  28.  Dezember  1895  (Off.  Anzeiger  1896,  Nr.  2). 

Elsafli  -  liOtkrlBren. 

Gesetz  vom  16.  November  1896,    Abänderung  des  Gesetzes  Aber 
das  Notariat  vom  26.  Dezember  1893  betr.  (G.Bl.  Nr.  26). 
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IL   Auswärtige  Staaten. 

Belariem. 

Loi  8ur  les  itrangers  vom  12.  Febmar  1897  (Monit,  du 
14  fevrier  1897,  Recueü  des  lots  et  arritü  royaux  de  la  Bdgique 
1897  p.  97). 


1.  Gesetz,  betr.  den  Schutz  des  Urheberrechts  an  Wer- 
ken der  Litteratar,  an  Gemälden  und  Zeichnungen,  vom 
18.  April  1898  (The  Japan  WeeJdy  Mail  vom  1.  April  1893,  Deut- 
sches Handelsarchiv  1897  I  S.  204  ff.). 

2.  Kaiserl.  Verordnung  Nr.  78,  betr.  den  Schutz  des  Ur- 
heberrechts an  dramatischen  Werken  und  musikalischen 
Kompositionen  (D.  H.A.  1897  I  S.  207). 

8.  Kaiserl.  Verordnung  Nr.  79,  betr.  den  Schutz  des  Ur- 
heberrechts an  Photographien  (D.  H.A.  1897  I  207). 

Österrelek. 

1.  Verordnung  des  Ministeriums  der  Justiz,  des  Innern  und  der 
Finanzen  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  ftlr  Kultus  und  Unter- 
richt vom  28.  Mai  1897  über  das  Armenrecht  und  die  Aus- 
fertigung und  Bestätigung  von  Zeugnissen  zur  Er- 
langung des  Armenrechts,  erlassen  auf  Grund  Art  LV  des 
Gesetzes  vom  1.  August  1895,  R.G.B1.  Nr.  112  (Ost  R.G.BL  1897 
Nr.  180  S.  1045). 

2.  Vollzugsvorschriften  zum  Gesetze  vom  25.  Oktober  1896,  betr. 
die  direkten  Personalsteuern  (IV.,  V.  und  VI.  Hauptstttck), 
kundgemacht  mit  Erlais  des  Finanzministeriums  vom  24.  April  1897 
(R.G.B1.  S.  475  ff.,  589  ff.  und  597  ff.). 

8.  Verordnung  des  Justizministers  vom  5.  Mai  1897,  womit  eine 
neue  Geschäftsordnung  ftlr  die  Gerichte  erster  und 
zweiter  Instanz  erlassen  wird  (R.G.B1.  S.  609  ff.)- 

4.  Vollzugsvorschriften  zum  Gesetze  vom  25.  Oktober  1896,  betr. 
die  direkten  Personalsteuern  (U.  Hauptstück),  kund- 
gemacht mit  Erlafs  des  Finanzministers  vom  18*  Mai  1897  (R.G.B1. 
S.  971  ff). 

Kantonalgesetzgebung. 

(S,  Heusler,  Schwdzer.  Bechtsgesetzgebmie  des  Jahres  1896  in  Zeitschrift 

für  Schweizer.  Becht,  N.  F.  Bd.  16  S.  405  ff.). 

Kanton  Fribourg. 
Loi  (du  Orand  Conseü  du  canton)  reUxHve  aux  contestaiions 
concemant  les   brevets   d^inveniion   et    la  protection    des 
marques  de  fahrique  et  de  commerce,  du  9.  mai  1896  (Bidl, 
off.  de  Lois,  LXV  p.  635). 

24* 
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Die  civilrechtlichen  Streitigkeiten  betreffend  Anwendung  der  eid- 
genössischen Qesetzgebung  über  Erfindanggpatente  nnd  Fabrik-  und 
Handelsmarken  werden  yom  Kantonsgericbte  ab  dnziger  kantonaler 
Instanz  behandelt 

Kanton  Oraabündten. 

Verordnung  (des  Grofsen  Rats  des  Kantons)  über  den  Gerichts- 
stand ftlr  Civil-  und  Strafklagen  auf  Grund  des  Bundes - 
gesetzes,  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litte- 
ratur  und  der  Kunst,  yom  28.  April  1883  und  Air  Civilklagen 
auf  Grund  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  Erfindungspatente, 
vom  29.  Juni  1888,  betr.  die  gewerblichen  Muster  und  Mo- 
delle vom  21.  Dezember  1888,  und  betr.  den  Schutz  von 
Fabrik-  und  Handelsmarken  vom  26.  September  1890,  vom 
6.  Juni  1896  (Absch.  des  Grofsen  Rats  vom  6.  Juni  1896,  S.  44  f.). 

Zuständigkeit  des  Kantonsgerichts,  betr.  die  drei  letzteren  Bundes- 
gesetze, mit  Ausschlufs  jeglicher  Entscheidungsbefugnis  des  Vermitüexs. 
Ftlr  Civilklagen  w^en  Urheberrechtsverletzung  bestimmt  sich  die  Zu- 
stilndigkeit  nach  der  Civilprozefsordnung ,  Straf  klagen  wegen  solcher 
kommen  vor  die  Kreisgerichte  und  der  Bufsenertrag  fiKllt  in  die 
Kieiskasse. 

Elanton  Luzern. 

Verordnung  (des  Reg.-Rats),  betr.  die  Erbteilungen,  vom 
14.  Februar  1896  (Verordnungen  des  R.-R.,  Heft  TEL  S.  830  &)- 

Wo  das  G^etz  amtliche  Erbteilung  verlangt,  findet  sie  in  der 
Gememde,  in  der  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  hatte,  statt  (nur  au»- 
nahmsweise  in  dessen  Heimatsort)  nach  Verfolgung  des  RegiemngBrati. 
Die  TeilungsbehOrde  soll  mit  möglichster  Beförderung  die  Verhand- 
lungen dürchttlhren  und  die  Erbguthaben  aushändigen;  bei  lingerer 
Ausdehnung  der  Bereinigung  oder  auf  Verlangen  eines  Erben  ist  Bar- 
schaft in  die  Depositenkasse  zu  legen.  Die  Schlufsteilung  mufs  vor 
ihrer  Protokollierung  dem  Gemeinderat  zur  Prtlftmg  voigelegt  werden. 
Nach  dessen  G^ehmigung  erfolgt  ÜberprQfung  durch  den  Amtsgehfilfen 
und  Visierung  der  Teilung  durch  ihn. 
Kanton  Wallis  (du  Välais). 

1.  Gesetz  (des  Grofsen  Rates  des  Elantons)  über  die  Gerichts- 
organisation  vom  30.  Mai  1896  (BM.  off.  Nr.  35). 

Die  Civilgerichtsbarkeit  wird  ausgeübt  durch  die  Gemeinderichter, 
die  Einleitungsrichter  (jtiges  instnicteiiirs)^  die  Elreisgerichte^  den  Appel- 
lations-  und  Kassationsgerichtshof  und  den  Gerichtshof  ftlr  Kompeteos- 
konflikte.  In  jeder  Gemeinde  besteht  ein  Polizeigericht,  jeder  Bezirk 
hat  einen  Einleitungsrichter  mit  einem  resp.  zwei  Stellvertretern.  Es 
bestehen  vier  Eüreisgerichte  ftlr  Civil-,  korrektioneile  und  Kriminakachen 
(1.  Gans  bis  Brig,  2.  Visp  bis  Leuk,  3.  Siders  bis  Conthey,  4.  Entre- 
mont  und  Martigny  abwttrts). 

Civilgerichtsbarkeit  Die  Gemeinderiehter  (Friedensrichter) 
versuchen  zunächst  die  Vermittelung  der  Parteien  in  Civü-  und  Privat- 
injuriensachen,  urteilen  als  einzige  Instanz  über  alle  Civilklagen  bis  sa 
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50  FtC8.  and  haben  die  ErbschaftBinventarisationen  n.  deigl.  za  be* 
Boigen.  Die  Einleitnngsrichter  instniieren  die  Civilbllndel  nnd  ent- 
scheiden in  letaster  Instanz  in  Sachen,  deren  Wert  über  50  bis  auf 
200  Frcs.  betrttgt,  sowie  Aber  Rekurse  gegen  Urteile  der  Oemeinde- 
riehter  wogen  Nichtigkeit  and  o£fonbarer  Gesetzesverletzang.  Die  Ejreis- 
gerichte  erkennen  endgültig  Ober  Rechtshändel  zwischen  200  and  500 
Francs.  Der  Appell-  und  Eassationshof  entscheidet  Aber  appellierte 
Urteile  der  Kreisgerichte,  deren  streitiger  Wert  500  Frcs.  übersteigt, 
und  über  alle  Nichtigkeitsbeschwerden  gegen  Urteile  der  Einleitangs- 
richter  und  der  Kreisgerichte.  Er  hat  die  Aofticht  über  die  onteren 
Gerichte  nnd  die  Disciplinarbestrafang  auch  der  Advokaten. 

Strafgerichtsbarkeit  Die  Polizeigerichte  erkennen  Aber  die 
PolizeiAbertretangen  (Buch  11  des  Str.Ges.)  in  sammarischem  Verfahren. 
Die  Einleitungsrichter  urteilen  nach  Anhörung  des  Staatsanwaltes  über 
Priyatinjurien,  Diebstähle  bis  auf  80  Frcs.  und  Thätlichkeiten ,  welche 
höchstens  zehn  Tage  Arbeitsunfithigkeit  zur  Folge  gehabt  haben  (Be- 
mfdug  an  das  Kreisgericht  yorbehalten).  Die  Elreisgerichte  urteilen 
als  erste  Instanz  in  allen  übrigen  Verbrechen  nach  öffentlichem  Ver^ 
Ikhren,  der  Appellhof  über  die  appellierten  Sachen. 

Alle  Grerichte  haben  einen  Notar  als  Gerichtsschreiber. 

2.  Vollzugsregiement  zu  obigem  Gesetze  über  die  Ger  ich  ts- 
organisation  vom  27.  November  1896  {Buä.  off.  Nr.  52). 

3.  Gesetz  (des  Grofsen  Rates)  über  das  Notariat  vom  4«  März 
1896  {BüU.  off  Nr.  28). 

D^  Notariat  ist  ein  öffentlicher  Dienst;  Bewerber  müssen  während 
zwei  Jahren  die  Reehtsschule  des  Kantons  besucht  oder  einen  gleich- 
wertigen Kurs  an  einer  Universität  durchgemacht  und  das  Examen  vor 
der  kantonalen  Kommission  Air  Prüfung  der  Anwaltskandidaten  be- 
standen haben.  Das  Jnstizdepartement  hat  die  Oberaufsicht  über  die 
Notare. 

SerMea. 

Gesetz,  betr.  die  Aktiengesellschaften,  vom  22./10.  De- 
sember  1896  (D.  H.A.  1897  S.  404). 

Die  Art  91  —  98  handeln  von  den  ausländischen  Aktiengesell- 
Bchaften  in  Serbien. 


internationale  Verträge. 

1.  Frenndschafts-,  Handels-,  Schiffahrts-  und  Kon- 
snlarvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Republik 
Nicaragua  vom  4.  Februar  1896  (Austausch  der  Ratifikationsurkunden 
am  7.  AprU  1897),  R.G.BL  1897  S.  171  ff. 

Art  5.  Den  Angehörigen  des  einen  und  des  anderen  der  vertragenden 
Teile  soll  in  bdden  Ländern  vollständiger  und  immerwährender  Schutz  ihrer 
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Person  und  ihres  Eiffentnms  zu  teil  werden.  Sie  sollen  freien  Zatritt  an 
allen  Gkrichtshöfen  Mhufs  Verfolgung  and  Verteidigang  ihrer  Rechte  haben. 
Zu  diesem  Zwecke  können  sie  unter  allen  Umst&nden  AdTokaten,  Sachwalter 
und  Agenten  jeder  Art  verwenden,  welche  sie  nach  ihrem  Ermessen  daxu 
bestimmen. 

Auch  sollen  me  die  Befiurnis  haben,  bei  den  Beschlttssen  und  Urtöls' 
Sprüchen  der  Cfeiichtshöfe  in  den  Sachen,  bei  denen  sie  beteiligt  sind,  ed- 
gOgen  zu  sein,  sowie  bei  den  Zeugenvernehmungen  und  Aussagen,  welche 
stattf  nden  könnten  bei  G^^genheit  des  Prozefsvmahrens,  so  oft  die  Gresetse 
des  betreffenden  Landes  die  Öffentlichkeit  dieser  Handlungen  gestatten. 

Sie  werden  im  nbri^pen  in  dieser  Beziehung  die  nämlichen  Bechte  und 
Vorteile  ffeniefsen,  wie  die  LandesangehOrigen,  und  denselben  BedingongeD 
unterwonen  sein,  die  den  letzteren  auferlegt  sind  oder  sein  weiden. 

Art  9.  Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragenden  Teüe  sollen 
das  Recht  haben,  in  den  beteeffenden  Gebieten  des  anderen  jede  Art  beww- 
lichen  und  unbeweglichen  Vermögens  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  daaselM 
mit  aller  Freiheit  auszubentem  uiä  darfiber  nach  ihrem  Belieben  durch  Ver- 
kauf, Schenkung,  Tausch ,  Testament  oder  auf  irgend  welche  andere  Weiae 
zu  verfüsen.  Dergleichen  Können  die  Angehörigen  des  einen  Landes,  welche 
Güter,  die  in  dem  anderen  Lande  liegen,  erbä,  unbehindert  in  dkrjenigen 
Teile  der  gedachten  Güter,  die  ihnen  ab  wUestaio  oder  durch  Testament  an- 
fallen, succedieren  und  darüber  nach  BeUeben  verfugen,  vorbehaltlich  der 
Bezahlung  der  Absahen  vom  Verkaufe,  von  der  Erbschaft  oder  anderer 
Art,  wie  sie  die  Angehörigen  des  Landes  in  glmchen  Fällen  zu  erlegen 
haben. 

Von  dem  Vermögen,  welches  unter  irgend  einem  Bechtstitd  von  einem 
Deutschen  in  Nicaragua  oder  von  einem  mcaraffuaner  in  Deutschland  ei^ 
worben  ist  und  aus  dem  Lande  geführt  wird,  darf  weder  in  dem  einen  noch 
in  dem  anderen  Lande  die  unter  dem  Namen  jua  deiraetugy  gabeUa  her^di- 
taria^  census  emigrationts  bekannte,  noch  irgend  eine  andere  Abgabe  er- 
hoben werden .  welcher  die  Angehören  des  Landes  nicht  unterwomn  sind 
oder  sein  werden. 

Art  10.  §  1.  Die  beiden  Hohen  kontrahierenden  Tdle,  von  dem 
Wunsche  beseelt,  etwaige  Schwierigkeiten  in  betreff  der  Nationalitiit  an  ver- 
meiden, kommen  dahin  übcrein,  cuktk  als  Nicaraguaner  in  DeutBchland  und 
als  Deutsche  in  Nicaragua  diejenigen  anzusehen  sind,  welche,  nachdem  sie 
sich  in  die  Staaten  des  anderen  Teiles  begeben  haben,  um  daselbst  zu  l^)en, 
sich  die  Nationalität  ihres  Heimatlandes  in  Gemäfsheit  der  Gesetse  deaselbea 
bewahrt  haben. 

§  2.    Aniserdem  sind  sie  übereingekommen,   daCs  die  in  Dents^dand 

feborenen  ehelichen  Kinder  eines  nicara^anischen  Vaters  als  Nicaragaaner, 
ie  in  Nicaragua  geborenen  ehelichen  Kmder  eines  Deutschen  als  Dentache 
gelten  sollen. 

§  3.  Dessenungeachtet  müssen  die  Söhne,  sobald  sie  nach  den  vater- 
ländischen Gesetzen  die  GroOigährigkeit  erlanjgen,  durch  seitens  der  im  L^nde 
beglaubigten  diplomatiBchen  Agenten  legalisierte  Urkunden,  vor  der  bierza 
von  der  betrenenden  Regierung  bestimmten  Behörde  nachweisen,  dais  aie 
die  auf  den  Militärdienst  ihrer  Nation  bezüglichen  Gesetze  genan  erfüllt 
haben  oder  zu  erfüllen  im  Be^ffis  stehen. 

Im  Falle,  dals  sie  dieser  Bestimmung  innerhalb  der  zwölf  auf  den  Tag 
der  Erlan^ng  der  Gro&j&hrigkeit  folgenden  Monate  nicht  nachkommeB 
sollten,  können  sie  als  Bürger  des  Landes  ihrer  Geburt  angesehen  werden. 

S  4.  Die  Nachkommen  derjenigen  Lidividuen,  welche  die  Nationalitit 
ihres  Vaters  auf  Grund  des  §  3  bewahrt  haben,  können  als  Bürger  desjenigen 
Landes  betrachtet  werden,  in  welchem  sie  gebpren  sind. 

Art  22.  Die  Generalkonsuln,  Konsuhi,  Vicekonsnln  und  Konsalai^ 
agenten,  sowie  die  ihrer  Mission  beigegebenen  Konsnlareleven,  Kanzler  and 
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SekretSre  werden  in  beiden  Ländern  alle  Vorrechte,  Befreiungen  nnd  Frei- 
heiten ffenielBen,  welche  an  dem  Orte  ihres  Anfenthaits  den  Agenten  des- 
selben Kanges  der  meistbegünstigten  Nation  bewilligt  werden  mögen. 

Die  f^rofskonsoln  (consules  müsi)  sollen,  sorem  sie  Angehöric^e  des- 
jenigen Tertragenden  Teiles  sind,  welcher  sie  ernannt  hat,  von  Militär- 
dnqnartiening  befreit  sein,  sowie  von  direkten,  Personal-,  Mobiliar^  oder 
Loxosstenera ,  mögen  solche  Vom  Staate  oder  der  Kommune  anferle^  sein. 

Sollten  jedoch  die  {genannten  Beamten  Kauf  leute  sein  oder  ein  CMwerbe 
betrdben  oder  nnbew^hches  Eigentum  besitzen,  so  weiden  sie  in  Bezidiung 
auf  die  Lasten  und  Abjzaben  von  solchem  Grewerbe  oder  Eigentume  wie  die 
Angehöligen  ihres  Lanaes  angesehen. 

Die  Bemfskonsuln  (consules  missi)  sollen,  sofern  sie  Angehörige  des- 
ienigen  vertra^nden  Teiles  sind,  welcher  sie  ernannt  hat,  der  persönlichen 
Immunität  gemefsen  nnd  nur  wegen  schwerer  strafbarer  Handlungen  fest- 
genommen oder  verhaftet  werden.  Was  die  Konsuln  anlangt,  wdche  An- 
gehörige des  Landes  sind,  in  dem  sie  ihren  Sitz  haben,  oder  welche  Handel 
treiben,  so  versteht  sich  die  persönliche  Immunität  nur  von  Schulden  und 
anderen  Verbindlichkeiten,  weldie  nicht  herr&hren  aus  den  Handelsgeschäften, 
die  sie  selbst  oder  durch  ihre  Untergebenen  betreiben. 

Die  gedachten  Agenten  können  über  dem  äufseren  Eingang  ihrer  Woh- 
nung ein  Schild  mit  ctem  Wappen  ihres  Landes  und  der  Inschrift:  Konsulat 

von anbringen,  und  ebenso  können  ne  die  Flagge  ihres  Landes  an 

dem  Konsulatsgebäude  auMehen.  Diese  änfseren  Abzeicnen  werden  jedoch 
niemals  anges^en  werden  als  ein  Recht  gebend  auf  Qewährung  des  Asyls. 

Im  Ffule  des  Todes,  der  Behinderung  oder  der  Abwesenheit  der  General- 
konsuln, Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsularagenten  werden  die  Konsular- 
eleven,  Kanzler  und  Sekretäre  von  Rechtswegen  zur  einstweiligen  Besorgung 
der  Konsulatsgeschäfte  zugelassen  werden. 

Art.  28.  Die  Archive  nnd  im  allgemeinen  alle  Papiere  der  betreffenden 
Konsnlatskanzleien  sind  unverletzlich  und  können  unter  keinem  Vorwand 
und  in  keinem  Falle  von  selten  der  Landesbehörde  weggenommen  oder 
durchsucht  werden. 

Art.  24.  Die  betreffenden  Generalkonsuln  und  Konsuln  haben  die  Be- 
fugnis, Vicekonsuln  und  Konsulara^^enten  in  den  verschiedenen  Städten, 
Huen  oder  Orten  ihres  Konsularbezirkes  einzusetzen,  wenn  das  Interesse 
des  ihnen  anvertrauten  Amtes  dies  erheischt;  es  versteht  sich  jedoch  mit  dem 
Vorbehalte  der  Genehmigung  und  der  Erteilung  des  „Exequatur^  seitens  der 
Regierung  des  Landes. 

Soläe  Agenten  können  sowohl  aus  der  Zahl  der  beiderseitigen  Ange- 
hörigen, als  der  Fremden  ernannt  werden. 

Art  25.  Die  betreffenden  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vicekonsuln  oder 
Konsularagenten  können  bei  Todesfällen  ihrer  Lemdsleute,  wenn  solche  ohne 
Hinterlassung  eines  Testaments  oder  ohne  Namhaftmachung  von  Testaments- 
vollstreckern verstorben  sind: 

1.  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  der  beteiligten  Parteien  das  beweg- 
liche Vermögen  und  die  Papiere  des  Verstorbenen  unter  Siegel  legen, 
indem  rie  von  der  bevorstehenden  Handlung  der  zuständigen  Ortsbehörde 
Nachricht  geben,  damit  diese  in  Ausfibuns  ihrer  GtorichtslMurkeit  derselben 
bd wohne,  und,  wenn  sie  es  für  passend  hält,  ihre  Siegel  mit  den  von 
dem  Konsul  angelegten  kreuze. 

Diese  doppelten  Siegel  können  nur  im  beidersdtagen  Einverständnis 
abgenommen  werden; 

2.  ein  Verzeichnis  des  Nachlasses  aufnehmen,  und  zwar  in  Gegenwart  der 
zuständigen  Behörde,  wenn  diese  glaubt,  zugegen  sein  zu  sollen; 

8.  zum  Venaufe  der  zum  Nachlasse  gehörigen  oewefflichen  Gr^enstände 
nach  den  Gesetzen  des  Landes  verschreiten,  sobald  dieselben  mit  der 
Zeit  sich  verschlechtem  würden  oder  der  Konsul  den  Verkauf  im  Inter- 
esse der  Erben  des  Verstorbenen  für  nützlich  erachtet; 
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4.  penönlich  den  NachlalB  yerwalton  oder  liquidieren,  oder  unter  ihnr 
eigenen  Verantwortlichkeit  einen  oder  mehrere  BevoUmichtigta  fltr  die 
Yerwaltong  und  liqnidierang  des  Naehlaasee  ernennen. 

Die  Roneoln  sind  jedoch  verpflichtet,  den  Tod  ihrer  Landelente  in  einer 
der  Zeitungen  anzuköndiffen,  wache  innerhalb  ihres  Distrikts  eischeiiien, 
und  sie  dimen  den  Nachutis  oder  den  £rlös  fOr  denselben  den  eesetslicheD 
Erben  oder  deren  Beyollniftchtigten  nieht  Mher  ausantworten,  als  bis  sllen 
Verbindlichkeiten,  welche  der  Verstorbene  im  Lande  eingegangen  aein 
könnte,  Genfige  geschehen  oder  ein  Jahr  seit  dem  Tage  der  Bekanntmschmg 
des  Todes£ftlls  verflossen  ist,  ohne  dafs  em  Anspruch  an  den  Nachlals  geltend 
gemacht  wurde. 

Wenn  an  dem  Wohnorte  des  Verstorbenen  kein  Konsul  vorhanden  ist, 
so  sollen  die  sustftndigen  Behörden  selbst  diqenigen  geeigneten  lfaCnc|;eln 
treffen,  welche  im  gleichen  Falle  hinsichtlich  des  Vermögens  der  Angehöngcn 
des  Landes  getroffen  werden  wurden,  und  haben  sie  dem  nSchsten  Konml 
oder  Konsularagenten  sobald  als  möglich  von  dem  Todesfalle  Nachricht  ra 
geben,  und  es  werden  die  Amtshan  Jungen  von  dem  Konsul  oder  Komnlai- 
agenten  von  dem  Augenblick  an  weitergeführt  werden,  wo  er  sich  entweder 
sähet  oder  in  der  Person  eines  Beauftragten  am  Orte  einfindet 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vioekonsuln  und  Konsularagenten  werden 
als  Vormfinder  der  Waisen  und  Minde^fthrig^  ihres  Landes  ansosehen  W6^ 
den,  und  auf  Grund  dessen  köimen  sie  idle  Sicherungsmalsregän  ergreifen. 
welche  deren  persönliches  Wohl  und  die  Soige  für  deren  Vermögen  erheiseht; 
sie  können  letiteres  verwalten  und  allen  ObUegeiüieiten  eines  Vormondei 
sich  unterziehen,  unter  der  Verantwortlichkeit,  welche  die  Gesetse  ihres 
Landes  bestimmen. 

Art  26.  Den  beiderseitigen  Gtoeralkonsnln,  Konsuln,  Vicekonsoln  oder 
Konsularagenten  steht  ausschliefslich  die  Aufirechterhaltnn^  der  inneren 
Ordnung  an  Bord  der  Handelsschifie  ihrer  Nation  zu.  Sie  allein  haben  dem- 
gemftfs  Streitigkeiten  jeder  Art  zwischen  den  SdüfiBsfUhrem  und  der  Schifi- 
mannschaft  zu  schlichten,  insbesondere  aucdi  Streitigkeiten,  welche  sich  anf 
die  Heuer  und  die  Er^lung  sonstiger  Vertrüge  beziehen.  Die  Lokal- 
behörden dürfen  nur  dann  einscluneiten ,  wenn  die  vorkonmienden  Un- 
ordnungen derart  sind,  dafs  die  Buhe  und  öffentliche  Ordnung  am  Lsnde 
oder  im  Hafen  dadurch  gestört  wird,  oder  wenn  ein  Landesangenöiiger  oder 
eine  nicht  zur  Schiffinnannschaft  gehörige  Person  beteiligt  ist 

In  allen  anderen  F&llen  hatoi  die  gedachten  Behörden  sich  danmf  zn 
beschrftnken,  der  Konsnlatebehörde  auf  Verlangen  Bdstand  zu  leisten,  wenn 
die  letztere  zur  Verhaftung  eiuer  in  die  Musterrolle  eingetragenen  Fenon 
schreiten  zu  mfissen  glaubt,  um  dieselbe  in  vorl&nfigem  Gewahrsam  so 
halten  und  demn&ehst  an  Bord  zurflckzuftlhren. 

In  allem,  was  die  Hafenpolizei,  das  Laden  und  Ausladen  der  Sdüfife, 
die  Sicherheit  der  Waren,  Güter  und  Efiekten  betrifft,  sind  die  Angehöri^ 
der  beiden  Lftnder  den  Gesetzen  und  Einrichtungen  des  betreffenden  Gebiets 
gegenseitig  unterworfen. 

Art  27.  Die  betrefibnden  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vioekonsuln  oder 
Konsularagenten  können  diejenigen  Seeleute,  welche  von  Schiffen  ihrea 
Landes  entwichen  sind,  verhaften  und  an  Bord  oder  in  ihre  Heimat  zuüek- 
senden  lassen.  Zu  diesem  Zwecke  haben  sie  sich  schriftlich  an  die  znstfindice 
Ortsbehörde  zu  wenden  und  durch  Vorlegung  des  Schiffsregisters  oder  der 
Musterrolle  oder  einer  beglaubigteu  Abschrift  dieser  Urkunden  nachzuweisen« 
dafs  die  reklamierten  Leute  wirklich  zur  SchiffBmannschaft  j^hört  haben. 
Auf  cdnen  in  dieser  Art  begründeten  Antrag  darf  die  Auskeferong  niefat 
verweigeTt  werden,  auch  soll  jede  Hülfe  und  jeder  Beistand  zur  Ao&nchuQg, 
Erneiiung  und  Verhaftung  solcher  Entwichenen  gew&hrt,  und  sollen  die- 
selben auf  den  Antrag  und  auf  Kosten  der  gäachten  Agenten  in  die 
G[eningni8se  abgeführt  und  daselbst  in  Gewahrsam  gehalten  werden,  bis 
diese  Agenten  eine  Gelegenheit  zur  Wiederönlieferung  oder  Heimsendong 
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finden.  Wenn  mch  jedoch  eine  Bolehe  Gele^^enheit  innerhalb  dreier  Monate, 
vom  Ta^  der  Festnahme  an  gerechnet,  mcht  bietet,  so  werden  die  Ver- 
hafteten in  Freiheit  gesetzt  mid  können  ans  demselben  Grande  nidit  wieder 
verhaftet  werden. 

Die  Hohen  vertragenden  Teile  sind  darüber  einverstanden,  dais  Seeleote 
nnd  andere  Personen  ^  SchifRunannschaft,  welche  Angehörige  des  Landes 
sind,  in  welchem  die  Entweichung  stattfindet,  von  den  Bestimmnngen  dieses 
Artikeln  ausgenommen  sein  sollen. 

Art  SO.  Die  beiden  Hohen  kontrahierenden  Teile  sind  einverstanden, 
daft  sie  sich  gegenseitig  in  Handels-,  Schiffifthrts-  nnd  Konsalatssachen  ebenso- 
viele  Rechte  und  Pri^^en  zugestehen  wollen,  als  der  meistbegünstigten 
Nation  eingerftumt  sind  äer  in  Zukunft  eingeräumt  werden  mögen,  und  es 
werden  unter  Privilittien,  Befreiungen,  Rechten  u.  s.  w.  der  „meistbegünstigten 
Nation^  diejenigen  Privilctt;ien ,  Befreiungen  und  Rechte  u.  s.  w.  verstanden, 
welche  dura  irgend  welchen  Vertng  oder  irgend  welche  Konvention,  unter 
welchem  Namen  dieses  auch  sein  möge  —  wie  Afeistbegfinstijrangs-,  Frieden»-, 
Freundsehafts-,  Handels-,  Konsular-,  Red^rocit&tsyertrag,  Tuxi&onvention  — 
einer  anderen  Nation  ^wiUurt  worden  smd  oder  ^währt  werden  sollten, 
welches  audi  immer  die  Ursachen  solcher  Privilegien,  Befreiungen,  Kon- 
zessionen oder  ErmäHngunf^en  in  den  Zolltarifen  u.  s.  w.  u.  s.  w.  sein  sollten, 
und  welches  auch  immer  die  Yon  einem  oder  von  beiden  vertragschlleTsenden 
Teilen  zu  dem  Zwecke  gewährten  Konzessionen  sdn  sollten,  um  diese  Ver- 
trags- oder  Konyentionsabmachungen  zu  erhalten, 

2.  Nouveau  Recueil  Giniral  de  Traites  etc.  von  Prof. 
I>r.  Fdix  Skerk  in  Greifswald,  Bd.  XXI  der  zweiten  Serie,  enthält 
u.  a.  den  Wortlaut  folgender  (in  unserer  Zeitschrift  noch  nicht  auf- 
geführten) internationalen  Verträge: 

A.     Handels-  etc.  Verträge: 

1.  H.V.  zwischen  Österreich  -  Ungarn  und  Rulsland  vom  6./18.  Mai 
1898,  8.  8; 

2.  H.-  und  Schi£BUirt8Tertrag  zwischen   Rofsland  und  Serbien  vom 
15.  Oktober  1893,  S.  11; 

8.  H.y.  zwischen  Bolivia  nnd  Frankreich  vom  15.  September  1892, 
8.  588; 

4.  Freundschafts-,   Niederlassungs-  und  H.V.  zwischen  Belgien  und 
Oranjefreistaat  vom  27.  Dezember  1894,  S.  598; 

5.  H.-  und  Schiffikhrtsvertrag   zwischen  Belgien  und  Paraguay  vom 
15.  Februar  1894,  S.  608; 

6.  H.-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Belgien  und  Schweden  vom 
11.  Juni  1895,  S.  603; 

7.  H.-  und  Schiffiihrtsvertrag  zwischen  Belgien  und  Dänemark  vom 

18.  Jnni  1895,  S.  607 ; 
&•    H.-  und  Schiffahrtsvertrag   zwischen  Belgien  und  Norwegen  vom 

11.  Jnni  1895,  S.  612; 

9.  H.-  und  SchiffiihrtBvertnig  zwischen  Belgien    und    Griechenland 

Tom  ld./25.  Mai  1895,  S.  617; 
10.    Deklaration  zwischen  Belgien  und  GriechenUind,  den  gegenseitigen 
Marken-  und  Musterschutz  betr.,  vom  13./25.  Mai  1895,  S.  628; 
.  11.    H.V.  zwischen  Ägypten  und  Griechenland  vom  9./21.  März  1895, 
S.  720. 
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B.     Konsalarvertrag 
zwischen  Belgien  und  Griechenland  vom  13./25.  Mai  1895}  S.  628. 

C.     Aaslieferungsverträge: 

1.  A.V.  zwischen  Rufsland  und  den  Niederlanden  yom  23.  Oktoberf 

4.  November  1893,  8.  4; 

2.  A.V.    zwischen    Congo    nnd    Liberia   vom    21.   Oktober  1894, 

5.  688; 

3.  A.V.  zwischen  Dänemark  und  den  Niederlanden  vom  8.  Janoir 
1894,  8.  701; 

4.  A.V.  zwischen  Spanien   und  den  Niederlanden  vom  29.  Oktober 
1894,  8.  707. 


Vermischte  Mitteilungen. 

1«  Institut  de  droit  international.  Session  de  Copm- 
hague  1897.  Ordre  du  jourpour  Vassembl^  g^ndräle  le  jeudi  26  aoä^ 
h  2  heures  de  Vaprks-midi^  et  les  jours  suivants. 

1^   R4ception  par  les  antoritäs. 

2^   Allocation   da  Pr^ident     Prodamation  et  installation  des  noa- 

veaax  ilos. 
3^   Rapport  da  Secr6taire  g^iral  sor  les  travanx  de  Tlnstitat 
4^  Notioes  nicrologiqnes  sor  les  membres  dec^dfe  depuis  la  deini^ 

Session. 
5^   Des   conflits   entre  les    dispositions   legislatives  de   droit  inter- 
national priv& 

I^  Commission.  —  Kapportears:    MM.  Bueeaüi  et  La^ 
6^   Conflits  de  lois  et  legislation  internationale  en  mati^  de  faillite; 
riglement  d'ex^cation. 

II®  Commission.  —  Rapportears:  MM.  Weiss  et  Asser, 
7^   R^me  16gal   des  navires   et  de  lears   ^aipages  dans  les  poits 
6trangers ;  droit  de  police  et  de  jaridiction. 

IIP  Commission.  —  Rapportears :  MM.  Feraud-OvravA  et 
Kleen. 
8^    De  Femigration  aa  point  de  vae  joridiqae  intemationaL 

IV®  Commission.  —  Rapportears :  MM.  Olim  et  Hembitrger* 
9^   De  la  capaciti  des  personnes  morales  6trangires  (J^tats,  provinees, 
d^partements ,    commanes,     Etablissements    pablics    oa   d^atilite 
pabliqae). 

V®  Commission.  —  Rapportears:  MM.  Lyon-Caen  et  de  Bar. 
10^   De  la  litispendance  dans  les  rapports  entre  jaridictions  d*£tats 
difförents. 

VI®  Commission.  —  Rapportears :  MM.  Sacerdoti  ä  Lifoi^' 
Caen. 
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11^  De  Tordre  public  dans  le  droit  international  prive. 

VIP  Conimission.    —    Rapporteurs:    MM.   Roguin   et   de 

Bustamante. 

12^   Du  respect  des  droits  acquis  en  cas  de  changement  de  nationalit& 

VIU®  Commission.  —  Rapporteurs:  MM.BueeaUi  äÄsser^fils. 

13^   Responsabilite  des  £tats  k  raison   des   dommages  soufiferts  par 

des  6trangerB  en  cas  d'emeute  ou  de  guerre  civile. 

IX®  Commission.  —  Rapportenrs:  MM,  Bnisa  et  CateUani. 
14^   Conflits  de  lois  en  mati&re  d*obligations. 

X®  Commission.  —  Rapporteurs:   MM.  de  BustamomU  et 
Harburger. 
15^   Conflits  de  lois  en  mati&re  de  titres  au  portenr. 

XI®  Commission.    —    Rapporteurs:    MM.  Lyon-Caen    et 
SacerdoH. 
16^   Mesnres   internationales  ii   prendre   pour  la  protection  des  pro« 
prietaires  de  titres  au  porteur  d6po6s6d^ 

M6me  Commission.  —  Rapportenrs :  MM.  Asser  et  Vincent. 
17^   R^lementation  internationale   des   difBcultes  rteultant  des  coUi- 
sions  en  mer. 

XII®  Commission.  —  Rapporteurs :  MM.  de  MonÜac  et  Stcsrk» 
18^   De  la  valenr  des  actes  notaries  en  droit  international. 

XIII®  Commission.  —  Rapportenrs:  MM.  Gabha  et  Foote. 

190   De  la  Constitution  d*un  ou  de  plusieurs  tribnnauz  intemationaux 

chai^&s  dMnterpröter  les  Conventions  d'nnions  internationales. 

XIV®  Commission.  —  Rapporteuts :  MM.  Darras  et  Boguin. 

20^   Des  doubles  impositions  dans  les  rapports  intemationaux,  notam« 

ment  en  mati&re  de  droits  de  mutation  par  d^te. 

XV®  Commission.  —  Rapporteurs :  MM.  Barclay  et  Stoerk. 

21^   Ph>po8itions    de  MM.   Brusa    et  Kleen    en  vue    de    mettre   le 

Reglement     sur    les    prises    maritimes    en    harmonie    avec    le 

R^lement  sur  la  contrebande  de  guerre. 

22^   änum^tion  des  ouvrages  ou  documents  offerts  k  Tlnstitut 

23^   Comptes  rendns  et  appr^iation,   s'il  7  a  lieu,  de  fidts  et  actes 

intemationaux  intervenus  depnis  la  demi^re  Session. 
24^   Examen  de  tonte  proposition  dont  Turgence  serait  reconnue  par 

FAssemblee. 
25^   Choix  de  sujets  k  porter  k  Tordre  du  jour  de  la  prochaine 

Session.  —  Nomination  des  Commissions  et  des  rapporteurs. 
26^  D^ignation  du  lieu  et  de  Tepoque  de  la  prochaine  session. 

2*  (Ungarisches  Ehegesetz.)  Ein  Ausländer,  der  aufser- 
halb  Ungarns  mit  einem  ungarischen  Staatsbürger  eine  Ehe  schliefsen 
will,  ist  nicht  gehalten,  zum  Zwecke  der  Eheverkündigung  in  Ungarn 
nachzuweisen,  dafs  nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes  ein  Ehe- 
hindemis  nicht  bestehe.  Nur  das  Alter  und  die  Handlungsfähigkeit 
der  Braut  ist  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  zu  beurteilen,  in  allen 
anderen  Dingen  ist  aber  nur  das  ungarische  Ehegesetz  mafsgebend. 
(Jurist  Blätter,  \yien  1897  S.  306). 
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3*  (AaslttnderTorschafs  fttr  Dttnen.)  Die  Anfrage  emes 
deutschen  Konsulates,  ob  Auslflnder,  z.  B.  deutsche  Unterthanen,  wddte 
Prozefs  gegen  dänische  Unterthanen  in  Dänemark  anstrengen,  die 
Prozefskosten  voraus  bezahlen  oder  jedenfidls  den  Betng  bei  dem  be- 
treffenden Gericht  deponieren  mllssen,  wurde  vom  dänischen  Jostis- 
ministerium  mit  Reskript  vom  21.  November  1896  verneinend  be- 
antwortet.    (Monatsschrift  für  Handelsrecht  etc.  Bd.  VI  S.  85). 

4*  (Oerichtsverfassung  und  Civilprozefsverfahren 
in  Rufsland.)  Nach  der  allgem.  Verf.  des  k.  preufs.  Justizministen 
vom  26.  Mai  1897  Nr.  89,  bez.  Betr.  (J.M.BL  S.  122)  entspiecben 
die  in  den  Allg.  Verf.  vom  22.  Februar  und  18.  Juni  1883  ▼«- 
Offentlichten  Zusammenstellungen  der  für  deutsche  Parteien  wesent- 
lichsten Bestimmungen  der  Gerichtsverfassung  und  des  CSvilprozersyer- 
fahrens  und  das  der  ersteren  Verftlgung  beigeftigte,  in  der  Allgemeinen 
Verfügung  ergänzte  Verzeichnis  der  russischen  Gerichtsbehörden  ^)  nicht 
mehr  in  allen  Punkten  den  gegenwärtigen  Verhältnissen.  £b  empfiehlt 
sich  daher,  dafs  deutsche  Parteien,  welche  in  Rufsland  zu  klagen  be- 
absichtigen^ vor  Erhebung  der  Klage  wegen  £rlangung  näherer  Ans- 
kunft  über  das  zuständige  russische  Gericht  —  sofern  dies  nicht  ander- 
weit sicher  bekannt  ist  —  die  Vermittelung  des  kaiserl.  KonsulaitB  in 
Anspruch  nehmen. 

5*  (Verfolgung  der  nach  Amerika  gefltlchteten  Ver- 
brecher.) Nach  Mitteilung  der  Redaktion  des  in  Mainz  erscheineDden 
Internationalen  Kriminal  •  Polizeiblattes  werden  zom 
Zwecke  einer  wirksamen  Verfolgung  nach  Amerika  gefltlchteter  Ve^ 
brecher  die  in  diesem  Blatte  enthaltenen  Steckbriefe  und  sonstigen 
Abdrucke  auf  Wunsch  der  betreffenden  deutschen  Behörden  auch  dnrch 
das  in  Chicago  erscheinende  Polizeiblatt  „The  Deteäwe^  unentgeltlich 
veröffentlicht.     (Preufs.  J.M.Bl.  1897  S.  154). 


Litteraturberichte. 

a.   BftelieraiiBeiven. 

!•  Dr.  Moriz  van  Stftbenrauch,  Kommentar  zum  Öster- 
reichiflchen  allgemeinen  bflrfferlichen  Gesetzbnche.  7.  Auf- 
lage. Nach  dem  gegenwärtigen  Sande  der  Geseta^bung,  der  Beeht- 
sprechung  und  der  Jutteratur  neu  bearbeitet  von  Dr.  Max  Schu4t€r 
von  Bonnott  und  Dr.  Karl  Schreiber  unter  Mitwirkung^ von  Dr. 
August  Kalut.  Wien  1896  und  1897.  Verlag  Manz.  Heft  1—5 
(1-140  S-). 


1)  Auch  bekanntgegeben  im  Bayer.  J.M.B1.  1888  S.  247  ff. 
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Stubenraiiehs  Kommentar  hat  sich  seit  seinem  ursprünglichen  Er- 
scheinen, das  ist  im  Laufe  yon  dreiundvierzig  Jahren,  als  branchbares  Hülfs- 
boch  für  das  Stadium  und  die  Praxis  des  österreicluschen  Civilkodex  be- 
währt — 

Mit  Vergnüffen  sehen  wir  mit  vorstehenden  angefahrten  Heften  die 
Anstfabe  einer  siebenten  Auflage  beginnen.  Dieselbe  verrät  die  Bearbeitung 
durch  eine  frische  tüchtige  Kraft  —  Dr.  A.  Kalus, 

Die  Behandlung  der  einzelnen  Lebren  zeigt,  dafs  die  den  Stoff  vöilig 
beherrschende  Neubearbeitung  sich  teilweise  nur  mühsam  in  dem  Rahmen 
des  Gegebenen  gehalten  und  an  der  Hand  der  neuesten  Litteratur  und  der 
bisher  yeröfienthchten  Hechtsprechung  im  Kommentare  neue  Lichtpunkte 
geschaffen  und  dessen  Brauchoarkeit  für  Studium  und  Praxis  in  eminen- 
tester Weise  erhöht  hat  Dafs  der  Bechtsprechung  eine  bedeutendere 
Stellung  eingeräumt  ward,  hat  seinen  Grund  darin,  dai's  die  Kenntnis  der  in 
den  oberstgerichtlichen  Entscheidungen  zur  Greltnng  gebrachten  Grundsätze, 
wie  in  der  praktischen  juristischen  Thätigkeit  immerfort  beobachtet  wird, 
gegenwärtig  für  BechteSreunde  und  Bichter  unentbehrlich  ist,  indem  die 
Autorität,  welche  diese  Entscheidungen  geniefsen,  thatsächlich  eine  sehr 
grolse  ist,  und  dals  an  Welen  Punkten  die  oberstgerichtlichen  Entscheidungen 
mit  ihren  meistens  sehr  troffenden  Motivierungen  als  Ersatz  oder  Ergänzung 
der  Litteratur  betrachtet  werden  müssen. 

Die  einschlägigen  neuen  Gesetze  und  Yerordnunffen  sind  am  richtigen 
Orte  bdgegeben:  was  ^nzlich  aufser  Ghsltung  getreten  und  zu  Irrungen 
AnlaJiB  geben  könnte,  ist  —  dank  der  klaren  Sichtung  sdtens  der  Neu- 
bearbeitung —  in  gedgneter  Weise  weggeblieben. 

In  den  Erläuterungen  ward  der  Überblick  dadurch  wesentlich  erleichtert, 
dals  die  Materien  mit  entsprechenden  Titeln  versehen  und  so  in  markanter 
Weise  gesondert  sind.    Die  Herausoeber  haben  in  den  fünf  enteren  Heften 


gehörige 

digung  finden  werden.  Was  Bechtsprechung  und  Littexatur  bis  auf  die 
neueste  Zeit  bieten,  wird  in  Imapper  Heranziehung  des  wesentlichen  In- 
haltes eefaracht 

Blöge  die  Heraus^be  der  weiteren  Hefte  dieses  Tortrefflichen  Werkes 
ebenso  rüstig  fortschreiten,  wie  dies  der  Fleifs  der  Herausgeber  bei  den  eben 
vollendeten  fünf  ersteren  Heften  ennöglichte.  Werden  dieselben  an  Ge- 
diegenheit den  letzteren  gleichen,  so  erscheint  die  österreichische  Bechts- 
litteratur  um  eine  gdungene  dyüreehtliche  Arbeit  bereichert    Javanavic, 

2»  Maurhofert  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungs- 
dienst — 

Das  soeben  im  Verlage  der  Man  z  sehen  Buchhandlung  in  Wien  er- 
schienene Heft  38  und  39  dieses  für  den  Verwaltungsdienst  sehr  nützlichen 
Werkes  enthält  die  Fortsetzung  des  Sanitätswesens,  und  zwar  die  Vor- 
sclunflen  über  Leichenbestattung.  Leichenkammem,  Friedhöfe  und  Grüfte. 
Zugleich  beginnt  in  diesem  Hdrte  das  dritte  Hauptstück:  Das  Po  Hz  ei - 
wesen.  Li  erster  Linie  werden  die  Noxmen  und  Einrichtungen  der  Personal- 
polizei erörtert  von  denen  zunächst  das  Pafs wesen  in  ausführlicher  Weise 
behandelt  wird;  hieran  schliefst  sich  eine  eingehende  Erörterung  der  be- 
stehenden Vorschriften  über  das  Melde  wesen,  dann  folgen  die  Vorschriften 
über  die  zwangsweise  Entfernung  aus  polizeOichen  Bücksichten:  a)  Das 
Beichsgesetz  über  die  polizeiliche  Abschaffiong  und  das  Schubwesen.  b)  Die 
Schubvorschriften  in  den  einzelnen  Ländern.  Femer  werden  in  diesen  Heften 
noch  die  Vorschriften  über  die  PolizeianfiMcht  und  die  zwangsweise  Ver- 
haltung zur  Arbeit  ausgeführt  — 

&weit  dies  der  erschienene  Stoff  darthut,  darf  sich  diese  fünfte  Auf- 
lage allerdings  ankündigen  als  eine  neue  Bearbeitung  des  Buches  nach  dem 
neuesten  Stande  der  Gr^etzgebnng  und  Litteratur.  Jovanovib. 
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1^.   ZeitseltrlfteB. 

Archiv  für  bürgerliches  Rechtf  Bd.  12,  Heft  2:  Frommhold^  Über  du 
gesetsliche  Erbrecht  der  Abkömmlinge  des  Enterbten  nacb  dem  Deotachen 
Bürgerlichen  Oeeetzbuche.  Köhler^  Zwölf  Stadien  zom  Bürgerlichen  Gkeetz- 
buc£  Isenaee,  Das  Recht  der  Wiederverheiratung  eines  durch  aosÜiD- 
diaches  Urteil  bestfindig  von  Tisch  und  Bett  getrennten  Ehegatten.  Fried- 
länder^  Einige  Fragen  aus  der  Lehre  von  der  „ESnziehung"  im  Beicbs- 
Urheberrecht 

Zeitschrift  für  deutschen  CHvi^axefs.  Bd.  XXUI,  Heft  1  und  2: 
Levy  f:  Uoer  die  Ersetzung  des  Schiedsdas  durch  ^e  Vemdunung  der 
Parteien  als  Zeugen.  Bolgiano^  Zur  Lehre  von  der  Klageftndenin^. 
Meyer  ^  Widersprechende  Behauptungen  und  Erklärungen.  Aapff,  Die 
Gebühr  bei  Zurückweisung  des  Antn^  auf  Erlassung  des  YeraSrnmus- 
urteils.  Sch%dtzen$iein^  Über  die  Bestimmung  des  zustSndiffen  Gerichti 
durch  das  höhere  Gfericht  nach  der  Civilprozeisordnung.  v.  Magyarvj  Der 
Entwurf  der  ungarischen  Civilprozefsordnung.  v.  Weinrieh,  Die  trsan- 
sischen  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  die  Zuständigkdt  der  Friedenegerichte 
und  eines  neuen  Code  de  proc^dure  eivüe  unter  Berücksichtigimg  der 
Keichsgesetzgebung.  Heidecker,  Das  Haager  internationale  Überemkommen 
von  1896,  betr.  das  Civilprozefsverfahren. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft^  17.  Bd.,  4.  n. 
5.  Heft:  Kraus,  Das  fliotiv  zur  psvcholog^h- ethnischen  Grundlegung  dee 
Strafrechts.    Freudenihal,  Der  Diebstahl  an  Elektridtät    Oetker,  Hecht»- 

füterschutz  und  Strafe.  Makaretoic»,  Klassizismus  und  Poeltivismos  m 
er  Strafrechtswissenschaft  laezmann.  Die  Bedeutune  Adolf  Merkels  füi 
Strafrecht  und  Bechtsphilosophie.  Frauenstädi,  Bettel-  und  Vagabunden- 
wesen  in  Schlesien  vom  16.  ois  18.  Jahrhundert 

Hierzu:  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalisti- 
schen Vereinigung,  6.  Bd.  Heft  8,  welches  u.  a.  AuMtae  enthält  m 
Tavares  de  Medeiros,  Droit  pinal  portugaia;  Löwenstimm,  Die 
russische  Strafgesetzgebung  in  den  Jahren  1892—1896;  XJclis,  Die  Gioiid- 
Euge  der  Strafgesetzgebung  der  Republik  Honduras:  Fa§er,  Die  ungarische 
stnifrechtliche  Gesetzgebung  und  Litteratur  seit  1893. 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Becht  und  TrozefSf  7.  Bd, 

8.  u.  4.  Heft:  V,  Sommerblatty  versuch  einer  Enquete  über  das  Berufirngs- 
verfahren.  Feilitsch,  Das  öffentliche  Interesse  und  die  StaatsanwaltBchift 
*  im  Eheprozefs.  Freae,  Gedanken  über  <üe  nichtstreitige  Rechtspflege. 
5.  Heft:  Rehbein,  Leben  und  Tod  im  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetebacb. 
Schulze^  Die  Zweigniederlassung. 

Allgemeine  österreichische  Gerichiszeitung ,  48.  Jahrauig  (1897): 
Beck,  Materiellrechtliche  Bestimmun^n  des  Gesetzes,  betr.  die  direkten 
Personalsteuem  (13).  Bauer,  Über  den  Einflufs  einer  mit  einem  Rechts- 
streite im  Zusammenhang  stehenden  strafbaren  Handlung  auf  die  Foii- 
fuhrun^  des  Streites  und  der  Exekution  (14).  Falke  von  Idliensiein,  Die 
StreiteinlassuDg  und  die  Ux^ehorsamsstrafen  im  Osterreichischen  Civil- 
prozesse  (15).  Petschekj  Die  Kompetenz  der  selbständigen  Handelsgerichte 
m  Verlassenschafts-,  vormundscna^  und  Kuratelangelegenheiten  (16> 
Wrany,  Die  Rechtsfindung  nach  dem  neuen  öterreichischen  CivilprozeaBe 
(17  ff.).  Neumann '  EUenreich,  Einleitung  in  das  Studium  der  Exeknlioia- 
ordnung  (19).  Hergel,  Die  neue  Geschäftsordnung  für  die  Gerichte  (21  £)- 
Hnidey,  Das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  be&.  die  direkten  Peisonal- 
steuem  (22).    Schauer,  Zur  Fmge  der  absoluten  Kompetenz  (24). 

Juristische  Blätter  (Wien),  26.  Jahrgang  (1897):  ^rtttwtetfi,  Zar  Regehmg 
des  Administrationsverfahrens  in  Österreicn  (17  ff,).    Pann,  Organismus  der 
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Verwaltangmpstiz   in  Ungarn  (20).    Kornfeld,  Benifang  und  Reknn  im 
mündliehen  Civilprozefs  (21  ff.).    Siraufa,  Das  Kartellgesetz  (24  f.). 

ZeUsehrift  für  Nctariat  und  freiwiUige  Chrichtsbarkeit  in 
Österreich  (1897):  FraM,  Zar  UloBtration  der  Inventarskosten  bei 
Koninursen  (19).    Dreikurs,  Über  den  Heimfiall  des  Heiratsgates  (20  f.). 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  38.  Bd.,  N.  F.  16.  Bd.,  Heft  3: 
Rössel,  La  revision  de  Tart,  121  C,  O,  Heusler,  Übersicht  der  schweize- 
rischen Gesetzgebong  von  1896. 

Zeitschrift  des  Bemischen  JuristeiMfereins ,  XXXIIL  Bd.,  2.  Heft: 
Heiehei,  Die  Stellang  der  neaeren  (hauptsächlich  schwdzerischen)  Gesetz- 
eebangen  zur  Verhandlangsmazime.  3.  Heft:  Schneider,  Der  Ansprach 
der  gewerblichen  Arbeitnehmer  speciell  im  Bachdrnckereigewerbe  auf 
Lohnyeigütang  während  des  Militämienstes  (Art  341  O.B.)  und  das  Hemer 
Grewerb^ericht 

Revue  de  droit  intemationai  et  de  UgistoHon  cafnpariSt  Tom, 
XXIX,  Nr,  2:  Kebedgy,  Kontribution  ä  P^tude  de  la  sanction  du  droü 
intemaUonal,  A,  Roltn,  Etüde  sur  Va/oant-projet  du  code  p4nal  suisse 
(suite),  Cappello,  Les  consulats  et  les  baüages  de  la  R^ublique  de 
Venise,  Nr,  3:  £ngelhardt,  Les  protectorats  de  V  Indo  -  Chine  fran- 
gaise.  —  L*Annam,  Kazansky,  Les  premiers  eliments  de  VoraanisaHon 
universelle,  Catelani,  Les  rkgles  de  Venise  sur  la  nationalü^.  Hin- 
denburg,  Des  contrals  conclus  par  correspondance.  van  Sto  in  deren, 
IJunificcmon  du  droü  p6nal  positif,  Stocquart,  Le  droit  de  succession 
du  conjoint  survivant  en  Ängleterre,  en  Ecosse  et  aux  jätats-ünis. 

JkmmtU  du  droit  international  privS  et  de  la  Jurisprudence 
eompiMTSef  24,  Ann6e,  No.  III  ^IV:  Bart  in,  De  VinMossibüite  cCarriver 
ä  la  suppression  ddfinüive  des  confiüs  de  lois,  Levillain,  Ventes 
volontaires  de  navires  nationaux  ä  des  Prangers  (ßn),  Diena,  Lejuge' 
ment  du  conseil  des  prises  cCItalie  dans  Vaffaire  du  Doelwijk,  Scott 
et  Ilwraith,  La  profession  d'avoeat  en  Ängleterre.  Yantcheff,  De 
la  compStence  territoriale  et  personelle  et  de  Vexiradäion  d^aprks  le 
nouveau  Code  p6nal  bulgare,  Nr.  V — VI:  Laini,  De  Vexptdsion  des 
Strangers  appetes  ä  devenir  Francais  par  le  bienfait  de  la  roi.  Bar- 
tin,  De  VimpossibiUti  d'arriver  a  la  suppression  dSfinitive  des  eonflits 
de  lois  (suite).  Fedozui,  Quelques  consid^rations  sur  Vidie  d ordre 
public  international  (fin).  De  la  forme  que  doivent  revitir  les  testaments 
ridig^s  ä  VÜranger  par  des  Frangais  (fin). 

Revue  internationale  du  droit  maritime,  12.  Annie,  Nr.  VII-^X: 
Mittel  st  ein,  Principes  gin^raux  du  droü  anglais  sur  Vabordage  (suüe 
et  fin).  —  Bulletins  de  ui  jurisprudence  Frangaise,  Anglaise  (Govare), 
Beige  (Maeterlinck),  Danoise  (Beauchet),  des  Etats-Ünis  (Jones),  Italienne 
(Koch),  Nierlandaise  (M.  C.  D.  Asser),  Tanisienne  (Martineau  des  Chesnez). 

Annaies  de  droit  comn^ercial  et  industriel  frangaiSf  itranger  et 
intematienalf  ll.Ann^e,  Avrül897:  Livy-Üllmann,  Essai  sur  les 
titres  nominatifs  et  sur  la  responsabüitS  des  agents  de  change  et  des 
dibiteurs  dans  la  transmission  M  ces  titres  (suite  et  fin),  Nessi,  Suisse 
—  (Jhronique  de  Ugislation,  de  jurisprudence  et  de  doctrine  en  mati^e 
de  droit  commercial  et  de  droit  tndustriel.  Champcommunal,  De  la 
g^närcdiscUion  de  la  clause  ä  ordre  et  de  la  clause  au  porteur, 

Arehivio  Oiuridicoj  Vol,  LVIII,  Fase.  4—5:  Perottzi,  Intomo  aUa 
donatione  (eontinua),  Tamassia,  Le  delatura.  Diena,  Sulla  legge 
regolatrice  deUa  capacitä  di  succedere  e  in  ispecie  se  un  medico  francese 
possa  succedere  per  testamento  ad  un  cittadino  itaUano  da  lu$  eurato, 
Bonelli,  Delle  societä  di  commercio  irregolari  e  del  loro  fallimento. 
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Biviaia  pentUe  di  d/Mrina,  legMaxUme  e  fHuri^prudenaa, 
Vol.  XLV^  Fase.  5:  Alimena^  II  progreito  di  eoaioe  pmiaU  Auto. 
Benevoloy  Appdlo  e  eassoMiane.  Fase,  6:  Stoppato^  La  peritia 
scimtifica  nel  proeesso  pmale  (conL),  Heil^  Per  FaUmatiane  M  codiu 
di  procedura  penale  unghereae, 

/fupplemento  aUa  Bivista  penalef  Vol.  F,  Fase.  5:  Civolit  Pecuiaio 
e  appropriaztone  indebita,  Eula,  In  iema  d^eaercvno  arbkrairio  delU 
proprie  ragionu  Frataati^  La  rwarasüme  peeuniaria  nelle  procedura 
penale,  Garbura,  Caccia  nelT  altrtU  fondo  Cari,  428J,  D* Antonio, 
Deir  eoasione  e  delV  inosservanza  di  pena  (arL  266-^^4),  Fa»e.  6: 
D^AntoniOf  Dell*  evetsione  etc.  (eont,  e  ßnej.  Torre,  Codiei  miUUm 
e  eodice  pendle  comune,  Pincherli^  Errore  di  dirOtOf  di  faito  e  di 
persona, 

La  tegMaziane  penale  iUüiana  eic*  (Rep.  dMa  rivieta  joentde), 
Diap.  IIa:  Codice  di  procedura  penale  Art,  ISS^ZSS,  Diap,  li<^:  Art. 
284-^23.    Dia.  13  a:  Art.  BUSri. 

Bevieta  general  de  legisiaciön  y  jurieprudeneia^  Tom.  90  ^  Marw 
yAbril  1897:  Löpiz  de  la  Oaa^  Acomodo  de  paatoa  en  la  Solana. 
Santamaria^  Anno-agricola  en  Vendreel.  Venia  6  arriendo  de  laaMer- 
baa  de  loa  vi9iedoa  en  la  provincia  de  Tarragona.  Mortara,  La  com' 
mutactön  de  laa  penaa  eatudiada  en  el  Derecho  y  en  loa  legialadonst 
fconLj.  de  Ürefia  y  Smenjaud^  Laa  cuentaa  corrieniea  del  Bameo 
de  Eapaüa  el  contrato  de  euenta  corriente,  M aluquer  y  Salvador^ 
Seguro  de  vida,  Fiore^  La  compraventa  en  el  Derecho  intemacumoL 
Morell,  Legialaciön  hipoteeairia,  Dorado,  Del  derecho  repreaivo  al 
preventivo  (conL),  Corralea  y  SdneheZf  Reviata  kiaptmo  ■»  ameri' 
cana  —  La  propriedad  literaria^  dramäiica  y  artiaUea  en  Mifieo. 
Vida,  Reviata  de  la  prenaa  juridico  extranjera, 

Mevieta  dei  faro  (Director:  Antonio  8.  de  Buatamantej  Pro/eacr  de 
Derecho  intemaeional  en  la  wUveraidad  de  la  Habana)  ^  Amno  VII, 
Nr,  6  y  7:  Diaz,  Sobre  embargoa preventivoa.  De  Fuentea^  Del  derecho 
de  Defenaa^  Su  ejercicio  aegün  el  Codigo  Penal  vigente.  De  Butta- 
mante^  El  Derecho  Intemaeional  de  la  legialaeidn  de  la  lala  de  Ciiba 
durante  el  anno  1896,  Diena,  De  la  vaUdez  de  loa  juegoa  de  bolaa  en 
laa  relacionea  intemaeionalea, 

RechUgeüeerd  Maa€uMn,  16,  Jaarganp,  Aflevering  2:  van  Ittenun, 
Rechüpraah,  A.  Droaling  bif  overeenjcomaten.  Tellegen^  Eenige  op- 
merkingen  over  de  atrafrechtapleging  bij  den  Kanionagerechten,  Beaitr^ 
Rechtvaardigingagrond  of  btatanddeel  van  het  atrafbaar  feUf  Beguin^ 
De  oneerlijke  concurrentie  in  wetgeving  en  rechiapraak.  /.  De  Duitache 
wet  van  27.  Mei  1896. 

TidskrW  for  Beievidenskabf  10.  Aarg,,  2^  MtfU:  Björling,  För^ 
liggereU  redaktionafd  i  6  Kap,  3  §  ärfda  balkenf  Leonhard^  Hoved- 
atremningeme  i  den  nyere  tyahe  Betavidenakab,  Rüdinger^  Om  TU- 
regnelighed  aom  Strc^fbeÜngelae.  Hallager.  Kan  Konger  efler  nonk 
Lov  tiltale  Stataraadeta  eller  Heieatereta  Medlemmer  for  Embedaforbr^' 
delaef  Heckacher^  Meddelaer  fra  den  avenake  Heieatereta  Prana  i 
Aaret  1896. 


Russisches  Aktienrecht 

Von  Dr.  Otto  TOB  Teil, 

Rechtsanwalt  beim  kgl.  Landgericht  I  in  Berlin,  früher  Rechtsanwalt 

in  Itiga. 

(Fortsetzung*)  und  Schlafs.) 

IL    Specielle  Bestimmungen  über  den  Bestand  und  die  Thätigkeit 

der  Campagnien, 

Art  2158. 

Der  Bestand  und  die  Art  der  Gompagnien,  welche  anf  Grnmd  der 
In  den  Artt  2139  ff.  enthaltenen  Regeln  errichtet  worden,  werden  durch 
Satzungen  bestimmt,  deren  Einzelheiten  und  deren  Anpassong  an  die 
£igenttlmlichkeit  und  die  Bedttrihisse  des  Unternehmens  den  G^enstaad 
des  Statuts  der  Compagnie  bilden.  Für  seine  Errichtung  gelten  zum 
SchutE  der  Aktionäre  und  des  Publikums  folgende  allgemeine  Be- 
schrünkungen  und  Regeln: 

A.     Frist   ftlr  die  Inbetriebsetzung   des   Unternehmens« 

Art  2159. 

Weiden  ftlr  eine  Compagnie  Vorzugsrechte  oder  ausschlieMiche 
Fkivilegien  beansprucht,  kann  sie  jedoch  dem  Wesen  ihrer  Untemehmiiag 
entsprechend  (wie  z.  B.  bei  der  Errichtung  von  Wasserleitungen, 
JSisenbahnen  u.  s.  w.)  vor  der  Errichtung  von  Werkstätten,  Maschinea 
u.  8.  w.  ihren  Betrieb  nicht  aufiiehmen,  so  sind  die  GrUnder  ver- 
pflichtet, im  Statut  eine  Frist  festzusetzen,  in  der  die  vorbereitenden 
Anstalten  zu  beenden  sind  und  die  Unternehmung  der  Compagnie  un- 
bedingt in  vollen  Betrieb  zu  setzen  ist  Wird  dem  zuständigen  Mini- 
sterium oder  der  zuständigen  Hauptverwaltung  nach  Ablauf  dieser  Frist 


9)  S.  oben  a  327. 

Z«itMshrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafi«oht  etc.,  Band  VIL  25 


386  Dr*  jur.  Otto  Ton  Veh  in  Berlin, 

formell  bestätigt,  dafs  die  Compagnie  ihren  Verpfliefatongen  nicht  Daeh- 
gekommen  ist,  so  Teriahren  diese  Behörden  in  Bezog  auf  die  Kaasienng 
oder  Verlängerung  des  Privilegs  und  der  Vorzugsrechte  den  vonos- 
gegangenen  Art  2156  und  2157  entsprechend. 

B.     Form  und  Höhe  der  Aktien,   Ordnung   ihrer 
Zuteilung  und   Übertragung. 

Art.  2160. 

Bei  allen  Gompagnien,  welche  nach  Erlafs  der  Verordnung  Tom 
6*  Dezember  1836  begründet  worden  sind,  ist  ausnahmslos  nur  eine 
Art  von  Aktien  zulässig,  nämlich  Aktien  mit  genauer  Bestimmung  der 
Person  des  Empfllngers  nach  Stand  und  Rang,  Vornamen,  Vatenuamen 
und  Familiennamen.  Inhaberaktien  sind  verboten.  Für  jede  Compagnie 
wird  die  Höhe  der  Aktien  im  Statut  besonders  bestimmt. 

Anm.  In  den  Statuten  einzelner  Aktiencompagnien  sind  Aio- 
nahmen  von  den  allgemeinen,  in  diesem  (Art  2160)  und  den  folgenden 
Artikeln  enthaltenen  Hegeln  zugelassen  ^^). 

Art  2161. 
Der  Eigenart  und  den  Bedürfhissen  der  Unternehmung  entspreeliend 
wird  der  ftlr  die  Aktie  festgesetzte  Betrag  entweder  bei  der  Er- 
richtung der  Compagnie  voll  oder  in  bestimmten  Terminen  ratenweis« 
erlegt  Für  Compagnien,  bei  denen  das  gesamte  Einlagekapital  beim 
Beginn  für  den  Erfolg  der  Unternehmung  und  zur  Ermöglichung  eioec 
genauen  und  rechtzeitigen  Erfüllung  der  Verpflichtungen  der  Com- 
pagnie in  ihrem  ganzen  Umiange  dem  Publikum  gegenüber  nnnm- 
gänglich  nötig  ist,  wird  die  Volleinzahlung  bei  der  Errichtung  an* 
bedingt  gefordert  Bei  allen  übrigen  Compagnien,  wo  Teale  dei 
Einlagekapitals  zur  festgesetzten  Frist  erforderlich,  aber  auch  ausreichend 
sind,  ist  die  ratenweise  Erlegung  des  Betrages  der  Aktien  zulässig. 

Art  2162. 
Der  Termin  für  die  erste  Ratenzahlung  auf  die  Aktien  und  deran 
Betrag  werden  im  Statut  der  Compagnie  bestimmt  —  Die  Festsetnin^ 
der  Termine  für  die  folgenden  Ratenzahlungen  und  deroi  Betrig^ 
soweit  dieselben  dem  Gange  der  Unternehmung  entsprechend  angcsetti 
sind,  bleibt  dem  Vorstande  der  Compagnie  oder  der  GeneralversammliiDg 
der  Aktionäre  überlassen,  wie  das  etwa  im  Statut  bestimmt  sein  8oUt& 
Mindestens  drei  Monate  vor  dem  entsprechenden  Zahlungstermin  hti 
jedoch  eine  öffentliche  Bekanntmachung  desselben,  sowie  der  so  er- 
legenden Zahlungsbetiilge  zu  erfolgen. 

Art  2163. 
Sind  Ratenzahlungen  zugelassen,  so  wird  beim  Empfang  der  enten 
Rate  ein  Interimsschein  erteilt ,   auf  welchem  auch  alle  folgenden  Zab- 
lungen    vermerkt   werden.     Ist   die  Aktie  voll   bezahlt,    so    wird  der 


10)  Anm.  d.  Ü.    Siehe  Einleitung  S.  329. 
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Interimsschein  gegen  £mp&ng  der  Originalaktie  dem  Vorstände  zurttck- 
gegeben.  Bis  dahin  vertritt  der  Interimsschein  die  Aktie  in  vollem 
Um&nge  und  der  Besitzer  hat  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Aktionärs ; 
die  Aktie  selbst  wird  jedoch  unter  keinen  Umständen  vor  ihrer  Voll- 
zahlung ausgereicht     Interimsscheine  auf  Inhaber  sind  verboten. 

Art  2164. 

Wer  einen  der  fllr  die  Einzahlung  festgesetzten  Termine  versäumt, 
verliert  sein  Recht  auf  £mpfiuig  der  Aktie;  die  bis  dahin  auf  die  Aktie 
gezahlten  Beträge  aber  werden  unwiderrufliches  Eigentum  der  Com- 
pagnie,  welche  berechtigt  ist,  an  Stelle  der  auf  diese  Weise  nichtig 
gewordenen  Aktie  eine  neue  auszugeben. 

Art  2165. 

Die  Gründer  der  Compagnie  haben  das  Recht,  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Aktien  zu  ttbemehmen,  jedoch  nur  unter  folgenden  Be- 
dingungen :  1.  dafs  diese  Anzahl  den  fünften  Teil  sämtlicher,  zur  Aus- 
gabe gelangender  Aktien  nicht  übersteige  und  2.  dafs  diese  Aktien, 
beginnend  mit  Nr.  1  von  den  folgenden  gesondert  und  nach  der  Reihen- 
folge der  Nummern  in  ein  besonderes,  für  die  Eintragung  der  Aktien 
bestimmtes  Schnurbuch  verzeichnet  werden,  welches  den  Gründern  nach 
Mafsgabe  des  folgenden,  zugleich  die  Ordnung  der  Führung  dieses 
Buches  bestimmenden  Artikels  (2166)  ausgereicht  wird. 

Art.  2166. 

Nach  Aussonderung  der  Gründeraktien  werden  die  übrigen  Aktien 
den  Reflektanten  in  folgender  Ordnung  zugeteilt: 

1.  Nachdem  die  Staatsregierung  die  Veröffentlichung  des  Statuts 
genehmigt  hat,  wird  folgendes  publiziert:  a)  die  Zahl  der  zur  Aus- 
gabe gelangenden  Aktien,  b)  der  Preis  der  Aktien,  welcher  entweder 
sofort  zum  Vollen  oder  allmählich  ratenweise  einzuzahlen  ist,  c)  der 
Termin  für  die  Eröffnung  und  für  den  Schlufs  der  Zeichnung  und 
endlich  d)  die  Anzahl  der  Aktien,  welche  nach  dem  Statut  einer  Person 
zugeteilt  werden  kann.  Der  Termin  für  den  Schlufs  der  Zeichnung 
darf  nicht  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  angesetzt  werden,  damit  auch 
Fremde  an  der  Zeichnung  teilnehmen  können. 

2.  Die  Aktienzeichnung  erfolgt  persönlich  oder  durch  die  Post 
und  wird  in  der  in  Nr.  5  dai^elegten  Ordnung  in  ein  Aktienschnurbuch 
eingetragen. 

3.  Nach  Ablauf  der  Zeichnungsfrist  erfolgt  die  Zuteilung  der 
Aktien  nach  Mafsgabe  der  erfolgten  Zeichnungen.  Sie  wird  in  der 
unter  Nr.  5  dargelegten  Ordnung  in  das  Aktienschnurbuch  eingetragen. 
Darauf  ergeht  eine  Publikation  über  die  Zahlungsleistung  auf  die  Aktien 
zum  nächsten,  festgesetzten  Termin  und  über  deren  Lieferung  oder, 
wenn  keine  Vollzahlung  der  Aktien  stattfindet,  über  die  Lieferung  der 
Interimsscheine  an  die  Zeichner. 

4.  Die  Gründer  haben  zwei  Schnurbücher  zu  führen:  eines  zur 
Eintragung   der  Aktien  und   der  auf  sie  eingegangenen  Zeichnungen, 
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ein  zweites  zur  Eintragung  der  anf  die  Aktien  za  zahlenden  Geld- 
beträge. Beide  Bücher  werden  von  den  Gründern  Torbereitet,  denen 
die  Auslagen  nach  endgültiger  Konstituierung  der  Gompagnie  enetzt 
werden.  Der  für  die  Ausgabe  von  Schnurbüchem  allgemein  bestehen- 
den Ordnung  entsprechend  werden  die  Bücher  zur  Anlegung  des  Krons- 
siegels an  die  Schnüre,  zur  Beglaubigung  der  Blätteranzahl  und  rar 
Unterschrift  der  Stadtverwaltung  (oder  der  ihr  entsprechenden  städ- 
tischen Kommunalbehörde)  vorgestellt 

5.  Im  Aktienbnch  werden  zunächst,  beginnend  mit  Nr.  1  (Art. 
2165),  die  den  Gründern  zuzuteilenden  Aktien,  sodann  nach  der  Reihen- 
folge der  Nummern  die  anderen  Personen  zuzuteilenden  Aktien  oder 
Interimsscheine  eingetragen.  Auf  der  dieser  Aktienfolge  entgegen- 
gesetzten Seite  des  Buches  wird  die  Aktienzeichnung  eingetragen  und 
zwar  nach  der  Reihenfolge  ihres  Einganges  und  unter  Angabe  von 
Stand  oder  Rang,  Vornamen,  Vatersnamen,  Familiennamen  und  Aufent- 
haltsort der  Zeichner. 

6.  Das  Einzahlungsbuch  wird  in  folgender  Ordnung  geführt: 
a)  links  von  der  Falte  des  Buches  sind  die  auf  die  Aktien  entrichteten 
Summen  am  Tage  ihres  Einganges  zu  verzeichnen.  Den  Qrtlndem  ist 
freigestellt,  jeden  Eingang  in  einem  besonderen  Posten  oder  den  Ein- 
gang eines  ganzen  Tages  in  einem  Posten  einzutragen;  letztenBedls  mit 
Angabe  dessen,  für  welche  Nummern  von  Aktien  oder  Interimsscheiuen 
das  Geld  entrichtet  wurde ;  b)  jeder  Posten  wird  mit  laufender  Nummer 
versehen ;  c)  jeder  Posten  wird  von  sämtlichen  Gründern  unterzeichnet^ 
da  diese  ftür  die  Unversehrtheit  der  Summen  gemeinschaftlich  haften 
und  daher  einer  den  andern  zu  überwachen  verpflichtet  sind;  d)  aof 
den  der  Eingangsseite  entgegengesetzten  Seiten  werden  an  Stelle  der 
Ausgänge  diejenigen  Summen  in  Einzelposten  eingetragen,  welche  nach 
den  in  folgender  Nr.  7  enthaltenen  R^eln  auf  den  Namen  der  Com- 
pagnie  in  einer  Kreditanstalt  einzuzahlen  sind,  wobei  jedem  Posten  die 
Nummer  des  ftlr  die  eingezahlte  Summe  empfimgenen  Einlagescheins 
und  der  Zeitpunkt  seiner  Ausstellung  beizufügen  ist 

7.  Die  auf  die  Aktien  und  Interimsscheine  eingezahlten  Summen 
werden ,  sobald  sie  auf  mehr  als  dreihundert  Rubel  angewachsen  sind, 
mit  einem  von  sämtlichen  Gründern  unterzeichneten  Schreiben  unyer- 
züglich  an  eine  Kreditanstalt  zur  Aufbewahrung  und  Verzinsung  flher: 
sandt  und  verbleiben  daselbst  bis  zu  ihrer  durch  das  Statut  der  Gom- 
pagnie vorgesehenen  Verwendung. 

8.  Die  Führung  der  beiden  obenbezeiohneten  SchnurbUcher  wird 
zum  Zweck  ihrer  gleichförmigen  Durchführung  nach  Wahl  der  Gründer 
oder,  wenn  nur  zwei  Gründer  vorhanden  sind,  nach  Entscheidung 
durch  das  Los  oder  nach  gütlicher  Übereinkunft  einem  der  GrUnder 
übertragen.  Diesem  Gründer  liegt  zugleich  die  Ausreichung  der  Aktien 
und  Interimsscheine,  der  Geldempfiing  auf  dieselben  and  die  Auf- 
bewahrung der  von  den  Kreditanstalten  erteilten  Einlagescheine  namens 
der  Gesellschaft  ob.  Er  handelt  unter  gemeinschaftlicher  Verantwort- 
lichkeit   sämtlicher   Gründer,    wenn    er  in  Verletzung  dieses  Ponktes 
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Unordnungen  und  Unregelmäfsigkeiten  zulassen  und  sich  in  der  Folge 
als  zahlungsnnfllhig  erweisen  sollte. 

9.  Die  Grtlnder  sind  yerpflichtetf  beide  Bücher  für  die  Aktionttre 
offen  zu  halten,  damit  diese  durch  den  Augenschein  sich  davon  tlber- 
zengen  können,  ob  die  Bücher  in  yorgeschriebener  Ordnung  geführt 
sind.  Die  AktionUre  sind  auch  berechtigt,  sich  von  dem  Vorhandensein 
der  der  GeseUschaft  gehörigen  Einlagescheine  und  einer  etwaigen  Bar- 
summe zu  überzeugen.  Die  Gründer  sind  verpflichtet,  zum  Zwecke 
dieser  Einsichtnahme  für  jeden  Tag  mit  Ausnahme  der  Sonntage,  Feier- 
tage und  Tabellenfeste  eine  Zeit  zu  bestimmen  und  diese  in  den  öffent- 
lichen Blättern  bekannt  zu  machen. 

10.  Unabhängig  von  dem  Recht  der  Aktionäre  zur  Einsichtnahme 
in  Bücher  und  Kasse  ist  diejenige  Verwaltungsstelle,  mit  deren  Untere 
Schrift  die  Schnurbücher  den  Gründern  ausgereicht  sind  (Punkt  4),  • 
verpflichtet,  nicht  seltener  als  einmal  in  drei  Monaten  beide  Bücher, 
die  in  Aufbewahrung  der  Gründer  befindlicben  Einlagescheine  und  das 
Bargeld  zur  Besichtigung  einzufordern.  Diese  Besichtigung  ist  indessen 
begrenzt:  bezüglich  des  Aktienbuches  durch  die  Zahl  der  ausgegebenen 
Aktien,  auf  welche  deren  letzte  Nummer  hinweist,  bezüglich  des  Ein- 
zahlungsbuches aber  durch  Prüfung  dessen,  ob  die  für  die  Aktien  ein- 
gegangenen und  in  den  Abschlüssen  aufgeführten  Summen  der  Höhe 
sämtlicher  Aktien  und  der  auf  sie  erfolgten  Einzahlungen  entspricht 
und  ob  diese  Summen  in  Einlagescheinen  von  £jreditanstalten  angelegt 
sind ;  hiervon  sowie  von  dem  Vorhandensein  etwaiger  Barsummen  über- 
zeugt sich  die  Verwaltungsstelle,  indem  sie  die  Einlagescheine  und  die 
GMlder  durchzählt  Über  diese  Prüfungen,  welche  in  einer  Sitzung 
beendet  sein  müssen,  macht  die  Verwaltungsstelle  in  den  Büchern  kurze 
Vermerke,  in  welchen  angegeben  wird,  dafs  die  Besichtigung  zur  an- 
gegebenen Zeit  durch  die  betreffende  Verwaltungsstelle  erfolgt  sei. 
Diese  Ordnung  der  Besichtigung  ist  bis  zur  Bestellung  des  Vorstandes 
einzuhalten.  I^etzterer  ist  verpflichtet ,  nach  Empfang  der  Bücher  und 
Gelder  aus  den  Händen  der  Gründer  die  Verwaltungsstelle,  welche  die 
Bücher  ausgereicht  hat,  hiervon  zu  benachrichtigen. 

Art  2167. 

Sowohl  über  die  Aktien  als  über  die  Rateneinzahlungen  aus- 
gestellten Interimsscheine  kann  jeder  Besitzer,  gleichwie  über  beweg- 
liches Vermögen  überhaupt,  nach  seinem  Ermessen  frei  verfügen,  jedoch 
unter  folgenden  zwei  Beschränkungen: 

1.  Bei  Lebzeiten  des  Besitzers  können  Aktien  und  Interimsscheine 
nicht  anders  als  vermittelst  einer  Übertragungsau&chrift  weitergegeben 
werden,  welche  jedesmal  beim  Vorstande  der  Compagnie  zu  verschreiben 
ist  Hat  jemand  die  Aktien  auf  Grund  eines  Testaments  oder  sonst 
im  Abgänge  erworben,  so  vollzieht  der  Vorstand  die  Übertragungs- 
aufischrift,  nachdem  die  gesetzlichen  Zeugnisse  vorgestellt  sind. 

2.  Weggefallen  (Fortsetzung  von  1895  S.  29). 
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Art  2168. 

In  allen  Stftdten  des  Reichs,  wo  Makler  bestehen,  sind  unter  den 
Personen  aller  Stände  in  Beasog  auf  die  Verpf)indang  von  Aktioi  lud 
einstragenden  Wertpapieren  nachstehende  Regeln  sn  beobachten: 

1.  Der  Nehmer  eines  Grelddarlehns  übergiebt  die  dagegen  za 
verpflLndenden  Aktien  und  zinstragenden  Wertpapiere  dem  Dailehns- 
geber  mit  einem  Brief,  in  welchem  diesem  anheimgestellt  wird,  &I]s 
die  Zahlung  von  Kapital  and  Zinsen  zur  festgesetzten  Frist  nicht  e^ 
folgen  sollte,  mit  den  Aktien  oder  Wertpapieren  nach  seinem  Ermessen 
zu  verfahren,  d  h.  sie  entweder  zu  verkaufen  oder  für  den  Börsenpreis 
zu  behalten;  findet  aber  die  gesamte  Darlehnssumme  nebst  Zinsen 
durch  den  Verkauf  der  Aktien  oder  Wertpapiere  keine  Deckung,  so 
ist  der  Darlehnsnehmer  verpflichtet,  den  Aus^ll  nachzuzahlen. 

2.  Der  Darlehnsgeber  seinerseits  arteilt  dem  Darlehnsnehmer 
ebenfalls  eine  schrifUiche  Erklärung,  wonach  er  zur  Sicbenteiinng; 
seines  Darlehns  eine  Anzahl  bestimmter  Aktien  oder  Wertpapiere  em- 
pfangen habe,  welche  er  nach  Rückzahlung  des  Darlehns  gehörig 
zurtlckzugeben  sich  verpflichte,  für  den  Fall  der  Nichtzahlung  des 
Darlehns  aber  entweder  in  seinem  Interesse  zu  behalten  oder  flb*  den 
Börsenpreis  zu  verkaufisn  berechtigt  sei. 

8.  Der  Darlehnsnehmer  übergiebt  ferner  bei  solchen  Aktien  oder 
Wertpapieren,  welche  durch  Übertragangnaoftehrift  weitetgegeben  wo^ 
den,  zugleich  mit  diesen  dem  Darlehnsgeber,  wenn  das  im  Statut  vor- 
gesehen ist,  ein  Schreiben  an  den  Vorstand  der  Corapagnie  zum  Zweck 
der  Übertragung  der  Aktien  oder  Wertpapiere  auf  seinen  Nameo. 
Andere  Aktien  werden  mit  Blancoanfschrift,  Inhaberaktien  ohne  Anf- 
schriffc  übertragen. 

4.  Vereinbarungen  über  die  Verpfandung  von  Aktien  und  ans- 
tragenden  Wertpapieren  sind  unter  Beobachtung  der  im  Art  639  der 
Handelsordnung  (Auagabe  von  1887)  dargelegten  Regeln  zu  vollziehen. 

C.     Reservekapital   und  Dividende. 

Art.  2169. 

Bei  Compagnien  ist  die  Bildung  eines  Reservekapitals  in  der  Weise 
zulässig,  dafs  diejenigen  Teile  des  Reingewinns,  aus  denen  dssselbe 
bestehen  soll,  entweder  im  Statut  bestimmt  oder  durch  Beschlofs  der 
Generalversammlung  der  Aktionttre  festgesetzt  werden.  Von  denelbeo 
Versammlung  hängt  auch  die  Verteilung  der  Dividende  ab. 

Art  2170. 

Erscheint  ein  Aktionär  zum  Empfange  der  ihm  zustehenden  Bil- 
dende nicht,  so  verbleibt  sie  in  der  Kasse  der  Compagnie  bis  zar  Ein- 
forderung durch  den  Berechtigten  oder  dessen  Erben  und  zwar  sebo 
Jahre  lang;  nach  Verlauf  von  zehn  Jahren  wird  die  Dividende  der 
entsprechenden  Statutenbestimroung  gemäfs  entweder  zum  Reservekapital 
geschlagen  oder  unter  die  übrigen  Aktionäre  verteilt 
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D.     Rechte   und   Haftung   der   Aktionäre. 

Art  2171. 

Das  Recht  der  Aktionäre,  der  Anzahl  der  ihnen  gehörigen  Aktien 
entsprechend  an  der  Generalversamrolaog  der  Gompagnie  und  an  deren 
Bechlttssen  teilzunehmen,  die  Stimmenzahl,  wdche  dem  einzelnen 
Aktionär  nach  der  Anzahl  seiner  Aktien  zusteht,  endlich  die  Fälle,  in 
denen  Bevollmächtigte  der  Aktionäre  an  der  Generalversammlung  teil- 
nehmen können,  und  die  Ordnung  dieser  Bevollmächtigung  sind  im 
Statut  der  Compagnie  ausdrücklich  zu  bestimmen. 

Art  2172. 

Da  die  Haftung  der  Gompagnie  durch  das  Aktienkapital  begrenzt 
ist,  so  ist  im  Falle  eines  Mifserfolges  des  Unternehmens  oder,  wenn 
Klagen  gegen  die  Compagpiie  erhoben  werden,  jeder  Aktionär,  die 
Direktoren  nicht  ausgenommen,  nur  mit  seiner  in  das  Eigentum  der 
Compagnie  übergegangenen  Einlage  verhaftet  und  kann  in  Sachen  der 
Compagnie  darüber  hinaus  weder  zu  persönlicher  Verantwortung  noch 
sEur  Nachzahlung  herangezogen  werden. 

Art.  2173. 

Im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  eines  Aktionärs  infolge  von 
Forderungen  der  Krone  oder  Privater  verbleibt  das  von  ihm  auf  die 
Aktien  eingezahlte  Kapital  anautastbares  Eigentum  der  Compagnie; 
dagegen  werden  die  in  seinen  ELänden  befindlichen  Aktien  ab  sein 
persönliches  Eigentum  mit  allen  ihnen  anhafitenden  Gewinnanteilen, 
soweit  diese  noch  nicht  erhoben  sind,  in  allgemeiner  Grundlage  zur 
Befriedigung  der  gegen  ihn  geltend  gemachten  Forderungen  verwandt 

£.     Ordnung  der  inneren  Verwaltung   der  Compagnien« 

Art  2174. 

Jede  Compagnie  wird  zuerst  durch  die  Gründer,  sodann  durch 
den  Vorstand  verwaltet 

Art  2175. 

Die  Ghründer  einer  Compagnie  verwalten  deren  Angelegenheiten 
nur  so  lange,  bis  sie  definitiv  konstituiert  ist,  d.  h.  bis  alle  Aktien 
begeben  und  die  Einzahlungen  auf  sie  zum  Vollen  oder  zur  ersten  für 
sie  festgesetzten  Rate  erfolgt  sind.  Hierauf  bestimmt  die  Generalver- 
sammlung der  Aktionäre  nach  eigener  Wahl  die  Glieder  des  Vorstandes 
oder  Direktoren,  wozu  übrigens  auch  die  Grtlnder  gewählt  werden 
können.  Die  Zusammensetzung  des  Vorstandes,  die  Wahlfristen  und 
die  Wahlordnung  für  seine  Glieder  werden  im  Statut  bestimmt. 

Art  2176* 

Nachdem  der  Vorstand  die  Schnurbücher  der  Gründer  revidiert 
und  an  sich  genommen  hat,  übernimmt  er  von  den  Gründern  nach 
Maf^be  des  Einzahlungsbuches ,  welches  die  in  Einlagescheinen  von 
Kreditanstalten  bei  ihnen  aufbewahrten  Summen  enthält,  die  Ejipitalien 
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der  CompAgnie;  das  andere  Buch  (das  Aktienbuch)  dient  dem  Vor- 
stände als  Grundlage  für  seine  Kenntnis  von  den  seitens  der  Gründer 
ihrer  Zeit  ausgegebenen  Aktien  und  Interimsseheinen.  Über  den 
Empfang  der  Beträge  und  die  Revision  der  Bücher  erteilt  der  Vorstand 
den  Gründern  Quittungen. 

Art  2177. 

Niemandem ,  sei  er  auch  Erfinder ,  erster  Begründer  eines  Unter- 
nehmens u.  s.  Wm  darf  ein  Anrecht  auf  immerwährende  und  unabänder- 
liche Verwaltung  der  Geschäfte  der  Compagnie  gewährt  werden. 

Art  2178. 

Der  Vorstand  verwaltet  die  Geschäfte  und  Kapitalien  der  Com- 
pagnie lediglich  in  Grundlage  ihres  Statuts,  in  weldiem  ausdrücklich 
bestimmt  sein  mufs,  bis  zu  welcher  Summe  in  den  Ausgaben  er  gehen 
darf,  ohne  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  berufen  zu  müssen. 
Die  in  Elreditanstalten  eingetragenen  Summen  können  nur  erhoben 
werden,  wenn  die  Rückforderungsschreiben  mindestens  von  drei  Olie- 
dem  des  Vorstandes  unterzeichnet  sind.  Deshalb  wird  die  Kredit- 
anstalt, in  welcher  die  Kapitalien  der  Compagnie  aufbewahrt  werden, 
von  jeder  Veränderung  in  der  Person  der  Direktoren  oder  Vorstands- 
giieder  benachrichtigt,  wobei  die  früheren  Direktoren  das  Schr^ben 
unterzeichnen  und  die  Unterschrift  der  neuer^hlten  Direktoren  hinsn- 
fügen.  Derartige  Veränderungen  hat  die  Compagnie  in  den  Offentliehen 
Blättern  zu  publizieren. 

Anm.  Auf  Beschlufs  ihrer  Generalversammlungen  wird  den  Vor- 
ständen von  Aktiencompagnien  und  Anteilsgesellschaften  anheinigestellt, 
ihre  Agenten  und  Bevollmächtigten  zum  Zweck  der  Vollziehung  von 
Wechselindossamenten  im  Namen  der  Compagnien  und  Gesellschaften 
mit  besonderer  Vollmacht  zu  versehen.  Derartige  Vollmachten  müssen 
mindestens  von  zwei  Direktoren  oder  Vorstandsmitgliedern  unterzeichnet 
und  in  vorgeschriebener  Ordnung  b^laubigt  sein. 

Art  2179. 
Für  dringende  Fälle  kann  dem  Vorstande  das  Recht  eingeräumt 
sein,  auch  über  die  im  Statut  vorgesehenen  Summen  hinaus  von  sich 
aus  Entscheidung  zu  treffen;  seine  Glieder  sind  jedoch  dann  für  die 
Notwendigkeit  der  Entscheidung  und  für  deren  Folgen  der  General- 
versammlung gegenüber  verantwortlich. 

Art  2180. 

Die  Vorstandsbeschlüsse  kommen  zur  Ausführung,  wenn  sie  mit 
Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Vorstandsglieder  ge&fst  worden  sind, 
jedoch  auch  nur  dann,  wenn  mindestens  die  Hälfte  von  ihnen  einer 
Meinung  war.  Ein  Beschlufs,  welcher  von  mehr  als  der  Hälfte  der 
anwesenden  Vorstandsglieder  gefafst  wurde,  ist  ebenso  bindend,  als 
wenn  alle  Glieder  des  Vorstandes  teilgenommen  hätten  und  dner 
Meinung  gewesen  wären;  den  dissentierenden  Vorstandsgliedem  stebt 
jedoch   frei,   ihre   abweichende  Meinung   im   Journal  zu  verschreiben. 
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Kommt  eine  unxweifelfaafte  Stimmenmehrheit  nicht  zu  stände  oder  ist 
weniger  als  die  Hälfte  der  anwesenden  Vorstandsglieder  einer  Meinung, 
so  wird  der  Streitfall  der  Entscheidung  der  Generalversammlung  tlber- 
trsgen. 

Art.  2181. 

Die  Direktoren  oder  Vorstandsglieder  der  Compaguie  handeln  als 
deren  Bevollmächtigte;  haben  sie  gesetzwidrige  Mafsnahmen  getroffen 
und  die  Grenzen  ihrer  Gewalt  überschritten,  so  sind  sie  deshalb  in 
allgemeiner  Grundlage  der  Gesetze  der  Compagnie  gegenüber  ver- 
antwortlich. 

Art.  2182. 

Alle  Fälle,  in  denen  die  allgemeine  Zustimmung  der  Aktionäre 
erforderlich  ist,  wie  z.  B.  die  Bestimmung  des  Reservekapitals,  die 
Prüfung  des  Rechenschaftsberichts,  die  Festsetzung  der  Dividende,  die 
Wahl  neuer  Direktoren  oder  Vorstandsglieder,  die  Vorstellungen  an 
die  Staatsregicrung  w^en  notwendiger  Statutenänderungen,  die  Frage 
der  Auflösung  der  Compagnie,  der  Fortsetzung  ihrer  Thätigkeit  über 
die  festgesetzte  Zeit  hinaus  und  ähnliche  Gegenstände,  welche  im  Statut 
jeder  einzelnen  Compagnie  speciell  vorgesehen  sind,  sind  von  der  all- 
gemeinen Versammlung  der  Aktionäre  zu  beraten  und  zu  entscheiden. 
Der  Zeitpunkt  dieser  Versammlungen  und  der  Gegenstand  ihrer  Be- 
ratung ist  den  Aktionären  durch  Publikation  in  den  öffentlichen  Blättern 
mitzuteilen. 

Art.  2183. 

Alle  Sachen  gelangen  an  die  Generalversammlung  nur  durch  Ver- 
mittelnng  des  Vorstandes :  Will  daher  einer  der  Aktionäre  im  Interesse 
der  Compagnie  Vorschläge  machen,  so  hat  er  sich  an  den  Vorstand  zu 
wenden.  Findet  dieser  den  Vorschlag  nützlich  und  allgemeiner  Be- 
achtung wert,  so  bringt  er  ihn  an  die  Generalversammlung. 

Art.  2184. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  erhalten  verbindliche  Kraft, 
wenn  sie  mindestens  von  drei  Vierteilen  der  in  der  Versammlung  an- 
wesenden Aktionäre  angenommen  worden  sind.  Dabei  sind  die  Stimmen 
nach  Mafsgabe  der  gemäfs  Art  2171  im  Statut  bestimmten  Aktienzahl 
zu  berechnen. 

Anm.  Kommt  eine  Generalversammlung  wegen  Nichterscheinens 
der  im  Statut  der  Compagnie  vorgesehenen  Anzahl  von  Aktionären 
nicht  zustande  oder  ergiebt  in  einer  gesetzlich  zu  stände  gekommenen 
Generalversammlung  sich  nicht  diejenige  Mehrheit,  welche  statuten- 
mäfsig  erforderlich  ist,  um  den  Beschlüssen  der  Generalversammlung 
verbindliche  Kraft  zu  verleihen,  so  beruft  der  Vorstand  in  der  fest- 
gesetzten Ordnung  zur  Entscheidung  der  unentschieden  gebliebenen 
Fragen  eine  zweite  Generalversammlung.  Diese  gilt  unabhängig  von 
der  Anzahl  der  erschienenen  Aktionäre  f\ir  gesetzlich  zu  stände  ge- 
kommen.    Die  Beschlüsse   dieser  Versammlung  werden  mit   einfacher 
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Stimmenmehrheit  gefafst.  Dem  Finanzminister  ist  anheimgesteilt,  die 
in  dieser  Anmerknng  enthaltene  Kegel  in  die  bereits  besteheodea 
Statuten  handelsgewerblicher  Corapagnien  aufzunehmeo,  wenn  diese 
dämm  nachsuchen. 

F.     Rechnungslegung. 

Art  2185. 
Der  Vorstand  hat  der  Generalversammlung  der  Aktionäre  in  be- 
stimmten, im  Statut  festgesetzten  Terminen  über  seine  Thätigkeit 
Rechnung  zu  legen.  Der  Rechenschaftsbericht  wird  mit  den  Jour- 
nalen, Büchern,  Rechnungen  und  sonstigen  zugehörigen  Dokameotoi 
zur  vorläufigen  Einsichtnahme  durch  die  Aktionäre  rechtzeitig  beim 
Vorstande  ausgelegt.  Die  Generalversammlung  hat  das  Recht,  den 
Rechenschaftsbericht  durch  eigens  hierzu  gewählte  Abgeordnete  emer 
speciellen  Revision  zu  unterziehen,  namentlich  wenn  bei  der  Gompagnie 
besondere  technische  Anstalten  u.  s.  w.  bestehen. 

Art.  2186. 
Die  Rechenschaftsberichte  sind  von  sämtlichen  Vorstandsgliedem 
zu  unteizeichnen  und  mtlssen  enthalten:  a)  den  Bestand  des  Kapitals 
der  Gompagnie;  b)  die  gesamten  Einnahmen  und  Ausgaben  ftir  die 
2jeit  der  Rechnungslegung;  c)  eine  specielle  Aufstellung  der  Ausgaben 
ftir  die  Verwaltung;  d)  die  Berechnung  des  Reingewinns;  e)  den 
Bestand  des  Reservekapitals,  wenn  ein  solches  vorhanden  ist,  und 
f)  eine  besondere  Abrechnung  über  technische  und  ähnliche  Anstalten, 
wenn  solche  bei  der  Gompagnie  bestehen. 

Art  2187 
ist  ersetzt  durch  die  in  Art.  2188  enthaltenen  Regeln. 

G.     Auflösung   der  Gompagnie. 

Art.  2188. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gompagnie  schreitet  der  Voistand 
vor  allem  in  der  im  allgemeinen  ftir  Handelshäuser  voigesefaenen 
Ordnung  zur  Liquidation  ihrer  Geschäfte  und  bringt  sowohl  deren 
Beginn  als  deren  Beendigung  durch  Publikation  in  den  öffentlicbeo 
Blättern  zur  Kenntnis  der  Aktionäre  und  aller  an  den  Angelegenheiten 
der  Gompagnie  interessierten  Personen.  Kein  Aktionär  erhält  indessen 
das  von  ihm  eingezahlte  Geld  zurück,  bevor  der  Vorstand  die  snr 
Bezahlung  sämtlicher  Schulden  der  Gompagnie  erforderlichen  Sammen 
nicht  in  eine  Kreditanstalt  der  Regierung  eingezahlt  hat  Nach  Be- 
gleichung dieser  Verbindlichkeiten  schreitet  der  Vorstand  zur  Be- 
friedigung der  Aktionäre  nach  Mafsgabe  der  Möglichkeit  und  der  der 
Gompagnie  zu  Gebote  stehenden  Mittel. 

Anm.     Die  Liquidation  von  Eisenbahngesellschaften  erfolgt,  wai& 
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die  ihnen  gehörigen  Bahnen  ohne  Konkarseröfihang  im  Wege  der 
Einlösung  verttufsert  werden,  nach  den  diesem  Artikel  beigefügten 
Rogeki^i). 

III,    Ordnung  für  die  Einreichmg  von  Gesuchen  wegen  Errichtung 
von  Compagnien  und  Ordnung  ihrer  Erledigung. 

Art  2189. 

Gesuche  um  die  Erlaubnis,  eine  Aktiencompagnie  zu  errichten, 
gelangen  zur  Durchsicht  an  dasjenige  Ministerium  oder  an  diejenige 
Hauptverwaltung,  welche  den  Gegenstand  der  Compagnie  vorzüglich 
betreffen.  Der  Art  der  Unternehmung  entsprechend  werden  auch 
Glieder  anderer  Ressorts  zu  gemeinsamer  Prtlfung  hinzugezogen. 

Anm.  Entstehen  unter  den  Ministem  oder  Hauptverwaltem  von 
Specialressorts  Zweifel  dartlber,  wo  dem  Charakter  der  Unternehmung 
entsprechend  das  Gesuch  zur  Durchsicht  zu  kommen  habe,  so  ent- 
scheidet das  Ministerkomitee. 

Art.   2190. 

Dem  Gesuch  ist  ein  Projekt  des  Statuts  der  Compagnie  mit  der 
Unterschrift  der  Grtlnder  beizufllgen;  wird  die  Compagnie  zur  Aus- 
beutung einer  neuen  Erfindung  errichtet,  so  sind  dem  Gesuch  aufser 
dem  Projekt  des  Statuts  beizufügen:  1.  das  auf  die  Erfindung  selbst 
erteilte  Privileg  und  2.  der  Akt  über  dessen  Abtretung  an  die 
Compagnie. 

Art  2191. 

Das  Statutenprojekt  mufs  enthalten :  1.  Den  Gegenstand  und  den 
Zweck  der  Unternehmung  und  den  von  ihr  zu  erwartenden  Nutzen. 
2.  Die  Benennung,  welche  die  Compagnie  annehmen,  und  die  Stadt  oder 
den  Ort,  wo  ihr  Vorstand  seinen  Sitz  haben  wird  (Art  2148).  8.  Das 
K&pital  der  Compagnie,  die  Anzahl  und  Höhe  der  Aktien  (Art  2160). 
4.  Die  Ordnung  für  die  Einzahlung  des  Aktienkapitals,  d.  h.  eine 
Bestimmung  darüber,  ob  die  Einzahlung  zum  Vollen  auf  einmal  oder 
ob  sie  ratenweise  zu  geschehen  habe  (Art  2161 — 2164).  5.  Die  Art 
der  Verteilung  der  Aktien,  d.  h.  die  Angabe  der  Anzahl  der  für  die 
Gründer  bestimmten  Aktien  (Art  2165)  und  der  Aktien,  welche  von 
einer  Person  erworben  werden  können  (Art  2166).  6.  Die  Ordnung 
för  die  Ausgabe  und  den  Vertrieb  der  Aktien,  sowie  für  die  Ver- 
wahrung der  ^  sie  eingehenden  Gelder  (Art  2166).  7.  Die  Vorzugs- 
rechte der  Compagnie,  wenn  solche  beansprucht  werden.  8.  Die  Zeit, 
für  welche  ein  ausschliefsliches  Privileg  oder  besondere  Vorzugsrechte 
beansprucht  werden,  und  die  Frist  für  das  Bestehen  der  Compagnie 
selbst,  wenn  eine  solche  vorher  festgesetzt  wird  (Art  2146).  9.  So- 
fern die  Compagnie  Privilegien  oder  besondere  Vorzugsrechte  beansprucht, 


11)  Anm.  d.  Ü.:   IXese  B^eln  sind  nicht  übersetzt  worden,  weil  ne 
von  zu  speciellem  Interesse  sind. 
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die  Angabe  derjenigen  Frist,  in  welcher  sie  ihr  Unternehmen  in  volle 
Thätigkeit  zn  bringen  sich  verpflichtet  (Art  2159).  10.  Die  Y<ff- 
pflichtangen,  die  Kechte  and  die  Verantwortlichkeit  der  Gompagnie 
und  ihrer  Aktionäre  (Art.  2171—2173).  11.  Die  Art  des  zu  lösen- 
den Handelsscheins,  sofern  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  einem 
Handelsbetriebe  oder  in  einem  Fabrik-  oder  sonstigen  Gewerbebetriebe 
besteht  (Art.  2149).  12.  Die  Ordnung  für  die  Rechnnngslegnng  (Art 
2185  nnd  2186).  13.  Die  Ordnung  ftlr  die  Verteilung  der  Dividende 
und  £Vür  die  Bildung  des  Reservekapitals  (Art.  2169  und  2170).  14.  Die 
Ordnung  für  die  Verwaltung  der  Geschäfte  der  Gompagnie,  die  Zu- 
sammensetzung des  Vorstandes  und  der  Generalversammlung,  die  Gregen- 
stände  ihrer  Thätigkeit  und  die  Grenzen  ihrer  Befugnisse  (Art  2174— 
2184),  sowie  die  Höhe  der  Remuneration  der  Direktoren,  wenn  eine 
solche  für  deren  Mtlbwaltnng  besonders  voigeselien  ist  15.  Die  Ord- 
nung für  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  (Art  2187).  16.  Die 
Ordnung  für  die  Auflösung  der  Gompagnie  und  deren  Liquidation  (Art 
2188).  17.  Alle  übrigen  Bestimmungen,  welche  wegen  der  Specialität 
des  Unternehmens  notwendig  werden  (Art  2158). 

Art  2192. 

Dem  Projekt   sind  Zeichnungen   und  Pläne  beizufügen ,    sofern  es 
anderenfidb  der  erforderlichen  Klarheit  entbehren  würde. 

Art  2193. 
Bei  der  Prüfung  des  Projekts  im  Ministerium  wird  in  Betracht 
gezogen:  1.  ob  es  den  allgemeinen  Gesetzen  und  den  in  diesem 
Abschnitt  über  Gompagnien  enthaltenen  Regeln  entspricht-,  2.  ob  die 
Rechte  und  Interessen  aller  derjenigen,  welche  an  der  Gompagnie  teil- 
zunehmen  beabsichtigen,  im  Projekte  genügenden  Schutz  finden;  3*  ob 
nicht  durch  die  Bestimmungen  des  Projekts  die  gesetzlichen  Rechte 
dritter  Personen  verletzt  werden. 

Art  2194. 
Wünschen  die  Gründer  die  Verleihung  besonderer  Vorzugsrechte 
oder  eines  ausschliefslichen  Privilegs,  so  ist  femer  die  Bedeutung  dei 
Unternehmens,  der  von  ihm  für  den  Staat  zu  erwartende  Nutzen  ond 
die  Höhe  der  zur  Erreichung  seines  Zweckes  erforderlichen  Kapitalieii 
in  Betracht  zu  ziehen.  Demnach  wird  bestimmt,  in  welchem  Maf^ 
nnd  auf  welclie  Zeit  die  erbetenen  Vorzugsrechte  und  Privilegien  m 
verleihen  sind.  Ebenso  ist  Bcschlufs  darüber  zu  fassen,  ob  die  Gom- 
pagnie Anspruch  darauf  hat,  von  der  Lösung  eines  Handelsscheins 
befreit  zu  werden  und  ob  nach  Mafsgabe  der  Art  des  Untemehmenfi 
die  ratenweise  Einzahlung  des  Aktienkapitals  zuzulassen  oder  desseo 
sofortige  Vollzahlung  zu  fordern  sei. 

Art.  2195. 
Werden  bezüglich  desselben  Gegenstandes  von  verschiedenen  Pe^ 
sonen  gleichzeitig  Gesuche  wegen  Errichtung  von  Gompagnien  überreicht, 
welche  das  gleiche  Unternehmen  betreffen,  und  werden  von  den  Gründern 
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besondere  Vorzugsrechte  oder  aasachliefBliche  Privilegien  beansprucht, 
so  wird  nach  erfolgter  Prüfung  demjenigen  Projekte  Fortgang  gegeben, 
welches  am  günstigsten  erscheint  und  am  meisten  allgemeine  Vorteile 
verspricht.  Besteht  aber  in  den  Projekten  kein  wesentlicher  Unter- 
schied ^  so  wird  das  Recht  zur  Errichtung  der  (3ompagnie  derjenigen 
Person  gegeben,  deren  Gesuch  zuerst  eingegangen  ist. 

Art.  2196. 

Das  geprüfte  und  in  Verbindung  mit  den  Gründern  zurückgestellte 
Projekt  wird  —  wenn  die  einfache  Zulassung  zur  Errichtung  einer 
Compagnie  in  Frage  kommt,  —  dem  Ministerkomitee,  —  wenn  aber 
die  Verleihung  besonderer  Vorzugsrechte  oder  eines  ausschlieTsliehen 
Privilegs  beansprucht  wird  —  dem  E^ichsrat  zugleich  mit  einer  Meinungs- 
äufserung  des  Ministeriums  unterbreitet  Seiner  Vorstellung  an  den 
Beichsrat  fügt  der  Minister  einen  Auszug  derjenigen  Statutenbestim- 
mungen bei,  welche  die  besonderen  Vorzugsrechte  der  Compagnie  ent- 
halten, damit  diese  gesondert  der  AUerh^hsten  Best&tignng  unterlegt 
werden  können  (cf.  Art  2131  und  die  Anmerkung  daselbst). 

Art  2197. 

fjrhält  das  Statut  der  Compagnie  auf  die  Vorstellung  des  Minister- 
komitees oder  des  Reichsrats  die  Allerhöchste  Bestätigung,  ßo  wird  es 
in  der  bestätigten  Form  mit  Einschlufs  derjenigen  Bestimmungen,  welche 
gesondert  die  Allerhöchste  Bestätigung  erfahren  haben,  nach  nochmaliger 
Unterschrift  durch  die  Gründer  in  Vollzug  gesetzt  und  auf  Antrag  des 
Ministers  durch  den  dirigierenden  Senat  publiziert.  Aufserdem  erfolgt 
seitens  der  Compagnie  eine  Publikation  des  Statuts  in  den  öfientlichen 
Blättern. 

Art  2198. 

Ein  Projekt,  welches  aus  den  im  Art  2151  dargelegten  Gründen 
nicht  in  Vollzug  gesetzt  werden  kann,  wird  den  Gesuchstellem  un- 
mittelbar aus  dem  Ministerium  zurückgegeben,  ohne  vorher  eine  höhere 
fhitscheidung  herbeizuführen.  In  derselben  Ordnung  werden  auch 
Projekte  zurückgegeben,  bei  denen  die  Gründer  die  Vornahme  der  von 
ihnen  in  Grundlage  der  Gesetze  (Art.  2139 — 2197)  geforderten  Zurecht- 
stellungen ablehnen,  es  sei  denn,  dafs  ihre  Einwendungen  beachtenswert 
erscheinen. 


Über  die  in  Rnfsland  in  Bezug  auf  das  Aktienwesen  bestehenden 
strafrechtlichen  Bestimmungen   siehe  die  Einleitung  S.  331. 
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Anhang:. 

L   Statut 

der   russisch  -  holländischen    Gesellschaft    der   ersten   sibirischen 

Portland 'Cement' Fabrik  „Kamyschet*',  vormals  K.  &  G. 

(Allerhöchst  hest&tigt  zu  Darmstadt  am  7J19.  Oktober  1896  ^')0 

§  1. 

Zum  Zwecke  des  Erwerbes,  des  Unterhalts  und  der  Vet^lseniiig 
der  Cementfabrik ,  welche  sich  im  Gouvernement  Irkutsk,  im  Nishea* 
dinschen  Kreise  bei  der  mittebibirischen  Eisenbahnstation  Eamyschet 
befindet  und  dem  Warschauer  Handlnngshanse  K.  &  O.  gehört,  wird 
eine  Aktiengesellschaft  unter  obiger  Benennung  begrOndet 

Anm.  1.  Ortinder  der  Oesellschaft  sind  (es  folgen  die  Namai; 
mehrere  Grttnder  sind  als  niederländische  Staatsangehörige  bezeichnet). 

Anm.  2.  Bis  zur  Errichtung  der  Gresellschaft  ist  die  Übertiagiuig 
der  Rechte  und  Pflichten  ihrer  Grdnder  auf  Dritte,  der  Beitritt  neuer 
Gründer  und  der  Ausschlufs  aus  der  Zahl  der  Grtlnder  nicht  anders 
als  mit  Genehmigung  des  Finanzministers  gestattet. 

§2. 

Die  im  vorigen  Paragraphen  erwähnte  Fabrik  geht  mit  allen  za 
ihr  gehörigen,  bewohnbaren  und  unbewohnbaren  Grebäuden,  Maschinen, 
Apparaten,  Warenkgem,  Materialvorräten  und  dem  sonstigen  Zubehör, 
femer  mit  den  Verträgen  über  die  Lieferung  von  Cement  ftlr  die  im 
Bau  begriffene  sibirische  Eisenbahn  und  allen  aus  diesen  Verträgen  ent- 
springenden Rechten  und  Verbindlichkeiten  von  den  gegenwftrtigeD 
Eigentümern  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Gesetzesbestimmungen 
in  das  Eigentum  der  Gresellschaft  über.  Die  endgültige  Festsetzong 
des  Preises  bleibt  einer  Vereinbarung  der  ersten,  in  gesetzlicher  Weise 
zu  Stande  gekommenen  Generalversammlung  der  Aktienbesitzer  mit  den 
bbherigen  Eigentümern  überlassen,  wobei  die  Gesellschaft,  wenn  diese 
Übereinkunft  nicht  erfolgen  sollte,  als  nicht  zu  stände  gekommen  gilt. 

Anm.  Mit  der  Fabrik  geht  zugleich  das  Recht  auf  die  von  den 
bisherigen  Eigentümern  geftihrte  Fabrikmarke  auf  die  Gesellschaft  Aber. 

§  8. 
Die  Haftung  ftlr  alle  bis  zur  Übergabe  des  Fabrikvermögens  an 
die  Gesellschaft  entstandenen  Schulden  und  Verbindlichkeiten,  welche 
sowohl  auf  den  früheren  Eigentümern  der  Fabrik  als  auch  auf  dem 
Fabrikvermögen  selbst  ruhen,  sowie  die  Übertragung  dieser  Schulden 
und  Verbindlichkeiten  mit  Zustimmung  der  Gläubiger  auf  die  Geeell- 
Schaft  werden  nach  den  bestehenden  Civilgesetzen  beurteilt. 


12)  Übersetzt  aus  der  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  der 
Staaterc^erung.     Publikation  des  dirigierenden  Senats  vom  12.  November 


1896  N.  128.    Artikel  1428. 
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§4. 

Die  OeBelkchaft  hat  das  Recht,  unter  Beobachtang  der  bestehenden 
Gesetze  und  Verordnungen  und  unter  Wahrung  der  Rechte  Dritter 
dem  Zwecke  der  Gesellschaft  entsprechende,  gewerbliche  und  Handels- 
anlagen zu  Eigentum  zu  erwerben,  zu  erbauen  oder  in  Pacht  zu 
nehmen  und  zugleich  die  dazu  erforderlichen  Mobilien  und  Immobilien 
anzuschaffen. 

Anm.  Der  Eigentumserwerb  oder  der  zeitweilige  Besitz  und  die 
Nutzung  von  Grundstücken  in  Gegenden,  welche  1.  aufserhalb  der 
Städte  und  Flecken  der  innerhalb  des  allgemeinen  Kreises  der  jüdischen 
Ansiedelung  belegenen  Gouvernements  liegen  oder  2.  in  dem  Aller- 
höchsten Namentlichen  Ukas  vom  14  März  1887  benannt  sind,  sind 
der  Gesellschaft  nicht  gestattet^'). 

§  5. 
Die  Gesellschaft,  ihre  Comptoirs  und  Agenten  unterstehen  in  Bezug 
auf  die  Lösung  von  Gildescheinen,  die  Zahlung  von  Handelsabgaben, 
Zoll,  Stempelsteuer  und  sonstigen,  allgemeinen  und  örtlichen  Abgaben 
sämtlichen  Reglements  und  Verordnungen,  sowohl  den  allgemeinen,  als 
denjenigen,  welche  zur  Zeit  fllr  das  Unternehmen  der  Gesellschaft  im 
Kaiserreich  bestehen,  als  endlich  denjenigen,  welche  in  der  Folge  be- 
züglich dieses  Gregenstandes  erlassen  werden. 

§  6. 
Die  Publikationen  der  Gesellschaft  in  allen  im  Gesetze  oder  in 
diesem  Statut  vorgesehenen  Fällen  erfolgen  im  „Regierungsanzeiger", 
im  ^Anzeiger  für  Finanzen,  Gewerbe  und  Handel"  (dem  Organ  für 
obrigkeitliche  Anordnungen  im  Gebiete  des  Finanzministeriums),  in  den 
Anzeigern  beider  Residenzen,  der  örtlichen  Gouvemementszeitung,  dem 
^Warschauer  Tageblatt"  und  in  einer  offiziellen  niederländischen  Zeitung 
unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  ftlhrt  ein  Siegel  mit  ihrer  Namensbezeichnung. 

Kapital    der   Gesellschaft,    Aktien,    Rechte   und 
Verbindlichkeiten   ihrer  Inhaber. 

§  8. 
Das  Grundkapital  der  Gesellschaft  wird  auf  1 200  000  Rubel  fest- 
gesetzt und  zerfallt  in  2400  Aktien  zu  je  500  Rubeln. 

13)  Anm.  d.  Ü. :  Der  Ukas  vom  14.  März  1887  enthält  die  Bestiinmung, 
dafs  Ausländer  in  den  westlichen  Grenzprovinzen,  zu  denen  Polen,  die  ehe- 
maligen polnischen  Provinzen  und  die  I'rovinzen  Kurland  und  Livland  ge- 
rechnet werden,  aufserhalb  der  Hafenstädte  und  der  städtischen  Ansiede- 
lungen Grundbesitz  weder  ssu  Eigentum  noch  zu  Besitz  und  Nutzung  erwerben 
düifen.  Diejenigen  Personen,  welche  solches  besitzen,  müssen  entweder 
russische  Unterthanen  werden  oder  ihre  Grundstücke  im  Laufe  von  drei 
Jahren  verkaufen.  Das  Nähere  über  diesen  Ukas  siehe  in  Le»ke  und  Löwen- 
feld:  Rechtsverfolgung  im  intemationden  Verkehr.  Rufsland,  bearbeitet  von 
Engelmann,  8.  788. 
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§9. 

Sämtliche  im  §  8  bezeichneten  Aktien  werden  nach  Vereinbarung 
unter  die  Oründer  und  diejenigen  Personen  verteilt,  welche  von  dieses 
2sur  Teilnahme  am  Unternehmen  hinzugezogen  werden.  An  Stelle  des 
im  §  2  erwähnten ,  auf  die  Gresellschaft  übergehenden  VermligettB  wer- 
den dessen  Besitzern  Aktien  zum  Nominalwert  zugeteilt  und  zwar  ia 
einer  Anzahl,  welche  auf  der  ersten  Generalversammlung  der  Aktion&re 
durch  Übereinkunft  festzusetzen  ist,  indem  diese  Aktien  an  Stelle  baren 
Geldes  mit  dem  erwähnten  Vermögen  bezahlt  werden. 

Anm.  Die  den  Gründern  verbleibenden  Aktien  werden  vom  Vor 
Stande  der  Gesellschaft  der  Reichsbank,  ihren  Comptoirs  oder  Abteilongeo 
in  Verwahrung  gegeben  und  können  dritten  Personen  nicht  übertngen 
werden,  solange  nicht  der  Rechenschaftsbericht  über  das  erste  Betriebe- 
Jahr  in  der  vorgeschriebenen  Weise  genehmigt  worden  ist. 

§  10. 

Abgesehen  von  denjenigen  Aktien,  welche  gemäfs  §  9  io  An- 
rechnung auf  das  der  Gesellschaft  zu  übertragende  Vermögen  aui^egeben 
werden,  ist  der  Betrag  der  Aktien  von  den  Teilhabern  nicht  später, 
als  im  Verlaufe  von  sechs  Monaten,  gerechnet  von  der  Publikation  des 
Statuts,  ohne  weitere  Befristung  zum  Vollen  einzuzahlen.  Die  Zahlungen 
sind  in  die  vorgeschriebenen  Bücher  einzutragen  und  über  ihren  Empftng 
sind  von  den  Gründern  unterschriebene  Interimsscheine  und  zuletzt  die 
Aktien  selbst  auszureichen.  —  Die  auf  die  Aktien  eingegangenen  Be- 
träge sind  von  den  Gründern  als  Depot  in  die  Reichsbank  oder  deren 
Comptoirs  und  Abteilungen  einzuzahlen  und  verbleiben  daselbst  bis  zn 
ihrer  Einforderung  seitens  des  Vorstandes  der  Gesellschaft.  —  Nach- 
dem dem  Finanzminister  eine  Bescheinigung  über  die  Einzahlung  des 
Grundkapitals  in  die  Reichsbank,  ihre  Comptoirs  oder  Abteilungen 
vorgestellt  worden,  eröfihet  die  Gesellschaft  ihre  Thätigkeit.  —  Wird 
das  Vorstehende  nicht  ausgeftlhrt,  so  gilt  die  Gesellschaft  als  nicht  xa 
Stande  gekommen  und  die  auf  die  Aktien  erfolgten  Einzahlungen  werden 
den  Berechtigten  zum  Vollen  zurückgewährt 

Anm.  Die  Bücher  zur  Eintragung  der  auf  die  Aktien  eingezahlten 
Summen  sind  unter  Beobachtung  derjenigen  Regeln  zu  ^hren,  welche 
unter  Ziff.  4 — 10  im  Art  2166  des  ersten  Teils  des  zehnten  Bandes 
der  Reichsgesetze  (Ausgabe  von  1887)  enthalten  sind,  und  zwecks 
Versiegelung  der  DurchschnÜrung ,  Beglaubigung  der  Blätterzahl  und 
Durchschreibung  dem  Warschauer  Magistrat  vorzustellen. 

§  11- 

Die  Begründung  und  Eröflhung  der  Gesellschaft  oder  deren  Nicht- 

Zustandekommen    (§  2  und  §  10)   sind    dem  Finanzministerium  —  im 

ersten  Fall  seitens  des  Vorstandes,  im  zweiten  seitens  der  Gründer  •— 

mitzuteilen  und  durch  Publikation  zu  allgemeiner  Kenntnis  zn  bringen. 

§  12. 
In  der  Folge  kann  die  Gesellschaft  bei  Ausdehnung  ihres  B^riebea 
dem  Bedürfiiis  entsprechend   ihr  Aktienkapital  vetgrörsem,    indem  sie 
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Eigänssangsaktien  zum  Kurse  der  ersten  Aktien  in  Höhe  eines  Betrages 
ansgiebt,  welcher  den  der  ersten  Emission  (1200000  Kabel)  nicht 
übersteigen  darf,  jedoch  nur  auf  Beschlufs  der  Generalversammlung  der 
Aktienbesitzer  und  auf  besondere  Verfügung  des  Finanzministers  in  der 
von  diesem  bestimmten  Ordnung. 

Anm.  Die  Ergftnzungsaktien  sind  zwar  zum  früheren  Kurse  ans- 
zQgeben,  der  Erwerber  bat  jedoch  auf  jede  Aktie  über  ihren  Nominal- 
wert (500  Rubel)  hinaus  eine  Prämie  zu  zahlen,  die  mindestens  dem- 
jenigen Betrage  gleichkommt,  welcher  von  dem  nach  der  letzten  Bilanz 
festzustellenden  Reservekapital  auf  jede  Aktie  der  früheren  Emissionen 
entfallen  würde.  Die  auf  diese  Weise  gesammelten  PiHmien  sind  zur 
Yergröfserung  des  Reservekapitals  zu  verwenden. 

§  13. 
Die  Besitzer  der  Aktien  früherer  Emissionen  haben  beim  Erwerb 
von  Aktien  der  folgenden  Emissionen  ein  Vorzugsrecht  entsprechend 
der  Anzahl  der  ihnen  gehörigen  Aktien ;  werden  jedoch  die  Aktien  der 
neuen  Emissionen  von  den  Besitzern  der  Aktien  der  vorhergegangenen 
Emissionen  nicht  zum  Vollen  übernommen,  so  wird  mit  Genehmigung 
des  Finanzministers  und  unter  Bedingungen,  welche  seiner  vorher- 
gehenden Bestätigung  unterliegen,  eine  öffentliche  Subskription  auf  die 
übriggebliebenen  Aktien  eröffnet. 

§  14. 

Die  Aktien  der  Gesellschaft  können,  je  nach  dem  Wunsch  der 
Aktionäre,  entweder  Namenaktien  oder  Inhaberaktien  sein.  Auf  den 
Namenaktien  ist  der  Stand,  der  Vorname  und  der  Familienname  ssu 
▼erzeichnen.  Die  Aktien  worden  aus  dem  Aktienbuch  geschnitten,  mit 
Nummern  versehen  und  mit  der  Unterschrift  dreier  Glieder  des  Vor- 
standes, des  Buchhalters  und  des  Kassierers  unter  Beidrückung  des 
Siegels  der  Gesellschaft  ausgereicht. 

Anm.  1.  Von  den  drei  Vorstandsgliedem ,  welche  ihre  Unter- 
schrift abgeben,  mu(k  jedenfalls  eines  Angehöriger  eines  fremden  Staates 
sein,  sofern  sich  ein  solcher  im  Vorstande  befindet 

Anm.  2.  Die  Aktien  und  Couponbogen  der  Gesellschaft  sind  in 
der  Expedition  zur  Anfertigung  von  Staatspapieren  herzustellen. 

§  15. 
Jeder  Aktie  ist  ein  Couponbogen  zum  Empfange  der  Dividende 
auf  zehn  Jahre  beizufügen;  auf  den  Coupons  sind  die  Nummer  der 
Aktie,  zu  welcher  sie  gehören,  und  das  Jahr  in  gehöriger  Ordnung  zu 
▼erzeichnen.  Nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  sind  den  Besitzern  der 
Aktien  neue  Couponbogen  auszureichen,  sodann  in  derselben  Ordnung 
fttr  die  nächsten  zehn  Jahre  u.  s.  w. 

§  16. 
Die  Übertragung  von  Namenaktien  von  einem  Aktienbesitzer  auf 
den  anderen,  sowie  deren  Übertragung  an  dritte  Personen  erfolgt  durch 
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CeBsionsao&chrift  auf  den  Aktien,  welche  mit  einer  entsprechenden 
Eingabe  dem  Vorstände  der  Geeellschaft  zum  CeBsionsyermerk  in  ihiai 
Büchern  vorzulegen  ist  —  Der  Vorstand  selbst  vollzieht  eine  Über- 
gangsaufschrift  nor  in  den  in  Punkt  1  Art  2167  Bd.  X  Tl.  1  der 
Sammlung  der  Heichsgeeetze  (Ausgabe  von  1887)  vorgesehenen  FftUen, 
sowie  auf  gerichtliche  Anordnung.  —  Die  Übertragung  von  Inhabe^ 
aktien  erfolgt  ohne  jede  Förmlichkeit  und  als  Besitzer  der  Aktien  gut 
derjenige,  in  dessen  Händen  sie  sich  befinden. 

§  17. 
Der  Börsenhandel  mit   den  Aktien  ist  vor   der  Veröffentlichung 
des  Rechenschaftsberichts  über  das  erste  Betriebejahr  nicht  gestattet  and 
auch  dann  nur  mit  Genehmigung  des  Finanzministers. 

§  18. 
Die   Coupons  der  Namenaktien    können    ohne  die   Aktien  selbst 
nicht  übertragen  werden;   ausgenommen   hiervon  sind    die  Coupons  f&r 
das  hiufende  Jahr,  bei  denen  es  weder  einer  Cessionsaufschrift  auf  den 
Coupons,  noch  einer  Cessionsanzeige  bedarf. 

§  19. 
Wer  Namenaktien  oder  deren  Coupons  mit  Ausnahme  der  Conpons 
für  das  laufende  Jahr  verliert,  hat  solches  dem  Vorstande  unter  Angabe 
der  Nummern  von  Aktien  und  Coupons  schriftlich  anzuzeigen.  Der 
Vorstand  erläfst  sodann  eine  Publikation  fiir  Rechnung  des  Verlierm. 
£rfblgt  im  Verlaufe  von  sechs  Monaten  seit  dem  Tage  der  Publikation 
eine  Anzeige  über  die  verlorenen  Aktien  und  Coupons  nicht,  so  werden 
neue  Aktien  oder  Coupons  unter  den  früheren  Nummern  und  mit  einer 
Aufschrift  ausgereicht,  welche  besagt,  dafs  sie  an  Stelle  der  verlorenflo 
ausgegeben  worden.  —  In  Bezug  auf  Coupons  für  das  laufende  Jahr 
nimmt  der  Vorstand  keinerlei  Verlustanzeige  entgegen  und  der  Ver 
lierer  geht  seines  Rechts  auf  Emp&ng  der  auf  sie  ent&llenden  Dividende 
verlustig.  —  Beim  Eintritt  des  Termins  für  die  Ausgabe  neuer  OoapoD* 
bogen  der  Inhaberaktien  werden  sie  den  Besitzern  der  letzteren  aus- 
gereicht 

§  20. 
Im  Falle    des  Todes    eines   Aktienbesitzers    und    der  Einsetnuig 
einer  Vermögensverwaltung    haben    die   Kuratoren   als    solche  m  An- 
gelegenheiten der  Gresellschaft  keine  besonderen  Rechte  und  sind  ebenso, 
wie  die  sonstigen  Aktienbesitzer,  den  Regeln  dieses  Statuts  unterwoifa* 

Der  Vorstand   der   Gesellschaft,   seine  Rechte  und 

Pflichten. 

§  21. 
Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der  Gesellschafl  erfolgt  dmtb 
den  Vorstand,  welcher  sich  in  Warschau  befindet  und  aus  fünf  Direk- 
toren besteht,  die  von  der  Generalversammlung  der  Aktionttre  ana  deres 
Mitte  auf  fünf  Jahre  gewählt  werden. 
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Anm.  Von  den  fünf  Direktoren  müssen  nicht  weniger  als  drei 
rassische  Unterthanen  sein. 

§  22. 

Zar  Stellvertretung  der  Direktoren  für  die  Zeit  längerer  Abwesen- 
heit oder  Krankheit,  sowie  für  den  Fall  des  Todes  oder  des  Abgangs 
vor  Ablauf  der  Wahlfirist  wählt  die  GenendTersammlong  auf  zwei  Jahre 
auf  derselben  Gnmdlage  wie  die  Direktoren  zwei  Kandidaten,  welche 
für  die  Zeit,  wo  sie  das  Amt  eines  Direktors  versehen,  aUe  mit  diesem 
Amt  verbundenen  Rechte  und  Vorzüge  genielsen. 

§  23. 

Zu  Direktoren  und  zu  Kandidaten  sind  Personen  zu  erwählen, 
welche  nicht  weniger  als  zehn  Aktien  auf  ihren  Namen  besitzen,  die 
während  der  ganzen  Zeit,  wo  diese  Personen  die  angegebene  Stellung 
bekleiden,  in  der  Kasse  der  Gesellschaft  oder  in  der  Reichsbank,  ihren 
Comptoirs  und  Abteilungen  aufbewahrt  werden  und  nicht  früher  über- 
tragbar sind,  als  bis  der  Rechenschaftsbericht  und  die  Bilanz  für  das 
letzte  Jahr,  in  welchem  sie  Direktoren  oder  Kandidaten  waren,  ge- 
nehmigt worden  ist.  —  Sind  Aktionäre  zu  Direktoren  und  Kandidaten 
in  Aussicht  genommen,  welche  die  angeführte  Aktienzahl  nicht  besitzen, 
so  steht  der  Generalversammlung  frei,  auch  Personen  zu  diesen  Ämtern 
zu  wählen,  welche  die  vorgeschriebene  Anzahl  von  Aktien  nicht  be- 
sitzen, jedoch  mit  der  Mafsgabe,  dafs  der  Gewählte  innerhalb  eines 
Monats  nach  seiner  Wahl  die  bestimmte  Anzahl  von  Aktien  auf  seinen 
Namen  zu  erwerben  hat 

§  24. 

Nach  Ablauf  eines  Jahres  von  der  ersten  Direktoren-  und  Kandi- 
datenwahl treten  alljährlich  ein  Direktor  und  ein  Kandidat  aus  dem 
Vorstande,  anfimgs  nach  Bestimmung  durch  das  Los,  sodann  nach  der 
Anciennität;  an  Stelle  der  ausgetretenen  werden  neue  Direktoren  und 
ELandidaten  gewählt;    die  ausgetretenen  können  wiedergewählt  werden. 

§  26. 
Ein  Kandidat,  welcher  an  die  Stelle  eines  ausgeschiedenen  Direktors 
getreten  ist,  verbleibt  bis  zum  Ablauf  der  Zeit  im  Vorstande,  auf  welche 
der  ausgeschiedene  gewählt  war,  jedoch  nicht  über  diejenige  Zeit  hin- 
aus, auf  welche  er  selbst  gewählt  wurde. 

§  26. 

Nach  der  ersten  von  den  Grtlndern  berufenen  Generalversammlung 

nnd   sodann   alljährlich  nach   der  Jahresgeneralversammlung   erwählen 

die   Direktoren   aus  ihrer  Mitte    den   Vorsitzenden    und  seinen   Stell« 

Vertreter. 

§  27. 

Auf  Beschlufs  der  Generalversammlung  können  die  Mitglieder  des 

Vorstandes   für   ihre  Mühwaltung   in  Angelegenheiten   der  Gesellschaft 

neben  einem    bestimmten  Gehalt   eine  prozentuale  Vergütung  aus  dem 

Beingewinn  erhalten. 

26* 
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§  28. 
Der  Vorstand  verwaltet  alle  Oescbäfte  and  die  fijipitalien  der 
Oesellflchaft  nach  dem  Master  eines  wohleingeriehteten  Handlangsbaases. 
Za  seinen  Verpflichtangen  gebort:  1.  Der  Empfang  der  anf  die  Aktioi 
eingegangenen  Oelder  and  die  Aosgabe  der  Aktien.  2.  Die  kaof- 
männische  BachfÜhrang,  Eassefhhrang  and  SobriftAlhrang,  sowie  gemftfs 
§§  39 — 41  dieses  Statats  die  Aaistellang  des  Jahresrechensohaitsberichts, 
der  Bilanz,  eines  Voranschlages  and  eines  Operationsplanes.  8.  Die 
Anstellang  der  im  Dienste  der  G^ellschaft  erforderlichen  Personen,  die 
Bestimmang  ihrer  Thätigkeit  und  ihres  Gehalts,  sowie  ihre  EntJawwmg. 
4.  Der  Ankaaf  von  Materialien  and  der  Verkauf  der  Fabrikate  der 
OeseUschafl  gegen  Barzahlung  und  auf  Euredit  5.  Die  Anmietang 
von  Lagerrttumen ,  Wohnräumen  und  anderen  Gelassen.  6.  Die  Ver- 
sicherung des  Vermögens  der  Gesellschaft.  7.  Die  Ausstellung  von 
Wechseln  und  anderen  terminlichen  Verpflichtungsscheinen  und  deren 
Annahme  an  Zahlungsstatt  in  den  durch  die  Generalversammlung  fest- 
gesetzten Grenzen.  8.  Der  Wechseldiskont  im  Namen  der  GesellscfaafL 
9.  Der  Abscblufs  von  Verträgen  und  Vereinbarungen  mit  Behörden 
und  staatlichen  Verwaltungen,  mit  privaten  Körperschaften  und  Geeell- 
schaften,  mit  städtischen,  ländlichen  und  ständischen  Anstalten  nnd  mit 
Privatpersonen.  10.  Die  Ausstellung  von  Vollmachten  an  die  vom 
Vorstande  im  Dienste  der  Gesellschaft  angestellten  Personen  einachliefs- 
lich  derjenigen,  welche  von  der  Generalversammlung  angestellt  werden. 
11.  Die  Vollziehung  der  gesetzlichen  Akte  tlber  den  Erwerb  und  die 
Veräufserung  von  unbeweglichem  Vermögen.  12.  Die  Berafiing  der 
Generalversammlungen  der  Aktienbesitzer,  sowie  tlberhaupt  die  Wahr- 
nehmung sämtlicher  Geschäfte  der  Gesellschaft  ohne  Ausnahme  und 
deren  Entscheidung  in  den  von  der  Generalversammlung  festgesetzten 
Gbrenzen.  —  Die  genauere  Ordnung  der  Thätigkeit  des  Vorstandes,  die 
Grenzen  seiner  Rechte  und  Pflichten  werden  durch  eine  InstrukticMi 
bestimmt,  welche  von  der  Generalversammlung  der  Aktienbesitzer  zu 
genehmigen  und  auch  abzuändern  ist. 

§  29. 
Zur  speciellen  Wahrnehmung  der  Geschäfte  der  GeseUschaft  kann 
der  Vorstand  mit  Genehmigung  der  Generalversammlung  einen  Ver- 
waltungsdirektor aus  seiner  Mitte  oder  auch  abseits  derselben  «■wählen 
and  ihm  eine  von  der  Generalversammlung  zu  genehmigende  Vergtttong 
aussetzen.  Gehört  der  Verwaltongsdirektor  zum  Vorstande,  so  hat  er, 
abgesehen  von  den  im  §  28  erwähnten  zehn  Aktien,  fernere  nhn 
Aktien  beizubringen,  welche  der  in  demselben  Pangraphen  besaidBietea 
Grundlage  gemäfs  in  Verwahrung  genommen  werden.  Der  Vorstend 
versieht  den  Verwaltungsdirektor  mit  einer  Instruktion,  weiche  von  der 
G^eralversammlung  zu  genehmigen  und  auch  abzuändern  ist.  Der 
Verwaltungsdirektor  beruft  den  Vorstand  in  allen  den  Angelegenheiten, 
deren  Entscheidoog  nach  der  Instruktion  nicht  ihm  überlassen  ist  bt 
der  Verwaltungsdirektor  nicht  aus   der  Mitte  des  Vorstandes  erwählt, 
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80  wird  der  Kreis  seiner  Rechte  und  Pflichten,  sowie  die  Höhe  der 
von  ihm  za  leistenden  Bürgschaft  durch  einen  besonderen  Kontrakt 
bestimmt  Ein  solcher  Verwaltungsdirektor  wohnt  den  Sitzungen  des 
Vorstandes  nur  mit  beratender  Stimme  bei. 

§  30. 
Der  Vorstand  bewerkstelligt  die  Ausgaben  nach  dem  Voranschlag, 
welcher  von  der  Generalversammlung  der  Aktionäre  alljährlich  zu  ge- 
nehmigen ist  Die  Generalversammlung  bestinmit  die  Summe,  bis  zu 
welcher  der  Vorstand  in  dringenden  Fällen  den  Voranschlag  in  den 
Ausgaben  Überschreiten  darf,  wobei  er  der  Generalversammlung  gegen- 
über ü\r  die  Dringlichkeit  und  die  Folgen  solcher  Ausgaben  haftet. 
Jede  solche  Ausgabe  ist  der  nächsten  Generalversammlung  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

§  31. 
Die  dem  Vorstande  eingehenden  Summen,  welche  nicht  sofort  zur 
Ausgabe  gelangen,  werden  auf  den  Namen  der  Gesellschaft  einer  Kredit- 
anstalt übergeben ;  die  Empfiingsscheine  über  diese  Summen,  sowie  alle 
Dokumente  überhaupt  hat  der  Vorstand  in  Verwahrung. 

§  32. 
Der  gesamte  Schriftenwechsel  in  Angelegenheiten  der  Gresellschaft 
erfolgt  im  Namen  des  Vorstandes  mit  der  Unterschrift  eines  der  Direk- 
toren oder  derjenigen  Person,  welche  zu  diesem  Zweck  vom  Vorstande 
bevollmächtigt  worden  ist. 

§  33. 

Wechsel,  Vollmachten,  Verträge,  Vereinbarungen,  Kaufverträge 
über  Grundstücke  und  andere  Akte,  sowie  diejenigen  Schreiben,  mittels 
deren  die  von  der  Gesellschaft  eingetragenen  Summen  von  den  Kredit- 
anstalten zurückgefordert  werden,  sind  mindestens  von  zwei  Gliedern 
des  Vorstandes  zu  unterzeichnen.  Cheks  auf  laufende  Bechnung  wer- 
den von  einem  der  Direktoren  unterschrieben,  welcher  durch  Bestimmung 
des  Vorstandes  dazu  bevollmächtigt  ist;  zum  Empfange  von  Geldsen- 
dungen, anderen  Sendungen  und  Dokumenten  von  der  Post  genügt  die 
Unterschrift  eines  Vorstandsgliedee  und  die  BeifUgung  des  Siegels  der 
Gesellschaft. 

Anm.  1.  Der  gesamte  Schriftenwechsel  der  Gesellschaft,  die  ge- 
samte Schrift-  und  Bechnungsftlhrung  innerhalb  der  Grenzen  des  rus- 
sischen Reichs  erfolgt  in  russischer  Sprache. 

Anm.  2.  Bei  jeder  Änderung  in  der  Zahl  der  Unterschriften 
sowohl  auf  den  von  der  Gesellschaft  auszustellenden  Dokumenten,  als 
auf  den  Schreiben,  mittels  deren  die  Rückforderung  der  der  Gesell- 
schaft gehörigen  Summen  aus  den  Kreditanstalten  erfolgt,  wird  mit 
Genehmigung  des  Finanzministers  eine  Frist  festgesetzt,  in  welcher 
diese  Änderungen  in  Kraft  treten,  und  hat  der  Vorstand  die  Kredit- 
anstalten von  ihnen  zu  benachrichtigen. 
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§  34. 
In  driDgeuden  Fällen  hat  der  Vorstand  das  Recht,  die  GeschlUle 
der  Gesellschaft  bei  Behörden  und  Beamten  za  betreiben,  ohne  dafs  es 
dazu  einer  besonderen  Vollmacht  bedürfte;  auch  hat  der  Vorstand  das 
Recht,  zu  diesem  Zweck  einen  der  Direktoren  oder  eine  Privatperson 
zu  bevollmächtigen ;  in  Gerichtsangelegenheiten  ist  jedoch  in  den  Gegen- 
den, wo  die  Gerichtsordnungen  Kaiser  Alexanders  II.  eingeführt  sind^ 
§  27  der  CPr.O.  zu  beachten"). 

§  35. 

Der  Vorstand  kann,  abgesehen  von  der  Unterschrift  der  Aktien 
(§  14))  ^^^  Verwaltungsdirektor  in  allen  denjenigen  Fällen  besondere 
Vollmacht  erteilen,  wo  ein  Znsammenwirken  der  Direktoren  notwendig 
ist;  er  verantwortet  jedoch  der  G^ellschaft  gegenüber  für  alle  An- 
ordnungen, welche  auf  dieser  Grundlage  vom  Verwaltungsdirektor  ge- 
tro£fen  werden. 

§  36. 

Der  Vorstand  versammelt  sich  nach  Bedürfnis,  jedenfalls  aber  nicht 
seltener  als  einmal  in  drei  Monaten,  auf  Auftbrderung  des  Vorsitzenden 
oder  zweier  Vorstandsglieder.  Die  Aufforderungen  zur  Sitzung  werden 
einen  Monat  vorher  versandt,  wobei  zugleich  die  Sitzungszeit  angezeigt 
wird.  Zur  Gültigkeit  eines  Vorstandsbeschlusses  ist  die  Anwesenheit 
von  mindestens  drei  Vorstandsgliedem  erforderlich.  In  den  Vorstanda- 
sitzungen  werden  Protokolle  geführt,  welche  von  allen  anwesenden 
Vorstandsgliedem  unterschrieben  werden. 

§  37. 

Die  Beschlüsse  des  Vorstandes  werden  mit  Stimmenmehrheit  ge- 
fieirst;  ergiebt  sich  keine  Mehrheit,  so  gelangt  die  Streitfrage  zur  Ent- 
scheidung der  Generalversammlung,  welcher  auch  alle  diejenigen  Fragen 
vorgelegt  werden,  in  denen  der  Vorstand  und  die  Revisionskommission 
(§  41)  es  ftlr  nötig  erachten,  mit  allgemeiner  Zustimmung  der  Aktionäre 
vorzugehen  oder  die  diesem  Statut  und  der  von  der  Generalversamm- 
lung genehmigten  Instruktion  entsprechend  der  Entscheidung  des  Vor- 
standes nicht  unterliegen. 

Anm.  1.  Wenn  ein  Direktor,  welcher  einem  Vorstandsbeschlnis 
nicht  beigetreten  ist,  den  Protokollvermerk  seiner  abweichenden  Meinmo^ 
gefordert  hat,  so  ist  er  der  Verantwortlichkeit  für  den  entsprechenden 
Beschlufs  enthoben. 

Anm.  2.  In  den  Vorstandssitzungen  giebt  bei  Stimmoigleichheit 
die  Stimme  des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters  den  Aasschlag. 

§  38. 
Die  Vorstandsglieder   erfüllen  ihre  Verpflichtungen   in  Grundlage 
der  allgemeinen   Gesetze   und    der   in    diesem   Statut    enthaltenen  Be- 

12)  Anm.  d.  Ü.    Nach   8  27  der  CPr.O.   können  Gesellsdiaften  nur 
durch  einen  besonderen  Bevollmfichtigten  vor  Gericht  aktiv  und  passiv  -^ 
treten  sein. 
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Btimmaiigen  und  unterliegen  im  Falle  gesetzwidriger  Anordnungen,  der 
Überschreitung  ihrer  Befugnisse,  der  Unthätigkeit  und  der  Verletzung 
dieses  Statuts  und  der  Beschlüsse  der  Genendversammlungen  der  Ver- 
antwortlichkeit in  allgemeiner  Grundlage  der  Gesetze. 

Anm.  1.  Auf  Beschlufs  der  GeneralTersammlung  können  die 
Glieder  des  Vorstandes  auch  vor  Ablauf  ihrer  Amtszdt  ihres  Amtes 
enthoben  werden. 

Anm.  2.  Die  in  diesem  Teil  des  Statuts  enthaltenen  Bestimmungen, 
welche  betreffen:  den  Sitz  des  Vorstandes,  die  Anzahl  seiner  Glieder 
und  deren  Wahlfristen  (§§  21,  22  und  24),  die  Zahl  der  Aktien, 
welche  von  den  Gliedern  des  Vorstandes  und  dem  Verwaltungsdirektor 
bei  ihrem  Amtsantritt  zur  Kasse  der  Gesellschaft  einzureichen  sind 
(§§  23  und  29),  die  Ordnung  ^  den  Ersatz  der  ausgeschiedenen 
Direktoren  (§  25),  die  Wahlordnung  fllr  den  Vorsitzenden  des  Vor- 
standes (§  26),  die  Ordnung  der  Schriftftihrung  in  Angelegenheiten  der 
Gesellschaft  und  der  Unterschrift  der  vom  Vorstande  auszureichenden 
Dokumente  (§§  82  und  33)  können  von  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  mit  Genehmigung  des  Finanzministers  abgeändert  werden. 

Rechnungslegung  in  Angelegenheiten  der  Gesellschaft, 
Verteilung  des  Gewinns  und  Zahlung  der  Dividende. 

§  89. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  wird  vom  1.  Januar  bis  zum 
1.  Januar  gerechnet  Ftlr  jedes  abgelaufene  Jahr  stellt  der  Vorstand 
einen  ausführlichen  Rechenschaftsbericht  über  die  Operationen  der 
Gesellschaft  und  eine  Bilanz  ihres  Umsatzes  zusammen,  welche  der 
ordentlichen  Jahresgeneralversammlung  der  Aktionäre  zur  Prüftmg  und 
Genehmigung  vorgelegt  werden  (§  49).  Druckezemplare  des  Jahres- 
berichts und  der  Bilanz  werden  vom  Vorstande  zwei  Wochen  vor  der 
Jahresversammlung  an  diejenigen  Aktionäre  verteilt,  welche  sie  zu 
haben  wünschen.  Von  derselben  Zeit  an  stehen  den  Aktionären  die 
Bücher  des  Vorstandes  mit  sämtlichen  Rechnungen,  Dokumenten  und 
Belegen,  welche  sich  auf  den  Rechenschaftsbericht  und  die  Bilanz  be- 
ziehen, zur  Einsicht  offen. 

Anm.  Die  Art  der  Berechnung  des  Operationsjahres  kann  auf 
Beschlufs  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  des  Finanzministers 
abgeändert  werden. 

§  40. 

Der  Rechenschaftsbericht  mufs  nachstehende  Hanptpositionen  specia- 
lisiert  enthalten:  1.  Den  Bestand  des  Grundkapitals,  wobei  unter  den 
Passiven  das  durch  Barzahlung  eingegangene  Kapital  und  dasjenige 
getrennt  aufisuftlhren  sind,  welches  in  Aktien  auf  der  Gesellschaft  über- 
eignete Vermögenswerte  verrechnet  worden  ist;  femer  sind  das  zur 
Tilgung  der  Vermögenswerte  der  Gesellschaft  bestimmte  Reservekapital, 
sowie  das  Unterstützungskapital  ftlr  ihre  Beamten  getrennt  aufzuftihren. 
Die  in  zinstragenden  Papieren  angelten  Kapitalien  der  GeseUschaft 
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sind  dabei  nicht  höher  als  zum  Anschaffungspreise  der  Papiere  anza- 
geben.  Ist  aber  ihr  Börsenpreis  am  Tage  der  Bilanzaa&tellang  niedriger, 
als  ihr  Ankaufspreis,  so  ist  der  Wert  der  Papiere  zu  demjenigen  Börsen- 
kurse aufzufuhren,  welcher  am  Tage  des  Buchabschlusses  bestanden 
hat.  2.  Die  gesamte  Einnahme  und  Ausgabe  fllr  die  Zeit,  für  wdche 
der  Rechenschaftsbericht  aufgestellt  ist,  sowohl  bezüglich  des  Ankauft 
der  Materialien  u.  deigl. ,  als  bezüglich  des  Verkaufe  der  Produkte 
aus  denselben.  3.  Die  Ausgaben  fOr  die  Besoldung  der  Beamten  der 
Gesellschaft  und  die  übrigen  Verwaltungsunkosten.  4.  Das  Barver- 
mögen der  Gesellschaft  und  die  ihr  gehörigen  Vorräte.  5.  Die  Forde- 
rungen der  Gesellschaft  an  dritte  Personen  und  deren  Forderungen  an 
die  Gesellschaft.  6.  Das  Gewinn-  und  Verlustkonto.  7.  Der  Bein- 
gewinn und  dessen  ungefllhre  Verteilung. 

§  41. 
Zur  Prüfung  des  Bechenschaflsberichts  und  der  Bilanz  ernennt  die 
Generalversammlung  flir  ein  Jahr  voraus  und  unter  Zubilligung  einer 
Entschädigung  eine  Revisionskommission  von  drei  oder  mehr  Aktionären, 
welche  weder  Mitglieder  des  Vorstandes,  noch  Beamte  der  Gesellschaft 
sind.  Diese  Kommission  tritt  nicht  später  als  einen  Monat  vor  der 
Jahresgeneralversammlung  zusammen  und  hat  nach  Prüfung  des  Rechen- 
schaftsberichts und  der  Bilanz  ftir  das  verflossene  Jahr,  nach  Revision 
sämtlicher  Bücher,  Rechnungen,  Dokumente  und  Belege,  der  GeschSftg- 
führung  des  Vorstandes  und  der  Geschäftsstellen  der  Gesellschaft,  den 
Rechenschaftsbericht  und  die  Bilanz  mit  ihrem  Gutachten  der  General- 
versammlung vorzulegen,  welche  darüber  endgültig  Beschlufs  fafst  EL&lt 
die  Kommission  es  für  notwendig  oder  wird  ihr  solches  von  der  General- 
versammlung aufgetragen,  so  hat  sie  die  Besichtigung  und  Revision  des 
gesamten  Vermögens  der  Gesellschaft  an  Ort  und  Stelle,  sowie  die 
Prüftmg  der  im  Laufe  des  Jahres  vorgenommenen  Arbeiten  und  der 
zur  Erneuerung  oder  Remonte  der  Vermögensstücke  der  Gesellschail 
gemachten  Ausgaben  vorzunehmen,  sowie  überhaupt  alle  erforderlichen 
Ennittelungen  zu  bewerkstelligen,  um  das  Mafs  des  Nutzens,  die  Recht- 
zeitigkeit und  Vorteilhaftigkeit  der  vorgenommenen  Arbeiten  und  der 
gemachten  Ausgaben,  wie  überhaupt  der  Geschäftsgebarung  der  Gesell- 
schaft festzustellen.  Zur  Erfüllung  dieses  Zwecks  hat  der  Vorstand 
der  Kommission  alle  erforderlichen  Hülfsmittel  zu  gewähren.  Derselben 
Kommission  werden  der  Voranschlag  und  der  Operationsplan  für  das 
nächste  Jahr  zur  vorläufigen  Durchsicht  übergeben  und  hat  sie  b^des 
der  Generalversammlung  mit  ihrem  Gutachten  vorzulegen,  unabhängig 
davon  hat  die  Kommission  das  Recht,  im  Bedürfnisfalle  die  Berufnng 
einer  aufserordentlichen  Generalversammlung  zu  verlangen   (§  50). 

§  42. 
Der  Rechenschaftsbericht  und  die  Bilanz  werden,  nachdem  sie  von 
der  Generalversammlung  genehmigt  worden,   durch  Publikation  zu  all- 
gemeiner Kenntnis  gebracht  und   in  drei  Exemplaren  dem  Finanzouni- 
sterium  eingereicht. 
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§  43. 

Der  Vorstand  ist  yerpflicbtet,  entsprechend  Art  417  des  Gesetzes 
über  die  direkten  Steuern  (Sammlang  der  Reichsgesetze  Bd.  V,  Aus- 
gabe yon  1898)  den  Jahresrechenschaflsbericht  innerhalb  dreier  Monate 
nach  seiner  Grenehmigang  seitens  der  Generalversammlung  mit  deren 
Protokoll  der  Goavemementsverwaltung  desjenigen  Gouvernements  ein- 
zureichen, in  welchem  der  Vorstand  seinen  Wohnsitz  hat,  und  femer 
die  Schlufsbilanz ,  sowie  einen  Auszug  aus  dem  Jahresbericht  mit  An- 
gabe des  im  Betriebsjahr  erzielten  Bruttogewinns,  der  Ausgaben  und 
des  Reingewinns,  seiner  Verteilung  und  der  auf  die  Aktie  entfallenden 
Dividende  der  Redaktion  des  ,, Anzeigers  fttr  Finanzen,  Gewerbe  und 
HandeP  zum  Abdruck  gegen  Zahlung  der  Dmckkosten  zugehen  zu 
lassen. 

Anm.  Die  Nichterfüllung  der  in  diesem  Paragraphen'  angeführten 
Verpflichtung  hat  die  in  Art.  486  desselben  Gesetzes  angeführten 
Folgen  ^). 

§  44. 

Nach  Genehmigung  des  Rechenschaf^berichts  seitens  der  General- 
versammlung werden  vom  Jahresreingewinn,  d.  h.  von  derjenigen  Summe, 
welche  nach  Deckung  sämtlicher  Ausgaben  und  Verluste  tlbrig  geblieben 
ist,  nicht  weniger  als  5^/o  zum  Reservekapital  geschlagen,  femer  nicht 
weniger  als  5^/o  vom  An&ngsbuchwert  der  steinernen  Gebäude  und 
nicht  mehr  als  10  ^/o  vom  An&ngsbuchwert  des  übrigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögens  der  Gesellschaft  zur  Abschreibung  ge- 
bracht, bis  der  Buchwert  dieser  Vermögensstücke  vollständig  getilgt  ist 
Übersteigt  die  Übrigbleibende  Summe  6^/o  des  Grundkapitals  nicht,  so 
wird  sie  als  Dividende  unter  die  Aktionäre  verteilt;  übersteigt  sie  aber 
die  angegebenen  6^/o,  so  werden  vom  Überschufs  nicht  weniger  als 
15 ^/o  für  die  Vorstandsglieder  abgezogen,  5^/o  aber  verbleiben  zur 
Verfügung  des  Vorstandes  zum  Zweck  der  Honorierung  der  Beamten 
nach  seinem  Ermessen  und  zum  Zweck  der  Bildung  eines  Unter- 
stützungskapitals für  dieselben,  der  Rest  aber  gelangt  als  Superdividende 
zur  Verteilung  auf  die  Aktien. 

§  45. 

Der  Zuschlag  zum  Reservekapital  wird  solange  fortgesetzt,  bis 
letzteres  die  Hälfte  des  Grundkapitals  erreicht  hat,  und  hat 
von  neuem  zu  beginnen,  sobald  ein  Teil  des  Reservekapitals  ver- 
ausgabt ist 

Anm.  Das  Reservekapital  ist  so  anzulegen,  dafs  es  ungehindert 
realisiert  werden  kann. 


13)  Anm.  d.  Ü.  Nach  Art  436  belegt  die  entsprechende  Crouveme- 
mentsregieruDg  Gesellschaften ,  welche  dem  Art.  417  zuwiderhandeln,  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zum  Betrage  von  dreihundert  Rubeln.  UnterläTst  die 
Gesellscbaft  die  vorgeschriebene  Publikation  im  „Anzeiger  für  Finanzen, 
Gewerbe  und  Hander  in  der  angegebenen  Frist,  so  hat  sie  den  dreifachen 
Betrag  der  Dmckkosten  zu  erlegen. 
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§  46. 
Das  Reservekapital  ist  ausschliefslich  zur  Deckung  anyorbergeBehener 
Ausgaben  bestimmt     Seine  Veraosgabang  erfolgt  nur  auf  Beschlois  der 
Greneralveisammlnng. 

§  47. 
Der  Vorstand  bringt  Zeit  and  Ort  der  AnssEahlung  der  Dividende 
durch  Publikation  zu  allgemeiner  Kenntnis. 

§  48. 

Diejenigen  Dividendenbetrilge ,  welche  in  zehn  Jahren  nicht  e^ 
hoben  worden  sind,  werden  Eigentum  der  Gresellschaft,  aufser  in  den- 
jenigen Fällen,  wo  die  Verjährung  nach  dem  Gesetze  als  unterbrochen 
gilt  In  solchen  Fällen  wird  mit  den  Dividendenbeträgen  nach  gericht- 
licher Entscheidung  oder  nach  Anordnung  der  VormundschaftsbehQrdeo 
ver&hren.  Die  nicht  rechtzeitig  erhobene  Dividende,  welche  in  der 
Kasse  des  Vorstandes  verbleibt,  wird  nicht  verzinst 

Anm.  Der  Vorstand  prüft  nicht,  ob  der  Coupon  wirklich  dem 
Vorweisenden  gehört,  aufser  in  den  Fällen,  wo  die  Zahlung  der  IK^- 
dende  auf  bestimmte  Coupons  durch  gerichtlichen  Arrest  beanstandet 
ist  oder  wo  der  vorgewiesene  Coupon  zu  denjenigen  gehört,  deren 
Verlust  dem  Vorstande  angezeigt  wurde. 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre. 

§  49. 
Die  Generalversammlungen  der  Aktionäre  sind  ordentliche  oder 
aufserordentliche.  —  Der  Vorstand  beruft  die  ordentlichen  Genenl- 
Versammlungen  alljährlich  nicht  später  als  im  Juli  zum  Zwecke  der 
Prüfung  und  Genehmigung  des  Rechenschaftsberichts  und  der  BiUm 
für  das  verflossene,  sowie  des  Ausgabebudgets  und  des  OperationsplAns 
für  das  nächste  Jahr,  femer  zur  Wahl  des  Vorstandes  und  der  Revision»- 
kommission.  —  In  diesen  Versammlungen  werden  auch  andere  Gegen- 
stände beraten  und  entschieden,  welche  entweder  die  Befugnisse  des 
Vorstandes  übersteigen  oder  vom  Vorstande  zur  EntBcheidoiig  der 
Generalversammlung  gebracht  werden. 

§  50. 
Die  aufserordentlichen  Generalversammlungen  werden  vom  Vor- 
stande berufen  entweder  nach  seinem  Ermessen  oder  auf  Antng  von 
Aktionären ,  welche  zusammen  nicht  weniger  als  hundert  Stimmen  re- 
präsentieren, oder  endlich  auf  Antrag  der  Revisionskommission  (§  41)- 
Der  Antrag  der  Aktionäre  oder  der  Revisionskommission  auf  Beraftmg 
einer  aufserordentlichen  Generalversammlung  ist  vom  Vorstände  nicht 
später  als  in  einem  Monat  zur  Ausführung  zu  bringen. 

§  51. 
Die  Generalversammlung  entscheidet   diesem   Statut  entsprechend 
alle  Fragen ,   welche  sich  auf  die  Angelegenheiten  der  Gresellschaft  be- 
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ziehen.  —  Beschlüsse  über  den  Erwerb  nnbeweglichen  Vermögens, 
über  den  Verkaof,  die  Verpachtung  oder  die  Verpfandung  solchen  Ver- 
mögens, sowie  über  die  Erweiterung  des  Unternehmens  unterliegen  in 
jedem  Falle  ihrer  Entscheidung.  Bei  Erweiterung  des  Unternehmens 
und  dem  Erwerbe  unbew^lichen  Vermögens  hat  die  Generalversammlung 
zugleich  die  Ordnung  für  die  Tilgung  der  dazu  erforderlichen  Verwen- 
dungen zu  bestimmen. 

§  52. 
Zeit  und  Ort  der  Generalyersammlung  sind  den  Aktionären  min- 
destens einen  Monat  vorher  durch  Publikation  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
wobei  diejenigen  Gegenstände  genau  zu  bezeichnen  sind,  welche  der 
Prüfung  der  Generalversammlung  unterliegen.  Der  Vorstand  hat  die 
Tagesordnung  jedesmal  der  örtlichen  Polizeiobrigkeit  mitzuteilen. 

§  53. 

Die  Aktionäre  nehmen  an  der  Generalversammlung  entweder  per- 
sönlich oder  durch  Bevollmächtigte  teil;  der  Vorstand  ist  von  der 
Bevollmächtigung  schriftlich  zu  benachrichtigen.  Nur  Aktionäre  können 
Bevollmächtigte  sein  und  eine  Person  kann  nicht  mehr  als  zwei  Voll- 
machten haben. 

§  54. 

Jeder  Aktionär  hat  das  Becht,  der  Generalversammlung  beizu- 
wohnen und  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  an  der  Be- 
ratung der  ihr  vorliegenden  Fragen  teil  zu  nehmen.  An  der  Beschlufs- 
iassung  nehmen  jedoch  nur  diejenigen  Aktionäre  teil,  welche  Stimmrecht 
haben.  Drei  Aktien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme;  ein  Aktionär 
kann  jedoch  nicht  mehr  Stimmen  haben,  als  diejenige  Anzahl,  auf 
welche  der  Besitz  von  einem  Zehntel  des  gesamten  Grundkapitals 
Anrecht  giebt,    wobei  auf  je  drei  Aktien  eine  Stimme  zu  rechnen  ist. 

§  55. 

Aktionäre,  die  weniger  als  drei  Aktien  haben,  können  diese  durch 
gemeinsame  Bevollmächtigung  vereinigen,  um  dadurch  innerhalb  der  im 
§  54  erwähnten  Grenzen  das  Recht  auf  eine  oder  mehrere  Stimmen 
zu  erhalten. 

§  56. 

Bei  Namenaktien  geht  das  Stimmrecht  nicht  früher  auf  einen  neuen 
Besitzer  über,  als  drei  Monate,  nachdem  die  Cession  der  Aktien  vom 
Vorstande  vermerkt  worden  ist  —  Um  an  der  Generalversammlung 
teilnehmen  und  in  ihr  stimmen  zu  können,  haben  die  Besitzer  von 
Inhaberaktien  diese  selbst  oder  die  ihnen  von  Regierungsbehörden  oder 
von  ELreditanstalten ,  welche  auf  Grund  regierungsseitig  bestätigter 
Statuten  operieren,  oder  endlich  von  ausländischen,  seitens  der  General- 
versammlung mit  Genehmigung  des  Finanzministers  bestimmter  Kredit- 
anstalten erteilte  Verwahrungs-  oder  Verpfllndungsscheine  nicht  später 
als  ftlnBzehn  Tage  vor  der  Generalversammlung  dem  Vorstande  vorzu- 
legen. In  den  Verwahrungs-  oder  Verpfändungsscheinen  müssen  die 
Nummern  der  Aktien  aufgeführt  sein. 
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Anm.  Diejenigen  aaiiländischen  Kreditanstalten,  deren  VerwaL- 
mngft-  und  VerpfkndnngBScheine,  diesem  Paragraphen  entsprechend,  an 
Stelle  der  Originalaktien  dem  Vorstände  vorgelegt  werden  können,  sind 
in  den  Publikationen  über  die  Bemfung  der  Generalyeisammlang  zu 
bezeichnen. 

§  57. 

Gelangen  Aktien  durch  Erbschaft  oder  auf  andere  Weise  in  den 
gemeinsamen  Besitz  mehrerer  Pecsonen,  so  hat  nur  eine  von  ihnen  — 
nach  ihrer  Auswahl  —  das  Recht,  an  der  Greneralversammlung  teil  zn 
nehmen.  Ebenso  können  Handlungshäuser  in  der  Greneralversammlung 
nicht  mehr  als  einen  Vertreter  haben,  ohne  daTs  er  bezüglich  der 
Stimmenzahl  einen  Vorzug  hätte. 

§  58. 

Zur  Beschlufsf^higkeit  der  Generalversammlungen  ist  die  Anwesen- 
heit von  Aktienbesitzern  oder  deren  Bevollmttchtigten  erforderlich  (§  53 
bis  55),  welche  insgesamt  nicht  weniger  als  die  Uttlfle  des  Omnd- 
kapitals  repräsentieren.  Zur  Entscheidung  über  die  Erweiterung  des 
Unternehmens,  die  Erhöhung  oder  Verringerung  des  Grundkapitals,  die 
Veränderung  des  Statuts  und  die  Liquidation  des  Unternehmens  bedarf 
es  der  Anwesenheit  von  Aktienbesitzern,  welche  drei  Vierteile  der 
Gesamtzahl  der  Aktien  repräsentieren.  Die  Beschlüsse  der  General- 
versammlung erhalten  verbindliche  Kraft,  wenn  sie  von  drei  VierteileD 
der  an  der  Abstimmung  beteiligten  Aktionäre  angenommen  wurden, 
wobei  die  Stimmen  gemäfs  §  54  zu  zählen  sind.  —  Die  Wahl  der 
Glieder  des  Vorstandes  und  der  Revisionskommission  erfolgt  mit  ein- 
facher Mehrheit  —  Entspricht  die  Generalversammlung  bezüglich  der 
Anzahl  der  angemeldeten  Aktien  den  obenerwähnten  Anfordemngcn 
nicht  und  gilt  sie  daher  nicht  ab  gesetzlich  zu  stände  gekommen  oder 
ergiebt  sich  in  der  Versammlung  —  abgesehen  von  den  Fällen,  wo 
die  einfache  Mehrheit  genügt  -^  keine  Dreiviertelsmehrheit  für  eine 
Meinung,  so  ist  —  jedoch  nicht  früher,  als  in  zwei  Wochen  —  eine 
zweite  Generalversammlung  zu  berufen.  —  Diese  gilt  als  gesetzlich  ra 
Stande  gekommen  und  ihre  Entscheidung  gilt  als  allendlich  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Anzahl  der  Aktien,  welche  von  den  anwesenden  Aktio- 
nären angemeldet  wird.  Der  Vorstand  hat  jedoch  bei  der  Bemfnng 
der  Aktionäre  auf  diesen  Umstand  hinzuweisen.  —  In  einer  solctieii 
zweiten  Generalversammlung  können  nur  solche  Angelegenheiten  geprüft 
werden,  welche  der  ersten  Generalversammlung  vorgelegen  haben  oder 
in  ihr  unentschieden  geblieben  sind,  wobei  diese  Angelegenheiten  mit 
einfacher  Stimmenmehrheit  entschieden  werden.  Bei  Stimmengleichheit 
giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.  —  Die  Beschlüsse 
der  Generalversammlung  sind  für  alle  Aktionäre,  die  anwesenden,  wie 
die  abwesenden,  verbindlich. 

Anm.  Die  Stimmabgabe  in  der  Greneralversammlung  erfolgt  nicb 
dem  Ermessen  dieser  Versammlung  selbst  entweder  durch  Ballotement 
mit  Kugeln   oder   durch  Abstimmung  mit  verdeckten  Zetteln;    f)ir  die 
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angeführten  Mehrheiten  aber  ist  das  Verhältnis  der  bejahenden  Stimmen 
zu  derjenigen  Stimmenzabl  mafsgebend,  welche  von  den  Aktionären  in 
jeder  einzelnen  Frage  im  ganzen  abgegeben  worden  ist.  — 

§  59. 
Die  Gegenstände,  welche  der  Prüfung  der  Qeneralversammlung 
unterliegen,  gelangen  in  dieselbe  nicht  anders,  als  durch  Vermittelong 
des  Vorstandes,  weshalb  Aktionäre,  welche  in  der  Qeneralversammlung 
Anträge  stellen  wollen,  sich  mit  denselben  nicht  später,  als  sieben  Tage 
vor  der  Generalversammlung  schriftlich  an  den  Vorstand  za  wenden 
haben.  Wird  der  Antrag  von  Aktionären  gestellt,  welche  zusammen 
nicht  weniger  als  zehn  Stimmen  haben,  so  ist  der  Vorstand  in  jedem 
Falle  verpflichtet,  diesen  Antrag  der  folgenden  Generalversammlung  mit 
seinem  Gutachten  vorzulegen. 

§  60. 
Zur  Herbeiführung  eines  geordneten  Geschäftsganges  in  der  General- 
versammlung wählen  die  Aktionäre  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden. 

§  61. 
Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  durch  Protokolle 
festgestellt,  welche  vom  Vorsitzenden,  sämtlichen  anwesenden  Vorstands- 
glledem  und  mindestens  drei  anwesenden  Aktionären  und  von  denen 
zu  nnterzeichnen  sind,  welche  die  grOfste  Anzahl  von  Aktien  an- 
gemeldet haben. 

Anm.  Statutenbestimmungen,  welche  betreffen:  den  Termin  fUr 
die  Bemfiing  der  ordentlichen  Jahresgeneral  Versammlungen  (§  49),  die 
Ordnung  der  Berufung  der  aufserordentlichen  Generalversammlungen 
(§  50),  die  Zahl  der  Aktien,  welche  in  den  Generalversammlungen 
Stimmrecht  giebt  (§§  54  und  55),  die  Frist,  in  welcher  neuen  Aktio- 
nären das  Stimmrecht  gewährt  wird  (§  56),  die  Frist,  in  welcher  An- 
träge der  Aktionäre  dem  Vorstande  einzureichen  sind  (§  59),  und 
endlich  die  Ordnung  der  ProtokoUunterzeichnung  in  den  Generalver- 
sammlungen (§  61)  können  auf  Beschlufs  der  Generalversammlung  mit 
Grenehmigung  des  Finanzministers  abgeändert  werden. 

Entscheidung    von    Streitigkeiten    in    Angelegenheiten 

der  Gesellschaft,  Haftung  der  Gesellschaft  und 

Beendigung  ihrer  Thätigkeit 

§  62. 
Sämtliche  Streitigkeiten  in  Angelegenheiten  der  G^ellschaft  zwischen 
Aktionären  und  zwischen  diesen  und  Vorstandsgliedem,  femer  Streitig- 
keiten zwischen  Vorstandsgliedem  und  anderen  von  der  G^ellschaft 
gewählten  Personen,  sowie  Streitigkeiten  der  Gesellschaft  mit  anderen 
Gesellschaften  und  Privatpersonen  werden  entweder  in  der  General- 
versammlung der  Aktionäre,  wenn  beide  Parteien  damit  einverstanden 
sind,  oder  in  allgemeiner  gesetzlicher  Grundlage  entschieden. 
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§  68. 

Die  Haftung  der  GesellBchaft  ist  begrenzt  dnrcb  das  ihr  gehörige, 
bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  und  dnrch  ihre  Kapitalioi; 
jeder  Aktionär  haftet  deshalb  im  Falle  eines  Mifserfolgs  des  Unter- 
nehmens und  bei  Ellagen  gegen  die  Gesellschaft  nur  mit  seiner,  bereitB 
in  deren  Eigentum  gelangten  Einlage  im  Betrage  von  500  Rubeln  fttr 
die  Aktie ;  dartlber  hinaus  kann  er  in  Angelegenheiten  der  Geeellscbaft 
weder  zu  persönlicher  Verantwortung  noch  zu  einer  Zuschurszahlong 
herangezogen  werden. 

§  64. 

Eine  Frist  fllr  das  Bestehen  der  Gesellschaft  ist  nicht  bestimmt 
Sollte  nach  dem  Gang  der  Geschäfte  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
ftir  notwendig  erachtet  werden,  so  wird  ihre  Thätigkeit  auf  Beschlaffl 
der  Generalversammlung  eingestellt  Ergiebt  die  Bilanz  der  Gesellschaft 
einen  Verlust  von  zwei  Fflnfteilen  des  Grundkapitals  und  die  Aktionitre 
ergänzen  dasselbe  innerhalb  eines  Jahres  seit  der  Genehmigung  des 
diesen  Verlust  ergebenden  Rechenschaftaberichts  seitens  der  General- 
Versammlung  nicht,  so  stellt  die  G^ellschaft  ihre  Thätigkeit  ein. 

Anm.  Wflnscht  die  Mehrheit  der  Aktionäre  nach  Verlust  von 
zwei  Fflnftteilen  des  Grundkapitals  dasselbe  zu  ergänzen,  zahlt  jedoch 
ein  Aktionär  im  Laufe  der  in  diesem  Paragraphen  bestimmten  Frist 
die  auf  seine  Aktien  entfallende  Ergänzungssumme  nicht,  so  werden 
seine  Aktien  ftlr  nichtig  erklärt,  es  ergeht  darüber  eine  Publikation 
und  die  Aktien  werden  unter  der  früheren  Nummer  durch  neue  ersetzt, 
welche  vom  Vorstände  durch  einen  örtlichen  Makler  zum  Verkauf  ge- 
bracht werden.  Nachdem  die  durch  den  Verkauf  und  die  Publikation 
entstandenen  Kosten  gedeckt  sind,  wird  der  der  Ergänzungszablung 
entsprechende  Teil  des  Erlöses  zur  Ergänzung  des  Grundkapitals  ver- 
wandt, der  Rest  aber  wird  dem  Besitzer  der  für  nichtig  erklärten 
Aktien  ausgekehrt 

§  65. 

Stellt  die  Gesellschaft  ihre  Thätigkeit  ein,  so  wählt  die  General- 
versammlung der  Aktionäre  aus  ihrer  Mitte  eine  aus  nicht  weniger  ab 
drei  Personen  bestehende  Liquidationskommission  und  bestimmt  die 
Ordnung  für  die  Liquidation.  Die  Liquidationskommission  übernimmt 
die  Geschäfte  des  Vorstandes.  Die  Liquidatoren  berufen  durch  Vor- 
ladungen und  durch  einen  öffentlichen  Aufruf  die  Gläubiger  der  Gresell- 
Schaft,  ergreifen  Mafsr^eln  zu  deren  Befriedigung,  realisieren  das  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  und  treten  mit  dritten  Personen  auf  derjenigen 
Grundlage  und  in  denjenigen  Grenzen  in  Verhandlung,  welche  von  der 
Generalversammlung  gesetzt  werden.  —  Die  zur  Befriedigung  der 
Gläubiger  und  zur  Sicherstellung  der  vollen  Deckung  streitiger  Forde- 
rungen erforderlichen  Summen  werden  von  den  Liquidatoren  oner 
staatlichen  Kreditanstalt  fUr  Rechnung  der  Gläubiger  eingezahlt;  so 
lange  das  nicht  geschehen  ist,  darf  zur  Befriedigung  der  Aktionäre  nach 
Mafsgabe  der  übrigen,  der  Gesellschaft  zur  Verfolgung  stehenden  Mittel 
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nicht  geschritten  werden.  —  Die  Liquidatoren  legen  der  Generalver- 
sammlong  in  den  von  dieser  festgesetzten  Frist  Rechnong  ttber  ihre 
Thätigkeit  und  statten  unabhängig  davon  nach  Beendigong  der  Liqui- 
dation  einen  allgemeinen  Rechenschaftsbericht  ab.  Sind  bei  Beendigung 
der  Liquidation  die  der  Auszahlung  an  die  Literessenten  unterliegenden 
Summen  nicht  sämtlich  zur  Auszahlung  geUingt,  weil  die  Literes^enten 
sich  zum  Empfange  nicht  gemeldet  haben,  so  bestimmt  die  General- 
versammlung, wo  diese  Summen  bis  zur  Auszahlung  in  Verwahrung 
zu  geben  und  wie  nach  Ablauf  der  Verjährungsfirist  mit  ihnen  zu  ver- 
£üiren  sei,  wenn  die  Eigenttlmer  sich  nicht  gemeldet  haben  sollten. 

§  66. 
Sowohl  der  Beginn  der  Liquidation  als  deren  Beendigung  sind 
dem  Finanzminister  mit  Angabe  der  zu  ihrem  Zweck  getroffenen  An- 
ordnungen zur  Anzeige  zu  bringen  und  zwar  ersterer  durch  den  Vor- 
stand, letztere  durch  die  Liquidatoren;  aufserdem  haben  die  zur  Kenntnis- 
nahme der  Aktionäre  und  sämtlicher  an  den  Angelegenheiten  der 
Gresellschaft  interessierten  Personen  erforderlichen  Publikationen  zu  er- 
folgen. 

§  67. 
In  Fällen,  welche  in  diesem  Statut  nicht  vorgesehen  sind,  verfahrt 
die  Gesellschaft  nach   den  f^  Aktiencompagnien   bestehenden  Regeln, 
sowie  nach  den  allgemeinen  Gesetzen,  sowohl  den  bereits  bestehenden, 
als  denjenigen,  welche  in  der  Folge  gegeben  werden  sollten. 

IL    Zulafshedingunqen 

fm   den    Geschäftsbetrieb   der  unter  der  Benennung:    „Anonyme 

Schiffswerften-  tmd  Schmelzhüttengesellschaft  zu  NiJcolajew  (Rufs- 

landy  bestehenden  belgischen  Aktiengesellschaft  in  Buf stand. 

(Allerhöchst  bestätigt  zu  Iljinskoje  am  14.  Juni  1896^^).) 

§  1. 
Die  unter  obiger  Benennung  bestehende  belgische  Gesellschaft  er- 
ö£(net  ihre  Thätigkeit  im  russischen  Reich  zum  Zwecke  der  Errichtung 
von  Schifiswerften  im  Nikolajewschen  Hafen,  sowie  zum  Zwecke  der 
Errichtung  und  des  Betriebes  von  mechanischen  Werkstätten,  Giefse- 
reien  und  Schmelzhütten  in  Nikolajew  und  anderen  Orten. 

§2. 
Die    Gesellschaft    unterwirft   sich    den    in    Rufsland    bestehenden 
Gesetzen  und  Verordnungen,    welche  den  Gegenstand  ihrer  Thätigkeit 
betreffen,  femer  den  Gesetzesbestimmungen,  welche  tlber  die  von  Aktien- 
gesellschaften zu  erhebenden  Steuern  und  Abgaben  bestehen  (Sammlang 


14)  Übersetzt  aus  der  Sammlung  der  Gesetze  and  Verordnungen  der 
Staatsregiorong.  Publikation  des  dingierenden  Senats  vom  27.  September 
1896  N.  113  Art.  1283. 
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der  Reichsgeeetze  Bd.  V:   Gesetz  über  die  direkten  Steaem,   AnagAbe 
▼on  1898),  endlich  den  in  der  Folge  noch  za  erlassenden  GhsetMo. 

§  3. 
Der  Erwerb  von  unbeweglichem  Vermögen  in  RnfsLind  ssn  Eigeo- 
tum  oder  zu  zeitweiligem  Besitz  und  zur  Nutzung  erfolgt  seitens  der 
Gesellschaft  in  Grundlage  der  allgemein  im  Reich  bestehenden  Gesetze, 
insbesondere  des  Allerhöchsten  Namentlichen  Ukases  vom  14.  MJln 
1887  ^^)  und  femer  ausschließlich  zum  Zwecke  des  Untemehmeos, 
nachdem  die  örtliche  Gouvemementsobrigkeit  sich  vorher  von  der  Not* 
wendigkeit  dieses  Erwerbes  tiberzeugt  hat 

§  4- 
Das  der  Gesellschaft  in  den  Grenzen  des  Reichs  gehörige,  beweg- 
liche und  unbewegliche  Vermögen  und  aUe  zu  seinen  Gunsten  in 
Rufsland  erfolgenden  Zahlungen  sind  zur  vorzugsweisen  Befriedigung 
derjenigen  Forderungen  zu  verwenden,  welche  aus  den  Operationen  der 
Gesellschaft  in  Rufsland  gegen  sie  entstanden  sind. 

§  5- 
Zur  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  ist  in  Rnfs- 
land    eine    besondere   verantwortliche    Agentur    zu    erriehten.      Diese 
Agentur  ist  seitens   der  Gesellschaft  mit    ausreichender  Vollmacht  la 
versehen  und  zwar: 

1.  zu  einer  die  GeseUschaft  in  ihren  sämtlichen  Angelegenheiten 
verpflichtenden  ThKtigkeit  Dabei  mufs  die  Agentur  das  Recht  tind 
die  Pflicht  haben,  die  Gesellschaft  als  solche  in  allen  ihren,  in  Rnb- 
land  entstehenden  gerichtlichen  Angelegenheiten  zu  vertreten; 

2.  insbesondere  zu  unweigerlicher  und  selbständiger  Entschttdnng 
in  allen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  in  welchen  gegen  sie  Forde- 
rungen erhoben  werden  könnten,  sei  es  vom  Staat  oder  von  Privat- 
personen und  zwar  sowohl  von  dritten  Personen  als  von  Beamten  der 
Gesellschaft  und  von  ihren  Arbeitern.  —  Die  Gesellschaft  hat  den  Ort 
der  Errichtung  ihrer  Agentur  den  Ministerien  der  Finanzen,  der  Land- 
wirtschaft und  der  Reichsdomttnen,  dem  Marineministerium ,  sovrie  der 
der  Belegenheit  der  Grundstücke  der  Gresellschaft  entsprechenden  Goa- 
vemementsverwaltung  anzuzeigen  und  diesen  Ort  bei  Beobachtung  der 
bestehenden  Regeln  durch  Publikationen  im  Regierungsanzeiger,  im 
„Anzeiger  für  Finanzen,  Gewerbe  und  Handel **,  in  den  Anzeigern 
beider  Residenzen  und  in  den  örtlichen  Gouvemementsanzeigem  zu  all- 
gemeiner Kenntnis  zu  bringen. 

§  6. 
Entsprechend  dem  Art  417  des  Gesetzes  über  die  direkten  Steaen 
(Sammlung  der  Reichsgesetze  Bd.  V,   Ausgabe   von  1898)   ist  die  ftr 
die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  in  Rufsland  ve^ 
antwortliche  Agentur  verpflichtet: 


15)  Anm.  d.  Ü.    S.  die  Anmerkung  S.  899. 
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1.  nicht  allein  den  allgemeinen  Jahresrechenschafbebericht  der 
GesellBchaft  and  deren  gesamte  Bilanz  bezüglich  aller  ihrer  Opera- 
tionen, sondern  auch  einen  speciellen  Jahresbericht  tiber  ihre  Opera- 
tionen in  Rnfsland  nnd  deren  Bilanz  innerhalb  eines  Monats  seit  der 
Genehmigong  des  Jahresrechenschaftsberichts  durch  die  Qeneralver- 
sammlong  in  je  drei  Exemplaren  den  Ministerien  der  Finanzen,  der 
Landwirtschaft  und  der  Reichsdomänen,  sowie  dem  Marineministerinm 
und  der  Gouvemementssteuerbehörde  desjenigen  Gouvernements  einzu- 
reichen, wo  die  Agentur  sich  befindet,  und  die  Berichte  und  Bilanzen 
durch  Publikation  in  den  im  §  5  angeführten  öffentlichen  Blättern  zu 
allgemeiner  Kenntnis  zu  bringen.  —  Im  speciellen  Rechenschaftsbericht 
sind  der  Bruttogewinn,  die  Ausgaben  und  der  Reingewinn  aus  dem 
Berichtsjahr,  sowie  seine  Verteilung  und  der  Betrag  der  auf  die  Aktie 
entfallenden  Dividende  gesondert  anzuführen; 

2.  der  Gouvemementssteuerbehörde  etwa  erforderliche  Ergänzungen 
und  Erläuterungen  zu  den  überreichten  Rechenschaftsberichten  und  Bi- 
lanzen zu  geben,  wobei  die  Agentur  für  die  Erftülung  der  in  diesem 
Paragraphen  angeführten  Forderungen  in  Grundlage  des  Art  436  des 
Greeetses  über  die  direkten  Steuern  verantwortlich  ist^*). 

§7. 
Zeit  und  Ort  der  Generalversammlung  der  Aktionäre  sind  min- 
destens einen  Monat  vorher  durch  Publikation  in  den  in  §  5  bezeich- 
neten Öffentiichen  Blättern  bekannt  zu  machen.  In  der  Publikation 
sind  diejenigen  Gegenstände  anzugeben,  welche  der  Prüfung  der  General- 
versammlung unterliegen  werden,  und  dasjenige  Bankinstitut  in  Rufs- 
land  zu  bezeichnen,  dem  die  Aktien  der  G^esellschaft  zur  Erlangung 
des  Rechts  auf  Teilnahme  an  der  Greneralversammlung  vorzustellen  sind« 

§  8. 
Sollten   in   den    die  Operationen  der   Gesellschaft  im  Reiche   be- 
treffenden Angelegenheiten  zwischen  dieser,  Behörden  und  Privatpersonen 
Streitigkeiten  entstehen,   so  sind  sie  in  Grundlage  der  in  Rufsland  be- 
stehenden Gesetze  und   in  russischen  Gerichtsbehörden   zu  entscheiden« 

§  9- 
Die  Thätigkeit  der  Gesellschaft  in  Rufsland  ist  ausschliefslich  durch 
ihren,  in  §  1  dieser  Bedingungen  bezeichneten  Zweck  begrenzt;  will 
die  Gesellschaft  sich  jedoch  mit  anderen  ähnlichen  GeseUschafien  oder 
Unternehmungen  vereinigen  oder  will  sie  Änderungen  und  Ergänzungen 
ihres  Statuts  vornehmen,  so  hat  sie  hierzu  vorher  eine  Entscheidung 
der  Ministerien  der  Finanzen,  der  Landwirtschaft,  der  Reichsdomänen 
und  der  Marine  herbeizuftlhren.  —  Von  einer  etwaigen  Liquidation 
bat  die  Gesellschaft  dieselben  Ministerien  zu  benachrichtigen. 


16)  Anm.  d.  Ü.    S.  die  Anmerkung  S.  409. 
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§  10. 
Die  russische  Staatsregienmg   behält  sich  das  Recht  vor,   die  der 
Gesellschaft  zu   ihren   Operationen   in  RafsUnd    erteilte  Grenehmignng 
nach   ihrem   Ermessen  jederzeit  zurückzunehmen   und   die  Einsteliiing 
dieser  Operationen  ohne  Angabe  von  Gründen  zu  fordern. 


Nachtrag^. 

In  der  Gesetzsammlung  ist  unter  dem  27.  Mai  1897  ein  Aller- 
höchst bestätigter  Beschlufs  des  Ministerkomitees  vom  15.  Februar  1897 
veröffentlicht  worden,  demzufolge  einzelne  Angelegenheiten,  die  bisher 
der  Zuständigkeit  dieses  Komitees  unterlagen,  in  Zukunft  von  des 
Ministern  und  den  Chefii  der  Hauptverwaltungen  selbständig  zu  ent- 
scheiden sind. 

Das  diesem  Beschlufs  beigef)igte  Verzeichnis  betrifil  das  Aktiemtcht 
in  folgenden  Punkten: 

1.  Die  Verlängerung  der  für  den  Eingang  des  Grundkapitals 
der  Aktiencompagnien  bestimmten  Fristen  (Art  2158  und  2154  Bd.  X 
Tl.  1  der  Reichsgesetze  und  Allerhöchst  bestätigter  Beschlufs  des 
Ministerkomitees  vom  28.  Mai  1898). 

2.  Die  Ebrhöhung  des  Grundkapitals  von  Aktiencompagnien  auf 
einen,  die  erste  Emission  nicht  übersteigenden  Gesamtbetrag  fOr  die- 
jenigen Korporationen  und  Gesellschaften,  in  deren  Statut  die  Be- 
stimmung über  diesen  Gegenstand  der  selbständigen  Ekitscheidung  ^ 
Minister  und  Chefs  der  Hauptverwaltungen  nicht  schon  überlassen  ist 
(Art.  2139  und  2158  Bd.  X  TL  1  der  Reichsgesetze). 

8.  Die  Entscheidung  über  die  Aufnahme  oder  den  Ausschlnfs 
einer  Statutenbestimmung,  wonach  Aktien-  und  Anteilsinhaber,  die 
ihre  Aktien  oder  Anteile  verkaufen  woUen,  unter  den  übrigen  Aktio- 
nären oder  Anteilsinhabem  aber  keine  Abnehmer  finden,  verpflicbtet 
sind,  den  Vorstand  der  Gesellschaft  hiervon  in  Kenntnis  zu  setien, 
dabei  jedoch  nicht  das  Recht  haben,  ihre  Aktien  oder  Anteile  vor 
Ablauf  einer  bestimmten  Frist  an  dritte  Personen  zu  veräufsem  (Art 
2158  Bd.  X  Tl.  1  der  Reichsgesetze). 

4.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  die  statutenmäfsig  bestimmte 
Volleinzahlung  der  Aktien  oder  Anteile  durch  Ratenzahlungen  za  et- 
setzen  sei,  wobei  jedoch  die  erste  Einzahlung  auf  die  Aktien  oder 
Anteile  nicht  weniger  als  40  ^/o  ihres  Nominalwerts  betragen  darf 
(Art  2158,  2161,  2162  Bd.  X  Tl.  1  der  Reichsgesetze). 


Dr.  Fuld  in  Mainz,  Die  Änderung  des  Internationalen  Litterataryertrags.  419 


Die  Änderung  des  Internationalen  Litteraturvertrags. 

Von  BechtBanwalt  Dr.  FmM  in  Mainz. 

In  dem  Schlarsprotokoll  des  Internationalen  Litterataryertrags  vom 
8.  September  1896  ist  vereinbart  worden,  dafs  derselbe  im  Laufe  von 
vier  bis  sechs  Jahren  zum  Zwecke  seiner  Revision  den  Beratangen 
einer  Konferenz  von  Vertretern  der  Staaten  unterworfen  werdtftu  soll, 
welche  ihn  unterzeichnet  haben;  die  nähere  Bestimmung  des  Zeit« 
punktes  des  Zusammentritts  der  Revisionskouferenz  behielt  das  Protokoll 
der  französischen  Regierung  vor,  welche  sich  dieserhalb  vorher  mit 
dem  Internationalen  Bureau  in  Bern  ins  Einvernehmen  zu  setzen  habe« 
Diese  Frist  für  die  Vornahme  der  Revision  wurde  jedoch  nicht  ein- 
gehalten, erst  ein  Jahrzehnt  nach  der  Unterzeichnung  des  Vertrags 
traten  in  Paris  die  Vertreter  der  betrefiPenden  Staaten  zu  einer  Kon- 
ferenz zusammen,  welche  vom  15.  April  bis  zum  1.  Mai  1896  dauerte 
und  deren  Hauptergebnis  in  der  Annahme  eines  Zusatzvertrags  bestand, 
welcher  die  Art  2,  8,  5,  7,  12  und  20  des  Grundvertrags  abänderte; 
aufserdem  hat  man  sich  über  einige  Auslegungen  der  Nr.  1  und  4  des 
Schlufsprotokolls  geeinigt  Wie  aus  der  folgenden  Darlegung  ersichtlich 
werden  wird,  handelte  es  sich  bei  den  Beratungen  der  Revisionskou- 
ferenz nicht  um  einschneidende  und  systematische,  das  Wesen  dee 
Grundvertrags  berührende  Modifikationen,  sondern  lediglich  um  Ver- 
besserungen einzelner  Vorschriften,  die  in  der  Praxis  zu  mehr  oder 
minder  unbefriedigenden  Konsequenzen  geftlhrt  hatten;  eine  Revision 
in  grofsem  Stile,  welche  sich  auf  die  Haupt-  und  Grundbestimmungen 
erstreckt  hätte,  konnte  nicht  in  Frage  kommen,  weil  hierdurch  der 
Bestand  der  durch  den  Vertrag  b^^ndeten  Union  in  Frage  wäre 
gestellt  worden.  Kurz  vor  dem  Zusammentritt  der  Konferenz  hatte  Nor- 
wegen seinen  Beitritt  zu  der  Union  erklärt,  den  18.  April  1896,  und 
zu  diesem  Behufe  seine  Gesetzgebung  über  das  Urheberrecht  vorher 
neu  geordnet;  da  dieser  Staat  nicht  gewillt  gewesen  wäre,  das  kaum 
in  Kraft  getretene  Gesetz  alsbald  einer  Abänderung  zu  unterwerfen, 
so  wäre  der  Austritt  desselben  aus  dem  Verbände  mit  Sicherheit  zu 
erwarten  gewesen,  auch  bezüglich  anderer  Staaten  würde  hiermit  zu 
rechnen  gewesen  sein;  dies  mufste  jedoch  unter  allen  Umständen  ver- 
mieden werden,  da  die  bei  der  Errichtung  des  Verbandes  als  mafs- 
gebend  betrachteten  Ziele  nur  dann  erreicht  werden  können,  wenn  sich 
sämtliche  an  dem  litterarischen  Verkehr  beteiligte  Staaten  demselben 
anschliefsen;  Selbstbeschränkung  war  also  unbedingt  geboten  unter 
Zurückstellung  von  weitergehenden  an  sich  berechtigten  Wünschen  und 
über  die  Notwendigkeit  dieses  Verhaltens  waren  sämtliche  Staaten  einig. 
Die  Beschlüsse  der  Konferenz  haben  die  verßtssnngsmäfsig  erforderliche 
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ZoBtimmung  des  Bundesrats   und  Reichstags  gefunden  und  damit  auch 
für  Deutschland  gesetzliche  Kraft  erlangt. 

Art  2  des  Vertrags  hat  der  Ptazis  nach  mehreren  Richtungea 
hin  zu  Zweifeln  Anlafs  gegeben;  nach  Abs.  1  desselben  geniefsen  die 
einem  der  Verbandslfinder  angehörigen  Urheber  oder  ihre  Rechtsnach- 
folger in  den  übrigen  LHndem  für  ihre  Werke  und  zwar  sowohl  fär 
die  in  einem  der  Verbandsstaaten  ▼erOffentlichten  als  auch  für  die- 
jenigen überhaupt  noch  nicht  veröffentlichten  Rechte ,  welche  die  be- 
treffenden Gesetze  den  inländischen  Urhebern  einräumen  oder  spSter 
einräumen  werden.  Der  Wortlaut  dieser  Bestimmung  liefs  es  fraglich, 
ob  hierbei  nur  solche  Werke  in  Betracht  gezogen  worden  sind,  deren 
erste  Veröfientlichung  in  einem  Verbandslande  erfolgte  oder  ob  der 
Schutz  auch  denjenigen  gewährt  werden  soll,  welche  zunächst  aa^Be^ 
halb  des  Verbandes,  späterhin  aber  in  einem  Verbandslande  veröfieot- 
licht  worden  sind?  Dem  Zwecke  des  Vertrags  entsprach  wohl  Ton 
Anfiing  an  die  Auslegung  im  Sinne  der  ersteren  Alternative  und  die 
neuerliche  Fassung  bringt  dies  auch  in  zweifelfreier  Weise  zum  Aus- 
druck; nur  die  zuerst,  d.  h.  zum  erstenmal  innerhalb  des  Verbandes, 
veröffentlichten  Werke  stehen  den  nicht  veröfientlichten  gleich;  hier- 
durch wird  indirekt  der  Verlagsbuchhandel  innerhalb  des  Verbandes 
begünstigt,  was  nur  als  angemessen  bezeichnet  werden  kann.  Der 
nach  dem  Tode  des  Urhebers  veröfientlichten  Werke  hat  Art  2  ttbe^ 
haupt  nicht  Erwähnung  gethan,  während  doch  in  der  internen  Urhebe^ 
rechtsgesetzgebung  dieselben  den  bei  Lebzeiten  des  Urhebers  veröffent- 
lichten in  Ansehung  des  Schutzes  durchaus  gleichgestellt  sind.  Es  miilfl 
dahingestellt  bleiben,  ob  diese  Gleichstellung  sich  nicht  schon  ans  dem 
Inhalte  der  bisherigen  Fassung  des  Artikels  ungeachtet  des  Mangels 
einer  ausdrilcklichen  Vorschrift  ergab,  die  neue  Redaktion  erklärt,  da& 
unter  den  durch  die  Verträge  geschützten  Werken  die  nach  dem  Tode 
des  Urhebers  veröffentlichten  mit  einbegriffen  sind. 

Bedeutsamer  als  diese  Modifikation  ist  die  Änderung,  welche 
Art  3  erfahren  hat;  inhaltlich  desselben  sollen  die  Bestinurangen 
des  Vertrags  Anwendung  finden  auch  auf  die  Verleger  von  solchen 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst,  welche  in  einem  Verbands- 
lande veröffentlicht  sind,  deren  Urheber  jedoch  einem  Nichtver- 
bandsknde  angehört.  Bei  Vereinbarung  dieser  etwas  eigentflm- 
lichen  Vorschrift,  welche  an  Stelle  des  Urhebers  ohne  weiteres  den 
Verlier  setzte,  hatte  man  sich  von  der  Hoffnung  leiten  lassen, 
dafs  durch  diese  den  Verlegern  der  Verbandsländer  gewährte  Pttmief 
die  Beitrittserklärungen  der  Staaten,  welche  sich  im  Jahre  1886  dem 
Verbände  noch  fem  hielten,  befördert  werden  würden.  Dafs  diese 
Rechnung  eine  irrige  war,  haben  die  seit  1886  gemachten  Erfiihmngea 
dargethan;  die  Zahl  der  Staaten,  welche  sich  seitdem  dem  Verbände 
anschlössen,  ist  eine  überaus  geringe  und  schwerlich  dürfte  sich  be- 
haupten lassen,  dafs  für  die  Beitretenden  die  in  Rede  stehende,  mit 
dem  Urheberrecht  kaum  in  Einklang  zu  bringende  Bestimmung  dss 
mafsgebende  Motiv  bei  ihrer  bezüglichen  Entschliefsung  bildete.    WSre 
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dem  aber  auch  anders  gewesen,  hätte  in  der  That  diese  Vorscbrift  die 
Yon  ihr  erwartete  Wirkung  gehabt,  so  wtlrde  sich  trotzdem  ihre 
fernere  Anirechthaltang  nicht  rechtfertigen  lassen,  weil  sie  in  Wider- 
spruch mit  den  das  Urheberrecht  beherrschenden  Grundgedanken  steht 
und  sich  nicht  einmal  ausreichende  Billigkeitserwllgungen  zu  ihren 
Gunsten  in  als  genügend  anzusehendem  Mafse  geltend  machen  lassen. 
Die  neue  Redaktion  beseitigt  das  Sonderrecht  des  Verlegers;  sie  giebt 
dem  Urheber  eines  Werks,  der  einem  Staate  angehört,  welcher  kein 
Mitglied  des  Verbandes*  ist,  alle  in  dem  ursprünglichen  Vertrag  und 
dem  Zusatzvertrag  enthaltenen  Rechte,  wenn  er  innerhalb  des  Verbands- 
gebietes ein  litterarisches  oder  ktlnstlerisches  Werk  zum  erstenmal  ver- 
öffentlicht hat. 

Noch  weit  bedeutungsvoller  ist  die  Abänderung  des  Art  5, 
welcher  sich  mit  dem  Übersetzungsrechte  befiedst;  es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dafs  die  Stellung  des  Bemer  Vertiiigs  zu  dieser  Frage 
keine  den  vorhandenen  Bedürfnissen  entsprechende  war,  derselbe  ge- 
währte  emen  Schutz  g<^en  Übersetzungen  nur  für  die  Dauer  von  zehn 
Jahren  seit  der  Veröffentlichung  des  Originalwerks;  in  der  Doktrin 
des  Urheberrechts  wird  die  weitestgehende  Assimilierung  von  Nach- 
druckschntz  und  Übersetzungschutz  mit  vollem  Rechte  als  das  System 
bezeichnet,  das  allein  dem  Rechte  des  Urhebers  voll  und  ganz  Rech- 
nung trägt;  die  Übersetzung  verletzt  die  Rechte  des  Urhebers  nicht 
minder  wie  der  Nachdruck,  sie  bedeutet  sowohl  von  dem  Standpunkte 
der  materiellen  als  auch  unter  dem  Gesichtspunkte  der  idealen  Inter- 
essen eine  Mifsachtung  seiner  ausschliefslichen  Besitz-  und  Verwertungs- 
befugnis in  Ansehung  der  Eigebnisse  seiner  geistigen  Arbeit,  und  der 
Gesetzgeber,  welcher  nicht  gegen  die  Übersetzung  dieselben  Rechts- 
behelfe gewkhrt,  wie  gegen  den  Nachdruck,  entfernt  sich  dieserhalb 
von  dem  Ziele,  das  ihm  bei  Regelung  dieser  Materie  vorschweben  mufs, 
um  so  weiter,  je  mehr^er  sich  bestrebt,  zwischen  diesem  und  jener 
Unterscheidungen  aufzusteUen,  die  sich  nicht  durch  sachliche  Erwägungen, 
sondern  im  besten  Falle  nur  durch  die  langjährige  Tradition  recht- 
fertigen lassen.  Die  gründliche  Modifikation  des  Art  5  des  Vertrags 
ist  darum  auch  seit  seinem  Inkrafttreten  allseits  gefordert  worden.  Die 
Konferenz  einigte  sich  über  eine  Bestimmung,  welche  zwar  immer  noch 
nicht  auf  dem  Standpunkte  der  vollständigen  Assimilierung  von  Über- 
setzung und  Nachdruck  steht,  jedoch  demselben  sehr  nahe  kommt;  die 
Urheber,  welche  einem  Verbandsstaate  angehören,  haben  in  allen 
übrigen  Ländern  für  die  volle  Dauer  des  Schutzes  des  Originalwerks 
das  aussehliefsliche  Recht  der  Übersetzung  desselben,  sowie  die  unein- 
geschränkte Befugnis  eine  Übersetzung  zu  genehmigen;  jedoch  erlischt 
dieses  aussehliefsliche  Recht,  wenn  der  Urheber  nicht  binnen  zehn 
Jahren  seit  der  erstmaligen  Veröffentlichung  des  Originals  eine  Über- 
setzung in  derjenigen  Sprache  anfertigt  oder  anfertigen  läfst,  für  welche 
der  Schutz  verlangt  wird.  Die  beschränkende  Bedingung,  an  welche 
hier  der  Schutz  gegen  Übersetzung  geknüpft  wird,  ist  praktisch  nicht 
von  sehr   grofser  Bedeutung;   unterläfst  der  Urheber  eines  Werks  die 
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Übersetzung  desselben  während  eines  Jahrzehnts  and  ontemimmt  er 
anch  im  Laufe  dieser  Zeit  keine  Schritte,  damit  dasselbe  mit  seiner 
Genehmigung  von  anderer  Seite  übersetzt  wird,  so  erscheint  d^  Schlafs 
berechtigt,  dafs  von  ihm  auf  die  Übersetzung  ttberfaaupt  kein  Wert 
gelegt  werde  uad  es  läfst  sich  dann  die  Freigabe  der  Übersetzong 
immerhin  mit  beachtenswerten  Gründen  verteidigen.  Es  ist  von  grofser 
Wichtigkeit  zu  konstatieren,  dafs  auf  der  Konferenz  bei  den  Vertretern 
verschiedener  Staaten  die  Neigung  bestand,  noch  weiter  zu  gehen  and 
eine  vollständige  Gleichstellung  zwischen  Überetzung  und  Nachdrack 
herzustellen;  die  Staaten,  welche  sich  im  Sinne  dieser  Bestrebung  aas- 
sprachen, waren  Deutschland,  Frankreich,  die  Schweiz  und  Bdgien. 
Einen  Erfolg  hatten  ihre  Anregungen  nicht  und  konnten  sie  nicht 
haben,  weil  die  englische  Regierung,  welche  die  Frage  erst  vor  wenigen 
Jahren  im  Sinne  der  neuen  Redaktion  des  Art  5  durch  ein  Sonder- 
gesetz geregelt  hatte,  gegen  weitergehende  Beschlüsse  Widersprach 
erhob,  eine  Majorisierung  derselben  aber  ohne  Zweifel  den  Austritt 
Englands  aus  der  Union  zur  Folge  gehabt  haben  würde.  Die  Bereit- 
willigkeit der  deutschen  Regierung  zu  einem  noch  über  den  Inhalt  der 
neuen  Fassung  hinausgehenden  Schutz  gegen  Übersetzung  darf  wohl 
als  Beweis  daftlr  angesehen  werden,  dafs  der  hISchst  unbefiriedigeiide 
Zustand  des  deutschen  Rechts  in  dieser  Hinsicht,  welcher  in  der  Dok- 
trin längst  allgemein  anerkannt  ist,  auch  seitens  der  offiziellen  Kreise 
nicht  mehr  verkannt  wird.  Die  Revision  des  deutschen  Urheberrechts- 
gesetzes, welche  grundsätzlich  bekanntlich  beschlossen  ist,  erweist  sich 
als  ein  besonders  dringendes  Bedtlrfnis  in  Ansehung  des  Schutzes  gegen 
Übersetzung;  die  Einschränkungen,  durch  welche  nach  dem  geltenden 
Recht  derselbe  durchlöchert  wird,  sind  so  bedeatend,  dafs  die  deutsche 
Gesetzgebung  zu  denjenigen  zu  zählen  ist,  in  wdchen  diese  in  dem 
heutigen  litterarischen  Verkehr  so  überaus  bedeutungsvolle  Frage  mit 
die  am  wenigsten  befriedigende  Ordnung  erhaUen  hat 

Art  7  des  Vertrags  hat  ebenfiiUs  zu  berechtigten  Aasstellungen 
Anlafs  gegeben,  derselbe  bezieht  sich  auf  das  Stiefkind  der  Urheber- 
rechtsgesetzgebung, den  Schutz  der  in  Zeitungen  und  Zeitschriften  ver- 
OfFentUchten  Schriftwerke;  der  Vertrag  von  1886  gab  den  Nachdrack 
aller  in  einer  Zeitung  oder  Zeitschrift  veröffentlichten  Artikel  ohne 
Unterscheidang  ihres  Inhaltes  frei,  sofern  nicht  das  Nachdracksverbot 
bei  der  Veröffentlichung  ausdrücklich  ausgesprochen  ist;  das  Gleiche 
gilt  bezüglich  der  Übersetzung;  als  unstatthaft  wird  das  Nachdracks- 
verbot bezeichnet  bei  Artikeln  politischen  Inhaltes,  bei  Tagesneuigkeüen 
und  vermischten  Nachrichten.  Durch  diese  Fassung  wird  den  novelli- 
stischen Erzeugnissen  wie  auch  den  Artikeln  wissenschaftlichen  Inhaltes, 
welche  sowohl  in  der  internen  Gesetzgebung  wie  auch  in  zahlreiehen 
Sonderverträgen  verschiedener  Staaten  besonders  hervorgehoben  and 
den  in  Buchform  veröffentlichten  Schriftwerken  gleichgestellt  werden, 
der  Nachdruckschutz  nur  unter  der  Voraussetzung  erteilt,  dafh  in  on- 
zweideutigen  Worten  der  Nachdruck  untersagt  ist  Es  bedarf  nicht 
erst   einer    längeren   Auslassung,    um    die  Behauptung  als  vollständig 
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gerechtfertigt  erscheinen  za  lassen,  dafs  diese  Regelung  eine  dorchaus 
unangemessene  ist;  eine  Unterscheidang  zwischen  den  in  Buchform 
veröffentlichten  Schriftwerken  und  den  in  periodisch  erscheinenden  Zeit- 
schriften und  Zeitungen  zum  Abdruck  gelangenden  bezüglich  ihrer 
Schutzwttrdigkeit  kann  mit  nicbten  als  berechtigt  anerkannt  werden; 
jeder  geistigen  Arbeit,  welche  als  Schriftwerk  zu  charakterisieren  ist, 
gebührt  der  Schutz  gegen  Nachdruck,  auf  die  Erscheinungsform  der- 
selben kommt  es  mit  nicbten  an.  Hält  man  diesen  Satz  fest,  so  ergiebt 
sich,  dafs  die  stiefmütterliche  Behandlung  des  Urheberrechts  an  den  in 
der  periodischen  Presse  zum  Abdruck  gelangenden  Werken  mit  den 
grundsätzlichen  Anschauungen,  welche  die  moderne  Gesetzgebung  in 
dieser  Materie  beherrschen,  in  Widerspruch  steht  und  in  ihr  nur  ein 
Überbleibsel  aus  den  Zeiten  erblickt  werden  kann,  in  welchen  der 
Schutz  gegen  Nachdruck  noch  den  Charakter  des  Privilegienschutzes 
hatte ;  es  ergiebt  sich  des  weitem,  dafs  die  ausnahmslose  Ausschliefsnng 
aller  politischen  Artikel  von  dem  Schutze,  die  so  weit  geht,  dafs  die- 
selben nicht  einmal  mit  dem  ausdrücklichen  Nachdrucksverbot  versehen 
werden  können,  mit  dem  geläuterten  Rechtsbewufstsein  unserer  Zeit 
ebenfidb  nicht  mehr  in  Einklang  steht  Die  neue  Redaktion  hebt  zu- 
nächst die  novellistischen  Erzeugnisse  hervor  (romans-feuiUetons);  die- 
selben haben  schlechthin  auf  den  Schutz  Anspruch,  ohne  dafs  es  des 
Nachdrucks-  bezw.  des  Übersetzungsverbots  bedarf;  in  Ansehung  der 
übrigen  Artikel  mit  Ausnahme  der  politischen,  der  Tagesneuigkeiten 
und  der  vermischten  Nachrichten  bleibt  es  zwar  insofern  bei  den  Be- 
stimmungen des  bisherigen  Rechts,  als  sie  nur  dann  gegen  unerlaubte 
Aneignung  geschützt  sind,  wenn  die  Wiedergabe  ausdrücklich  untersagt 
ist,  jedoch  enthält  der  Zusatzvertrag  insofern  eine  praktisch  nicht  un- 
bedeutsame Verbesserung,  als  der  Wiederabdruck  unter  allen  Umständen 
nur  dann  gestattet  wird,  wenn  gleichzeitig  die  Quellenangabe  erfolgte 
Die  obligatorische  Quellenangabe  ist  eigentlich  eine  selbstverständliche 
Anstandspflicht ,  in  der  französischen  Rechtssprache  gebraucht  man  den 
Ausdruck  moralische  Pflicht,  und  es  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen 
werden,  dafs  es  ein  Mangel  der  deutschen  Gesetzgebung  ist,  dafs  die- 
selbe noch  einer  ähnlichen  Vorschrift  entbehrt;  ftlr  den  Urheber  nicht 
minder  wie  für  den  Verleger  ist  es  regelmäfsig  von  erheblichem  Wert, 
dafs  dem  Leser  nicht  vorenthalten  bleibt,  ob  der  betreffende  Aufeatz 
für  ein  anderes  Blatt  geliefert  wurde  oder  ob  es  sich  um  eine  Original- 
arbeit handelt,  um  so  mehr  sollte  hierauf  Wert  gelegt  werden,  als  es 
für  die  Konkurrenzfähigkeit  einer  Zeitung  und  einer  Zeitschrift  keines- 
wegs bedeutungslos  erscheint,  ob  dieselbe  mit  Originalbeiträgen  aus- 
gestattet ist  oder  nicht;  besteht  doch  kein  Zweifel,  dafs  unrichtige  An- 
gaben bezüglich  dieses  Punktes  unter  Umständen  zu  einer  Verfolgung 
nach  §  1  bezw.  §  4  des  Gesetzes  über  den  unlauteren  Wettbewerb 
vom  27.  Mai  1896  Anlafs  geben  können,  wie  ja  auch  seitens  der 
französischen  Doktrin  und  Praxis  anerkannt  wird,  dafs  fäbchliche  Be- 
rtthmung  der  Mitarbeiterschaft  von  bekannten  Autoren ,  unwahre  An- 
gaben über  Originalbeiträge  als  Akte  der  concurrence  ädloyäle  anzusehen 


424  Rechtsanwalt  Dr.  Fuld  in  Mainz, 

sind.     Mit  Bücksicht  hierauf  darf  in  der  Vorschrift  dw  obh'gatoziachen 
Quellenangabe   ein  erfreulicher  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Urheberrechts  erblickt  werden  und  es  ist  nur  zu  bedauern, 
dafs  dieselbe  sich  nicht  auch  auf  politische  Artikel  bezieht     Die  toU- 
stftndige  Freigabe   der  vermischten  Nachrichten   und  Tagesneuigkeiten 
mag  immerhin  auch   heute  noch   mit  guten  Gründen  sich  rechtfertigen 
lassen,  was  aber  die  politischen  Artikel  betri£ft,  so  ist  nicht  einzusehen, 
weshalb  es  dem  Verfasser  derselben  nicht  gestattet  sein  soll,  sich  durch 
ein  ausdrückliches  Nachdrucksverbot  die  ausschliefsliche  Verftigung  dar- 
über vorzubehalten!     Allerdings  ist  ja  nicht  zu  bestreiten,  dafs  sowohl 
die  Landesgesetze  über   das  Urheberrecht   als  auch  die  Sondervertrilge 
über  den  gegenseitigen  Urheberschutz,  welche  über  den  Bemer  Vertrag 
noch  hinausgehen,  in  Ansehung  dieses  Punktes  auf  dem  gleichen  Stand- 
punkte stehen  wie  letzterer,   allein   das   beweist  für  die  grundsätzliche 
Bichtigkeit  desselben  mit  nichten  etwas,  sondern  nur  der  Schluis  kann 
aus    dieser  Thatsache   gezogen  werden,    dafs    die  Bechtsentwickelung 
einerseits  hinter  den  Bedürfnissen  des  Bechtslebens  zurückgeblieben  ist, 
anderseits  noch  nicht  vermochte,  die  volle  Konsequenz  aus  dem  an  und 
für  sich  als  richtig  anerkannten  Gedanken   zu  ziehen,  dafs  sie  noch 
unter  dem  Banne   einer   Überlieferung  steht,    die  nicht  als  inn^lich 
berechtigt   erscheinen    kann.      Die    bedingungslose   Assimilierung    der 
Artikel  politischen  Inhaltes  mit  Aufsätzen  Über  Kunst  und  Wissenschaft 
würde  sich  gewils  nicht  empfehlen;   es  giebt  unter  enteren  zahlreiche^ 
vielleicht  ist  es  sogar  die  bei  weitem  grölsere  Anzahl  ^  welche  nur  für 
den  Augenblick,   für  ein  gerade  aktuelles  politisches  Voikommnis  ver- 
&fst  und  veröffentlicht  werden  und  in  Ansehung  welcher  der  Ver&sser 
selbst  nur  das  Interesse  an  möglichst  weiter  Verbreitung  besitzt;  ander- 
seits giebt  es  aber  auch  Artikel,    denen  eine  dauernde  Bedeutung  bei- 
wohnt;  auch   diese  freizugeben  kann  nicht  als  gerechtfertigt  erachtet 
werden;   die  mindeste  Forderung  wäre  noch  die,    dafs  dem  Verfiuser 
das  Becht  erteilt  wird,  sich  durch  ein  Nachdrucksverbot  gegen  die  un- 
genehmigte  Verwertung  zu  verwahren.     Zwischen  einem  längeren  Auf- 
satz über  die  Gewerbepolitik  Preufsens  im  18.  Jahrhundert  und  einer 
fortlaufenden    Artikelreibe   über    die  Ziele    und  Bichtung,    welche   die 
Gesetzgebung  bei   der  heutigen  Organisation  des  Handwerks   im  Auge 
behalten  bezw.  einschlagen  soll,  besteht  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
Urheberschutzes  kein  Unterschied  und   es  mufs  dieserhalb  als  die  Auf- 
gabe der  ferneren  Bechtsentwicklung  bezeichnet   werden,    die  Gesetz- 
gebung zu   der  vorbehaltlosen  Anerkennung  dieses  Satzes  zu  bringen. 
Von   der  Begelung   des   internationalen   Urheberrechts   konnte  dieselbe 
allerdings  im  Hinblick  auf  den  Standpunkt  der  internen  Gesetzgebung«! 
nicht   erwartet  werden,    jeder  Versuch   in   dieser  Hinsicht  würde   die 
Sprengung  des  Verbandes   zur  Folge  gehabt  haben;   bei   dem  weiteren 
Ausbau   des  Berner  Vertrags   wird  aber  auch   diesem   Gedanken  sein 
Becht  werden  müssen.     Wünschenswert  wäre  es  gewesen,   wenn   die 
Konferenz  die  Artikel  über  Kunst  und  Wissenschaft  besonders  hervor- 
gehoben und   den  Feuilleton  -  Bomanen  gleichgestellt  hätte,    wie  dies 
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beiBpielsweifle  in  dem  Vertrag  zwiBchen  Deutschland  und  Frankreich 
vom  14.  April  1888  Art  5  geschehen  ist;  die  gleiche  Vorschrift  findet 
sich  in  den  mit  Belgien  und  Italien  abgeschlossenen  Vertrügen  vom 
12.  Dezember  1883  und  20.  Juni  1884,  während  beispielsweise  in 
dem  Vertrage  mit  der  Schweiz  vom  18.  Mai  1869  eine  anderweitige 
Ordnung  der  Frage  für  angemessen  erachtet  wurde.  Der  richtige  Ge- 
danke ringt  sich  eben  in  der  Entwicklung  des  Urheberrechts  nur  sehr 
langsam  durch  und  es  bedarf  einer  besonders  langen  Zeit,  um  die 
Gresetzgebung  zu  der  Sanktionierung  desselben  zu  bewegen.  In  einem 
sich  durch  Klarheit  auszeichnenden  Au&atze  von  JSuard^  welcher  in 
den  Monatsberichten  der  Gesellschaft  fllr  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft erschienen  ist^),  wird  zwischen  politischen  Artikeln  von  nur 
augenblicklicher  und  solchen  von  dauernder  Bedeutung  ebenfalls  unter- 
scbieden  und  für  letztere  der  volle  urheberrechtliche  Schutz  verlangt; 
aufserdem  mifsbüligt  es  der  Verfasser,  dafs  der  Vertrag  die  politischen 
Artikel  mit  vermischten  Nachrichten  und  Tagesneuigkeiten  auf  eine 
Stufe  stellt,  als  ob  sie  nicht  ebenso  persönliche  Werke  seien  wie  alle 
übrigen  Schöpfungen  des  Menschengeistes  (cornme  si  C€8  artides  n*äaient 
paa  des  oeuvres  personelles  au  mime  iUre  que  touUs  les  crdations  de 
Vesprit  humain). 

Die  übrigen  Änderungen  des  Bemer  Vertrags  sind  von  mehr  for- 
meller Bedeutung;  durch  die  neue  Fassung  des  Art.  12  wird  festgestellt, 
dafis  die  Beschlagnahme  nachgedruckter  Werke  nicht  nur  bei  der  £in- 
fohr,  sondern  auch  sonst  erfolgrai  kann,  während  nach  Art  20  die 
Kündigung  des  Vertrags  der  schweizerischen  Regierung  übermittelt 
werden  mufs. 

Auch  das  SchlufsprotokoU  hat  verschiedene  Änderungen  erfahren; 
zu  Art  4  wurde  beschlossen,  dafs  in  denjenigen  Verbandsstaaten,  in 
welchen  der  Schutz  nicht  nur  den  Plänen  für  Architekturarbeiten,  son- 
dern auch  diesen  Arbeiten  selbst  zukommt,  dieselben  auf  die  Anwendung 
der  Vorschriften  des  Bemer  Vertrags  und  des  Zusatzvertrags  zu  ihren 
Gunsten  vollen  Anspruch  haben.  Das  Gleiche  soll  gelten  ftlr  Werke 
der  Photographie  und  die  durch  ein  ähnliches  Verfahren  hergestellten, 
sofern  es  die  interne  Gesetzgebung  erlaubt;  mafsgebend  ist  hierbei  der 
Schutz,  welchen  dieselbe  den  ähnlichen  Werken  ihrer  Staatsangehörigen 
zuerkennt  Einverständnis  bestand  darüber,  dafs  der  genehmigten 
Photographie  eines  noch  nicht  der  freien  Benützung  anheimgefallenen 
Kunstwerks  in  allen  Verbandsländem  der  Schutz  des  Vertrags  so  lange 
zu  teil  werden  soll,  als  das  ansschlielsliche  Recht  auf  VervielflQtigung 
des  Werks  besteht,  jedoch  nur  innerhalb  der  Grenzen,  welche  sich 
durch  die  Privatverträge  der  zur  Verfügung  darüber  Berechtigten  er- 
geben. Nach  der  früheren  Fassung  konnte  den  Erzeugnissen  der 
Phot<^aphie  der  Schutz  in   denjenigen  Staaten  nicht  versagt  werden. 


1)  Btdletin  de  la  SociiU  de  Ugislaiion  compar^e^  S7  ann^e^    No.  1 
S.  94  u.  flgde. 
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in  denen  ihnen  die  Gesetzgebung  den  Charakter  als  Kunstwerke  bei- 
legt; damit  war  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  die  Photograpbiea 
auf  Grund  eines  Sondergesetzes  geschützt  sind,  also  beispielsweise  in 
Deutschland,  die  Anwendung  des  Vertrags  zu  ihren  Gunsten  aos- 
gescblossen.  Infolge  der  neuen  Redaktion  können  sie  nunmehr  auch 
in  Deutschland  hierauf  Anspruch  erheben ,  weil  die  deutsche  Gesetz- 
gebung sie  als  Gegenstände  des  Urheberschutzes,  wenn  auch  eines  be- 
sonderen, von  dem  Schutze  des  Urhebers  eines  Werks  der  bildenden 
Künste  verschiedenen  betrachtet,  so  dafs  nur  da  der  Vertrag  sich  auf 
Photographien  nicht  beziehen  wird,  wo  sich  die  Gesetzgebung  noch 
nicht  entschlossen  hat,  dieselben  gegen  Nachbildung  irgendwie  so 
schützen.  Was  den  Schutz  der  architektonischen  Werke  anlangt,  so 
hat  die  Bestimmung  des  Schlufsprotokolls  ftlr  Deutschland  keine  Be- 
deutung, da  ihr  die  Vorschrift  des  §  3  des  Gesetzes  vom  9.  Januar 
1876  entgegensteht,  wonach  der  Inhalt  desselben  sich  nicht  auf  die 
Werke  der  Baukunst  bezieht.  Mit  Rücksicht  hierauf  mufste  auch 
Deutschland  den  auf  der  Pariser  Konferenz  gestellten  Anträgen,  welche 
auch  die  Werke  der  Architektur  in  weitergehendem  Umfiinge  berttck- 
sichtigt  wissen  wollten,  entgegentreten.  Über  die  Notwendigkeit  einet 
Schutzes  der  architektonischen  Werke  sind  die  Ansichten  zur  Zeit  noch 
geteilt,  auch  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  nehmen  za  der 
Frage  einen  verschiedenen  Standpunkt  ein;  nach  den  Aus^hrangen 
von  KcUe^)  scheint  in  Frankreich,  Spanien  und  Italien  in  dieser  Hin- 
sicht die  Gesetzgebung  am  weitesten  zu  gehen,  wtthrend  sie  in  Dentseh- 
land  und  demnächst  in  England  sich  am  meisten  ablehnend  gegen  die 
in  den  Kreisen  der  Architekten  und  Ingenieure  gehegten  Wünsche 
verhält.  Die  Frage,  ob  und  inwieweit  architektonische  Zeichnungen 
und  Pläne  als  solche  geschützt  sind,  ist  in  Deutschland  bekanntlich 
durch  §  43  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  geregelt,  der  alle  vorher^ 
gehenden  Vorschriften  auf  dieselben  für  anwendbar  erklärt,  sofern  sie 
ihrem  Hauptzwecke  nach  nicht  als  Kunstwerke  zu  betrachten  sind. 
Es  darf  als  wahrscheinlich  erachtet  werden,  dafs  die  deutsche  Gesetz- 
gebung im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Auffassung  gelangt,  welche  von  der 
im  Gesetze  vom  9.  Januar  1876  niedei^legten  wesentlich  verschieden 
ist;  die  Schwierigkeiten,  welche  einer  Behandlung  dieser  Materie  ent- 
gegenstehen, werden  hauptsächlich  durch  den  Charakter  der  architek- 
tonischen Werke  gebildet,  welche  einerseits  dem  Gebiete  der  Kunst, 
anderseits  dem  der  Industrie  angehören®);  eine  Ausdehnung  des  den 
Werken  der  bildenden  Künste  eingeräumten  Schutzes  auf  Werke  der 
Baukunst  wird,  in  Deutschland  wenigstens,  nicht  befürwortet,  sie  würde 


2)  Kots,  Für  den  Schutz  des  Urheberrechts  in  der  Baukunst,  abgedniekt 
in  Beiträge  zum  Urheberrecht,  Festgabe  Rir  den  XVH.  Internationalen  littera- 
rischen und  künstlerischen  Kongrefs  (Berlin,  1895)  S.  96  u.  flgde.,  insbesondere 
S.  114. 

8)  Vergl.  hierüber  die  Disknsaion  in  der  Gesellschaft  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  vom  13.  Januar  1897,  ahredruckt  im  Bulletin  tU  la 
8oMU  de  ligislation  comparäe  27  annie  S.  129 — 187. 
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auch  schon  um  deswillen  nicht  empfohlen  werden  können,  weil  bei 
ersteren  der  rein  ttsthetische  Zweck  für  die  Herstellung  mafsgebend  ist, 
wtthrend  bei  den  letzteren  die  Dienlich-  and  Brauchbarkeit  ftlr  den 
leiblichen  Bedarf  des  Menschen  neben  dem  ästhetischen  Zweck  in 
Betracht  kommt. 

Das  SchlufsprotokoU  hat  weiter  in  Nr.  4  eine  kleine  Ände- 
rung erfiihren,  welche  indessen  nur  von  redaktioneller  Bedeutung 
ist;  der  bereits  in  dem  Vertrage  von  1886  ausgesprochene  Grund- 
satz, dafs  die  Bestimmungen  desselben  Anwendung  finden  sollen  auf 
alle  Werke,  welche  in  ihrem  Ursprungslande  noch  gegen  Nachdruck 
geschützt  sind,  hat  jetzt  eine  schärfere  Formulierung  er^hren;  aufser- 
dem  hat  man  diese  Vorschrift  auch  beztlglich  der  Übersetzungen  als 
mafsgebend  anerkannt,  insoweit  dieselben  nach  dem  Zusatzvertrage  den 
Gegenstand  eines  besonderen  Schutzes  bilden. 

In  Ansehung  einiger  Punkte  des  Vertrags  von  1886  hat  die  Revisions- 
konferenz eine  authentische  Interpretation  beschlossen;  Art  2  Abs.  2 
des  Vertrags  bestimmt,  dafs  der  Genufs  der  in  ihm  enthaltenen  Rechte 
lediglich  von  der  ErftlUung  der  Formen  und  Bedingungen  abhängig 
ist,  die  in  dem  Ursprungslande  des  Werks  vorgeschrieben  sind;  trotz- 
dem hierdurch  ziemlich  deutlich  gesagt  wird,  dafs  lediglich  die  Er- 
ftlUung  der  in  dem  Ursprungslande  vorgeschriebenen  Formalitäten  ge- 
fordert werden  darf,  ist  der  Zweifel  entstanden,  ob  nicht  daneben  auch 
die  in  dem  Einfuhrlande  etwa  bestehenden  zu  wahren  sind;  die  eng- 
lischen Gerichte  haben  teilweise  den  letzteren  Standpunkt  vertreten; 
durch  die  neue  Redaktion  wird  die  Streitfrage  ausschliefslich  im  Sinne 
und  zu  Gunsten  der  ersteren  Alternative  gelöst,  was  dem  Grundgedanken 
des  Vertrags  auch  allein  entspricht 

Eine  zweite  Deklaration  bezieht  sich  auf  den  mit  dem  Ausdruck 
„veröffentlichen^  und  „Veröffentlichung**  verbundenen  Sinn;  unter  ver- 
öffentlichten Werken  werden  hiemach  die  in  einem  der  Verbandsländer 
herausgegebenen  verstanden;  demgemäfs  bildet  die  Aufführung  eines 
dramatischen  oder  dramatisch  -  musikalischen  oder  eines  musikalischen 
Werks,  sowie  die  Ausstellung  eines  Werks  der  bildenden  Ktlnste  keine 
Veröffentlichung.  Aus  dieser  Interpretation  ergiebt  sich,  da(b  die  dem 
Erscheinen  eines  Werkes  etwa  vorausgegangene  Aufführung  für  die 
Sehutzfrage  vollständig  gleichgültig  ist ;  wenn  der  Urheber  eines  drama-* 
tischen  Werks  dasselbe  in  mehreren  nicht  zu  dem  Verbände  gehörigen 
Ländern  aufführen  läfst,  so  bestimmt  sich  trotzdem  der  demselben 
gebührende  Schutz  mit  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  seines  Erscheinens 
in  einem  Verbandsstaate. 

Schliefslich  hat  man  zu  der  Dramatisierungsfirage  Stellung  ge- 
nommen; Art  10  des  Bemer  Vertrags  rechnet  zu  den  unerlaubten 
Wiedergaben  auch  die  unter  dem  Namen  „Adaptationen''  bekannten 
mittelbaren  Aneignungen  eines  Werks  der  Litteratur  oder  Kunst; 
schon  bei  der  Beratung  dieses  Artikels  war  die  Dramatisierung  eines 
Theaterstücks  und  die  Verarbeitung  eines  solchen  in  einen  Roman 
in  Betracht   gekommen;  jedoch   wurde   von  einer  ausdrücklichen  Vor* 
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Schrift  abgesehen  im  Hinblick  auf  den  Widersprach  der  Vertreter  der 
englischen  Regierung,  welche  es  ftlr  unmöglich  erklärten,  die  Dramati- 
sierung als  Adaptation  aufrissen  zu  können,  weil  nach  ihrem  Landes* 
recht  die  dramatische  Verwertung  eines  Romans  ohne  Erlaubnis  dessen 
Verfassers  nicht  unstatthaft  sei;  nach  dem  Beschlüsse  der  Konferens 
ftült  die  Dramatisierung  und  die  Verwertung  eines  dramatischen  Stoffii 
zu  einem  Roman  unter  Art.  10  t  wird  also  damit  den  Adaptationen 
gleichgestellt 

Die  Konferenz  hat  endlich  noch  für  die  Fortbildung  des  Vertrags- 
inhaltes  einige  Wünsche  gettufsert,  denen  mit  Rücksicht  auf  ihren  un- 
verbindlichen Charakter  alle  daselbst  vertretenen  Staaten  zustimmen 
konnten,  auch  diejenigen,  welche,  wenn  es  sich  um  Beschlüsse  mit 
zwingender  Rechtswirksamkeit  wtLrde  gehandelt  haben,  nicht  in  der 
Lage  gewesen  wären,  sich  des  Widerspruchs  zu  enthalten.  Zunächst 
wird  es  als  notwendig  bezeichnet,  dafs  in  allen  Verbandsländem  die 
Gesetzgebung  die  Werke  der  Photographie  und  die  durch  ein  ähnliches 
Verfahren  hergestellten  beschütze  und  dafs  der  Schutz  sich  auf  die 
Dauer  von  fUn&ehn  Jahren  zum  mindesten  erstrecke;  im  Hinblick  auf 
die  von  mancher  Seite  ftlr  die  Dauer  des  Urheberrechts  an  Photo- 
graphien gestellten  Forderungen  mufs  dieser  BeschluPs  noch  ab  ein 
mafsvoller  bezeichnet  werden,  trotzdem  seine  Verwirklichung  den  in 
dem  deutschen  Gesetze  vom  11.  Januar  1876  eingeftihrten  Schutz  ver- 
dreifachen würde;  ftlr  die  Schutzdauer  von  ftinfzehn  Jahren  wird  auch 
in  Deutschland  vielfach  eingetreten,  man  erachtet  es  grundsätzlich  für 
geboten,  so  nahe  wie  möglich  an  das  Maximum  von  80  Jahren  heran- 
zugehen, „zumal  wenn  gleichzeitig  durch  die  nötigen  Vorbehalte,  im 
Interesse  von  Kunst  und  Wissenschaft,  die  wirklich  dringendsten  Be- 
dürftiisse  der  Allgemeinheit,  die  sie  mit  einer  gewissen  Ungeduld  auf 
den  Ablauf  gerade  der  wichtigsten  Schutzfristen  warten  läfst,  von  der 
Fortdauer  des  Schutzes  unabhängig  werden;  denn  es  läfst  sich  ebenso- 
wenig verkennen,  dafs  neben  dem  vielleicht  kaum  nachweisbaren 
^Nutzen**  in  sehr  vielen  Fällen  doch  noch  ein  erhebliches  Interesse  an 
dem  Fortbestehen  des  Schutzes  vorhanden  sein,  und  zwar  kein  materi- 
eller, aber  umsomehr  ein  ideeller  Wert  dem  Schutze  verbleiben  kann^)*. 
£s  mag  zugegeben  werden,  dafs  die  Bemessung  der  Schutzfrist  auf  fünf 
Jahre  wohl  zu  kurz  ist,  namentlich^  wenn  man  die  hohe  Entwickelung 
der  heutigen  Photographie  in  Betracht  zieht,  trotzdem  erscheint  es  frag- 
lich, ob  die  Verdreifachung  derselben  zu  billigen  ist  und  als  sicher 
dürfte  zu  betrachten  sein,  dafs  es  sich  hierbei  um  einen  Wunsch  handelt, 
mit  dessen  Verwirklichung  sich  die  Gesetzgebungen  schwerlich  besonders 
beeilen  werden.  Ein  zweiter  Wunsch  besagt,  dafs  die  Gesetzgebungen 
der  Verbandsländer  die  Grenzen  feststellen  sollen,  innerhalb  welcher 
die   nächste  Konferenz  den  Grundsatz  anerkennen   kann,    wonach   die 


4)  Vergl.  Meyer  ^  Schutz   des  Urheberrechts  in  der  Photo^phie,  ab- 

gednickt  in  den  Beiträgen  zum  Urheberrecht  S.  114  u.  flgde.,  msbesondere 
.  124. 
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mnsikalischen  Werke  gegen  die  AiifYtlhrang  geschützt  sind  ohne  Rtlck» 
eicht  darauf,  ob  der  Urheber  dieselbe  aiisdrtlcklich  verboten  hat  oder 
nicht.  Dafs  dieser  Wunsch  der  Berücksichtigung  würdig  ist,  bedarf 
kaum  einer  B^ründnng.  Nichts  berechtigt  die  Gesetzgebung  zu  der 
Annahme,  dafs  der  Komponist,  welcher  es  nnterläfst,  sich  ausdrücklich 
g^en  die  ohne  seine  Erlaubnis  erfolgende  Aufi^hrung  des  von  ihm 
geschaffenen  Tonwerks  zu  verwahren,  hiermit  und  hierdurch  auf  das 
ihm  zustehende  Recht  verzichtet  habe.  Die  Konferenz  erklärte  es 
fernerhin  für  wünschenswert,  dafs  die  zwischen  einzelnen  Staaten  ge- 
schlossenen Sondervertrttge  auf  ihre  Vereinbarung  mit  der  Zusatzakte 
geprüft  würden,  dafs  das  Ergebnis  dieser  Prüfung  amtlich  festgestellt 
und  durch  das  Bureau  des  Verbandes  vor  dem  Zusammentritt  der 
nächsten  Konferenz  zur  Kenntnis  der  Mächte  gebracht  werde,  femer, 
dafs  Strafbestimmungen  seitens  der  Landesgesetzgebungen  zum  Zwecke 
der  Unterdrückung  der  Anmafsung  von  Namen,  Unterschriften  und 
Zeichen  der  Urheber  litterarischer  oder  künstlerischer  Werke  erlassen 
würden;  dieser  Wunsch  hat  auch  ftlr  die  deutsche  Gesetzgebung  prak- 
tische Bedeutung,  die  in  Ansehung  dieses  Punktes  keineswegs  als 
lückenlos  gelten  kann. 

Die  unbefangene  und  den  Verhältnissen,  wie  sie  zur  Zeit 
bestehen,  Rechnung  tragende  Würdigung  des  Inhaltes  des  Zusatz- 
vertrags und  der  authentischen  Auslegungen  des  Bemer  Vertrags  wird 
nicht  umhin  können,  die  Fortschritte  zuzugeben,  welche  hierdurch 
in  das  internationale  Schutzrecht  der  Urheber  geistiger  und  künstleri- 
scher Werke  eingeführt  worden  sind;  wenn  auch  viele  berechtigte 
Wünsche,  die  in  dieser  Beziehung  gehegt  werden,  unerftlllt  geblieben 
sind  und  nach  wie  vor  den  G^enstand  der  Arbeiten  und  Bestrebungen 
bilden  werden,  welche  sich  die  möglichst  vollkommene  Ausgestaltung 
des  Urheberrechts  zum  Ziele  setzen,  so  ist  doch  damit  auf  dem  hierzu- 
führenden Wege  eine  weitere  Etappe  erreicht  worden  und  die  befruch» 
tende  Einwirkung  des  so  verbesserten  internationalen  Rechts  auf  die 
zurückgebliebenen  Gesetzgebungen  wird  wohl  nicht  auf  die  Dauer  aus- 
bleiben. Es  müfste  nun  vor  allem  daran  gearbeitet  werden,  dafs  die 
Staaten,  welche  sich  dem  Verbände  bisher  noch  ferne  gehalten  haben, 
ihm  beitreten,  damit  sich  die  Wirksamkeit  der  Verträge  auf  das  Gebiet 
aller  Länder  erstreckt,  welche  an  dem  litterarischen  und  künstlerischen 
Verkehr  beteiligt  sind ;  Deutschland  hat  hieran  ein  ganz  hervorragendes 
Interesse,  nächst  Frankreich  wohl  das  gröfste.  Solange  grofse  Länder, 
wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Rufsland,  bezüglich 
des  Schutzes  der  Rechte  fremder  Urheber  noch  einem  so  zurück- 
gebliebenen Standpunkt  huldigen,  solange  selbst  in  unmittelbarer  Nach- 
barschaft Deutschlands  ein  Staat  existiert,  die  Niederlande,  dessen 
Gesetzgebung  es  den  deutschen  Urhebern  nicht  möglich  macht,  sieh 
der  ungenehmigten  Aneignung  der  Früchte  ihrer  geistigen  Arbeit  mit 
denjenigen  Rechtsbehelfen  zu  widersetzen,  welche  zu  den  elementaren 
Einrichtungen  eines  Rechtsstaates  gehören  sollten,  ist  kein  Grund  vor- 
handen, auf  den  auf  diesem  Gebiete  errungenen  Lorbeeren  auszuruhen. 
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Erst  wenn  es  gelangen  ist,  die  durch  den  Berner  Vertrag  und  den 
Zusatzvertnig  von  1896  begründete  Rechts-  und  InteressengemeinschaLft 
der  Art  auszudehnen,  dafs  nur  solche  Staaten  von  ihr  sich  ansschliefiien, 
welche  bei  dem  litterarischen  und  künstlerischen  Verkehr  so  gut  wie 
nicht  in  Betracht  kommen,  erst  dann  werden  die  Vorteile  voll  und 
ganz  zu  Tage  treten,  welche  die  Bestimmungen  dieser  intemationaleo 
Abmachungen  enthalten. 


Das  System  des  englischen  Rechts  mit  RUcIcsicbt  aof 

die  Trusts. 

Von  Dr.  jur.  E«  KemplM  in  Berlin. 

Im  Archiv  ftlr  öflPentliches  Recht,  herausgegeben  von  Laband  und 
Stoerhy  Bd.  11,  Heft  1  und  2,  bespricht  InhÜlsen  in  London  die 
gesetzgeberischen  Mafsnahmen  zur  Einführung  von  öfientlichen  Tnutaes 
unter  Hinweis  auf  die  vielfibch  vorkommenden  Umgehungen  von  Vor- 
schriften, welche  das  Institut  der  Trusts  im  Laufe  der  Zeit  hervor- 
gerufen hat.  Dieser  Artikel  giebt  Herrn  Dr.  Vieeena  in  Berlin  in 
seinem  Referat  über  die  Inhaltsangabe  des  Archivs  im  Juristisehen 
Litteraturblatt  vom  15*  April  d.  Js.  Veranlassung  zu  folgender  Be- 
merkung :  „Auf  den  G^anken,  die  Zahl  der  Trusts  dadurch  erheblich 
zu  verringern,  dafs  man  die  sie  notwendig  machenden  veralteten  Gresetee 
beseitigt,  scheint  die  Unterhauskommission  in  England  gamtdtt  ge- 
kommen zu  sein.** 

Diese  Bemerkung  ist  charakteristisch  fUr  die  weite  Entfernung,  in 
welcher  die  deutsche  und  die  englische  Rechtsauüassung  von  einander 
stehen.  Die  alten  Oesetze  beseitigen,  welche  die  Tiusts  notwendig 
machen!     Welches  sind  dieselben?    Warum  sind  Trusts  notwendig? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  führt  zunächst  auf  die  verachiedenen 
Begriffe  des  Eigentums  im  englischen  und  diejenigen  im  römisch-gemeinen 
Recht«  Dem  englischen  Recht  sind  die  Trusts  unentbehrlich,  weil  es 
den  Begriff  des  absoluten  im  Gegensatz  zum  relativen  Eigentum  nie- 
mals angenommen  hat  Dominium  directum  j  d.  h.  das  Eigentum  des 
Feudalherrn,  und  Domimum  utile ^  dasjenige  des  Vasallen,  sind  vom 
römischen  Recht  entlehnte  Ausdrtlcke,  die  in  manchen  Werken,  auch 
etwa  in  den  Entscheidungen  gelehrter  Richter,  vorkommen,  die  ab« 
niemals  in  die  eigentliche  Struktur  des  englischen  Rechts  eingebaut 
worden  sind.  Das  ganze  auf  unbewegliches  Vermögen  bezäglicbe 
Recht  trügt  in  Englsmd  bekanntlich  heute  noch  den  Charakter  des 
Feudalrechts.  Dem  König  gehört  aller  Grund  und  Boden,  die  Unter- 
thanen  sind  die  Beliehenen.  Nun  besteht  aber  der  Charakter  des 
Lehens  in  einem  Beneficium,  welches  in  der  lex  Frisionum  folgender- 
mafsen   beschrieben  wird:     ^Ex  henevolentia  ita  datur  aUcui  ut  prth 
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prietas  gtiädem  rei  immobilis  heneficiatae  penes  dantem  remaneat,  usus- 
fnidus  vero  illius  rei  Ua  ad  accipieniem  transeai;  ut  ad  eum  here- 
desque  8uo8  masculos  sive  foeminas^  si  de  hia  nominaiim  dictum  sü^ 
i/n  perpetuum  perHneat  ad  hoc,  vJt  ille  et  sui  heredes  fideliter  domino 
serviamt^  II.  F.  23,  §  1.  Aach  das  Freursische  Landrecht  Tl.  I, 
Tit  18,  §  13  sagt:  „Eine  Sache,  deren  nutzbares  Eigentam  jemand 
unter  der  Bedingung  einer  dem  Obereigentümer  zu  beweisenden  be- 
sonderen Treue,  gegen  den  von  diesem  ihm  zu  leistenden  Schatz  besitzt, 
wird  ein  Lehn  genannt"  Darin  liegt,  dafs  der  Beliehene,  der  eng- 
lische tenantj  niemals  absolutes  Eigentum  übertragen  kann,  sondern 
nur  dasjenige  Recht,  welches  ihm  selbst  zukommt.  Sein  Rechtsnach- 
folger kann  also  immer  nur  Benefiziar  sein.  Hat  dieser  den  Grund- 
besitz in  dex  Weise  inne,  dafs  sich  sein  Recht  vererbt,  so  ist  er 
tenant  in  fee.  Steht  ihm  der  ustisfructus  aber  nur  während  seiner 
eigenen  Lebenszeit,  oder  auf  eine  bestimmte  Anzahl  Jahre  zu,  so  ist 
er  tenant  for  life  oder  tenant  for  years,  Romanisten  müssen 
natürlicherweise  versucht  werden,  den  tenant  for  Ufe  mit  dem  Niefs- 
braucher  zu  vergleichen,  d.  h.  auch  beim  ersteren  von  einem  jus  in  re 
aliena  und  einer  Servitut  zu  sprechen.  Der  englische  Schriftsteller 
Bracton,  welcher  das  römische  Recht  kannte  und  über  alles  liebte, 
unterlag  dieser  Versuchung  an  zwei  Stellen,  indem  ex  ausfuhrt:  „Propter 
servituiem  quam  firmarius  sibi  acquisit  .  ,  .  de  usu  frudum  habendo 
ad  terminum  vitae  vel  annorum.^  Siehe  Bradon  F.  80b  und  ebenso 
F.  32  b.  In  der  Regel  aber  gebraucht  er  den  Ausdruck  usufruduariuA 
nur  flkr  den  tenant  for  years.  Der  Unterschied  zwischen  dem  tenant 
for  Ufe  und  dem  usufiructuarius  liegt  in  folgendem: 

1.  Der  tenant  for  life  war,  in  ältester  Zeit  wenigstens,  befugt,  die 
Sache  nach  seiner  Willkür  zu  gebrauchen,  und  fllr  Verschlechte- 
rung derselben  nicht  verantwortlich.  Die  spätere  strengere  Dok- 
trin hielt  sogar  daran  fest,  dafs  der  gewöhnliche  tenant  for  life 
(zum  Unterschied  vom  tenant  in  dower  und  tenant  hy  the  curtesy^ 
d.  h.  den  nutzungsberechtigten  Ehegatten  am  Nachlafs  des  Ver- 
storbenen) gesetzlich  berechtigt  sei,  das  Land  mifsbräuchlich  zu 
benutzen,  wenn  nicht  das  Gegenteil  im  Vertrage  festgesetzt  war, 
und  es  waren  wiederholt  gesetzliche  Erlaase  zur  Einftlhrung  der 
Bestimmung  nötig,  dafs  der  tenant  for  life  sich  wie  ein  quasi 
honus  pater  famüias  zu  verhalten  habe. 

2.  Um  öffentlich-rechtlicher  Zwecke  willen  wurde  der  tenant  for 
life  behandelt,  wie  wenn  er  tenant  in  fee  wäre.  Er  war  den 
nämlichen  Lasten  unterworfen  wie  irgend  ein  anderer  Eigentümer 
von  freien  Grundstücken. 

8.  Der  Landbesitz  des  tenant  for  life  war  mit  denselben  Rechts- 
mitteln beschützt  wie  derjenige  des  tenant  in  fee.  Im  Streitfalle 
vertritt  der  erstere  das  Land  selbst,  er  hat  allerdings  dem  Eigen- 
tümer den  Streit  zu  verkünden,  wenn  er  dies  aber  unterläfst,  so 
schadet  das  der  Gültigkeit  des  Urteils  keineswegs,  und  wenn  er 
infolge   des  Urteils   den  Besitz  an   einen  Dritten  abgeben  mufs. 
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80  hat  der  wirkliche  Eigenttimer  nur  den  petitorischen  wrU  of 
rights  womit  er  sich  den  Besitz  nicht  Terschaffen  kann. 
Die  Klagen  auf  Herstellung  des  Besitzes  waren  die  writs  of 
entry  und  assiee.  Durch  die  erste  Klage  wird  der  Rechtstitd  dee 
iencmt  mittelst  der  Behauptung  angegriffen,  dafs  er  den  Besitz  wider- 
rechtlich erlangt  habe.  Der  tcrU  ist  an  den  Sheriff  gerichtet  mit  der 
Bitte,  er  möge  dem  tencmt  befehlen,  den  Besitz  des  lAndes  dem  Kläger 
abzugeben  oder  im  Falle  der  Weigerung  an  einem  bestimmten  Oerichts- 
termin  sich  auszuweisen,  warum  er  solchem  Befehle  nicht  nachkomme. 
Den  Beweis  des  unrechtmäfsigen  Besitzes  hat  aber  der  KUiger  zu 
leisten. 

Im  tmii  of  cissize  mufs  der  Besitzer  dagegen  seinen  guten  Besiti- 
titel  nachweisen.  Man  unterschied  zwei  Arten  von  torits  of  assiee. 
Das  Rechtsmittel  ist  entweder  durch  assige  of  mort  d'*  anctstoTy 
oder  assige  of  novel  disseizin  gegeben.  Im  ersteren  wird  dem 
Sheriff  angegeben,  eine  Jury  oder  assige  (ad  assisas  capiendas)  einza- 
berufen,  damit  diese  das  fragliche  Land  besichtige  und  erkenne,  ob  der 
verstorbene  Rechtsvorfahr  des  Kittgers  im  rechtmttfsigen  Besitz  dessdben 
gewesen,  und  ob  der  Kläger  auch  wirklich  sein  Erbe  sei.  Sind  diese 
Thatsachen  festgestellt,  mufs  der  Detentor  dem  ELlttger  den  Besitz  sofoit 
herausgeben. 

Die  assige  of  novd  disseigin  wird  durch  eine  Klageschrift  des 
Klttgers  eingeleitet,  in  welcher  er  seine  Besitzstörung  behauptet,  woranf 
dem  Sheriff  befohlen  wird,  das  Land  nebst  allen  Zubehören  an  sidi 
zu  nehmen,  bis  zur  Ankunft  der  von  Grafschaft  zu  Grafechaft  reisenden 
jiistices  of  assize  zu  behalten  und  inzwischen  eine  Jury  zusammenza- 
rufen,  die  über  die  Thatsachen  zu  befinden  und  seiner  Zeit  den  Justiees 
den  wahren  Thatbestand  vorzulegen  habe.  Es  ist  bekannt,  dafs,  da 
die  reisenden  jtistices  of  assige  nur  zwei-  oder  dreimal  jährlich  in  die 
Grafschaften  kamen,  der  Sheriff  zum  Termin  bei  dem  ständigen 
königlichen  Gericht  nach  Westminster  vorladen  konnte  mit  der  Kknsel, 
wenn  nicht  (nisi  prius)  die  Justices  of  assige  vorher  noch  in  die  be- 
treffende Grafschaft  kommen  sollten. 

Die  beiden  possessorischen  Ellagen,  writ  of  entry^  and  wrU  of 
assige^  der  letztere  in  seinen  beiden  Formen,  stellten  selbetverstftndiich 
den  Eigentumstitel  nicht  her.  Dieser  wurde  mit  dem  writ  ofright 
geltend  gemacht,  der  hinwiederum  keinen  Besitz  verschaffen  konnte, 
wenn  dieser  schon  mittelst  eines  Urteils  auf  Grund  einer  possessorischen 
Klage  festgestellt  war. 

Aus  dem  Gesagten  geht  klar  hervor,  dafs  der  tenant  for  Ufe  nicht 
wie  der  usufruduarius  eine  Servitutberechtigung  über  eines  Andern 
Grundeigentum  hat,  sondern  er  erscheint,  wie  die  neuen  Statuten  ihn 
nennen,  von  Anbeginn  an  als  beschränkter  oder  temporilrer  Eigentttmer 
(Timited  or  temporary  oumer). 

Der  Fall  liegt  also  folgendermafsen :  Der  tenant  for  Ufe  hat  dtf 
Grundstück  wie  ein  Eigentümer  inne,  aber  nur  für  seine  Lebenszeit, 
er  hat  es  von  einem  tenant  in  fee  erhalten,  der  seinerseits  wieder  nicht 
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absoluter  Eigentümer,  sondern  nnr  Beneficiar  ist,  freilich  mit  dem 
Recht,  den  ihm  zustehenden  Niefsbrauch  inter  vivos  oder  auf  den 
Todesfall  andern  zuzuweisen.  Wenn  er  nun  dieses,  sein  beschränktes 
Eigentumsrecht,  auf  Grenerationen  hinaus  in  seiner  Familie  oder  sonst- 
wie erhalten  wissen  will,  so  kann  er  sein  Ziel  nicht  anders  erreichen, 
als,  indem  er  auch  auf  Generationen  hinaus  die  Substitutionen  bezeichnet, 
welche  beim  Wegfall  der  berechtigten  Beneficiare  eintreten  sollen.  Will 
er  ein  Estate  in  fee  vermachen,  so  ist  die  Sache  natürlich  ungeheuer 
einfach,  weil  dann  der  Erb-  oder  der  Neuberechtigte  seinerseits  ja 
wieder  sein  Recht  übertragen  kann.  Es  verhält  sich  also  bei  der  Be- 
gründung dieser  rechtlichen  Verhältnisse  ganz  ähnlich  wie  beim  Fidei- 
kommifs  des  gemeinen  Rechtes,  nur  dafs  im  letzteren  das  Stammgut 
künstlich  gemacht,  im  englischen  Recht  dagegen  von  Gesetzeswegen  als 
solches  designiert  ist  Der  deutsche  Testator  hat  es  in  seiner  Macht, 
durch  Errichtung  eines  Fideikommisses  ein  Stammgut  zu  schaffen,  dem 
engb'schen  dagegen  ist  das  Stammgut,  d.  h.  sein  Estate  in  fee,  gesetz- 
licherweise mit  den  Beschränkungen  verknüpft,  welche  es  ihm  unmöglich 
machen,  absolutes  Eigentum  zu  übertragen.  Mit  andern  Worten:  er 
befindet  sich  selbst  in  der  rechtlichen  Position  eines  Fideikommifs- 
inhabers,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dafs  er  das  überkommene  Recht 
im  gleichen  Umfange  veräufsern  kann. 

Wenn  nun  das  englische  Recht  die  Stiftung  kennte,  so  könnte, 
wie  hierzulande,  in  der  Stiftungsurkunde  angegeben  werden,  wie  das 
Stiftungsvermögen  zu  verwalten,  und  wie  es  von  einem  Anwärter  auf 
den  andern  überzugehen  habe.  Allein  bekanntlich  ist  dem  englischen 
Recht  der  Gedanke,  dafs  ein  Vermögen  oder  eine  Sache  Rechte  haben, 
also  eine  juristische  Person  sein  könne,  vollkommen  fremd. 

Stiftungen  im  Sinne  des  gemeinen  oder  römischen  Rechtes  giebt 
es  dort  nicht,  wenn  auch  der  Einflufs  des  römischen  Rechts  in  dieser 
Beziehung  nicht  ganz  zu  leugnen  ist.  Die  englische  „sole  Corpora- 
tion*^ enthält  einige  Ähnlichkeit  mit  der  Stiftung,  ohne  jedoch  im 
geringsten  eine  solche  zu  sein.  Es  liegen  in  ihr  vielleicht  die  ersten 
Anfüge  derselben,  die  untrüglichen  Anzeichen  des  wiederholten  An- 
sturms des  römischen  Rechts,  aber  zur  Entwickelung  ist  dieses  Institut 
im  römischrechtlichen  Sinne  nie  gekommen.  Es  ist  äufserst  bezeichnend, 
was  Blackstone  in  seinem  Kommentar  darüber  sagt.  Nachdem  er  von 
den  Korporationen  und  ihren  Rechten  und  Pflichten  gesprochen,  f^hrt 
er  fort:  ,,Die  Ehre,  diese  politischen  Institutionen  erfunden  zu  haben, 
kommt  den  Römern  zu.  Sie  waren  im  Civilrecht  (unter  Civilrecht 
▼ersteht  der  Engländer  fast  immer  das  römische  Recht)  ungemein  ge- 
schätzt und  dort  Universitates  genannt  und  auch  vom  kanonischen 
Rechte  angenommen.  Aber  unsere  Gesetze  haben  die  Erfindung,  gemäfs 
dem  bekannten  Genius  der  englischen  Nation,  bedeutend  verfeinert  und 
verbessert,  ganz  besonders,  so  weit  es  sich  um  ^sole  corporations*^ 
handelt,  die  nur  aus  einer  Person  bestehen,  und  von  welchen  die 
Bömer  keine  Ahnung  hatten,  da  ihr  Grundsatz  war:  (res  faciunt 
coUegium,     Wie  gesagt,  sole  corporations  bestehen  nur  aus  einer  Person 
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I  nnd  deren  Nachfolgern.     Zweck  derselben  ist,  diesen  Personen  gewute 

gesetzliche  Fähigkeiten  nnd  Vorteile  zuzulegen,  besonders  die  Perpetoi- 
j  tat,   die  sie  als  nattlrliche  Personen   nicht   haben  könnten.     In  diesem 

I  Sinne  ist  der  König  eine  söle  corporaHony  femer  ein  Bischof,  gewisse 

Dekane  und  jeder  Pfiirrer  und  Vikar*'.     Daraus  geht  hervor,  dafs  das 
B  englische  Recht  den  Gedanken  der  Persönlichkeit  einer  Sache  verwiift, 

\  nnd  dafs  es  die  natürliche  Person  ist,    die  infolge   der  Erblichkeit  des 

i  Kechtes,    auf  welches    sie   Anspruch    hat,    gewissermafsen    perpetaiert 

f  wird,   oder,  wie  in  verschiedenen  Werken  und  Gerichtsentschadiingeii 

[  ausgeflibrt  ist,  das  Gesetz  fingiert,  dafs  der  König,  Bischof  oder  Pfazrer 

[  nie  sterben.     Im  E^kt  kommt  ja  die  Sache  in  vielen  Fällen  auf  das- 

selbe heraus,  d.  h.,  wenn  man  näher  zusieht,  ist  es  auch  im  englischen 
[  Recht  die  Sache,    z.  B.  der  PÜEinrhof,    dem   als  Rechtssubjekt  die  ver 

schiedenen  Rechte  und  Pflichten  zustehen.     Aber  gedacht  ist  dies  doch 
j  in  der  englischen  Rechtsauffassung  niemals,   und   wo   es   sich  um  die 

Vererbung   einer  Wtlrde,   eines  Titels   handelt,   li^  der  Untencbied 
zwischen  der  sole  corporcUion  und  Stiftung  auf  der  Hand. 

Nun  ist  klar,  dafs  bei  der  Übertragung  von  tenements  auf  mehien 
Generationen  nach  dem  Wegfall  des  tenant  in  fee  irgend  jemand  Rechts- 
subjekt  sein  mufs,  irgend  jemand  hat  dafür  zu  sorgen,  dafs  das  Va- 
mögen  an  die  verschiedenen  Anwärter  gelange,  ganz  besonders  aber 
dafür,  dafs  es  firilher  oder  später  an  den  wahren  EigenttUner  nxrfick- 
kommt.  Diesem  Zwecke  dienen  die  Trustees,  daher  ist  ihnen  ein  for- 
males Eigentum  gegeben,  aus  diesem  Grunde  wird  fingiert,  sie  eeUen 
die  Person  des  Erblassers  fort  und  führen  seinen  Willen  aus.  So  be- 
gegnen wir  der  Eigentümlichkeit,  dafs  bald  die  Trustees  als  wabre 
Eigentümer,  die  c^uis  gue  trust  lediglich  als  Beneficiare  betrachtet 
werden,  bald  das  Übergewicht  des  Eigentums  bei  den  letzteren  liegt 
Die  Rechtsentwickelung  in  diesem  Punkte  weist  durch  die  ganze  eog* 
lische  Rechtsgescbichte  hindurch  eine  stete  Variation  auf,  was  des 
Unterschied  der  uses  und  trusiSj  der  StaMe  of  uses  und  einer  scharf 
geschiedenen  Jurisdiktion  der  Common  Law  und  EquUy  Gerichte  hervor- 
gerufen hat.  Das  formale  Recht  mufste  die  Trustees  dem  Eigentümir 
gleichstellen,  der  Schutz  der  Interessen  der  Berechtigten  dagegen  mofste 
ihnen  weitergehende  Ansprüche  einräumen,  als  in  ihrer  fbnnalreebl- 
licheo  Stellung  liegen.  Unter  solchen  Umständen  sind  die  Trusts  ein 
notwendiges  Übel ,  sie  selbst  können  nicht  beseitigt  werden ,  solang« 
die  Struktur  des  englischen  Rechts  die  geschilderte  ist 

Was  nun  diese  Struktur  anbetrifft,  so  habe  ich  die  erste  Frage: 
welches  sind  die  Bestimmungen,  auf  welchen  die  Trusts  basieren,  mit 
Vorstehendem  beantwortet.  Können  sie  beseitigt  werden,  damit  die 
Trusts  aus  der  Welt  geschafft  werden  können?  Gewifs  nidit  Wollte 
man  einem  englischen  Juristen  sagen :  Lafst  eure  Doktrinen  von  Tetum- 
des  in  fee ,  life  tenancy ,  reversions  and  remainders ,  und  nehmt  docb 
die  einfachen  römischen  Rechtsbegriffe  an,  so  hie(se  das  unge&hr  so  vid, 
als  das  englische  Recht  in  allen  Teilen  beseitigen,  in  welchen  es  nicbt, 
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wie  z.  B.  im  Handelsrecht,  auf  romanistischen  Anscbaunngeii  basiert 
ist  Damit  wMre  das  Sachen-,  das  Familien-  und  Erbrecht  in  seinem 
Grunde  erschüttert  und  das  Denken  des  englischen  Juristen  müTste 
sich  in  Vorstellungen  bewegen,  die  anzueignen  mittebt  Abolierung  von 
Gesetzen  oder  Erlassen  von  neuen  nicht  angeht  Gesetzt  aber  auch, 
das  wäre  möglich,  so  wird  niemand,  der  die  englische  Bechtsgeschichte 
auch  nur  oberflächlich  kennt,  von  der  englischen  Jurisprudenz  erwarten, 
^fs  sie,  die  jahrhundertelang  dem  Ansturm  der  römischen  Rechts- 
gedanken widerstanden,  oder  doch  mit  denselben  den  erbittertsten  Ejimpf 
geführt  hat,  w^en  der  Gefiihren  eines  alten  Rechtsinstitutes,  von  ihrer 
Bechtskontinuität  abgehen  würde. 

Auch  die  allemeuesten  Gesetze ,  welche  in  England  erlassen  wer- 
den, geben  den  sprechendsten  Beweis  davon,  dafs  mit  diesem  alten 
System  nicht  gebrochen  wird  und  nicht  gebrochen  werden  kann ,  so 
sehr  auch  internationale  Rechtsgrundsätze  die  alten  Grundfesten  er- 
schüttert haben  mögen.  Um  nur  ein  Beispiel  anzuführen :  Gegenwärtig 
liegt  den  Kammern  ein  Gesetzentwurf  betreffend  die  Übertragung  von 
Grundeigentum  zur  Beratung  vor,  für  welchen  der  Lord  Chancellor 
folgende  Abänderung  eines  Paragraphen  vorschlug :  Der  Ausdruck  Beäl 
^Eetate"'  soll  in  diesem  Gesetz  nicht  so  interpretiert  werden ,  dafs 
darunter  copyhold  tenures  oder  customarif  fireeholds^  bei  welchen  zur 
Vervollständigung  des  Titels  die  Zustimmung  oder  irgend  eine  Hand- 
lung des  Gutsbesitzers  nötig  ist,  verstanden  werden.  Dieser  Antrag 
wurde  im  Komitee  des  House  of  Lords  angenommen.  Aus  diesem 
einzigen  Beispiel  geht  hervor,  dafs  die  alten  Rechtsbegriffe  von  Erb- 
leihen und  freiem  Grundeigentum  zum  Unterschied  von  beliehenem 
nicht  auszurotten  sind,  und  dafs  auch  die  künftigen  Generationen  noch 
mit  diesem  Rechtssystem  zu  rechnen  haben  werden.  Wie  man  in  England 
übrigens  über  das  Rechtssystem  im  allgemeinen  denkt,  beweist  ein 
Vortrag  des  Lord  Chancellor  vom  5.  Mai  an  der  Jahresversammlung 
der  städtischen  Innungen  des  London  Institute  über  die  Kodifikation 
des  Handelsrechts.  Er  führte  darin  unter  anderem  aus:  „Der  Erfolg 
des  deutschen  Handelsgesetzbuches  mit  Bezug  auf  eine  erschöpfende 
Kodifikation  des  ganzen  Handelsrechts  in  Deutschland  kann  vielleicht 
bezweifelt  werden,  ich  selbst  habe  das  Gesetz  zwar  noch  nicht  gesehen 
«md  kann  deshalb  kein  Urteil  darüber  fallen;  aber  wenn  man  in 
Betracht  zieht,  dafs  die  menschliche  Sprache  an  und  Air  sich  in  jedem 
Funkte  Erklärungen  und  Auslegungen  erheischt,  weil  die  vollkommenste 
Sprache  niemals  jede  Nuance  des  wirklich  Gemeinten  wiedergeben 
kann,  und  wenn  man  bedenkt,  dafs  eine  in  die  eiserne  Form  der 
Begriffsdefinition  gezwängte  Sache  sofort  zum  Gegenstand  der  ver- 
echiedensten  Kontroversen  über  die  Interpretation  jedes  Wortes  werden 
Diufs,  so  erblicke  ich  den  grofsen  Wert  des  englischen  Rechtes  immer 
noch  darin,  dafs  es  solchen  Einzwängungen  nicht  nnterworfen  ist.  Wir 
baben  das  Princip  des  Common  Law  und  unter  Juristen  besteht  keine 
Schwierigkeit  festzustellen,  was  das  Common  Law  sei,  aber  sehr  oft 
war  es  äufserst  schwer,   das  Recht   der  Statuten  auszulegen.     Dies  ist 

28* 
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ohne  Zweifel  der  Art  und  Weise,  wie  die  Stataien  sustande  kommen, 
zuzuschreiben.  Irgend  ein  Vorschlag  wird  eingebracht,  jemand  be- 
antragt einen  Zusatz  oder  Änderung,  und  um  den  Entwurf  zu  retten, 
wird  der  Zusatz  oder  die  Änderung  ohne  Rtlcksicht  auf  die  ganse 
Vorlage  angenommen.  Daher  kommt  es,  dafs  die  Interpretation  der 
Statuten  seitens  der  Richter  nicht  immer  zufriedenstellend  ist' 

•Das  angelsächsische  Volk  war  von  jeher  stolz  daiauf,  dafs  es 
durch  alle  StUrme  der  Zeit  seine  Eigentümlichkeit  bewahrt  hat,  es 
erblickt  darin  wohl  nicht  mit  Unrecht  den  Hort  seiner  Freiheit  und 
wird  seine  tausendjährige  Rechtsentwickelung  weder  verleugnen,  noch 
sich  ein  fremdes  Recht  aufdrängen  lassen. 


Recht  sprechung* 


Deutschland. 

A.   Bürgrerllches  Recht,  elnsohlleüslloh  des  Handels-, 
AVeohsel-  und  Konknrsreohts.  —  Clvllprozefä. 

Örtliches  Recht  für  den  gesetsslichen  Anspruch  auf  ünterhaUs' 

gewährung  zwischen  Geschwistern. 

Urteil  des  Reichsgerichts  (TV.  Civilsen.)  vom  19.  Norember  1896  (Entseh.  d. 

R.G.8  m  CS.  Bd.  38  S.  273). 

Die  KlKgerin  hat  die  Beklagten,  ihre  Geschwister,  in  Gtemftfiiheit 
des  §  15  A.  L.R.  II  3  auf  Gewährung  des  notdürftigen  Unterhaltes  in 
Anspruch  genommen.  Das  Landgericht  hat  auf  Abweisung  der  Klage 
erkannt  Die  Berufung  der  Klttgerin  ist  vom  Kammeigerieht  surllck- 
gewiesen.  Der  nocii  eingelegten  Revision  der  Klägerin  hat  das  Reichs- 
gericht den  Erfolg  versagt  aus  folgenden  Gründen: 

Die  Vorentscheidung  beruht  wesentlich  auf  der  Annahme,  dafs  die 
Klägerin  den  Unterhaltsanspruch  gegen  ihre  Geschwister  nur  dann 
haben  würde,  wenn  solcher  ihr  auch  nach  (toterreichischem  Rechte  an- 
stände, dafs  es  an  dieser  Yoraussetsung  aber  fehle,  da  das  Öster- 
reichische bürgerliche  Gesetzbuch  eine  Unterhaltspflicht  zwischen  Ge- 
schwistern nicht  kenne.  In  dieser  Erwägung  kann  eine  Gksetses- 
verletzung  nicht  gefunden  werden. 

Soweit  die  Erwägung  auf  den  Inhalt  des  österreichischen  Rechtes 
sich  bezieht,  ist  sie  der  Revision  entzogen,  da  diese  auf  Verletsong 
einer  ausländischen  Rechtsnorm  nicht  gestützt  werden  kann. 

Vergl.    Entseh.    des   R.G.8    in    Civils.    Bd.    2    S.  94,    Bd.    5 
S.  370,  Bd.  6  S.  413,  Bd.  10  S.  172,  Bd.  24  S.  891. 
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Es  fragt  sich  daher  nur,  ob  das  Bemürngsgericht  zur  Berück- 
sichtigang  des  tfeterreichischen  Rechts  überhaupt  befugt  gewesen  ist. 
Diese  Frage  mufs  bejaht  werden.  Das  Yormalige  preufsische  Ober- 
jribnnal  hat  auf  einen  Rechtsfall,  in  welchem  der  Kläger,  der  im 
Bezirke  eines  die  gesetzliche  Unterhaltspflicht  der  Geschwister  nicht 
anerkennenden  Rechtes  wohnte,  die  Alimentationsklage  gegen  seine  im 
Bereiche  des  preufsischen  Allgemeinen  Landrechtes  wohnhaften  Ge- 
schwister erhoben  hatte,  das  am  Wohnsitze  des  Klttgers  geltende  Recht 
zur  Anwendung  gebracht,  indem  es  annahm,  dafs  der  Klaganspruch 
ein  auf  dem  Familienverhältnisse  beruhendes  Recht  betreffe  und  als 
solch»  gemäfs  §  23  Einl.  zum  A.  L.R.  nach  dem  Gesetze  am  Wohn- 
sitze des  Berechtigten  zu  beurteilen  sei. 

Vergl.  Entsch.  des  Obertribunals  Bd.  56  S.  8. 

Das  Reichsgericht  hat  in  zwei  fallen,  in  denen  von  einer  im 
Geltungsgebiete  des  preufs.  A.  L.R.  wohnenden  Person  gegen  Ge- 
schwister, an  deren  Wohnsitz  eine  gesetzliche  Alimentationspflicht  unter 
Geschwistern  nicht  bestand,  auf  Erfüllung  einer  solchen  Pflicht  geklagt 
war,  ausgeführt,  dafs  im  Sinne  des  §  23  a.  a.  0.  für  die  Beurteilung 
der  persönlichen  Rechtsbeziehungen  der  Beklagte  mit  nicht  minderem 
Rechte,  als  der  Kläger,  auf  das  Gesetz  seines  Wohnsitzes  berufen 
könne  und  dafs  somit  der  §  23  eine  zur  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichtes geeignete  Norm  nicht  ergebe. 

Vergl.  Entsch.  des  R.G.S  in  Civils.  Bd.  17  S.  227 ,  Oruchot^ 
Beiträge  Bd.  31  S.  874. 

Hiervon  ausgehend,  nimmt  das  Reichsgericht  auch  für  den  jetzigen 
Streitfidl  an ,  dafs  dessen  Beurteilung  sich  nicht  auf  Grund  des  §  23 
a.  a.  0.  erzielen  läfst,  vielmehr  dafür  ein  anderer  Gesichtspunkt,  näm- 
lich der  des  geschwisterlichen  Familienbandes,  roafsgebend  sein  mufs« 
Dieses  Band  setzt,  da  es  in  der  gegenseitigen  Blutsverwandtschaft 
wurzelt,  seiner  Natur  nach  die  Gegenseitigkeit  der  vom  Gesetze  daran 
geknüpften  Rechte  und  Pflichten  voraus;  ein  Gesichtspunkt,  der  im 
preufs.  A.  L.R.  auch  Ausdruck  in  dem  Marginale  der  §§  14  ff.  II.  3 
gefunden  hat.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  gebietet  sich  aber  für 
solche  Fälle,  wo  jemand  seine  Geschwister  auf  Grund  des  an  deren 
Wohnsitz  geltenden  Rechtes  wegen  Unterhaltsgewährung  in  Anspruch 
nimmt,  die  Voraussetzung,  dafs  die  Beklagten  im  Falle  ihrer  Bedürftig- 
keit vom  Kläger  vermöge  des  an  seinem  Wohnsitze  geltenden  Rechtes 
Unterhalt  zu  fordern  ebenflills  in  der  Lage  sein  würden. 

StatutenkoUisian  hezüglkh  der  Frage,  ob  der  geschiedene  Ehemann 
seine  geschiedene  Frau  eu  alimentieren  habe. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  26.  November  1896  {Sevfferts  Archiv,  N.  F., 
Bd.  22  Nr.  138,  Entsch.  d.  R.G.8  in  CS.  Bd.  38  S.  197). 

Vergl.  auch  oben  S.  119. 

Nachdem  durch  rechtskräftiges  Urteil  des  L.G.s  zu  Stettin,  in 
dessen  Bezirk  z.  Z.  der  Erhebung  der  Ehescheidungsklage  der  Beklagte 
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in  Grabow  bei  Stettin  gewohnt  hatte,  die  Ehe  der  Parteien  geschieden 
und  der  BeUagte  ftlr  den  schaldigen  Teil  erklärt  worden  wv,  hat  die 
Klügerin  auf  Grund  des  in  Grabow  geltenden  prenfs.  A.  L.R.  den  Be- 
klagten in  Hamburg  auf  Zahlung  lebenslänglicher  Alimente  belangt 
Das  Berufungsgericht  hat  diesen  Anspruch  Air  begründet  erklärt,  und 
zwar  gleichfiülls  auf  Grund  des  nach  seiner  Meinung  für  den  vor- 
liegenden  Fall  mafsgebenden  preuik.  A.  L.R.  Ob  dieses  Recht  hier 
vom  Berufungsgericht  richtig  verstanden  und  angewandt  ist,  entaieht 
sich  der  Nachprtlfung  in  der  gegenwärtigen  Instanz,  weil  es  innerhalb 
des  Bezirks  des  hanseat  O.L.G.S  nirgends  gilt;  da  nun  auch  dem 
Berufungsgericht  darin  beizutreten  ist,  dafs  nach  gemeinem  deutschen 
Recht  eine  Verpflichtung  des  schuldigen  geschiedenen  Ehemannes,  seiner 
frtlheren  geschiedenen  Ehefrau  standesmäfsigen  Unterhalt  zu  gewähren, 
nicht  anerkannt  werden  kann,  und  da  femer  prozessuale  Verstöfse  des 
Berufungsgerichts  im  vorliegenden  Falle  weder  gerttgt  noch  ersichtlich 
sind,  so  dreht  sich  die  Entscheidung  dieser  Sache  um  die  Frage,  ob 
das  preufs.  A.  L.R.  als  das  in  Grabow  bei  Stettin  geltende  Recht,  nach 
den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  flber  das  örtliche  Geltungsgebiet 
der  Rechtsnormen  hier  in  der  That  zur  Anwendung  zu  bringen  war, 
oder  ob  das  in  Hamburg  geltende  gemeine  Recht  zur  Grundlage  der 
Entscheidung  hätte  genommen  werden  sollen.  Letzteres  ist  vom  Be- 
klagten zunächst  aus  dem  Grunde  verlangt  worden,  weil  das  erste 
eheliche  Domizil,  nach  dessem  örtlichen  Recht  der  Gtlterstand  der  Ehe- 
gatten als  solcher  in  rechtlicher  Besiehung  sich  überhaupt  bestimme^ 
und  welches  hier  unbestritten  Hamburg  gewesen  ist,  auch  f&r  die  be- 
sonderen vermögensrechtlichen  Folgen  der  Ehescheidung  mafsgebend 
sein  müsse.  Hierfür  läfst  sich  jedoch  überhaupt  kein  äufserer  oder 
innerer  Grund  ausfindig  machen.  Zweifelhaft  könnte  höchstens  die 
Frage  sein,  ob  nicht,  wie  der  Beklagte  sodann  geltend  gemacht  hat, 
jene  vermögensrechtlichen  Folgen  nach  dem  Rechte  desjenigen  Ortes 
zu  bestimmen  seien,  dessen  Recht  Überhaupt  in  dem  erheblichen  Zeit- 
punkte als  für  die  persönlichen  Rechtsverhältnisse  der  Ehegatten  mafs- 
gebend war,  also  nach  gemeinem  deutschen  Rechte  desjenigen  Ortes, 
wo  der  Mann  zu  der  Zeit,  als  das  Ehescheidungsurteil  rechtskilft^ 
wurde,  seinen  Wohnsitz  hatte;  welcher  Ort  nach  seiner  Behauptung 
hier  eben&lls  Hamburg  gewesen  sein  soll.  Auf  dem  Boden  des  preofs. 
Landrechtes  hat  sich  für  diese  Ansicht  der  4.  Civilsenat  des  R.G.S 
ausgesprochen ; 

vergl.  Entsch.  d.  R.G.8  Bd.  5  S.  195  ff.,  auch  Bd.  19  S.  309; 
auch  ist  sie,  ohne  Beschränkung  auf  das  Gebiet  des  preufs.  Landrechts, 
gebilligt  von 

V,  BoTy  Internat.  Privatr.  (Aufl.  2)  I  S.  529  ff.,  insbes.  Anm. 
88,  und  Lehrbuch  des  intern.  Privat-  u.  Strafrechts  §  23 
S.  84  ff.,  sowie  von  StobbCj  Deutsches  Privatr.  (Aufl.  3) 
Bd.  1  §  84  S.  272;  vergl.  auch  das  Urteil  des  Obersten 
G.H.B.  zu  Wien  bei  Seuffert  Archiv  Bd.  38  Nr.  1. 
Demnach  ist  wegen   des  inneren  Zusammenhanges,    der  zwischen 
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der  Ehescheidung  und  den  sog.  privatrechtlichen  Ehescheidangsstrafen 
besteht,  der  Ansicht  der  Vorzug  su  geben,  nach  welcher  diese  Strafen 
nach  dem  Rechte  desjenigen  Ortes  zu  bestimmen  sind,  dessen  Recht 
die  Grundlage  fllr  die  auf  Grund  der  Schuld  des  zu  bestrafenden 
Ehegatten  ausgesprochene  Ehescheidung  gebildet  hat  In  der  Praxis 
ist  diese  Ansicht  auf  dem  Boden  des  gemeinen  Rechts  zur  Anwendung 
gebracht  worden, 

z.  B.  vom  ehem.  Obersten  G.H.  zu  München  und  vom  ehem. 

App.-Ger.  zu  Gelle ;  vei^l.  Seuffert  Archiv  Bd.  22  Nr.  203 

und  Bd.  33  Nr.  97. 
Dies  ist  auch  wohl  die  eigentliche  Meinung  des  Berufungsgerichts 
in  der  vorliegenden  Sache  gewesen,  wenn  schon,  in  etwas  abweichen- 
der Wortfassung,  im  angefochtenen  Urteil  Air  mafsgebend  erklHrt  ist 
das  Recht  desjenigen  Ortes,  „der  für  die  Begründung  des  ausschliefs- 
liehen  Gerichtsstandes  fUr  den  Ehescheidungsprozefs  mafsgebend  war". 
Es  ist  klar,  dafs  nicht  mit  Notwendigkeit  in  allen  Fällen  dies  derselbe 
Ort  sein  mufs,  nach  dessen  Recht  die  Ehescheidung  ausgesprochen 
wird,  insbesondere  z.  B.  dann  nicht,  wenn  für  diese  das  Recht  des- 
jenigen Staates,  dem  der  Ehemann  angebOrt,  zu  Grunde  gelegt  wird. 
Soweit  sich  nun  hiernach  eine  Differenz  ergeben  sollte,  könnte  aller- 
dings die  Formulierung  des  Berufungsgerichts  nicht  gebilligt  werden. 
Im  vorliegenden  Fall  würde  aber  jedenfalls  die  angefochtene  Ent- 
scheidung auf  Grund  der  richtig  formulierten  Norm  aufrecht  zu  halten 
sein,  da  hier  eine  Differenz  der  bezeichneten  Art  nicht  in  Frage  kommt. 
Einer  vorgfingigen  Verweisung  der  Rechtsfrage  an  die  vereinigten 
Civilsenate  nach  Mafsgabe  von  §  187  Abs.  1  G.V.G.  bedurfte  es  nicht, 
da  durch  die  angeführte  Entscheidung  des  4.  Givibenats  das  geraeine 
Recht  formell  nicht  berührt  wird. 

Das  eheliche  Güterrecht  ist  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zu 
beurteilen,  wo  die  Ehegatten  ihren  ersten  Wohnsitz  haben.  — 
Behält  das  nach  dem  Rechte  dieses  Wohnorts  bestehende  Verbot^ 
während  bestehender  Ehe  einen  Ehevertrag  abzuschliefsen,  seine 
Kraft  auch  bei  Änderung  des  Wohnorts,  wenn  naeh  dem  Gesetze 
des  neuen  Wohnorts  dieses  Verbot  nicht  besteht? 

Beschlufs  des  Obersten  Landesgerichtes  in  Manchen  vom  17.  Mai  1895 
(Zeitschr.  f.  französisches  Givilrecht  Bd.  XXVIII  S.  109). 

Für  das  Rechtsgebiet  des  französischen  Rechts  wird  allgemein 
anerkannt,  dafs  dasjenige  eheliche  Gütersystem,  welchem  die  Ehegatten 
beim  Abschlüsse  der  Ehe  unterstehen,  seine  Geltung  für  die  ganze 
Dauer  der  Ehe  behält,  auch  wenn  die  Ehegatten  in  ein  Rechtsgebiet 
verziehen,  in  welchem  ein  anderes  gesetzliches  Gütersystem  gilt.  Für 
Baden  wird  die  Staatsangehörigkeit  der  Ehegatten  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses der  Ehe  als  in  erster  Linie  dafür  mafsgebend  erachtet, 
welchem  ehelichen  Güterrechte  dieselben  gesetzlich  unterstehen,  wäh- 
rend für  das  Geltungsgebiet  des  Code  civil  vorwiegend  das  erste  Domizil 
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der  Ehegatten,  von  manchen  Schriftstellern  aber  auch  in  erster  Linie 
die  Staatsangehörigkeit,  in  zweiter  das  Domizil  als  hiefÜr  mafsgebend 
angesehen  und  auch  geltend  gemacht  wird,  dafs  in  Ermangelang  eines 
bezüglichen  Ehevertrages  die  lex  rei  sitae  über  das  zwischen  den  Ehe- 
gatten bezüglich  der  denselben  gehörigen  Grundstücke  bestehende  recht- 
liche Verhältnis  entscheide.  Vergl.  BarazeUif  Ein&hrung  in  das  franzö- 
sische Recht  S.  219  ff.,  insbes.  S.  227;  Crowe,  Allgemeiner  Teil  der 
modernen  franz.  Privatrechtswissenschaft  §  12  S.  93;  Zachariä-Orime, 
§  80;  Äubry  dt  Bau,  §  504^";  Zeitschr.  f.  franz.  Civih-echt  Bd.  15 
S.  619  ff.,  sowie  Bd.  21  S.  206  ff. 

Man  wird  jedoch  ein  und  dasselbe  Gesetz  —  das  Pcrsonalstatot 
—  wie  bei  der  Erbfolge  bezüglich  des  Nachlasses,  so  bei  dem  ehe- 
lichen Güterrechte  für  das  Vermögen  der  Ehegatten  in  dessen  Gesamt- 
heit als  mafsgebend  anzusehen  haben.  Vergl.  Urteil  des  Reichsgerichts 
vom  27.  Januar  1888,  Entsch.  Bd.  20  S.  851. 

Wenn  nun  das  Gesetz  des  ersten  Wohnorts  oder  der  damaÜgeo 
Staatsangehörigkeit  der  Ehegatten  das  eheliche  Guterverhältnis  derselben 
fllr  die  ganze  Dauer  der  Ehe  beherrscht,  müfste  folgerichtig  eigentlich 
die  nach  diesem  Gesetze  bestehende  Unzulässigkeit  einer  vertngB- 
mäfsigen  Änderung  des  ehelichen  Güterrechts  —  Art.  1894  und  1395 
Code  civil  —  ebenfalls  ihre  fortdauernde  Geltung  behalten. 

In  dieser  Beziehung  wurde  jedoch  durch  Beschlufs  des  Obersten 
Landesgerichts  München  vom  17.  Mai  1895  —  auf  eine  im  Bereiche 
der  nichtstreitigen  Rechtspflege  eingelegte  Beschwerde  —  dahin  erkannt, 
dafs  dies  nicht  der  Fall  ist  und  Ehegatten,  welche  aus  einem  Rechts- 
gebiete, in  welchem  während  bestehender  Ehe  abgeschlossene  Ehe- 
vertrüge  ungültig  sind,  in  ein  anderes  verziehen,  in  welchem  solche 
Verti-äge  gültig  sind,  nach  dem  Gesetze  des  letzteren  Landes  wirksame 
Ehevertrfige  abschliefsen  und  dadurch  ihre  ehelichen  Vermögensverhält- 
nisse  in  anderer  als  der  bisherigen  Weise  rechtlich  ordnen  können. 

Die  Gründe  dieses  Beschlusses  besagen  in  der  Hauptsache:  „Die 
ehelichen  Güterverhältnisse  sind,  sofern  darüber  nicht  Ehepakten  ver- 
feigen,  nach  den  Statuten  des  beim  Eheabschlufs  vom  Ehemanne  inne- 
gehabten oder  gewählten  Wohnsitzes  zu  beurteilen,  mag  auch  später 
im  Laufe  der  Ehe  ein  Domizilwechsel  stattgefunden  haben.  Doch  steht 
gemeinrechtlich  den  Ehegatten  frei,  sowohl  bei  Eingehung  der  Ehe, 
als  auch  im  Laufe  derselben  sich  durch  einen  Ehevertrag  einem  anderen 
als  dem  am  Orte  des  ersten  Domizils  geltenden  Güterstande  zu  unter- 
werfen. Ein  hiegegen  gerichtetes  Verbot  besteht  nach  dem  am  eisten 
Domizil  der  Eheleute  N.  geltenden  Rechte.  Diesem  Verbote  waren  aber 
die  Eheleute  nicht  mehr  unterworfen,  nachdem  sie  ihr  Domizil  nach 
H.  verlegt  hatten,  wo  hierüber  gemeines  Recht  gilt.  Die  Frage,  ob 
die  Ehegatten  dem  mit  Eingehung  der  Ehe  begründeten  gesetzlichen 
Güterstande  einen  andern  durch  Vertrag  substituieren  können,  ist  nach 
dem  persönlichen  Statut  zu  beurteilen,  unter  dem  sie  zur  Zeit  des 
Vertragsabsclilusses  stehen  (v,  Bar,  Intern.  Privatr.,  2.  Aufl.  1 
S.  523,  524)."     Diese  Entscheidung  stimmt   mit   der  Bestimmung  von 
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Art.  15  des  Einf.O.  zum  deutschen  B.  G.B.  tiberein,  der  tlbrigens  die 
Staatsangehörigkeit  des  Ehemannes,  —  soweit  das  deutsche  Recht  in 
Betracht  kommt  —  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  ab  ^  das  eheliche 
Güterrecht  der  Ehegatten  mafsgebend  erklärt. 

StatfUenkoUision  im  ehelichen  Güterrecht.    Bedeutung  des  Art.  16 

des  bad.  Einf.G,  zum  Handelsgesetzbuch. 

Urteil  des  OberlandesgerichtB  Karlsrahe  vom  11.  Juni  1896  (Annalen  d. 

grofsh.  bad.  Gerichte  Bd.  63  S.  129  ff.). 

Aus   den    Gründen: 

Art  16  des  bad.  Einf.G.  zum  H.G.B.  besagt: 

Wenn  ein  Ausländer,  welcher  zu  den  Elaufleuten  gehOrt  und 
ohne  Ehevertrag  verheiratet  ist,  im  Inlande  sich  niederläfst,  ohne 
Inländer  zu  werden,  so  mufs  er  innerhalb  drei  Monaten  nach  der 
Niederlassung  bei  dem  Handelsgericht  seines  inländischen  Wohnsitzes 
zum  Eintrag  in  das  Handelsregister  in  einer  nach  Vorschrift  des 
Art.  10  verfafsten  Anzeige  anmelden,  ob  und  in  welcher  Weise  seine 
ehelichen  Güterrechte  von  den  Bestimmungen  der  gesetzlichen  Güter- 
gemeinschaft des  badischen  Landrechtes  sich  unterscheiden.  Im 
Unterlassungsfalle  kann  die  Ehefrau  Dritten  gegenüber  keine  gröfseren 
Rechte  in  Anspruch  nehmen,  als  ihr  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft 
gewähren  wünie. 

Mit  der  erhobenen  Widerspruchsklage  begehrt  die  Klägerin  die 
Freigabe  der  von  der  Firma  C,  L.  et  frhres  am  9.  März  1893  wegen 
einer  Forderung  an  ihren  Ehemann  Karl  K.  gepfändeten  Fahrnisse, 
behauptend,  dieselben  seien  nach  dem  anzuwendenden  österreichischen 
Rechte  ihr  eheweibliches  Sondergut 

Die  Klägerin  nimmt  also  mit  dieser  Klage  gröfsere  Rechte  in 
Anspruch,  ab  ihr  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  badischen  Rechts 
gewähren  würde,  denn  bei  letzterer  gehören  alle  Fahrnisse,  welche  die 
Ehegatten  zu  Anfang  der  Ehe  besitzen  oder  während  der  Ehe  er- 
werben, abgesehen  von  einigen  hier  nicht  zutreffenden  Ausnahmen,  zur 
Gütergemeinschaft  und  unterliegen  deshalb  dem  Zugriff  der  Gläubiger 
des  Ehemannes,  L.R.S.S.  1401  Ziff.  1,  1409,  1421,  1484. 

Die  Frage  ist  somit,  ob  dem  Anspruch  der  Klägerin  der  Art  16 
Einf.Ges.  entgegensteht?  Dies  ist  zu  bejahen.  Dieser  Artikel  besagt 
zwar  nicht,  dafs  beim  Unterlassen  der  darin  vorgeschriebenen  An- 
meldung die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  badischen  Rechtes  unter 
den  ausländischen  Ehegatten  Platz  greife.  Er  läfst  das  Güterrecht 
dieser  Ehegatten  an  und  ftir  sich  unberührt,  statuiert  keine  Ausnahme 
von  dem  in  L.R.  S.  1395  anerkannten  Princip  der  Unwandelbarkeit 
des  ehelichen  Güterrechts,  er  beschrtinkt  nur  dessen  Wirkungen  in  der 
Weise,  dafs  er  der  Ehefrau  versagt.  Dritten  gegenüber  gröfsere  Rechte 
in  Anspruch  zu  nehmen,  als  ihr  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des 
badischen  Rechts  gewähren  würde.  Nur  in  seinen  Wirkungen  Dritten 
gegenüber,   soweit  es   sich  um  Ansprüche  der  Ehefrau   handelt,    wird 
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also  das  auslIlndiBche  GtttenyBtein   der  gesetdichen  Gtttergemeins&haft 
des  badischen  Rechtes  gleichgestellt 

Die  Ehefrau  mufs  sich  I>ritten  gegenüber  als  in  gesetzlicher  Ottter- 
gemeinschaft  lebend  behandeln  lass^i.  Unter  diesen  „Dritten"  sind 
diejenigen  zn  verstehen,  deren  Ansprüche  mit  denen  der  Ehefiaa  kolli- 
dieren können,  also  in  der  R^gel  die  GUlabiger  des  Mannes.  Der 
KoUisionsikll  soll  nach  den  Regeln  der  badischen  gesetzlichen  Güter- 
gemeinschaft entschieden  werden.  Das  Gesetz  unterscheidet  bei  dieBen 
Dritten  weder  nach  Nationalist  noch  nach  Alter  ihrer  Forderungen. 
Es  ist  deshalb  vor  allem  nicht  angängig,  einem  ausländischen  Gläubiger 
des  Ehemannes,  gegen  welchen  die  Ehefrau  weitergehende  Rechte  in 
Anspruch  nimmt,  als  ihr  nach  der  badischen  gesetzlichen  Gtttergemein- 
schaft  zustünden,  die  Berufung  auf  den  Art.  16  zu  versagen. 

Dieses  Gesetz  will  nicht  blofs  zu  Gunsten  badischer  GlSnbiger 
ein  Präjudiz  statuieren,  auch  beruht  es  nicht  auf  der  veralteten  Theorie 
der  Beschränkung  der  Ausländer  in  Geltendmachung  ihrer  Rechte, 
sondern  es  wollte  der  Recbtsunsicherheit  vorbeugen,  welche  ans  der 
fortdauernden  Geltung  ausländischer,  im  Inland  nicht  veröffentliehter 
Güterrechte  entstehen.  Darum  wurde  in  Art  14  a  des  Entwurfes,  jetzt 
Art.  16  des  Einf.G. ,  den  ausländischen  Ehegatten,  die  ohne  Ehe- 
vertrag verheiratet  sind,  die  Veröfientlichung  der  Abweichungen  ihres 
Güterrechtes  von  den  Bestimmungen  der  badischen  gesetzlichen  Güter- 
gemeinschaft vorgeschrieben  und  als  „stärkster  Impuls"  hierzu,  anstatt 
der  ftlr  andere  Unterlassungen  angedrohten,  übrigens  auch  hio*  za- 
lässigen  Ordnungsstrafen,  das  Präjudiz  angedroht,  dafs  die  Ehegatten 
sonst  Dritten  gegenüber  so  behandelt  werden  sollen,  als  bestehe  unter 
ihnen  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  badischen  Rechtes.  Wie 
also  auf  der  einen  Seite  den  ausländischen  Ehegatten  die  Möglichkeit 
eingeräumt  wurde,  sich  die  Wirksamkeit  ihres  ausländischen  Güterrechts 
gegen  Dritte  durch  die  vorgeschriebene  Veröffentlichung  zu  sichern,  so 
soll  andererseits  als  Strafe  der  unterlassenen  Veröffentlichung  die  Be- 
handlung nach  den  Bestimmungen  der  gesetzlichen  Gütergemeinsdiaft 
eintreten.  Diese  gesetzgeberischen  Erwägungen  lassen  durchaus  nicht 
erkennen,  dafs  man  ausländischen  Gläubigem  die  Berufung  auf  den 
Art.  16  habe  versagen  wollen. 

Wohl  aber  spricht  dafür,  dafs  das  im  Schlufssatz  angedrohte  Prä- 
judiz auch  zu  Gunsten  ausländischer  Gläubiger  eintreten  soll,  die  £^ 
wägung,  dafs  dasselbe  eine  Strafe  für  die  Ehegatten  sein  soll  und  zwar 
eine  intensivere,  als  die  an  anderen  Stellen  des  EinfÜlunngsgesetzee  ftir 
dort  genannte  Unterlassungen  angedrohten  Ordnungsstrafen.  Wollte 
man  von  den  in  Art.  16  Einf.G.  genannten  „Dritten^  die  ausländischen 
Gläubiger  ausnehmen,  dann  würden  dieselben  gerade  durch  dieses 
Gesetz  auf  das  schwerste  geschädigt.  Sie  würden  den  im  Inlande 
wohnenden  Ausländer  im  Vertrauen  darauf,  dafs  Art.  16  Eünf.G.  Pl*t« 
greife,  weil  keine  Veröffentlichung  des  abweichenden  Güterrechts  er- 
folgte, kreditieren,  um  dann  zu  erfahren,  dafs  trotzdem  das  ausländische 
Güterrecht  Anwendung  finde.     Die  Unterlassung   der  vorgeschriebenen 
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Veröffentlicbung  würde  abo  den  im  Inland  wohnenden  Ausländem 
gerade  das  Mittel  bieten,  durch  Verheimlichung  ihres  Güterrechts  aus- 
ländische Gläubiger  zu  hintergehen;  im  Verhältnis  zu  diesen  wtlrde 
ihnen  die  unterlassene  Veröffentlichung  nicht  zum  Nachteil,  sondern 
zum  Vorteil  gereichen.  Dafs  das  Gesetz  vernünftigerweise  dies  nicht 
gewollt  haben  kann,  liegt  auf  der  Hand;  es  setzt  keine  Prämie  auf  die 
NichterAlUung  seiner  Vorschrift,  sondern  eine  Strafe  in  Grestalt  der 
Verwirkung  eines  Rechts.  Das  Landgericht  hat  auch,  trotzdem  es 
wiederholt  betont,  der  Art.  16  Einf.G.  bezwecke  nur  den  Schutz  der 
inländischen  Gläubiger,  nicht  angenommen,  dafs  ein  ausländischer 
Gläubiger  von  der  Berufung  auf  dessen  Bestimmungen  ausgeschlossen 
sei.  Dag^en  geht  es  von  der  anderen  ebenfalls  unhaltbaren  Annahme 
aus,  dafs  dieses  Gesetz  nur  den  Schutz  solcher  Gläubiger  bezwecke, 
deren  Forderungen  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  in  demselben  ge- 
nannten dreimonatlichen  Anmeldungsfrist  entstanden  seien,  da  erst  von 
diesem  Zeitpunkt  an  die  Fiktion  Platz  greife,  dafs  unter  den  aus- 
ländischen Ehegatten  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  bestehe.  Das 
Gesetz  habe  die  Rechtslage  der  früheren  Gläubiger  nicht  verbessern 
wollen.  Speciell  der  Firma  Callmann  Lerne  et  frhres  gegenüber,  deren 
Forderung  schon  im  Jahre  1884  bestanden,  habe  Klägerin  bereits  vor 
ihrer  Übersiedelung  nach  Konstanz  einen  Vindtkationsanspruch  hin- 
sichtlich der  jetzt  gepfändeten  Fahrnisse  erworben. 

Mit  diesem  „erworbenen  Vindikationsanspruch^  läfst  sich  die  land- 
gerichtliche Ansicht  nicht  begründen ;  es  ist  dies  nur  eine  Umschreibung 
Ihr  eheweibliches  Sondergut  Und  nicht  darum  handelt  es  sich,  ob  die 
Klägerin  in  irgend  einem  früheren  Zeitpunkt  vor  ihrer  Übersiedelung 
nach  Konstanz  dieses  Eigentum  im  Wege  der  Vollstreckungsinterventiou 
oder  Vindikation  mit  Erfolg  hätte  geltend  machen  kOnnen,  sondern  ob 
sie  dies  jetzt,  nach  ihrer  Übersiedelung  nach  Konstanz  und  trotz 
Nichtbefolgung  der  Vorschrift  des  Art.  16  Einf.G.  thun  kann.  Dem 
steht  aber  die  positive  Vorschrift  des  genannten  Gesetzes  entgegen, 
welches  keinen  Unterschied  nach  der  Entstehungszeit  der  Forderungen 
der  „Dritten^  macht,  sondern  die  unterlassene  Anmeldung  schlechthin 
mit  der  Unwirksamkeit  der  dort  genannten  weitergehenden  Rechte  der 
Ehefrau  bedroht.  Gerade  der  Gesichtspunkt,  dafs  diese  Verwirkung 
eine  Strafe  bilden   soll,   spricht  f)lr  ihre  ausnahmslose  Anwendbarkeit 

Der  einzige  Wog,  auf  welchem  die  Wirksamkeit  des  bisherigen 
günstigeren  Güterrechts  Dritten  g^enüber  gewahrt  werden  kann,  ist 
die  im  Art  16  voigeschriebene  Anmeldung.  Wie  dadurch  allen 
bisherigen  und  künftigen  Gläubigem  des  Ehemannes  gegenüber  diese 
Wirksamkeit  gewahrt  bleibt,  so  tritt  umgekehrt  als  Strafe  der  unter- 
lassenen Anmeldung  der  Verlust  dieser  Wirksamkeit  gegenüber  den 
gleichen  Gläubigem  ein.  Nach  der  landgerichtlichen  Auftassung  soll 
gerade  die  Unterlassung  der  Anmeldung  der  Ehefrau  den  bisherigen 
Gläubigem  des  Ehemannes  gegenüber  den  gleichen  Vorteil  gewähren, 
wie  die  Anmeldung.  Dies  widerspricht  der  ganzen  Tendenz  des  Gesetzes. 
Auch  der  Hinweis  darauf,  dafs  das  Gesetz  keinen  Eingriff  in  erworbene 
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Hechte  bezweckt  habe,  trifft  nicht  zu.  Der  Schlnfssatz  des  Art  16 
Einf.6.  enthält  allerdings  unter  Umständen  einen  Eingriff  in  die  er- 
worbenen Rechte  der  Ehefrau  insofern,  als  er  ihr  weitergehende  An- 
sprtlche,  als  nach  der  gesetzlichen  Gütergemeinschaft  zulSaeig  sind, 
versagt. 

Diesen  Eingriff  beabsichtigt  aber  das  Gesetz,  und  es  macht  ihn 
keineswegs  blofs  zu  Gunsten  der  bisherigen,  sondern  auch  der  za- 
künftigen  Gläubiger  des  Ehemannes.  Durch  diese  Bestimmung  können 
allerdings  die  bisherigen  Gläubiger  eines  Ehemannes  insofern  in  eine 
günstigere  Lage  kommen,  als  sich  der  Kreis  der  Zugriffijobjekte  fbr 
sie  erweitert:  Gegenstände,  welche  nach  dem  bisherigen  Güterrecht  des 
Schuldners  eheweibliches  Sondergut  waren,  gelten  jetzt  als  Gemeinschafts- 
gut  Das  ist  aber  die  Folge  des  im  Schlufssatz  des  Art.  16  auf- 
gestellten Verwirkungsprincips. 

Das  Landgericht  nimmt  ferner  an,  die  Klägerin  habe  dorcli  den 
ELauf  vom  30.  Oktober  1884  gegen  die,  hiebei  durch  d^i  Gläubiger- 
ausschufs  der  Konkursmasse  ihres  Ehemannes  vertretene  Firma  C.  L. 
et  frires  einen  vertragsmäfsigen  Anspruch  darauf  erhmgt,  dafs  diese 
ihr  Sondergnt  an  den  damals  gekauften  Gegenständen  anerkennen. 

Durch  jenen  Kauf  wurde  die  Verkäuferin  allerdings  verpflichtet, 
der  Käuferin  den  ruhigen  Besitz  der  verkauften  Sachen  zu  gewähr- 
leisten. Zufolge  der  Bestimmung  des  Art  16  Einf.G.  kann  aber  die 
Klägerin  ihr  Eigentum  an  ihren  Fahrnissen  den  Gläubigem  des  ManneB 
gegenüber  überhaupt  nicht  mehr  geltend  machen,  folgeweise  auch  nicht 
den  aus  dem  Eigentum  folgenden  Gewährleistungsanspruch.  Im  Ver- 
hältnis zu  diesen  Gläubigem  gelten  diese  Fahrnisse  nicht  mehr  als 
Eigentum  der  Frau,  sondern  der  Gemeinschaft  Damit  erledigen  sich 
auch  die  Ausftlhrungen  des  Landgerichts  über  den  angeblichen  Vindi- 
kationsanspruch  der  Klägerin,  derselbe  ist  verwirkt 

Unbegründet  ist  femer  die  Behauptung  der  Klägerin,  der  Art  16 
Einf.G.  verstehe  unter  dem  ^Ausländer"  nur  einen  ausländischen  Ehe- 
mann,  treffe  also  nicht  auf  den  Fall  zu,  dafs  eine  verheiratete  aus- 
ländische Handelsfrau  sich  im  Inlande  niederlasse. 

Wie  sich  aus  der  vom  Landgerichte  mitgeteilten  Entstehungs- 
geschichte dieses  Artikels  ergiebt,  enthielt  der  den  Ständen  vorgelegte 
Entwurf  eines  Einf.G.  zum  A.  D.  H.G.B.  keine  Bestimmung  über  den 
FhH  ,  wenn  Ausländer ,  die  keinen  Ehevertrag  haben ,  sich  im  Inlande 
als  Kaufleute  niederlassen.  Die  erste  fijimmer  fügte  deshalb  den 
jetzigen  Art.  16  als  Art  14  a  in  den  Entwurf  ein,  die  zweite  Kammer 
trat  diesem  Vorschlag  unter  Vornahme  einiger  redaktioneller  Ände- 
rungen bei.  Das  im  Kegierungsentwurf  aufgestellte  Princip  der  Publicität 
der  ehelichen  Güterrechte  der  Kaufleute  sollte  dadurch  auf  den  oben 
erwähnten,  im  Regierungsentwurf  nicht  vorgesehenen  Fall  ausgedehnt 
werden.  Nicht  eine  Ausnahme,  sondern  eine  Ergänzung  jenes  Principe 
wurde  bezweckt,  und  geben  die  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  lediglich 
keinen  Anhaltspunkt  daftlr,  dafs  man  in  Abweichung  von  den  voran- 
gehenden Artikeln,   welche  von  „Ehegatte"  und  „Ehegatten^  sprechen 
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und  dadarch  zu  erkennen  geben,  dafs  das  GeBchlecht  keinen  Unter- 
schied begründe,  unter  dem  ^ Ausländer^  nur  eine  Person  männlichen 
Geschlechts  habe  verstehen  wollen.  Aach  die  Ausländer  in  wird  sprach- 
lich richtig  als  ^ Ausländer^  bezeichnet,  gerade  so  gut  wie  eine  Frau, 
die  einen  Kauf  abschliefst,  als  Käufer.  Nicht  die  physische  Eigen- 
schaft, die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Geschlecht,  soll  durch 
solche  Ausdrücke  gekennzeichnet  werden,  sondern  eine  bestimmte  recht- 
liche Qualifikation. 

Der  Art.  16  Einf'.G.  schliefst  sich  auch  inhaltlich  direkt  an  den 
Art  15  an.  Dieser  behandelt  unter  anderem  auch  den  Fall,  dafs  ein 
„Ehegatte",  welcher  einen  Ehevertrag  abgeschlossen  oder  ein  Ab- 
Bonderungsurteil  erwirkt  hat,  seinen  Wohnsitz  aus  dom  Ausland  in  das 
Inland  verlegt.  Im  Anschlufs  daran  regelt  Art  16  den  Fall,  wenn 
ein  Ausländer,  welcher  ohne  Ehevertrag  verheiratet  ist,  sich  im  Inlande 
niederläfst  Damit  sollte  die  Lücke  des  Regierungsent würfe  ausgefüllt 
werden;  sie  wäre  dies  aber  nicht,  vielmehr  wäre  an  ihrer  Stelle  eine 
neue  Lücke  eröfinet  worden,  wenn  der  Art.  16,  im  Gegensatz  zu  dem 
sich  auf  Ehemann  und  Ehefrau  beziehenden  Art  15,  nur  Bestimmungen 
bezüglich  eines  ausländischen  Ehemannes  hätte  treffen  wollen.  Dafs 
Art.  16  eine  andere  Stra&anktion  trifit  als  Art  15,  ist  fUr  die  Aus- 
legung des  Wortes  „Ausländer"  unerheblich. 

Unter  „Ausländer"  im  Sinne  dieser  Gesetzesstelle  ist  somit  sowohl 
ein  Kaufmann  als  eine  Kauffrau  zu  verstehen. 

Von  der  gleichen  Auffassung  ging  auch  der  I.  Senat  des  dies- 
seitigen Gerichtes  in  der  in  Annalen  Bd.  61  S.  198  ff.  and  209  ff« 
mitgeteilten  Entscheidung  aus. 

Die  Anwendung  des  Art  16  EinfG.  auf  den  vorwürfigen  Fall 
erfolgt  somit  nicht  im  Wege  der  Analogie,  vielmehr  handelt  es  sich 
lediglich  um  Anwendung  des  Gesetzes  auf  einen  ihm  direkt  unter- 
stehenden Fall. 

Unzutreffend  ist  der  Einwand :  gegenüber  Handelsfrauen  habe  diese 
Bestimmung  gar  keinen  Sinn,  da  diese  für  ihre  Schulden,  ohne  Rück- 
sicht auf  ihr  Güterrecht,  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  haften.  Es 
handelt  sich  bei  dem  Art  16  Einf.G.  nicht  um  die  Haftbarkeit  der 
Ehefirau  ftlr  ihre  Schulden,  sondern  um  die  Rechte  der  Ehefrau  gegen- 
über den  Gläubigem  ihres  Mannes.  Mag  der  Mann  oder  die  Frau 
sich  im  Inlande  als  Kaufmann  niederlassen,  so  können  doch  in  beiden 
Fällen  die  bisherigen  und  künftigen  Gläubiger  des  Mannes  dadurch 
benachteiligt  werden,  dafs  ihnen  die  Frau  auf  Grund  ihres  ausländischen 
Güterrechts  Zugrifbobjekte  zu  entziehen  sucht,  auf  welche  die  Gläubiger 
bei  unterstellter  gesetelicher  Gütergemeinschaft  greifen  könnten.  Gegen 
diese  Benachteiligung  werden  die  Gläubiger  des  Mannes  durch  die 
Bestimmung  des  Art  16  Einf.G.  geschützt,  wonach  die  Ehefrau,  welche 
die  vorgeschriebene  Anmeldung  unterläfst,  ihnen  gegenüber  keine  weiteren 
Rechte  in  Anspruch  nehmen  kann,  als  ihr  die  gesetzliche  Gütergemein- 
schaft gewährt.  Damit  ist  selbstverständlich  nicht  gesagt,  dafs  als 
Folge  der  unterlassenen  Anmeldung   die  Haftbarkeit  der  Frau  für  die 
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Schulden  ihres  Mannes  eintrete;  es  wird  nur  ihr  Intenrentionsredit  in 
der  Vollstreckung  beschränkt  Die  Behauptung  der  Klttgerin,  Folge 
der  von  der  ausländischen,  im  Inland  etablierten,  Handelsfran  unto^ 
lassenen  Anmeldung  sei  die  Haftbarkeit  ihres  Ehemannes  ftlr  ihn 
Schulden,  hat  im  Art  16  Einf.6.  keinen  Boden,  wenn  auch  aoi 
sonstigen  Gründen  eino  Haftbarkeit  des  Mannes  eintreten  kann;  veigL 
Art  8  H.G.B.,  L.R.  S.  220,  1419,  1420. 

Mag  darum  Inliaber  des  von  einem  der  Ehegatten  K.  nach  Kon- 
stanz verlegten  und  daselbst  betriebenen  Handelsgeschäftes  der  Ehemann 
oder  die  Ehefrau  K.  bisher  gewesen  und  jetzt  noch  sein,  so  kann  in 
beiden  Fällen  die  Klägerin  ihr  Sondereigentum  an  den  gepftodeten 
Gegenständen  nicht  geltend  machen.  War  die  Klägerin  Geschifb- 
inhaberin ,  wie  sie  behauptet ,  so  hatte  sie  die  Verpflichtung  zu  der  in 
Art  16  Einf.G.  vorgeschriebenen  Anmeldung,  anderenfalls  ihr  Ehe- 
mann. 

In  beiden  Fällen  steht  dem  Anspruch  der  Klägerin  die  Schln&- 
bestimmung  des  Art  16  Einf.G.  entgegen.  Dieser  Anspruch  kann 
auch  nicht,  wie  erst  in  IL  Instanz  geschehen,  auf  den  Besitz  der 
Klägerin  an  den  gepfändeten  Fahrnissen  gestützt  werden.  Der  Besitz 
verleiht  ihr  kein  stärkeres  Kecht  als  das  Eigentum.  Ihrer  auf  den 
Besitz  gestützten  Interventionsklage  steht  der  Einwand  entgegen,  daffl 
sie  nicht  einmal  als  Eigentümerin  zur  Klage  berechtigt  ist,  da  ra 
Gunsten  der  Beklagten  die  gepftUideten  Fahmiise  ab  gemeinschaftlich 
zu  gelten  haben  und  darum  dem  Zugriff  der  Gläubiger  des  Mannes 
unterliegen. 

Ist  die  Spieleinrede  gegen  eine  nach  ausländischem  Heckte  ^ 
beurteilende  Forderung  etdässig,  wenn  die  Forderung  nach  otts- 
ländischem  klagbar,  die  Spielschuld  aber  nach  dem  Hechte  des 

Klagortes  unklagbar  ist? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  1.  April  1896  (Entsch.  d.  RG.  in  Grils. 

Bd.  37  8.  266). 

Die  in  Paris  domizilierende  Klägerin  hat  in  der  Zeit  vom  Joni 
1892  bis  Januar  1893  für  den  Beklagten  als  dessen  KommissionSrin 
eine  Reihe  von  An-  und  Verkäufen  von  Wertpapieren  an  der  Pariser 
Börse  abgeschlossen.  Gegen  ihre  auf  den  Kontokorrentsaldo  ▼om 
81.  Dezember  1892  gestützte  Klage  hat  der  Beklagte  unter  anderem 
eingewendet,  dafs  die  der  £[lageforderung  zu  Grunde  liegenden  Ge- 
schäfte sowohl  nach  einer  beim  Beginne  des  Geschäftsverkehres  ge- 
troffenen ausdrückliclien  Abrede,  wie  nach  stillschweigender,  ans  den 
Umständen  sich  ergebenden  Übereinkunft  reine  Differenzgeschäfte  ge- 
wesen, und  deshalb  unklagbar  seien.  Die  Klägerin  hat  dies  bestritten 
und  geltend  gemacht,  dafs  nach  französischem  Rechte  die  Einrede  des 
Differenzspieles  bei  Börsengeschäften  nur  auf  den  ausdrücklich  und 
schriftlich  erklärten  AusschluPs  der  effektiven  Erftülung  g^grfindet 
werden  könne. 
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Die  Einrede  des  Beklagten  ist  in  erster  Instanz  als  thatsttchlich  un- 
begründet verworfen  worden.  Das  Berafongsgericht  hat  dagegen  die 
Einrede  deshalb  für  unbegründet  erklärt,  weil  die  der  £Llageforderang 
zu  Grunde  liegenden  Geschäfte  hinsichtlich  ihrer  Bechtswirksamkeit 
nach  iranzGsischem  Rechte  zu  beurteilen  seien,  dieses  Recht  aber  die 
Anfechtung  von  Börseuzeitgeschftften  nur  dann  gestatte,  wenn  die 
Kontrahenten  sich  schriftlich  des  Rechtes  auf  wirkliche  Lieferung  be- 
geben hätten,  was  hier  nicht  geschehen  sei. 

Auf  die  Revision  des  Beklagten  ist  das  Bernfungsurteil  aufgehoben 
und  die  Sache  in  die  Vorinstanz  zurückverwiesen  worden  aus  folgenden 
Gründen: 

.  .  .  „Insofern  ist  der  Revision  nicht  beizupflichten,  ab  sie  aus- 
zuführen sucht,  dafs  für  den  von  der  EJägerin  erhobenen  Anspruch 
das  in  Berlin  geltende  Recht  mafsgebend  sei,  weil  die  Geschäfte 
zwischen  dem  Beklagten  und  dem  in  Berlin  wohnhaften  Vertreter  der 
Klägerin  abgeschlossen  seien,  und  deshalb  auch  der  Erfüllungsort  für 
diese  Geschäfte  Berlin  sei.  Zutreffend  nimmt  vielmehr  das  Berufungs- 
gericht unter  Bezugnahme  auf  ein  Bd.  12  S.  84  der  Entscheidungen 
abgedrucktes  Urteil  des  Reichsgerichtes  an ,  dafs  nicht  Berlin ,  sondern 
Paris  der  Erfüllungsort  für  die  Verbindlichkeit  des  Beklagten  aus  den 
geschlossenen  Geschäften  sein  wtlrde.  Die  Geschäfte,  aus  denen  die 
Klageforderung  hergeleitet  wird,  sollen  Kommissionsgeschäfte  gewesen 
sein,  welche  die  ELlägerin  als  Kommissionärin  des  Beklagten  an  der 
Pariser  Börse  auszuführen  hatte.  Ist  diese  rechtliche  Grundlage  der 
Klageforderung  in  Wahrheit  gegeben,  so  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs 
die  Verbindlichkeit  des  Beklagten  als  Kommittenten  in  Paris  zu  er- 
füllen sein  würde,  dafs  überhaupt  der  Sitz  der  Obligation  in  Paris  als 
demjenigen  Orte,  wo  die  aufgetragenen  Geschäfte  zur  Ausführung  ge- 
langen sollten,  zu  suchen  und  demgemäfs  das  örtliche  Recht  von  Paris 
als  Recht  der  Obligation  anzuwenden  sein  wtlrde.  Darauf,  ob  die 
Geschäfte  mit  einem  in  Berlin  wohnenden  Vertreter  der  £Jägerin  dort 
abgeschlossen  worden  sind,  kann  es  in  dieser  Beziehung  nicht  an- 
kommen. 

Das  Berufungsgericht  hat  nun  festgestellt,  dafs  nach  französischem 
Kechte  seit  der  Emanation  des  Gesetzes  vom  28.  März  1885  Börsen- 
zeitgeschäfte nur  noch  in  dem  Falle  als  Spielgeschäfte  angefochten 
werden  können,  wenn  diß  Kontrahenten  beim  Abschlüsse  derselben 
sich  schriftlich  des  Rechtes  auf  wirkliche  Lieferung  begeben  und  ledig- 
lich Erfüllung  durch  Differenzzahlung  vereinbart  haben,  und  hat  aus 
diesem  Grunde  den  Einwand  des  Beklagten,  dafs  er  in  Wahrheit  mit 
der  Klägerin  Kommissionsgeschäfte  über  den  Ein-  und  Verkauf  von 
Wertpapieren  nicht  geschlossen,  sondern  unter  der  äufseren  Form 
solcher  Geschäfte  mit  der  Klägerin  blofses  Differenzspiel  betrieben  habe, 
verworfen,  weil  die  nach  französischem  Rechte  erforderliche  schriftliche 
Vereinbarung  fehle.  Hiergegen  kann  nicht  geltend  gemacht  werden, 
dafs  der  Spieleinwand  zuzulassen  sei,  weil  es  sich  um  Differenzgeschäfte 
mit  einer  Coulissenfirma  handle,  welche  auch  nach  französischem  Rechte 
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nicht  klagbar  seien ;  denn  nach  der  in  dieser  Instanz  nicht  anfechtharaa 
Feststellung  des  Bemfungsgerichtes  ist  nach  (ranzOsischeni  Rechte  ftr 
BörsenzeitgeschKfto  überhaupt  die  Spieleinrede  nur  auf  Grund  einer 
schrifUichen  Vereinbarung  zulilssig,  ohne  Unterschied,  ob  die  Oeschifta 
an  dem  sogenannten  Parkett  der  Börse  durch  Ägents  de  change  oder 
aufserhalb  des  Parketts  im  freien  Verkehre  der  Ooulisse  geschloasea 
sind.  Das  Berufungsgericht  hat  jedoch  übersehen,  dafs  die  Ans- 
schliefsuDg  der  Spieleinrede  aus  einem  anderen  Grunde  unzulässig  ist 
Diese  Einrede  zielt  darauf  ab,  die  Unklagbarkeit  der  Klagforderang 
darzuthun.  Nun  ist  zwar  im  allgemeinen  die  Klagbarkeit  einer  Obli* 
gation  nach  dem  Ortlichen  Rechte  der  Obligation  zu  beurteilen,  nicht 
nach  dem  örtlichen  Rechte  des  Klagortes.  Erklttrt  aber  das  letztere 
Recht  einen  Anspruch  für  unklagbar,  weil  es  demselben  im  öffaitlichea 
Interesse,  aus  Grttnden  des  gemeinen  Wohles,  seine  Unterstützung  ver- 
sagen will,  so  darf  das  erkennende  G^cbt  die  Klagbarkeit  des  An- 
spruches nicht  anerkennen,  wenngleich  dieselbe  nach  dem  örtlichen 
Rechte  der  Obligation  begründet  sein  wtlrde.  Dies  gilt  insbesondere 
von  der  Spielschuld,  welche  im  preufsischen  Allgemeinen  Landreclite 
zweifellos  aus  Gründen  der  g^ten  Sitten  und  des  öffentlichen  Wohles 
für  unklagbar  erklttrt  ist  Im  Gebiete  des  Allgemeinen  LandreehteB 
darf  deshalb  nicht  auf  Zahlung  einer  Spielschuld  erkannt  werden,  ancii 
wenn  dieselbe  da,  wo  sie  kontrahiert  ist,  klagbar  wttre. 

Veigl.  Entsch.  des  R.O.H.G.S  Bd.  14  S.  277;    BoUe,  Praxis 
Bd.  2  Nr.  80;  v.  Savigny,  System  Bd.  8  S.  277;    GoU- 
sehitifcft,    Handbuch    des    Handelsrechts,    2.    Aufl.    Bd.  1 
S.  383;    V.  Bar,   Internationales  Privatrecht,  Bd.  2  S.  88. 
Wenngleich  also  nach    der  Feststellung   des  Berufungsgerichti  das 
französische  Recht  die  durch  die  ttufsere  Form  von  BörsenzeitgescblftcD 
verschleierte  Spielschuld  für  klagbar  erklttrt,   indem  sie  dem  Schuldner 
untersagt,   sich  auf  die  Unklagbarkeit  derselben  nach   dem  Code  ckü 
zu  berufen,  so  darf  doch  der  Richter  in  Berlin  diese  Klagbarkeit  nicht 
gelten  lassen.     Deshalb    ist   es  rechtsirrtümlich,   wenn  das  Berufbngs- 
gericht  wegen  der  Vorschriften  des  französischen  Rechtes  die  vom  Be- 
klagten  erhobene  Spieleinrede  ftlr   unzulttssig    erklttrt    hat.      Es  hstte 
vielmehr  untersucht  werden  müssen,  ob  in  der  That  ausdrücklich  oder 
stillschweigend   die  Ausschliefsung   der  effektiven  Erfüllung   und  damit 
ein  reines  Differenzspiel  vereinbart  war.^ 


•  • 


örtliches  Recht  für  die    Voraussetzungen   der  grofsen   Htwarie, 

Anwendbarheit  der  Bestimmungen  des  deutschen  Mandelsgesetgbuds 

über  grofse  Havarie  auf  die  FlufsschiffcJirt?     GewohnheOsrecht 

für  die  RheinschiffakrU 

Urteil  des  Reichsgerichts  (I.  CiviJsen.)  vom  8.  Oktober  1896  (Entwh.  d.  B.6j 

in  Givils.  Bd.  88  S.  1). 

Aus  den  Gründen: 

Das  Berufungsgericht  hat  angenommen,  dafs  das  Rechtsverbttltais 
der  Parteien  nach  hollttndischem  Rechte  zu  beurteilen  sei,  und  ferner, 
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dalk  nach  ausdrücklicher  Anordnung  des  HandelsgesetzbacbeB  der 
Niederlande  dessen  Yorechriften  über  Havarie  neben  anderen  seerecht- 
lichen Vorschriften  auch  auf  die  FluPsschifiahrt  anzuwenden  seien. 
Diese  letstere  Annahme  ist  nach  §  525  CPr.O.  für  das  Revisions- 
gericht  mafsgebend,  tkbrigens  auch  zutreffend  .... 

Seine  zuerst  erwähnte  Annahme  begründet  das  Berufungsgericht 
durch  den  Hinweis  darauf,  dafs  die  klagende  Firma  in  Rotterdam  ihr 
Domizil  hat,  die  Versicherung  durch  den  dort  wohnhaften  Makler  H. 
abgeschlossen  ist,  die  Policen  in  Rotterdam,  und  zwar  in  holländischer 
Sprache  ausgefertigt,  den  Versicherungen  die  BOrsenbedingungen  von 
Rotterdam  zu  Grunde  gelegt  sind,  und  in  den  Policen  ausdrücklich 
auf  mehrere  Artikel  des  niederländischen  Handelsgesetzbuches  verwiesen 
wird.  Die  hervorgehobenen  Momente  rechtfertigen  es  indes  nur,  davon 
auszugehen,  dafs  im  allgemeinen  das  Rechtsverhältnis  der  Parteien 
vom  holländischen  Rechte  beherrscht  wird. 

Aufser  acht  gelassen  hat  das  Berufungsgericht  den  auch  für  das 
Gebiet  des  Allgemeinen  Landrechtes  anzuerkennenden  Grundsatz  des 
internationalen  Privatrechtes,  dafs  darüber,  welche  Opfer  und  Kosten 
als  Havariegrosse  anzusehen  sind,  auch  für  das  Verhältnis  des  Ver- 
sicherers zum  Versicherten  das  Recht  des  Dispachierungsortes  ent- 
scheidet, vorausgesetzt,  dafs  die  Dispache  am  gehörigen  Orte  auf- 
genommen ist,  als  welcher  (regelmäfsig)  derjenige  Ort  gilt ,  wohin  das 
Schiff  bestimmt  war.  Ohne  Frage  hätten  die  Parteien  vereinbaren 
können,  dafs  unter  der  mitversicherten  Havariegrosse  nur  eine  Havarie- 
grosse im  Sinne  des  holländischen  Rechtes  verstanden  sein  solle.  An 
einer  solchen  Vereinbarung  fehlt  es  aber.  Allerdings  folgert  das 
Berufungsgericht  ans  den  für  die  Anwendbarkeit  des  holländischen 
Hechtes  angeführten  Momenten,  dafs  die  Parteien  sich  diesem  Rechte 
hätten  unterwerfen  wollen.  Von  Bedeutung  würde  das  jedoch  nur 
dann  sein,  wenn  das  holländische  Recht  für  die  unter  seiner  Herrschaft 
stehenden  Versicherungsverträge  die  Bestimmung  enthielte,  dafs  bei 
Versicherung  von  Havariegrosse  der  Um&ng  der  Ersatzpflicht  des  Ver- 
sicherers sich  nach  den  einheimischen  Vorschriften  über  die  Voraus- 
setzungen der  EbivariegroBse  richte.  Eine  solche  Bestimmung  enthält 
aber  das  holländische  Recht  nicht  Ans  den  Artt  711,  721  des  nieder- 
lündischen  H.G.B.  ergtebt  sich  vielmehr,  dafs  die  Vorschriften  dieses 
Gtesetzbnchs  über  Havariegrosse  dann  nicht  anzuwenden  sind ,  sondern 
dem  fremden  Rechte  weichen,  wenn  die  Dispachierung  im  Auslande 
erfolgen  mufs. 

Ist  daher  der  angeführte  Grundsatz  des  internationalen  Privatrechtes 
durch  Nichtbeachtung  vom  Berufungsgerichte  verletzt  worden,  so  wird 
nunmehr  nach  Mafsgabe  des  in  Befolgung  dieses  Grundsatzes  anzu- 
wendenden, mitbin  des  in  Mannheim  geltenden  Rechtes  die  Entscheidung 
des  Beruftingsgericbtes,  dafs  ein  zur  grofsen  Havarie  gehörender  Schade 
nicht  vorliege,  einer  Nachprüfung  zu  unterziehen  sein.  Das  dafür  mafs- 
gebende  Recht  ist  nicht  das  Havarierecht  des  deutschen  Handelsgesetz- 

Zeitcehrift  f.  intern.  PriTmt-  n.  Str»fy«oht  ete..  Band  VII.  29 
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buches  als  solches ;  denn  dessen  Vonchriften  ttber  den  Seehandel  finden 
auf  die  Flufsschifiahrt  keine  entsprechende  Anwendung. 

Vergl.  Entsch.  d.  ILG.s  in  Civils.  Bd.  5  Nr.  23. 
Es  hat  aber  kein  Bedenken,  anzuerkennen ,  dafs  in  yerschiedeaen 
deutschen  Gebieten  am  Rhein,  insbesondere  in  Mannheim,  für  die  Rhein- 
schifialirt  im  Wege  der  Gewohnheit  ein  Havarierecht  zur  Geltung  ge- 
langt war,  das  im  wesentlichen  mit  demjenigen  des  HandelsgeBetz- 
buches  ttbereinstimmte. 

Vergl.  Landgraf^  Entwurf  eines  BinnenschiflGuhrti^gesetsei  mit 
besonderer  Beziehung  auf  den  Rhein,  Tl.  2  S.  166  ^\ 
Derselbe,  Reichsgesetze,  betr.  die  privatrechtliehen  Ver- 
hältnisse der  Binnenschifiabrt  und  Flöfserei,  vom  15.  Jnni 
1895,  S.  282. 
Materiell  sind  es  daher  doch  die  Bestimmungen  der  Artt  702  £ 
des  deutschen  H.G.B.,  die  zur  entsprechenden  Anwendung  kommen.  . .  • 

Örtliches  Recht  heim  Frachtvertrag,  wenn  Schiff  und  Ladung  sid 
vor  Erreichung  des  Reisezieles  in  einem  Nothafen  trennen  müissim. 

Urteil  des  Reichsgerichts  (I.  Civilsen.)  vom  23.  Jaimar  1897  (EntscL  d.  R.Gi 

in  CivUs.  Bd.  38  S.  141). 

Vergl.  oben  S.  41. 

In  dem  oben  S.  41  mitgeteilten  Falle  ist  die  Revision  gegen  du 
oberlandesgerichtliche  Urteil  vom  3.  Juni  1896  vom  Reichsgerichte 
zurtlckgewiesen  worden  aus  folgenden  Gründen: 

.  .  .  „1.  Die  Ausführungen  der  Revision  sind  insofern  zutreflhai 
als  die  Grundlage,  von  der  das  Berufungsgericht  ausgeht,  nicht  für  die 
richtige  erachtet  werden  kann.  Zweifelfrei  ist  es  zwar,  da(s  in  Fajal 
die  Frage,  ob  die  Ladung  frachtfrei  ausgeliefert  werden  sollte  oder 
nicht,  nur  durch  gütliche  Einigung  oder  durch  Richterspruch  entschieden 
werden  konnte.  Wenn  die  Revision  eine  Angabe  darüber  venniftt 
welchem  Rechte  dieser  Satz  entnommen  sei,  so  geht  dies  fehl;  dena 
es  ist  hierin  kein  Rechtssatz  ausgesprochen,  sondern  es  sind  die  aU^:^ 
vorhandenen  thatsKchlichen  Möglichkeiten  angegeben.  Ferner  ist  dem 
Berufungsgerichte  darin  beizustimmen ,  dafs  vor  der  Entscheidung  ^ 
einen  der  beiden  Wege  Anlafs  vorhanden  gewesen  wäre,  die  Ver- 
sicherer in  die  Lage  zu  setzen,  ihrerseits  eine  gerichtliche  Entscheidoo^ 
herbeizuführen,  und  dafs  Klägerin  der  Beklagten  für  hieraus  etwa 
dieser  erwachsenen  Nachteile  aufzukommen  hat. 

Nicht  beizutreten  ist  jedoch  dem  Berufungsgerichte,  wenn  es  des- 
halb die  Entscheidung  davon  abhängig  macht,  dafs  Klfigerin  nach- 
weisen könne,  sie  habe  sich  keiner  Vemachlttssignng  der  Interessen  der 
Beklagten  schuldig  gemacht.  Wäre  das  portugiesische  Gericht  an- 
gerufen worden,  so  würde  durch  dessen  Urteil  die  Frage,  ob  Diataos- 
fracht  zu  zahlen  war,  oder  nicht,  erledigt  gewesen  sein,  und  der  Be- 
klagten höchstens  noch  freistehen,  das  Urteil  der  Klägerin  gegenüber 
wegen  mangelhafter  ProzefsfÜhrung  als  für  Beklagte  unverbindlich  sd- 
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safechten.  Da  jedoch  die  Ladung  auf  Grand  gütlicher  Vereinbarung 
frachtfrei  ausgeliefert  worden  ist,  bo  mufs  Klttgerin  allerdings  ander- 
weitig beweisen,  dafs  ihr  jetziger  Ansprach  begründet  sei.  Dieser 
Beweis  ist  jedoch  nicht  darauf  zu  richten,  dafs  die  Interessen  der  Be- 
klagten nicht  durch  Unterlassen  der  Anrufting  des  portugiesischen 
Gerichtes  verletzt  worden  seien,  sondern  unmittelbar  darauf,  dafs  der 
KlHgerin  keine  Distanzfracht  zugestanden  habe.  Es  ist  mithin  diese 
Frage  jetzt,  in  dem  vorliegenden  Rechtsstreite,  so  zu  entscheiden,  als 
ob  es  sich  um  das  Verhältnis  des  Befrachters  zum  Verfrachter  handelte. 
Vei^l.  O.A.G.  Lübeck  in  der  Sammlung  von  Erkenntnissen 
desselben  in  Hamburger  Rechtssachen  Bd.  4  S.  89 — 91. 

Unzutreffend  ist  dagegen  die  Rüge,  dafs  das  Berufungsgericht  die 
Frage,  welches  Recht  mafsgebend  sei,  unbeantwortet  gelassen  und  fest- 
gestellt habe,  es  kOnne  weder  englisches,  noch  portugiesisches  Recht 
zur  Anwendung  kommen.  Das  Berufungsgericht  hat  zwar  seine  Ent- 
scheidung darauf  gegründet,  welches  Recht  das  portugiesische  Gericht 
voraussichtlich  angewendet  haben  würde;  es  hat  aber  unzweideutig 
ausgesprochen,  dafs  dies  nicht  das  englische,  sondern  das  portugiesische 
gewesen  wttre.  Dabei  ist  das  Berufungsgericht  davon  ausgegangen, 
dafs  das  portugiesische  Gericht  richtig  entschieden  htttte,  und  hat  dann 
die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Fragen  erörtert  Hieraus  ergiebt 
sicli ,  dafs  das  Berufungsgericht  die  Entscheidung  aller  dieser  Fragen 
allerdings  in  der  Form  einer  Unterstellung  dessen,  was  das  portugie- 
sische Grericht  gethan  haben  würde,  getroffen,  dadurch  jedoch  eine 
eigene  Entscheidung  gegeben,  das  heifst  ausgesprochen  hat,  was  es 
selbst  für  richtig  halte  .  .  . 

Die  Entscheidung  geht  daher  sachlich  dahin,  dafs  das  portugie- 
sische Recht,  als  das  in  Fayal,  dem  Orte,  wo  Schiff  und  Ladung  sich 
trennten,  geltende  Recht  mafsgebend  sei.     Dem  ist  beizustimmen. 

Dem  Berufungsgerichte  ist  zunächst  darin  beizutreten,  dafs  aus  der 
zu  den  Akten  überreichten  Charter  eine  Vereinbarung  auf  ein  be- 
stimmtes Recht  sich  nicht  entnehmen  läfst  Die  Nationalität  der  Kontra- 
henten und  der  Gebrauch  der  englischen  Sprache  sind  unter  den  ob- 
waltenden Umständen  ohne  Bedeutung,  und  auch  aus  der  Klausel,  dafs 
die  Bestimmungen  des  Konnossementsforroulares  der  New  Yorker  Waren- 
börse mafsgebend  sein  sollten,  läfst  sich  nichts  herleiten,  da  in  jenem 
Formulare  (abgedruckt  bei  Carver^  Oarriage  of  goods  by  sea  p,  749) 
nichts  über  die  Frage,  wie  es  gehalten  werden  soll,  wenn  die  Reise 
nicht  vollendet  werden  kann,  enthalten  ist.  Ferner  sind  die  That- 
sachen,  dafs  der  Frachtvertrag  in  New  York  geschlossen  wurde  und 
dafs  das  gecharterte  Schiff  ein  deutsches  war,  ohne  Bedeutung,  da 
nichts  darauf  hinweist,  dafs  das  Recht  des  Vertragsortes  oder  das  Recht 
der  Flagge  als  mafsgebend  betrachtet  sei. 

Es  bleiben  dann  nur  die  Thatsachen,  dafs  das  Schiff  ftlr  Sou- 
thampton  gechartert  war,  und  dafs  die  Reise  in  Fayal  endete.  Gegen 
die  Ansicht  des  Landgerichts  mufs  dem  Berufungsgerichte  darin  zu- 
gestimmt werden,  dafs  das  Recht  des  Bestimmungsortes  im  vorliegenden 
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Falle  Hiebt  entscheidend  ist     Es  ist  gewifs  suzugeben,  dafs  dieser  Ort 
der  „ErfUllangsort"  ftlr  den  Frachtvertrag  im  ganzen  ist,   nnd  da& 
dort  ein  Gerichtsstand   Air   die  Klage  aaf  ErfÜllnng   des  Vertrags   be- 
gründet wllre.     Damit   ist  jedoch   nicht  gesagt,    dafs   sich   auch   naeh 
diesem  Rechte  entscheidet,    ob  die  Ladnng,  wenn  sie  w^en  eines  sa- 
fülligen  Ereignisses  vorher  vom  Schiff  getrennt  werden  mufs,  frachtfrei 
hemuszogeben    ist      Man    könnte    hierfür   geltend    machen,    dafs    der 
Frachtvertrag,  wenn  er  auf  ein  bestimmtes  Ziel  lautet,   und  das  Recht 
dieses  Ortes   keine  Distanzfracht   kennt,    so  ausgelegt  werden   mfifste, 
dafs  dem  Verfrachter  Fracht  nur  für  den  Fall   zugesagt  sei,    dafs   er 
die  Ladnng  an  das  Ziel  bringe.     Solche  Auslegung  würde  jedoch    nur 
zulttssig  sein,  wenn  man  eine  bestimmte  Vereinbarung  des  Inhaltes,  dafs 
sog.  Distanzfracht  nicht  g^ezahlt  werden  solle,  annehmen  könnte;    nicht 
d^^en  ist  eine  gleiche  Auslegung  noch  statthaft,    wenn  weiter  nichts 
vorliegt,    als  eine  Vereinbarung   über  das  Ziel  der  Reise,   zu  der    die 
Entscheidung  über   das   für   den  Fall    einer  vorzeitigen  Trennung    von 
Schiff  und  Ladung  Örtlich  anzuwendende  Recht,    welches  den  Parteien 
unbekannt  ist,  ergänzend  hinzutreten  mufs.     Aber  auch  die  andere  Ton 
der  Revision  geltend  gemachte  ErwKgung,   dafs  in  dem  Gerichtsstande 
des    Erfüllungsortes    Schadensersatz    wegen    Nichterfüllung    eingeklagt 
werden  könnte,  führt  nicht  dahin,  dafs  es  sich  nach  dem  Rechte  dieses 
Ortes  entscheidet,  was  an  Fracht  zu  zahlen  sei.     Denn  wenn  ein  Zu&U 
es  ist,  welcher  die  Beendigung  der  Reise  verhindert,  so  kommt  einer- 
seits ein  von  dem  Schiffer  oder  dem  Reeder  zu  vertretendes  Verschuld^i 
nicht  in  Frage,    und   andererseits   ist  die  Notwendigkeit  gegeben,    das 
Verhältnis   zwischen  Verfrachter   und  Befrachter   zu  lösen.     Dafs   dies 
am  zweckmäfsigsten  unter  Anwendung  des  am  Orte  der  Lösung  gelten- 
den Rechtes  geschieht,  ist  aufscr  Zweifel;    denn  wenn  der  Schiffer  die 
Ladung  nicht  frachtfrei  herausgeben  will,  so  mufs  der  Ladungsempfilnger 
klagen,  und  der  Richter  des  Ortes  entscheiden;   dieser  findet  aber  die 
sicherste  Grundlage  in  seinem   heimischen  Rechte.     Dies  ist  aber  auch 
aus  rechtlichen  Erwägungen  das  mafsgebende.     In  einem  Falle  kann 
gar  kein  anderes  Recht  in  Frage  kommen,   nämlich   dann,   wenn  die 
Ghartepartie  auf  einen  Orderhafen   lautet,   und  die  Notwendigkeit  der 
Trennung  eintritt,  bevor  der  Orderhafen  erreicht,  imd  bevor  die  Order 
gegeben  ist.     Das  nämliche  mufs  aber  in  allen  Fällen  gelten,  in  denen 
höhere  Gewalt  der  Reise  ein  Ziel  setzt.     Ein  solcher  Zufall  ist   kein 
Ereignis,  welches  den  Frachtvertrag  im  übrigen  bestehen  liefse,  sondern 
hat  die  Folge,   dafs  er   dessen  Beendigung  herbeiBlhrt     So  ist  es  im 
deutschen  H.G.B.  Art  682   bestimmt;   dasselbe  ist  aber  auch  für  den 
Geltungsbereich   des   portugiesischen    H.G.B.   vom    28.  Juni  1888    aas 
dessen  Arit  547,  548   zu  entnehmen   und  gilt   endlich   auch   im  eng- 
lischen Rechte. 

Vergl.  Carver  a.  a.  O.  Nr.  74  S.  84;  Maclaehlanj  Trea-^ 

Ose  on  ihe  Law  of  tnert^ant  ahipping ,   8.  Aufl.  S.  543 ; 

Äbbot,  Merchant  ships  and  seamen,  18.  Aufl.  S.  458« 
Allerdings   bleibt  der  Schiffer  nach  deutschem   Rechte  (Art.  684 


Bürgerliches  Recht  etc.  -—  Civilprozefs.  453 

H.6.B.)  and  portugiesischem  Rechte  (Art  518  des  erwähnten  portag. 
H.G.B.s)  verpflichtet,  sich  der  Ladung  anzunehmen  und  sie  unter  Um- 
standen durch  ein  anderes  Schiff  nach  dem  Bestimmungshafen  befördern 
za  lassen,  während  ihm  letzteres  nach  englischem  Recht  jedenfalls 
freisteht. 

Vex^l.  Carver,   Nr.  84  S.  805;   Madachlan,  S.  428,   502; 
Ähhot,  S.  411. 

Hierdurch  handelt  indes  der  Schiffer  auf  Grund  der  ihm  selbst 
gegenüber  dem  Befrachter  und  Ladungsempf^inger  obliegenden  Pflichten, 
nicht  in  AusfUhrung  des  Frachtvertrages.  Der  letztere  ist  gelOst,  und 
zu  seiner  Erfüllung  ist  nur  noch  die  Ladung  auszuliefern.  Dies  ge- 
schieht im  Nothafen,  so  dafs  dort  der  Frachtvertrag  „erfüllt"  wird. 

Das  Berufungsgericht  hat  daher  zutreffend  angenommen,  dafs  nach 
den  im  heimischen  Rechte  geltenden  Grundsätzen  das  Recht  des 
Trennungsortes  mafsgebend  wäre.  £s  hat  femer  festgestellt,  dafs 
eigentümliche  Bestimmungen  dieses,  also  des  portugiesischen.  Rechtes 
der  Anwendung  seiner  Vorschriften  auf  den  vorliegenden  Fall  nicht  im 
Wege  ständen.  Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Distanzfracht  wird 
fdr  Fälle  der  vorliegenden  Art  aber  nicht  nur  in  Art.  1580  (nicht 
1527)  des  portugies.  H.G.B.s  von  1888,  sondern  auch  in  dem  neuen, 
zunächst  fllr  das  Königreich  und  die  in  der  Nähe  liegenden  Inseln  er- 
lassenen, H.G.B.  vom  28.  Juni  1888  im  Art.  548  anerkannt 

Der  Anspruch  der  Klägerin  ist  demnach  unbegründet;  denn  es 
kommt,  wie  das  Berufungsgericht  mit  Recht  angenommen  hat,  nicht 
darauf  an,  ob  Klägerin  noch  jetzt  von  dem  Befrachter  Distanzfracht 
fordern  könnte,  sondern  nur  darauf,  ob  sie  solche  hätte  fordern  dürfen, 
diese  Forderung  also  freiwillig  aufgegeben  worden  ist;  letzteres  mufs 
aber  aus  den  vorstehend  erörterten  Gründen  bejaht  werden. **  .  .  . 

Mufs,   wenn  eine  in  England  domizilierende,   nicht   registrierte 

Sandelsgesellschaft  —  partnership  —  in  Deutschland  Jclagt,  von 

ihr  Sicherheit  wegen  der  Prozefskosten  geleistet  werden,  auch  tvenn 

sämtliche  Teilhaber  der  Gesellschaft  Deutsche  sind? 

Urteil  des  Reichgerichts,  VI.  CS.,  vom  25.  November  1895  (Ent»ch.  d.  R.G.S 

in  Civils.  Bd.  86  S.  893). 

Das  Reichsgericht  hat  die  oben  gestellte  Frage  verneint  aus  folgen- 
den Gründen: 

Das  eingelegte  Rechtsmittel  erscheint  unbetgründet. 

Nach  den  thatsächlichen  Feststellungen  des  angefochtenen  Urteiles 
ist  die  klagende  Gesellschaft  auf  Grund  englischen  Rechtes  errichtet 
und  hat  ihren  Sitz  in  London.  Sie  gehört  zu  den  nicht  registrierten 
Handelsgeselbchaften ,  den  sogenannten  partnerships ,  und  umfafst  zwei 
Teilhaber,  die  Kaufleute  H.  und  V.  in  London;  beide  sind  durch  Ab- 
stammung Deutsche.  Bei  der  Begründung  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung gellt  das  Berufungsgericht  von  dem  Satze  aus,  dafs  in  Er- 
mangelung    besonderer     gesetzlicher    Vorschriften    dann,     wenn    eine 
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Personenvereinigung  als  solche  klage,  für  die  Frage,  ob  die  Klagepartei 
als  Auslttnderin  anzusehen  sei  oder  nicht,  die  rechtliche  Natur  der 
klagenden  Vereinigung  mafsgebend  sei,  diese  aber  sich  nach  dem 
Rechte  des  Staates  bestimme,  wo  die  Vereinigung  ihren  Sitz  habe.  Es 
wird  dann  weiter  festgestellt,  dafs  die  partnerships  nach  dem  englischeo 
Rechte  keine  juristischen  Personen  seien ;  die  Firma  bilde  lediglich  den 
KoUektivnamen,  unter  welchem  die  Teilhaber  ihr  gemeinsames  Handels- 
gewerbe  betrieben;  die  letzteren  seien  die  Rechtssubjekte,  welche  unter 
der  Firma  klagend  auftraten.  Solche  Gesellschaften  könnten  allerdings, 
wie  in  Deutschland  die  offenen  Handelsgesellschaften,  unter  ihrer  Firma 
Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen,  auch  vor  Gkricht 
klagen  und  verklagt  werden.  Bei  dieser  Natur  der  partnersh^s  sei 
für  die  Frage,  ob  von  der  Klagepartei  gemafs  §  102  der  CPr.O. 
Sicherheit  wegen  der  Prozefskosten  geleistet  werden  müsse,  die  Staats- 
angehörigkeit der  Gesellschafter  entscheidend;  da  diese  Deutsche  seien, 
könne  Sicherheitsleistung  nicht  verlangt  werden.  Diese  Ausführungen 
lassen  keinen  Verstofs  gegen  revisible  Rechtsnormen  erkennen. 

Der  Satz,  dafs  die  rechtliche  Natur  der  klagenden  Gesellschaft 
nach  dem  an  ihrem  Sitze  geltenden  Rechte  zu  beurteilen  sei,  bembt 
auf  dem  irrevisibeln  sächsischen  bürgerlichen  Rechte,  über  die  An- 
wendung ausländischer  Gesetze  (vergl.  §  50  der  C.Pr.O.);  Übrigeos 
entspricht  dasjenige,  was  von  dem  Beruflingsgerichte  als  in  dieser  Hin- 
sicht in  Sachsen  geltend  bezeichnet  worden  ist,  demjenigen,  was  anch 
sonst  allgemein  in  dieser  Frage  angenommen  wird. 

Vergl.  auch  §  2237  des  II.  Entwurfs  eines  Bttrgerl.  G.B-s  f^  das 
Deutsche  R«ich  und  die  Materialien  zu  diesem  Entwürfe,  Protokoll  über 
die  403.  Sitzung  S.  8202  flg. 

Die  Feststellungen  der  Vorinstanz  über  das  in  England  geltende 
Recht  aber  sind  nach  §  511  der  CPr.O.  gleichfalls  der  Nachprttfon^ 
des  Revisionsgerichtes  entzogen.  Eine  Änderung  der  angefochtenen 
Entscheidung  könnte  hiemach  nur  dann  erfolgen,  wenn  dem  Umstände, 
dafs  die  klagende  Gesellschaft  juristische  Persönlichkeit  nicht  besitzt 
entscheidendes  Gewicht  ftlr  die  Frage,  ob  sie  im  Sinne  von  §  102  der 
CPr.O.  als  Ausländerin  zu  gelten  habe,  nicht  beizulegen  wAre.  Hier- 
für könnte  angeftlhrt  werden:  §  102  der  CPr.O.  lege  nach  seinem 
Wortlaute  (ebenso  wie  §  85  des  Gerichtskostengesetzes  die  Verbindlich- 
keit zur  Erlegung  erhöhten  Gerichtskostenvorschusses,  vergl.  Entsch. 
des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  31  S.  385  flg.)  die  Verpflichtung  zur  Sicher- 
heitsleistung schlechthin  der  Partei  auf,  welche  die  Klage  angestellt 
habe;  klage  daher  eine  auf  Grund  ausländischen  Rechts  im  Auslande 
begründete  und  dort  domizilierende  Personenvereinigung,  so  komme  es 
nicht  sowohl  darauf  an,  ob  sie  juristische  Persönlichkeit  besitze,  tls 
darauf,  ob  sie  parteifähig  sei,  also  aktives  oder  passives  Subjekt  eines 
Prozesses  sein  könne  (vergl.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  12 
S.  398  flg*)^  ^^  ^^^^  ^^^  ^^^  ^®°  englischen  partnerships  nach  den 
unanfechtbai'en  Feststellungen  der  Vorinstanz  der  Fall.  Zur  Unte^ 
Stützung  dieser  Auffassung  liefse  sich  geltend  machen,  dafs  die  Partei- 
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fkhigkeit  einer  klagenden  Gesellschaft  auch  für  die  Gestaltung  der 
Rechtslage  ihres  Prozefsgegners  nicht  ohne  Bedeutang  sei;  so  sei  bei 
der  deutschen  offenen  Handelsgesellschaft,  obwohl  sie  nach  der  vom 
Reichsgerichte  konstant  befolgten  Ansicht  keine  juristische  Person  sei, 
das  gegen  sie  erstrittene  Urteil  nach  der  herrschenden  Meinung  nicht 
ohne  weiteres  gegen  die  Gesellschafter  vollstreckbar,  vergl.  u.  a.  Entsch. 
des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  16  S.  96  flg.;  es  müsse  sich  femer,  wenn 
die  Gesellschaft  klage,  der  Gegner,  abweichend  von  der  Regel  des 
§  236  Abs.  2  der  C.Pr.O. ,  ge&Uen  lassen,  dafs,  dafem  während  des 
Prozesses  ein  Wechsel  in  dem  Bestände  der  Gesellschaftsmitglieder  ein- 
trete, ein  der  Gesellschaft  auferlegter  Eid  von  denjenigen  Personen  ge- 
leistet werde,  die  zur  Zeit  der  Eidesleistung  vertretnngsberechtigte 
Gesellschafter  seien,  vergl.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  14  S.  20  flg. ; 
auch  sei,  wenn  die  Gesellschaft  Klägerin  sei,  die  materielle  Rechtslage 
des  Gegners  nach  Art.  121  des  H.G.B.s  eine  andere,  als  wenn  ihm 
die  Teilhaber  als  einzelne  Personen  gegenüberständen;  bestehe  aber 
hiernach  zwischen  dem  Falle,  wo  diese  Klageparteien  seien,  und  dem, 
wo  die  Gesellschaft  klage,  ein  die  Rechte  des  Beklagten  in  mannig- 
facher Weise  berührender  Unterschied,  so  könne  auch  nicht  daraus, 
dafs  die  reichsangehörigen  Teilhaber,  wenn  sie  als  einzelne  Personen 
klagten,  frei  von  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  sein  würden, 
die  Folgerung  abgeleitet  werden,  dafs  auch  die  im  Auslande  domizi- 
lierende, aus  Deutschen  bestehende  Gesellschaft,  dafem  sie  als  solche 
klage,  die  gleiche  Vergünstigung  geniefsen  müsse. 

Indes  kann  diesen  Erwägungen  durchschlagende  Bedeutung  doch 
nicht  beigemessen  werden.  Die  Civilprozefsordnung  hat  das  Recht  der 
verklagten  Partei,  Sicherheit  daftir  zu  verlangen,  dafs  ihr  im  Falle 
ihres  Obsiegens  die  auf  ihrer  Seite  erwachsenen  Kosten  auch  wirklich 
erstattet  werden,  schlechthin  auf  den  Fall  beschränkt,  wenn  ein  Aus- 
länder klagt,  dergestalt,  dafs  einerseits  ein  klagender  Ausländer,  auch 
wenn  er  in  Deutschland  wohnt,  und  durch  sein  im  Inlande  befindliches 
Vermögen  hinreichende  Gewähr  ftlr  die  Beitreibung  der  von  ihm  etwa 
dem  Gegner  zu  erstattenden  Kosten  geboten  scheint,  Sicherheit  leisten 
mufs,  andererseits  ein  Kläger,  der  Reichsangehöriger  ist,  von  dieser 
Verpflichtung  frei  bleibt,  auch  wenn  er  seinen  Wohnsitz  im  Auslande 
liat,  kein  dem  Zugriffe  seiner  Gläubiger  zugängliches  Vermögen  in 
Deutschland  besitzt,  und  nach  dem  an  seinem  Wohnsitze  geltenden 
Rechte  keinerlei  Gewähr  daftir  vorliegt,  dafs  die  ihn  zur  Kostentragung 
verarteilende  deutsche  Entscheidung  werde   vollstreckt  werden    können. 

Nach  diesem  Principe,  angesichts  dessen  allerdings  die  Bemerkung 
der  Motive  zu  §  102  der  C.Pr.O.  (§  99  des  Entwurfes):  die  Kautions- 
pflicht des  inländischen  Klägers  sei  ungerechtfertigt,  „weil  gegen  jeden 
inländischen  Kläger  die  Rechtshülfo  gegeben  werde^,  nicht  recht  zu- 
treffend erscheint,  kann  fllr  die  hier  vorliegende  Klage  kein  Gewicht 
darauf  gelegt  werden,  ob  dann,  wenn  eine  im  Auslande  domizilierende 
Personenvereinigung  als  solche  klagt,  die  prozessuale  Lage  des  Gegners 
und    seine   Aussicht,    die    ihm    zu    erstattenden   Kosten   beitreiben    zu 
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können,   etwas  ungünstiger  erscheint,    als  wenn  ihm  die  in   der  Yer- 
einigung    begriffenen   Personen   als   einzelne  gegenUberstSinden.     Demi 
wenn  nach  jenem  Principe  die  verklagte  Partei  von  reichsangehörigen 
Klägern  Sicherheit  wegen   der  Prozefskosten   aach  dann  nicht  forden 
darf,   wenn   sie  nach  Lage   der  Verhältnisse  gar   keine  Aussicht  hat, 
w^en  der  ihr  zu  erstattenden  EJosten   das  gegen  den  Kläger  erlangte 
Urteil  vollstrecken  zu  können,  so  kann  es  auch  auf  die  gröft^en  oder 
geringeren   Schwierigkeiten,    die   sie  in    dieser  Kichtung   haben  kann, 
nicht  ankommen.     Für   die  Annahme  aber,   es    habe  der  Gesetzgeber 
reichsangehOrigen  Klägern,    dafem  sie  zu  einer  Vereinigung  verbanden 
sind  und  in  dieser  klagen  können ,    lediglich  mit  Rücksicht  hierauf  die 
ihnen    sonst    zustehende    Freiheit   von    der    Kostenkautionspflicht  ver- 
kümmern wollen,    bietet   weder  der  Wortlaut   des  Gesetzes,    noch  die 
Natur  der  Sache  genügenden  Anhalt     Es  ist  deshalb  der  Meinung  der 
Vorzug  zu  geben,   dafs,    wenn  die  klagende  Vereinigung  nach  materi- 
ellem Rechte   kein   selbständiges  Rechtssubjekt   ist,    vielmehr   die  ver- 
einigten Personen  selbst   die   ausscbliefslichen  Träger   der  Rechte  und 
Verpflichtungen  sind,    welche  fUr  die  Vereinigung  erworben  und  Über- 
nommen worden  sind,  für  die  Kostenkautionspflicbt  die  Staatsangehörig- 
keit  der    in    der   Vereinigung    begriffenen    Personen    auch    dann    ent- 
scheidend sein  soll,  wenn  diese  Vereinigung  prozessuale  Parteif^higkeit 
besitzt,  und  dafs  jedenfalls  dann,  wenn,  wie  hier,  alle  vereinigten  Per- 
sonen Deutsche  sind,  eine  Kostenkautionspflicht  nicht  bestehen  soll 

Nach  den  Feststellungen  der  Vorinstanz  aber  sind  die  englischen 
partnerships  keine  juristischen  Personen ;  vielmehr  ist,  wenn  eine  solche 
Gesellschaft  klagt,  die  Firma  lediglich  der  Kollektivname  der  Gesell- 
schafter, und  diese  selbst  „sind  die  Rechtssubjekte,  welche  klagend 
auftreten^.  Nach  diesen  in  der  Revisionsinstanz  unangreifbaren  Fest- 
stellungen liegt  kein  Anlafs  vor,  auf  die  rechtliche  Natur  der  deutschen 
offenen  Handelsgeselbchaft  und  auf  die  in  dieser  Richtung  hervor- 
getreteneu verschiedenen  Auffassungen  (vergl.  die  Zusammenstellong 
von  Noest  in  der  Abhandlung :  Erlangt  das  gegen  eine  offene  Handels- 
gesellschaft ergangene  Urteil  Rechtskraft  gegen  die  Gesellschafter?) 
näher  einzugehen.  Denn  das  Berufungsgericht  hat  zwar  die  englischen 
partnerships  als  den  offenen  Handelsgesellschaften  in  vielen  Stücken 
gleichend  bezeichnet,  nicht  aber  ausgesprochen,  dafs  alle  Sätze,  welche 
ftir  die  letzteren  im  Handelsgesetzbuche  aufgestellt  oder  aus  dessen 
Vorschriften  abgeleitet  worden  sind,  auch  ftlr  die  englischen  partnersh^s 
gelten;  insbesondere  ist  nicht  festgestellt  worden,  dafs  etwa  alle  die- 
jenigen in  Deutschland  geltenden  Sätze,  welche  oben  als  ftir  die  Auf- 
fassung der  RevisionsklKger  verwertbar  hervorgehoben  worden  sind,  in 
England  ftlr  die  partnerships  anerkannt  werden;  im  Gegenteile  ist 
bereits  in  den  vom  Berufungsgerichte  durchgängig  gebilligten  Gründe» 
des  ersten  Urteiles  auf  einige  in  England  bestehende,  dem  deutschoi 
Rechte  fremde  Bestimmungen  hingewiesen  worden.  Es  mag,  da  hier- 
nach die  Feststellungen  der  Vorinstanz  über  das  englische  Recht  nicht 
entgegen  stehen,    nicht   unerwähnt   bleiben,   dafs   das   englische  Recht 
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auch  noch  in  anderen,  als  in  den  vom  Gerichte  erster  Instanz  erwähnten 
Punkten  y  namentlich  auch  bezüglich  der  Vollstreckung  des  gegen  ein 
partnership  erstrittencn  Urteiles,  von  demjenigen  abweicht,  was  nach 
der  herrschenden  Meinung  als  in  Deutschland  für  die  o£Fenen  Handels- 
gesellschaften  geltend  angesehen  wird ;  vergl.  den  Exkurs  von  InhÜlsen 
in  dem  von  Leske  und  Löwen feld  herausg^ebenen  Werke:  „Die 
Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr",  Bd.  1  S.  667,  668,  669; 
insbesondere  sei  zur  Ergänzung  der  Feststellung  der  Vorinstanzen: 

dafs,  wenn  im  Namen  der  Firma  geklagt  wird,  Namen  und  Wohnort 
aller  Inhaber  auf  schriftliches  Verlangen  des  Beklagten  schrifUich 
angegeben  werden  mtlssen,  widrigenfalls  der  Rechtsstreit  ruht, 

noch  bemerkt,  dafs,  wenn,  wie  hier  geschehen  ist,  der  Aufforderung 
Folge  geleistet  wird,  die  partners ,  deren  Namen  angegeben  worden 
sind,  ab  in  der  Klageschrift  benannte  Kläger  gelten,  das  Verfahren 
jedoch  im  Namen  der  Firma  fortgesetzt  wird:  „Änd  when  the  names 
of  the  partners  are  so  declared,  the  actum  shäll  proceed  in  the  scwne 
fnanner,  and  the  same  consequences  in  all  respects  shall  folloto^  as  if 
ihey  had  heen  named  as  the  plaintiffs  in  the  writ,  But  all  the  procee- 
dings  shaJl^  nevertheless ,  continue  in  the  name  of  the  firm.^  Vergl. 
Hutes  of  the  Supreme  Court ,  order  XLYIIIa  rule  2  in  The  Annual 
JPraäice  1896 ^  herausgegeben  von  Snow,  Burney  und  Stringer^  S.  877. 
Hiemach  sind  die  Bestimmungen  des  deutschen  Handelsgesetzbuches 
über  die  offenen  Handelsgesellschaften  und  die  gerichtlichen  Aussprüche, 
in  denen  diesen  eine  der  juristischen  Persönlichkeit  nahe  kommende 
Natur  beigelegt  worden  ist  (vergl.  z.  B.  Entsch.  des  R.6er.  in  Civils. 
Bd.  1 6  S.  1 7),  nicht  verwertbar  fUr  die  Frage,  wie  die  Kautionspflicht 
dann,  wenn  eine  ausschliefslich  aus  Deutschen  bestehende  partnership 
klagt,  zu  beurteilen  ist  In  diesem  Falle  mufs  nach  demjenigen,  was 
das  Berufungsgericht  über  die  Natur  dieser  englischen  Gesellschaflen 
festgestellt  hat,  die  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  wegen  der 
Frozefskosten  ebenso  als  ausgeschlossen  angesehen  werden,  als  wenn 
die  Gesellschafter  als  Einzelpersonen  geklagt  hfttten.*^  .  .  . 

Unjsulässigkeit   eines    Vollstreckungsurteüs   aus   dein    Urteil   eines 
ausländischen  Gerichts  wegen  dessen  Unzuständigkeit  bezw,  wegen 
Mangels  oder    Unstatthaftigkeit  einer  Prorogation   beim   auslän- 
dischen  Gerichte. 

Urteil  des  Reichsgerichts ,  III.  Civils. ,  vom  14.  April  1896  i.  S.  Devalle  in 
Turin,  Klgr.,   gegen  L.  Wertheim  in  Frankfurt,   Bekl.  (Annalen  der  bad. 

Gerichte  Bd.  LXIH  S.  103). 

Aus  den  Entscheidungsgrttnden: 

Der  erkennende  Senat  teilt  die  in  dem  Urteile  des  zweiten  Senats 
in  Sachen  Bolge  gegen  Mayer  ^)  dargelegte  Auffassung  des  §  661  Ziff.  8 
C.Pr.0.  und   nimmt   demgemäfs  an,   dafs   die  Frage,    ob  der  beklagte 

1)  Veigl.  Zeitschrift  Bd.  VI  S.  448. 
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Inländer  bei  einem  uozustttndigen  ausländischen  Gerichte  sich  eingekasen 
und  damit  durch  Prorogation  dessen  Zuständigkeit  begründet  bat,  als- 
dann zu  verneinen  ist,  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle,  nach  dena  am 
Sitze  des  ausländischen  Gerichtes  geltenden  Rechte  dasselbe  als  sa- 
ständig  bezeichnet  werden  mufs.  Was  die  Revision  biegten  ein- 
gewendet hat,  verdient  keine  Beachtung,  insbesondere  auch  nicht  der 
Hinweis  darauf,  dafs  die  freiwillige  Einlassung  bei  einem  unzuständigen 
Gerichte  eine  juristische  Präsumtion  für  das  Vorhandensein  des  Proro- 
gationswillens  begründe;  denn  bei  der  vorerwähnten  Frage  handelt  es 
sieh  nicht  um  einen  Irrtum  des  Prorogierenden  über  die  Zuständigkeit 
des  angegangenen  Gerichts,  sondern  lediglich  danim,  wie  die  Rechts- 
folgen der  Einlassung  bei  ausländischen  Gerichten  gemäfs  dem  §  661 
Ziff.  3  zu  beurteilen  sind.  Übrigens  mag  hier  noch  beigefügt  werden, 
dafs  die  Auffiwsung  der  Revision,  wie  sie  theoretisch  nicht  haltbar  ist, 
so  auch  zu  unzuträglichen  Resultaten  führt,  sofern  der  im  Ausland  rer- 
klagte  Inländer  genötigt  wäre,  entweder  eine  aussichtslose  Einrede  der 
Inkompetenz  bei  dem  ausländischen  Gerichte  zu  erheben,  oder  sich 
kontumazieren  zu  lassen,  was  unter  Umständen  mit  erheblichen  Nach- 
teilen verknüpft  sein  könnte. 


B.   RechtshtQfe. 

UnamcendbarJceit  der  Rechtshülfe,  wenn  das  erstichende  Gericht 

die  Handlung  selbst  vornehmen  kann. 

Beschluls  des  Oberlandesgerichts  zu  Jena  vom  19.  Oktober  1896  (SenßcrU 
Archiv,  N.  F.  Bd.  22.  S.  342,  Bl.  f.  Thüringen  Bd.  44  S.  146). 

Ein  von  dem  Amtsgericht  R.  an  das  Amtsgericht  N.  gerichteter 
Antrag,  seine  Gerichtsschreiberei  zu  veranlassen,  einem  gewissen  Ein- 
wohner des  dortigen  Amtsgerichtsbezirks  zu  eröffnen,  dafs  er  zwei  Ab- 
schriften von  der  Klage,  die  er  bei  dem  Amtsgericht  R.  erhoben  habe, 
einreichen  solle,  war  von  dem  Amtsgericht  N.  zurückgewiesen  worden. 
Das  Amtsgericht  R.  führte  darüber  unter  Berufung  auf  §  157  6.V.G. 
eine  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  herbei,  die  jedoch  za  Un- 
gunsten dieses  Amtsgerichts  ausfiel: 

„Die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift  des  §  159  Abs.  1  6.V.G., 
dafs  ein  Ersuchen  um  Rechtshülfe  nicht  abgelehnt  werden  darf,  hat, 
abgesehen  von  den  im  Abs.  2  dieses  Paragraphen  vorgesehenen  Aus- 
nahmen, zur  selbstverständlichenVoraussetzung,  dafs  in  derThat  einKechts- 
hülfefall  vorliege,  denn  nicht  jedes  von  einem  Gericht  an  ein  anderes  Gericht 
um  Vornahme  einer  Amtshandlung  gerichtete  Gesuch  bezielt  notwendiger- 
weise begrifflich  die  Bethätigung  der  Rechtshülfe.  So  mufs  der  Fall 
der  Rechtshülfe  begrifflich  dann  als  ausgeschlossen  gelten,  wenn  die 
Handlung,  um  deren  Vornahme  ersucht  wird,  sich  als  eine  solche  dar- 
stellt, die  das  ersuchende  Gericht  nach  gesetzlicher  Bestimmung  selbst 
vorzunehmen  berufen  und  in  der  Lage  ist.     Denn  bei  solcher  Sachlage 
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kann  das  von  diesem  Gericht  an  ein  anderes  Grericht  gestellte  Begehren 
um  Hülfe  zur  Ermöglichong  der  Ausübung  seines  Amtes  wegen  Mangels 
der  Begrifi&momente  der  Rechtshtllfe  als  berechtigt  und  zulttssig  nicht 
anerkannt  werden.  Auch  vorliegendenfalls  ist  ein  Fall  der  Rechtshülfe 
im  Sinne  des  §  158  6.V.G.  nicht  gegeben. 

Erachtet  das  Amtsgericht  R.  für  geboten,  dafs  vor  der  Bestimmung 
des  Termins  auf  die  bei  ihm  eingegangene  Klage  der  Klttger  vorerst 
noch  zwei  Abschriften  der  Klage  übergebe,  so  möge  es,  wie  ihm 
gesetzlich  obliegt,  vor  allem  selbst  durch  Beschlufs  dem  Kläger  die 
Überreichung  dieser  Abschriften  aufgeben.  Eine  solche  Aufgabe  des 
Prozefsgerichts  würde,  auch  ohne  Folgeleistungsbefelil  des  persönlichen 
Gerichts,  von  der  klagenden  Partei,  die  sich  aufserhalb  des  Bezirks  des 
gebietenden  Gerichts  im  Deutschen  Reiche  aufhält,  vermöge  der  sich 
auf  alle  im  Deutschen  Reiche  sich  aufhaltenden  Personen  erstreckenden 
Geriehtsgewalt  eines  deutschen  ordentlichen  Gerichts  befolgt  werden 
mtlssen.  Allerdings  würde  ein  derartiger,  nicht  auf  Grund  einer  münd- 
lichen Verhandlung  ergehender  und  deshalb  einer  Verkündung  nicht 
unterliegender  prozefsleitender  Beschlufs  nach  §  294  C.Pr.O.  von 
Amtswegen  zuzustellen  sein,  allein  auch  ftlr  solche  Zustellung  bedarf 
es  nach  §§  161 ,  162  G.V.G.  keines  Ersuchens  um  Rechtshülfe.  Die 
Zustellung  kann  ohne  solches  Ersuchen  unmittelbar  durch  den  Gerichts- 
vollzieher oder  die  Post  erfolgen,  oder  das  Gericht  konnte  wegen  Er- 
teilung des  Zustellungsanflrages  an  einen  auswärtigen  Gerichtsvollzieher 
unmittelbar  die  Mitwirkung  des  Gerichtsschreibers  des  betreffenden 
Amtsgerichts  in  Anspruch  nehmen,  g^en  dessen  etwaige  Weigerung 
dann  lediglich  die  Beschwerde  bei  der  Aufsichtsbehörde  stattfinden 
würde.  ..." 


England. 

Seereise,    Bedingungen  des  Fahrscheines. 

Urteil  des  Hauses  der  Lords  vom  2.  März  1894  {Clunet  1897  S.  401). 

Wird  dem  Fahrgaste  die  Seereisefahrkarte,  auf  der  in  ganz  kleinen 
Buchstaben  gedruckt  steht,  dafs  der  Schifisherr  ftlr  keinen  Schaden 
haftet,  der  dem  Reisenden  selbst  oder  seinem  Gepäck  zustöfst,  nicht 
offen,  sondern  „gefaltet"  behSndigt,  so  wird  nicht  ohne  weiteres  an- 
genommen, dais  der  Fahrgast  die  Klausel  kennen  gelernt  hat.  Sie 
l>indet  ihn  daher  nicht.  Der  Schiffsherr  mufs  daftlr  Sorge  tragen,  dafs 
der  Fahrgast  vernünftigerweise  in  die  Tjage  gekommen  ist,  von  den  Reise- 
fiihrtbedingungen  gehörig  Kenntnis  zu  erhalten. 
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Telegraphische  Agentur,  Mitteilung  und  Erweiterung  der  von  den 
Korrespondenten  erhaltenen  Depeschen  an  die  Zeitung. 

Urteil  dee  Hohen  Gkrichthofes  (Bank  der  Königin)  vom  30^31.  Mirz  and 

14.  April  1896  {Clunei  1897  S.  d99j. 

Eine  telegraphiscbe  Agentur,  die  sich  verpflichtet  hat,  einer  Zeitung 
nach  einem  festbestimmten  Preis  (etwa  für  die  Druckzeile)  die  t^e- 
graphischen  Depeschen  zuzusenden,  welche  sie  von  ihren  Korrespon- 
denten empfangt,  kann  nicht  ohne  Vertragsverletzung  und  Verpflichtang 
zum  Schadensersätze  dem  Depeschen  texte  etwas  anderes  bdfügen,  ab 
die  zu  ihrem  Verständnis  erforderlichen  Worte. 


Frankreich. 

Rechtsprechung  französischer  AerichtshSfe. 

Warenzeichen, 

Urt€il  des  Handelsgerichts  Marseille  vom  7.  Juli  1896  (Clunet  1897  S.  35T> 

Wer  seine  Fabrik  oder  sein  Handelsgeschäft  in  Frankreich  nebst 
Kundschaft  und  dem  damit  verbundenen  Warenzeichen  verkauft  und 
sich  verpflichtet  hat,  während  einer  bestimmten  Zeit  Waren  mit  diesem 
Zeichen  in  Frankreich  nicht  herzustellen  und  zu  verkaufen,  darf  solche, 
auch  wenn  sie  aufserhalb  Frankreichs  hergestellt  wurden,  weder  mit 
der  früheren  Marke  noch  mit  einer  ander<*n  in  Frankreich  einfäbren 
und  zum  Verkauf  bringen. 

Gesellschaft. 

Urteil   des  Rassationshofes  zu  Paris  vom  22.  Dezember  1896  (Clunet  1897 

S.  867). 

Wenn  die  Bestimmung  der  Staatsangehörigkeit  einer  Gesellschaft 
davon  abhängt,  dafs  dieselbe  ihren  Sitz  und  ihre  Hauptniederlassnng 
in  Frankreich  hat,  so  kann  jene  Staatsangehörigkeit  nur  dann  als  ernst- 
haft gemeint  und  recbtswirksam  anerkannt  werden,  wenn  die  Gesell- 
schaft thatsächlich  Geschäfte  von  hier  aus  betreibt.  Aufserdem  gilt  die 
Wahl  des  Sitzes  nur  als  zum  Scheine  geschehen,  um  sich  den  Vor- 
schriften des  französischen  Rechtes  über  Gründung  von  GesellachaflaD 
zu  entziehen. 

Englische  Gesellschaften* 

Urteil  des  Handelsgerichts  Boulogne  vom  4.  August  1896  (Clunet  1897  S.  368^ 

Die  englischen  Gesellschaften  sind  in  Frankreich  befugt,  vor  Gericht 
zu  stehen.  Da  nach  den  Bestimmungen  des  englischen  Gesetzes  über 
die  „limi^ed^- Gesellschaften   die  Rechte   und  Bdfugnisse  einer  solch« 
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Geaellschaft  von  den  Direktoren  oder  einem  Aasschafs,  der  aoB  einem 
oder  mehreren  derselben  besteht,  ansgettbt  werden,  so  sind  dieselben 
auch  zu  beobachten,  wenn  eine  derartige  Gesellschaft  in  Frankreich 
handelnd  aufboten  will.  Der  Leiter  derselben  hat  als  Kläger,  wie  als 
Beklagter  seine  Legitimation  und  den  Umfang  seiner  Befugnisse  dar- 
EUthun. 

Pfändbarkeit  ausländischer  Rententitel. 

Urteil  des  Appellgerichts  tu  Paris  vom  7.  August  1896  (Clunet  1897  S.  857). 

Das  Vorzugsrecht  des  Gesetzes  vom  8.  Nivdse  des  Jahres  VI, 
wonach  französische  Rententitel  unpflindbar  sind ,  erstreckt  sich  nicht 
auf  diejenigen  anderer  Staaten,  selbst  wenn  deren  Rententitel  auch 
nach  den  Gesetzen  derselben  unpf^ndbar  sind. 

Versäunmisurteil  gegen  einen  im  Auslande  Wohnenden» 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seme  vom  7.  Aagust  1896  (Clunet  1897  S.  845). 

Wenngleich  nach  gemeinem  Rechte  gegen  ein  Versttumnisurteil, 
das  g^en  einen  in  Frankreich  wohnenden  Franzosen  ergeht,  Einspruch 
bis  zur  Zwangsvollstreckung  erhoben  werden  kann,  so  genügt  es  in 
dem  Falle,  dafs  der  Verurteilte  im  Auslande  wohnt,  das  vollstreckbare 
Urteil,  das  im  Auslande  zugestellt  werden  mufs,  nach  Art.  69  der  Pr.O. 
und  Gesetz  vom  8.  März  1882  bei  der  Staatsanwaltschaft  zu  hinter- 
legen, um  hiemach  sofort  die  Zwangsvollstreckung  vollziehen  zu  lassen. 


Niederlande. 

Ättsländer '  Prozefskostenkaution  im  Verhältnis  eu  Holland. 

Urteil  des  Tribunals  von  Bois  le  duc  vom  4.  November  1898  (Clunet  1896 

S.  219). 

Der  ausländische  Beklagte,  welcher  vor  einem  niederländischen 
Gericht  auftritt,  bat  ebenso  wie  der  Inländer  das  Recht,  von  dem 
ausländischen  Kläger  Sicherheitsleistung  ithr  die  Prozefskosten  zu  ver- 
langen. 

Aus  den  Gründen:  Nach  §  9  des  Ges.  vom  15.  Mai  1829 
genieist  der  Ausländer  —  abgesehen  von  ausdrttddich  angeordneten 
Ausnahmen  —  alle  den  Inländern  zustehenden  Privatreehte.  Das  Recht, 
Sicherheitsleistung  zu  fordern,  gebührt  daher  dem  ausländischen  Be- 
klagten ebenso  wie  den  einheimischen,  da  Art.  152  der  niederländ. 
Pr.O.,  auf  Grund  dessen  die  Sicherheit  geleistet  werden  mufs,  sobald 
der  Beklagte  es  verlangt,  zwischen  Ausländer  und  Inländer  nicht  unter- 
scheidet. 
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Österreich. 

Rechtsprechnng  Ssterreichischer  GerichtshSfe. 

Staatsverträgen  wegen  gegenseitiger  Auslieferung  von  Verbrechern 
wird  durch  §  41  Str.G.  gesetzliche  Kraft  verliehen;  sie  keim, 
das  Herrschaftsgebiet  des  hierländigen  Strafgesetzes  bestimmend, 
an  Stelle  der  §§  36^40  Str.G.  Auf  Thatbestände,  rilcksiditM 
welcher  der  auswärtige  Staat  die  Auslieferung  nicht  zugestand, 
darf  der  Schuldspruch  wider  den  Verbrecher  sich  nicht  erstrecken 
(§  281  Z.  9  b  und  §  344  Z.  10  b  Str.Pr.O.). 

Ka89.Ent8ch.  yom  8.  Mai  1897,  Z.  3659  (Beil.  z.  J.M.V.BI.  1897  8.  89  £). 

Infolge  von  Betrugsanzeigen  gegen  die  ein  Handschuhezportgesehftft 
in  London  betreibenden  Josef  L.  und  Wilhelm  J.  wendete  sieh  das 
Prager  Landesgericbt  an  die  königlich  britische  Regierung,  am  die 
Auslieferung  der  Beschuldigten  zu  erlangen.  Seinem  Begehren  lo^  tf 
an  Heinrich  B. ,  Heinrich  K.  und  Josef  K.  verübte  Entlocknng  von 
Waren  zu  Grunde,  und  nur  in  diesem  Umfange  wurde  die  AaslieferoBg 
bewilligt  Nachtraglich  kam  jedoch  hervor,  dafs  die  Beschaldigtoi 
auch  anderen  Geschäftsleuten  betrügerisch  Waren  abnahmen  oder  ab- 
zunehmen versuchten.  Für  diese  Fälle  die  Verfolgungszostimmang  der 
britischen  Regierung  einzuholen,  wurde  übersehen.  Die  Staatsanwalt- 
schaft nahm  auch  die  neuen  Fälle  in  die  Anklage  auf,  und  in  der 
Hauptverhandlung  erfolgte  rtlcksichtlich  einzelner  derselben  auch  ein 
Schuldspruch  (Urteil  des  Prager  Landes-  als  Schwuigerichtes  ?od 
24.  Februar  1897,  Z.  2023).  In  der  Nichtigkeitsbeschwerde  des 
Josef  L.  wird  die  Überschreitung  der  Auslieferungsbewilligung  geragt 
Der  Vertreter  der  Generalprokuratur  fUhrte  in  dieser  Beziehung  vor 
dem  Kassationshofe  aus: 

„Unerörtert  kann  die  Frage  bleiben,  ob  die  ohne  Mitwirkung  der 
gesetzgebenden  Gewalt  mit  einzelnen  Staaten  abgeschlossenen  Ans- 
lieferungsgesetze  dem  Strafgesetze  und  der  Strafprozefsordnung,  ^ 
deren  Änderung  nach  §  11,  lit.  k  des  G^.  vom  21.  Dezember  1867, 
RG.Bi.  Nr.  141 ,  die  Mitwirkung  des  Reichsrates  erforderlich  wii«) 
zu  derogieren  vermögen;  denn  das  Strafgesetz  selbst  würdigt  deren 
Bestand  als  rechtserzeugenden  bezw.  rechtsändemden  Faktor^).  & 
begegnet  jedem  Zweifel  durch  die  Bestimmung  des  §  41  Str.O.,  wo- 
nach dann,  wenn  über  die  gegenseitige  Auslieferung  von  Verbrecben 
mit  auswärtigen  Staaten  besondere  Verträge  bestehen,  in  Gem^beH 
derselben  vorzugehen  ist  Das  Gesetz  selbst  statuiert  damit  eme  Aus- 
nahme von  dem  im  §  87  Str.G.  als  Regel  aufgestellten  Grundsätze, 
dafs   auch   über   einen  Fremden,    der  im   österreichischen  Staat^ebiete 


1)  S.  Lammasch j  „AuBÜeferunespflicht  und  Asylrecht",  S.  84,  85,  nsd 
insbesondere  Hye,  Kommentar,  S.  544. 
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ein  Verbrechen  begeht,  nur  nach  dem  allgemeinen  Strafgeset2se  das 
Urteil  zu  fallen  ist,  es  ersetzt  die  in  den  §§  36 — 40  Str.G.  enthaltenen, 
das  Herrschaftsgebiet  des  österreichischen  Strafgesetzes  in  territorialer 
nnd  persönlicher  Beziehung  bestimmenden  Normen  darch  die  Stipula- 
tionen  der  mit  einzelnen  Staaten  abgeschlossenen  Auslieferongsvertrüge 
und  verpflichtet  damit  den  öffentlichen  Ankläger  ebensowohl  wie  den 
Richter,  dieselben  an  Gesetzesstatt  von  Amtswegen  wahrzunehmen  und 
zu  beobachten^).  Ist  es  auch  im  allgemeinen  richtig,  dafs  die  aus 
dem  Auslieferungsvertrage  etwa  resultierende  Beschränkung  des  requi- 
rierenden Staates  in  seinem  Rechte,  das  ausgelieferte  Individuum  straf- 
rechtlich zu  verfolgen,  zunächst  und  unmittelbar  kein  individuelles  Recht 
des  letzteren  selbst  erzeugt,  da  ja  der  Auszulieiemde  an  dem  Vertrage, 
welcher  dem  Auslieferungsakte  zu  Grunde  liegt,  nicht  als  kontrahierende 
Partei  beteiligt  ist,  vielmehr  nur  als  dessen  Objekt  in  Betracht  kommen 
kann,  so  kann  doch  jede  Verletzung  des  Auslieferungsvertrages  in 
einem  bestimmten  Falle  auch  fUr  den  Ausgelieferten  ab  rechtserzeugende 
Thatsache  insofern  wirksam  werden,  als  diese  Verletzung  zugleich  eine 
Verletzung  des  gttltigen  Gesetzes  in  sich  begreift  und  seine  Interessen 
bertlhrend  ihm  hiedurch  Grund  zur  Beschwerde  giebt^).  Die  Ver- 
folgung und  Verurteilung  des  Josef  L.  und  Wilhelm  J.  wegen  anderer 
Straifälle  als  der  im  Auslieferungs verfahren  behandelten  widersprach 
fraglos  dem  Art  VIII  des  zwischen  der  Österreich-ungarischen  Monarchie 
und  dem  Königreiche  Grofsbritannien  und  Irland  abgeschlossenen  Staats- 
vertrages vom  3.  Dezember  1873,  R.G.B1.  Nr.  34.  War  die  Aus- 
lieferung blofs  wegen  der  an  Heinrich  B. ,  Heinrich  K.  und  Josef  K. 
verübten  Betrügereien  bewilligt,  so  durften  die  ausgelieferten  Personen 
ohne  Einwilligung  des  britischen  Staates  wegen  anderer  Betrugsfakten 
nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Dafs  die  hier  in  Betracht 
kommenden,  in  den  Fragen  IV,  V,  VII,  IX,  XIX  und  XXI  ent- 
haltenen, erst  nach  erfolgter  Auslieferung  hervorgekommenen  Fälle  sich 
nur  als  Fortsetzungsakte  des  bereits  im  Auslieferungsbegehren  den  An- 
geklagten imputierten  Deliktes,  als  weitere  AusfUhrungshandlungen  eines 
und  desselben  verbrecherischen  Entschlusses  darstellen,  kann  hieran 
nichts  ändern.  Begründen  auch  alle  diese  Strafthaten  den  Thatbestand 
eines  und  desselben  Delikts,  so  sind  es  doch  zweifellos  ebensoviele 
^andere  Thatsachen**  im  Sinne  des  Art.  VIII  des  Auslieferungsvertrages^). 
Sie  waren  daher,  als  sie  aufkamen,  dem  ausliefernden  Staate  zur  Kenntnis 
2U  bringen,  und  es  war  die  Ausdehnung  der  Auslieferungsbewilligung 
auf  dieselben  zu  erwirken.     Dies  zeigte  sich  umsomehr  geboten,  als  es 


2)  Lammaach,  .Ansliefemngspflicht  und  Asvlrecht",  S.  807. 

8)  Vergl.  Ka88.EotBch.  vom  11.  April  1890,  Z.dl6,  Beilage  zum  J.M.V.BL 
Jahrg.  1890,  Nr.  556.  Einschlägige  Litt  riebe  femer:  Dochows  Zeitschrift, 
I.  Bd.  S.  349  ff.  —  Dollmann,  Oerichtszeitung  1856,  Nr.  154  ff.  —  Schwarxe 
in  H.  H.,  S.  61,  II.  Bd.,  Bemer,  S.  184,  HaeUchner  L,  S.  62.  —  ZdtBchrift 
für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft,  VIII.  Bd.  S.  684  ff.  —  Gerichts- 
SEeitung  1884,  Nr.  17.  —  Dr.  Päreich,  Gerichtszeitung  1887,  Nr.  27—29. 

4)  Lammasch,  „Ausliefernngspflicht  und  Asjlrecht"  S.  770. 
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immerbin  fitiglich  erscheint,  ob  der  britische  Staat  mit  Rücksicht  auf 
die  Bestimmungen  des  Art  II  des  Auslieferungsvertrages,  welcher  straf- 
baren Versuch  eines  Deliktes  nur  bei  den  sub  1,  12,  16  und  17  an- 
geführten Verbrechen  (Mord,  Einbruch  oder  Eindringen  in  ein  Wohn- 
haus zum  Behufe  der  Vertibung  eines  Verbrechens  [house  breaMng 
und  hurglary]  ^  vorsätzliche  Versenkung  und  Zerstörung  eines  Schiffes 
und  gewisse  Fälle  des  Angriffes  auf  die  körperliche  IntegritSt  von 
Menschen)  als  Auslieferungsgrund  benennt,  bei  dem  hier  in  Betracht 
kommenden,  sub  6  bezeichneten  Delikte  aber  den  Versuch  nicht  anführt, 
dem  Auslieferungsbegehren  auch  hinsichtlich  der  an  Karl  M.,  Wenzel 
D. ,  Josef  H.  und  Wenzel  V.  begangenen,  blofs  im  Versuchsstadium 
gebliebenen  Betrügereien  stattgegeben  hätte.  Die  territoriale  Jostza- 
hoheit  des  österreichischen  Staates  wird  dadurch,  dafs  die  Verfolgong 
der  Ausgelieferten  an  die  Genehmigung  des  ausliefernden  Staates  ge- 
bunden wird,  keineswegs  tangiert.  Die  Verfolgung  hätte  überhaupt 
nicht  stattfinden  können,  wenn  der  britische  Staat  die  Angeklagten 
dem  Machtbereiche  des  österreichischen  Staates  nicht  überantwortet 
hätte.  Dieser  selbst  willigte,  innerhalb  des  eigenen  Machtbereiches 
disponierend,  in  eine  gewisse  Beschränkung  seiner  Justizhoheit,  indem 
er  auf  Grund  des  mit  Grofsbritannien  abgeschlossenen  Staatsvertrages 
die  Auslieferung  begehrte,  und  er  wird  nur  dieser  vertragsmäfsig  über- 
nommenen Situation  gerecht,  wenn  er  eine  über  den  Ausliefiarungsakt 
hinausgehende  Verfolgung  der  Angeklagten  von  der  Zustimmung  des 
britischen  Staates  abhängig  macht  ^).*' 

Der  Vertreter  der  Generalprokuratur  beantragte  schliefslieh  die 
Aufhebung  des  Urteils  und  bei  dem  Umstände,  ab  die  Genehmigung 
des  britischen  Staates  zur  Verfolgung  der  Angeklagten  wegen  der  im 
Auslieferungsakte  nicht  behandelten  AnklagefliUe  zwar  nicht  angesucht 
wurde,  aber  nachtiäglich  zu  erwirken  sein  dürfte,  mithin  jene  Tfaat- 
sacben,  welche  der  Entscheidung  zu  Grunde  zu  logen  waren,  noch 
nicht  feststanden,  die  Verweisung  der  Sache  zur  neuerlichen  Ver- 
handlung und  Entscheidung  an  das  Landesgericht  Ptag. 

Der  Kassationshof  fand  in  Rücksicht  dieser  AnklagetSUe  sofort 
freizusprechen.  Gründe:  In  Bezug  auf  den  Schuldspruch  wegen  der 
von  Josef  L.  an  Julius  R. ,  Alfred  D. ,  Karl  M.  und  Wenzel  D.  be- 
gangenen, teils  vollbrachten,  teils  versuchten  BetrOgermen  nnd  wegen 
des  von  Wilhelm  J.  an  Josef  H.  und  Wenzel  V.  begangenen  Ver- 
brechens des  versuchten  Betruges  ist  das  Urteil  aus  dem  Gmnde  des 
§  344  Z.  10  lit  b  Str.Pr.O.  nichtig.  Das  Stra%esetz  bestimmt  im 
§  41  mit  klaren  Worten,  dafs,  wenn  über  die  gegenseitige  Auali^eniBg 
von  Verbrechern  mit  auswärtigen  Staaten  besondere  Verträge  bestehen, 
in  Gemäfsheit  deiselben  vonsugehen  ist  Hierdureh  anerkennt  das 
Strafgesetz  den  Bestand  der  Ausiieferungsvertitige  als  reehtserseageDden 


•  5)  Lammasehj  .Ausliefertmgspflieht  und  Asylreeht"  8.  807,  806  und  die 
ebenda  S.  771—778  angedruckte  Entscheidung  des  preofsfschen  Ofaertribimali 
vom  17.  April  1879. 
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bezw.  rechtsändemden  Faktor,  durchbricht  gleichzeitig  den  allgemeinen 
Ornndsatz  des  §  37  Str.O.  und  macht  dem  Richter  zur  Pflicht,  sich 
an  die  bestehenden  Anslieferongsvertritge  zu  halten.  Da  somit  die 
letzteren  kraft  des  Gesetzes  an  die  Stelle  der  Bestimmungen  der  §§  36 
bis  40  Str.G.  za  treten  haben,  so  sind  sie  auch  sowohl  vom  öfient- 
lichen  Ankläger,  als  auch  vom  Gerichte  amtswegig  wahrzunehmen,  und 
es  involviert  deren  Aufserachtlassung  eine  Verletzung  des  Gesetzes. 
Jede  Verletzung  eines  Auslieferungsvertrages  kann  sohin  in  bestimmten 
Fttllen  auch  fhr  den  Ausgelieferten,  wiewohl  letzterer  nur  Objekt  des- 
selben ist,  insofeme  wirksam  werden,  als  sie  zugleich  eine  Verletzung 
des  gültigen  Gesetzes  in  sich  fitfst.  Durfte  der  Richter  nach  §  41  Str.G. 
mit  einer  Verurteilung  nicht  vorgehen,  so  bietet  der  diesem  Paragraph 
zuwiderlaufende  Schuldspruch  dem  Ausgelieferten  allerdings  Grund  zur 
Beschwerde,  da  ja  dieser  mit  einer  Gesetzesverletzung  einheigehende 
Bruch  des  Auslieferungsvertrages  das  Interesse  des  Ausgelieferten  auf- 
liegend empfindlich  tangiert 

Dafs  aber  im   gegebenen   Falle  eine  Vertragsverletzung   vorliegt, 
daran   ist  gar  nicht   zu  zweifeln;    es   geht  aus   dem  klaren  Wortlaute 
des  Art  VIII  des  diesfalls  in  Betracht  kommenden  zwischen  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  und  dem  vereinigten  Königreiche  von 
Grofsbritannien  und   Irland  geschlossenen  Staatsvertrages  vom   3.  De- 
zember 1878,   R.GB1.  Nr.  34   ex   1874,   zur  Evidenz  hervor.     Nach 
den  Bestimmungen  dieser  Vertragsstelle  darf  die  ausgelieferte  Person  in 
dem  Staate,  an  welchen  die  Auslieferung  erfolgt,  keinesfalls  wegen  einer 
anderen  früher  begangenen  strafbaren  Handlung  oder  auf  Grund  anderer 
Thatsacben,   als  derjenigen,   w^en  deren  die  Auslieferung  erfolgt  ist, 
in   Haft  gehalten   oder   zur  Untersuchung  gezogen   werden;   es   wäre 
denn,  dafs  sie  nach  der  Auslieferung  Gelegenheit  gehabt  hätte,  in  das 
Land  zurückzukehren,   aus  welchem  sie  ausgeliefert  wurde,    und  diese 
Gelegenheit  nicht   benutzt  hätte,    oder   dafs   sie,    nachdem   sie   dahin 
zurückgekehrt  war,   freiwillig  in  dem  Lande  wieder  erschienen   wäre, 
an  das  sie  schon  einmal  ausgeliefert  wurde.     Im  gegebenen  Falle  liegt 
aber    keine    dieser    beiden   Voraussetzungen    vor.     Daraus   folgt,    dafs 
Josef  L.   und  Wilhelm  J. ,  welche ,   wie    die  Aktenlage   klar  ersehen 
läfst,  lediglich  wegen  der  an  Heinrich  B.,  Heinreich  K.  und  Josef  K. 
verübten  Betrügereien  ausgeliefert  worden  sind,  ohne  weitere  Genehmigung 
des  ausliefernden  Staates  wegen  anderer  ab  der  im  Auslieferungsakte 
behandelten  Thatsacben  zur  Rechenschaft  nicht  gezogen  werden  durften. 
Daran  kann  auch  der  Umstand  nichts  ändern,  dafs  alle,  auch  die  nach- 
träglich dem  Josef  L.   und  Wilhem  J.   zur  Last  gelegten  Strafthaten 
ihrem  strafrechtlichen  Charakter  nach  ab  Betrug  zu  qualifizieren  sind, 
da  die  letzteren  doch  unzweifelhaft  ebensoviele    „andere  Thatsacben** 
im  Sinne  des  Art  Vm  des  Auslieferungsvertrages  darstellen.     Es  war 
daher  Sache  der  Anklage  und  des  Gerichtes,   die  neu  aufkommenden 
Thatsacben  dem  ausliefernden  Staate  zur  Kenntnis  zu  bringen  und  die 
Ausdehnung   der  Auslieferungsbewilligung  auf  dieselben  zu  erwirken. 

Zeitichrift  f.  intern.  Privat-  u.  Sirafrecht  etc.,  Band  YU.  30 
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Von  dieser  Pflicht  konnten  das  Gerieht  die  Bestimmungen  des  §  56 
Str.Pr.O.  schon  deshalb  nicht  entbinden,  weil  ja  kein  Hindernis  Torlag, 
mit  dem  Abschlüsse  des  Strafverfahrens  zuzuwarten,  bis  der  britische 
Staat  sich  auch  über  die  neu  hinEugekommenen  Fakta  ausgesprochen 
haben  würde.  Ebensowenig  vermag  die  innerhalb  des  (Jsterreichiachen 
Territoriums  unumschrttnkte  Justizhoheit  des  österreichischen  Staates 
für  den  Schuldspruch  in  den  dem  Auslieferungsakte  nicht  zu  Ghnnde 
liegenden  Fällen  einen  gültigen  Rechtsgrund  abzugeben.  Die  Ange- 
klagten befimden  sich  zur  Zeit,  als  deren  Auslieferung  beehrt  wurde, 
nicht  im  Machtbereiche  des  österreichischen  Staates,  sie  wurden  ledig- 
lich zu  einem  bestimmten,  durch  den  Auslieferungsakt  streng  begrenzten 
Zwecke  dem  österreichischen  Staate  übergeben,  über  welchen  hmaiu 
derselbe  über  sie  nicht  disponieren  durfte,  ohne  dem  Vertrage  iintrea 
zu  werden.  Diese  Erwttgungen  fUhren  zu  dem  Schlüsse,  dafs  gemift 
§  41  Str.G.  die  Verfolgung  des  Josef  L.  und  des  Wilhelm  J.  wcgon 
der  in  den  Fragen  IV,  V,  VII,  IX,  XIX  und  XXI  bebandehcD 
Delikte  ausgeschlossen  war,  und  dafs  somit  der  angerufene  Nichtigketta- 
grund  der  Z.  10  b  des  §  344  Str.Pr.O.  thatsächlich  vorliegt. 

Es  war  demnach  der  Nichtigkeitsbeschwerde  in  dieser  Ricbtang 
stattzugeben,  das  angefochtene  Urteil,  insoweit  hiermit  Josef  L.  des  an 
Julius  R.  und  Alfred  D.  vollbrachten,  dann  des  an  Karl  M.  und 
Wenzel  D.  versuchten  Betruges  schuldig  befunden  wurde,  femer  nadi 
Zolafs  und  in  Befolgung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  der  §§  290 
und  846  Str.Pr.O.  aber  auch,  insoweit  damit  Wilhelm  J.  des  an 
Josef  H.  und  an  Wenzel  V.  versuchten  Betruges  schuldig  erkanait 
wurde,  dann  im  Ausspruche  über  die  Strafe  und  hinsichtlich  des  Wil- 
helm J.  auch  im  Ausspruche  über  den  Strafkoetenersatz  und  die 
Landesverw^ung  au&uheben,  und  bei  dem  Umstände,  als  der  TTaani 
tionshof,  dessen  Sache  es  ist,  zu  prüfen,  ob  in  dem  gegebenen  fUIe 
die  gesetzlichen  Bedingungen  zur  Anklage,  Verhandlung  und  UrteOs- 
fkllung  vorliegen  oder  nicht,  auf  Grund  der  vorbesprocheaen  Er- 
wXgungen  zu  der  Erkenntnis  gelangt  ist,  dafs  hier  die  geeetelicbe 
Grundlage  zu  einer  strafgerichtlichen  Verfolgung,  sohin  auch  zu  eimr 
Anklage  und  einer  Verurteilung  fehle,  mit  der  sofortigen  Freisprechaag 
der  beiden  Beschuldigten  von  der  wegen  der  obbezeichnetcui  Fakta 
wider  sie  erhobenen  Anklage  vorzugehen. 

Anwendbarkeit  der  allgemeinen  Gerichtsordnung  bei  den  h.  und  h 

Konsulargerichten. 

Entsch.  vom  8.  März  1897,  Z.  1982  (Bestätiffuns  der  gleichfönnigen  EatKL 

des  k.   und  k.   österr.-nngar.  Konsulates  als  Gerichtes  in  Rustschnk  vom 

17.  November  1896,   Z.  2985,  und  des  k.  k.  OberlandesgeiiehteB  Wien  vob 

15.  Dezember  1896,  Z.  17  788X  A.  österr.  Gerichtszeitnng  1897  S.  21& 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  hat  in  der  schriftlich  durch- 
zuführenden Streitsache  der  österr.-ungar.  Kommanditgesellschaft  A  sa 
Brezoin  in  Rumänien  wider  B.,  österr.  Staatsbürger  in  Rnstschuk,  puncto 
Rückstellung   eines  Holzwarenlagers   und   Entschädigung   dem  Reknise 
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^er  klagendea  Firma  wider  den  Bescheid  des  k.  und  k«  Ö8terr.«iingiur. 
Konsulates  als  Gerichtes  in  Rustschak,  womit  über  das  Gesueb  des 
Geklagten  der  klttgerischen  Firma  im  Sinne  des  §  406  a.  G.O.  anf- 
^tragen  wurde,  hinsichtlich  ihrer  Widerklage  eine  aktorische  Kaution 
Ton  1000  Frcs.  in  Gold  so  gewifs  zu  erlegen,  widrigens  über  diese 
Klage  nicht  verhandelt  werden  wttrde,  keine  Folge  gegeben  und  den 
angefochtenen  Bescheid  bestätigt,  weil  im  Hinblicke  auf  die  Min.V. 
Tom  7.  Februar  1862,  R.G.B1.  Nr.  12,  dann  die  kaiserl.  V.O.  vom 
29.  Jänner  1855,  K.G.B1.  Nr.  23,  und  die  Min-Y.  vom  81.  Märe 
1855 ,  R.G.B1.  Nr.  58 ,  die  für  die  Judikatur  des  k.  k.  Oberladdee- 
gerichts  Wien  geltende  allgemeine  Gerichtsordnung,  welche  in  dem 
§  406  die  aktorische  Kaution  normiert,  anzuwenden  ist;  weil  im  vor^ 
liegenden  Falle  allerdings  gleichzeitig  mit  dem  Gesuche  um  Verhaltung 
der  klägertschen  Firma  zum  Erläge  einer  Klagskaution  das  Gresuch  um 
die  erste  Nachfrist  zur  Erstattung  der  Einrede  überreicht  wurde,  hierin 
aber  mit  Rücksicht  auf  die  Gleichzeitigkeit  des  Klagskautionsgesuches 
eine  das  Begehren  um  Bestellung  einer  aktorischen  Kaution  aus- 
«chliefsende  Streiteinlassung  nicht  gefunden  werden  kann,  weil  in  dem 
Ton  beiden  Teilen  umstrittenen  Holzlager  eine  der  Verpflichtung  zur 
Bestellung  der  Elaution  enthebende  kundbar  sattsame  Bemitteltheit  der 
Klägerin  nicht  erblickt  zu  werden  vermag  und  endlich ,  weil  das  Be- 
kehren um  Bestellung  der  Klagskaution  auch  in  Ansehung  einer  Wider- 
klage nicht  unzulässig  ist 

Den  dawider  von  der  Klägerin  erhobenen  aufserordentlichen 
Revisionsrekurs,  in  welchem  därzuthun  versucht  wird,  daft  im  vor* 
liegenden  Rechtsstreite  nur  die  ungarische  CPr.O.  vom  Jahre  1852, 
-welcher  das  Institut  der  aktorischen  Kaution  unbekannt  ist,  zur  Richt- 
schnur zu  gelten  habe,  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  zurückgewiesen, 
weil  in  den  untergerichtlichen  Verfügungen  weder  eine  Nullität  noch 
•eine  offenbare  Ungerechtigkeit  sich  erkennen  läfst,  wenn  erwogen  wird, 
dafs  bei  den  k.  und  k.  Konsulargerichten  das  Recht  gilt,  sowie  es  in 
der  kaiserL  V.  vom  29.  Jänner  1855,  R.G.B1.  Nr.  23,  und  der  Min.V. 
vom  81.  März  1855,  R.G.B1.  Nr.  58,  welche  sich  ausdrücklich  nur 
aIs  Vollzugsvorschrift  der  ersterwähnten  kaiserl.  Verordnung  ankündigt, 
näher  bestimmt  ist,  dafs  diese  Verordnungen  die  Geltung  der  all* 
gemeinen  österreichischen  Gesetze  mit  dem  in  §  8  der  cit.  kaiserl.  Ver- 
ordnung angeführten  Modifikationen  und  mit  weiteren,  namentlich  unter 
BttcksichtniJime  auf  die  verschiedenen  Oberlandesgerichte,  denen  die 
einzelnen  Konsulargerichte  im  Rechtsmittelzuge  zugewiesen  sind,  ge* 
echaffenen  Modalitäten  bestimmen;  dafs  die  Bestimmungen  der  §§  4,  8 
der  kaiserl.  V.  vom  29.  Jänner  1855,  R.G.B1.  Nr.  28,  und  8,  18,  27 
der  Min.V.  vom  81.  März  1855,  R.G.B1.  Nr.  58,  den  Grundsatz  er- 
kennen lassen,  dafs  dasjenige  Recht  bei  den  Konsulargerichten  anzu- 
wenden ist,  welches  für  den  sonstigen  Sprengel  des  Oberlandesgerichtes 
^It,  zu  dem  das  betreffende  Konsulargericht  gehört;  dafs  bei  dem 
•Oberlandesgerichte  in  Wien,  welchem  das  Konsulargericht  in  Rustschuk 
liinsichtlich   des   Rechtszuges   mit   der  Min.V.   vom   7.   Februar  1862, 

30* 
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R.G.B1.  Nr.  12,  unterstellt  wurde,  die  allgemeine  Gerichtsordnung  Tom 
1.  Mai  1781,  J.O.S.  Nr.  13,  hauptsttchlich  gilt;  dafg  die  kaiBerl.  V. 
vom  29.  Jttnner  1855,  R.G.B1.  Nr.  23,  im  §  8  den  Konsulargerichten 
die  Osterreichischen  Gesetze  nur  insoweit  als  Richtschnur  vorschreibt, 
als  nicht  ein  besonderes  anerkanntes  Gewohnheitsrecht  oder  kund- 
gemachte besondere  Verordnungen  ein  anderes  festsetzen  und  diese  Be- 
stimmungen von  allen  Rechten,  nach  welchen  sich  die  Konsulargerichte 
zu  richten  haben,  gelten;  dafs  im  gegebenen  Falle  durch  den  Bericht 
des  k.  und  k.  Konsulargerichtes  die  bei  demselben  geübte  Gewohnheit, 
die  Kläger,  welche  nicht  in  dem  Lande,  wo  das  Konsulargericht  seinen 
Sitz  hat,  domizilieren,  über  Antrag-  des  Geklagten  stets  zum  Erläge 
einer  aktorischen  Kaution  zu  verhalten,  aufser  Zweifel  gestellt  ist,  weil 
sonach  die  zur  Aufhebung  oder  Abänderung  gleichförmiger  untergericht- 
licher Entscheidungen  nach  dem  Hofdekrete  vom  15.  Februar  183S, 
J.G.8.  Nr.  2593,  erforderlichen  Voraussetzungen  abgehen. 

Bei  Entscheidung  der  Frage  der  VoUstrecTcharheit  eines  auslän- 
dischen  Urteiles  ist   die  Kompetenz  des  ausländischen   Gerichtes 

nach  österreichischen  Gesetzen  zu  beurteilen  V. 

Die  im  §  26,  zweiter  Satz  des  kaiserh  Patentes  vom  20.  November 

1852 j  E.G. El,  Nr.  231,  vorgesehene  Kompetenz  tritt  nur  d^tnn 

und  insolange  ein^  als  der  Geklagte  zur  Zeit  der  Klageanstrengung 

die  daselbst  genannte  besondere  Niederlassung  noch  besitzt*), 

EntBch.  des  obersten  Oerichtshofs  in  Wien  vom  11.  Dezember  1896,  Z.  14077; 

—  II.  Senat  (BeU.  zum  J.M.V.Bl.  1897  S.  72). 

B,   welcher  in  Breslau   ein  Grundstück   und   auf  demselben  eine 
Badeanstalt  besafs,    bestellte  bei  A  zum  Zwecke  der  Verbesserung  des 


1)  Der  §  80  Z.  1  der  Exek.O.  vom  27.  Mai  1896,  R.G.B1.  Nr.  79,  be- 
stimmt: ^Einern  Ezekntionsantrage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis  einer  aus- 
wärtigen Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  auf  einen  vor  diesen  ge- 
schlossenen Vergleich  gründet,  ist  nur  dann  stattzugeben,  wenn  die  Rechtsaacne 
nach  Mafsgaoe  der  im  Inlande  über  die  Zuständigkeit  gelten- 
den Bestimmungen  im  auswärtigen  Staate  anhängig  gemacht  werden 
konnte.*^  ^  In  den  Motiven  ist  zu  lesen:  Die  in  der  Rechtoprechung  bestrittene, 
in  verschiedenster  Weise  gelöste  IVage,  nach  welchen  Normen  das  auslän- 
dische Gericht  zuständig  sein  müsse,  oder  die  Behörde,  deren  Erkenntnis  xa 
vollstrecken  wäre,  wird  zu  Gunsten  der  inländischen  Normen  gelöst.  Da- 
durch wird,  soweit  es  überhaupt  möglich  ist,  die  Prüfung  der  Vollstreckbar- 
keit  von  der  Detailregelun^  des  Znständigkeitswesens  im  betreffenden  Staate 
unabhängig,  indem  es  lediglich  darauf  ankommt,  dafs  irgend  einer  der  im 
Inlande  anerkannten  Kompetenzgründe  in  Ansehunff  der  betreffenden  Rechts- 
sache auch  für  den  auswärtigen  Staat  vorhanden  ist.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung ist  die  Bedingung  des  §  80  Z.  1  erfüllt,  wenngleich  dasjenige 
Gericht,  welches  die  zu  voUstreckende  Entscheidung  konkret  gefällt  hat,  bei 
Zugrundelegung  und  Anwendung  der  Regeln  der  österreicnischen  Juris- 
diktionsnorm  nicht  zuständig  wäre. 

2)  Der  §  87  der  Jur^Norm  vom  1.  August  1895,  R.G.BI.  Nr.  IIU 
schliefst  sich  dem  geltenden  Rechte  an  und  bätimmt,  dafs,  wenn  Inhaber 
von  Bergwerken,   Fabriken,   Handels-  oder  gewerblichen  Unternehmungen 
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Grandstückes  nnd  des  Betriebes  des  Badeetablissements  verschiedene 
Gegenstände,  welche  ihm  auch  geliefert  worden.  Im  Oktober  1893 
veränfserte  er  das  Etablissement  nnd  wurde  von  A  im  Mai  1894  beim 
königl.  preufsischen  Amtsgerichte  in  Breslau  anf  Bezahlung  von  44  Mk. 
samt  Nebengebühren  geklagt  Nach  erwirktem  Urteile  begehrte  A 
beim  Landesgerichte  in  Wien  mittelst  Klage  die  Vollsreckbarkeits- 
erklärung  des  Urteiles  des  genannten  preufsibchen  Amtsgerichtes  und 
berief  sich  hierbei  zur  Begründung  der  Zuständigkeit  des  Prozefs- 
gerichtes  auf  die  Bestimmung  des  §  26  der  Jur.Norm.  Der  Geklagte 
wendete  ein,  dafs  das  Amtsgericht  in  Breslau  zur  Schöpfung  des  Er- 
kenntnisses nicht  kompetent  gewesen  sei. 

Die   erste  Instanz   gab   dem  Begehren   des  A  Folge   und    be- 
merkte in  den  Gründen,   dafs  es   sich  um   die  Frage  handelt,    ob  aus 
dem  Gebrauche  der  gegenwärtigen  Zeit  des  Wortes  „besitzen''  im  §  26 
gefolgert   werden   mufs,    dafs   dieser  Paragraph   nur   dann  Anwendung 
£ndet,    wenn   der  Geklagte   auch   zur  Zeit  der  Klageanbringung   noch 
Besitzer  der  besonderen  Niederlassung  ist ;  dafs  der  Gesetzgeber,  welcher 
hier  eine  Ausnahme   von   §  18    der  Jur.Norm  festsetzte,    offenbar  den 
Lieferanten  begünstigen  wollte,    der   in  gutem  Glauben'  einem  anderen 
GeschKftsmanne  für  ein  von  dem  gewöhnlichen  Wohnorte  des  letzteren 
entferntes,    selbständiges   Unternehmen   Waren    oder   Arbeiten    lieferte 
und  sich   der  Erwartung   lungab,    dafs   er   beim  Gerichte   der   Zweig- 
niederlassung seine  Forderung  geltend  machen  könne;  dafs  dieser  Zweck 
vereitelt  würde,    wenn    es   dem  Inhaber  der  Niederlassung   freistünde, 
durch  eine  Veräufserung   derselben   sich   dem  Gerichtsstande  des  §  26 
der  Jur.Norm  zu  entziehen;   dafs   weiters   im  §  26  der  Jur.Norm  der 
Beisatz  ^zur  Zeit  der  Anbringung  der  Klage^,  der  im  §  13  eodem  ent- 
halten ist,    fehlt;   dafs  auch  auf  den,    eine  analoge  Ausnahme  von  der 
Hegel   des   §  18   der   Jur.Norm  normierenden   §  84   eodem  verwiesen 
"werden  müsse,    welcher   bei    dem   Gerichtsstande    der    geführten  Ver- 
"waltung  nicht  unterscheidet,  ob  der  Geklagte  zur  Zeit  der  Anbringung 
der  Klage   noch    das    verwaltete  Vermögen  inne  hat   oder   nicht;   dafs 
daher  der  §  26  der  Jur.Norm  auch  dann  Anwendung  findet,  wenn  der 
Geklagte  vor  Anbringung  der  Klage   das  Eigentum  an  der  besonderen 
^Niederlassung  aufgegeben  hat,  wofeme  sich  nur  das  Rechtsgeschäft  der 
Klage   auf  eine  Zeit    bezieht,    wo   Geklagter    noch   Eigeiftümer    der- 
selben war. 

Über  Rekurs  des  Geklagten  hat  das  Oberlandesgericht  das 
Klagebegehren  abgewiesen  in  der  Erwägung,  dafs,  wie  nach  dem  Hof- 
dekrete vom  18.  Mai  1792,  J.G.S.  Nr.  15,  so  auch  nach  dem  Hof- 
dekrete vom  15.  Februar  1805,  J.G.S.  Nr.  711,  die  Zuständigkeit  des 
auswärtigen  Richters  zur  Schöpfung  des  hierlands  zu  vollziehenden  Ur- 
teiles jeden&Us  aufser  Zweifel  gesetzt  sein  mufs;  dafs  diese  Zuständig- 


aufserhalb  des  Sitzes  des  Unternehmens  besondere  Niederlassungen  haben, 
gegen  ae  in  strittigen  Rechtssachen ,  die  sich  auf  diese  Niederla^ung^en  be- 
liehen, bei  dem  Gerichte  des  Ortes  geklagt  werden  kann,  an  dem  sich  die 
Niederlassung  be&idet. 
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keit  dort,  wo  es  sich  um  die  VolktreckbarkeitseiklKniiig  ?oo  im 
Deatscben  Reiche  ge8ch({pften  Urteilen  handelt ,  schon  wegen  i&  Bc^ 
sttmmniig  8  des  §  661  der  deutschen  C.Pr.0.  nur  nach  des  hier- 
Ittndisehen  Oesetaen  beurteilt  werden  darf;  dafs  im  vorliegCDden  Falle 
aber  das  kOnigl.  prenfsische  Amtsgericht  in  Breslaa  zur  Scböpfong  de» 
gegenständlichen  Urteiles  nach  §  26  der  hierlandischen  Jnr.Nonn  aicht 
zuständig  erscheint,  weil  dieser  im  Abschnitte  des  „allgemeinen  Gerichts- 
standes**  vorkommende  Paragraph  nicht  mit  Zuhülfenahme  des  im  Ab- 
schnitte „besondere  Gerichtsstände*'  vorkommenden  §  34 ,  sondern  du 
nach  dem  betreffenden  Gmndsatse  seines  Abschnittes  ausgelegt  werden 
kann,  und  weil  nach  diesem  in  dem  §  18  der  Jur.Norm  ausgesprochenen, 
in  den  §§  28,  25,  26  und  28  gleichmäfsig  festgehaltenen  Grondaatze 
flOr  den  allgemeinen  persönlichen  Gerichtsstand  die  DomizilverbKltaisse 
zur  Zeit  der  Anbringung  der  Klage  mafsgebend  sind. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Beviaionsrekinse  des 
Klägers  aus  folgenden  ESrwägungen  keine  Folge  gegeben :  Wenn  ia 
Bevisionsrekurse  die  Behauptung  aufgestellt  wird,  dafs  in  Ansehnng  dff 
Frage  der  Kompetenz  des  ausländischen  Gerichtes  die  Bestimmongeft 
des  ausländischen  und  nicht  des  inländischen  Gesetzes  zu  beachteo 
seien,  so  findet  diese  Anschauung  in  den  Bestimmungen  der  Hofdekrete 
vom  18.  Mai  1792,  J.G.S.  Nr.  16,  und  vom  15-  Febniar  1805, 
J.G.3.  Nr,  711,  keine  Stütze;  sie  wird,  was  die  Vollstreckong  der 
Urteile  deutscher  Gerichte  in  Osterreich  betrifil,  durch  die  mit  dem 
JustH.£rlasse  vom  28.  März  1880,  Z.  8938,  bekannt  gegebenen  Be< 
Stimmungen  der  §§  660  und  661  der  C.Pr.0.  für  das  Deutsche  Reich, 
welche  seit  1.  Oktober  1879  in  Wirksamkeit  ist,  und  zwar  insbesondere 
durch  die  Bestimmung  des  §  661  Z.  3  derselben  widerlegt  und  wttide, 
was  den  vorliegenden  Fall  betrifit,  sogar  zu  der  Behauptung  fUhreDi 
dafs  die  inländischen  Gerichte  Überhaupt  nicht  mehr  in  der  Lege 
wären,  die  Kompetenz  des  preufsischen  Amtsgerichts  za  prüfen,  woa 
sie  doch  nach  obigen  beiden  Hofdekreten  angewiesen  sind,  weil  sich 
aus  dem  rechtskräftigen  Urteile  des  preufsischen  Amtagericbtes  in 
Breslau  ergiebt,  dafs  der  Geklagte  mit  der  gegen  die  Klage  Tom 
31.  Mai  1894  erhobenen  Inkompetenaeinwendung  mit  Berufimg  snf 
die  Bestimmung  des  §  29  eventuell  22  der  G.Pr.0.  filr  das  Deutsche 
Beich  abgewiesen  wurde.  Es  erübrigt  daher  die  Frage,  ob  die  toq 
Geklagten  auch  im  Delibationsverfahren  bestrittene  Kompetens  da 
Amtsgerichtes  in  Breslau  im  §  26  der  Jur.Norm  begründet  seL  Wenn 
nun  auch  nach  §  26  der  Jur.Norm,  zweiter  Satz,  bestimmt  ist,  dafs, 
wenn  die  im  §  26,  erster  Satz,  angeftlhrten  juristischen  Personen  oder 
auch  einzelne  Personen  an  anderen  Orten  (als  wo  sich  ihre  GeschsAs* 
leitung  befindet)  besondere  Niederlassungen  oder  stabile  Agentien  be- 
sitzen, dieselben  in  Angel^enheiten ,  welche  sich  auf  diese  besieben, 
bei  jenen  Gerichten  belangt  werden  können,  in  deren  Sprengel  sich 
diese  Niederlassungen  oder  Agentien  befinden,  so  kann  doch  im  vor- 
liegenden Falle  noch  nicht  behauptet  werden,  dafs,  weil  der  Geklagt» 
bis  Oktober  1893    ein  Grundstück   in  Breslau   besessen    und  auf  den- 
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selben  eine  Badeanstalt  betrieben  hat,  dies  als  eine  Niederlassung  des- 
selben im  Sinne  des  §  26  der  Jur.Norm  angesehen  werden  mtlsse. 
W&rde  man  aber  auch  der  gegenteiligen  Ansicht  sein,  so  ergiebt  sich 
wohl  aus  der  Stilisierung  des  §  26,  zweiter  Satz,  „Besitzen  sie  aber'' 
in  Verbindung  mit  §  13  der  Jur.Norm,  dafs  die  in  diesem  Paragraphen 
vorgesehene  Kompetenz  des  Gerichts,  in  dessen  Sprengel  sich  die 
Niederlassung  befindet,  nur  dann  und  insolange  eintritt,  als  zur  Zeit 
der  Klageanstrengung  der  Geklagte  eine  derartige  Niederlassung 
noch  besitzt,  während  schon  die  abweichende  Diktion  des  von  den 
Einschreiten!  angerufenen  §  34  der  Jur.Norm,  wo  die  Verwaltung 
geführt  wurde,  jede  Analogie  des  §  26  mit  §  34  der  Jur.Norm  aus- 
schliefst. Da  nun  im  gegebenen  Falle  die  Einschreiter  bei  der  Ver- 
handlung ausdrücklich  zugaben,  dafs  zur  Zeit  der  Klageanstrengung 
der  Belangte,  welcher  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  damals  in  Wien 
hatte,  das  in  Rede  stehende  Grundstück  samt  Badeanstalt  nicht  mehr 
eigentümlich  besafs,  sondern  dasselbe  bereits  veräufsert  hatte,  so  erscheint 
die  Kompetenz  des  Amtsgerichtes  in  Breslau  zur  Fällung  des  Urteiles 
nicht  begründet,  und  hat  das  Oberlandesgericht  mit  Recht  demselben 
die  Vollstreckbarkeitserklärung  versagt. 


Ungarn. 

Ktmipetenz  des  Schiedsgerichtes  der  Budapester  Waren-  und 

Effektenbörse. 

Eatseh.  der  k.  Tafel  in  Budapest  Z.  1101/97  (Jar.  Bl.  1897  S.  306). 

Das  Schiedsgericht  erklärte  sich  in  einem  Falle,  wo  beide  Parteien 
österreichische  Unterthanen  waren  und  das  Budapeeter  Schiedsgericht 
für  den  Prozefsfall  vereinbart  worden  war,  auf  Einrede  des  Beklagten 
für  inkompetent,  da  dieses  Sondergericht  von  dem  Gesetze  nur  für 
tmgarische  Unterthanen  errichtet  worden  sei.  Die  k.  Tafel  anerkannte 
die  Kompetenz  des  Schiedsgerichtes  mit  der  Begründung,  dafs  §  94 
des  G.A.  UX:  1881,  welcher  die  Kompetenz  des  Börsenschiedsgerichtes 
r^elt,  die  Gerichtsbarkeit  desselben  nicht  an  die  Bedingung  knüpfe, 
dafs  die  Kontrahenten  Inländer  sein  müssen. 
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Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutsehland. 

Gesetze,    Verordonngen   etc.   der   einzelnen 

Bandesstaaten. 

1.  Min.Bekanntmachang  vom  1.  September  1897,  das  von  den 
Justizbehörden  behnfs  Erwirkung  der  Ausliefernng 
aus  Brasilien   zu  beobachtende  Verfahren  betr.  (Ja8tM.61. 

8.  182). 

In  Ziff.  2  der  Bekanntmachung  vom  9.  Juli  1890 ,  das  von  den  Joitiz- 
behörden  behufis  Erwirkung  von  Auslieferungen  zu  beobachtende  VerfiüirtB 
betreffend  (J.M.B1.  S.  229)  wird  der  dritte  Absats  durch  folgende  Yonchxiften 
ersetzt: 

Die  vorläufige  Festnahme  ist  in  der  Regel  im  diplomatiachen 
Wege  zu  beantragen.  Der  Antrag  kann  nur  gestellt  werden ,  wenn  schon 
ein  Haftbefehl  erlassen  ist;  der  Bericht  an  das  k.  Staatsministeriom  der 
Justiz  (Ziff.  23)  hat  sich  hierüber  zu  fiufsem.  Ist  jedoch  beeondere  Eile  g^ 
boten  und  liegen  zugldch  Anhaltspunkte  dafür  vor,  dafs  sich  der  Verfolge 
in  dem  Bezirke  eines  bestimmten  Konsulates  aufhält,  so  ist  ausnahmsvene 
gestattet,  das  Konsulat  auf  telegraphischem  Wege  um  die  vorläufige  Fest- 
nahme zu  beachten: 

1.  Das  Telegramm  muTs^  eine  möglichst  genaue  Bescbreibimff  der 
Person  des  Verfolgten  sowie  die  Bezeichnung  der  ihm  zur  Last  gcle^ 
strafbaren  Handlung  enthalten  und  sich  darain  bemfen,  dafs  ein  Haftb^l 
erlassen  ist 

2.  In  dem  Telegramm  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Kuserl.  GeeandtBchaft  in 
Rio  de  Janeiro  von  dem  Antrag  auf  vorläufige  Festnahme  gleichzeitig  llit- 
teilunj?  erhielt  und  dafs  sie  den  Auslieferungsantrag  stellen  wird. 

o.  Von  dem  Telegramm  an  den  Konsul  ist  gleichzeitig  der  KaiserL 
G^esandtschaft  in  Rio  de  Janäro  telegraphisch  Mitteilnng  zu  machen  mit 
dem  Beifugen,  dafs  die  zur  Stellung  des  Auslirferungsantn^es  erforderiicheD 
Urkunden  schleunigst  folgen  werden. 

4.  Die  Einsendung  der  zur  B^ründung  des  Auslieferangsvertra^ 
erforderlichen  Urkunden  ist  in  Fällen  meser  Art  besonders  zu  beschleonigeD. 

2.  Just.Min. Bekanntmachung  vom  2.  September  1897  (J.M.Bl. 
8.  188). 

Nach  einer  Mitteilung  des  Konsulates  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  in  München  beti^gt  die  Gebühr  ftlr  die  Be- 
glaubigung einer  Urkunde  vom  1.  Oktober  1897  an  wieder 
8  Mk.  50  Pf. 


II.   Auswärtige  Staaten. 

ÖaterreleM. 

1.   Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  80.  Juli  1897  (R.6.B1. 
Nr.  178,  S.  1203),   nach  welcher  das  Gesetz  vom  30.  August  1891, 
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womit  Bestimmmigen  über  die  Aasübung  der  Eonsnlar- 
gerichtsbarkeit  getroffen  worden  (R.6.B1.  Nr.  136)  am  1.  Januar 
1898  in  Wirksamkeit  tritt. 

2.  Verordnung  des  k.  u.  k.  gemeinsamen  Ministers  des  Äufsem 
vom  30.  Juli  1897,  betr.  die  organischen  Bestimmungen  und 
die  Geschftftsordnung  der  Konsulargerichte  (R.G.B1. 
S.  1204  ff.). 

Nach  §  1  bleibt  die  derzeit  bestehende  Organisation  und  Geschäfts- 
ordnung der  Konsularttmter  als  Konsulargerichte  erster  Instanz,  insofern 
das  Gesetz  vom  30.  August  1891,  bezw.  der  ungarische  Gesetzesartikel 
XXXI  vom  Jahre  1891  und  diese  Verordnung  hierüber  keine  ab- 
weichende Verfügung  enthalten,  bis  auf  weitere  Anordnung  unverändert. 

Nach  §  4  wird  zur  Ausübung  der  auf  die  Erkenntnisse  und  Ver- 
fllgungen  der  Konsularämter  Bezug  habenden  Konsulargerichtsbarkeit 
in  zweiter  und  letzter  Instanz  ein  Konsular-Obergericht  in 
Konstantinopel  errichtet,  welches  nach  §  5  den  Titel  führt: 
Kaiserlich  königlich  österreichisches  und  königlich  ungarisches  Konsular- 
Obergericht 

Das  Konsular-Obergericht  entscheidet  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
in  allen  Rechtsangelegenheiten,  in  welchen  die  Konsularämter  in  erster 
Instanz  erkannt  haben,  insofern  nach  den  Gesetzen  ein  Rechtszug  gegen 
die  Erkenntnisse  der  Konsulargerichte  zulässig  ist  Dasselbe  entscheidet 
auch  1)  Streitigkeiten  zwischen  den  ihm  untergeordneten  Konsular- 
gerichten über  die  Gerichtszuständigkeit,  und  2)  auf  Anzeige  eines 
Konsulargerichtes,  das  seine  Gerichtsbarkeit  auszuüben  gehindert  ist, 
oder  auf  Ansuchen  der  einen  oder  der  anderen  Partei  Über  die  Dele- 
gierung eines  Konsulargerichtes  anstatt  des  sonst  zuständigen  Konsular- 
gerichtes; auch  aufser  dem  Falle  einer  Anzeige  oder  eines  Ansuchens 
ist  es  dem  Konsular-Obergerichte  überlassen,  aus  Gründen  der  Zweck- 
mäfsigkeit  anstatt  des  sonst  zuständigen  Konsulargerichtes  ein  anderes 
SU  delc^eren  (§  13). 

3.  Verordnung  des  Justizministers  vom  30.  Juli  1897,  betr.  den 
Vollzug  des  Gesetzes  vom  30.  August  1891  über  die 
Ausübung   der  Konsulargerichtsbarkeit  (R.G.B1.   Nr.    179 

8.  1203). 

Die  Amtsthätigkeit  des  Konsulargerichts  in  Konstantinopel  beginnt 
mit  dem  1.  Januar  1898  (§  1  d.  V  0.). 

Nach  §  2  ist  von  diesem  Tage  gemäfs  §  22  des  Ges.  vom 
30.  August  1891  der  bisherige  Wirkungskreis  des  Obersten  Gerichts- 
hofes und  der  Oberlandesgerichte  in  Wien,  Triest,  Zara  und  Lemberg 
als  dritter  bezw.  zweiter  Instanz  der  Konsulargerichtsbarkeit  in  Civil- 
rechtsangelegenheiten ,  und  der  k.  und  k.  Missionen,  die  als  zweite 
und  letzte  Instanz  der  Konsulargerichtsbarkeit  in  Strafsachen  wegen 
Übertretungen  bestellt  sind,  eingeschränkt  auf  die  Entscheidung  über 
Rechtsmittel,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  des  in  Rede  stehenden 
Gesetzes  bei  Gericht  ordnungsmäfsig  überreicht  wurden  und  eine 
richterliche  Erledigung  erfordern. 
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4.  Übersetznog  ungarischer  Aktenstttok^  in  die 
deutsche  Sprache.  Ober  die  Frage,  wann  der  Fall  verii^,  in 
welchem  der  vom  Jastizministeriam  bestellte  Übersetaer  prineipiell  nidit 
iil  Ansprach  genommen  werden  darf  (Punkt  3 ,  Abs.  2  der  JiutM.V. 
vom  1.  Mttrz  1897,  JnstM.V.Bl.  Nr.  8),  sind  bei  den  Gerichten  fo*- 
scbiedeae  Aufßissungen  zu  Tage  getreten,  die  im  allgemeinen  sich  dt- 
durch  charakterisierten,  dafs  man  den  Begriff  der  „ausschlierglicli 
nur  im  Interesse  einer  Partei  gelegenen  Übersetzungen^  zu  weit 
fafste.  Einem  Oberlandesgwichte  hat  das  Justizministerium  diesbesQglich 
als  Richtschnur  die  folgenden  Grundsätze  mitgeteilt: 

1.  Ein  von  einem  ungarischen  Gerichte  einlangendes  Enncben  va 
EzekutionsvoUzuff  kann  niemals  als  reine  Parteiangde^enheit«  und  die  Obe^ 
Setzung  eines  solchen  Elrsochschreibens  daher  auch  nicht  als  „eine  aar  im 
Interesse  der  Partei  gelegene  ÜberBetzung"  angesehen  werden. 

2.  Dasselbe  gilt  überhaupt  von  allen  aus  Ungarn  einlangenden  Ersueh- 
schreiben;  Übersetzungen,  ^e  nur  im  Interesse  einer  Partei  gelq^ea  and, 
können  sich  regelm&fsig  nur  dann  ergeben,  wenn  ans  Ungam  Erfedignags- 
akten  zu  hierlands  ann&ngigen  Privatrechtssachen  einlangen. 

3.  Keinesfalls  darf  von  emer  ungarischen  Behörde  oder  von  einer  in 
Ungam  wohnhaften  Partei  die  Beistellung  von  Übersetzungen  oder  ein 
Kosleavorsohufs  oder  ein  KostenerBatz  für  Übersetzungen  beehrt  werden. 

4.  Im  Zwetfelfalie  ist  der  betreffende  ungariscne  Akt  immer  den 
Justizministerium  in  der  durch  die  Verordnung  vom  I.  März  1897,  J.M.V^ 
Nr.  8,  vorgeschriebenen  Webe  vorzulegen.  (Verordnungsblatt  des  k.  t 
Justizministers  1897,  S.  187). 


Internationale  Verträge. 

1.  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der 
Schweiz,  betr.  die  Errichtung  schweizerischer  Neben- 
Zollämter  auf  badischem  Gebiet  und  die  schweizerische 
Zollabfertigung  am  Orenzacherhorn,  vom  5.  Deaember  1896 
(R.G.B1.  1897  S.  195). 

Art.  I.  1.  Auf  den  auf  deutnchem  Gebiete  belogenen  Stationen  AHen* 
bürg,  Jestetten  und  Lotstetten  der  £isenbüinlinie  figlisan  —  Schaffhuten 
werden  schweizerische  Nebenzollämter  errichtet  werden,  mit  der  Befngnii 
der  zollamtlichen  Abfertigang  aller  auf  den  genannten  Stationen  eingelsdeoen, 
zum  Weitertransporte  nach  der  Schweiz  in  der  Richtung  nach  Rafs  oder 
Neahansen  bestimmten  Waren,  sowie  der  nach  dem  schweizerischen  Grebiete 
sich  begebenden  Reisenden. 

2.  Zur  ErleichteruD^  des  Warenverkehrs  in  der  Richtung  von  Greoach 
nach  Riehen  -  Lörrach  und  umgekehrt,  kann  die  schweizerische  Zollkontrolle 
durch  das  schweizerische  Nebenzollamt  am  Grenzacberbom  bei  dem  dort 
belegenen  deutschen  Nebenzollamt  auf  deutschem  Gebiete  vorgenommes 
werden. 

Art.  II.  Den  schweizerischen  Zollbehörden  steht  das  Recht  zu,  Ve^ 
gehen  gegen  die  schweizerische  ZoUgesetsgebnng,  welche  bei  Vornahme  der 
nach  Art  1  auf  deutschem  Gebiet  erfolgenden  Zollkontrolle  auf  ietsterem 
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entdeckt  worden  sind,  m  nntemchen,  daselbst  Waren  «nd  Effekten,  welche 
mit  dieeen  Vergehen  in  Verbindung  stehen,  mit  Beschlag  su  belegen  und 
auf  schweisexisches  Gebiet  zu  bringen,  die  ZollTergehen  nach  den  Straf- 
bestimmungen des  schweizerischen  2iO]l^esetzes  abzuurteilen,  desgleichen 
Ordnungsbursen  zu  erkennen,  welche  mit  Übertretung  der  ZollTor»ohriften 
yerknüpft  sind.  Für  den  Betrag  dieser  Ordnungsbafsen  ktfnnen  Waren  und 
Effekten  för  verhaftet  erklärt  werden. 

Art  III.  Die  znst&ndigen  deutschen  Behörden  werden  auf  Ersuchen 
der  schwoizerischen  Behörden  wegen  Übertretunff  der  schweizerischen  ZoU- 
gesetze  bei  den  im  Art.  I  genannten  schweizeriscnen  Zollämtern 

a)  Zeugen  und  Sachverständige  vernehmen, 

b)  amtuche  Besichtigungen  vornehmen  und  den  Befund  beglaubigen, 

c)  Vorladungen  und  Enenntnisse  der  schweizerischen  Behörden  an  An- 
geschuldigte, auch  wenn  sie  Angehörige  des  Deutschen  Reichs  sind, 
behändigen  lassen. 

Art  IV.  Die  deutschen  Behörden  werden  den  in  Gem&Tsheit  der 
Art.  I  und  11  auf  deutschem  Gebiete  dienstlich  thätig  werdenden  schweize- 
rischen Zollbeamten  den  nötigen  polizeilichen  Schutz  gewähren  und  den 
hierauf  bezfiglichen  Ersuchen  dieser  Beamten  in  gleicher  Weise  nachkommen, 
wie  entsprechenden  Ersuchen  von  deutschen  Zollbeamten. 

Art  V.  Schweizerischen  Grenzwftchtem ,  welche  bei  der  am  Grenz- 
acherhom  auf  deutschem  Gebiet  erfolgenden  Zollkontrolle  verwendet  werden, 
ist  das  Tragen  der  Uniform  mit  dem  Seitengewehr  gestattet. 

Auch  dtbfen  zur  Verhütung  von  Unterschleifen  uniformierte  und  mit 
Seitengewehr  bewaffiiete  schweizerische  Grenzwächter  die  Zuge  auf  der 
Eisenbahnstrecke  Neuhausen  -  Rafz  begleiten  und  sich  während  des  Auf- 
enthalts der  Züge  auf  den  deutschen  Stationen  dieser  Strecke  selbst  auf- 
halten. 

Art  VI.  Während  seines  in  Gemftfsheit  der  vorstehenden  Bestimmungen 
auf  deutschem  Gebiet  erfolgenden  Aufenthalts  ist  das  schweizerische  Zoll- 
personal  den  deutschen  Gesetzen,  sowie  der  deutschen  Gerichtsbarkeit  und 
Polizei^ewalt  insoweit  unterworfen,  als  nicht  die  Ausübung  seiner  zolldienst- 
Heben  Verrichtungen,  mithin  die  Disciplin,  Dienstvergehen  oder  Dienstver- 
brechen  in  Frage  stehen. 

2.  Handelskonvention  zwischen  Österreich-Ungarn 
und    Bulgarien    vom    21. /9.    Dezember    1896    (Ost  R.G.BL    1897 

S.  923). 

Art  I.  Zwischen  Österreich  -  Ungarn  und  Bulgarien  wird  volle  und 
gänzliche  Freiheit  des  Handels  und  der  Schiffahrt  bestehen.  In  betreff  der 
Errichtung  und  Ausübung  von  Handels-,  Schifiahrts-  oder  Industrieunter- 
nehmungen, sowie  in  Bezug  auf  den  Erwerb,  die  Übertragung,  die  Ausübung 
und  die  Verfolgung  der  Rechte  aller  Art  sollen  die  Angehörigen  der  vertrag- 
schließenden Teile  gegenseitig  auf  dem  Fufse  vollständiger  Gleichheit  be- 
handelt werden.  Ebenso  soUen  die  Angehörigen  der  vertragschliefsenden 
Teile  in  Beziehung  auf  ihren  Handel  und  ihre  Industrie  in  den  Häfen, 
Städten  und  Orten  der  betreffenden  Staatsgebiete,  sei  es,  dals  sie  sich  hier 
niederlassen  oder  nur  vorübergehend  aufhfuten,  weder  andere,  noch  höhere 
Gebühren,  Taxen,  Steuern  oder  Abgaben  unter  welcher  Bezeichnung  immer 
entrichten  als  jene,  welche  von  den  Einheimischen  erhoben  werden,  und  die 
Privilegien,  Immunitäten  und  anderen  Begünstigungen  ireend  welcher  Art, 
welche  in  Ansehung  des  Handels  oder  der  Industrie  die  Angehörigen  eines 
der  vertragschliefsenden  Teile  geniefsen  sollten,  werden  auch  jenen  des 
anderen  Teiles  zukommen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertrag- 
schliefsenden Teile  in  betreff  der  in  diesem  Artikel  erwähnten  Angelegen- 
heiten lediglich  die  auf  die  Einheimischen  und  die  Angehörigen  der  meist- 
begünstigten Nation  anwendbaren,  allgemeinen  Gesetze  und  Verordnungen 
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des  Landes  zu  beobachten  haben,  ohne  dafs  sie  jedoch  yerhalten  aiiid,  in 
betreff  der  Ansfibong  der  ihnen  in  diesem  Artikel  übertragenen  Rechte  am 
eine  besondere  Ermächtigang  oder  Genehmigung  der  Landesbehörden  einco- 
schrciten. 

Die  in  dem  Gebiete  des  dnen  der  yertragschliefsenden  Teile  bestehen- 
den Stiftungen,  Korporationen,  Vereine  und  ttTOrhaupt  alle  juristiBchen  Per 
sonen,  mit  Ausnahme  der  Handels-,  Transport-  und  Verstcherangsgeeell- 
Schäften,  können  auf  dem  Grebiete  des  anderen  Teiles  unbew^liches  Ver- 
mögen, sei  es  in  entgeltlicher  oder  unentgeltlicher  Weise,  nicht  erwerben. 

Nach  Ziff.  2  des  zu  Art  I  der  Konvention  im  ScfalufsprotokoUe 
vom  gleichen  Tage  niedergelegten  Erklärung  werden  die  Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  sowie  die  Veniche- 
rungsgesellschaften  jeder  Art,  welche  in  dem  Gebiete  des  einen  to- 
tragenden  Teils  rechtlich  bestehen  gegen  Befolgung  der  diesbezüglich 
im  anderen  Gebiete  geltenden  und  auf  die  Gesellschaften  jeder  anderen 
Nation  anwendbaren  Gesetze  und  Vorschriften  auch  dort  alle  ihre 
Hechte,    auch    dasjenige  der  Verfolgung  vor  Gericht,   anstlben  können. 

3.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Japan 
und  China  vom  21.  Juli  1896  nebst  Zusatzprotokoll  vom  19.  Oktober 
1896  (D.  H.A.  1897  I  S.  209). 

4.  Freundscbafts-,  Handels-  und  Schiffabrtsvertrag 
zwischen  Peru  und  Argentinien  vom  9.  März  1874  (D.  H.A.  1897 
I  S.  213  ff.). 

5.  Übereinkunft  zwischen  Spanien  und  Mexiko,  betr.  das 
geistige  Eigentum,  vom  10.  Juni  1895  (D.  H.A.  1897  I 
8.  221  f.). 

6.  Allgeroeiner  Vertrag  zwischen  Costa  Rica  und  Honduras 
vom  28.  September  1895  (D.  U.A.  1897  I  S.  277  ff.). 

7.  Allgemeiner  Vertrag  zwischen  Costa  Rica  und  Salvador 
vom  12.  Juni  1895  (D.  H.A.  1897  I  S.  280  ff.). 

8.  Allgemeiner  Vertrag  zwischen  Costa  Rica  und  Guatemala 
vom  15.  Mai  1895  (D.  H.A.   1897  I  S.  282). 

9.  Handels-  und  Scb  iffahrtsvertrag  zwischen  Italien 
und  Tunis   vom    28.  September  1896  (D.  H.A.  1897  I  S.  288  ff.> 

10.  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag  zwischen 
Italien  und  Tunis  vom  28.  September  1896  (D.  H.A.  1897  I 
8.  290). 

11.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
trag zwischen  Japan  und  Brasilien  vom  5.  November  1895 
(D.  H.A.  1897  I  338). 

12.  Handelsvertrag  zwischen  Bulgarien  und  Serbien 
vom  16.  Februar  1897  (D.  H.A.  1897  I  S.  436). 

13.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Japan 
und  Peru  vom  20.  März  1895  (D.  H.A.   1897  I  S.  414). 
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Vermischte  Mitteilungen. 

1*  Die  gegenseitige  V ollstreckang  der  Gerichts- 
urteile und  Erkenntnisse  in  Civil-  und  Handelssachen 
betreffend  wnrde  am  20.  November  1896  ein  Vertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Spanien  unterzeichnet.  Dessen  Genehmigung  durch 
die  schweizerische  Bundesversammlung  ist  bereits  erfolgt  und  ist  der 
Bundesrat  mit  der  Ratifikation  und  nach  Auswechslung  der  Ratifika- 
tionsurkunden mit  der  Vollziehung  beauftragt.  (Schweiz.  Bundesbl. 
1897  m  S.  585.) 

2«  Auslieferungsverträge  der  Schweiz  stehen  in  ziem- 
lich sicherer  Aussicht  mit  Rumänien,  den  Niederlanden  und  der  Argen- 
tinischen Republik,  der  Republik  der  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  (Schweiz.  Bundesbl.  1897 
III  S.  588.) 

3«  Zum  Übereinkommen  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  dem  Deutschen  Reiche  zum  gegenseitigen  Schutze  der 
Erfindungen  etc.  vom  6.  Dezember  1891. 

a.  Die  dreimonatliche  Prioiitätsfrist  des  Art.  8  gilt  nur  ftlr  jene 
Fälle,  wo  bereits  die  erste  Anmeldung  in  dem  einen  der  beiden 
Vertragsstaaten  von  einem  Angehörigen  eines  derselben  (oder  einer 
durch  Art.  2  gleichgestellten  Person)  ausgegangen  ist,  nicht  aber 
bei  Rechtsnachfolge  eines  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  in  An- 
meldungen, welche  ursprünglich  von  einem  Angehörigen  eines  dritten 
Staates  ausgegangen  sind.  Entsch.  des  österr.  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  18.  September  1895  Z.  46987  (Jur.  Bl.  1879  S.  269). 

b.  Die  dreimonatliche  Prioritätsfrist  des  SchlufsprotokoUs  zu 
Art.  20  des  Randeisvertrags  zwischen  Österreich  und  dem  Deutschen 
Reiche  vom  28.  Mai  1881  kommt  nur  Angehörigen  des  Deutschen 
Reiches  zu  statten,  nicht  auch  Angehörigen  dritter  Staaten,  welche 
nach  Erwerbung  eines  Deutschen  Reichs  -  Patents  fUr  ihre  Erfindungen 
dieselben  sodann  in  Osterreich  anmelden;  diese  Frist  gilt  für  deutsche 
Reichsangehörige  nur  dann,  wenn  bereits  die  Anmeldung  des  Privi- 
legiums von  ihnen  ausging,  nicht  wenn  sie  erst  später  im  Cessionswege 
Inhaber  des  Privilegiums  geworden  sind.  Entsch.  des  k.  k.  österr. 
Handelsministeriums  vom  29.  Dezember  1896  Z.  40908  (Jur.  Bl. 
1897  S.  315). 

4*  (Ungarische  Notariate.)  Ein  alphabetisch  geordnetes 
Verzeichnis  der  in  Ungarn  bestehenden  königlichen  öffentlichen  Notariats- 
sitze mit  Angabe  der  kompetenten  Notariatskammem ,  der  beztlglichen 
Gerichtshöfe  erster  Instanz,  der  Komitate,  in  welchen  sie  liegen,  und 
der  betreffenden  Notare,  nach  authentischen  Daten  zusammengestellt  von 
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Dr.  Karl  PuU^  entbidt  die  Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige 
Gericiitsbarkeit  in  Österreich,  1897  Nr.  Bi  8.  198  ff.  —  Als  Öffent- 
liche Notare  von  Budapest  sind  aufgeführt:  Dr.  Cöttelf/  Geta^ 
VIII.  Josef-kOrut  2  (Josef-Boulevard) ;  Oassner  Behr^  V.  B4Iv&ny-atcia  2 
(Göttergasse);  Qörgey  Istvdn^  IV.  R^iposta-utcza  (Alte  Postgasse); 
leszenczhy  Daniel  j  IV.  Koronahercz«^  -  utcza  8  (Kionprinzengasse)^ 
Kis-ÄladaTy  IX.  Kalvin-ter  9  (Calvinplatz) ;  Dr.  Kormos  Bela^ 
VIII.  Muzeuro-körut  2  (Museum- Boulevard) ;  Bupp,  Sigmund^  II.  Föatcai 
(Hauptstrafse);  Steinbach  Istvdn^  Deak-Ferencz-utcza  (Franz- Deakgasse); 
Tokaji-Nagy  Lajos,  D^ak-t^r  6  (Deakplatz);  Dr.  Weinmann,  Fiäßp, 
AndrÄssy-ut  9  (Andrassystrafse) ;  Schilling  Beesöy  VI.  VÄci-könit  17 
(Waizner- Boulevard);  Zimdnyi  ÄU^oa,  II.  L4nczhi  - utcza  2  (Ketten- 
brückgasse). 

5#  (Legalisierung  von  Urkunden  in  dem  Verkehre 
zwischen  Osterreich- Ungarn  und  Serbien.)  Trots  der  Be- 
stimmung des  Art  IX  des  zwischen  Österreich  -  Ungarn  und  Serbien 
abgesshiossenen  Staatsvertrages  vom  6.  Mai  1881,  R.G.B1.  Nr.  89 
vom  Jahre  1882 ,  und  trotz  der  den  serbischen  Gerichtsbehörden  im 
Jahre  1886  zugekommenen  Weisung,  wovon  in  der  JnstM.V.  vom 
18.  Juli  1886,  JustM.V.Bl.  Nr.  34,  Erwähnung  geschieht,  ist  es  doch 
seither  wiederholt  vorgekommen,  dafs  serbischerseits  ftlr  die  von  öster- 
reichischen Gerichten  beglaubigten  Privaturkunden  eine  weitere  L^i- 
sierung   durch   königlich    serbische  Ronsularbehörden  gefordert  wiurde. 

Die  königlich  serbische  Regierung,  die  diesbezüglich  angegangen 
wurde,  hat  nun  mitgeteilt,  dafs  der  königlich  serbische  Jnstisminister 
neuerdings,  und  zwar  mit  V.  vom  5.  Mai  1897,  Z.  3549,  sämtliche 
erstinstanzlichen  Gerichte  beauftragt  hat,  strikte  nach  den  Bestimmongen 
des  Art.  IX  des  Staatsvertrages  vom  6.  Mai  1881  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Serbien  und  nach  dem  Cirkularerlasse  des  Justizministeis 
vom  9.  Mai  1886,  Nr.  1982,  vorzugehen,  wonach  Privaturkunden,  die 
bereits  von  Gerichtsbehörden  legalisiert  sind,  der  Legalisierung  seitens 
der  Konsularämter  nicht  mehr  bedürfen.  (Ost  JustM.V.Bl.  1897 
S.  213). 

6#  (Legalisierung  der  in  Rufsland  zn  verwendenden 
AuBztlge  aus  dem  Schntzmarkenregister.)  Wie  das  öster- 
reichische Handebministerium  den  Handels-  und  Gewerbekammen 
mitteilt,  wurde  der  Vorgang  bei  Legalisierungen  der  in  Rufsland  sn 
verwendenden  Auszüge  aus  dem  österreichischen  SchutzmarkeBregistdr 
insofern  vereinfacht,  als  nunmehr  das  k.  und  k.  österreichiscb-ungarische 
Generalkonsulat  in  St.  Petersburg  die  Unterschrift  des  ELammerpräsidioms 
auf  diesen  Auszügen  unmittelbar  ohne  jede  Suporlegalisierung  beglaubigen 
wird.  Eß  entfallt  hierdurch  die  bisher  erforderlich  gewesene  instanien* 
mäfsige  Beglaubigung  durch  das  Handelsministerium,  das  Ministeriom 
des  Äufsem  und  das  russische  Konsulat  Das  kaiserl.  russische  De- 
partement für  Handel  und  Manufiiktur,  als  die  ftir  die  Anmeldung  von 


Litteraturberichte.    Bttcheranzeigen.  479 

SchtttziDArken  saständige  Behörde,  sieht  die  direkte  Beglaubigung  der 
Markenrtgisterauszttge  durch  das  österreichische  Konsulat  in  St.  Peters- 
buig  für  ausreichend  an.  (AUg.  Österr.  Oerichtszeitnng  XL VIII.  Jahr- 
gang, S.  282). 


Litteraturberichte. 

1.    JE.   ZUelmann,    Internationales    Priyatrecht      Erster  Band. 
Leipzig,    Duncker  &  fiumblot    408  S.    (9  Mk.) 

Nur  eine  vorläufige  Anzeige  dieses  Buches  sei  hier  einstweilen  g^eben. 
Bine  eingehendere  Besprechung  behält  Referent  sich  bis  nach  Erscheinen 
des  (im  Druck  befindlicnen)  zweiten  (Schlufs-)  Bandes  vor.  Es  soll  zunächst 
nur  der  Pflicht  und  dem  Bedürfnis  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  genügt 
werden .  der  Genu^huung  tlber  diese  wertvolle  Bereicherung  unserer  inter- 
nationalprivatrechthchen  Litteratur  Ausdruck  zu  geben  und  unsere  Leser 
auf  dieselbe  hinzuweisen. 

Der  Verfasser  unternimmt  in  neuer  und  selbständiger  Weise  die  theore- 
tische Grundlegung  und  ausführliche  doematische  Darstellung  eines  allge- 
meinen internationalen  Privatrechts,  das  heifet  eines  Systems  des  inter- 
nationalen Privatrechts,  dessen  allgemeine  Anwendung  einerseits  de  lege 
ferenda  zu  empfehlen  ist  und  das  andererseits  subsidiäre  Geltung  überaU 
dort  beanspruchen  darf,  wo  das  positive  internationale  PriTatreeht  der  ein- 
zelnen Recntsffebiete  Lücken  aufweist.  Dieses  Unteniehmen  kann  von  nie- 
mandem freucuger  willkommen  geheifsen  werden,  als  von  dem  Referenten. 
Denn  das,  was  Zitelmann  hier  unternimmt  und  leistet,  ist  die  notwendige 
Vervollständigung  des  Arbeitsplanes,  den  Referent  sich  selbst  seit  Jahren 

Sesetct  hat.  Zitelmann  steht  auch  prineipiell  durchaus  auf  dem  Standpunkt 
er  positivistiBchen  Methode,  den  Referent  für  den  allein  richtig«!  hält. 
Auch  er  geht  davon  aus,  dafs  das  in  jedem  einzelnen  Staate  gdtende  inter- 
nationale Privatrecht  formal  lediglich  internes  Recht  des  einzelnen  Staates 
ist^  das  heifst  dafs  die  Rechtspflegeorgane  des  einzelnen  Staates  auswärtiges 
Recht  nur  kraft  der  Vorschritten  ihres  eigenen  Rechtes  anzuwenden  halM. 
Züelmann  geht  noch  weiter  ( —  Referent  kann  hier  nicht  mitgehen  — \  und 
leuffuet,  däis  der  Richter  jemals  Völkeirecht  als  solches  anzuwenden  habe. 
Andererseits  nimmt  er  an  —  und  dieses  ist  der  specifische  Standpunkt  ZiuU 
mann»  -•,  dafs  das  Völkerrecht  f&r  die  Einzelstaaten  verbindliche  Grund- 
sätze bezüglich  der  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  nicht  nur  im 
allgemeinen,  sondern  bis  in  die  Einzelheiten  hinein  enthalte.  Diese  Grund- 
sätze darzulej^en,  ist  das  Hauptziel  des  Zite/mannschen  Buches.  Zitelmann 
gelangt  zu  diesen  Grundsätzen  auf  deduktivem  Wege,  indem  er  von  dem 
als  „geschichtliche  Realität^  gegebenen  Prindp  einer  völkerrechtlich  aner- 
kannten gegenseitigen  Abgrenzung  der  Herrschaft  der  Staaten  ausgeht. 
Diese  Herrschaft  unteracheidet  er  als  Personen-  und  Gebietsherrschaft  und 
aus  diesen  Begriffen  leitet  er  sodann  die  einzdnen  Sätze  des  von  ihm  sog^ 
nannten  „allgemeinen  überstaatlichen  International -Privatrechtes^  als  Kon- 
sequenzen ab.  Züelmann  nimmt,  wie  gesagt,  an,  dafs  dieses  „überstaatliche 
International -Privatrecht"  nur  <üe  Staaten  verpflichtet  Aber  er  gelangt 
zur  Inkorporierung  jener  überstaatUchen  Vorschriften  in  das  interne  Recht 
der  Staaten  auf  Grund  der  Formel,  dafs  der  Richter  subsidiär  das  völker- 
rechtliche International  -  Privatrecht  kraft  des  vermutlichen  Willens 
seines  eigenen  Staates  als  positives  innerstaatliches  Recht  anzuwenden 
habe. 
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Der  Torliegende  erste  Band  enth&lt  die  principielle  Gmndleffiiiig 
VerfahrenB)  und  zwar  in  dner  doppelten  Richtung.  Einmai  wird  aas  T5lker- 
rechtliche  („überstaatliche")  International -Privatrecht  an  und  für  sich,  und 
sodann  dessen  Verhältnis  zum  ^innerstaatlich**  geltenden  Intemational-PriTat- 
recht  untersucht  Endlich  wird  die  besondere  Position  des  „interlokalea 
Privatrechtes**  untersucht. 

Der  zweite  Band  wird  das  „angewandt«''  internationale  Privatrecht 
behandeln,  das  heibt  die  Konsequenzen  der  gefundenen  Principien  für  die 
Einzelfragen.  Ktlnftig  wird  niemand,  der  sich  mit  internationalem  Privatrecht 
beschilftigt,  sich  gründlichem  Studium  des  Züflmannechen  Buches  entziehen 
dürfen.  Beiner  Bedeutung  durch  eine  eingehende  Auseinandersetzung  — 
insbesondere  auch  hinsichtlich  gewisser  Abweichungen  in  der  Aufifassung  — 
gerecht  zu  werden,  behält  sich  Referent,  wie  gesagt,  vor. 

Theodor  Niemeyer. 

2*  Scherer ^  M,.  Dr.,  Rechtsanwalt  am  Reichsgericht  in  Leipzig.  Allge- 
meiner Teil  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Dentscne 
Reich,  1.  Heft,  Erlangen,  Palm  &  Enke  1897.    Preis  4  Mk.  40  Pf. 

Der  im  1.  Hefte  vorliegende  Kommentar  zum  Bürgerlichen  Gesetzbacii 
für  das  Deutsche  Reich  von  Dr.  Seher  er  wird  in  verschiedener  Beziehung 
für  das  Studium  des  Gesetzbuchs  und  die  praktische  Anwendung  desselben 
in  hervorragendem  Mafse  als  besonders  geei^et  sich  erweisen.  Der  en^ 
Entwurf  zum  Gesetzbuch  ist  durch  die  dänitive  Gestaltung  des  Gresetzbuchs 
sanz  erheblich  abgeändert  worden.  Andererseits  bildet  aber  unstreitig  der 
Entwurf  I  und  die  Begründung  desselben  eine  Hauptquelle  zum  richtigen 
Verständnisse  und  zur  Durchdringung  des  Geistes  des  Gesetzbuchs.  Der 
Verfiisser  hat  deshalb  in  dankenswerter  Weise,  um  die  Änderungen  recht 
augenscheinlich  zu  machen,  die  Paragraphen  des  Entwurfs  I  den  entsprechen- 
den  Paragraphen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  textlich  g^enttbergestellt 
Die  Erläuterungen  selbst  stützen  sich  zunächst  auf  die  Motive,  hier  jedoch 
selbstverständlich  nicht  nur  auf  jene  des  ersten  Entwurfs,  wobei  der  Leser 
sofort  in  der  Lage  ist,  die  Streitfra^  zu  erkennen,  welche  in  den  späteren 
Komnussionen  erörtert  wurde,  sowie  die  Stellung,  welche  das  Bü»erliche 
Gesetzbuch  zu  der  Streitfrage  genommen  hat  Aufserdem  hat  der  VerfasBer 
zur  Kommentiemng  die  bisnenge  Rechtsprechung  herangezogen  und  hierbei 
verglichen  und  untersucht,  welche  Stellung  das  bürgerliche  Recht  zu  den 
einzelnen  Fra|pen  einnimmt  In  dieser  Beziehung  hat  der  VerfiEisser  Auszüge 
aus  seinen  früheren  Sammelwerken  über  die  B^htsprechung  der  höchsten 
Gerichtshöfe  aus  den  drei  ffrofsen  Rechtsgebieten  des  Gremeinen  Rechts, 
Preulsischen  Landrechtes  und  des  Rheinisch-französischen  Rechtee  in  reicher 
Fülle  den  einzelnen  betreffenden  Paragraphen  des  Bürgerlichen  GeaetzbnehB 
unter  präciser  An^be  der  Fundstellen  angefügt  und  hieidurch  eine  wertvolle 
Cbersicht  über  die  bisherige  Rechtsprechung  gegeben.  Sodann  wird  unter- 
sucht,  was  die  Motive  zur  betreffenden  Streitfrage  sagen  und  dsrgestdlt, 
wie  die  Streitfrage  unter  der  Herrschaft  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zn 
entscheiden  sei. 

Es  ist  wohl  kein  Zweifel,  dafs  diese  Erläuterungsmethode  für  das 
Studium  des  Gesetzbuchs  ^fse  Vorzüge  hat  und  das  Buch  auch  für  die 
Praxis  als  besonders  nutzbnngend  und  wertvoll  erscheinen  läfst  B. 


Zur  Lehre  vom  internationalen  Civiiprozelkrecht 

Von  ProfeBBOT  Dr.  Cmesar  Barmiettl, 

Yomials  Rechtsanwalt  (Genf). 

Wenn  der  Richter  im  gegebenen  Falle  das  aasiändiBche  Recht 
bei  einer  privatintemationalen  Rechtssache  anzuwenden  hat,  wenn  es 
ihm  durch  seine  lex  fori  vorgeschrieben  ist,  ausländisches  Recht  seiner 
Entscheidung  zu  Grunde  zu  legen,  so  hat  er  dies  von  Amtswegen  zu 
thun,  und  zwar  auch  ohne  dafs  sich  die  Parteien  darauf  berufen. 

Es  ist  eben  die  Aufgabe  des  Richters,  nach  dem  einschlagenden 
Rechte,  also  hier  nach  dem  ausländischen  Rechte,  den  Prozefs  zu  ent- 
scheiden, ganz  unabhängig  von  der  sonst  im  Prozesse  geltenden  Yer- 
handlungsmaxime:  denn  jura  no$cU  cu/ria. 

Handelt  es  sich  hier  ja  doch  nicht  um  Thatsachen,  sondern  um 
Rechtssätze,  die  vom  inländischen  Rechte  zugelassen,  ja  nicht  blofs 
zugelassen,  sondern  als  Anwendungsnorm  in  privatintemationaler  Be- 
ziehung aufgestellt  sind,  denen  also  dieselbe  Anwendungskraft  und 
Anwendungsnotwendigkeit  innewohnt,  wie  dem  inländischen  Rechte 
als  solchem  selbst,  da  sie,  obwohl  an  sich  ausländische  Rechtssätze, 
doch  infolge  ihrer  Eigenschaft,  wie  dargelegt,  sich  selbst  wieder  als 
inländische  Rechtssätze,  als  inländisches  Recht  im  weiteren  Sinne  dar- 
stellen. 

Da  es  der  Richter  nicht  in  seinem  Belieben  hat,  welches  Recht 
er  anwenden  will,  sondern  unter  Umständen  auch  das  fremde  Recht, 
die  ausländischen  Rechtssätze  anwenden  mufs,  ganz  einerlei,  ob  sich 
die  Parteien  darauf  berufen  oder  nicht  (dem  steht  auch  nicht  die  oft 
dagegen  angerufene  Entscheidung  des  Reichsgerichts  11.  CS.  vom 
21.  Februar  1882,  mitgeteilt  in  PucheliB  Zeitschrift  ftlr  das  franzö- 
sische Civilrecht,  Bd.  XIII  S.  592  ff.,  entgegen,  wenn  in  ihr  aus- 
gesprochen ist,  dafs  der  Richter,  wenn  ein  Inländer  auf  Erfüllung  räier 
Verbindlichkeit  verklagt  ist,  so  lange  sich  dieser  nicht  selbst  auf  aus- 
ländisches Recht  beruft,  davon  ausgehen  darf,  dafs  das  inländische 
Recht  anwendbar  sei  —  denn  dies   ist  etwas  durchaus  Selbstverständ- 
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licheB,  dafs  der  Richter  hier  das  inländische  Recht,  sein  Recht,  ftlr 
anwendbar  hält,  weil  anzunehmen  ist,  dafs  in  solchem  Falle  sich  der 
Inländer  dem  inländischen  Rechte  stillschweigend  unterwirft  —  siehe 
auch  Reichsgerichts-Entsch.  Bd.  X  Nr.  46  a.  E.),  so  eigiebt  sich  anch 
daraus  mit  logischer  Folgerichtigkeit ,  dafs  die  Parteien ,  die  sich  im 
Laufe  des  Rechtsstreits  auf  auslIUidisches  Recht  berufen,  auch  das  Ter- 
fiisBungsmäfsige  (staatsrechtliche)  Dasein  und  den  Inhalt  desselben  nicht 
zu  beweisen  haben.  Hiervon  soll  weiter  unten  des  aufiftkrlicheren 
gehandelt  werden. 

Wenn  es  einmal  im  privatintemationalen  Falle  feststeht,  daft 
tlberhaupt  fremdes  Recht  anzuwenden  ist,  so  ist  es  Au%abe  d« 
Richters,  das  Dasein  des  fremden  materidlen  Rechtssatzes,  der  auf 
Grund  des  die  Anwendung  des  fremden  Rechts  vorschreibenden  RechtB- 
gebots  des  Inlands  Platz  greift,  sowie  den  Inhalt  jenes  zu  enueren 
und  bei  der  Auslegung  desselben  nach  den  entsprechenden  allgememea, 
unter  Umständen  nach  den  besonderen  Interpretationsregehi ,  wenn 
solche  das  fremde  Recht  au&tellt,  zu  verfahren;  er  hat  überhaupt,  wie 
Zitelmann,  Internationales  Privatrecht,  Bd.  I  S.  287,  treffend 
bemerkt,  hierbei  so  zu  verfahren,  ab  wäre  er  selbst  Richter  in  dem 
fremden  Staate,  woraus  sich  auch  ergiebt,  dafs  er  nicht  Uob  deo 
Inhalt  des  fremden  Rechtssatzes,  sondern  auch  dessen  staatsrechtliches 
Dasein  zu  ergründen  hat,  um  ihn  dann  anzuwenden.  Diese  Thltigkeit 
des  Richters  hat  sich,  wie  jene,  die  sich  als  vorherzuentscheidende 
Vorfrage  darstellt  und  in  der  Richtung  beantwortet  sein  mufe,  dafs 
eine  fremde  Rechtsnorm  anzuwenden  ist,  im  Princip  von  Amtawegeo 
zu  vollziehen,   entsprechend  dem:  jura  no$cU  curia. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  es  nicht  in  betreff  der  richterhchen  Er- 
gründung  des  Daseins  und  Inhalts  des  anzuwendenden  freoideo 
materiellen  Rechtssatzes,  der  auf  Grund  der  Platz  greifenden  fremdea 
Rechtsnorm  zu  suchen  ist,  eine  Ausnahme  vom  Princip  des  „von 
Amts  wegen"  Handeln  des  Richters  giebt  Enthalt  namentlich  nicht 
der  §  265  C.Pr.0.  für  Deutschland  eine  Ausnahme  von  diesem  Princip? 

§  265  C.Pr.O.  lautet: 

„Das  in  einem  anderen  Staate  geltende  Recht,  die  Gewohnheits- 
rechte und  Statuten  bedtlrfen  des  Beweises  nur  insofern,  als  sie  deo 
Gerichte  unbekannt  sind.  Bei  Ermittelung  dieser  Rechtsnorma  i^ 
das  Gericht  auf  die  von  den  Parteien  beigebrachten  Nachweise  nicht 
beschränkt;  es  ist  befugt,  auch  andere  Erkenntnisquellen  zu  benntiefl 
und  zum  Zwecke  einer  solchen  Benutzung  das  Erforderliche  anm* 
ordnen.  ** 

Man  wird  hier  richtiger  sagen:  Der  §  265  C.Pr.O.  ist  keise 
Ausnahme  unseres  Grundsatzes,  er  „modifiziert**  ihn  nur,  oder 
noch  richtiger:    er  „erläutert**  ihn  nur  des  ntthem. 

Angesichts  der  reichen  Judikatur  und  Litteratur,  die  durch  deo 
unglücklich  redigierten  und  dadurch  höchst  unklaren  §  265  CFr^O. 
hervorgerufen  worden  ist,  den  Bar  unbegreiflicherweise  für  „sehr  gut 
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gefafst"  und  ftlr  eine  „richtige  Bestimmung"  erklärt,  versuche  ich  es 
gleichwohl,  da  die  Akten  über  die  Bedeutung  und  Tragweite,  kurz 
über  die  Auslegung  des  §  265  C.Pr.O.  immer  noch  nicht  geschlossen 
sind,  diesen  Paragraphen  nochmab  einer  Erläuterung  seu  unter^yerfen 
und  bin  der  Ansicht,  in  meinen  nachstehenden  Ausführungen  das 
Richtige  getroffen  zu  haben. 

§  265  C.Pr.O.  schreibt  in  betreff  des  in  Frage  stehenden  fremden 
Rechtssatzes  (nach  Lösung  der  Vorfrage,  dafs  überhaupt  fremdes  Recht 
anzuwenden  sei),  d.  h.  seines  Daseins  und  Inhalts,  vor,  dafs  er  nur 
insofern  des  Beweises  bedürftig  ist,  als  er  dem  Richter  un- 
bekannt ist. 

Hierbei  aber  bleibt  stets  der  Grundsatz  aufrecht  erhalten,  dafs 
der  Richter  das  Recht,  hier  das  zur  Anwendung  zu  bringende  fremde 
Recht,  den  Rechtssatz  desselben,  von  Amtswegen  zu  erforschen  und 
zur  Anwendung  zu  bringen  hat;  es  ist  ihm  nur  die  Anweisung  erteilt, 
wie  er  hierbei  zu  verfahren  bat  Er  ist  nämlich  in  Bezug  auf  die 
Erforschung,  die  Ermittelung  des  Daseins  und  Lihalts  des  fremden 
Rechts  frei  gestellt  Während  er  das  in  betreff  seines  eigenen 
Landrechts  und  des  Reichsrechts  (abgesehen  von  Gewohnheiten  und 
Statuten)  nicht  verlangen  kann,  kann  er  gemäfs  §  265  CPr.O.  von 
den  Parteien  verlangen,  dafs  sie  ihm  den  Beweis  des  Daseins  und 
Iniialts  des  fremden  Rechts  erbringen,  gerade  so  als  ob  es  sieh  um 
den  Nachweis  von  Thatsachen  handle,  indem  das  fremde  Recht  in  der 
Richtung  seiner  Daseins-  und  Inhaltsfrage  gleichsam  einer  zu  beweisen- 
den Tbatsache  entspricht,  sei  es,  dafs  der  Richter  von  vornherein  der 
Ansicht  ist,  dafs  die  fremde  Anwendungsnorm  Anwendung  zu  finden 
habe,  er  aber  ihr  Dasein  und  ihren  Inhalt  nicht  kennt,  sei  es,  dafs  er 
erst  durch  die  Parteibehauptung  auf  die  Anwendungsnotwendigkeit  der 
fremden  Norm  als  solcher,  deren  Dasein  und  Inhalt  er  nicht  kennt, 
hingewiesen  worden  ist. 

Es  besteht  also  jedenfalls  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Fall 
eine  Parteienpflicht,  nämlich  dahingehend,  auf  Verlangen  des 
Richters  jenen  Beweis  wie  einen  Thatsachenbeweis  zu  erbringen.  Und 
mit  Recht  behauptet  Ziielmann  a.  a.  0.  S.  287  ff.  —  in  er- 
weiternder Auslegung  des  §  265  CPr.O.,  dafs  der  Richter  von  der 
Partei,  wenn  es  sich  um  ausländisches  Recht  handle,  verlangen  könne, 
dafs  sie  das  fremde  materielle  Recht  nicht  blofs  im  ganzen  darlege, 
sondern  auch  denjenigen  einzelnen  materiellen  fremden  Rechtssatz  selbst 
bezeichne,  der  auf  die  Beurteilung  gerade  dieses  konkreten  Falles  ihrer 
Meinung  nach  passe,  das  Petitum  also  rechtfertigen  solle. 

Da  es  sich  aher  nun  bei  der  Frage,  wie  verhält  es  sich  mit  dem 
Dasein  und  Inhalt  des  fremden  anzuwendenden  Rechts?  —  nicht  um 
ein  subjektives,  sondern,  wie  bei  jeder  Rechtsanwendung,  um  objek- 
tives Recht  handelt,  so  kommt  hierbei  nicht  blofe  die  angegebene 
Parteienpflicht  in  Betracht,  sondern  es  tritt  noch  stets  hinzu  die  von 
Amts  wegen  bestehende  Pflicht  des  Richters,  nach  dem  Dasein 
und   Inhalt   des   Rechtssatzes    des   fremden  Rechts   behufs  seiner   An- 
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Wendung  zu  forsclien.  Es  konkurriert  mit  anderen  Worten  mit  jener 
Parteipflicht  hier  stets  die  angegebene  amtliche  Richterpflicht,  die  im 
Satze  ^'tira  noseU  ewria*^  wureehide  Pflicht  des  Richters,  ex  offäe 
das  objektive  Recht,  hier  das  fremde  objektiye  Recht,  eu  kennen  oad 
ZOT  Anwendung  zu  bringen. 

Dieser  Satz  scheint  mir  wenigstens  aufser  allem  Zweifel  m. 
stehen. 

Fragen  wir  nun  weiter:  Was  folgt  aus  dieser  Konkunens  von 
Pärteienpflicht  und  richterlicher  Amtspflicht? 

Hieraus  folgt,  dafs  der  Richter  bei  Ermittelung  der  fireoadea 
Rechtsnormen  befugt  ist,  auch  andere  Erkenntnisquellen  zu  benatun 
u.  8.  w.  (§  265  C.Pr.O.)  —  mithin  nicht  auf  die  von  den  Parteiea 
beigebrachten  Nachweise  beschränkt  ist  —  so  §  265  C.Pr.0.  Ja, 
nicht  blofs  diese  Befugnis  des  Richters  folgt  hieraus,  Tielmehr  im 
gegebenen  Fall  auch  seine  Verpflichtung:  denn  der  Richter  hat 
die  Pflicht,  das  Recht  zu  kennen  und  anzuwenden.  Diese  Pflicht  bat 
er  in  Bezug  auf  fremdes  Recht  nun  nach  §  265  C.Pr.0.  in  ihm  frei- 
gestellter Weise  zu  üben,  so  dafs  er  Beweis  von  der  Partei  ver- 
langt oder  auch  andere  Erkenntnisquellen  benutzt  oder  beides  cogleich 
thut,  wobei  er  aber  jedenfidls  alles  thun  mufs,  sei  es  in  der  eineo  oder 
anderen  Weise  oder  auf  beide  Weisen ,  um  seiner  Pflicht  zu  genügai. 
§  265  C.Pt'.O.  ist  schlecht  redigiert,  insofern  als  in  demselben  fon  der 
„Befugnis"  des  Richters  die  Rede  ist,  sich  die  betrefiende,  ^ie  not- 
wendige Rechtskenntnis  zu  verschafien. 

Drücken  wir  unsem  obigen  Satz  in  anderer  Weise  aus,  so  ngen 
wir:  Der  Oedanke  des  §  265  CPt.O.  kann,  entsprechend  dem  all- 
gemeinen Grundsatz  des  ,Jura  noscit  curia^,  nur  der  sein:  infolge 
seiner  Richteramtspflicht,  das  Recht  zu  kennen  imd  anzuwenden,  ist 
der  Richter  verpflichtet,  von  Amtswegen  das  hier  nötig  Fallende  n 
thun  und  ist  er  demnach  befugt,  wenn  es  sich  um  die  Anwendnog 
des  fremden  Rechts  handelt,  den  Nachweis  desselben,  seines  Daaeini 
und  Inhalts,  von  den  Parteien  zu  verlangen  (dies  die  Besonderheit  dss 
§  265  G.Pt.0.  in  betreff  des  „fremden"  Redhts)  oder  auch  andere 
Erkenntnisquellen  bei  Ermittelung  desselben  zu  bcoiutzen,  sei  es,  dafs 
er  diese  benutzt  unabhängig  von  einer  von  den  Parteien  verlangten 
und  erbrachten  Beweisführung,  sei  es,  dafs  er  eine  von  den  Paiteien 
erbrachte  Beweisftlhrung  nicht  ftlr  hinreichend  erachtet  und  deshalb 
die  anderen  Erkenntnisquellen  nach  seinem  Ermessen  benutzt 

Zu  der  Anwendung  dieser  Befugnis  giebt  ihm  eben  die  Richteh 
amtspflicht  die  Erlaubnis. 

Von  dieser  Aufbssung  geht  offenbar  auch  das  Urteil  des  Beicb- 
gerichts  vom  25.  Mai  1888  aus  (Entscheidungen  Bd.  21  S.  175)i  '^^ 
es  sagt: 

„Der  §  265  C.Pr.O.  will  es  keineswegs  der  Willkür  des  Richters 
anheimgestellt  haben,  ob  er  sich  auf  eine  Prüfung  des  ihm  von  dea 
Parteien    voigebrachten   Materials    beschränken   und   nur    dasjenige 
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berilckBicbtigen  wolle,  worauf  sich  die  beweispflichtige  Partei  berufen 
bat.  Zwar  ist  nicht  ausgeBchlossen,  dafs  nicht  unter  Umständen  für 
das  Ergebnis  der  fraglichen  Ermittelung  entschieden  werden  kann, 
welcher  Partei  die  Beweislast  zoHÜlt  Aber  der  Richter  darf  nicht 
von  vornherein  nur  auf  das  Vorbringen  der  beweispflichtigen  Partei 
sein  Augenmerk  richten  und  um  deswillen  jeder  Untersuchung  sich 
darüber  entziehen,  ob  nicht  auch  anderweite  Erkenntnisquellen  in 
betreff  der  Geltung  des  betreffenden  Statutarrechts  vorhanden  sind.^  — 

Aus  der  Konkurrenz  der  Parteienpflicbt  und  Richteramtspflicht 
folgt  aber  auch  ferner,  und  da  es  sich  nicht  um  subjektives,  sondern 
um  objektives  Recht  handelt,  dafs,  wie  v.  Canstein  in  Bu&c^ 
Zeitschrift  f.  d.  deutschen  Civilprozefs ,  Bd.  II  S.  298,  unter  Hinweis 
darauf,  dafii  auch  in  dieser  Beziehung  §  265  C.Pr.0.  schlecht  redigiert 
sei,  bemerkt  —  von  einer  eigentlichen  Beweispflicht  der  Parteien 
keine  Rede  sein  könne  in  betreff  des  ausländischen  Rechts,  weil  die 
Partei,  die  den  von  ihr  in  dieser  Beziehung  verlangten  Beweis  nicht 
erbringt,  unmöglich  deshalb  als  sachfidlig  betrachtet  und  mit  ihrem 
Anspruch  abgewiesen  werden  kann. 

Würde  nämlich  der  Richter  sein  die  Partei  abweisendes  Urteil 
allein  darauf  sttltzen,  dieselbe  habe  den  von  ihr  verlangten  Beweis  des 
Daseins  und  Inhalts  des  fremden  Rechtssatzes  nicht  erbracht,  so  hätte 
er  das  Gresetz  verletzt,  die  Vorschrift  des  §  265  C.Pr.O. ,  wonach  er 
befbgt  ist,  auch  andere  Erkenntnisquellen  zu  benutzen  —  womit  nichts 
anderes  gesagt  ist,  wie  wir  oben  sicher  zur  Gentige  daigelegt  haben, 
als  dafs  er  jedenfalls  von  Amtswegen  nach  dem  Dasein  und  Inhalt 
des  fremden  Reehtssatzes  zu  forschen  und  ihn  anzuwenden  habe  mit 
der  Befugnis  u.  s.  w.  —  siehe  oben. 

Gegen  dieses  Urteil  ist  dann  wohl  auch  nach  §  511  G.Pr.0.  die 
Revision  zulässig :  denn  es  liegt  eine  Verletzung,  und  zwar  eine  solche 
gegen  den  unmittelbaren  Inhalt  des  deutschen  Gesetzes:  die  Civil- 
prozefsordnung,  vor.  Anderer  Ansicht  ist  Zitel mann  a.  a.  0.  S.  288 
Anm.  106,  der  meines  Erachtens  mit  Unrecht  hier  jede  Revision  ftlr 
unstatthaft  hält 

Aus  dem  Satze,  dafs  von  einer  eigentlichen  Beweispflicht  der 
Parteien  keine  Rede  im  Falle  des  §  265  G.Pr.0.  sein  kann,  folgt 
jedenfalls  auch,  dafs  der  Richter  an  die  Nachweise  der  Parteien  nicht 
gebunden  ist,  femer  dafs  die  Parteien  trotz  §  265  C.Pr.0.  kein  Dis- 
positionsrecht über  die  GtLltigkeit  (das  staatsrechtliche  Dasein)  oder 
über  den  Inhalt,  die  Anwendbarkeit  des  fremden  Rechtssatzes  haben, 
das  den  Richter  bände  und  ihn  von  der  Pflicht  selbständiger  Prttfung 
entbände,  und  dafs  endlich  keine  Partei  im  Falle  der  Berufung  an 
ihre  in  erster  Instanz  vorgebrachten  Behauptungen  oder  Zugeständnisse 
bezüglich  des  anzuwendenden  Rechts  gebunden  ist  So  auch  zutreffend 
Zitelmann  a.  a.  0.  S.  288. 

Sehr  schwierig  ist  endlich  die  Lösung  der  Frage,  wie  der  Richter 
zu  entscheiden  habe,   wenn  es  ihm  durchaus  nicht  gelingt,   und  zwar 


486  ^'  Caesar  Barazetti  (Gtof),  Zur  Lehre  vom  intamat  Civilproaeikeeht. 

weder  selbst,  durch  eigene  Nachforschung,  noch  mit  Hülfe  der  Parteien, 
den  Inhalt  des  fremden  Rechts,  das  ihm  seine  Gesetzgebung  ansn- 
wenden  gebietet,  zu  ermitteln.  Hier  stehen  sich  zwei  Ansichteo  schroff 
g^gentlber ;  nach  der  einen  Ansicht  soll  er  dann  die  lex  fori  anwenden, 
nach  der  anderen  hat  er  die  Partei  mit  ihrem  Anspruch  abzuweisen. 
Ich  vermag  weder  der  einen  noch  der  anderen  Ansicht  beizutreten, 
der  letzteren  namentlich  auch  deshalb  nicht,  weil  ich  eine  eigentliche 
Beweispflicht  der  Parteien  nach  §  265  C.Pr.O.  nicht  anerkennen  kann. 
£s  liegt  hier  ein  Oesetzesvakuum  vor,  das  noch  der  Ausfüllung  harrt 
VergL  Zitelmann  a.  a.  O.  S.  289,  der  der  letzteren  Ansicht  huldigt, 
dessen  Gründe  aber  auch  nicht  überzeugen. 

Aus  dem  Dargelegten  ergiebt  sich  mir  und  damit  schlieTse  ich 
meine  Betrachtungen,  dafs  die  Parteien  im  Falle  des  §  265  CPr.O. 
nichts  anderes  sind  als  Gehülfen  des  Bichters  in  Ausübung  seiner  Amts- 
pflicht, die  da  geht  auf  Findung  des  Daseins  und  Inhalts  des  fremden 
Rechtssatzes,  der  auf  Grund  der  von  ihm  anzuwendenden  Norm  seiner 
lex  forty  die  ihn  auf  fremdes  Recht  verweist,  seinem  Spruch  dient,  und 
dais  sich  die  Sache  hier  fthnlich  verhXlt  wie  bei  der  Handhabnng  der 
§§  8,  54  u.  a.  C.Pr.O.  durch  den  Richter  —  und  dafs  Nien^eyer^ 
Zur  Methodik  des  internationalen  Privatrechts  S.  85  ^  durchaoa  nusu- 
stinmien  ist,  wenn  er  sagt,  dafs  die  Vorschrift  des  §  265  CPr.O.  teOs 
entbehrlich  sei,  sofern  selbstverstttndlich  die  Anwendung  fremdoi 
Rechts  nicht  möglich  ist,  wenn  sein  Inhalt  nicht  ermittelt  weidai 
kann,  teils  gefährlich  sei,  sofern  in  demselben  nur  von  einer  Be- 
fugnis des  Richters  zur  Benutzung  anderer  ErkenntnisqueUen  die 
Rede  sei,  nicht  von  einer  Verpflichtung  desselben  hierzu  (obwohl 
diese  Verpflichtung  besteht,  wie  ich  oben  darzuthun  versucht  habe, 
wird  die  Vorschrift  des  §  265  CPt.O.,  die  nur  von  einer  Befugnis 
spricht,  in  den  Hunden  minder  gewissenhafter  Richter  gefährlich,  wie 
ich  anderwärts,  auch  in  diesen  Blttttem,  nachgewiesen  habe)  — ,  und 
dafs  aus  all  dem  folgt,  dafs  §  265  CPr.O.  entweder  durch  eine  sach- 
gemäfse  neue  Redaktion  abzuändern  oder  noch  besser  ganz  anfin- 
heben  wäre. 
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Örtliches  Recht  in  Ehescheidungssachen. 

Von  Oberlandeflgerichtarat  Hax  Klein  in  München. 

§  i.    Einleitung. 

In  seinem  Systeme  des  heutigen  römischen  Rechts  Bd.  8  S.  837 
bezeichnet  5 aripfij^  es  als  ein  besonderes  Merkmal  der  Ehescheidung, 
dafs  die  hierfllr  geltenden  Gesetze  „auf  der  sittlichen  Natur  der  Ehe 
beruhen,  also  einen  streng  positiven  Charakter  an  sich  tragen **.  Daraus 
eigebe  sich,  wie  Savigny  lehrt,  die  Folgerung,  dafs  der  in  einem 
die  Ehescheidung  betreffenden  Rechtsstreite  urteilende  Richter  nur  die 
Gr«setze  seines  Landes  anwenden  dürfe.  Dies  führe  in  der  Regel  auf 
die  am  Wohnsitze  des  Ehemannes  geltenden  Gesetze  hin,  weil  nur  da 
ein  wahrer  G-erichtsstand  für  die  Entscheidung  begründet  sein  werde. 

Im  offenbaren  Anschlüsse  an  Savigny  ist  in  der  deutschen 
Wissenschaft  und  Rechtsprechung  ^)  die  Meinung  zur  Herrschaft  gelangt, 
jene  strongpositive  zwingende  Eigenschaft  der  die  Ehescheidung  regeln- 
den, auf  die  sittliche  Natur  der  Ehe  sich  gründenden  Rechtsvorschriften 
gestatte  nur  die  Anwendung  desjenigen  Rechtes,  welches  zur  Zeit  der 
Eüagerhebung  am  Wohnsitze  der  Parteien  gelte  und  daher  für  das  zur 
Scheidung  zuständige  Gericht  mafsgebend  sei. 

Es  dürfte  vielleicht  nicht  zwecklos  sein,  diese  Ansicht  in  Bezug 
auf  ihre  Berechtigung  etwas  näher  zu  prüfen. 

§  2.    Begriff  des  zumgenden  Rechts  im  allgemeinen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  von  Savigny  mit  Recht  betonte  sittliche 
Natur  der  Ehe  darf  man  mit  demselben  unbedenklich  annehmen,  dafs 
die  hinsichtlich  der  Ehescheidung  geltenden  Grundsätze  nicht  dem  ins- 
besondere für  Vertiagsverhältnisse  so  häufig  anwendbaren  billigen,  d.  h. 
den  thatsächlichen  Umständen  Rechnung  tragenden  Rechte  (jus  aequium)^ 
sondern  dem  strengen  Rechte  (jus  strictum)  angehören.  Allerdings 
ist  das  strengpositive  Recht  nicht  immer  ein  genau  festgesetztes,  wie 
z.  B.  der  Hinweis  auf  das  gemeine  protestantische  Ehescheidungsrecht 
ergiebt,  bezüglich  dessen  Rechtslehre  und  Gerichtspraxis  geradezu  recht- 
schaffend wirken. 

Die  Bestimmungen  über  Ehescheidung  sind  zwingendes  Recht 
zunächst  insofeme,    als  mit   diesen  Worten   der  Gegensatz  zu  dem  so- 


1)  Rothy  Bayör.  Civilrecht  I  S.  189,  Seuffert^  Kommentar  z.  bayer.  Ger. 
Ordn.  V.  1753.  2.  Aufl.  II  S.  813.  Stobbe,  Deutsches  Privatr.  I  §  34,  Förster- 
Ecciusj  PreuTs.  Privatr.,  6.  Aufl.  I  §  11  Anm.  41,  Entseh.  des  Reichsger. 
m  Civ.S.  Bd.  9  S.  191,  Bd.  15  S.  188,  Bd.  16  8  138,  Entseh.  des  bayer. 
obersten  Landesger.  Bd.  11  S.  205,  732,  Bd.  13  S.  24,  501,  Böhms 
Zeitschr.  Bd.  I  S.  202,  433,  Bd.  UI  S.  153,  Bd.  IV  8.  569,  SeufferU  Archiv 
Bd.  33  Nr.  96,  Bd.  39  Nr.  83,  Bd.  41  Nr.  1  u.  257,  Bd.  46  Nr.  147  u. 
Bd.  47  Nr.  259. 
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genannten  vennittelnden  oder,  wie  Bülow^)  in  seiner  bekannten 
Abhandlang  im  Archiv  Hlr  civilist  Praxis  Bd.  64  S.  1  o.  flg.  ngt, 
dispositiven  Rechte  ausgedrückt  wird,  welches  den  Parteien  einen  Ein- 
flofs  auf  die  Gestaltung  des  Reehtes  ermöglicht  Wenn  es  anch  im 
Belieben  der  Beteiligten  gelegen  ist,  Ehescheidangsgrttnde,  insoweit 
nicht  solche  in  Frage  stehen,  welche  den  Staatsanwalt  zur  Nichtigkeits- 
klage berechtigen  (man  vergl.  §  586  der  deutschen  CPr.O.),  geltend 
zu  machen  oder  darauf  zu  verzichten,  so  haben  dieselboi  dennoch 
keine  Verfügung  dartlber,  welches  Recht  in  ihrer  Ehescheidnngssache 
in  Anwendung  zu  bringen  ist  Auf  anderen  Rechtsgebieten  allerdings 
kommt  den  Parteien  eine  solche  VerHlgungsmöglichkeit  zu.  So  ist  s.  B. 
dem  Willen  der  Beteiligten  f\XT  die  Frage,  nach  welchem  örtlichen 
Rechte  obligatorische  Vertragsverhältnisse  zu  beurteilen  sind,  in  erster 
Reihe  eine  Bedeutung  beizumessen  (Entsch.  des  R.Ger.  in  Civ.S.  Bd.  4 
S.  246,  Bd.  9  S.  225,  Bd.  20  S.  883,  Bd.  23  S.  31  und  Bd.  24 
S.  112). 

Als  zwingendes  Recht  können  aber  die  gesetalichen  Vor- 
Schriften  über  Ehescheidung  auch  insofeme  bezeichnet  werden,  als  man 
mit  der  herrschenden  Meinung  annimmt,  dafs  dieselben  ausnahmslofi 
Platz  zu  greifen  haben  und  demgemäfs  auch  die  Anwendung  eines 
anderen ,  insbesondere  des  ausländischen  Rechtes  verhindern.  Die  Za- 
lassung  des  ausländischen  Rechtes,  welche  mit  der  durch  Savignf 
angebahnten  Auffassung  einer  internationalen  Rechtsgemeinschaft  aller 
in  den  völkerrechtlichen  Verkehr  aufgenommenen  Staaten  in  Verhindang 
steht,  findet  manchmal  eine  Schranke.  Da  die  Fälle,  in  welchen  dies 
zutrifft,  von  den  Gesetzgebungen  selten  genau  festgestellt  sind,  sondern 
von  der  Wissenschaft  erst  gesucht  werden  müssen,  so  besteht  auf  dem 
hier  in  Rede  stehenden  Gebiete  eine  grofse  Verschiedenheit  der  An- 
schauungen. Es  ist  deshalb  auch  die  Yon  8 avigny  in  dieser  Hinsiebt 
angestellte  Lehre,  wenngleich  dieselbe  die  deutsche  Wissenschaft  und 
Rechtsprechung  in  hohem  Grade  beeinflufst  hat,  von  einer  allgemeinen 
Anerkennung  noch  weit  entfernt. 

§  3.    Ansichten  Savignys  und  Anderer  über  du  Merhnak  des 

ewingenden  Hechts. 

Savigny  führt  die  Ausnahmefälle,  in  welchen  die  Anwendung 

fremden  Rechts  unstatthaft  ist,  auf  folgende  zwei  Eiassen  zurück : 

^A.  Gesetze  von  streng  positiver  zwingender  Natur,  die  eben  wegen 

dieser   ihrer  Natur   zu   einer  freien  Behandlung  unabhängig  von 

den  Grenzen  verschiedener  Staaten  nicht  geeignet  sind; 

B.    Rechtsinstitute  eines  fremden  Staats,  d«ren  Dasein  in  dem  unsngen 

überhaupt  nicht  anerkannt  ist,  die  also  deswegen  auf  Rechtsschots 

in  unserem  Staate  keinen  Anspruch  haben**  (a.  a.  0.  Bd.  8  S*  SS)* 

2)  Allerdings  versteht  Biiloto  unter  dispositivem  Rechte  nicht  das 
gleiche,  wie  andere  Rechtslehrer  unter  vermittelndem.  Doch  erscheint  eine 
nähere  Ausftihmng  in  dieser  Beziehung  hier  nicht  veranlafst 
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Es  dürfte  zu  erwttgen  sein,  ob  diese  beiden  Gruppen  nicht  unter 
sich  in  dem  Verhältnisse  Yon  Orund  and  Folge  stehen  und  sich  des- 
halb in  einer  einzigen  zur  Darstellung  bringen  lassen.  Wenn  solche 
das  fremde  Recht  au^schliefsende  Gesetze,  wie  Savigny  annimmt,  in 
der  That  bestehen,  dann  ist  es  von  selbst  geboten,  rechtlichen  Ein- 
richtungen des  Auslandes,  welche  mit  demselben  im  Widerspruche  sich 
befinden,  im  Inlande  die  Anerkennung  zu  versagen.  Die  Sklaverei 
und  der  bttrgerliche  Tod,  welche  Savigny  bei  seiner  Erörterung 
a.  a.  O.  S.  87  zimKchst  im  Auge  hat,  sind  auch  mit  dem  ein  gegen- 
teiliges ausländisches  Recht  nicht  zulassenden  Grundsatze,  dafs  der 
Mensch  nicht  Sache,  sondern  Person  sei  und  als  solche  die  Fähigkeit 
besitze,  ein  Träger  von  Rechten  zu  sein,  durchaus  unvereinbar.  Aus- 
ländische Rechtsinstitute  dagegen,  welche  unserem  Rechte  nur  unbekannt 
sind,  ohne  gegen  solche  das  fremde  Recht  ausschliefsenden  Gesetze  zu 
verstofsen,  sind  nicht  unter  die  Ausnahmen  zu  zählen.  Denn  die  Zu- 
lassung auswärtiger  Gesetze  fahrt  eben  von  selbst  schon  eine  Ver- 
schiedenheit der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Rechtssätze,  sowie 
rechtlichen  Einrichtungen  einerseits  und  der  unserigen  andererseits 
herbei').  Insoweit  die  von  v.  Bar  (Theorie  und  Praxis  des  inter- 
nationalen Privatrechts)  Bd.  IS.  130  Anm.  7  mit  gutem  Grunde 
bemängelte  Fassung  Savignya  eine  Ausdehnung  jener  Ausnahme 
gestattet,  ist  dieselbe  nicht  unbedenklich.  Auch  geht  es  zu  weit,  wenn 
Savigny  seine  oben  zuerst  erwähnte  Ausnahme  (lit.  A)  auf  alle 
Gesetze  erstreckt,  bei  welchen  nationalökonomische  Zwecke  sich  denken 
lassen.  Auf  diese  Weise  könnte,  wie  v,  Bar  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  91 
mit  Recht  bemerkt,  die  von  Savigny  selbst  so  sehr  hervorgehobene 
Rechtsgemeinschaft  in  hohem  Grade  geftlfardet  werden. 

Wie  demnach  die  Darstellung  Savignys  eine  keineswegs  einwand- 
freie ist,  so  bietet  dieselbe  auch  keine  sicheren  Anhaltspunkte,  um  die 
Merkmale  des  zwingenden  Rechtes  zu  erkennen.  Denn  die  Worte 
,,streng  positiv"  und  die  Hinweisung  auf  das  Gebiet  der  Sittlichkeit 
sind  nicht  untrügliche  Kennzeichen. 

Andere,  insbesondere  ausländische  Rechtsgelehrte,  haben  auf  den 
Begriff  der  öfientlichen  Ordnung,  von  dessen  Proteusnatur  v.  Bar 
allerdings  nicht  mit  Unrecht  spricht  (a.  a.  0.  Bd.  I  S.  98),  die  Moral 
oder  auf  das  sociale  Recht  hingewiesen.  So  haben  J^roc^ßf,  Fiore 
und  Weif 8  zwischen  den  mit  der  Wirkung  ausschliefslicher  Geltung 
versehenen  Gesetzen  des  ordre  public  international  und  denjenigen  des 
ordre  public  interne  unterschieden.  Laurent  spricht  im  Gegensatze 
zum  Rrivatrechte  von  Gesetzen,  welche  sich  auf  das  Recht  der  Gesell- 


3)  Es  ist  daher  nicht  zutreffend,  wenn  das  vorm.  preufs.  Ober- 
tribunal in  seiner  in  Seufferts  Archiv  Bd.  .Sl  Nr.  194  abgedruckten  Ent- 
scheidung die  Anwendung  eines  ausländischen  Rechtes  um  deswillen  als 
unzulässig  erklärte,  weil  dasselbe  en^egen  dem  einheimischen  Grundsätze 
der  Specuüität  der  Hypotheken  ein  Pfindrecht  an  der  Gesamtheit  des  Ver- 
mögens kenne. 
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Schaft  beziehen,  also  vom  socialen  Rechte,  während  Fusinato*) 
welcher  mit  der  Hervorhebung  des  ordre  ptMic  nicht  einverstanden  kt, 
sich  für  die  Fonnel  entscheidet  „Gresetze,  welche  offenbar  und  htnpt- 
sftchlich  die  Moral  oder  das  politische,  sociale  oder  nationalttkonomische 
Interesse  bezielen*'.  Neben  diesen  fremden  sollen  auch  zwei  deatsche 
Schriftsteller  noch  hervorgehoben  werden,  deren  Aossprttche  aUerdings 
nicht  das  zwingende  Recht  allein,  sondern  die  Ansschliefsong  des  ans- 
lllndischen  Rechtes  tlberhaupt  zum  Gegenstande  haben.  Mommstn 
(Archiv  für  civilist  Praxis  Bd.  61  S.  202)  ist  der  Anschauung,  dtfs 
auslllndische  Oesetze  nicht  anzuwenden  seien,  wenn  deren  Anwendang 
durch  inländische  Gesetze  nach  deren  Vorschrift  oder  Zweck  aas- 
geschlossen erscheine,  wogegen  v.  Bar  (Bd.  I  S.  127 — 182)  am 
Schlüsse  seiner  Ausftlhrungen  über  „sogenannte  zwingende  oder  Pro- 
hibitiv -  Gesetze^  zu  folgendem  Vorschlage  gelangt:  ^Die  Anwendung 
auswärtiger  Rechtsnormen  ist  insoweit  ausgeschlossen,  als  sie  dam 
dienen  würde,  im  Gebiete  des  Staates  Rechtsverhältnisse  zu  verwirk- 
lichen oder  Handlungen  und  Leistungen  zu  erzwingen,  welche  nacb 
der  Gresetzgebung  des  Staates  daselbst  nicht  geduldet  bezw.  daselbst 
nicht  erzwungen  werden  sollen^ '^). 

Den  Äufserungen  dieser  Rechtsgelehrten  soll  noch  Art  30  des 
£inf.Ges.  zum  deutschen  bürgerl.  G.B.  angereiht  werden,  weLcber 
fblgendermafsen  lautet:  „Die  Anwendung  eines  ausländischen  Gesetus 
ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten  oder 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  würde"  ^). 


4)  Es  liegt  nicht  im  Plane  dieser  Arbeit,  die  immerhin  beachtenswerta 
Versucne  der  hier  angeführten  ausländischen  Juristen  genauer  sor  Da^ 
Stellung  zu  bringen  oder  einer  Beurteilung  zu  unterstellen.    Es  aei  daher 

rtattet,  in  dieser  Hinsicht  auf  v.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  95  n.  flg.  sowie 
127  u.  flg.  einfach  Bezug  zu  nehmen. 

5)  Im  Zussunmenhange  dsunit  steht  die  Bemerkung^  v.  Bar*  (I  S.  130\ 
dafs  unsere  Rechtsordnung  und  unsere  Grerichte  sich  mcht  dazu  hergeben 
dürfen,  unmittelbar  Rechtsverhältnisse  oder  Rechtsansprüche,  weiche  tob 
den  einheimischen  G^etzen  süs  unbedingt  verwerflich  betrachtet  werden. 
zu  realisieren. 

6)  Was  den  Widerspruch  mit  dem  Zwecke  eines  deutschen  GeM^ 
betrifft,  so  dürfte  zu  beachten  sein,  dafs  nicht  die  unausgesprochene  Vor- 
stellung und  Absicht  des  G^etzgebers ,  sondern  nur  sein  in  gehöriger  Forn 
zur  Erscheinung  gelan^teur  Gedanke  und  Wille  das  Gesetz  trilden.  B^e 
Auslegung,  welche  lediglich  auf  den  Zweck  eines  Gesetzes  sieh  stn^ 
würde,  erschiene  in  manchen  Fällen  nicht  unbedenklich.  Wenn  blofsVer- 
stöfse  geeen  den  Zweck  eines  Gesetzes  eine  ausnahmsweise  Behandlimg  v* 
fahren  sollen,  dann  ist  es  dem  Richter  nicht  möglich,  bei  Zuwiderhandlaogsi 
gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  selbst  —  in  gleicher  Wdse  za  rer- 
famren ;  denn  Ausnahmebestimmungen  sind  nach  bekimnter  Rechtsregel  nicht 
in  ausdehnender  Weise  auszulegen.  £s  wäre  daher  vieUeicbt  baser  ge- 
wesen, die  Verstöfse  gegen  die  Anordnungen  des  Gresetzes  zum  mindestes 
neben  denjenigen  gegen  den  Zweck  desselben  in  Art  30  deu  ESofGes. 
hervorzuheben. 
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§  4.    Versuch  einer  kurzen  Darstellimg  des  ausschliefsenden  Rechts 
im  allgemeinen  und  des  zwingenden  Rechts,  sowie  der  Prohibitiv- 

geseiee  im  besonderen. 

Bei  dem  Versache,  das  zwingende  and  das  vorbindemde  (pro- 
bibitive)  Recht  in  Kürze  darzulegen,  ist  von  dem  Begriffe  des  ans- 
Bchliefs enden  Rechtes  auszugehen,  welches  jene  beiden  Rechte 
amfafsL 

1.  Das  fremde  Recht  erscheint  im  einzelnen  Falle  dann  aus- 
geschlossen, wenn  dasselbe  gegen  die  guten  Sitten  verstofst. 
Was  der  Sittlichkeit  widerspricht,  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  un- 
möglich ist,  hat  vor  dem  Gesetze  keine  Daseinsberechtigung.  Dies  hat 
vorzugsweise  v.  Bar  im  Auge,  wenn  derselbe  an  der  bereits  an- 
gefahrten Stelle  (a.  a.  0.  Bd.  I  S.  132)  sagt,  dafs  unsere  Rechts- 
ordnung und  unsere  Gerichte  sich  nicht  dazu  hergeben  dürfen,  un- 
mittelbar Rechtsverhältnisse  oder  Rechtsansprüche  zu  verwirklichen, 
welche  von  den  einheimischen '  Gesetzen  als  unbedingt  verwerflich  be- 
trachtet werden.  Insofeme  wohl  jedes  Recht  demjenigen,  was  den 
guten  Sitten  zuwiderläuft,  die  Gültigkeit  versagt,  ist  eine  besondere 
Hervorhebung  des  Verstofses  gegen  die  Sittlichkeit  nicht  unbedingt 
erforderlich  und  die  von  Mommsen  empfohlene  Formel  „Ausländische 
Gesetze  sind  nicht  anzuwenden,  wenn  deren  Anwendung  durch  inlän- 
dische Gesetze  u.  s.  w.  ausgeschlossen  erscheint**  wenigstens  in  diesem 
Punkte  ausreichend.  Der  die  Ausschliefsung  des  diesbezüglichen  frem- 
den Rechtes  ausdrücklich  aussprechende  inländische  Rechtssatz  lautet: 

„Ausgeschlossen    ist    dasjenige   ausländische   Recht,    welches   gegen 
die  guten  Sitten  verstöfst.^ 

2.  Ebensowenig  darf  das  auswärtige  Recht  im  einzelnen  Falle 
angewendet  werden: 

a)  Wenn  dasselbe  mit  dem  inländischen  in  Widerspruch  steht 
Doch  ist  hier  gleich  eine  Einschränkung  beizufügen.  Der  zwischen 
dem  ausländischen  und  einheimischen  Gesetze  bestehende  Unterschied 
verhindert  im  allgemeinen  noch  nicht,  dafs  das  erstere  ftkr  die  Fälle, 
welche  seiner  Herrschaft  unterliegen,  mafsgebend  ist.  Zur  Feme- 
haltung  des  fremden  Rechtes  ist  es  daher  erforderlich,  dafs  die  dem- 
selben entgegenstehenden  inländischen  Rechtssätze  von  besonderer  Be- 
deutung sind.  Dies  trifft  vor  allem  bei  denjenigen  zu,  welche  man 
als  Grundgesetze  bezeichnet,  welche  gewöhnlich  den  Verfiissungsgesetzen 
der  einzelnen  Staaten  angehören.  Ein  solcher  besonders  wichtiger 
Rechtssatz  ist  in  Deutschland  und  wohl  in  allen  Kulturstaaten  der, 
dafs  der  Mensch  nicht  Sache,  sondern  eine  rechtsfllhige  Person  sei. 
Ähnlich  verhält  es  sich  in  Deutschland  mit  der  Bestimmung,  dafs  die 
Wahl  des  Glaubensbekenntnisses  eine  freie  ist,  sowie  mit  dem  daraus 
sich  ei^ebenden  Folgesatze,  dafs  der  Glaubenswechsel  nicht  mit  nach- 
teiligen btligerlichen  Folgen  verbunden  sein  dürfe.  Vorschriften  des 
nach  den  Regeln  der  sogenannten  Statutenkollision  an  sich  anwendbaren 
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fremden  Rechtes  können  dann  nicht  Plats  greifen,  wenn  sie  de»rtig«n 
Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  widersprechen.  So  fmdet  die  sonst 
anzuerkennende  Anwendbarkeit  des  auswürtigen  Rechtes  da  eine  Schranke, 
wo  das  letztere  es  gestattet,  dafs  eine  Erbeinsetzung  oder  die  Zuweadnog 
eines  Vermächtnisses  von  der  Bedingung  einer  Änderung  des  Glaubens- 
bekenntnisses abhängig  gemacht  werde.  In  diesem  Punkte  ist  die 
letztwillige  Verfügung  unwirksstm,  in  allen  anderen  unter  UmstlndeD 
vollständig  zurechtbestehend.  Wenn  femer  das  bezüglich  der  testamen- 
tarischen Erbfolge  entscheidende  ausländische  Recht  die  Einriehtang 
der  Familienfideikommisse  kennt,  so  kann  der  Inhalt  einer  letztwilligen 
Verfolgung  für  ein  zu  einem  solchen  Fideikommisse  bestimmtes,  im  In- 
lande  gelegenes  Landgut  dennoch  keine  Verwirklichung  fmdea,  &Ib 
im  betreffenden  deutschen  Staate  Familienfideikommisse  verboten 
sein  sollten  (Böhm^  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnoimeo 
S.  192).  Der  Umstand,  dafs  das  einheimische  Recht  Familienfidei- 
kommisse nur  nicht  kennt,  würde  noch  nicht  ausreichend  sein  (man 
vergl.  oben  Anm.  8)«  Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  in  einem  deat- 
Bchen  Staate  das  Erbrecht  juristischer  Personen  gesetzlich  ein- 
geschränkt ist 

b.  Neben  jenen  grundgesetzlichen  Bestimmungen  ist  noch  Ter- 
schiedener  in  civilrechtlichen  und  strafrechtlichen  Gesetzen  enthalteDcr 
Verbote  zu  gedenken.  Durch  einzelne  Gesetze,  z.  B.  das  deutsche 
Wucheigesetz  vom  24.  Mai  1880,  sind  bestimmte  Rechtsgeschäfte  aus- 
drücklich als  nichtig  erklärt.  Femer  sind  Handlungen,  welche  doich 
das  deutsche  Reichsstrafgesetzbuch,  sowie  durch  andere  strafrechtliche 
Reichs-  oder  Landesgesetze  mit  Strafe  bedroht  sind,  gleich&lls  als 
civilrechtlich  nichtig  anzusehen  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
in  Civ.S.  Bd.  5  S.  124  u.  flg.,  insbes.  S.  128,  Bd.  6  S.  169  und 
Bd.  18  S.  242).  Es  wird  zwar  kaum  ausländische  Rechtssätze  geheo, 
welche  gegen  derartige  civilrechtliche  oder  strafrechtliche  Verbotageaetze 
ausdrtlcklich  verstofsen.  Allein  es  kann  sich  leicht  ereignen,  dafs  dann, 
wenn  wucherliche  Geschäfte  vorliegen  oder  wenn  es  sich  um  einen 
durch  Betrug  oder  Erpressung  thatsächlich  erworbenen  Vermtfgensvoiteil 
handelt,  das  an  sich  anwendbare  ausländische  Gesetz  der  rechtlichen 
Erlangung  und  Erhaltung  solcher  Vorrteile  nicht  im  Wege  stünde, 
während  das  deutsche  Recht  die  Wirkungen  jener  Rechtshandlongen 
und  damit  auch  die  Anwendbarkeit  des  ausfertigen  Gesetzes  mit  Ent- 
schiedenheit hemmt 

8.  In  den  in  Ziff.  2  a  und  b  oben  erörterten  Fällen  kommt 
das  auswärtige  Recht  an  und  für  sich  zur  Anwendung. 
Dasselbe  ist  daher  nicht  im  ganzen,  sondern  nur  in  denjoiigSD 
Bestimmungen  ausgeschlossen^  bezüglich  welcher  nach  Mafagthe 
der  oben  vorgetragenen  Grundsätze  die  Femehaltung  des  fremden 
Rechtes  geboten  ist  ' 

Nun  ist  aber  das  ausländische  Recht  manchmad  durch  das  deatsche 
Gesetz  allgemein  ausgeschlossen,  indem  das  letztere 
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a)  die   durch   das  auswärtige  Becht  begründeten  RechtsverhiÜtnisse 
nicht  anerkennt  und  zerstört, 

b)  für  Rechte  nnd  Rechtsverhältnisse  allein  mafsgebend  ist 

Zu  a.     Das  ausländische  Gesetz  ist  für  ein  demselben  angehöriges 
ganzes  Rechtsgebiet  ausgeschlossen,   weil   einzelne   rechtliche  Einrich- 
tungen des  fremden  Staates  als  gegen  die  guten  Sitten  verstofsend  oder 
mit  verfassungsmäfsig  grundlegenden  oder  mit  Verbotsgesetzen  in  Wider- 
spruch stehend,  in  Deutschland  nicht  geduldet  sind.     Beispiele  hierfür 
bieten  die  Sklaverei,  Leibeigenschaft,  Bigamie  und  der  bürgerliche  Tod. 
Nach  deutschem  Rechte  findet  hier  nicht  die  Regelung  eines  Rechts- 
verhältnisses statt,  sondern  nur  die  Auflösung  eines  solchen,  gegebenen- 
fidls  die  Wiederherstellung  eines  firüheren  Zustandes.     Der  Unterschied 
zwischen  den  hier  besprochenen   und  den   unter  Ziff.  2  a  und  b  oben 
behandelten  Fällen  liegt  darin,   dafs  es    sich  dort  um   den  Ausschlufs 
einzelner    Rechtssätze,    dagegen    hier   um    die    Nichtanerkennung    von 
Rechtsverhältnissen   und  Rechtseinrichtungen    und  den  Ausschlufs  einer 
damit  im  Zusammenhange  stehenden  Summe  von  Rechtssätzen  handelt. 
Die  Sklaverei,   Leibeigenschaft  und  mehr&che  Ehe  werden  nach  deut- 
schem Rechte  aufgelöst.     Der   deutsche  Richter  darf  die  von  einer  der 
mehreren   Frauen   eines   Türken    erhobene   Scheidungsklage   nicht   auf 
Grund  des  muselmännischen  Rechtes  zurückweisen ,  sondern  mufs  viel- 
mehr derselben   stattgeben,    weil   die  unserem  Rechte  durchaus  wider- 
strebenden,  die  polygame  Ehe  duldenden  ausländischen  Rechtssätze  in 
Deutschland  keine  Anwendung  finden   können.     Auch  unter  der  Herr- 
schaft des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches  wird  eine  solche  Schei- 
dung zu  erreichen  sein,  da  die  Zugrundlage  des  ausländischen  G^etzes 
den  in  Art  30  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  hervorgehobenen  guten  Sitten 
zuwiderlaufen  würde. 

Das  deutsche  Recht  dient  aber  in  den  erwähnten  Fällen  nur  zur 
Auflösung.  Ein  befreiter  Sklave  wird  hinsichtlich  seiner  Rechts-  und 
Handlungsfllhigkeit  nicht  nach  deutschem,  sondern  wie  ein  anderer 
Ausländer  nach  seinem  heimatlichen  Rechte  beurteilt.  Nur  die  in  dem 
letzteren  begründete  absolute  Verneinung  der  persönlichen  Rechte  kann 
in  Deutschland  keine  Geltung  finden. 

Zu  b.  Es  giebt  aber  auch  Fälle,  in  welchen  für  einzelne  Rechts- 
handlungen oder  ganze  Rechtsgebiete  das  deutsche  Recht,  sei  es 
als  ein  Rechtsverhältnisse  beherrschendes,  sei  es  ab  ein  solche  Ver- 
hältnisse lösendes,  allgemein  mafsgebend  ist  Dies  trifft  zu, 
gleichviel  ob  das  ausländische  Recht  dem  deutschen  entgegensteht  oder 
ob  es  mit  diesem  im  wesentlichen  übereinstimmt  Aus  dem  bisher 
geltenden  Rechte  lassen  sich,  da  für  dasselbe  wenigstens  nach  Auf- 
ftwsung  der  Rechtsprechung  nicht  das  sogenannte  Nationalitäts- ,  son- 
dern das  Domizilsprincip  entscheidend  ist,  nur  schwer  Beispiele  bei- 
bringen. Destomehr  bietet  solche  die  künftige,  vom  Nationalitätsprindpe 
beherrschte  deutsche  Gesetzgebung.  Es  sei  hier  nur  auf  die  Art  18, 
14,  18,  19,  20,  22  und  24  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  Bezug  ge- 
nommen.    Nach  Art.  18  Abs.  8  richtet  sich  die  Form  einer  im  Inlande 
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geschlossenen  Ehe  anBschliefslich ,  also  fthr  In*  und  Anslftader,  nach 
den  deutschen  Gesetzen.  Auf  Grund  des  Art  14  sind  die  pcnOnliehea 
RechtsbeziehoDgen  deutscher  Ehegatten  zu  einander,  auch  wenn  die 
letzteren  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  haben,  nach  doi  deatschco 
Gresetzen  zu  beurteilen,  T^hrend  Art.  24  die  Vorschrift  enthtlt,  dals 
ein  Deutscher,  auch  wenn  er  seinen  Wohnsitz  im  Auslände  hatte, 
nach  den  deutschen  Gresetzen  beerbt  wird.  Durch  die  flbrigen  Artikel 
wird  festgesetzt,  in  welchen  Fftllen 

die  eheliche  Abstammung  eines  Kindes  (Art.  18), 

das  Rechtsverhältnis   zwischen   den   Eltcnrn    und    einem  ehelichen 

Kinde  (Art  19), 
das  Rechtsverhältnis  zwischen  einem  unehelichen  Eande  und  deeMi 

Mutter  (Art  20)  und 
die  Legitimation   eines   unehelichen  Kindes,   sowie  die  Annehme 

an  Kindesstatt  (Art.  22) 

nach  dem  deutschen  Rechte  sich  bestimmen.  In  diese  Klasse  wlre 
auch  eine  Vorschrift  einzureihen,  welche,  den  in  Bezug  auf  seine  Be- 
rechtigung hier  untersuchten  Satz  Savignys  zum  Vorbild  nehmend, 
fUr  Ehescheidungssachen  in  allen  Fällen  das  im  Bezirke  des  Ehe- 
gerichtes geltende  deutsche  Recht  als  mafsgebend  eiUären  würde. 

4.  Fafst  man  diese  verschiedenen  Gruppen  zusammen,  so  etecheint 
das  fremde  Recht  ausgeschlossen 

aa)   allgemein  oder  im  einzelnen  Falle  wegen  gesetzlich  bestehender 

Ausnahmen  (man  veigl.  oben  1,  2  a,  2  b  und  3  a); 
bb)  allgemein  wegen   der   gesetzlich   gebotenen  Anwendbarkeit 
deutschen  Rechtes  (man  veigl.  oben  8  b). 

Wenn  das  ausländische  G-esetz  ausgeschlossen  ist ,  so  kommt  du 
deutsche  entweder  als  ein  Rechtsverhältnisse  beherrschendes  oder  als 
ein  solche  Verhältnisse  auflösendes  oder  doch  zum  mindesten  tk  ein 
die  Anwendung  des  fremden  Rechtes  verhinderndes  zur  Anwendong. 
Insofeme  ist  das  prohibitive  im  weiteren  Sinne  zugleich  ein  znr  An- 
wendung der  inländischen  Gesetze  zwingendes  Recht  In  der  engem 
Bedeutung  des  Wortes  hingegen  wird  man  zum  prohibitiTen 
Rechte  nur  die  vorstehend  unter  aa)  aufgeführten  AnsnahmeTor- 
Schriften  und  zu  dem  zwingenden  Rechte  nur  die  Regelnder 
Statutenkollision,  welche  die  Anwendung  des  deutschen  Geeet^ 
bestimmen  (bb),  zu  rechnen  haben.  Bei  dieser  Auffassung  aezfUlt  des 
ausschliefsende  Recht  in  das 

a)  zwingende  und 

b)  prohibitive. 

Das  zwingende  Recht  ist  ein  absolutes,  wenn  es  die  An- 
wendung des  deutschen  Gesetzes  oder  eines  anderen  Rechtes  in  allen 
Fällen  (z.  B.  Art.  13  Abs.  8  Einf.Ges.  zum  B.G.B.),  ein  relatives, 
wenn  es  dieselbe  nur  in  einzelnen  Beziehungen,  z.  B.  nur  ^  Deotsdie 
wie  in  Art.  14  u.  flg.  des  genannten  Einf.Gto.  gebietet 
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In  eine  kurze  Formel  gebracht  läfst  sich  das  im  Vorstehenden 
Erörterte  anf  folgende  Weise  ausdrücken : 

„Die  Anwendung  eines  ausländischen  Gesetzes  ist  ausgeschlossen, 
wenn 

1.  derselben  eine  gesetzliche  Ausnahmevorschrift  entgegensteht  oder 

2.  das   deutsche  Gesetz  nach  rechtlicher  Vorschrift  zu  Grunde  zu 
legen  ist** 

Diese  Formel  steht  allerdings  mit  Art  30  Einf.Ge8.  zum  B.G.B. 
nicht  im  Einklänge,  da  dieser  nicht  das  gesamte  ausschliefsende ,  son- 
dern liur  das  prohibitive  Recht  umfafst  Auch  werden  die  Ausnahmen, 
welche  der  erwähnte  Artikel  aufführt,  kaum  mit  den  dem  dermalen 
geltenden  Rechte  angehörigen  zusammenfallen.  Die  ausländischen  Rechts- 
grundsätze über  Bigamie  werden  zwar,  weil  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
Btofsend,  auch  künftighin  in  Deutschland  ausgeschlossen  sein.  Ob  aber 
dem  fremden  Rechte  auch  in  allen  in  Ziff.  2  a,  2  b  und  3  a  dieses  Para- 
graphen bezeichneten  Fällen  die  Anwendbarkeit  zu  versagen  ist,  wird 
davon  abhängen,  welche  Auslegung  den  einer  mehrfachen  Deutung 
fähigen,  in  Art  30  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  enthaltenen  Ausdrücken 
„gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen'*  zu  geben 
sein  wird. 

§  5.     Verhältnis  der  Rechtssätze  über  Ehescheidung  eum 
zwingenden  und  prohibitiven  Hechte, 

1.  Die  Vorschriften  des  deutschen  Rechtes  über  Ehescheidung 
(wenn  das  Nationalitätsprincip  zu  Grunde  gelegt  wird)  bezw.  die  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  des  am  Wohnsitze  des  Ehemannes  geltenden 
Rechtes   gehören  zu   den  Prohibitivgesetzen,    insofern  dieselben 

a)  ein  nicht  auf  dem  Standpunkte  der  Monogamie  stehendes  frem- 
des Recht  von  selbst  ausschÜefsen  oder 

b)  ein  ausländisches  Recht   ausdrücklich   für  unanwendbar  erklären. 

Nicht  durch  die  Bestimmungen  des  deutschen  Ehescheidungs- 
rechtes, sondern  durch  die  deutsche  Gresetzgebung  Überhaupt  fem- 
gehalten sind  die  Grundsätze  des  ausländischen  Eherechtes  in  den 
Fällen,  wenn  dieselben  den  guten  Sitten  zuwiderlaufen  oder  gogen 
Btra%e8etzliche  Verbote  oder  sonstige  verbietende  Gesetze  des  deutschen 
Rechtes  verstofsen. 

Zwingendes  Recht  sind  die  deutschrechtlichen  Vorschriften 
über  Ehescheidung  dann,  wenn  sie  anordnen,  dafs  das  deutsche  Recht 
zxom  Anwendung  zu  kommen  hat  Das  Gleiche  gilt  hinsichtlich  der 
diesbezüglichen  rechtlichen  Bestimmungen,  welche  zur  Zeit  der  Klage- 
stellung am  Wohnsitze  des  Ehemannes  mafsgebend  sind,  wenn  dieselben 
gebieten,  dafs  sie  in  Ehescheidungsprozessen  zu  Grunde  gelegt  werden. 
Zwingendes  Recht  in  diesem  absoluten  Sinne  sind  die  Vorschriften  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  über  Ehescheidung  und  des  hierzu  erlassenen 
Einftlhrungsgesetzes  nicht;  denn  die  Bestimmungen  jenes  Gesetzbuches 
finden  nicht  in  allen  Fällen,  sondern  nur  dann  Anwendung,  wenn  der 
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Ehemann  zar  Zeit  der  Klagerhebong  ein  Deutscher  oder  wenn,  inflofme 
dessen  Reichsangehörigkeit  erloschen ,  seine  Fraa  in  diesem  Zei^Nmkte 
eine  Deutsche  ist  (Art  17  Abs.  1  und  8  des  Einf.Ges.  zum  B.6.K). 

2.  Für  die  absolut  zwingende  Eigenschaft  der  zur  Zeit  der  Klage- 
steUung  im  Bezirke  des  Ehegerichtes  geltenden  Gesetze  nimmt  die  herr- 
schende Meinung  lediglich  auf  die  strengpositive  und  sittliche 
Natur  des  Ehescheidungsrechtes  Bezug.  Indes  erfordert  weder  die 
strengpositive  Eigenschaft  des  letzteren  Rechtes  noch  auch  dessen  sitt- 
liche Grundlage  ein  derartiges  ausschliefslich  anzuwendendes  Recht; 
denn  sonst  müfste  für  die  Bestimmungen  über  Darlehen  (welche  schon 
bei  den  Römern  dem  strengen  Rechte  —  sirictum  jus  —  angehörten 
und  bezüglich  deren  auch  heute  ein  richterliches  Ermessen  nicht  ^tz 
greift)  und  für  die  ebenso  auf  sittlichem  Boden  wurzelnden  rechtlichen 
Beziehungen  zwischen  Eltern  und  Kindern  gleichfalls  eine  solche  Ans- 
schliefslichkeit  des  Rechtes  gelten. 

Es  besteht  in  der  That  kein  ausreichender  Grund ,  für  die  Ehe- 
scheidung die  Anwendung  anderer  Rechte  allgemein  auszuschliefsm. 
Die  sittliche  Natur  der  Ehe  erheischt  nur,  dafs  ein  EhescheidungBrecbt 
nicht  zur  Geltung  gebracht  werde,  welches  den  Grundsätzen  der 
Sittlichkeit  widerspricht,  dafs  also  nicht  imter  dem  Schutze  eines  frem- 
den Gesetzes  ein  der  Sittlichkeit  zuwiderlaufendes  geschlechtlicheB  Ver- 
hältnis in  unserem  Staate  eine  rechtliche  Anerkennung  finden  dflrte. 
Dagegen  ist  kein  genügender  Anlafs  dazu  vorhanden,  ein  auf  sittlicher 
Grundlage  beruhendes  anderes  Ehescheidungsrecht  einfach  auszuschlieCsen. 
Die  Meinung,  dafs  die  einmal  erfolgte  Regelung  eines  RechtB?erh&it- 
nisses  die  einzig  sittlich  mögliche  sei^  beruht,  wie  Clunet'')  mit 
Recht  bemerkt,  nicht  selten  auf  einem  Vorurteile. 

8.  Neben  den  dem  Gebiete  der  Sittlichkeit  entnommenen  E^ 
wägungen  hat  man  für  die  Ausschliefsung  fremder  Rechte  saeh 
religiöse  Rücksichten  ins  Feld  geftlhrt  Während  das  deutsche 
Civileh^esetz  vom  6.  Februar  1875  sich  nur  mit  der  rechtlichen  Seite 
der  Ehe  befiifst,  mufs  allerdings  ein  Gesetz,  welches  die  Eheschetdangs- 
gründe  bestimmt,  nicht  biofs  rechtliche,  sondern  auch  sittliche  und 
wohl  auch  noch  religiöse  Gesichtspunkte  mit  in  Betracht  ziehen.  Ans- 
schlufs  fremder  Ehescheidungsgesetze  ist  nur  da  durchführbar, 
wo  konfessionelle  Ehegerichte  vorhanden  sind.  Wo  dies  jedoch^ 
wie  dermalen  im  Deutschen  Reiche  nicht  der  FaU  ist,  sind  die  bürge^ 
liehen  Gerichte  im  Hinblick  auf  die  Glaubensbekenntnisse  der  Streits- 
teile genötigt,  mehrßiehe  Rechte  in  Anwendung  zu  bringen.  So  haben 
z.  B.  die  im  Gebiete  des  allgemeinen  preufsischen  Landrechtes  gelßges^ 
bayerischen  Gerichte  in  Ehescheidungssachen  für  Katholiken  das  kano- 
nische Recht  (man  vergl.  Sammlung  der  Entsch.  des  bajer.  obersten 
Landesgerichts  Bd.  15  S.  178),  ftlr  Protestanten  das  am  Wohnaitie 
des  Ehemannes  geltende  Statutarrecht  und  in  Ermangelung  eines  solchen 
das  preufsische  Landrecht  und   für  Israeliten,  das  jüdische  Eherecht  n 


7)  Journal  da  droit  ifUernational  prM  Bd.  7  S.  187. 
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Grunde  zu  \egea.  Bei  gemischten  Eben  können  sogar  in  dem  näm- 
lichen Rechtsstreite  mehrere  Rechte  mafsgebend  sein,  da  in  denselben 
jede  Partei  Scheidung  verlangen  kann,  wenn  ein  solcher  Ansprach  nach 
den  f\lr  das  Eherecht  ihrer  Konfession  mafsgebenden  Grundsätzen  gerecht- 
fertigt ist  (man  vergl.  die  Urteile  des  Reichsgerichts  vom  7.  Juni  1884 
—  Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  12  S.  235  und  des  bayer.  obersten  Landes- 
gerichts vom  6.  Juni  1887  —  Smfferts  Blätter  für  Rechtsanwendung 
Bd.  52  S.  235).   — 

4.  Schliefslich  sei  hier  noch  in  Erwähnung  gebracht,  dafs  die 
herrschende  Meinung,  wenngleich  eine  gröfsere  Anzahl  im  wesentlichen 
gleichlautender  richterlicher  Urteile  derselben  zur  Seite  steht,  dennoch 
ein  allgemeines  deutsches  Gewohnheitsrecht  nicht  für  sich  geltend 
machen  kann.  Gewohnheitsrecht  ist  das  im  Wege  gleichförmiger  Übung 
begründete  materielle  Recht  im  Gegensatze  zu  dem  vom  Gesetzgeber 
ausgesprochenen.  Die  Anwendung  eines  Gesetzes  schafft  daher  kein 
Gewohnheitsrecht  und  erweitert  auch  nicht  die  räumliche  Herrschaft 
des  ersteren.  Denn  nicht  in  der  Befolgung  eines  Gesetzes,  sondern 
nur  in  der  vom  geschriebenen  Rechte  unabhängigen  Rechtsübung  liegt, 
wie  ein  Urteil  des  Reichsgerichts  (Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  2  S.  182) 
zutreffend  bemerkt,  das  Wesen  des  Gewohnheitsrechtes. 

§  6.    Das  in  Ehescheidimgssachen  zur  Anwendung 

kommende  Recht 

Wenn  nun  dem  Vorstehenden  gemäfs  die  strengpositive  und  sitt- 
liche Natur  der  die  Ehe  betreffenden  Rechtsvorschriften  nicht  dazu 
ftihren  kann,  in  Ehescheidungssachen  ein  bestimmtes  Recht  unter  Aus- 
schluß aller  anderen  Rechte  ab  das  allein  entscheidende  zu  erachten, 
so  ergiebt  sich  die  Folgerung,  dafs  für  jede  als  'ein  Eheschei- 
dungsgrund verwertete  Thatsache  das  zur  Zeit  ihres 
Eintrittes  geltende  Recht  des  Wohnsitzes  bezw.  der 
Staatsangehörigkeit^)   mafsgebend   ist. 

Es  kann  jedoch  nicht  verkannt  werden,  dafs  im  Falle  der  Häufting 
von  Ehescheidungsgründen  eine  grofseVerwirrung  entstehen  müfste, 
wenn  für  die  verschiedenen  als  Ehescheidungsursachen  geltendgemachten 
Thatsachen  verschiedene  Rechte  anzuwenden  wären,  besonders  insofeme 
dieselben  unter  sich  in  grundsätzlichem  Widerspruche  stünden.  Mit 
gutem  Grunde  bemerkt  daher  ein  Urteil  des  bayerischen  obersten 
Landesgerichts  (Seufferts  Archiv  Bd.  47  Nr.  259),  dafs  die  Be- 
urteilung des   ganzen  Verhaltens  der  Streitsteile   nur   eine  einheitliche 


8)  Obgleich  das  auch  dem  Einf.Gres.  zum  B.GJ3.  zu  Grunde  lieg^de 
Staatsangehörigkeitsprincip  den  Vorzug  verdient  (man  vergL  v,  Bar^  Theorie 
nnd  Praxis,  Bd.  I  S.  263  n.  flg.  und  Schnell  in  Seufferts  Blättern  für 
Bechtsan Wendung  Bd.  62  S.  209),  so  mufs  dennoch  bei  gegenwärtigen  Aus- 
führungen, welche  hauptsächlich  den  dermalen  bestehenden  Bechtazustand 
betreffen,  auch  stets  auf  das  z.  Z.  in  der  Rechtsprechung  vertretene  Domizils- 
princip  Rücksicht  genommen  werden. 
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sein  dürfe.  Dies  gilt  vorzugsweise  dann,  wenn  nach  dem  jeweiligen 
Rechte  ähnlich  wie  nach  §  1574  B.0.6.  die  Frage  zn  ontenachen  ist, 
oh  einem  Eheteile  ein  Verschulden  zur  Last  fUlt  oder  wenn  es  sick 
um  die  Verhüngung  von  Ehescheidungsstrafen  handelt 

Damit  einer  derartigen  rechtlichen  Verwirrung  vorgebeugt  werde, 
mufs  ein  einziges  Recht  in  Anwendung  gebracht  werden.  Als 
solches  ist,  da  die  Ehe  nicht  auf  Grund  mehrfacher  b^rifflicfa  kon- 
kurrierender Rechte  geschieden  werden  und  hier  weder  für  den  Klüger 
noch  auch  für  den  Beklagten  eine  Wahlbefugnis  Platz  greifen  kinn, 
das  zur  Zeit  der  Klagerhebung  imStaate  des  Ehemsnnei 
geltende  Recht  (für  das  Domizilsprincip  das  am  Wohnsitze  des 
Ehemannes  geltende)  zu  erachten.  Dem  entspricht  auch  die  Bestimmung 
des  Art.  1 7  Abs.  1  des  Einf.Ges.  zum  B.O.B.,  indem  dieselbe  für  die 
Scheidung  der  Ehe  die  Gesetze  desjenigen  Staates  ab  mafsgebend 
erkliirt,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  EJage  angehört 
Das  am  Gerichtssitze  geltende  Recht,  von  welchem  in  einzelnen  oberst- 
richterlichen Urteilen  gesprochen  wird,  ist  in  vielen  Füllen,  nSmÜch 
dann,  wenn  in  einem  Gerichtsbezirke  mehrere  Partikularrechte  besteben, 
für  die  Parteien  ein  durchaus  fi«mdes.  Bei  der  Erwähnung  des  am 
Gerichtsorte  herrschenden  Rechtes  ist  eben  vorausgesetzt,  dafs  in 
Gerichtssprengel  nur  ein  und  dasselbe  Recht  in  Geltung  sich  befindet 
Es  ist  daher  nicht  ganz  genau,  wenn,  wie  dies  zuweilen  geschieht, 
von  der  Anwendbarkeit  der  lex  fori  gesprochen  wird. 

§  7.     Verschiedenheit  der  aus  der  herrschenden  tmd  aus  der 
diesseits  vertretenen  Ansicht  abjsuleitenden  Folgertmgen. 

Da  das  zur  Zeit  der  Klagestellung  für  den  Ehemann  geltende 
Recht  des  Wohnsitzes  bezw.  Staates  nicht  aus  rechtlicher  Notwendigkeit 
sondern  nur  zur  Femehaltung  von  Verwirrungen  zur  Anwendung  kommt, 
so  kann  durch  die  Veränderung  von  Wohnsitz')  oder 
Staatsangehörigkeit  kein  Ehescheidungsgrand  verloren 
und  kein  solcher  erworben  werden.  Es  darf  deshalb  eine 
Ehe  nicht  mit  Rücksicht  auf  eine  Thatsache  geschieden  werden,  welche 
nach  dem  zur  Zeit  ihres  Eintrittes  herrschenden  Rechte  kein  Ehe- 
scheidungsgrund war,  sondern  nur  nach  dem  Rechte  des  letzten  Wohn- 
sitzes als  solcher  in  Betracht  kommt  Auch  mufs  ausnahmsweise  nsch 
den  Grundsätzen  des  an  einem  frtlheren  Wohnorte  geltenden  Rechtes 
auf  Ehescheidung  erkannt  werden,  wenn  Handlungen,  welche  am 
letzten  Wohnsitze  vorfielen,  nicht  geltend  gemacht  oder  nicht  erwiesen 
sind  und  wenn  der  bezüglich  des  früheren  Wohnortes  behauptete  Ehe- 
scheid ungsgrund  im  Rechte  des  letzten  Wohnsitzes  nicht  anerkannt  ist 


9)  Damit  nicht  immer  zu  sagen  ist  „Recht  des  WohnsitieB  bezw.  Staits*. 
wird  im  folgenden  blofs  von  dem  Wohnsitzrechte  gesprochen  werden.  Di& 
was  von  diesem  bemerkt  ist,  gilt  jedoch  gleichm&fsig  von  dem  Rechte  dei 
betreffenden  Staates. 
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Sind  die  auf  andere  Ebescheidangsarsachen  sich  beziehenden  That- 
sachen  nachgewiesen  und  zur  Vemrteilang  aasreichend,  so  ist  auf 
Scheidnngsgrttnde,  welche  blofs  dem  Rechte  des  früheren  Wohnsitzes 
eigen  sind,  nicht  weiter  Bedacht  zn  nehmen.  Aus  Zweckmäfsigkeits- 
rttcksichten  wird  daher  der  Richter  Ehescheidungsgrttnde ,  welche  dem 
Rechte  des  letzten  Wohnsitzes  fremd  sind,  im  Beweisver&hren  erst 
dann  in  Betracht  ziehen,  wenn  er  die  Überzeugung  gewonnen  hat,  dafs 
dieselben  wegen  nicht  erfolgter  Greltendmachung  anderer  Thatsachen 
oder  wegen  Mifslingens  der  übrigen  Beweise  von  Bedeutung  werden. 
Die  herrschende  Meinung  pflichtet  allerdings  dieser  Darlegung 
nicht  bei.  In  einem  nach  gemeinem  Rechte  ergangenen  Urteile  vom 
26.  Juni  1886  sprach  sich  der  3-  Senat  des  Reichsgerichts  (Entsch. 
in  Civ.S.  Bd.  16  S.  138)  in  folgender  Weise  aus: 

„Wenn  das  Reichsgericht  aus  dieser  zwingenden  Natur  des  Ehe- 
Bcheiaun^srechtes  in  seiner  oben  angezoffenen  EntscheiduDg  (nftmlich  der- 
jenigen m  Bd.  9  S.  199)  die  Folgerung  liat  ziehen  müssen,  dafs  ein  für 
eine  Ehefrau  durch  das  Verhalten  ihres  Ehemannes  während  des  früheren 
ehelichen  Wohnsitzes  bereits  begründet  gewesener  Scheidungsgrund 
ihr  durch  die  von  dem  Ehemanne  vorgenommene  Verlegung  seines  Wohn- 
sitzes  in  ein  anderes,  diesen  Scheidungsgrund  nicht  anerkennendes  Rechts- 
gebiet wieder  entzogen  werde'®),  so  kann  man  auch  keinen  Anstand 
nehmen,  dies  frühere  Verhalten  des  Ehemannes  nach  dem  für  ihn  nach- 
teiligeren Ehescheidungsrechte  seines  von  ihm  selbst  freiwillig  erwählten 
neuen  Wohnsitzes  beurteilen  zu  lassen  *>).'' 

Eine  teilweise  andere  Auf&ssung  tritt  in  einer  nach  preufsischem 
Landrechte  erlassenen  Entscheidung  des  Reichsgerichts,  4.  Senat, 
vom  27.  Mai  1886  {Seufferts  Blätter  für  Rechtsanwendung  Bd.  51 
S.  385)  zu  Tage.     Dieselbe  äufsert  sich  unter  anderem  dahin: 

„Auch  nach  preufsischem  Landrecht  gilt  der  aus  der  Natur  der  Ehe 
—  als  eines  dem  öffentlichen  .Rechte  zuje^ewendeten  Instituts  ~  entlehnte 
Grundsatz,  dafs  der  über  die  Ehescheidung  angerufene  und  urteilende 
Richter  nur  dasjenige  Recht  anwendet,  welches  in  seinem  Bezirke  zur  Zeit 
der  verlangten  Ehetrennung  gilt  (Einl.  z.  allg.  L.R.  §  23,  Publ.  Ptit  vom 
5.  Febr.  1794  §  14)...  Allein  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  setzt  doch 
bei  stattgehabter  Änderung  des  Ehedomizils  voraus,  dafs  die  in  einem 
früheren  I>omizile  verübte  und  in  dem  späteren  Ehedomizile  als  Ehe- 
scheidungsgrund aufgestellte  That  bereits  nach  dem  Gesetze  des  früheren 
Domiziles  einen  zulässigen  Ehescheidungsgrund  bildet  und  es  daher  nicht 
genügt,  wenn  die  nach  dem  Rechte  des  früheren  Domiziles  zur  Ehe- 
Bchddun^  nicht  berechtigende  That  nach  dem  Rechte  des  Klagortes  einen 

Ehescheidungsffrund    abgiebt Der   preufsischen   Rechtsauffassung 

entspricht  es,  aas  Recht  des  firüheren  Ehedomizils  nur  für  den  Fall  an- 
zuwenden, dafs  die  konkrete  Handlung  nach  diesem  K(H;hte  —  abweichend 
von  den  Gesetzen  des  Klageortes  —  keinen  Ehescheidungsgrund  abgiebt" 


10)  Diese  Folgerung  entspricht  allerdings  auch  dem  Art.  17  des  Einf.Ges. 
zum  B.G.B. 

11)  Nicht  mit  Unrecht  bemerkt  Förster-  Eccitis,  Preufs.  Pnvatrecht, 
6.  Aufl.,  S.  65  §11  Nr.  41,  der  Schlufs  des  vorerwähnten  ürteiles  zeige 
0elbBt,  wie  das  Reichsgericht  vor  den  Folgen  seines  eigenen  Standpunktes 
für  das  Verhältnis  der  Ehefrau,  welche  dem  Manne  in  den  neuen  Wohnsitz 
nachziehen  müsse,  zurückschrecke. 
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Diese  letztere  mit  I^rster-Eedus  (s.  oben  Anm.  12)  im  EinUaoge 
stehende  Anscbanong  dürfte  selbst  vom  Standpunkte  der  henschaiden 
Meinnng  ans  als  gerecbtfertigt  sich  darstellen.  Das  SeheidnngBoiteil 
hat  —  abgesehen  von  den  F&llen  bestehender  Nichtigkeit  der  Ehe  — 
der  Regel  nach  ein  Verschulden  des  im  Rechtsstreite  nnterliegeadea 
Eheteiles  zor  Voraussetzong  und  für  denselben  Rechtsnachteile,  sei  es 
auch  nur  im  Kostenpunkte,  zur  Folge.  Kann  aber  eine  Ebmdlnngf 
ftlr  welche  ein  Eheteil  im  Scheidungsprozesse  verautwortHch  gemieht 
werden  soll,  zur  Zeit  ihrer  B^ehung  als  eine  schuldhafte  nicht 
angesehen  werden,  so  widerspricht  es  den  Grundsätzen  der  Gerechtig- 
keit, denelben  eine  Wirkung  beizulegen,  welche  in  anderen  Flllen 
durch  eine  TorgKngige  Schuld  bedingt  erscheint  Man  kann  in  diesef 
Hinsicht  auch  mit  v^  Bar  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  487  geltend  machen,  diffl 
dasjenige,  was  nach  dem  Personalstatute  der  eine  Ehegatte  sich  ge- 
&llen  lassen  mufs,  ohne  eine  Scheidungsklage  erheben  zu  können,  ftr 
die  Ehe  überhaupt  in  rechtlicher  Beziehung  keine  Das^nsberecktigang 
habe. 

Die  vom  4.  Senat  des  Reichsgerichts  und  von  Förster- 
Eceius  vertretene  Ansicht  hat  mit  Recht  die  Billigung  des  Gttetz- 
gebers  gefunden.  Denn  Art  17  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  enthält  in 
Abs.  2  nachstehende  Bestimmung: 

„Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Uum 
einem  anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungagnind  nur 
geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Geeetei 
dieses  Staates  ein  Scheidungsgrund  oder  ein  Trennungsgmnd  ist^  — 


Unser  englischer  Brief  (IX). 

Von  Dr.  G.  H,  P.  InhttLseil  in  London. 

Im  Falle  sich  exceptionelle  Schwierigkeiten  bei  der  Aosftthrnng 
der  Auflage  (trtist)  ei^eben,  Ist  bekanntlich  der  trustee  beftigt,  ^< 
trust' Gelder  beim  Gericht  zu  hinterl^en  und  dasselbe  zu  bitten,  di« 
Schwierigkeiten  zu  beordnen  (vergl.  Archiv  f.  öffentl.  Recht,  1895. 
Oktober,  S.  267  ff.).  Zu  einer  derartigen  Hinterlegung  pflegt  ^ff 
irustee  insbesondere  in  Fällen  zu  schreiten,  wo  sich  unter  den  bene- 
fiziarisch  Berechtigten  eine  im  Deutschen  Reiche  w^en  Geistesknnkbeit 
entmündigte  Person  befindet.  Nach  der  deutschrechtlichen  Anschsnang 
treten  Obervormundschaflsbehönle  und  Vormund  an  die  Stelle  des 
Kuranden  und  vermögen  Zahlung  überall  da  zu  fordern,  wo  die  bene- 
fiziarisch  berechtigte  Person,  falls  sie  nicht  entmtlndigt  würe,  Zahloog 
verlangen  könnte.     Diese  Auffassung  ist  vor  kurzem  englischeneits  ia 
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einem  Falle  adoptiert  worden,  welcher  eine  vom  bayerischen  Amts- 
gericht Ntfrdlingen  bevormundete  Geisteskranke  betraf.  Bei  der  Ver- 
heixatnng  der  aus  England  stammenden  Matter  der  Geisteskranken 
waren  Vermtfgensstücke  an  irustees  tibertragen  worden,  welche  spKter 
an  einer  Hinterlegung  beim  englischen  Gerichte  geschritten  waren. 
Die  hinterlegten  Vermögensstttcke  wurden  gerichtlich  geteilt  und  der 
Anteil  der  Geisteskranken  auf  ein  Separatkonto  übertragen.  Das  ge- 
dachte deutsche  Amtegericht  liefs  die  Auszahlung  des  Separatkonto- 
saldoe  beantragen  und  ist  mit  diesem  Antrage  beim  englischen  Gerichte 
durchgedrungen.  Letzteres  betonte  bei  der  Begründung  seiner  Ver- 
ftlgung,  dafs  abgesehen  davon,  dafs  ihre  Mutter  ans  England  stammte, 
die  Greisteskranke  mit  England  in  keinem  Konnex  stehe;  ihr  Vater 
sei  ein  deutscher  ReichsangehOriger;  sie  selbst  sei  im  Deutschen  Reiche 
geboren  und  habe  ebendaselbst  ihr  Domizil  und  ihren  Aufenthalt;  die 
Entscheidung  über  ihren  Status  stehe  dem  Amtsgericht  Nördlingen  zu, 
welches  auf  Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit  erkannt  habe.  Das 
gedachte  Amtsgericht  führe  sowohl  über  die  Person,  wie  über  das 
Vermögen  der  Geisteskranken  die  Obervormundschaft  und  sei  befiigt, 
über  VermOgensstücke  derselben  rechtsgültig  zu  quittieren.  Es  mag 
hier  bemerkt  werden,  dafs  das  englische  Gericht  bereits  vorher  an- 
geordnet hatte,  dafs  die  Zinsen  an  das  Ajntsgericht  Nördlingen  auszu- 
zahlen seien.  Weniger  günstig  verlief  ein  fthnlicher  Antrag  in  einer 
Sache,  welche  eine  in  der  preufsischen  Provinz  Posen  bevormundete 
Geisteskranke  betraf.  Dieser  seit  vielen  Jahren  aus  der  städtischen 
Armenkasse  unterhaltenen  Geisteskranken,  welche  mehrere  in  England 
domizilierte  Kinder  besitzt,  war  letztwillig  eine  beträchtliche  Summe 
Geldes  zugewendet  worden.  Die  Repräsentanten  des  betreffenden  Nach- 
lasses hinterlegten  die  Summe  beim  englischen  Gericht,  und  der  Vor- 
mund beantragte  Auszahlung  von  Kapital  und  Zinsen.  Diesem  Antrage 
widersprachen  die  in  EngUnd  domizilierten  Kinder  der  Geisteskranken 
und  zwar  mit  der  Begründung,  dafs  eine  Auszahlung  der  bisher  von 
der  deutschen  Armenkasse  aufgewandten  Summe  und  der  von  Zeit  zu 
Zeit  zur  standesgemäfsen  Erhaltung  der  Geisteskranken  in  Deutschland 
erforderlichen  Beträge  vollkommen  ausreiche.  Im  übrigen  müsse  das 
englische  Gericht  die  Gelder  im  Depositum  behalten,  damit  beim  Ab- 
leben der  Geisteskranken  deren  nächste  Verwandten  ohne  Weitläufig- 
keiten in  den  Besitz  der  Grelder  gelangen  könnten.  Das  englische 
Gericht  hat  diesen  Gegenanträgen  stattgegeben  und  aufser  der  von  der 
Armenkasse  aufgewendeten  Summe  die  Auszahlung  derjenigen  Beträge 
angeordnet,  welche  in  Deutschland  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Verpflegung 
der  Geisteskranken  als  Patientin  erster  Klasse  erforderlich  werden. 
Betrachtet  man  diese  beiden  Fälle,  imd  erwägt  man,  dafs  selbst  im 
ersteren  Falle  das  englische  Gericht  die  Bemerkung  fallen  liefs,  dafs 
es  anflinglich  gezweifelt  habe,  ob  die  Auszahlung  angeordnet  werden 
dürfe,  so  wird  man  leicht  verstehen,  dafs  in  Fällen  der  fraglichen  Art 
auf  eine  Auszahlung  ohne  vorgängige  Hinterlegung  beim  englischen 
Gericht  und   ohne    vor^lngige  Herbeiführung   einer  Entacheidung  des- 
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selben  nicht  wohl  gerechnet  werden  kann.  Würde  dies  geBchehea,  so 
wtlrde  der  Aaszahlende  die  Gefahr  laufen ,  dafs  nach  dem  Tode  dei 
geisteskranken  Person  ihre  Rechtsnachfolger  eine  nochmalige  Zahlong 
verlangen.  Der  Auszahlende  würde  alsdann  diesen  Rechtsnachfolgen 
gegenüber  zu  beweisen  haben,  dafs  er  an  eine  empfangsberechtigte 
Person  ausgeiahlt  hat,  ein  Nachweis,  der  insbesondere  im  Hinblick  auf 
die  zweite  oben  mitgeteilte  Entscheidung  mit  beträchtlichen  Schwierig* 
keiten  verbunden  sein  könnte  und  jeden&lls  mit  Kosten  verbanden  ist. 
Es  dürfte  auch  noch  nicht  damit  geholfen  sein,  dafs  der  Aosaihleiide 
sich  vor  der  Auszahlung  des  Konsenses  der  Intestatnachfolger  des 
Geisteskranken  versichert  Letzterer  kann  wieder  geistesgesnnd  und 
testierfUhig  werden.  — 

Das  englische  Recht,  welches  eine  legUimaÜo  per  svbsejsatf 
matrimonium  ausschliefst,  versagt  selbst  der  Mutter  einen  Intestst- 
anspruch  auf  den  Nachlafs  des  unehelichen  Kindes.  Hinterläfst  das 
uneheliche  Kind  weder  Descendenten ,  noch  Ehegatten,  so  fttU  der 
Intestatnachlafs  an  die  Krone.  Letztere  ist  indessen  geneigt,  im 
Gnadenwege  den  Intestatnachlafs  der  Mutter  zu  überlassen.  Soweit 
der  Intestatnachlafs  im  Auskinde  belegen  ist,  pflegt  die  englische  Erooe 
keine  Schritte  einzuleiten,  um  sich  in  den  Besitz  der  Nachlafsstlkke 
zu  setzen.  Es  entsteht  mithin  die  Frage,  was  aus  diesen  letsteien 
Nachlafsstflcken  wird.  Zunächst  ist  zwei^Uos,  dafs  ein  Recht  der 
englischen  Krone  auf  im  Deutschen  Reiche  belegene  Nachlafsstttcke  nur 
dann  bestehen  kann,  falls  das  deutsche  Recht  der  englischen  Krone 
ein  derartiges  Recht  giebt  Ist  das  letzte  Domizil  des  uneheiichai 
Kindes  ein  englisches  gewesen,  so  wird  der  deutsche  Richter  alkrdiogB 
englisches  Recht  anzuwenden  haben;  damit  gelangt  derselbe  indeeaen 
einstweilen  nur  zu  dem  Resultate ,  dafs  die  Intestatnachlafsstflcke  an 
den  uUimus  heres^  d.  h.  an  die  Krone  oder  den  Staat^  fallen;  es  folgt 
daraus  keineswegs,  dafs  diese  Krone  die  englische  sein  mufs.  Diejenige 
englische  Rechtsquelle,  welche  den  Satz  schuf,  dafs  in  einem  Falle  der 
hier  fraglichen  Art  der  Intestatnachlafs  an  die  englische  Krone  ftlh^ 
konnte  über  britische  Territorien  hinaus  kein  Recht  schaffen.  Wflrde 
mithin  der  deutsche  Richter  den  soeben  gedachten  Satz  auf  DeatBcb- 
land  ausdehnen,  so  würde  derselbe  einen  Schritt  unternehmen,  welcher 
sich  aus  dem  englischen  Rechte  nicht  rechtfertigen  liefse.  Eine  de^ 
artige  Ausdehnung  dürde  auch  den  deutschen  Rechtsanschaam^ 
zuwiderlaufen.  Als  diejenige  Krone,  an  welclie  die  NachlalsBtficke 
&llen,  wird  der  deutsche  Richter  die  in  seinem  Gerichtsbezirke  her^ 
sehende  anzasehen  haben;,  nur  diese  kann  für  ihn  als  uÜimus  kffä 
in  Betracht  kommen.  Die  Frage  ist  allerdings  eine  bestrittene.  Vergl 
Böhm^  Internationale  Nachlafsbeb'andlung,  1895,  S.  69  ff.  Man  über 
sehe  indessen  nicht,  dafs  die  englische  Krone,  wie  bereits  bemerkt,  es 
beständig  abgelehnt  hat,  irgend  welche  Schritte  zu  unternehmen,  an 
sich  in  den  Besitz  ausländischer  Nachlafsstücke  zu  setzen.  Es  kann 
schwerlich    von   dem   deutschen  Richter   verlangt  werden,    eine  Krone 


als  vJtimua  heres   Anzuerkeunan ,  welclie    nuf  Gdttmdmachang  etwaiger 
Rechte  als  vitimus  h«res  im  AnsUiid  veizichtet.  — 

Am  8-  April  wurde  die  engliscLe  NacblafBateuerbeliOnle  mit  «ner 
Klag«  abgewiesen,  welche  anch  für  deutsclie  Kreise  von  Intereeae  sein 
dftifte.  Ein  snletzt  in  New  York  domizilierter  Testator  hatte  letxt- 
willig  zwei  Nach lafsreprSBen Unten  iexeoutors)  eingesetzt,  welche  in  New 
York  gerichtsseitig  anerkannt  worden.  Zam  NachlAsse  gehörten  Aktien 
einer  englischen  Aktiengeaellacbafl.  Obschon  dieser  letzteren  Aktien- 
gesellschaft bekannt  war,  dafs  die  executors  ihre  Anerkennung  beim 
englischen  Nachlarsgericht  nicht  erwirkt  nnd  in  England  von  den  eng- 
lisefaen  Nachlarsstttcken  keine  NacbUrssteaer  gezahlt  hatten,  schrieb  die 
Aktiengesellschaft  die  betreSenden  Aktien  anr  die  Namen  der  executors 
Über  nnd  zahlte  die  Dividenden  an  letztere  ans.  Die  englische  Nachlafs- 
BtenerbebOrde  erhob  Klage  g^en  die  englische  Aktiengesellschaft  and  liefs 
anaftlbren,  letztere  habe  sich  in  den  englischen  Mobil iamachlars  ein- 
gemischt, sei  damit  zum  exectUor  de  son  tort  geworden  (d.  h.  hafte,  wie  ein 
wi^licber  execulor,  ohne  dessen  Rechte  za  haben)  und  sei  den  Strafen  ver- 
&lltti,  welche  in  dieser  Zeitschrift,  1S95,  Juli,  S.  263,  nHher  besprochen 
worden  sind.  Die  Queens  Bench  Division  hat  diese  Auaftlhrnngen  als  an- 
ricbtig  sorttckgewieeen.  Der  §  37  der55  Oeo.  III  c.  184  schreibe  allerdings 
vor,  dafs,  falls  jemand  von  dem  Mobil iamachlaase  eines  Verstorbenen  Besitz 
ergreife  advr  denselben  beordne ,  ohne  binnen  einer  bestimmten  Frist 
swne  Anerkenoniig  bezw.  Beetellang  zum  Nachkfireprasentanten  berbei- 
znßlhren,  eine  Geldstrafe  verwirkt  werde,  welche  später  durch  §  40 
der  44  Yid,  c.  13  anf  das  Doppelte  der  Nachlafssteuer  fixiert  worden 
sei.  Dies  beziehe  sich  indessen  aar  anf  eine  Person ,  welche  sich  wie 
ein  execuior  geriere.  Die  Beklagte  habe  von  den  NacblalästUcken  keinen 
Besitz  ergriffen,  sie  habe  nnr  die  executors  anerkunnt,  ohne  den  Nach- 
weis an  verlangen,  dafs  letztere  vom  englischen  Naciolarsgerlcht  an- 
erkannt worden  seien.  Insoweit  habe  Beklagte  dorchaus  rechtmtlfsig 
gehandelt  Die  Reeenue  Aei  1884  s.  11,  welche  vorschr«'ibe,  dafs  snin 
Nachweise  des  Rechts  anf  Emplangoabme  von  englischen  Uobiliar- 
nachlarsstttcken  eine  Urknnde  vorzulegen  sei,  worin  ein  englisches 
Gericht  einen  NachlafsreprUententen  anerkannt  oder  bestellt  habe,  be- 
hindere die  Bekhigte  nicht  in  der  Weise,  wie  es  geschehen  sei,  vor- 
Eogeben.  Diese  Entscbeidong  ist  ohne  Zweifel  (Ür  die  internationale 
Nacblafsbehandlung  von  Bedeutung;  man  wird  sich  indeesen  davor  zu 
hüten  haben,  die  Tragweite  der  Entscheidung  zu  Uberscblitzen.  Zunächst 
ist  zu  beachten ,  dafs  das  Statut  der  fraglichen  Aktiengescllsciiaft  aus- 
drücklich bestimmte,  dafs  eine  Person,  welche  durch  Todesfall  eine 
Aktie  erwerben  sollte ,  nach  Vorlegung  der  von  dem  Direktorium  fttr 
erforderlich  erachteten  Nachweise  ihres  Kechtstitels  als  Aktionär  ein- 
getragen werden  kOnne.  Es  liegt  auf  der  Uaad,  dafs  ee  Aktiengeeell- 
scbaften  geben  kann,  deren  Direktoren  statutarisch  verpflichtet  sind, 
eine  Anerkennungs-  bezw.  Beetellnngsurkonde  des  englischen  NaehUre- 
gerichts    zu    fördern.     Sodann    wird    der    im    Archiv    f.    Vffentl.  Recht, 
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1895,   Mai,   S.  431  nüher  besprochene  Unterschied    zwischen  exeeishr 
nnd  administrator  im  Ange  zu  behalten  sein.     Der  execiäar  Baocediert 
sofort  mit   dem  Tode  des  Testators  nnd  kann ,    bereits  vor  seiner  An- 
erkennung seitens  des  englischen  Nachlafsgerichts,  MobiliarnachUrast&cke 
in  Empfang  nehmen.     Anders  liegt  die  Sache  in  F\illen,   in  welchen 
der  Testator  keinen   executor  eingesetzt  hat     Solchen&lls  ist  für  die 
englischen    Mobiliamachlarsstücke    ein    Reprüsentant    nicht    eher  Tor- 
handen,  bis  das  englische  Nachlafsgericht  einen  solchen  (nXmhch  einen 
administrator)  bestellt  hat     Eine  englische  Aktiengesellschaft,  welche 
vor  dieser   —   erst  nach    erfolgter  Errichtung  der  Nachlafssteuer  statt- 
findenden  —    Bestellung  Aktien   des  Verstorbenen    auf  einen  anderen 
Namen  umschreibt ,  übertrügt  NachlafsstÜcke  an  eine   —  jedenfalls  zur 
Zeit    der    Übertragung    —    nicht    empfangsberechtigte    Person.     Jer 
pflichtet^    zur  Umschreibung    vor    der   Anerkennung    seitens   des  eng- 
lischen  Nachlafsgerichts   ist   die   englische   Aktiengesellschaft   selbst  in 
dem  Falle  nicht,   wo  der  Testator  einen   executor  eingesetzt  hat,  nnd 
zwar  deshalb  nicht,  weil  ein  executor y  falls  er  klagt  nnd  seinen  Titel 
zu  beweisen  hat,  diesen  Beweis  in  England  nur  durch  Yorlegong  einer 
Anerkennungsurkunde   des    englischen    Nachlafsgerichts    führen    kaxoL 
Dafs  die  hier  fragliche  Aktiengesellschaft  den  executors  des  New  Yorker 
Testators  gegenüber  eine  Ausnahme  gemacht  hat,  lag  wohl  danm,  dftfs 
der  Testator   der   eigentliche  Gründer   der  Aktiengesellschaft  war  nnd 
eine  sehr  bedeutende  Anzahl  von  Aktien  besafs.     Hinzu  trat,  dafs  ein 
in  New  York   eingesetzter  executor  sich   von   den   in  englischen  letst- 
willigen  Verfllgungen  eingesetzten  executors  nicht  unterscheidet,  mithin 
keine  Zweifel  vorlagen,   wie  sie   auftreten  bei   deutschen  Testamenten. 
Es  braucht  weiter  kaum  darauf  hingewiesen  zu  werden,    dafs  ans  der 
Abweisung  der  gßgen  die  Aktiengesellschaft  erhobenen  EJage  noch  nicht 
gefolgert  werden  darf,    dafs  die   englische  Steuerbehörde    nicht  in  der 
Lage  ist,  die  Nachlafssteuer  beizutreiben;  es  folgt  ans  der  Entscheidung 
nur,    dafs    die  Aktiengesellschaft   selbst  nicht  nachlafsstenerpflichtig  ist 
Die   englische   Steuerbehörde   wird   allerdings    beträchtliche  Schwierig- 
keiten  haben,    eine    andere   steuerpflichtige  Person   zu  finden,   da  der 
Testator  vor   dem    1.  August  1894,    d.  h.    vor   dem  Inkrafttreten  der 
Finance  Act  1894  y  verstarb  und  mithin  das  frühere  Recht  Anwendung 
findet,  wie  es  in  dieser  Zeitschrift  1895,  Juli,  S.  256 — 268  nur  Dtf- 
Btellung   gelangt   ist     Offenbar   veranlafsten   diese  Schwierigkeiten  die 
englische  Steuerbehörde,  eine  Klage  gegen  die  Aktiengesellschaft  selbst 
zu   versuchen.     In   Fflllen,    auf  welche   die  Finance  Ad   1894   An- 
wendung   erleidet,    dtlrft^n    derartige  Schwierigkeiten   nicht   vorlii^- 
Vergl.  Schanz,  Finanzarchiv,  1895,  Dezember,  S.  153  ff.     §  6  Ziff.  2 
und  4.     Das  Resultat   ist,    dafs   man   trotz  der   am    8.  April  geHÜlten 
Entscheidung  nach  wie  vor  wird  sagen   müssen,   dafs  deutsche  Erben, 
welche  im  Nachlasse  englische  Aktien   vorfinden,   ein  besonderes,  mit 
der  Errichtung   von  Nachlafsstenem   verbundenes  Nachlafsverfahren  bei 
dem  Nachlafsgerichte  zu  betreiben  haben.  — 

Der  Court  of  Appeal  beschäftigte  sich  am  9.  April  mit  der  Frage 
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nach  der  Gtütigkeit  der  Cession  einer  Forderung,  'welche  orsprünglieh 
einer  deutschen  Firma  zugestanden  hatte.  Letztere  hatte  in  der  Form 
einer  deed  ihre  tlber  Mk.  1180  lautende  Forderung  gegen  eine  nach 
der  Urkunde  erfolgte  Zahlung  von  Mk.  1000  an  eine  in  England 
domizilierte  Person  ttbertragen.  Die  Beweisaufiiahme  ergab,  dafs  that- 
sächlich  die  Mk.  1000  nicht  gezahlt  waren,  und  dafs  der  Cessionar 
nach  Beitreibung  der  cedierten  Forderung  den  beigetriebenen  Betrag 
abztiglich  der  Kosten  und  einer  Provision  an  die  Gedentin  auszuhän- 
digen hatte.  Die  erste  Instanz  hatte  die  Cession  fOr  ungültig  erklärt, 
weil  die  Intention  gefehlt  habe,  das  Eigentum  an  der  Forderung  zu 
ttbertragen.  Der  Cessionar  gestand  in  der  Berufungsverhandlung  zu, 
dafs  die  Cession  ihm  ermöglichen  sollte,  in  Vertretung  der  Cedentin  in 
England  zu  klagen.  Der  debiior  cesstiS  liefs  vortragen,  die  Cession  sei 
nur  deshalb  erfolgt,  um  eine  Klage  ohne  Sicherheitsleistung  fttr  die 
beklagtischen  ProzeOikosten  möglich  zu  machen.  Das  Berufongsgericht 
erkannte  die  Cession  als  gültig  an,  unter  Mitteilung  folgender  Gründe. 
Falls  die  Intention,  das  Eigentum  an  der  Forderung  zu  übertragen, 
wirklich  gefehlt  hätte,  würde  das  Urteil  erster  Instanz  zu  bestätigen 
sein.  Die  Beweisaufnahme  ergebe  indessen,  dafs  diese  Intention  nicht 
gefehlt  habe.  Diese  Entscheidung  bestätigt  den  alten  Satz,  dafs 
deutsche  Litiganten,  welche  durch  Cession  der  Bestellung  der  Prozefs- 
kostensicherheit  zu  entgehen  wünschen,  klar  zum  Ausdruck  bringen 
müssen,  dafs  das  Eigentum  an  der  in  England  einzuklagenden  Forde- 
rung übertragen  wird.  Aufserdem  sollte  die  Cession,  es  sei  denn,  dafs 
der  Cessionar  thatsächlich  eine  Gegenleistung  giebt,  stets  in  der  Form 
einer  deed  errichtet  werden.  Die  eigentliche  Schwierigkeit  besteht  nicht 
darin,  eine  gültige  Cessionsurkunde  aufzusetzen,  sondern  vielmehr  darin, 
einen  Cessionar  zu  finden,  welcher  ohne  bare  Remittierung  der  eventuell 
dem  debUor  cessus  zu  erstattenden  Kosten  —  um  ganz  von  den  dem 
Cessionar  selbst  erwachsenden  Auslagen  zu  schweigen  —  die  Cession 
anzunehmen  bereit  ist.  Der  deutsche  Litigant  sollte  ferner  nicht  über- 
sehen, dafs  die  Höhe  einer  Prozefskostensicherheit  für  den  Beklagten 
gerichtsseitig ,  die  Höhe  der  dem  Cessionar  zu  remittierenden  Summe 
nicht  gerichtsseitig  fixiert  wird.  Es  ist  richtig,  dafs  es  Spekulanten 
giebt,  welche  beizutreibende  Forderungen  aufkaufen  und  den  Verkäufer 
der  Forderung  jeder  Verpflichtung  und  aller  Gefahren  entheben.  Der 
Kaufpreis  wird  naturgemäfs  recht  minimal  aus&llen.  Englische  An- 
wälte befassen  sich  mit  Forderungsaufkäufen  nicht.  Es  ist  denselben 
femer  ausdrücklich  gesetzlich  untersagt,  Honorarvereinbarungen  mit 
Mandanten  abzuschliefsen ,  wonach  das  Honorar  auf  eine  Quote  der 
beizutreibenden  Summe  beschränkt  bleiben  soll.  (Vergl.  §  11  der 
AUomeys  and  Solicitors  Ad  1870),  Man  spricht  in  derartigen  Fällen 
von  ^champerty*^  (franz.  champ  partim  d.  h.  Teilung  des  Feldes  oder 
sonstigen  Streitobjekts).  — 

Nach  dem  §  45  des  Gesetzes  von  1875  über  die  Beurkundung 
des  Personenstandes  sind  dem  deutschen  Standesbeamten  vor  Anordnung 
des  Aufgebots  die  zur  Eheschliefsung   gesetzlich  notwendigen  Erforder- 
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niflse  als  vorhanden  uachzuweisen.  Angenommen,  es  soll  im  Deutsehen 
Reiche  eine  Ehescbliefsang  zwischen  einer  in  England  domiEÜieiteQ 
Person  and  einer  in  Deutschland  domizilierten  Person  stattfinden;  hat 
in  einem  solchen  Falle  der  deutsche  Standesbeamte  zu  untersuchen,  ob 
die  beabsichtigte  Eheschliefsung  auch  nach  englischem  Rechte  gttltig 
sein  wird?  oder  genügt  es,  dafs  er  sich  vergewissert,  dafs,  Mk  beide 
Nnpturienten  im  Deutschen  Reiche  domiziliert  wären,  die  Eheschlieining 
znlttssig  sein  wttrde?  Ftlr  die  Regel  scheinen  sich  die  deutschen  Standes- 
beamten mit  einer  eidlichen  ErklXrung  des  in  England  domizilierten 
Nnpturienten  zu  begnügen,  welcher  versichert,  dafs  EhehindemisBe  nicht 
entgegen  stehen.  Es  kommt  indessen  vor,  dafis  ein  deutscher  Standes- 
beamter eine  Bescheinigung  oder,  genauer,  ein  Gutachten  dahin  ▼»- 
langt,  dafs  die  beabsichtigte  Eheschliefsung  in  England  als  gttltig  an- 
erkannt werden  wird.  Dem  Verfasser  hat  sogar  ein  Schriftstück  vo^ 
gelegen,  nach  welchem  ein  derartiges  Gutachten  thatsächlich  abgaben 
sein  soll.  Ein  solches  Gutachten  läfst  sich  wohl  nur  damit  rechtfertigen, 
dafs  auf  ein  thtfrichtes  Verlangen  eine  thörichte  Erwiderung  am  Platie 
ist.  Niemand  vermag  zu  bescheinigen,  dafs  eine  zwischen  A.  und  B. 
beabsichtigte  Eheschliefsung  gtiltig  sein  wird,  und  zwar  ans  dem  ein- 
fltehen  Grunde,  weil  niemand  festzustellen  vermag,  ob  A.  oder  B.  nicht 
bereits  anderweitig  verheiratet  sind.  Ist  der  eine  Nupturient  im  Deot* 
sehen  Reiche  domiziliert  und  soll  ebendaselbst  die  Eheschliefsung  statt- 
finden, so  tritt  hinzu,  da(fa  in  der  Bescheinigung,  die  Ehescbliefsang 
werde  in  England  anerkannt  werden,  die  Versicherung  liegen  wQrJe, 
dafs  die  bescheinigende  Person  nicht  nur  mit  dem  englischen,  sondern 
auch  mit  dem  deutschen  Eheschliefsungsrecht  vertraut  ist.  Denn  naeh 
englischem  Recht  kommt  formell  das  am  Eheschliefsungsorte  geltende 
Recht  und  materiell  das  Recht  am  Domizil  jedes  einzelnen  Nupturienten 
in  Betracht  Ein  deutscher  Standesbeamter,  welcher  sich  mit  der  obm 
gedachten  eidlichen  Erklärung  nicht  begütigen  will,  sollte  sich  daher 
vemtlnftigerweise  darauf  beschrlinken ,  festzustellen ,  welche  £hehinde^ 
nisse  das  englische  Recht  kennt.  Über  die  einzelnen  Ehehinderniss« 
vergl.  diese  Zeitschrift  1898  S.  870.  Ob  diese  Ehehindemisse  in  dem 
gegebenen  Falle  vorliegen,  vermag  der  Standesbeamte,  soweit  dies  Ober 
haupt  möglich ,  selbst  festzustellen ;  im  übrigen  wird  er  sich  mit  da 
gedachten  «dlichen  Erklärung  begnügen  müssen.  — 

Das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  der  Staatsangehörigkeit 
eine  beträchtlich  erhöhte,  privatrechtliche  Bedeutung  gegeben,  eine 
Änderung,  welche  manche  Schwierigkeiten  für  die  deutsch  - engliscbe 
Praxis  schafien  wird.  Der  §  21  des  Gesetzes  von  1870  über  die  £^ 
Werbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  hat  dasa 
geführt,  dafs  in  England  viele  Personen  leben,  wdche  ihre  dentsehe 
Staatsangehörigkeit  verloren  haben,  ohne  britische  Staatsangehörige  g^ 
worden  zu  sein.  Man  beachte  ferner,  dafs  die  blofse  Thatsache,  dais 
eine  Person  in  den  britischen  Territorien  geboren  ist,  die  britische 
Staatsangehörigkeit  nach  sich  zieht,  ohne  Unterschied,  ob  die  Eltern 
britische   Staatsangehörige   sind    oder   nicht.     Endlich   ist  zu  erwSgen, 
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dftfs  ein  natnnlisiertor  faritisdier  StaataapgehCriger  kein  britischer  Staato- 
ang^öriger  ist,  wShiend  er  sich  in  seinem  fiüheren  Heimatslande  auf* 
hilt,  es  sei  denn,  dafs  er  dort  seine  Entlassung  ans  der  Staatsange* 
hörigkeit  erwirkt  hat.  Es  werden  diese  Bemerkungen  ausreichen,  um 
die  Propheaeibung  zu  rechtfertigen,  dafs  der  deutsch-englischen  Praxis 
mit  dem  Inkrafttreten  der  gedachten  Änderung  neue  Hindernisse  er* 
wachsen  werden.  Man  wird  alsdann  mit  swei  Rechten  su  arbeiten 
haben,  von  denen  das  eine  —  das  englische  —  der  Staatsangehörigkeit 
so  gut  wie  gar  keine  priyatrechtliche  Bedeutung  sumiTst,  während  das 
andere  —  das  deutsche  Recht  —  die  Staatsangehörigkeit  priyatrechtlich 
eine  bedeutende  Rolle  spielen  lä(st;  und  beide  Rechte  normieren,  wie 
bereits  angedeutet,  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
in  höchst  verschiedener  Weise.  Hat  doch  ktbralich  die  britische  Bot- 
schaft in  Paris  einer  Person  einen  britischen  Pafe  versagt,  obschon 
eben  diese  Person  aus  ihrer  Besiehung  zur  deutschen  Annee  mit  dem 
Bemerken  entlassen  wurde,  dafs  man  sie  irrtümlicherweise  ab  deutschen 
Staatsangt^hörigen  betrachtet  habe!  Die  fragliche  Person  ist  nach  Ansicht 
der  deutschen  Behörden  ein  britischer  Staatsangehöriger  und  nach 
Ansicht  der  britischen  Behörden  ein  deutscher  Staatsangehöriger.  Der- 
artige Fälle  gehören  keineswegs  zu  den  Seltenheiten.  Wenn  man  bis- 
her wenig  davon  gehört  hat,  so  liegt  dies  daran,  dafs  bisher  Deutsch- 
land wie  England  der  Staatsangehörigkeit  keine  privatrechtliche 
Bedeutung  zugestanden  haben.  Nachdem  Deutsciiiand  diesen  Stand- 
punkt verlassen  hat,  wird  man  sich  darauf  gefafst  machen  mttssen, 
häufiger  von  derartigen  Fällen  zu  hören.   — 

Ein  aus  der  Rheinprovinz  stammender  Handwerker,  welcher  in 
London  seit  langer  Zeit  ansässig  war,  verstarb  mit  Hinterlassung  einer 
Witwe  und  mehrerer  minderjähriger  Kinder.  Kurz  vor  seinem  Tode 
hatte  der  Verstorbene  in  einem  Hospital  in  London  eine  letztwillige 
Verfügung  errichtet,  worin  sein  gesamter  Nachlafs  seiner  Witwe  hinter- 
lassen war,  und  die  minderjährigen  Kinder  mit  keinem  Worte  erwähnt 
wurden.  Ein  Nachlafsrepräsentant  (exectUor)  war  in  der  letztwilligen 
Verfügung  nicht  eingesetzt  In  England  selbst  fanden  sich  so  gut  wie 
gar  keine  NachlafsstUcke ;  wohl  aber  gehörte  zur  Verlassenschaflt  der 
Anteil  des  Verstorbenen  an  der  von  seinen  Eltern  in  der  Rheinprovinz 
hinterlassenen  Erbmasse.  Es  entstand  mithin  die  Frage,  welche  Person 
als  legitimiert  anzusehen  sei,  die  nach  der  Teilung  der  deutschen  Erb- 
masse dem  Handwerker  zustehende  Summe  in  Empfang  zu  nehmen. 
Die  gedachte  letztwillige  Verfügung  war  formell  wie  materiell  nach 
englischem  Recht  gültig  errichtet.  Pflichtteils-  und  Noterbenrechte 
kennt  bekanntlich  das  heutige  englische  Recht  nicht  mehr.  Es  fehlte 
indessen  in  der  letztwilligen  Verfügung  die  Einsetzung  eines  execuioTy 
und  war  mithin  auf  Grund  der  letztwilligen  Verfügung  selbst  niemand 
vorhanden,  an  den  mit  liberierender  Wirkung  gezahlt  werden  konnte. 
Um  eine  derartige  Person  —  einen  Nachlafsrepräsentanten  —  zu 
schaffen,  war  das  englische  Naclilafsgericht  zu  ersuchen,  die  Witwe 
zur  Repräsentantin  (cutminisircUrix  tvith  (he  wiU  annexed)  zu  bestellen. 
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Diese  Bestellung  wirkte  indessen  nur  für  die  englischen  MobilismachlirB- 
stücke,  welche,  wie  bereits  angedeutet,  eine  venchwindende  Bed^toBg 
hatten.  Die  Frage,  wer  die  aus  der  deutschen  Erbmasse  zu  zahlende 
Summe  mit  liberierender  Wirkung  in  Empfimg  nehmen  konnte,  blieb 
ungelöst  Auf  den  ersten  Blick  könnte  man  meinen,  die  für  die  eng- 
lischen Nachlafsstttcke  bestellte  Repräsentantin  müsse  auch  in  Deotscb- 
land  Anerkennung  finden.  ISa  ist  richtig,  dafs  man  englischeneitB  in 
Fttlleu,  wo  sich  das  letzte  Domizil  in  England  be&nd,  eine  derutige 
Anerkennung  erwartet.  Man  wird  es  indessen  der  im  Deutschen  Reiche 
ansässigen,  zahlungspflichtigen  Pei-son  nicht  verai^n  können,  wenn 
dieselbe  Bedenken  trägt,  angesichts  einer  letztwilligen  Verfügung  des 
gedachten  Inhalts  an  die  vom  englischen  Nachlafsgericht  für  die  eng- 
lischen Nachlafsstücke  bestellte  Repräsentantin  zu  zahlen.  £&  ist  immer- 
hin möglich,  dafs  die  deutschen  und  englischen  Anschauungen  bezüglich 
des  letzten  Domizils  des  Verstorbenen  variieren,  und  dafs  nach  deutscher 
RechtsaufiPassung  die  letztwillige  Verfügung  nur  formell  und  nicht  aach 
materiell  nach  englischem  Recht  zu  beurteilen  ist.  Der  im  Dentsehoi 
Reich  ansässige  Zahlungspflichtige  wird  daher  wünschen,  dafs  der  Vor- 
mund der  minderjährigen  Kinder  die  Auszahlung  an  die  Witwe  ge- 
nehmigt Damit  entsteht  indessen  eine  neue  Schwierigkeit  Die  Witwe, 
welche  im  hier  fraglichen  Falle  kraft  Gesetzes  die  Vormundschaft  fllhit 
ist  nach  englischem  Recht,  als  Vormünderin,  nicht  befugt,  über  Mündel- 
gelder mit  für  die  minores  rechtsverbindlicher  Wirkung  zu  quittieren. 
Es  wird  daher  weiter  nichts  Übrig  bleiben,  als  den  minores  in  Deutsch- 
land einen  Vormund  bestellen  zu  lassen  und  erst  nach  erfolgter  Zu- 
stimmung desselben  und  eingeholter  Genehmigung  der  Obervonnond- 
schaft  an  die  Witwe  zu  zahlen.  — 

Es  giebt  in  England  Aktiengesellschaften,  nach  deren  Statuten  es 
unzulässig  ist,  Aktien  auf  den  Namen  einer  Ehefrau  einzutragen.  In 
einem  Falle,  in  welchem  derartige  Aktien  an  eine  deutsche  Ehe&an 
gefallen  waren,  hatte  man  die  Aktien  auf  den  Namen  des  im  Deutschen 
Reiche  domizilierten  Ehemannes  registrieren  lassen.  Der  Ehemann 
verstarb  bald  darauf  und  hinterliefs,  abgesehen  von  den  gedachten 
Aktien,  welche  einen  beträchtlichen  Wert  repräsentierten,  keine  eng- 
lischen Nachlafsstücke.  Es  entstand  die  Frage,  ob  der  Verstorbene 
nur  dem  nackten  Recht  nach  Eigentümer  der  Aktien  war  (als  irusk( 
fUr  seine  Ehefrau),  oder  ob  dem  Ehemann  gleichzeitig  das  benefiziarische 
Recht  an  den  Aktien  zugestanden  hatte.  Letzterenfalls  war  in  En^snd 
eine  Nachlafssteuer  in  Höhe  von  etwa  Mk.  1500  zu  entrichten,  wäh- 
rend ersterenfalls  die  englische  Nachlafssteuerbehörde  überhaupt  keine 
Steuer  erheben  konnte,  da  Nachlafsstücke,  an  welchen  der  Verstorbene 
nur  dem  nudum  jus  nach  ein  Eigentum  besitzt,  in  England  keine 
Nachlafssteuer  zahlen.  Es  braucht  kaum  hinzugefügt  zu  werden,  dafs 
die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Ehemann  nur  dem  nackten  Recht 
nach  besafs,  von  den  Vereinbarungen  und  eventuell  von  dem  gesetz- 
lichen Güterverhältnis  zwischen  den  Ehegatten  abhängen  mufs.  In 
ähnlichen  Fällen  dürfte  es  sich  empfehlen,  falls  der  Ehemann  nur  dem 
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nackten  Recht  nach  Aktionär  sein  soll,  dies  in  förmlicher  Urkunde  klar 
und  deutlich  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Angenommen,  dafs  in  dem 
hier  fraglichen  Falle  der  Verstorbene  blofser  trustee  war,  so  zeigt  dieser 
Fall,  dafs  selbst  in  Fftllen,  in  welchen  die  englischen  Nachlafssttlcke 
einen  beträchtlichen  Wert  haben,  eine  Nachlafsregulierung  möglich  ist, 
ohne  dafs  irgend  welche  Steuern  zur  Erhebung  gelangen.  Eine  be- 
sondere Nachlafsregulierung  ist  indessen  nicht  zu  vermeiden.  Mag  der 
Verstorbene  auch  nur  (ntö^ -Vermögensstücke  in  England  hinterlassen, 
so  bleibt  doch  immer  noch  wahr,  dafs  er  der  Eigentümer  derselben 
gewesen  ist,  und  dafs  nur  sein  Rechtsnachfolger  Über  dieselben  dis- 
ponieren kann.  Da  deutsche  Testamente  einen  exeodor  im  englischen 
Sinne  dieses  Wortes  nicht  einsetzen,  kann  der  gedachte  Rechtsnachfolger 
nur  eine  vom  englischen  Nachlafsgericht  bestellte  Person  sein.  Auf 
Bestellung  würde  im  vorliegenden  Falle  die  Witwe  antragen  können, 
es  sei  denn,  dafs  der  Ehemann  letztwillige  Verfügungen  hinterliefs, 
welche  die  Vorziehung  einer  anderen  Person  erforderlich  machen.  Wer 
nach  deutschem  Recht  in  den  Nachlafs  snccedierte,  bleibt  für  England 
irrelevant ;  die  Frage,  wer  in  den  Nachlafs  succediert,  beantwortet  sich 
immer  nach  englischem  Recht;  das  Recht  des  letzten  Domizib  kommt 
erst  dann  zu  Raum,  wenn  es  sich  darum  handelt^  die  „benefiziarischen" 
Ansprüche  auf  den  Nachlafs  festzustellen,  d.  h.  diejenigen  Personen, 
an  welchen  der  in  den  Nachlafs  Succedierende  den  Nettonachlafs  weiter 
zu  geben  hat. 


Achtzehnte  Session  des  ,,institut  de  droit  international'' 

zu  Kopenhagen. 

Bei  der  vom  27*  August  bis  1.  September  1897  zu  Kopenhagen 
unter  dem  Präsidium  des  Staatsrats  Goos  in  Kopenhagen  abgehaltenen 
18*  Tagung  des  Instituts  für  internationales  Recht  wurden  in  nach* 
beoEeichneten  Gegenständen  Beschlüsse  gefafst  ^). 

In  der  Sitzung  vom  28*  August  wurde  über  die  Rechts-  und 
Geschäftsfähigkeit  fremdländischer  juristischer  Per- 
sonen und  Korporationen  (de  la  capacitS  des  personnes  morälee 
ärangeres — J^ts^  provinces,  dSpartements  ^  communes^  ääblissemenis 
püblics  eic.)  folgende  Resolution  angenommen: 

Das  Institut  empfiehlt  den  Staaten  die  nachstehenden  Grundsätze  zur 
Annahme: 

I.  Juristische  Personen,  die  in  ihrem  Heimatlande  anerkannt  sind,  ge- 
niefsen  in  allen  anderen  Staaten  volle  Rechtsbeständigkeit. 


1)  Ausführlichen  Bericht   über   die    18.  Tagung    s.   im   Annuaire   de 
Vlnstitut  de  droit  international  1897  p.  136  ff. 
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IL  Infolge  dessen  können  in  allen  Fillen  fremde  joristische  Penoim 
bei  den  Gerichten  aller  Staaten  als  Klüger,  wie  als  Beklagte,  unter  Vc^ 
tretong  dorch  ihre  gewöhnlichen  ReprKsentanten,  auftreten.  Ihre  Vertretung 
richtet  sich  in  Sachen  des  büreerlicnen  Lebens  nach  ihrem  Heimatagesetie. 

III.  Sie  sind  im  stände,  aurch  onerosen  Titel  sowohl  als  durch  SebeD- 
kanff  aofterhalb  ihrer  Heimat  bewegliche  wie  unbewegliche  Sachen  n  er 
werben,  vorbehaltlich  der  nachfol^^den  Einschrimkungen. 

lY.  Für  Erwerbungen  aus  freigebigem  Titel  können  die  YOi^geschriebeDen 
gesetzmäfsi^en  Bedingungen  sowohl  des  Landes  des  Schenkers  oder  Testaton, 
als  des  Heimatlandes  der  betreffenden  juristischen  Person,  und,  soweit  es 
sich  um  Immobilien  handelt,  daneben  aie  gesetzmäfsigen  Bedingungen  des 
Landes,  in  dem  die  Immobilien  liegen,  ffestäit  werden. 

V.  Wenn  eine  fremde  juristische  Person  in  einem  Lande  ErwerbongeD 
unter  onerosem  Titel  macht,  kann  das  Land  fordern,  dafs  die  von  den  ue- 
setzen  des  Heimatlandes  gestellten  Bedingungen  erfüllt  werden,  und  bei 
Immobilien ,  dafs  den  für  diese  Zwecke  aingestellten  Bedingungen  und  Be- 
fugnissen der  Gesetie  des  Landes,  in  dem  das  Immobile  liegt,  Genäge 
geschieht 

VI.  Ein  Staat  ist  aber  stets  berechtigt,  soweit  es  sich  am  Enrerbos^ 
▼on  beweglichen  oder  unbeweglichen  Sachen  durch  Ifietigen  oder  fireh 
gebigen  Titel  handelt,  für  fremde  juristische  Personen  besondere  Bedingmigai 
aufzustellen,  die  sonst  für  einheimische  juristische  Personen  nicht  beslebeo, 
ebenso  auch  die  Fähigkeit  zur  Erwerbung  von  solchen  durch  Geseti  n 
begrenzen. 

VII.  öffentliche  juristische  Personen  eines  Landes  können  nicht  anlMr- 
halb  ihres  Heimatlandes  Errichtungen,  die  an  ihre  Wirksamkeit  gekno^ 
sind,  schaffen ,  sofern  sie  nicht  die  Autorisation  erlangt  haben ,  die  ffir  der- 
artige Einrichtungen  in  den  betreffenden  Ländern  errorderlich  ist. 

VUI.  Die  vorstehenden  Regeln  finden  auch  auf  fremde  Staaten  aelbet, 
wie  auf  andere  öffentliche  juristische  Personen  Anwendung. 

Das  Institut  für  internationales  RcKsht  empfiehlt  für  alle  Fälle  als  eme 
deni  guten  Verkehr  zwischen  den  Staaten  gedeihliche  internationale  Coor- 
toisie,  dafs  ein  Staat,  der  in  endgültigen  &sitz  eines  innerhalb  des  Teiri- 
toriums  eines  anderen  Staates  liegenden  Immobile  zu  kommen  wünscht,  den 
fremden  Staat  davon  unterrichte.  — 

In  Beziehung  auf  einheitliche  Hegelang  des  Answande- 

rungswesens,    welche   zum  Schutze  der   Interessen    der  Aus-  and 

Einwanderer  sowohl  aus  moralischen,    hygienischen   wie  ökonomischeo 

Gründen  besonders   wünschenswert  erscheint,    hat   das  Institut  in  der 

Sitzung  vom  1.  September  folgenden  Entwurf  einer  KonventioB 

beschlossen  and  zur  Annahme  empfohlen: 

Art  1.  Die  vertragschliefsenden  Staaten  anerkennen  die  Freiheit  der 
Aus-  und  Einwanderung  für  einzelne  Individuen  oder  ganze  Massen,  ohne 
Unterschied  der  Nationalität 

Diese  Freiheit  kann  nur  durch  gebührend  veröffentlichte  Yerfosopgen 
der  Regierungen  und  innerhalb  der  Grenzen,  die  die  sodale  und  politiflcbe 
Ordnung  gebietet,  eingeschränkt  werden. 

Besagte  Verfügungen  sind  ohne  Verzug  den  interessierten  Staaten  so 
notifizieren. 

Art.  2.  Die  Auswanderung  wird  denjeni^n  Personen  untersagt,  wekhen 
die  Gesetze  des  Einwanderun^taates  die  Einwanderung  verbiete. 

Art.  3.  Die  vertragachliefsenden  Staaten,  in  wefohen  eine  nambtfte 
und  regelmäfsige  Auswanderung  vorkommt,  errichten  ein  Central -Answan- 
derungsbureau ,  von  welchem  alle  Mafsnahmen  der  Regelung  und  K<m- 
trollierung  des  Aus  Wanderungswesens  ausgehen  sollen  und  bei  welcheni  im 
Interesse  der  Auswanderer  ohne  Rücksicht  auf  Nationalität  unentgeltliebe 
Auskunft  über  Auswanderungsfiragen  erlangt  werden  kann. 
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Art  4.  Die  Reffiemngen  Terpflichten  sich,  regeknä(ng  alle  die  Aus- 
wanderer in  moralisener,  hygienischer  und  ökonomischer  Beziehung  inter- 
essierenden Auskünfte  zu  yerOfientlichen ,  so  dafs  die  Auswanderer  stets  vor 
Abschlufs  des  Kontraktes  hierüber  unterrichtet  sein  können. 

Art  5.  Jeder  Staat  mufs  den  Personen  oder  Gresellschaften,  welche 
sich  mit  der  Verschaffung  von  Auswanderungsgelcgenheiten  befassen,  unter- 
sagen, Kontrakte  absuschliefsen,  in  welchen  sie  sich  zur  Lieferung^  einer 
bestimmten  Person,  sei  es  für  irgendwelches  Unternehmen,  oder  für  eine 
fremde  Regierung  verpflichten,  es  sei  denn,  dafs  für  einen  speciellen  Fall 
eine  besondere  &laubnis  hierzu  erteilt  ist 

Art  6.  Alle  zur  Vornahme  von  Auswanderungsgeschliften  autorisierten 
Personen  sind  den  Behörden,  wie  den  Auswanderern,  deren  fiechtsnach- 
fbJgem  und  Sachwaltern,  sowohl  im  Inlande  wie  im  Auslande,  solidarisch 
verantwortlich. 

Art  7.  Die  Auswandemngsbureaus  oder  die  maritimen  Behörden  des 
Anawanderungshafens  müssen  rechtzeitig  die  im  Lande  der  E^wandening 
bestellten  Konsuln  von  der  Abreise  cßr  Auswanderer  und  allen  hierzu 
nötigen  Auskünften  informieren. 

Art.  8.  Die  vertragschliefsenden  Staaten  verpflichten  sich,  nach  Mög- 
lichkeit den  Einwanderern  ihre  Protektion  angedeihen  zu  lassen  und  durch 
EinwanderungsbnreauB  für  ihre  Unterbrin^ng  besorgt  zu  sein. 

Art  9.  Die  Regierungen  können  die  besagten  wie  jene  nach  Art  4 
in  den  verschiedenen  Staaten  eingerichteten  Bureaus  ermächtigen,  gegen- 
sätig  und  direkt  über  die  bezüglicnen  Gegenstände  in  Verkehr  zu  treten. 

Art.  10.  Alle  vertragschliefsenden  Staaten  sind  darüber  einverstanden, 
Strafoesetze  fegen  die  Verletzung  der  für  das  Auswanderungswesen  gelten- 
den Vorschrinen  einzuführen. 

Weiter  wurden  nachfolgende  Grundsätze  den  Staaten  zur  Annahme 
empfohlen : 

1.  Die  Auswanderung  ist  zu  verbieten: 

a)  Den  Mindeijährigen  und  Geisteskranken,  sofeme  nicht  die  Einwilligung 
deijenigen,  welche  die  väterliche  oder  vormundschaftliche  Gewalt  aus- 
üben, erteilt  ist 

b)  Personen,  welche  wegen  vorgerückten  Alters  oder  Krankheit  nicht 
soweit  arbeitsfähig  sind,  dafs  sie  an  dem  Orte,  wohin  sie  auswandern 
wollen,  genügenden  Unterhalt  sich  sichern  können. 

c)  Personen,  welche  an  ansteckenden  Krankheiten  leiden,  wodurch  die 
Gesundheit  der  Mitreisenden  oder  die  öffentliche  Gesundheit  des 
Landes  ihrer  Bestimmung  gefährdet  würde. 

2.  Niemand  kann  ohne  obrigkeitliche  Genehmigung  Unternehmungen 
betreiben,  welche  dch  mit  der  Vermittelung  der  Auswanderung  bezw.  der 
Transpor^clegenheit  befassen. 

8  Unternehmer  und  Repräsentanten  von  solchen  Auswanderungs- 
geschäften können  die  besagte  Autorisation  nur  unter  folgenden  Bedingungen 
erhalten : 

a)  Sie  müssen  volljährig  sein, 

b)  Bürger  des  Staates  sein,  von  welchem  die  Autorisation  erlangt  wer- 
den will, 

c)  im  ungeschmälerten  Genufs  der  bürgerlichen  und  polilischen  Rechte  sein, 

d)  in  dem  Staate  der  Autorisation  ein  ordentliches  Domizil  haben, 

e)  ungetrübten  Leumund  geniefsen, 

f)  dürfen  nicht  wegen  Verbrechens  oder  schwereren  Vergehens,  auch 
nicht  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  über  das 
Auswanderungswesen  verurteiß  worden  sein. 

4.  Die  Erteilung  der  Bewilligung  zu  solchen  Unternehmungen  ist  von 
der  Erlegung  einer  Kaution  zur  Sicherung  für  Reklamation  seitens  des  Staates 
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oder  der  Auswanderer  wegen  Ansprüche  aus  Zuwiderhandlnngen  gegen  die 
bestehenden  Gesetze  oder  Keglements  abhängig  sa  machen. 

5.  Die  Kaution  soll  den  Berechtigten  nur  innerhalb  einer  entspreebes- 
den  Frist  nach  Aufgebung  des  Unternehmens  hinau^egeben  werden. 

6.  Die  Staaten  sollen  strenge  Mafsnahmen  treffen,  um  zu  yerhrndern, 
dafs  die  Auswanderunesagenteu  die  Einwohner  des  Landes  unter  Miffibnoeh 
ihrer  Unwissenheit  und  guten  Glaubens  zur  Auswanderuiuf  verleiteii. 

7.  Der  Auswandei-ungekontrakt  soll  schriftlich  abgetatst  und  der  Kon- 
trolle der  nach  den  Gesetzen  eines  jeden  Staates  bestimmten  öffentlichen 
Behörde  unterstellt  sein. 

8.  Der  Transportpreis  mufs  immer  in  einer  vor  der  Abreise  sa  be- 
zahlenden Summe  bestenen  und  dürfen  hierfür  bei  Strafe  der  Un^tigiceit 
des  Kontrakts  nie  persönliche  Leistungen  des  Auswandernden  Dedmigen 
werden. 

9.  Die  vollständige  und  unmittelbare  Zurttckerstattun^  der  einbesahlten 
Auswanderungskosten  mufs  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  einer  entgegen- 
stehenden Vereinbarung  kontraktlich  für  den  FM  augesichert  werden,  a&b 
der  Auswandernde  infolge  nach  Abschlufs  des  Kontrakts  eintretenden  Un- 
falles oder  sonstiger  schwerer,  die  Abreise  hindernder  Umstibide  die 
Schiffsffelegenheit  mcht  benützen  kann. 

10.  Die  AuswanderunssschiffiB  müssen  entsprechende  Einrichton^en 
haben,  insbesondere  yoUstäncuge  Trennung  des  Geschlechts  möglich  macfien 
und  mit  gehörigem  ärztlichen  Personal  versehen  sein. 

11.  Die  Auswanderer  müssen  auch  im  Falle  einer  unentgeltlichen  B^ 
förderung  auf  dem  Schiffis  richtige  Verpflegung,  eesundes  und  beanemes 
Lager  und  eiforderlichenfalls  ärztuche  Behandlung  bekommen,  sowoU  wäh- 
rend der  Dauer  der  Seereise  als  bei  von  ihrem  Willen  unabh&igigen  Unter- 
brechungen derselben. 

12.  Die  Auswanderungsagenturen  sollen  auf  ihre  Kosten  vor  der  Ab- 
reise   der  Auswanderer  und    in  deren  Interesse  die  Auswanderuneskosteo 

Segen  allenfallsige,  wegen  häuslicher  oder  teUweiser  UnauafÜhrbsrkeit  des 
Kontrakts  entstehenden  Verluste  oder  Schäden  versichern. 

18.  Die  Staaten  können  allgemeine  Regeln  behufs  schleuniger  md 
ökonomischer  Lösung  von  Konflikten  zwischen  den  Auswanderern  und  den 
Auswand erunesagenten  au&tellen  und  geeignetenfalls  Schiedsrichter  zu  diesem 
Zwecke  mit  dem  Rechte  endgültiger  Entscheidung  bestellen,  vorbehaltlich 
des  Rechtes  der  Parteien,  vor  den  ordentlichen  Gichten  ihre  Streitigkeiten 
auszutragen. 

14.  Die  Staaten  gewähren  den  Schutzgesellschaften,  welche  sich  mit  der 
Auswanderung  nicht  aus  Spekulationszwecken,  sondern  lediglich  ans  Grtlnden 
der  Humanität  befassen,  volle  freie  Bewegung  in  ihrer  Thätigkeit 

Femer  wurde  über  ein  Reglement  beraten  betrefiend  die  Rechts- 
verhältnisse von  Kriegs-  und  Kauffahrteischiffen  in 
fremden  Hafen-  und  Territorialgewässern  und  wurde 
auch  in  dieser  Beziehung  der  Entwurf  eines  R^lements  in  35  Artikeln 
in  der  Sitzung  vom  31-  August  angenommen^). 

Verschiedene  Gegenstände,  wie  insbesondere  die  Frage  über  den 
Schutz  wohlerworbener  Rechte  im  Falle  des  Wechsels 
der  Staatsangehörigkeit,  Vorschläge  zum  weiteren  Ausbau  des 
internationalenSeestrafsenrechts,  über  die  Rechtshängig- 
keit in  Beziehung  auf  die  Gerichtsbarkeit  der  verschie- 
denen   Staaten,    über    Gültigkeit    der    Notariatsakte   im 


2)  Näheres  s.  Annuaire  1897  p.  231-'241. 
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internationalen  Bechte  n.  a.,  mnfsten  von  der  Tageeordnong 
abgesetzt  nnd  zur  nächstjährigen  Session  verwiesen  werden. 

Eine  Befbrdening  in  die  Klasse  der  ordentlichen  Mitglieder  (mem- 
hres)  hat  diesmal  nicht  statigeftinden;  zu  aafserordentlichen  Mitgliedern 
{OMSodStü  wurden  neu  aufgenommen  die  Herren:  ff.  F,  Hagerup, 
Dorw^scher  Ministerpräsident  und  Justizminister,  J,  Berney^  Pro- 
fessor der  Bechte  in  Lausanne,  A.  Pill  et  ^  Professor  der  Bechte  in 
Paris,  nnd  P.  Fauchillej  Direktor  der  i^ertie  gAiiräle  de  droU  inter^ 
national  public  in  Paris. 

Wegen  bedeutender  Zunahme  der  Geschäfte  des  Generakekretariats 
wurde  zur  Entlastung  des  verdienstvollen  unermüdlichen  Generalsekretärs 
ZeAr  als  stellvertretender  Generalsekretär  für  das  laufende  Vereinsjahr 
Landgerichtsrat  und  Professor  Harhurger  in  München  gewählt 

Die  nächste  Session  des  y^InstUut  de  droit  intemaHonaV^  soll  im 
August  1898  im  Haag  stattfinden.  B, 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   Bürgrerllclies  Reolit,  einsoUiellslioh  des  Handels-, 
TVeohsel-  und  Konkursreolits.  —  Civllprozefb. 

Emrede  4^  mcmgelnden  Sicherheit  fiJir  die  Progefskosten  gegenüber 
dem  klagenden  österreichischen  Staatsangehörigen.  §§  ^7*,  102 
der  C.Pr.0.  ^  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Österreich^  Ungarn  vom  6,  Dezember  1891  (Art.  19^  Art.  3) . 

Urtol  des  OXi.a.8  Dresden  vom  10.  Desemher  1896.    O.  I.  183/96  (Sttchs. 
Archiv  für  Bttrgerl.  Recht  u.  Prozels  Bd.  7  S.  809). 

VergL  dagegen  ohen  S.  252  Urteil  des  O.L.Q.  Köln  vom  27.  Nov.  1895. 

Der  zu  Saatz  in  Böhmen  wohnende  KlKger  erhebt  Klage  auf  Er- 
lassung eines  YoUstreckungsurteils  nach  §  660  der  CPr.O.  auf  Grund 
eines  von  ihm  gegen  den  Beklagten  erwirkten  Urteils  des  österreichischen 
Bezirksgerichts  zu  Saatz  vom  16.  August  1882.  Der  Beklagte  be- 
hauptet, dafs  der  Klttger  österreichischer  Staatsangehöriger  sei  nnd 
schätzt  die  prozefshindemde  Einrede  mangelnder  Sicherheit  für  die 
Prozefskosten  vor  (§  247*,  verb.  mit  §  102  der  CPr.O.). 

Diese  Emrede  ist  durch  Zwischenurteil  vom  19.  Mai  1896  ver- 
worfen worden. 

Zeitsobrift  f.  intern.  Priyat-  u.  Strafrecht  etc..  Band  YIl.  33 
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Der  Beklagte  wendet  Benifung  mit  dem  Antrage  ein,  die  Einrede 
für  beachtlich  zu  erklären  und  die  Klage  abzuweisen. 

Der  Kläger  ist  in  der  Berufungsverhandlnng  nicht  erschienen. 

Der  Beklagte  bat  um  Erlafs  des  VerSäumnisurteiles. 

Die  Berufung  wurde  zurückgewiesen   aus  folgenden  Gründen: 

Bei  dem  Nichterscheinen  des  Klägers,  der  gültig  geladen  war,  ist 
zwar  die  von  ihm  in  der  ersten  Instanz  nicht  beantwortete  Behauptong 
des  Beklagten,  dafs  der  Kläger  österreichischer  Staatsangehöriger  so, 
nach  den  §§  296  und  504  Abs.  2  der  C.Pr.O.  für  zugestanden  an> 
zusehen.  Oleichwohl  mufste  die  Beru^g  nach  §  504  Abs.  1  verb. 
mit  §  296  Abs.  2  der  CPr.O.  zurückgewiesen  werden,  da  anch  das 
BemBmgsgericht  die  prozefshindemde  Einrede  des  Beklagten  dUr  un- 
begründet hält. 

Wie  im  Eingange  der  in  den  Annalen  des  Oberlandesgerichtcs 
Bd.  9  S.  171  flg.  veröffentlichten  Entscheidung  hervorgehoben  wird, 
handelt  es  sich  bei  der  Frage  nach  der  Anwendung  der  Ausnahme- 
vorschrift in  §  102  Abs.  2  Nr.  1  der  CPr.O.  darum,  ob  das  Gesetz 
den  ausländischen  Staaten  das  Zugeständnis  der  Gleichbebandlung  ihrer 
Unterthanen  mit  den  deutschen  Klägern  schon  dann  machen  will,  wenn 
von  den  ausländischen  Staaten  die  formelle  Gregenseitigkeit  der 
Gleichbehandlung  der  Deutschen  mit  den  dortigen  Inländern  gewährt 
wird,  oder  nur  dann,  wenn  auch  die  materielle  Gegenseitigkeit 
besteht,  also  wenn  auch  in  den  ausländischen  Staaten  ebenso  wie  in 
Deutschland  der  ELläger  als  solcher  von  einer  Sicherheitsleistung  gegen- 
über dem  Beklagten  befreit  ist.  Nach  der  ersten  Auslegung  kann 
gegenüber  einem  österreichischen  Staatsangehörigen  die  Bestimmung  in 
§  102  Abs.  1  der  CPr.O.  deshalb  nicht  angewendet  werden,  weil  die 
österreichischen  Prozefsgesetze  eine  Vorschrift  nicht  haben,  dafs  Aib- 
länder  gerade  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  solche  vorschufspflichtig 
seien  (§  33  des  österr.  B.G.B.S  Zlümanny  Das  österreichische  Frosets- 
recht  §  59  8.  152,  zu  vergl.  dagegen  wegen  der  ungarischen  Gesetie 
Bekanntmachung  des  Ju8t.Min.  vom  18.  Mai  1896,  JustMin.BL  1896 

5.  39).  Folgt  man  dagegen  der  zweiten  Meinung,  so  ist  den  öster- 
reichischen Unterthanen  die  Anwendung  der  Ausnahmevorschrift  von 
§  102  Abs.  2  Nr.  1  deshalb  nicht  zuzugestehen,  weil  die  österreichischen 
Gesetze,  im  G^ensatze  zum  deutschen  C.Pr.O.,  von  gewissen  Ansnahmen 
abgesehen,  jeden  Kläger  für  vorschufspflichtig  erklären,  also  materielle 
Gegenseitigkeit  nicht  gewähren. 

Die  Streitfrage  hat  auch  durch  den  zwischen  dem  Deutschen  Bekhe 
und  Österreich  -  Ungarn   abgeschlossenen  Handels-  und  Zollvertra^  vom 

6.  Dezember  1891  (R.G.B1.  1892  S.  3  flg.)  keine  Erledigung  gefunden; 
insbesondere  ist  in  Art  19  die  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Unter- 
thanen nur  in  Bezug  auf  den  Antritt,  den  Betrieb  und  die  Abgaben 
von  Handel  und  Gewerbe  sowie  betreffs  einiger  anderer  hier  nicht  ein- 
schlagender Verhältnisse  festgesetzt  und  auch  die  in  Art  2  verdnfaarte 
Meistbegünstigung  ist  nicht  in  der  Ausdehnung  zugestanden  worden, 
dafs  vermöge  ihrer  den  österreichischen  Staatsunterthanen  nunmehr  auch 
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diejenigen  Vergttnstigangen  za  statten  kommen  mttfsten,  die  das  Dentsche 
Reich  in  mehreren  HandelsvertrSgen  mit  anderen  Staaten  betreflb  der 
Gleichbehandlung  ihrer  Unterthanen  vor  den  Gerichten  zugestanden  hat 
(z.  B.  Handelsvertrag  mit  Italien  vom  6.  Deaember  1891  Art  3, 
RG.Bl.  1892  8.  100,  mit  Rufsland  vom  10.  Febmar/29.  Januar  1894 
Art.  2,  R-G.Bi.  1894  8.  155;  Erler  in  Busehs  Zeitschrift  für  deutschen 
CivilprozePs  Bd.  21  S.  274  flg.).  Insofern  steht  die  Streitfrage  für  das 
Verhältnis  zwischen  Deutschlaiid  und  Osterreich  noch  jetzt  auf  dem 
nttmlichen  Standpunkte,  wie  beim  Erlasse  der  schon  erwähnten  Ent- 
scheidung des  Oberlandesgerichts.  Wenn  nun  auch  das  Berafnngs- 
gericht  keineswegs  die  großie  Zweifelhaftigkeit  der  Streitfrage  verkennt, 
so  hat  es  doch  auch  gegenüber  den  neueren  Entscheidungen  nnd  wissen- 
schaftlichen Ausführungen,  die  zu  einem  abweichenden  Ergebnisse  ge- 
langt sind  (vergl.  aüfser  den  Nachweisungen  im  angefochtenen  Urteile 
besonders  noch  Erler  a.  a.  0.  S.  259  flg.),  nicht  die  Überzeugung  er- 
langen können,  dafs  die  von  ihm  frtther  gewonnene  und  im  veröffent- 
lichten Urteile  eingehend  begründete  Ansicht  irrig  sei.  Vielmehr  hält 
es  diese  Ansicht  auch  jetzt  noch  Rlr  die  richtigere.  Sie  findet  überdies 
noch  weitere  Unterstützung  in  einem  Urteile  des  Elammergerichts  zu 
Berlin  in  der  Zeitschrift  für  intemat  Recht  Bd.  1  S.  690  flg.,  sowie 
in  den  AusfUhrungen  Ftdds  in  der  nämlichen  Zeitschrift  Bd.  4  S.  821 
und  von  SchrutkchRecMenstamms  in  der  Zeitschrift  ftlr  deutschen  Civil- 
prozefs  Bd.  11  S.  286  flg.,  der  insbesondere  auch  auf  die  schon  in 
den  Annalen  Bd.  9  8.  175  hervorgehobene  und  bei  der  Verschieden- 
heit der  Gesetzgebungen  oft  kaum  lösbare  Schwierigkeit  hinweist,  die 
bei  Befolgung  der  entgegengesetzten  Meinung  für  den  deutschen  Richter 
daraus  entstehen  würde,  dafs  er  jeweilig  zu  prilfen  haben  würde,  ob 
der  deutsche  Unterthan  im  gleichen  Falle,  d.  h.  wenn  er  den  streitigen 
Anspruch  in  Osterreich  verfolgen  würde,  von  einer  Sicherheitsleistung 
gegenüber  dem  Beklagten  befireit  sein  würde  oder  nicht  (veigl.  auch 
Erler  a.  a.  0.  S.  267). 


B.    Strafrecht  —  ,Straö)rozers. 

Kann  ein  Ausländer,  der  im  Inlande  mm  Zwecke  der  Erpressung 
brießiche  Drohungen  an  einen  im  Auslande  wohnenden  Ausländer 

richtet,  im  Inlande  bestraft  werden? 

Urteil  des  Reichsgerichts  (I.  Stra&en.)  vom  6.  Mai  1897  (Entsch.  d.  RG. 

in  Strafe.  Bd.  80  S.  98). 

Aus  den  Gründen: 

Mit  ihrer  ersten  Revisionsbeschwerde  macht  die  Angeklagte  geltend, 
§  8  des  Str.G.B.s  sei  verletzt,  weil  die  als  strafbar  angenommene 
Handlung  nicht  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches,  nnd  zwar  von  einer 
Ausländerin  an  einem  Ausländer  begangen  worden  sei.  Die  Handlung 
der  Angeklagten,  einer  Österreicherin,  bestand  nach  den  Feststellungen 

83* 
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des  Urteils  darin,  dafs  sie  in  Briefen,  die  sie  im  Desember  in  MttncheB 
teils  dorch  einen  Rechtsanwalt  an  einen  Outsbesitser  N.  N.  in  Tirol 
schreiben  und  absenden  liefs,  teils  persönlich  an  den  bevollmiehtigtefi 
Vertreter  des  letateren  schrieb  and  abschickte,  dem  gemannten  Guts- 
besitzer ,  um  ihn  znr  Zahlung  einer  Oeldsnmme  an  sie ,  anf  welche  «e 
keinen  Rechtsanspmch  hatte,  za  nötigen,  mit  ELlagestellung  auf  Leistong 
von  £mährungsbeitriigen  ftlr  ein  angeblich  mit  ihr  im  Ehebnich  e^ 
Beugtes  Kind  drohte.  Da  der  Bedrohte  sich  durch  diese  Briefe  nicht 
bestimmen  liefs,  etwas  zu  bezahlen,  so  wurde  die  AngeUagte  wegen 
Versuchs  der  Erpressung  gemftfs  §§  48 ,   253  des  Str.G.Rs  venirteilt 

Soweit  zum  Thatbestande  des  beendeten  Versuches  die  Kenntnis- 
nahme des  Bedrohten  von  der  Drohung  gehört, 

Entsch.  des  R.6.S  in  Straft.  Bd.  1  S.  309, 
kam  er  im  Auslande ,   in  Tirol ,   zum  Abschlüsse ,  wo  sUmtliche  Briefe 
in  die  Httnde  des  Bedrohten  gelangten  und   von  ihm   gelesen  wniden. 

Allein  das  Strafgesetzbuch  erkl&rt  nicht  erst  den  beendeten  Yer- 
such  ftlr  strafbar,  sondern  jede  Thätigkeit,  die  einen  Anfang  der  Au- 
fUhrung  der  beschlossenen  strafbaren  Handlung  enthält  Hierzu  gehört 
ofienbar  das  Absenden  von  Drohbriefen,  durch  die  jemand  an  einer 
Handlung  genötigt  werden  soll,  an  diesen,  oder  zur  Weiterbefi^rderang 
an  dessen  Stellvertreter,  zu  dem  im  §  258  bezeichneten  Zwecke. 

Insoweit  ist  also  schon  in  MUnchen  ein  strafbarer  Versuch  der  & 
pressung  begangen  worden  und  als  solcher  dort  strafbar,  und  iwar 
selbst  unter  dem  von  der  Revision  geltend  gemachten  Gresichtspnnkte, 
dafs  der  Versuch  analog  der  Vollendung  dort  begangen  sei,  wo  der 
Erfolg  eingetreten  ist  Denn  der  Erfolg  des  Versuches  ist  die  Beehta- 
gefkhrdung  im  Gegensatze  zur  Rechtsverletzung  als  EIrfolg  des  voll- 
endeten Verbrechens. 

Die  Gefkhrdung  aber  tritt  ein,  sobald  die  Ursachenreihe,  die  nr 
Verletzung  führt,  in  Flufs  gebracht  wird  —  was  im  gegebenen  Falle 
im  Inlande  geschehen  ist  Ohne  Grund  findet  es  die  Revision  bedenk- 
lich ,  dafs  demzufolge  eine  That  als  an  mehreren  Orten  begangen  er- 
achtet werden  kann.  Dies  läuft  den  Grundgedanken  des  Stra&echtes 
und  des  Strafprozesses  so  wenig  zuwider,  dafs  §  12  der  Str.Pr.O.  sogar 
diesen  Fall  ausdrücklich  vorsieht,  wenngleich  dabei  auch  an  andere 
Begrflndung  mebriacher  Zuständigkeit  gedacht  ist 

Veigl.  Entsch.  des  R.G.S  in  Strafs.  Bd.  15  S.  282,  Bi  25 
S.  425  Nr.  2,  Bd.  18  S.  337,  Bd.  10  S.  420  a.  E. 
(S.  423),  auch  Bd.  11  8.  247,  Bd.  9  S,  10,  Bd.  28 
S.  155. 

Dies  entspricht  bei  den  sogenannten  Dauerdelikten  der  gemeinen 
Meinung  und  gilt  auch  von  den  fortgesetzten ;  der  Übeigang  vom  Ver- 
suche zum  beendeten  Versuche  und  von  diesem  zur  Vollendung  bietet 
ganz  ähnliche  Verhältnisse,   die  zu  gleicher  Behandlung  Anlafe  geben. 

Mit  Recht  hat  daher  die  Strafkammer  den  Einwsüod  aus  §  3  des 
Str.G.B.s  zurflckgewiesen  und  sich  für  zuständig  erklärt,  da  der  fiag* 
liehe  Versuch    in    ihrem   Bezirke   begangen    worden   ist     Die  in  der 
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Revision  dagegen  angeraten  Urteile  des  Reichsgerichts  (Entsch.  in 
Straik  Bd.  1  S.  276,  Bd.  8  S.  816,  Bd.  11  8.  20)  stehen  keineswegs 
entgegen  .... 

Auslieferungsvertrag  mit  Grofsbritannien.  —  Versuch, 

UrteQ  des  Oberlandeflgerichts  Hambnig  yom  1.  Deoember  1896  (Deataeke 

Jnristenzeitiuig  Bd.  II  S.  248). 

Nach  Art  V  des  Ausl. Vertrags  mit  Grofsbritannien  ist  das  toU- 
endete  Vergehen  eine  VoranssetsEang  der  Anslieferangsverpfliehtung. 
Der  Versuch  einer  Strafthat  ist  weder  begrifflich  Begehong  der  Straf- 
that,  noch  wird  er  ihr  rechtlich  gleichgestellt  Wenn  der  Versocb 
einer  Strafthat  schon  zur  Aosliefemng  verpflichten  soll,  so  ist  dies 
jedesmal  dnrch  eine  generelle  Klausel  zum  Ausdruck  gebracht,  z.  B. 
im  Vertrage  mit  der  Schweiz  vom  24.  Januar  1874  Art  1  a.  K,  mit 
Spanien  vom  2.  Mai  1878  §  2  u.  s.  w.  (oder  es  sind  specielle  Versuchs- 
üUle  als  zur  Auslieferung  verpflichtend  genannt,  wie  hier  im  Art  n 
Mordversuch,  und  Versuch  der  Versenkung  oder  Zerstörung  eines 
Schiffes  zur  See).  Der  Art  VIII  bestimmt,  dafs  im  Falle  einer  schon 
erfolgten  Verurteilung  das  Urteil  beizn^gen  ist,  verlangt  aber  nicht 
die  Mitteilung  der  Zeugenaussagen,  auf  die  es  erbaut  ist,  oder  eine 
Verotttrkung  durch  sonstige  Beweismomente. 


B.    Rechtshülfe. 

Rechtshülfe.    Erhebung  eines  Sachverständigengutachtens. 

Beschlufs  des  0.L.O.8  Ck>lmar  vom   7.  Dezember  1896  (Jur.  Zeitschr.  für 

filsaüs-Lothringen  Bd.  22  S.  225). 

Das  Amtsgericht  hat  mit  Unrecht  die  nachgesuchte  Kechtshttlfe 
abgelehnt 

Der  von  dem  ernannten  Sachverständigen  zu  besichtigende  und  zu 
untersuchende  Gegenstand  befindet  sich  im  Bezirke  des  ersuchten 
Gerichtes.  Die  Haupttbätigkeit  des  Sachverständigen  zur  Herstellung 
der  angeordneten  Beweisaufnahme  hat  sohin  in  diesem  Bezirke  statt- 
gefunden. Nun  erscheint  aber  der  Sachverständige  nach  prozefsrecht- 
Uchen  Grundsätzen  als  der  GehUlfe  des  Gerichts;  die  Besichtigung  und 
Untersuchung  nimmt  er  gewissermafsen  an  dessen  Stelle  vor.  Seine 
Beeidigung  und  die  Erhebung  seines  Gutachtens,  sei  es  durch  Ver- 
nehmung des  Sachverständigen,  sei  es  durch  einfache  Entgegennahme 
der  schriftlichen  Begutachtung  von  Seiten  des  Gerichts,  bilden  lediglich 
einen  ergänzenden  Teil  der  Beweisaufnahme.  Es  ist  damit  die  Voraus- 
setznng  der  Bestimmung  des  §  158  des  G.V.G.,  wonach  das  Ersuchen 
um  Rechtshülfe  an  das  Amtsgericht  zu  richten  ist,  in  dessen  Bezirk 
die  Amtshandlung  stattfinden  soll,  gegeben.  Dafs  der  Sachverständige 
aufserhalb  des  Gerichtsbezirks  wohnt,  ist  jeden&lls  in  der  vorliegenden 
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Saclie  nnerlieblich.     Auch   dürfen   blofse  ZweckmKfirigkeitijgrlinde  vom 
ersnchten  Gerichte  nicht  voigeschtltzt  werden. 

Bechtshülfe  im  DiscipUnarverfahren  gegen  nichtrichterliche  Beamte. 

Beschlnfs  des  Oberlandesgerichta  zu  Köki;  Strafsenat  vom  16.  Mars  1897 
(Archiv  fttr  das  CmV  nnd  Eriminalrecht  der  PreiÜB.  RheinproTinz  N.  F. 

Bd.  25  S.  43). 

In  Erwtfgnng,  dafs  das  Gesetz,  betr.  die  Dienstvergehen  der  nicht 
richterlichen  Beamten  etc.,  vom  21.  Jnli  1852  keine  Beetimmnngen 
über  das  dem  förmlichen  Disciplinarveriahren  vorausgehende  Verfahren 
und  nur  wenige  Bestimmungen  Über  das  DiscipUnarverfahren  selbst 
enthält; 

dafs  sich  aus  diesen  Bestimmungen  aber  eigiebt,  dafs  im  ttbrigen 
die  allgemeinen  strafprozefsrechtlichen  Vorschriften  anwendbar  sein 
sollen; 

dafs  in  dieser  Beziehung  insbesondere  §  82  des  Gesetzes  anzu- 
führen ist,  wo  es  u.  a.  heifst,  dafs  der  Angeschuldigte  voigeladen  wird, 
dafs  die  Zeugen  eidlich  vernommen  und  dafs  die  Verrichtungen  der 
Staatsanwaltschaft  durch  einen  Beamten  wahlgenommen  werden,  welcher 
von  der  dort  näher  bezeichneten  Behörde  ernannt  wird; 

dafs  hier  die  Vornahme  bestimmter  Prozedurakte  vorgeschrieben 
und  dadurch,  dafs  nähere  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise  der- 
selben nicht  gegeben  werden ,  auf  andere  gesetzliche  Bestimmungen 
hingewiesen  wird,  welche,  wie  aus  der  Natur  der  Sache  und  der  Er- 
wähnung der  Staatsanwaltschaft  hervorgeht,  nur  die  das  gewöhnliche 
Strafverfahren  regelnden  Vorschriften  sein  kOnnen,  dafs  von  den  Ge- 
richten auch  allgemein  angenommen  wird,  dafs  diese  Vorschriften  für 
das  Disciplinarverfahren  Geltung  haben,  und  dafs  auch  der  frühere 
Rheinische  Appellationsgerichtshof  zu  Köln  hiervon  ausgegangen  ist 
(veigl.  Rhein.  Archiv  Bd.  58  S.  150  ff.); 

dafs  daraus,  dafs  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Gesetzes  vom  21.  Joli 
1852  das  Strafeerfahren  ftlr  einzelne  der  in  den  Geltungsbereich  des 
Gesetzes  fallenden  Rechtsgebiete  verschieden  geordnet  war,  folgt,  dafs 
der  Gesetzgeber  keinen  Wert  auf  die  Grundsätze  gelegt  hat,  von 
welchen  das  Strafverfahren  in  den  einzelnen  Gebieten  beherrscht  war, 
und  dafs  sich  hieraus  femer  ergiebt,  dafs  im  Falle  der  Neugestaltung 
des  allgemeinen  Strafverfahrens  die  neuen  Vorschriften  auch  ftlr  das 
Disciplinarverfahren  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  mafsgebend  sind ; 

dafs  demnach  die  Vorschriften  der  Strafprozefsordnung  und  die 
auf  das  Strafverfahren  bezüglichen  Vorschriften  des  Gerichtsver&ssungs- 
gesetzes  in  dem  Disciplinarverfahren  zur  Anwendung  zu  bringen  sind, 
soweit  nicht  besondere  Bestimmungen  entgegenstehen  oder  aus  der 
Natur  der  Sache  sich  das  Gegenteil  ergiebt  (vergl.  Löwty  Str.Pr.O., 
Anm.  6  zu  §  51;  Entsch.  d.  R.G.  Bd.  22  S.  111); 

dafs  die  zur  Vorbereitung  der  Entscheidung,  ob  in  einem  einzelnen 
Falle    ein  Disciplinarverfahren  einzuleiten   sei,    von  dem  Vorsteher  der 


Behörde,  welche  die  entscheidende  DisciplioarbehOrde  bildet  (§  24  Z.  2 
des  Gesetzes),  fllr  notwendig  enchtetea  MafsDahnien  nameDs  dieser 
Behörde  Torgenommen  werden; 

doTs  die  Stellnug  derselhen  der  Stellung  der  Gericlite  entspricht 
nnd  dufs  deshalb  die  §§  157—160  des  G.V.O.  auf  die  denselben  zn 
leistende  RechtshUlfe  Anwendung  finden; 

daTs  somit  zufolge  §  160  des  G.V.G.  dos  Oberlandwgericht  für 
die  Entscheidung  tlber  die  Beschwerde  zuständig  ist; 

dars    das    Ersnchen   des    k.    Regierungspräsidenten    eu   DUaseldoif 
nicht   abgelehnt  werden    durfte,   da   g  159    des  G.V.G.   Anwendung 
findet  and  keiner    der  TÜle   des  Abs.  2    dieses  Paragraphen   vorliegt; 
dafs  sonach  die  Beschwerde  begründet  erschaut,  wird  beschlossen : 
Unter  Aufhebung   der  angefochtenen  Entscheidungen   wird    dss 
k.  Amtsgericht  zu  E.  angewiesen,  dem  Ersuchen  des  k.  Regierungs- 
präsidenten zu  Düsseldorf  um  eidliche  Vernehmung    des  verantwort- 
lichen  Redakteurs  N.  N.  als  Zeugen  nachzukommen. 


England. 

ZaJUtmg  eines  Check  durch  eine  ausländische  Bank. 
Urtedl  des  Hohen  Geriehthofes  vom  19.  Norember  1896  (CIwimC  1697  S.  603). 

Die  ansifindische  Bank,  die  anlWbalb  Englands  einen  Check 
bezahlt,  der  an  eine  englische  linna  indossiert  ist,  unterzieht  sich 
damit  dem  englischen  Qenetze,  wenn  sie  in  England  eine  Agentur 
besitzt,  welche  beauftragt  ist,  solche  Betrage  eioznkaasieren. 

Ein  , gesperrter"  Check  kann  in  England  nur  bei  einer  Bank 
bezahlt  wnden.  Indesseu  ist  die  Bank,  welche  den  Betrag  des  ge- 
sperrten Checks  einkassiert  hat,  fttr  die  Fälschung  der  Indossiemngen 
nicht  verantwortlich,  vrenn  die  Einkassierung  nicht  zu  Gunsten  jedes 
Beliebigen ,  sondern  eines  ihrer  Kunden  stattgefunden  hat  Folglich 
hat  die  französische  Bank,  die  in  Enghind  einen  Check  hat  einkassieren 
lassen  und  infoige  der  f^lschnog  der  ladassienuigen  dessen  Betrag  dem 
Besitzer,  der  nicht  der  richtige  Eigentümer  dee  Checke  war,  bezahlt 
bat,  denselben  dem  nenen  wirklichen  Eigentümer  zu  bezahlen,  wenn 
der  Trttger  des  Checks  nicht  zu  einem  ihrer  Kunden  (im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes)  gehOrt. 

Strafrechtliche  Verfolgung  eines  Ausländers  wegen  Ehebruchs, 
UrteU  des  Hohen  Gerichtshofes  vom  7.  Dezember  1696  (Clunet  1897  &.  603). 
Die  englischen  Gerichte  sind  unzusUlndig  für  die  Aburteilung  eines 
AuslSnders  wegen  eines   mit  einer  englischen  Ehefrau  begangenen 
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lehnungen  and  An^brimgen  aus  dem  Werke  des  erateD  Schriftstdlen 
in  solchem  Umfimge  and  in  solcher  namhaften  Bedeatang  gemacht  bat, 
dafs  dadurch  der  kauimännische  Absatz  des  letzteren  Weikes  be- 
einträchtigt wird.  Dies  gilt  namentlich  auch  ftlr  Chrestomathien  oder 
Veröffentlichangen  za  Zwecken  des  Unterrichts  und  der  aUgemetnea 
Volksbildang. 

Warenzeichen. 

Urteil  des  Civilgerichts  der  Seme  vom  20.  März  1897  (Clunet  1897  S.  m 

Ein  Deutscher  ist  nicht  befugt,  sich  über  die  Benutzong  seines 
Warenzeichens  durch  einen  französischen  Staatsangehörigen  za  be- 
schweren, wenn  ihm  in  Deutschland  selbst  nicht  der  ausschliellsliche 
Anspruch  auf  dessen  Gebrauch  zusteht,  insbesondere  wenn  das  Waren- 
zeichen wegen  Mangels  der  Erneuerung  in  Deutschland  gelöscht  wurde. 

Zuständigkeit. 

Urteil  des  Gerichts  der  Seine  Tom  24.  Dezember  1894  (Clunet  1897  8.  521). 

Wenn  ein  Franzose  sich  frei  und  wissentlich  einer  aaslilndisehea 
Gerichtsbarkeit  unterworfen  hat,  so  wird  angenommen,  dais  er  auf  das 
ihm  nach  Art  14  des  Code  cwü  zustehende  Kecht  verzichtet  hat  los- 
besondere ist  solches  anzunehmen,  wenn  der  durch  einen  Mitkontn- 
beuten  vor  einem  ausländischen  G^cht  Beklagte  anfimgs  ein  ye^ 
Säumnisurteil  gegen  sich  ergehen  liefs,  darauf  Einspruch,  femer  Bernfiuig 
eingelegt  hat,  namentlich  bei  Abgabe  eines  Gutachtens  vor  Geriebt 
erschienen  war. 

Zuständigkeit  für  Streitigkeiten  zwischen  Franzosen  und 

Ausländem. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Ronen  vom  5.  August  1896  (Clunei  1897  S.  523> 

Nach  Art.  14  des  Code  civil  besteht  die  unbedingte  und  allgemeine 
Befugnis,  in  Bezug  auf  alle  Schuldverhältnisse,  vertragsmäfsige  oder 
gesetzliche,  die  zwischen  einem  Franzosen  und  einem  Ausländer  ent- 
standen sind,  die  fi^nzösischen  Gerichte  anzurufen.  Dasselbe  Recht  e^ 
giebt  sich  auch  aus  der  Berner  internationalen  Übereinkunft  vom 
9.  September  1886 ,  welcher  die  italienische  Regierung  beigetreten  ist, 
und  wonach  der  Grundsatz  gesetzlicher  Gegenseitigkeit  und  der  kosmo- 
politischen Natur  des  litterarischen  Eigentums  in  den  Verbandsstaata 
ausgesprochen  ist 

Prozefskostensicherheit. 

Urtml  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  13.  November  1896  (Clunet  1^7 

S.  520,  veigl.  ebenda  S.  826). 

Die  Befugnis,  Sicherheitsleistung  für  die  Prozefskosten  zu  fordenif 
bildet  ein  Vorzugsrecht  der  Staatsangehörigkeit,  das  nur  den 
Franzosen  und  denjenigen  Ausländern  zusteht,  denen  die  Er- 
laubnis zum  Wohnsitz  und  zur  Ausübung  bttrgerlicher  Rechte  i& 
Frankreich  gewährt  ist 
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Ausländisches  Urteä,  2!uständigkeit  des  ausländischen  Gerichts. 

UxtaQ  dee  GiTilgerichts  der  Seine  vom  20.  März  1897  (Clunet  1897  S.  546). 

Vor  Erklärung  der  Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen  Urteils 
hat  das  Oericht  die  Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts  flir  die 
Sache  zu  prüfen.  Insbesondere  gilt  ftlr  die  internationalen  Fragen  als 
Hauptgrundsatz  „(ictor  sequüur  forum  ret".  Die  Nichtzuständigkeit  des 
ausländischen  Gerichts  ist  anzunehmen,  wenn  die  Entscheidung  vom 
Gerichte  des  ausländischen  Klägers  gegen  einen  Franzosen  erging  und 
zwar  selbst  dann,  wenn  die  ausländische  Gesetzgebung  eine  der  Vor- 
schrift des  Art.  14  des  Code  civü  ähnliche  Vorschrift  enthält. 

Ausländisches  ürieü,  Arrest 

Urteil  des  dyllgerichts  der  Seine  yom  10.  Dezember  1896  (Clunet  1897  S.  54d> 

Ein  Arrest  kann  auch  auf  ein  ausländisches  Urteil,  das  noch 
nicht  fQr  Yollstreckbar  erklärt  ist,  erteilt  werden.  Es  gentigt,  wenn 
die  Vollstreckbarkeit  in  oder  mit  dem  den  Arrest  bestätigenden  Urteil 
erklärt  wird.  (Diese  Frage  ist  in  der  Kechtsprechung  gegenwärtig 
noch  bestritten,  yergl  Clunet  1892  S.  892.)  Die  Wirkungen  des 
ausländischen  Urteils  sind  nach  dem  Rechte  des  Staates,  der  das  Urteil 
fllllte,  zu  beurteilen,  während  die  Vollstreckungsart  und  -Weise  sich 
nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  es  vollstreckt  wird,  richtet,  ins- 
besondere gilt  dies   auch  bezüglich    der  Pf^dbarkeit  der  Gegenstände. 

Widerklage  auf  Klage  der  Vollstrechharheitserklärung. 

Urteil  des  avilgerichts  der  Seine  vom  20.  März  1897  (Clunet  1897  S.  546). 

Erhebung  einer  Widerklage  ist  statthaft  auf  eine  Klage,  die  auf 
Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen  Urteils  gerichtet  ist,  und  zwar 
selbst  dann,  wenn  die  letztere  Klage  abgewiesen  wurde. 


Österreich. 

Reehtsprechnng  Ssterreichischer  OerichtshSfe. 

Die  ungarischen  Gerichte  sind  —  nachdem  der  erste  Exekutionsgrad 
vollzogen  worden  ist  —  nicht  berufen,  fernere  Handlungen  im 
Exehutionsverfahren  sm  bewilligen;  es  sind  vielmehr  aUe  diesbegüg- 
liehen    Anordnungen    ausschliefslich    durch    die    österreichischen 

Gerichte  m  treffen. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs  vom  27.  Jänner  1897,  Z.  774. 

In   der  Exekutionssache  des  A.    in   FUnfkirchen  (Ungarn)   gegen 
B.    in  Chrudim  (Böhmen)   pto.    20  fl.  69  kr.    ö.  W.    hat   das  Bezirks- 
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gericht  in  Fttnfkirehen  die  ezekutiTe  Venteigeniiig  der  dem  B.  eie- 
kativ  g;epftbideten  tmd  geschätsteii  Fahrnisse  bewilligt  nnd  «m  den 
Vollzog  der  Exekntion  das  städt-del.  Besirksgericht  in  Chmdim  enacht, 
welches  denselben  mit  dem  Bescheide  vom  6.  November  1896,  Z.  16091, 
angeordnet  hat. 

Dem  gegen  diesen  Bescheid   eingebrachten  Rekurse  des  Exekuten 
hat  das  Oberlandesgericht   in  Prag   mit   der  Entsch.  vom  1.  Desember 

1896,  Z.  26  208,  in  der  Erwttgnng  keine  Folge  gegeben,  dals  aus  der 
Bestimmung  der  §§  9 — 11  nnd  69  der  Civiljar.Norm  nnd  dem  §  347 
a.  0.0.  nicht  abgeleitet  werden  kann,  dafs  bei  Mobiliarezekationen  die 
exekutive  Feilbietung  unmittelbar  bei  dem  Gerichte  angesacht  werden 
mufs,  in  dessen  Bezirke  die  Exekutiop  vollzogen  werden  soll  und  dafs 
das  Gegenteil  aus  dem  2.  Abs.  des  §  69  der  O.Jur.N.  zu  entnehmeQ 
ist,  welcher  besagt,  dafs  die  Gerichtsordnung  bestimmt,  inwiefSsrn  die 
weiteren  Exekutionsgrade  bei  demjenigen  Gerichte  angesucht  werden 
können,  in  dessen  Bezirke  die  Exekution  vollzogen  werden  soll.  Dieeer 
2.  Abs.  des  §  69  der  CJur.N.  läfst  nur  eine  Ausnahme  von  der  Regel 
zu,  dafs  die  Exekution  bei  dem  Kichter  anzusuchen  ist,  von  welchem 
das  Erkenntnis  erster  Instanz  ergangen  ist,  oder  bei  welchem  der  zur 
Exekution  geeignete  Veigleich  geschlossen  worden  ist,  ohne  diese  Regel 
fhr  bestimmte  Fälle  au&uheben.  Bei  dieser  Auflassung  und  bei  Bestand 
der  Beciprocität  mit  Ungarn  kann  nicht  behauptet  werden,  dafs  der 
Requisition  des  ungarischen  Gerichtes  um  Vollzug  der  bewilligten  exe- 
kutiven Feilbietung  der  dem  B.  in  Chmdim  gehörigen  Fahrnisse  von 
dem  zuständigen  Osterreichischen  Gerichte  nicht  zu  willfahren  war.  Der 
Umstand ,  dafs  der  Vollzugsbescheid  des  städt.  -  del.  Bezirksgerichtes  in 
Cbrudim  vom  6.  November  1896,  Z.  16  091,  die  Forderung,  w^gen 
welcher  die  Exekution  geführt  wird,  nicht  enthält,  begründet  keine 
Nichtigkeit,  schon  deshalb  nicht,  weil  sich  der  Vollzugsbescheid  auf  den 
Bewilligungsbescheid  stützt  und  in  diesem  die  exekutive  Forderofig 
zum  Ausdrucke  gebracht  erscheint.  Die  Exekution  erstreckt  sich  auf 
alle  mit  der  Exekution  verbundenen  Kosten ,  daher  auch  auf  die  vom 
ungarischen  Gerichte  zugesprochenen  Feilbietungskosten. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  mit  der  Entscheidung  vom  24.  Jänner 

1897,  Z.  774,  dem  gegen  diese  gleichförmigen  Entscheidungen  der 
Untergerichte  eingebrachten  aufserordentlichen  Revisionsrekurse  besw. 
der  Nullitätsbeschwerde  des  B.  Folge  gegeben,  die  beiden  unterrichter- 
lichen Entscheidungen  au%ehoben  und  dem  städt-del.  Bezirksgerichte 
in  Chmdim  verordnet,  das  requirierende  Bezirksgericht  in  Fttnfkirehen 
zu  verständigen,  dafs  dem  Ansuchen  um  Vollzug  der  Feilbietuog  nicht 
entsprochen  werden  könne.  —  Dies  in  der  Erwägung,  dafs  es  sieb 
nicht  um  den  Vollzug  des  ersten  Exekutionsgrades  handelt,  der  ttber 
Ansuchen  der  ungarischen  Gerichte  ohne  weitere  Prüfung  der  dem 
Exekutionsbescheide  zu  Grunde  liegenden  Erkenntnisse  zu  veranlasBen 
ist,  —  dafs  vielmehr  das  Bezirksgericht  in  Fanfkir(5hen  den  zweiten 
Exekutionsgrad  bewilligt  und  um  dessen  Vollzug  ersucht  hat,  —  dafs 
diesem  Ersuchen   aus  dem  Grunde   nicht  will&hrt  werden  kann,  weil 
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nach  der  V.O.  des  ungarischen  JostizminiBteriumB  vom  2.  Juli  1880t 
Z.  10646,  des  Inhaltes:  ^^dafs  auf  Grund  des  durch  die  k.  k.  Oster- 
reichischen Gerichte  flbermittelten  Ezekutionshescheides  zu  vollziehende 
fernere  Handlung  his  zur  gänzlichen  Beendigung  oder  Sistierung  der 
Exekution  nach  den  hiesigen  (ungarischen)  Gesetzen  vorzunehmen  ist 
und  alle  diesheziüglichen  Anordnungen  ausschliefslich  durch  die  ungari- 
schen G^chte  zu  treffen  sind**  —  auch  das  Bezirksgericht  in  Fttnf- 
kirchen  nicht  herufen  war,  nachdem  der  erste  Exekutionsgrad  vollzogen 
worden  ist,  fernere  Handlungen  im  Exekutionsverfahren  zu  bewilligen, 
vielmehr  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  alle  diesbezüglichen 
Anordnungen  ausschliefslich  durch  die  österreichischen  Gerichte  zu 
treffen  sind,  —  dafs  hiemach  die  wider  diese  Grundsätze  verstofsende 
Anordnung  der  (ferneren)  Exekution  über  Requisition  des  Bezirks- 
gerichtes in  Fttnfkirchen  nichtig  ist,  —  dafs  dies  nmsomehr  zu  gelten 
hat,  als  betreff  der  von  dem  städt-del.  Bezirksgerichte  in  Cbrudim 
kompetenzmäfsig  (mit  dem  Bescheide  vom  25.  Juli  1896,  Z.  10877) 
zuerkannten  Kosten  per  2  fl.  47  kr.  nicht  dieses  Gericht,  sondern  das 
ausländische  Gericht  die  Eintreibung  bewilligt  hat,  was  doch  offenbar 
unstatthaft  ist. 

Die  gegen  einen  Attsländer  gerichtete  Klage  des  §  J274  a.  G,0. 
auf  Ungültigkeit  eines  —  selbst  im  Auslande  gefällten  —  Schieds- 
spruches ist  bei  jenem  ordentlichen  inländischen)  Gerichte  anmh 
bringen,  welches  eu  der  Entscheidimg  der  Hauptsache,  also  des 
dem  Schiedssprüche  unterworfenen  Streitgegenstandes  berufen  wäre. 

Entsch.  d.  0.G.H.8  vom  25.  Mai  1897,  Z.  6128  (A.  Ö.  Gerichtszeitung  1897 

S.  277). 

Die  von  A.,  Prodnktenhändler  in  Prag,  gegen  die  Berliner  Firma 
B.  beim  Prager  Handelsgerichte  Überreichte  Klage  auf  Nichtigkeits- 
erklärung eines  unbestritten  von  der  Berliner  Produktenbörse  gefüllten 
Schiedsspruches,  und  zwar  wegen  angeblich  nicht  erfolgter  schriftlicher 
Vereinbunng  auf  das  Schiedsgericht,  wegen  unterbliebener  Vorladung 
zur  Verhandlung  und  deswegen,  weil  auf  weiteren  Rechtszug  nicht 
yerzichtet  wurde,  wurde  in  beiden  unteren  Instanzen  in  Stattgebung 
der  von  der  geklagten  Firma  erhobenen  Einwendung  des  nicht  gehörigen 
Gerichtsstandes  ab-  und  an  das  zuständige  Gericht  gewiesen. 

Die  erste  Instanz  begründete  diese  Entscheidung  nachstehends  * 
Wenn  auch  die  Berliner  Gerichte  die  von  A.  excipiendo  dortgerichts 
Iwhauptete  Nichtigkeit  des  fraglichen  Schiedsspruches  abweislich  rechts* 
kräftig  entschieden  haben,  hindert  dies  nicht  die  Zulässigkeit  der  P^ilftmg 
der  Gültigkeit  desselben  Schiedsspruches  nach  österreichischen  Gesetzen 
durch  die  hierländischen  Gerichte  in  dem  Falle,  wenn  derselbe  zugleich 
im  Inlande  rechtliche  Folgen  hervorbringen  solle  (§§  4  und  87  a.  b. 
O.B.,  §  70  Jur.N.  und  die  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792,  Nr.  16, 
lit  c,  vom  18.  Jänner  1799,  Nr.  452,  und  vom  15.  Februar  1805, 
Nr.  711  J.G.S.).  Mit  gegenwärtiger  Klage  wird  jedoch  nicht  die 
Volbtreckbarkeit  des  Schiedsspruches  im  Inlande,  sondern  die  Nichtig- 
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keitserklArung  deaselben  nach  §  274  a.  G.O.  angestrebt  Schon  des- 
halb erscheinen  die  hierländischen  Gerichte  zur  Entscheidung  dieser 
Streitsache  unznständig  und  wftre  der  Inkompetenzeinwendnng  stattam- 
geben.  Abgesehen  davon  ist  aber  in  concreto  das  angerufene  Gericht 
nicht  zuständig;  die  Frage  über  die  Gültigkeit  oder  UngfÜtigkeit  eines 
Schiedsspruches  ist  wohl  im  ordentlichen  Rechtsw^e  auszutragen. 
(Hofkammercirk.  Yom  14.  Mai  1833,  0.  631,  und  Art  XXni,  XXY 
Ges.  vom  1.  August  1895,  R.G.B1.  Nr.  112,  wodurch  der  Abs.  4  des 
Ges.  vom  1.  April  1875,  R.G.B1.  Nr.  67,  nach  Art  XIII  und  LIV 
aufgehoben  erscheint)  Doch  richtet  sich  die  Zuständigkeit  des  GrerichteB 
im  Sinne  des  §  274  a.  G.O.,  auf  welchen  sich  der  Kläger  beruft  und 
selbst  im  Sinne  des  früher  geltenden  Abs.  4  des  Ges.  vom  1.  April 
1875,  R.G.B1.  Nr.  67,  in  der  Regel  nach  dem  Wohnorte  des  Geklagten 
(§18  Jur.N.).  Da  nun  ELlXger  keine  der  Voraussetzungen  des  §  29 
Jur.N.  als  Ausnahme  behauptet  und  da  der  Sitz  der  geklagten  protokol- 
lierten Handelsfirma  unbestritten  in  Berlin  ist,  so  mufste  der  im  Sinne 
des  §  40  a.  G.O.  von  der  Geklagten  rechtzeitig  eingebmchten  Inkom- 
petenzeinwendung auch  schon  nach  den  obcitierten  Gesetzesbestimmungen 
stattgegeben  werden. 

Der  oberlandesgerichtlichen  Entscheidung  wurden  folgende  Grttnde 
beigegeben:  Dafs  §  274  a.  G.O.  eine  Kompetenzbestimmung  enthielte, 
geht  ans  seinem  Wortlaute  schlechterdings  nicht  hervor;  in  seiner  An- 
ordnung, dafs  eine  von  einem  Schiedsrichter  entschiedene  Streitsache 
dann,  wenn  sich  die  Parteien  der  Beschwerdefühmng  nicht  ausdriicklieb 
begeben  haben,  von  einem  jeden  Teile  bei  dem  ordentlichen  Richter 
anhängig  gemacht  werden  kaÄn,  erscheint  vielmehr  nur  der  Grundsatz 
ausgesprochen,  dafs  in  dem  gesetzten  Falle,  des  KompromisseB  un- 
geachtet, die  Anrufung  des  ordentlidien  Richters  durchaus  nicht  aus- 
geschlossen ist,  und  in  diesem  Zusammenhange  kann  unter  dem  ^ordent- 
lichen Richter*'  des  §  274  a.  G.O.  im  Gegensätze  zu  dem  vereinbarten 
besonderen  Richter  föglicli  nur  der  allgemein  gesetzte,  also  der  staat- 
liche Richter  überhaupt  verstanden  werden.  Dafs  aber  das  Gesetz  von 
der  bezogenen  Stelle  eine  Bestimmung  tlber  die  Kompetenz  auch  nicht 
aufstellen  wollte,  geht  wohl  klar  aus  einer  Vergleichung  der  in  Bede 
stehenden  Gesetzesstelle  mit  der  Bestimmung  des  §  66  a.  G.O.  hervor, 
welche  letztere  G^etzesstelle  einen  besonderen  G^ichtsstand  allerdings 
normiert,  aber,  von  dieser  Absicht  geleitet,  auch  den  entsprechenden 
Wortlaut  gewählt  hat  und  sohin  über  die  Tragweite  ihrer  Bestimmung 
auch  keinem  Zweifel  Raum  übrig  gelassen  hat  Und  eine  Bestiltigang 
des  hier  entwickelten  Standpunktes  mufs  wohl  darin  gefunden  werden, 
dafs  das  kaiserl.  Patent  vom  20.  November  1852,  R.G.B1.  Nr.  251t 
mit  dessen  Wirksamkeit  übrigens  gemäfs  Art  YII  Kundmachungspatent 
in  den  Kronlandem,  für  welche  dasselbe  erlassen  worden  ist,  alle 
früher  bestandenen  Bestimmungen  über  die  Grerichtsznstftndigkeit  in 
bürgerlichen  Rechtssachen  aufser  Kraft  getreten  sind,  den  im  §  66 
a.  G.O.  normierten  besonderen  Gerichtsstand  der  Aufforderungsklage 
in  seinem  §  31  recipiert  und  demselben  dadurch  fortgesetzte  Wirksam- 


Österreich. 

keit  verliehen  hat,  einen  besonderen  6eric! 
gttltigkeit  eines  ergangenen  Schiedsspruches      i 
Dafs  auch  die  Bestimmung  des  letzten  Abi     \ 
1.  April  1875,  R.G.B1.  Nr.  67,  für  die  in 
nicht  entscheidend  sein  kann,  ergiebt  die  £ 
welches   seinem  Eingange  nach   die  Organ 
selbstverstttndlich   nur  die  Regelung  der  \ 
Börsen  zum  Gegenstande  hat,  im  gegeben« 
gültigkeit  des  Schiedsspruches  einer  auslHnc 
festgestellt   werden  soU,    auch   im   Wege       i 
Scheidung  nicht  herangezogen  werden  kann    i 
ans  —  nebenbei  bemerkt    —    die  in   der  '. 
liehen    Urteiles    vorkommende  Beruftmg    ai 
XIII  und  LV  des  Einf.Ges.  zur  neuen  C.Pr    , 
Der  RlMger,  welcher  sich  zur  Begrtlndung  d 
Kompetenz  des  Prager  Handelsgerichtes  led; 
des  §  274  a.  G.O.,  der  dazu  erJBossenen  Rei    I 
J.G.S.  Nr.  306,  lit  s,  und  des  letzten  Absf    i 
beruft,   hat   damit  sonach   einen   vom  Gese    i 
besonderen  Gerichtsstand   allerdings  nicht  { 
nach  dem  allgemeinen  persönlichen  Gericht!   I 
Prager   Handelsgericht  zur   Entscheidung  tl   • 
nicht  zuständig  ist,  steht  aufser  jeder  Frage 
Anftlhrungen   der  Klage  selbst  in  Berlin   s 
Gerichtsstand  im  Sinne   der  §§81    und    4S 
geltend  gemacht  und  von  ihm  auch   nicht   l  i 
etwa  die  Kompetenzgrtlnde  des  §  29  lit  c  od  i 
Falle  zutreffen.     Das  der  Einwendung  des  ui 
gebende  Urteil  der  ersten  Instanz  war  sonai 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  tlber  die  i 
beschwerde  des  Kittgers  mit  Abänderung  de 
Urteile  die  Einwendung  des  nicht  gehörigen  I 
Grtlnde:  Wie  auch  in  den  untergerichtll  I 
ganz  mit  Recht  anerkannt  wird,  ist  für  di  i 
reichischen  Gerichtes  das  inländische  Gesetz 
Abs.  6  des  kaiserl.  Patentes  vom  20.  Noveml  i 
können  Unterthanen  auswärtige!  Staaten  vo  : 
richten  in  allen  Fällen  belangt  werden,  in  w ! 
Unterthanen  nach  den  Bestimmungen  dieses  G  ! 
bezbrke  ihres  Wohnsitzes  bei  dem  hierzu  bestii  i 
Stande  belangt  werden  können.  Es  ist  dahn 
die  vorli^ende  Klage  wider  die  belangte  F: 
Gesetze  bei  dem  Handelsgerichte  in  Prag  e 
wenn  diese  Firma  zwar  im  Inlande,  aber 
Handelsgerichtes  ihren  Sitz  hätte.  Diese  ]: 
nntergerichtlichen  Entscheidungen  rechtsirrtüni 
ihre  gesetzwidrige  Verneinung  das  offenbare 
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dem  Kittger  eine  beimatliche  EntBcheidung  über  diese  Klage  Tenagt 
bliebe.  Die  Klage  des  §  274  a.  G.O.  bildet  ein  Rechtsmittel,  aiittelst 
dessen  nach  der  Resolution  vom  14.  Juni  1784,  J.G.S.  Nr.  306  lit.  a, 
die  Sache  bei  dem  ordentlichen  Richter  anzubringen  ist  Darans  eigiebt 
sich  aber  schon  an  and  ^r  sich  der  auch  in  der  spKteren  GtesetEgebong 
stets  festgehaltene,  insbesondere  in  den  §§  863  nnd  864  der  w.  g.  G.O., 
im  §  6  des  Börsengesetzes  vom  1.  April  1875,  R.O.BI.  Nr.  67,  in 
den  §§  70  und  71  des  Gesetzes  über  die  Gewerbegerichte  vom  14»  lC*i 
1869,  R.6.BI.  Nr.  68,  nnd  im  §  128  der  Gewerbenovelle  vom  15.  Mfln 
1883,  R.G.B1.  Nr.  89,  ausdrücklich  anerkannte  Gnmdsatz,  dafs  für 
einen  solchen  Fall  jener  Richter  der  ordentliche  sei,  welcher  ani  der 
Entscheidung  der  Hauptsache,  also  des  dem  Schiedssprüche  unter- 
worfenen Streitgegenstandes  berufen  wäre^). 

Alle  diese  Gesetze  bestanden  zu  der  allein  mafsgebenden  Zeit  der 
Einbringung  dieser  Anfechtongsklage  in  Wirksamkdt  und  dürfen  daher 
nach  §  437  a.  G.O.  bei  der  sinngernftTsen  Entscheidung  der  Zustindig- 
keitsklage  nicht  unbeachtet  bleiben.  Dem  steht  Art  VII  des  Ein£Gei. 
zu  der  Civil-Jur.N.  vom  20.  November  1852,  R.G.B1.  Nr.  251,  keines- 
wegs entgegen,  weil  darin  Hir  eine  solche  Klage  eine  andere  Bestimmung 
nicht  enthalten  ist  und  diese  Klage  als  eine  Art  der  Auflbrderaqgs- 
klage,  wie  sie  der  bezogene  §  71  ausdrücklich  bezeichnet,  auch  nach 
§  81  Jur.N.  bei  demjenigen  Gerichte  eingebracht  werden  mttlste,  vor 
welchem  der  Auffordernde,  also  A.,  in  der  Hauptsache  zu  belangen 
wttre.  Der  angefochtene  Schiedsspruch  ist  auf  einen  Scbadeaenats  aus 
der  dem  A.  zur  Last  gelegten  NichterMlung  von  Handelsgesehifton 
erflossen,  die  den  wechsebeitigen  Kauf  und  Verkauf  von  Gretieide  und 
anderen  Produkten  zum  Gegenstande  haben  und  demnach  zu  dem 
Handelsgewerbe  des  A.  gehören.  Da  nun  A.  unbestritten  in  Pkag 
wohnt  und  seine  Firma  im  EUmdelsregister  erscheint,  hittte  nach  §  58 
der  Jur.N.  und  nach  §  88  Abs.  2  des  Einf.Ges.  zum  H.G.B.  die 
Firma  B.  ihre  Forderung  mangels  eines  Schiedsvertrages  ohne  Rüokaieht 
auf  ihren  Sitz,  selbst  wenn  sie  im  Inlande  wäre,  vor  dem  k.  k.  Handels- 
gerichte in  Png  geltend  machen  müssen.  Gemftfs  §  29  lit  b  Jur.N. 
stellte  sich  demnach  die  Einwendung  des  nicht  gehörigen  Gerichts- 
standes als  völlig  haltlos  dar  und  mufs  nach  dem  Hofdekrete  vom 
15.  Februar  1838,  J.G.S.  Nr.  2598,  mit  der  Abänderung  der  unter- 
gerichtlichen  Entscheidungen  voigegangen  werden. 


1)  Auch  nach  dem  neuen  Civili)roaer8geBetze  ist  die  Klage  auf  Auf- 
hebmiK  eines  Schiedsspruches  bei  demienigen  Gerichte  anzubringen,  welefaes 
mangels  eines  Schiedsvertrages  ftir  den  Rechtsstreit  in  erster  Instanz  zn- 
stänmg  wäre;  über  dieselbe  ist  nach  den  allgemeinen  Yoischriften 
Gesetzes  zu  verfahren  (§§  596—582,  597  C). 


Schweiz. 

Vaterschaßsklage.   —  Niederlassungsvertrag  ewischen  der  Schweig 
und  Frankreich  vom  23.  Februar  1882,  Art.  1. 

Urteil  des  Bern.  Appell-  nnd  Kassstionshofefl  vom  25.  Noverober  1896 
(ZdtMhr.  d.  Be».  Jm.  VereiuB  Bd.  XXXUI  S.  423). 

Adb  den  OrUnden: 

Der  Beklagte  stützt  seine  oneinlfllbliclie  Antwort  in  etster  Ltnis 
aof  Sn^  190  C,  indem  er  geltend  macht,  die  KlMgeria  sei  frAnzflsische 
StsAtabUrgerin,  in  Frankreich  sei  eine  Paternitätsklage  der  aaTserehelich 
QeechwBngerten  gegen  den  Vater  dee  nnefaelichen  Kindes  nicht  m- 
lisaig^  »och  beetefae  kein  ReciprocittttaverhSltniB  zwischen  Frankreich 
oud  der  Schweiz,  wonach  schweizerischen  Weibspersonen  anf  frauzO- 
sischem  Gebiet  das  Klagerecht  gegen  einen  SchwKngerer  franzfisischw 
Nationalitltt  zogeetanden  wUrde.  Dies  alles  ist  richtig.  Allein  die 
Satz.  190  G-,  welche  die  Forderung  der  Vonrassetzong  dee  Klagrecbts 
k&ntonsfremder  Weibspenonen  anlsteUt,  ist  dnrch  Art  60  der  Bondes- 
verbssnng  in  der  Weise  modifiziert,  dalfa  diese  Forderung  in  Bezog 
anf  Scbweizerbürgerinnen  nicht  mehr  besteht  (vergl.  das  Urteil  dee 
Appell-  nnd  Kassationshofea  vom  14.  Oktober  1887,  Zeitscfar.  d.  Bern. 
Jur.  Vereins  Bd.  XXIV  S.  148).  und  Art.  1  des  Niederlassungs- 
vertrages  zwischen  der  Schweiz  nnd  Prankreich  vom  23.  Februar  1SS2 
bestimmt  u.  a.,  dafs  „die  Franzosen  in  jedem  Kantone  der  Eidgenossen- 
adiaft  in  Bezug  auf  ihre  Fersonen  und  ihr  Eigentum  auf  dem  nftm- 
lichen  FuTse  und  auf  die  gleiche  Weise  au&unehmeo  und 
KU  behandeln"  seien,  „wie  es  die  Angehörigen  der  anderen 
Kantone  sind  oder  noch  werden  sollten",  woraus  folgt,  dafs  auch 
das  Klagerecht  franzVsischer  Weibspersonen  vor  den  bemischen  Glerichten 
nicht  mehr  an  die  Vonnssetzong  der  Reciprocitat  geknapfl  ist  Wenn 
der  Anwalt  dee  Beklagten  behauptet  hat,  durch  den  enrtlhnten  Nieder- 
InmnntmvfirtrMg  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  sei  die  Oleich- 
behandlung in  der  persönlichen  Rechtsstellung  nur  den  in  der  Schweiz 
niedergelassenen  Fiansosen  zugesichert,  so  ist  dies  eine  irrttlm- 
liehe  Ansicht,  indem  die  betreffende  Bestimmung  des  Art  1  dee  Staats* 
Vertrages  ganz  allgemein  lautet  and  sich  eine  derartige  Einschrttnkung 
auch  nicht  etwa  aus  dem  Znsammenhange  denelben  mit  anderen  Vertiags- 
bestimmiingen  begründen  Ufst,  Übrigens  darf  wohl  angenommen  werden, 
dafs  die  KlSgerin  in  der  Schweiz  nnd  zwar  speciell  in  Bern  nieder- 
gelassen sei,  da  sie  nach  der  in  dieser  Beziehung  unbestritten  gebliebenen 
KlagsbegrQndnng  bei  ihrem  Vater  in  Bern  wohnhaft  ist  nnd  sich  jeden- 
fitUs  bereits  seit  dem  FrOfajahr  1695  daselbst  angehalten  hat 


ZriUokrm  f.  inUrn.  Privat-  o.  Stnlnoht  ata.,  Baod  Vll. 
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Spanien. 

Eheliches  CHUerrecht. 

Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  sa  Madrid  Yem  28.  Janiuur  1896 

{Clunet  1897  S.  616). 

Die  Rechte  der  analfindischen  Ehegatten,  die  sich  im  Analande 
ohne  Vertrag  verheiratet  haben,  werden,  soweit  sie  das  während  der 
Ehe  erworbene  Vermögen  betreffen,  nach  ihrem  Personalatatnt 
beorteilt.  Dasselbe  gilt  auch  bezüglich  des  von  ihnen  während  der 
Ehe  im  Aaslande  erworbenen  Vermögens.  Die  lex  rei  sitae  stelrt 
in  diesem  Falle  der  Anwendung  des  Personalstatuts  nicht  entgegen. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaitungssteilen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnungen  ete. 

Bekanntmachung  des  Keichskanzlers  vom  30.  September  18d7 
über  die  wechselseitige  Befreiung  der  Angehörigen  des 
Deutschen  Reichs  und  Rufslands  von  der  ihnen  als  Aus- 
länder in  Rechtsstreitigkeiten  obliegenden  Verpflich- 
tung zur  Sicherheitsleistung,  Vorschufszahlung  und 
Gebtthrenentrichtung  (R.0.B1.  S.  775). 

Die  Kaiserl.  deutsche  und  ELaiserl.  russische  Regierung  haben  im 
g^enaeitigen  Einvernehmen  festgestellt,  dafs  Deutsche  in  Rulaland  und 
Russen  in  Deutschland  in  den  von  ihnen  als  Haupt-  oder  NebenUigeni 
anhängig  gemachten  Rechtsstreitigkeiten  nur  unter  denselben  Voians- 
setzungen  und  in  demselben  Umfange  verpflichtet  sind,  Sicherheit  n 
leisten,  Kostenvorschufs  zu  zahlen  oder  Gebühren  zu  entrichten,  wie 
die  Angehörigen  des  Landes,  wo  der  Rechtsstreit  betrieben  wird. 

2.     Gesetze,   Verordnungen  etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

PrevUsen. 

1.  Gesetz  vom  26.  Juli  1897,  betr.  das  Verwaltungsstrafe 
verfahren  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zollgesetze 
und  die  sonstigen  Vorschriften  über  indirekte  Reichs- 
und Landesabgaben,  sowie  die  Bestimmungen  über  die  Schlacht- 
und  Wildpretsteuer  (Pr.   G.Slg.  1897   S.  287).     Das   Gesetz  gilt  für 


den  Umftng  d«r  HoDUcUe  mit  Aosschlnb  der  Ituel  HalgoUnd  und 
iBt  seit  1.  Oktober  1897  in  Knft. 

Soweit  die  Verwaltangsbehttrde  kompetent  ist,  richtet  sich  deren 
Örtliche  ZnstKndigkeit  noch  dem  WohuBitxe  dee  Bascholdigten  und  in 
Emumgelnng  eines  Bolcben  nach  dem  An^thalte  oder  Mich  nach  dem 
Orte,  wo  die  Zuwiderhandlung  begangen  oder  entdeckt  isL  Unter 
mehreren  hiernach  zuständigen  Verwältungshehfirden  gehtlhrt  derjenigen 
der  Yorsug,  welche  die  Untersuchung  zuerst  erO&et  hat.  Die  Untar- 
Boehnog  und  Entscheidung  kaun  jedoch  aof  Ennchen  von  einer  andenn 
zuständigen  Verwaltongsbeharde  Übernommen  oder  einer  solchen  von 
der  Torgesetzten  DienstbehUrde  Übertragen  werden  (§  7  d.  Oes.). 

2-  AaafttbmngBTOischrißen  zu  dem  yerwaltangaatra%eBetz  vom 
26.  Jnli  1897  (Pt.  J.M.Bl.  S.  249  ff.). 

8.  Gesetz  über  den  Erlafa  polizeilicher  Strafrer- 
fflgangen  wegen  Übertretung  ström-  und  schiffahrts- 
polieeilicher  Vorschriften  auf  der  Elbe  and  dem  Rhein 
V(^m  26.  Juli  1897  (G.Slg.  S.  387). 

Nach  §  1  ist  die  Bestimmuiig  im  §  2  des  Oesetzee  Über  den 
EriaTfl  poüseilicher  Stiafverfllgnngen  wegen  Obertretungen  vom  23.  April 
1883  (G.Slg.  S.  65),  wonach  bei  den  dort  genannten  Übertretungen 
eine  SlrafFvetsetzung  durch  die  Polizeibehttrde  nicht  stattfindet,  bei  Über- 
tretongen  derjenigen  ström-  und  schi&hrtspolizeilichen  Vorschriften,  ftlr 
deren  Aburteilung  die  Elbzollgerichte  und  Rheinschiflahrtsgraichte  sn- 
stBodig  sind,  aurser  Kraft  getreten. 

1.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsminiaterien  des  k.  HauBea  und 
des  Auberen,  der  Justiz  und  des  Innam  vom  8.  September  1897, 
betr.  die  Rbeinschiffahrts-Folizei-  und  Florsordanng 
(O.  U.V.B1.  S.  305  C),  bringt  die  zwischen  den  Regierungen  von 
BaTera,  Baden,  Kbafe- Lothringen,  Hessen,  den  Niederlanden  und 
PreoTsen  vereinbarte  neue  Rheinschifiährts-Folizeiordnung  zur  OSent- 
lichen  Kenntnis  mit  dem  Beifügen,  daih  diese  Verordnung  vom  1.  No- 
vember 1897  ab  an  Stelle  der  mit  Bc^nntmachung  vom  20-  November 
1887  publizierten  Scfaiflahrts-PolizM-  and  Florsordnung  fllr  den  Rheut 
und  der  Nachtrüge  und  AbKuderungen  derselben  (G.  n.V.BI.  1897 
S.  659,  1893  S.  42  und  343  und  1895  S.  5)  zu  treten  hat. 

2.  Bekanntmaebuug  des  k.  Sualamiuisteriums  der  Justiz,  die 
strafrechtliche  Verfolgung  von  Deutschen  wegen  der 
in  der  Schweiz  begangenen  Verbrechen  oder  Vergeben 
und  von  Schweizern  wegen  der  in  Deutshiand  began- 
gcnen  Verbrecben  und  Vergaben  betr.,  vom  4.  November  1887 
(J.H.BI.  S.  244  f.): 

1.  Soll  ein  Deutscher  wegen  einea  in  der  Schww!  beganjjenen  Ver- 
brochene oder  Vergeliena  vor  eiuem  bByerischen  Gerichte  verfolgt  werden, 
so  ist  die  üS'entlicUe  Klage  erst  zu  erheben,  wenn  die  Strafverfol^o^  im 
diplomatisch  CD  Wege    bcantrogt  worden    ist.    Die  Beüignis  nit  Einleitung 


and    DnrctifübraDg    des    Torbemtenden    VeifahTens    wird    hierdurch    nicht 
berührt 

Ist  der  Beechuldiete  vorläuBg  festgenummeD  oder  verhaftet,  so  hat  ier 
Staateanwalt  oder  d^r  Amteanwalt  sofort  unmittelbar  an  du  Staatsministerinai 
der  Justiz  zu  berichten.  Ein  Bericht  ist  auch  dann  za  erstatten,  wenn  ei 
au  einem  anderen  Grunde  als  zweckdienlich  eracheint. 

Sind  durch  die  strafbare  Handlung  deutsche  RechtsfrUter  verletzt,  to 
kann  bei  Gefahr  im  Verzuge  die  öSetitlicho  Kla^e  aucb  ohne  einen  im 
diptomatiscbeu  Wege  gestellten  Antrag  erhoben  werden.  Von  der  Erbebtuig 
ist  dem  Staataministerium  der  Justiz  sofort  Anzeige  za  erstatten.  Liegt 
Gefahr  im  Verzuge  nicht  vor,  so  ist  au  das  Slaatsminisleriuin  der  Justiz  la 
berichten  und  dessen  Entscheidung  abzuwarten. 

Geht  das  Ersuchen  einer  achweizerischen  Behörde  nm  Übernahme  der 
Strafverfolgung,  die  Strafanzeige  oder  der  Strafantrag  nicht  im  diploma- 
tischen Wege  ein,  so  ist,  sofern  nicht  durch  die  strafbare  Handlnns  dentacbe 
Recbtsgüter  verletzt  sind,  daranf  zu  erwidern,  dafs  die  ofTent liehe  Klage  ent 
erhoben  werden  kann,  wenn  die  Strafverfolgung  im  diplomatischen  Wege 
beantragt  worden  ist.  Ergiebt  sieb  erst  nach  der  Erwidemug,  dafs  deutsche 
Becblsgfiter  verletzt  sind,  so  kann  die  ersuchende  Behörde  oder  der  Ein- 
sender der  Anzeige  oder  des  Antrags  von  der  Erhebung  der  öffeutlichen 
Klage  in  Kenntnis  gesetzt  werden. 

2.  Soll  die  Strafverfolgung  eines  Schweizers  wegen  eines  im  Gebiete 
des  Deutschen  Reichs  begangenen  Verbrechens  oder  Vergebens  vor  den 
echweizeriscben  Gerichten  herbeigeführt  werden,  so  i»t  der  A])trKg_  cur 
WeiterleituDg  im  diplomatischen  Wege  dem  Staatsministeriom  der  Jostii 
vOTzolegen. 

1.  Verordnung,  die  vorläufige  Festnalime  Verfolgter  in 
Brasilien  betr.,  vom   19-  Juli  1897  (J.M.BI.  S.  54). 

2.  Abänderung  des  §  32  Abs.  3  der  V.O.  vom  24.  Oktober  1893 
(J.M.UI.  S.  84),  die  Ausü  eferunge»  betr.,  in  gleicbem  Sinne  wie 
oben  Preufsen  S.  369- 

WArtteaberr. 
Verf.    des   Justizministeriums    vom    10-    August  1897,    betr.    den 
Aaslieferungsvertrag   zwischen    dem  Deutschen  Reicba 
und  BrasilieD  (Amtsbj.  des  k.  Jnst.M.  S.  42). 


Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  21.  Juli  1897, 
die  Rheinschiffahrts-Polizei-Ordnung  betreSlend  (O.  d.  V.BI. 
S.  163). 
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betr.   deQ  BeehtBhüJfeverkehr  mit  BrasilieD,   einer  Ergfinznng  hinsichtlich 
üures  ersten  Teiles,  welcher  von  den  Ersachschreiben  handelt 

Die  Erledigung  der  letzteren,  sofeme  sie  nicht  Strafisachen  betreffeUt 
wild  in  Brasilien  von  dem  Erläge  einer  fixen,  für  das  Exequatur  entfallenden 
Stempelgebühr  von  11  Milreis,  dann  fiberdies  noch  von  der  Entrichtung 
gericntücher  Sportein  abhängig  gemacht,  die  im  Laufe  des  Verfahrens  vor 
den  Sektionsrichtera  sich  ergeben ,  und  deren  Höhe  verschieden  ist  je  nach 
dem  Umfange,  den  das  Yenahren  annimmt,  und  je  nach  dem  Staate,  wo 
die  Amtshandlung  gepflogen  wird. 

Der  Erlag  dieser  Stempel-  und  Gerichtsgebtthren  kann  nur  durch  einen 
Bevollmächtigten  der  interessierten  Partei  vorgenommen  werden. 

Die  Mi^lieder  des  k.  und  k.  Generalkonsulates  in  Bio  de  Janeiro  sind 
erbotig,  wenn  ihnen  Vollmacht  erteilt  wird,  die  erwähnten  und  alle  sonstigen 
sur  l&ledigung  der  Ersucbschreiben  dienlichen  Schritte  zu  besorgen;  die 
Kosten  können,  wenn  nachträglicher  voller  Ersatz  gesichert  ist,  von  den 
k.  und  k.  Vertretungsbehörden  vorgeschossen  und  im  Dienstwege  verrechnet 
werden. 

Dem^emäfs  wird  das  Justizministerium  in  Zukunft  gerichtliche  Ersuch- 
Bchroben  m  (Svilrechtssachen  an  brasilianische  Behörden  nur  dann  weiter- 
befÖrdem,  wenn  im  Vorlageberichte  entweder  konstatiert  ist,  dafs  die  inter- 
essierte Partei  privatim  einen  Bevollmächtigten  in  Brasilien  zu  dem  eben 
erwähnten  Zwecke  bestellt  hat,  oder  wenn  gleichzeitig  mit  dem  Ersach- 
schreiben eine  auf  ein  Mitglied  des  k.  und  k.  Gtoeralkonsulates  in  Bio  de 
Janeiro  lautende,  mit  der  Substitutionsklausel  versehene  Vollmacht  der  be- 
teiligten Partei  vorgelegt  und  der  Ersatz  aller  Kosten  zugesichert  wird. 

Der  Mame  des  S^onsularfunktionärs  kann  in  der..  Vollmacht  offen 
bleiben  und  wird  dann  vom  k.  und  k.  Ministerium  des  Aufsem  eingef&gt 
werden. 

Die  Vollmacht  muls  in  gleicher  Weise  wie  das  Ersuchschreiben  be- 
glaabij^  und  von  einer  portugiesischen  Übersetzung  begleitet  sein.    Die  vor- 

Sescfanebeme  Beglaubigung  durch  die  brasülanische  Vertretungsbehörde  kann 
ort,  wo  ein  brasilianisches  Konsulat  sich  befindet,  unmittelbar  eingeholt 
weraen,  sonst  wird  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Aufsem  gelegentlicn  der 
Weiterbeförderung  ersucht  werden,  diese  Superlegahsierung  Msorgen  zu 
lassen. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  11.  August  1897| 
Z.  2550,  betr.  die  den  k.  und  k.  Missionen  in  den  Nieder- 
landen erteilte  Ermächtigung  zur  Übernahme  von  den 
Betrag  per  250  Gulden  holländisch  übersteigenden 
beweglichen  Nachlässen  nach  in  Niederländisch-Indien 
verstorbenen  Angehörigen  der  Österreich-ungarischen 
Monarchie. 

Infolge  einer  von  der  köniffl.  niederländischen  Re^erung  getroffisnen 
Anordnung  hat  das  k.  und  k.  imnisterium  des  Aufsem  m  Erweiterung  der 
in  den  Verordnungen  des  Justizministeriums  vom  6.  Juli  1878,  B.G.Bl.  Nr.  91, 
und  vom  17.  Oktooer  1886,  Ju8tMin.V.Bl.  Nr.  45,  bekannt  gegebenen  Ver- 
fügungen, nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  österreichischen  und 
mit  dem  ungarischen  Justizministerium,  die  k.  und  k.  Gesandtschaft  im  Haag 
und  die  in  den  Niederlanden  residierenden  k.  und  k.  Konsularfnnktionäre 
ermächtigt,  die  beweglichen  Nachlässe  derjenigen  in  Niederländisch- 
indien verstorbenen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen, 
bei  welchen  die  Erben  und  Testamentsvollstrecker  der  königL  niedertändiscnen 
Regierung  nicht  bekannt  sind,  such  dann,  wenn  diese  Nachlässe  den  Betrag 
oder  Wert  von  250  Gulden  holländisch  flbwsteigen,  mit  den  in  den  vor- 
bezogenen Verordnungen  bezeichneten  Obliegenheiten  zur  Ausfolgun^  an 
die  zuständige  österreichische  oder  ungarische  Abhandlungsbehörde  zu  über- 
nehmen. 


Die  Gerichte  haben  bei  der  Atufolgan^  des  eingesendeten  Bebvges  a 
die  InteresBenten  in  tiem&fshät  des  vortetzieo  Äbsaties  der  JiiBtJlin.V.  toi 
17.  Oktober  1886,  JnsLMin.V.Bl.  Mr.  45,  vomigehen. 


Internationale  Verträge. 

1.  Nach  Bekanntmachung  des  Reichnkanzlers  vom  20.  Aogast  1897 
(R.G.BI.  Ö.  723}  ist  diu  Königreich  Dänemark  dem  internationalen 
rboreinkommen  ilber  den  Kisenbnhnfrachtverkehr  vom  14.  Ok- 
tober 1890  gemäTs  den  Bestimm uiigen  der  ZuBatzerkiSrung  sn  diesem 
Übereinkommen  rom  2Ü.  September  1893  beigetreten. 

2.  Übereinkunft  zwiBchea  der  Schweiz  nnd  Baden,  betr.  die 
Erlasanug  einer  FiscbereioTdouag  fUr  den  Untersec^ 
und  Hb  ein,  vom  3.  Juli  1897,  am  1.  Januar  in  Eratl  tfetend 
(Kidgen.  G.S.  N.  F.  Bd.  VI  S.  221). 

3.  Kene  Kb  ein  schiffahrts-PoIizeiorduuag,  Tereinbarl 
zwischen  den  R^erungen  von  Bayern ,  Baden ,  Elsafs  -  Lothringen, 
Heesen,  den  Niederlanden  und  Prenfsen,  s.  oben  (iesetigebong  etc. 
bei  Bayern  ö.  531. 

4.  Zusatzakte  vom  4.  Mai  1896  zur  Bern  erÜbereinkuuft 
vom  9.  Spptember  1886,  betr.  die  Bildung  eines  internatio- 
nalen Verbandes  zum  Scbutze  von  Werken  der  Littera- 
tur  und  Kunst  (sbgeac blossen  zwischen  Deatschland ,  Belgien, 
Spanien ,  Frankreich ,  ItaÜRn ,  IjUsemhnrg ,  MonACo ,  Norwegen ,  da- 
Schweiz  und  Tunis)  und  zum  zugebUrigen  Scblursprotokolh 
R.G.BI.    1897  S.   759  ff. 

Art.  1.  Die  inlematioDBle  Übereinkunft  vom  9.  Septranber  1886  wiid 
in  folgender  Weise  abgeändert: 

I.  —  Art.   2.     Der  erste  Absatz  von  Art.  2   erh&lt  folgende  Fassong: 
„Die    einem    der    VerbandalKnder    angebörigen    Urheber    oder  ihre 

Bechtsnai.'l;fol(;er  geniefsen  in  den  Übrigen  Ländern  für  ihre  Werke,  and 
zwar  sowohl  Tür  die  überhaupt  nicht  veröfienüicbten  als  auch  für  die  in 
einem  Verbandsknde  ^'.uoi  erstenmal  veröffentlicbten,  diejenigen  Recht«, 
welche  die  betreSeudcn  Gesetze  den  inlAndiscben  Urhebern  gegenwärtig 
dnräninen  oder  in  Zukunft  einrilumen  werden." 

Aufserdem  wird  ein  fünfter  Absatz  in  nachstehender  Fassung  an- 
gefügt; 

.Die  nachgelassenen  Werke  sind  in  den  geschützten  Werken  in- 
begriffen." 

II.  —   Act.  3.     Der  Art.  3  erhält  folgende  FasBung: 

.Die  Urheber,  welche  keinem  der  Verbandsl&nder  angeboren,  aber 
ihre  Werke  der  Litteratur  oder  Knnst  zum  erstenmal  in  einem  Verbajid*- 
lande  veröffentlichen  oder  verüifeutlichen  lassen,  sollen  für  diese  Werke 
den  Schulz  geuiefsen,  den  die  Berner  Übereinkunft  und  die  gegenwärtige 
Zusateakte  gewähren," 

lU,    —   Art.  5.     Der  erste  Absatz  von  Art,  5  erhält  folgende  Fassung: 


„D«n  einem  der  VerbandiländeT  angehSrigen  Urhebern  oder  ihren 
B«clitBiiKhfolKeTn  steht  in  den  übrigen  Landern  während  deo*  ganien 
Dftner  ibrea  Uechtea  an  dem  PrigiDale  das  aoBBchliefflliche  Recht  zu,  ihre 
Werice  m  fibeiHetien  oder  die.ÜbsTeetznng  derselben  zu  gestatten.  Jedoch 
erlischt  das  SitisechiielJlliche  Ubenetznngsreeht,  wenn  der  Urheber  dsTon 
üeht  innerhalb  sehn  Jahren,  von  der  ersten  Veröffentlichung  des  Original- 
werkee  an  gerechnet,  in  der  Weise  Oebrancb  gemseht  hat,  dais  er  in 
einem  Verbandstand  eine  Üt>ersetzung  in  der  Sprache,  Rr  welche  der 
Schntz  in  Anspruch  genommen  werden  soll,  sei  es  selbst  Terfiffentlicht 
bat,  »ei  es  hat  Teröffentliehen  lassen." 

W.    —  Art.  7.    Der  Art  T  eAUt  folgende  Fassung: 

.FenilletoDromaue ,  einscblielalich  der  Novellen,  welche  in  tinem 
Verbüdsland  in  Zeitnngen  oder  periodischen  Zeitschriften  veröffentlicht 
nnd ,  können  in  den  übrigen  Ländern  ohne  ErmHchügong  der  Urheber 
oder  ihrer  Bechtsnsctifolger  weder  im  Originale  noch  in  Ubersetzong  ab- 
gedruckt werden. 

Dasselbe  -'" 

Zütscfariften, _ _  ._     .   _  __      

Zeitschrift,  worin  sie  die  Artikel  bringen,  auBdrücklich  erklären,  aaTs  sie 
den  Abdruck  verbieten.  Bei  Zdtechriften  genügt  es,  wenn  das  Verbot 
aligenMin  an  der  Spitze  einer  jeden  Nnromer  aasgesprochen  ist 

Fehlt  das  Veroot,  so  ist  der  Abdruck  unter  der  Bedingung  gestattet, 
doTs  die  Quelle  an^eget>en  wird. 

Das  verbot  miaet  jedoch  bei  Artikeln  poliüschen  Inhalts,  bei  Tagea- 
nenigkeiten  und  „vermischten  14  ach  richten "  keine  Anwendung." 
V.     —  Art  12.     Der  Art  12  erhält  folgende  Fassung: 

^Jedes  nachgedruckte  oder  nachgehilaele  Werk  kann  durch  die  lO- 
rtündigen  Betiönlen  de^enigen  Verbandsländer,  in  welchen  daa  Original- 
werk auf  gesetzliehen  Schutz  Anspmch  hat,  brächlagnahmt  werden. 

Die  Beechlagnahme  findet  statt  nach  deu  Vorechrifteu  der  inneren 
Gesetzgebung  des  betreffenden  Landes." 

VL    —  Art  20.     Der   zweite    Absatz    von    Art  20    erfaUt  folgende 
FasBong; 

„Diese  Kündigung  soll  an  die  Regierung  der  Schweizerischen  EUd- 
cenoflsenschart  gerichtet  werden.  Sie  übt  ihre  Wirkung  nar  in  Ansehnng 
des  auf  kündigend  en  Landes  aus,  w&hreud  die  Übereinkunft  für  die  Übrigen 
Verbandsläuder  verbindlich  bleibt" 

Art  2.    Das  SchlulsprotokoU  zur  Übereinkunft  vom  9.  September  1886 
wird  in  folgender  Weise  abgefindert: 

I.  —  Nr.  1.    Dieee  Nummer  erhUt  folgende  Fassung: 

-1.    In  Bezug  auf  Art.  4  ist  man  übereingekommen,  wie  folgt: 

A.  —  In  denjenigen  Verbandeländem ,  id  welchen  nicht  nur  die 
architektonischen  Flftne,  sondern  anch  die  architektonischen  Werke  selbst 
Schatz  geniefseu,  werden  dieee  Werke  der  Wohlthat  der  Besdnunnngen 
der  Bemer  Übereinkunft  und  der  gegenwärtigen  Zusatzakte  tfilhaflig. 

B.  —  Die  photographiechen  Erzeugnisse  und  solche  Eraengniaae, 
welche  durch  ein  ähnliches  Verfahren  hergestellt  und,  werden  der  Wohl- 
that der  Bestimmungen  dieser  beiden  Akte  teilhafüg,  insoweit  die  innere 
Gesetzgebung  ee  zuläret  und  in  demEelben  MaJse,  in  welchem  sie  den 
glächarligen  einbeimiscben  Werken  Schutz  zubilligt. 

Die  mit  tienehmigung  des  Berechtigten  angefertigte  Photographie 
eines  geschützten  Kunstwerkes  geniefel  m  allen  VerMindsländem  den 
gesetzlichen  Schutz  im  Sinne  der  Bemer  Überemkunft  und  der  ^^en- 
wftrtigen  Zuaatzakte  so  lange,  als  das  Recht  zur  Nachbildung  des  Ongmal- 
veikes  d.iuiTt  nuü  in  deu  Grenzen  der  ;iwiacben  den  Oerecbtigtm  ab- 
geachlogaenen  Privat  vertrüge." 

II.  —  Nr.  4.     Diese  Nummer  erhält  folgende  Fassung: 

.,Üie  im  Art.  14  der  Übereinkunft  vorgesehene  gemeinsame  Ver- 
einbarung wird,  wie  folgt,  geiroflen: 


J 


Die  ÄQwenduug  der  Berner  Übereinkunft  und  der  eegenBütiget 
ZnsatzHkte  auf  die  7.ur  Zeit  des  Inkrafttretena  dieser  beiden  Akte  in  ihnn 
Ursprungelande  noch  nicht  liemeingat  f^wordeneo  Werbe  soll  in  Gemib- 
heit  der  Abmachungen  erfo1g«n,  welche  iiierüber  in  den  bestehenden  oder 
in  dem  Zwecke   ubzuscbliefBenden   besonderen  Abkommen  enthalleo  mid. 

In  Ermangelung  derartiger  Abmachungen  zwisclien  VerbandBiinden 
werden  die  betreifeuden  Länder,  ein  jedes  fllr  sieb,  durch  die  aaat 
Qesetzgebung  über  die  Art  und  Weise  der  Anwendung  des  im  Art.  14 
enthaltenen  Grundsatzes  Bestimmung  Ire&en. 

Die  Bestimmungen  im  Art.  14  der  Bemer  Übereinkunft  und  der 
gegenwärtigen  Nummer  des  Schlufsprotokolls  finden  in  gleicher  WeiM  saf 
das  ausschhereliche  Übereetzungarecht,  wie  es  dnrch  die  gegenwältige 
Zusatzakte   gewährt  wird.  Anwendung. 

Die  vDrgedacliIen  Ubei^ngsbcstimmungen  finden  auch  bei  wdtera 
Beitritten  zum  Verband  Anwendung." 

Art  H.  Dcnieni^en  Verband al ändern^  welche  aich  an  der  ^c^enwSitigm 
Zuaatzakta  nicht  beteiligt  haben,  soll  auf  ihren  Wunsch  jederzeit  der  BdtriU 

rittet  aein.  Dasselbe  gilt  auch  für  diejenigen  Länder,  welche  epiler 
Übereinkunft  vom  9.  September  1886  beitreten  werden.  Es  genügt  n 
diesem  Zwecke,  wenn  eine  schriftliche  Benachiichtigung  an  den  KchwriH' 
rischen  Bundesrat  erfolgt,  der  dann  seinenieita  den  anderen  Kegieinngoi 
von  dem  erfolgten  Beitritte  Kenntnis  geben  wird. 

Art.  4.  Die  gegenwärtige  Znsatzakte  aoH  dieaelbe  Gültigkeit  und  Dus 
haben  wie  die  Übereinkunft  vom  Q.  September  I8S6. 

Hie  soll  ratifiziert  und  die  Katifikationsurkunden  sollen  in  der  far  dieK 
Übereinkunft  angenommenen  Form  sobald  als  möglich  und  späteateng  ama- 
halb  eines  Jahres  in  Paria  ansgetanscht  werden. 

Sie  soll  zwischen  den  LSndem,  die  sie  ratifiaiert  haben,  dra  MonUe 
nach  diesem  Auatauach  in  Kraft  treten. 

5.  Deklaration,  dnrch  welche  gewisse  Bestimmungen  der 
Berner  Übereinkunft  vom  9.  September  1886  und  der  am  4.  Mii 
1896  nnterzeicLneten  Zusatzakte  erläutert  wortien,  vom  4.  M»i  1896 
(K-G.Bi.   1897  8.    769  ff.). 

1.  Nach  dem  Wortlaute  von  Art.  2  Aba.  2  der  Übereinkunft  ist  der 
dnrch  die  vorerwähnten  beiden  Akte  gewährleistete  Schutz  lediglich 
von  der  im  Ursprungslande  des  Werkes  erfoicten  Erfüllung  der  Be- 
dingungen nnd  Förmlichkeiten  abhängig,  weiche  durch  die  GeKtt- 
gebung  dieses  Lande«  etwa  vorgeschneben  sind.  Dasselbe  gilt  CBr 
den  in  Nr.  I  liiera  B  de«  abgeänderten  Schlufsprotokolls  erwähotea 
Schutz  von  pbot^graph lachen  Eizengnissen. 

2.  Unter  „veröffentlichten"  Werken  sind  solche  zu  verstehen,  die  in  einon 
Verbands! and e  herausgegeben"  sind.  Info!Kedea.ien  stellen  die  Anf- 
fUhrins  eines  dramatischen  oder  dramaliscti  -  musikaliachen  Werk», 
die  Aumthrung  eine«  musikaüschen  Werkes  und  die  Ausstellung  dntt 
Kunstwerkca  keine  „Verüffentlichung"  im  Sinne  der  vorerwalioleu 
beiden  Akte  dar. 

3.  Die    Umgestaltung    eines    H Omans    in 
Theateretücks    in    einen    Roman    fallt    i 
Art.  10. 

Denjenigen  Verbandsländem ,  welche  sich  au  der  gegen wärtigeo  De- 
klaration nicht  beteiligt  haben,  soll  auf  ihren  Wunsch  jederzeit  der  BeitnU 
zu  derselben  gestattet  sein.  Das  Uleicbe  soll  auch  fiir  diejenigen  Linder 
gelten,  welche,  sei  es  der  Übereinkunft  vom  9,  September  lfm,  sei  ea  der 
Übereinkunft  und  der  Znsatzakte  vom  4.  Mai  1^96,  beitreten.  Es  penügt  n 
diesem  Zwecke,  wenn  eine  schriftliche  Benachrichtigung  an  den  SchveiM- 
riechen  Bundesrat  erfolgt,  der  dann  seinerseits  den  anderen  Kegierungea  von 
dem  erfolgten  Beitritte  Kenntnis  geben  wird. 


Di«  g-„- 
wie  die  bdae 

Sie  aoll  nttifiüert  und  die  Ratifikationen  BoUeo  in  der  für  jene  beiden 
Akte  angenomnietieii  Form  sobald  als  mögUcb  imd  spSteatene  innrcbalb  onet 
Jahns  SU  Paris  aosgetaascbt  werden. 

Die  7oratahende  ^Zuaatzakte'  und  die  rorstehende  ^DeklamUon" 
Bind  von  den  betrefienden  Vertragsstaateu  i&tifiziert. 

6-  Anslieferangs  vertrag  zwischen  dem  Deatschen  Reiche 
und    den  Niederlanden    vom    31.  Dezember    18S6    (R.G.61.    1B97 

s.  731  a.). 

Art  1.  IMe  Hohen  TertragsehlieTsenden  Teile  verpflichten  sich  dnreh 
seeenwlrtigen  Vertrag,  nch  in  allen  nach  dessen  Beetinimungen  tnlSsögen 
Iwlen  die  in  ihrem  Qebiete  befindlichen  Peteonen,  die  wegen  üner  der 
nachstehend  anfgesUilten ,  aolÄerfaalb  des  Gebietes  des  eiBauhten  Tdles  be- 
gangenen strafbaren  Haudlnngen,  sti  es  als  Thfiter  oder  Teilneiuner,  rer- 
nrtalt  oder  in  Anklagestand  versetzt  oder  zur  f^richtiicheu  Unteisnehnng 
gezogen  worden  mnd,  einander  aasznliefem,  sofern  die  betreffende  Handlnng 
znsleich  nach  der  öesetzgebnng  des  ersuchten  Teiles  ata  eine  der  nach- 
stehend anfgeiUften  Stranhaten  anzusehen  ist 

Die  im  Vorstehenden  in  Bezug  genommenen  Strafthaten  sind: 

1.  Todschlag,  Mord,  Kindeamord; 

2.  schriftlich  nnd  nnter  einer  bestimmten  Bedingung  atwgeeprochene  Be- 
drohnng; 

3.  TonfiteUche  Abtreibung  der  Ldbesfracht: 

4.  TorsitzlJcbe  Hifshandluog,  welche  eine  schwere  Körperrerletannz  oder 
den  Tod  ZOT  Folge  gehabt  bat,  mit  Vorbedacht  begangene  HiTsliaud- 
long,  beabsichtigte  schwere  Milsbandlang ; 

5.  Notmcht; 

6.  Vornahme  unzOcbtiger  Haudlnngen  mit  Gewalt  oder  Bnter  Bedrohni^ 
mit  Gewalt,  Mirsbrauch  einer  f^anenspersou  zum  aufsetehelicben  Bei- 
schlafe  mit  dem  Bewnfstsein,  dafs  sie  sich  in  einem  willenlosen  oder 
bewufHtlosen  Zustande  befindet; 

7.  Vornahme  unzüchtiger  Handlangen  mit  Personen  unter  14  Jahren, 
sowie  Verleitung  solcher  Personen  zur  Verllbung  oder  Duldong  nn- 
cüchtiger  flandtongen; 

8.  Kuppdei; 

9.  mehr&che  Ehe; 

10.  ISntziehDng  oder  Entführung,  Verha'mlichong,  Unterdrückung,  Ver- 
weehselnng  oder  Unterschiebung  ünes  Kindes; 

11.  Entziehnng  oder  Entführung  einer  minderiährigen  Person : 

12.  Falscfamtlncerd,  nämlich  Nacbmachung,  F&lschnng  oder  Veränderang 
TOD  Hetall^d  oder  Papiergeld  in  der  Absicht,  das  Geld  als  echtes 
und  nnver&idertes  in  Verkehr  zu  bringen,  sowie  wissentliche  Lnomlaof' 
setsnng  tou  nachgemachtem,  ge&lschtem  oder  verändertem  Metallgeld 
oder  Papieigelde: 

13.  Filschnng  und  VerfäUchung  der  von  Reichs-  oder  Staatswegen  anB> 
gegebenen  Stempelzeichen  oder  Marken,  in  der  Absicht,  sie  als 
echt  zu  verwenden; 

14.  UrkundenfSIschang,  änschliefslich  der  Fälschung  Tun  Bankoten  und 
8ewirkung  einer  unridttigen  amtlichen  Beurkundung,  sofern  bei  diesen 
Handlangen  ein  Gebranch  der  eefliUchten  oder  fauchen  Urkunde  be- 
abaichtiEt  ist  nnd  aus  dem  Gebrauch  ein  Schaden  entstehen  kann; 
wissentficher  Gebrauch  solcher  Urkunden,  aus  dem  ein  Schaden  ent- 
stehen kanuj  sowie  wiseentlicbe  EinfUhmng  falscher  oder  verfälschter 
Noten  einer  ki&Ft  des  Gesetzes  bestehenden  Notenbank  in  der  Absicht, 
ue  als  echt  und  nnverßUscht  in  Verkehr  an  bringen,  sofern  der  Th&ter 
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bei  ihrem  Empfange  von  der  Ffllschnng  oder  YerflUflchang  Kenntnis 
hatte; 

15.   Meineid; 

Id.  Beetechnnff,  inaofem  Geschenke  oder  Versprechen  einem  Biehter  in 
rechtswidnger  Absicht  gemacht  oder  von  einem  Richter  oder  sonstigeB 
Beamten  rechtswidrig  angenommen  werden ;  Erpressung  dorch  Beamte» 
Unterschlagung  begangen  von  Beamten  oder  anderen  zu  einem  öffent- 
lichen Dienste  dauema  oder  zeitweise  bestellten  Personen; 

17.  vorsätzliche  Brandstiftung  mit  gemeiner  Gefahr  für  das  ESgentam 
oder  mit  Gefährdung  des  Lebens  anderer;  Inbrandsetzen  dner  ver- 
sicherten Bache  in  oetrügerischer  Absicht  zum  Nachteiie  des  Vei^ 
sicherers; 

18.  vorsätzliche  und  rechtswidrige  Zerstörung  von  Gebftuden,  die  ganz 
oder  teilweise  fremdes  Eigentum  sind;  vorsätzliche  Zerstöranff  von 
Gebäuden  oder  anderen  Bauwerken  durch  Grebrauch  von  explodieren- 
den Stoffen  mit  gemeiner  Gefahr  für  das  Eigentum  oder  mit  Gefähr- 
dung des  Lebens  anderer; 

19.  öffentliche  Gewaltthätigkeit  mit  vereinten  Kräften  gegen  Personen 
oder  Sachen: 

20.  Bewirkung  des  Sinkens  oder  der  Strandunff  von  Schiffen  oder  deren 
Zerstörung,  Unbrauchbarmachunf^  oder  Beschfidigunff,  sofern  die  Hand- 
lung vorsätzlich  und  rechtswidrig  begangen  und  dadurch  Gefiüur  f&r 
das  Leben  eines  anderen  herbeigeführt  ist; 

21.  Widerstand  oder  thätlicher  Angriff  der  Schifbmannschaft  gegen  den 
SchiflbfÜhrer  oder  einen  anderen  Vorgesetzten; 

22.  vorsätzliche  Geföhrdung  eines  EiaenlMihnzuges; 
28.   Diebstahl; 

24.  Betrug; 

25.  Mifsbrauch  einer  Blankounterschrift; 

26.  Unterschlagung; 

27.  betrüglicher  Bankerott. 

In  gleicher  Weise  findet  die  Auslieferung  statt  wegen  Versuchs  einer 
der  vorbezeichneten  strafbaren  HandlungeUi  sofern  er  auch  nach  der  Gresets  • 
gebuns  des  ersuchten  Teiles  strafbar  ist 

Art  2.  Kein  Deutscher  wird  von  einer  Regierung  des  Deutsehen 
Reichs  an  die  Königlich  Niederländische  Regierung  und  von  dieser  kein 
Niederländer  an  eine  Regierune  des  Deutschen  Reichs  ausgeliefert  werden. 

Wenn  eine  nach  diesem  Vertrage  beanspruchte  Person  auch  von  «ner 
oder  mehreren  anderen  Regierungen  m  Anspruch  genommen  wird,  kann  der 
ersuchte  Teil  dem  Ausiieferungsantrag  einer  der  anderen  Regierungen  den 
Vorzug  geben,  sofern  er  hierzu  vertnigsmäfsi^  verpflichtet  ist  oder  es  den 
Interessen  der  Strafrechtspflege  mehr  entsprechend  findet 

Art.  8.    Die  Auslieferung  soll  nicht  stattfinden: 

1.  wenn  die  Strafverfolgung  oder  die  Strafvollstreckung  nach  der  Gesetz- 
gebung des  ersuchten  Teiles  verjälul;  ist; 

2.  wenn  die  von  einer  Regiemne  des  Deutschen  Reichs  beanspruchte 
Person  in  den  Niederlanden  oder  die  von  der  Königlich  Niraerlän- 
dischen  Regierung  beanspruchte  Person  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  wegen  derselben  strafbaren  Handlung,  weeen  deren  die  Aus- 
lieferung betragt  wird,  in  gerichtlicher  Untersudaung  gewesen  und 
verurteilt,  aufser  Verfolgung  gesetzt  oder  freigesprochen  worden  ist 

Während  eines  noch  schweTOnaen  Verfahrens  oder  nach  dessen  Ein- 
Stellung  kann  die  Auslieferung  abj^elehnt  werden. 

Art.  4.  Wenn  die  auszulieremde  Person  wegen  einer  anderen  straf- 
baren Handlung  als  derjenigen,  wegen  deren  die  Auslieferung  beantragt  ist, 
sich  in  Untersuchung  befindet  oder  eine  Strafe  verbüfst,  so  wird  die  Aus- 
lieferung nicht  eher  statthaben,  als  bis  diese  Untersuchung  beendet  und  die 
zuerkannte  Strafe  verbüfst  oder  Begnadigung  erfolgt  ist 


Eb  kaoD  jedoch  eine  beanspruchte  Penon,  nm  iu  dem  ermctieiideii 
Staate  vor  tiencht  gectellt  zd  w^ea,  seitweilig  ausgeliefert  werden  imter 
der  BedinKimg,  d&Ta  lie  nach  Abluf  der  Untersaohane  laiflckgeliefert  wird. 

Art  5.  Wenn  öne  beuuptachte  Person  Verbindbchkeiten  geeen  PrivAt^ 
personen  eingegangen  i«t,  «n  deren  EU%llanK  äe  dnreh  die  Ansuefening  ver- 
blndert  wird,  so  soll  sie  dennoch  aosgelieiert  werden,  nnd  es  bldbt  dem 
dadurch  beeinti^htigten  Teile  Qberlassen,  seine  Rechte  vor  der  sostAndigen 
BebCrde  geltend  zu  macheii. 

Art.  6.  Die  ansgelieferte  PerBon  darf  wegen  einer  anderen  vor  der 
Ansliefening  beKangenen  sliafbaTai  Handlons  ais  derjenigen,  welche  die 
AnsliefemnB  begrfliidet  hat,  weder  in  dem  I«nde,  an  welcbee  die  Aoe- 
lieferong  erfolgt  ist,   mr  ünlerauchnng  gezogen  oder  bestraft,   noch  TOn  da 


.     .  n  Staat  w«it«rgeliefert  werden,  es  sei  denn,  daTs  die  Begierung, 

welche  die  Ansliefening  bewilligt  hat,  ihre  Znstimmiuig  erklärt  oder  dalä  die 
ansgelieferte  Penon  die  Freiheit  gehabt  bat,  das  Land  binnen  eioeni  Monate 
uaen  Beendietmg  der  UntcrEochimg  nnd  im  FUle  der  Verarteilnnff  nach 
VerbäMug  der  Strafe  oder  nach  etwaifer  Begnadigung  wieder  sa  rerlaseen, 
oder  dab  me  nach  Verlanen  das  Landes  wieder  dahin  snrückgekehrt  bt 

Die  Uestimniangen  des  g^enwftrtigen  Vertr^  kSnnen  nicht  anf  Per- 
sonen Anwendung  finden,  die  sich  irgend  eine  pobtische  Slrafthat  haben  zu 
Scfanlden  kommen  lassen. 

Die  Anslieferang  kann  nur  behafs  der  Untersuchnng  und  Bestrafiuig 
der  gemeinen  strafbaren  flandlungeo  erfolgen,  welche  im  Art  1  dieses  Ver- 
tntgs  aufgeführt  mnd. 

Art  7.  Der  Antrag  anf  AuBliefeninK  und  auf  deren  nacfatriigliche 
Angdehnung  (Art.  6  AI».  1)  erfolgt  im  diplomatiBchen  W^e.  Zu  S^nar 
Begründung  ist  beiaobringen  ün  verurteilendes  Erkenntni«  oder  ein  BeschWs 
oaf  Eröfinnne  des  Hauplrerfahreus  oder  dne  die  Vonrntersachnng  erSffiiende 
VÖfügnng,  falls  der  Bwcblufs  oder  die  Verfügung  mit  einem  Haftbefehle 
rerbundeo  ist,  oder  auch  ein  Haftbefehl  allein.  Der  Haftbefehl  mnls  den 
Tbatbestaod  nnd  die  darauf  anwendbare  strsfgesetE liehe  Bestimmung  an- 
geben. Die  Torbezeichnefen  SchriftHlflcke  sind  in  Urschrift  oder  in  be- 
olaolngter  Abschrift  und  swar  in  denjenigen  Formen  beizubringen,  welche 
die  Gesetzgebnog  des   die  Aueliefemug   nachsuchenden  Staates   TOnchieibt 

Art  8.  Bevor  der  Aosliefeningeantrag  auf  diplomatischem  Wege  ge- 
stellt ist,  kann  die  vorläufige  Festnahme  einer  Pereon,  deren  Auslieiernng 
nach  diesem  Vertrage  beanspmcht  weiden  kann,  in  Antrag  gebracht  weiden. 

Diesen  Antrag  unmittelbar  sn  stellen  sind  betagt; 
Dentscheneita  die  Gerichte,  einschliefslich  der  Untersuchungsrichter, 
die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  und  die  hierzu  ermächtigten  Polizri- 
und  Sieberbeitsbeamten; 

NiederlBndiBcherB«t8  die   Untersuehangsricbter  (Richter  ■  Kommissare) 
und  die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft 

Art.  9.  Der  vorläufig  Festgenommene  (Art  8)  ist,  falls  seine  Haft 
nieht  aas  einem  anderen  Omnde  tortaodanem  bat,  wieder  auf  fr«ea  Fnfs  zn 
setzen,  wenn  nicht  binnen  EwanziK  Tagen  ikach  dem  Tage  seiner  Festnahme 
der  AusliefernnfMntrag  nuter  Vonegnn^  der  erforderlichen  Schriftstücke  ai^ 
diplomatischem   Wege  getiteUt  worden  ist 

Art,  10.  Die  im  Besitze  des  Anszuliefemden  in  Beschlag  genommenen 
Gegenstände  sollen,  wenn  die  zuständige  Behörde  des  ersuchten  Staates 
die  AusantwortuDg  derselben  angeordnet  nat,  dem  ersuchenden  Staate  fiber- 
geben werden. 

Art.  11.  £Ke  Durcblieferung  einer  Person,  welche  von  mner  dritten 
Kegiemng  an  einen  der  vertragschliefeenden  Tedle  anseeliefert  wird ,  durch 
das  Gebiet  dee  anderen  Teiles,  wird  luif  den  im  dipTomatischen  Wege  zn 
stellenden  Antrag  bewilligt  werden,  sofern  die  betreffende  Person  dem  um 
die  DurchlieferoDg  ersuchten  Teile  nicht  angehört  nnd  die  strafbare  Hand- 
lung, wegen  deren  die  Auslieferung  stattfindet,  auch  nach  dem  gegenw&rtigen 
Vertrage  die  Aualieferung  begrtinden  würde.    Mit  dem  Antrag  ist  ein  den 


Hcl^digDQ^ 


„.        .    I   Art.   1    entsprecbeDdes   SchrifUtück    beizubringen.     Die 

Durch  lief Qrung  erfola-t  unter   B^ldtung   von  Beamten   des   um   die   Dorch- 
lieferung  ersuchten  Teiles. 

Ali,  12.  Wenn  die  fSehSrden  eines  der  vertragsctiiiefBeDden  Träle  in 
eiDetn  StraiVerfiihren  weeeti  nicht  politischer  Handlangen,  die  anch  durch 
die  Gesetze  des  anderen  l'eiles  mit  Strafe  bedroht  sind,  die  Vernehmung  im 
Gebiete  des  anderen  Teiles  befindlicher  Zeugen  oder  irgend  eine  ander« 
UuIersutbungshandluD^  für  notweadig  erachten,  so  wird  ein  entsprechendes 
EisachnngBschreiben  auf  diplomatiecbeni  We^e  mitgeteilt  nnd  dem  Ersuchen 
oacli  MalBgabe  der  Gesetzgebung  des  Landes,  wo  der  Zeuge  vernommen 
oder  die  sonstige  Untersuch angsfa an dlung  vorgenommen  werden  soll ,  Folge 
gegeben  werden. 

In  dringenden  Fällen  kann  ein  solches  Ersuchen  unmittelbar  von  der 
GerichlsbehOrdo  des  einen  Teiles  an  die  Gericlilsbe bürde  des  anderen  Teilei 
gerichtet  Verden. 

Art.  13.  Wenn  die  Behörden  eines  der  vertragschlieTBenden  Teile  in 
einem  Strafverfahren  wegen  nicht  politischer  Handlungen,  die  auch  durch 
die  Gesetze  des  anderen  Teiles  mit  Strafe  bedroht  tina,  das  persönliche  Er- 
scheinen  eines  Zeugen  für  notwendig  oder  erwünscht  erachten ,  so  wird  anf 
den  im  diplomatiBCtien  Wege  zu  stellenden  Antrag  die  Regierung  des  L.andei, 
in  welchem  der  Zeuge  sich  befindet,  ihm  von  der  an  ihn  ergebenden  Ladung 
Kenntnis  geben.  Erklärt  sich  der  Zeuge  bereit,  der  Ladung  Folge  zu  leisten, 
so  werden  ihm  die  Kosten  der  Reise  nnd  des  Aufenthalts  nach  den  Tarif- 
sätzen und  Vorschriften  des  Landes,  in  welchem  die  Vernehmung  erfolgen 
,  bewilligt,  sofern  nicht  die  ersuchende  Hegiening  eine  höhere  äit- 
"fnng  gewälirt. 
lern  Zeugen  kann  auf  seinen  Antrag  durch  die  Behörden  seines  Wohn- 
orts der  Gesamtbetrag  oder  ein  Teil  der  im  vorhei^henden  Absätze  be- 
zeichneten Reisekosten  vorgeschossen  werden;  diese  Kosten  werden  dem* 
nrichst  von  der  ersuchenden  R^erung  zurückerstattet 

In  keinem  Falle  darf  ein  Zenge,  gleiehriel  welchem  Staate  er  angehört, 
wenn  er  infolge  der  in  dem  einen  Lande  ihm  zugegangenen  Ladung  frei- 
willig vor  den  Richtern  des  anderen  Landes  erscheint,  daselbst  auf  Giund 
einer  Beschuldigung  oder  Verarteüung  n^eu  früherer  strafbarer  Handlungoi 
oder  unter  dem  Verwände  der  Mitsctiula  an  den  Handlungen,  welche  den 
Gegenstand  dee  Straf  Verfahrens  bildeu,  in  dem  er  als  Zeuge  auftritt,  ziir 
Untersuchung  gezogen   oder  festgenommen  werden. 

Art.  14.  Wenn  die  Behörden  eines  der  verlragschliefsenden  Teile  in 
einem  Strafverfahren  wegen  nicht  politischer  Handlungen ,  die  anch  durcb 
die  Gesetze  des  anderen  Teiles  mit  Strafe  bedroht  und,  die  Zuüibruiig  von 
Pereoneu ,  die  uch  in  dessen  Gebiet  in  Untersuchungs-  oder  Straf hatt  be- 
finden und  dort  nicht  die  Blaatsangebörigkeit  besitzen ,  zum  Zwecke  einer 
Gegenüberstellung  oder  die  Mitteilung  von  Beweisgegenständen  oder  Ur- 
kunden, die  in  den  Händen  der  auderseitigen  Behörden  sind,  für  notwendig 
oder  nützlich  erachten,  so  wird  ein  entsprechender  Antrag  auf  diplouiatiscfaem 
Wege  gestellt  und  diesem  Antrag  unter  der  Verpflichtung  der  Zurückliefertu^ 
der  Personen.  Beweisgegenatfinde  oder  Urkunden  stattgegeben  werden,  aofem 
nicht  besondere  Bedenken  entgegenstehen. 

Art.  15.  Die  verlragschlipfsenden  Teile  verzichten  gegenseJtig  auf  alle 
ErsatzanBprdclie  wegen  der  Kosten,  die  ihnen  innerhalb  der  GreoEen  ihres 
Gebietes  aus  der  Festnahme,  dem  Unterhalt  und  der  Beförderung  der  aas- 
zuliefemden  Personen ,  aus  der  Erledigung  der  im  Art.  12  vorgesehenen 
Ersuchungsschreiben  oder  aus  der  Hin-  und  Rücksendung  der  gemäfs  Art.  H 
zu  gesteLlenden  Personen  oder  mit  zu  teil  finden  BeweisgcgenstSnde  oder  Ur- 
kunden erwachsen. 

Soll  die  Beförderung  auf  dem  Seeweg  erfolgen ,  so  wird  die  anaio- 
lielemde  Pereon  nach  dem  Hafen  gebracht  werden,  welchen  der  diploma- 
tische  oder  konsularische  Verireter  des  ereueheuden  Teiles  bestimmt;  dicMm 
fallen  die  aus  der  Festhaltuug,   dem  Unterhalt  und   der  Befönlerung  er- 


o  dei  Anaanliefenkde 


Art.  16. 

-..-itArtfÜgen „_ o ^,_   -      „      _ 

Bttafbarer  Bandlnn^D  jeder  Art  mit  AiuDabme  der  Übertretungen  mittdleii. 
^eee  Mitteünng  wird  darch  die  auf  dipIomBtiechem  Wege  bu  bewirkoide 
Ubersendnne  des  StrsfiirteiU  oder  dnea  aie  Eutacheidnng  anszagiweiH  enb- 
baltenden  Vermerkes  erfolgen. 

Art  IT,  Jeder  der  beiden  Hoben  vertra^hliefBenden  Teile  wird  alle 
Beehte  ond  Begfinatignngen,  die  er  einem  dntten  Staate  in  Beiiehong  auf 
die  Frage,  we^en  welcber  strafbaren  Handlangen  die  Ansliefernng  zn  be- 
willigen ist,  seit  dem  I.  September  1886  eingeribunt  bat  oder  in  Zuknnft 
einritamai  sollte,  dem  anderen  Tdle  zn  statten  kommen  lassen,  insoweit 


Staaten  Rechte  nnd  Befagnisae,  die  nach  Abo,  1  dem  anderen  Teile  zu 
statten  kommen  sollen,  eingerftamt  haben,  nnd  werden  eich  auch  in  Zukunft 
alle  Vertrflge  dieser  Art,  sobald  sie  in  Kraft  getreten  und,  mitteilen.  Sie 
werden  sich  gleichfalls  daTon  Hittdiung  machen,  wenn  dn  Vertrag,  von 
dem  hiemach  Mitteilung  zn  machen  war,  wieder  aufser  Kraft  tritt 

Art  18.  Die  fieatimniuneen  des  gegenwärtigen  Vertrags  finden  auf  die 
Niederländischen  Koloniffii  und  auswärtigen  BesitzonKen  derart  Anwendung, 
dals,  wo  im  Vertrage  von  den  Niederlanden  die  RMle  ist  oder  diese  unter 
d«r  Bezdcbnnng  dea  ersnchten  oder  ersuchenden  Teiles,  Staaten  oder  Landes 
an  verstehen  smd,  die  Kolonien  nnd  Besitzungen  darunter  gldcbfalls  be- 
giifien  sdn  sollen,  mit  der  Hafsgabe  jedoch,  dafs: 

1.  die  Äuztieferung  ans  den  Kolonien  und  Besitzungen  nur  insowdt  be- 
ansprucht werden  kann,  als  die  dort  rermuteten  Personen  sich  inner- 
halb des  Berdches  der  daselbst  bestehenden  Behörden  befinden; 

2.  als  Gesetze  und  Geeet^ebnng,  wo  der  Vertrag  auf  solche  Terweist, 
die  Gesetze  nnd  Geset^ebung  der  betreffenden  Kolonie  oder  Besitzung 
za  gelten  haben; 

3.  fOr  die  vorlKnfige  Feathaltnng  an  Stelle  der  im  Art  9  rorgesehenen 
zwanzigtfi^gen  Frist  eine  Frist  von  drd  Monaten  tritt 

Die  denlscben  Schatzgebiete  werden  von  diesem  Vertrage  nicht  berührt. 
£■  blüht   vorbehalten,   den   Q^enstand  für  diese   Gielriete   besonders   zn 

Art.  19.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  ratifiziert  werden.  Kr  soll 
did  Monate  nach  der  Auswechsdnng  der  RatifikationHurkunden ,  die  sobald 
als  möglich  bewirkt  werden  wird,  in  Kraft  treten.  Von  diesem  Zdtnonkt 
ab  verlieren  die  früher  zwischen  einzelnen  Staaten  dea  Deutschen  Beicfas 
und  den  Niederlanden  abgeschioasenen  Verträge  Über  die  AnsUderang  von 
Tertireeheni  ihre  tiültigkeit.  An  deren  Stdle  bitt  der  geaen^titige  Vertrag, 
welcher  von  jedem  der  bdden  vertraKechliefsenden  Teile  antgekOndigt 
werden  kann ,  jedoch  nach  eifolgter  Aufkündigung  noch  sechs  Monate  la^ 
in  Kraft  bidbt 

Der  vorstehende  Vertrag  ist  ratifiziert  worden  und  die  Auswechse- 
Inng  der  Ratifikations- Urkunden  hat  am  23.  Oktober  1R97  in  Berlin 
stattgefunden. 

7.  Vertrag  zwischen  dem  Dentschen  Reiche  and  den 
Niederlanden  über  die  Ansliefertiag  der  Yerbrecber  zwi- 
schen den  deotschen  Schntegebieten,  sowie  den  sonst 
von  Deutschland  abfatlngigen  Gebieten  nnd  dnm  Gebiete 


der  Niederlande,  sowie  den  NiederlKndisehen  Kolonien 
und  ftuBwartigen  Bsaitzang  en  vom  21.  September  1697  (fi.6.BL 
S.  747  ff.). 

Art.  1.  Die  Beetimmiuigen  des  Ewischeii  Ami  DentBchen  Bdche  md 
dea  NiederUnden  un  31.  Deiember  1896  nnteneichneten  AuUeftniiigf' 
TertnffH  BoUen  anf  die  im  nachiolgCDden  Artikel  näher  beMichnetm,  tob 
Dentachlatid  abhftngigen  Gebiete  derart  Anwendoiig  findtn,  daTs  aoch  üt  ia 
einem  dieser  Gebiete  innerhalb  des  Bereichs  der  daielbet  beatehaulBa  Be- 
bürden  räch  aufhaltenden  Feraonen,  die  wegen  einer  anfwtbalb  der  bsMiil- 
neten  Gebiete,  sowie  des  Gebiela  des  Üentscben  Reicbs  beiMuigeneti  Bind- 
Inne  von  den  BehGrden  der  Niederlande  oder  der  NiedBrUiB£M£en  Kokun 
und  anawKrtjgen  Bewtonngen  Terfolgt  werden ,  nnd  die  in  den  Niadntt» 
dtoeben  Kolonien  nnd  aosw&rtigen  Beutrangen  innerhalb  des  Bereielis  ds 
daseibat  bestehenden  Behücden  oder  im  K&iigrdehe  der  Niederlande  nd 
Personen,  die  w^en  einei  anfsetnalb  des  r 
der  NiederUndiscnen  Kolonien  nnd  Benta 
1  den  Behörden  der  von  Dentaehland  afahlu 


I  Personen,  die  w^en  emei  anTserhalb  des  Uebtela  der  Mmw- 
I  der  NiederUndiscnen  Kolonien  nnd  Bentaangm  begangcnn 
namiinug  Ton  den  Behörden  der  von  Dentaehland  afahlngigen  Geiaete  itr 
folgt  worden,  in  GemS&heit  der  Beatimmnngen  jenes  Tera^ge,  sowdt  wbt 
der  gegenwärtige  Verbag  etwas  Abwdefaendes  festsetzt,  ge^censeitig  tiiMi. 
liefern  sind. 


Art.  2.    Unter  den  von  Deutschland  abhSngigen  Gebieten  (Arl  1)  ■ 
I  des  gegenwärtisen  Vertrags  m  verstehen: 
AAdka,  in  Nen-Giünea  und  im  westlichen  Stillen  Ocean  belegcWD 


Dentachen  Sdiotueblete,  Bentsongen  nnd  InterewaMphUren. 

Art.  3.  Zwischen  den  von  Deutschland  abhängigen  Gebieten  in  Ke» 
Goioea  und  im  weetlielien  Stillen  Oeeau,  nämlich  dem  Sclmtwelnele  de 
Nen-Guinea-Compagnie  nnd  don  SehntaEehiete  der  Manhall-,  Brown- and 
Providence-Insdn  tinerseits  nnd  NiederltLndiBeh -Indien  andererseits  soll  wegv 
solcher  strafbaren  Handinngen,  die  in  Niederl&ndiacb -Indien  als  Seeranb  MR 
ffleich  dem  ijeeraube  bestraft  werden  nnd  angldcb  nach  der  Ofaetag^mue 
des  betreffenden  Dentechen  Sohntsgebieti  dne  als  Verbrechen  oder  Vergebn 
strafbare  Gewalttbätigkeit  gegen  Personen  oder  Sachen  oder  die  Tnlühme 
an  einer  solchen  oder  den  strafbaren  Versncb  einer  solchen  darstellen,  die 
Auslieferung  auch  dann  stattfinden,  wenn  diese  nicht  schon  nach  Art.  1  dt* 
Vertnus  vom  31.  Dexemher  1896  begrfindet  ist 

Ak.  i.  Bd  Anwendung  des  Vertnura  vom  Sl.  Deaember  1896  auf  die 
von  Dentschland  abhängigen  Gebiete  sollen,  wo  in  jenem  Vertrage  vom 
Deutschen  Rnche  die  Rede  oder  dieses  unter  der  Bezcichnnng  des  enn^ta 
oder  ereuchendi'ii  Tpilix  Staatw  oder  Lnodefl  ku  verstellen  ist,  die  bwriib- 
oeien  (jebieti?  darunter  gleichfalls  besrilleii  sein.  Dabü  haben  als  liiMti' 
und  Gesetagebung,  wo  der  erwähntf!  Vertrag  anf  solche  verweiflt,  die  GoMt« 
und  Geaetzgehung  den  betreffenden  Gebiets  au  gelten. 

Art.  .5.  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  von  Art.  3  des  Vertrag*  r«n 
Sl.  Dezember  1896  soll  für  die  von  Deutai^hlaod  abhüngigeo  Gebiete  giäm 
daTs  die  Verpfiichtung  nur  Aualieferung  aus  diesen  Gebieten  trieb  ninl  •■ 
deren  Eüngeborene ,  sowie  auf  iieichsangelRirtge ,  uod  die  Verpfliciitnng  dtf 
Behörden  der  Nie<lerlan(ie  oder  der  NiederÜind lachen  Kolonien  und  a»- 
wftrtigen  BeBitzunKen  zur  AuBliefeninu  von  Fereonen,  die  von  den  BehAida 
jener  Gebiete  veTfol^t  werden,  sieb  nicht  auf  Niederländer  erstreckt. 

Art.  6.  Die  'N'erptlicbtung  zur  Aualieferung  auB  den  von  Deutscbliad 
abhängigen  <iebieten  Mit  wec.  wenn  vor  Auafflhrung  der  AusliefeniBg  «■ 
Antrag  auf  Abliefenmg  der  oeanEpruchten  Person  nach  dem  Gebiet«  d«) 
Deuteehen  Reichs  eingeht ,  dem  nach  gesetzlicher  Vorsehnft  entsproebto 
werden  muPs  Die  Bewilligung  der  Aasliderung  aus  einem  der  von  Dentsdl- 
land  abhüngigen  Gebiete  soll  stets  als  unter  der  Bedingung  geschebeii  KeilM- 
dals  ein  soleher  Antrag  auf  Ablieferung  bis  zur  Ausführung  der  AnslieforuK 
nicht  eingegangen  ist.  E^  bleibt  im  Falle  der  Ablieferune  nach  D^tK^ 
tand  der  Ivüniglicb  Niederliindischen  Regierung   aber  vocbebalten,   die  dtn- 


lüUlMige  Atuliefennig  &iu  Deutachltuid  auf  Onmd  mid  nach  M&bgKbfl  dm 
Vertrags  Tom  Sl.  Dezember  1896  in  Antrag  zu  briageii. 

Art.  7.  Die  Antrflge  anf  Auliefenuig  ani  einem  der  von  Deataehland 
«bbfinsigen  Gebiete  oder  an  eines  dieser  Gebiete  und  auf  nachtrSgliche 
Anadehninig  «oJcber  Ausliefenmg  soUen,  wie  im  Abe.  1  des  Art  7  dea  Ver- 
traga  vom  91.  Detember  1896  TorgeeelwD  ist,  im  diplomatiKhen  W%« 
gestellt  werden. 

Jedoch  können  solcbe  Antriige,  wenn  es  dcb  am  eine  AuBKefaning 
Ewiachen  Niederllndiach- Indien  und  einem  der  in  Oetafrika,  in  Nea-Qidnes 


Iftnditch- Indien  bei  der  obersten  BebÖide  dea  betreffenden,  von  Deatacliland 
abbfingigen  Gebiets,  die  innerhalb  dieeea  Gebieta  ibren  Sitz  hat,  nnd  von 
dieser  BehQrde  bei  dem  Geoetal-GonTemenr  von  Niederlündisch- Indien 
geetttllt  werden.  Diesem,  sowie  der  beznchneten  Dentschen  Behörde  bleibt 
es  Torttebalten,  wenn  der  bed  ihnen  nnmittelbar  gestellte  Antrag  ilmen  an 
Zweifeln  Anlals  giebt,  darfJbn   die  Eutscheidnng  der  vorgeeetslea  Stelle 


Art.  8.  FOr  die  Torläafige  Festbaltnng  triK  an  Stelle  der  im  Art.  9 
des  Vertrags  Tom  31.  Dezember  1886  vorgMehenen  iwanaigtAgigen  Etist  in 
den  Fällen,  aaf  die  der  g^enwärtige  Vertiag  rieh  liezieht,  eme  Frist  von 
irä  Monaten. 

Art.  9.  Der  gBjgenwBrtige  Vertiag  »oll  ntifis^rt  nnd  die  Hatifikation»- 
Urkimden  sollen  eleichzeitig  mit  denen  zum  Vert&ge  vom  ül.  Deieoiber 

1896  wugewechselt  werden. 

Der  Vertnm;  soll  drei  Honat«  nach  Anstanach  der  RattGkations-Urknnden 
in  Kraft  treten  und  so  lange  in  Kraft  bldtten,  wie  der  Vertrag  vom  81.  De- 
aember  1896,  also  anber  Kraft  treten,  wenn  dieser  aufsei  Kraft  tritt 

Der  Torstebende  Vertrag  ist  latlfisiert  worden  und  die  Anawechs^ 
Inng  der  Ratifikadons  -  Urkunden  hat  am  28.  Oktober  1897  in  Berlin 
Btattgehinden. 

6.     Lant    Bekanntmachung    des   Reichskanalen   Tom    18-  Oktober 

1897  (R.G.B1.  8.  776)  ist  nnterm  8.  April  1897  das  Königreich 
RnmSnien  der  internationalen  Übereinkunft,  betr.  IIa fs regeln 
gegen  die  Cholera,  vom  15.  AprU1893  (K.G.B1.  1894  8.  843  ff-) 
beigetreten. 

9.  Unterm  28.  September  1697  ist  der  Oranjefreistaat  der 
Genfer  Konvention  zur  Verbeesernng  dea  Loses  der  im  Kriege 
verwoDdetcD  Militärs  beigetreten  (Eidg.  Amt).  SIg.  N.  F.  Bd.  XVI 
S.  270).  Die  Genfer  Konvention  (Rotea  Kreuz)  besteht  unnmehr 
zvrischen  den  Vereinigtea  Staaten  von  Amerika,  der  ArgantinischeD 
Republik,  Belgien,  Bolivis,  Balgarien,  Chili,  dem  Congoetaat,  IMne- 
mari^  Dentechland,  Frankreich,  Griechenland,  Grohbritannien,  Italien, 
Japan,  Lnxembnig,  Montenegro,  den  Niederlanden,  dem  Oranjefreiataat, 
Osterr«ch- Ungarn,  Peraien,  Peru,  Portugal,  RamftnieD,  RutÜand,  Sal- 
vador, Schweden  und  Norwegen,  der  Schweis,  Serbien,  Spanien,  dw 
TBrkei  und  den  Vereinigte  Staaten  von  Venezuela  (81  Staaten). 


Litteraturberichte. 

a.    Bacli«ranBelr«B< 

1,  Bouetiä,  Emil,  RecbteinwfvU  beim  Roicliagprichl.  Das  deatsche 
Seereebt:  auf  Grund  des  Kcminenlttti  von  Ur.  William  UwU  unter 
BerQckairhtiguiig  aueltodischcr  Seerecbte  neubearbdlet,  mit  dDei-  Ein- 
IdtuDK  über  Ertliche  CleltuDg  eeerecbtlichcr  Gesetze.  1.  Band.  Leipcg, 
Dnnpker  &  Humblot,  1897.    XX  u.  460  S.    I'r.  10  Mk.  — . 

Unser  Seegesptz  (4.  Bucb  dps  neuen  deutschen  Handflfigesetzbachs. 
f).  Unch  deB  alten,  Tit.  I,  II  und  III)  nimmt  etiler  den  Seegeeetüen  der  He- 
fahrenden  Nationen  einen  heri-orrag enden  Ran^  ein  und  ist  scbon  ein  Master 
ftlr  andere  Länder,  »>  insbesondere  das  italjeniecbe  Seegesetz  and  in  irdte- 
stem  Umfange  auch  für  die  nenen  Seegesclie  von  Dänemark.  Schweden  und 
Norwefjen  geworden.  Dasselbe  sncht  insbesondere  den  modernerem  Verkehre- 
verhftltniBBen  gerecht  zu  werden.  Während  die  Rechtsprechung  sich  zumeist 
in  einer  dem  Gesetze  würdigen  Weise  entwickelt  hat,  hat  die  Litteistnr 
damit  nicht  i^ehritt  gehalten.  Der  Kommentar  von  Leii-in  ist  der  einzige 
wissensehaftlieh  aeibstündige  Kommentar  nnseres  Seerechtea  gehlieben.  Neben 
sehr  beachtenswerten  Einzeln  arbeiten  von  Vnigt  und  Afittelftei  n  nimmt 
die  erste  Stelle  der  allein  dem  Seerecht  gewidmeten  Arbeiten  daa  „EIan<l- 
bucb  des  Seerechts"  von  Wngaer  ein,  dos  aber  leider  anvollendet  ^re- 
bliehen  ist.  Unter  dieswt  Umständen  ist  es  ein  besonderes  Verdienst  des 
VerfaseerH,  eine  Neubeanwitung  des  /^irüechtn  Komment»ra  unternommen 
zu  haben,  wozu  derselbe  durcb  fast  zwanzigjährige  eigene  Übung  im  See- 
recht und  eigene  Anscbauur^'  der  Verbältuiase  des  Seeverkehrs  im  In-  und 
Auslände  sich  recht  wohl  berechtigt  halten  durfte. 

Das  vorliegende  Werk  ist  aber  trotz  milglichster  Erhaltung  des  noch 
Brauchbaren  ein  im  wesentlichen  nenea  geworden,  die  einzelnen  Institute 
dnd  neu  durchgeitrbeitet,  die  von  L^oin  nur  zum  Teil  benutzte  hunseatische 
Rechtsprechung  ist  neben  der  der  hQcheten  Gerichte  möglicbst  herangezogen 
und  kritisch  beleuchtet.  Daneben  ist  aus  der  ausländiscbeu  Litlera'tar  tind 
Rechtsprechung  vieles  für  unsere  Verhftltnisse  Verwertbares  mitgeteilt  IKe 
Arbeit  beschrftnkt  sich  hierbei  nicht  auf  deu  seerechtlichen  Teil  des  Handek- 
cesetzbacheB.  Es  v  erden  die  seerecbtlichen  Nebengooetze  des  Reichs  nnd 
der  Einzelstaaten  mitgeteilt. 

In  der  Einleitung  wird  eine  Übersicht  der  seerecbtlichen  Gt-setzn  Deutacb- 
lands  and  der  anderen  Länder  g^ben,  ein  weiterer  Abschnitt  ist  aber  d^ 
eingehenden  Darstellung  der  iirthchea  Geltung  der  seerechtlichen  Oesetxe 
gewidmet,  und  mit  Recht,  da  das  Seereebt  mehr  wie  jedes  andere  Verkeim- 
recht  einen  internationalen  Zug  hat.  Es  werden  hier  im  einseJoen  ii»1mb 
einer  I.  Einleitung  behandelt  U.  das  Recht  der  Flagge.  III.  das  Recht  des 
Urtea.  wo  das  Schiff  iicli  befindet  (le;r  rei  Kilae).  IV.  Recht  der  Vertn«»- 
verhältnisse  bezüglich  A.  Fonn,  U.  Inhalt,  C.  Auslegung  der  Worte,  V.  Recht 
der  aurserkontraktllclien  SchadeoBaosprüche  und  VI.  Recht  des  ProzeTBorTt« 
(ler.  fori}.  An  einer  solchen  bonderdatstellung  der  für  die  Rechtsübmif 
so  wichtigen  Grundsätze  über  die  örtliche  Geltung  der  see rechtlichen  Gesetze 
fehlte  es  bisher   sowohl  in   der  inländischen  als  in  der  ausländischen  Litte- 

Das  vorliegende  Werk  hat  stets  das  unmittelbare  Bedürfnis  der  Praxi« 
im  Ange,  rermoidet  gröfsere  geschichtliche  Hüekhlicke,  sucht  aber  muT 
Lücken  des  eigenen  und  Vorzüge  des  fremden  Rechte  aufmerksam  zn 
machen,  um  Stoff  für  künftige  \  erbesserung  des  erBtereii  zu  gebea,  wird 
sonach  für  Theorie  und  Praxis  ein  gleich  wertvolles  Handbuch  des  Seerecbtea 
abgeben;  es  werden  nicht  nur  die  Juristische  Geschäftswelt,  die  mit  der 
Rechtsan  wen  düng   befafst  ist,   solches   mit  besonderem    Nutzen   gehrauchen. 


,  mit 
B. 

2-    Jjesket   Franz,  Dr.,    Gr«liciiner  Jostisnt  umI  vortragender  Rat  im 
k.  preub.  JnatiziiiiaiBterium  und  Utwenfeld,   W;   Di-,  Bechtsan<*alt  bei 
dem  k.  Landgericht  I   in   Berlin   und   Notar.     Die   Rechtaverfolgung 
im    Internationftlen    Verkehr.     DantellunK  -der    Joatisorganiution, 
dee  (Hvüprozebrechti,    des  KonkarsrechtB.   der  EibechaftBregnlienm^  und 
der  KonBularKeriehtsbarkeit  in   den  Enropiuschen   ncd  AnTBerenrop&ucben 
Staaten,     il.  Band.     Berlin  1697,  Karl  Hejmonn.     1124  S.     Pr.  28  Hk.  — 
Von  dem   obenbezeichneten   gTOfsartig  angelegten  und   Inaher  Blbwtig 
beUälligat  «nfgenoDuneneu ,   in  seinen  frühiercn  LiefertmireD   aaeh  ron  nns 
bereits  in  Bd.  U  S.  103  und  Bd.  V  S.  425   angezeigten  Werke   ist  mit  dem 
nunmehr  vorliegenden  IL  Bande  die  Darstellung  fnr  die  earopäischen  Staaten 
qnd   ihre   Kolonien   zun   Abschlueee   gebracht.     Für  die  meisten   der   darin 
behandelten  Staaten  wird  hier  znm  erstenmal  eine  anafUhrliche  Wissenschaft- 
lidie  Daratellnng  in  deutscher  Sprache  gegeben.    Die  im  I.  Bande  in  döi 
Eikuiven  behanaellen  Fragen  aisd  natnigsmUe   hä  den  in  diesem  Bande 
aar  Dantellnng  gebrachten  Undem  sofort  dem  Sjvtem  eingeordnet  worden. 
En  dritter  Band  soll  die  anberenrop&isehen  Staaten,  zunächst  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  behaikdelu.    Die  Heiao^eber  beabsichtigeQ  das  Werk 
dadurch  danerod  brauchbar  in  erhalten,   dafi  de  die  durch  die  Änderung 
der  Gesetzgebung  veraltenden  Teile  durch  neoe  Darstellungen  ersetzen,  dem- 
entsprechend auch  bereits  der  zweite  Band  eine  neue  Beartwitnng  dee  eng- 
lischen Konkurs-  und   NachlarBweaens   enthält   nnd   das   am   1.  Januar  IsSs 
in  Kraft  tretende  nene  öaterrdch Ische  (^rilproselireebt  und  da«  neue  nieder- 
Uadische  Konkursrecht  folgen  sollen. 

IMe  dem  L  Baiide  zu  teil  gewordene  Anerkennung  w^en  der  hohen 
wissenaehaftlichen  wie  praktischen  Bedontnng  des  mit  grOfster  HorgÄdt  und 
Dut  Rflokneht  auf  das  für  Theorie  nnd  PMzis  beetebende  BedtUfnis  be- 
arbeiteten Werkes  darf  auch  för  den  IL  Band  in  Anspnich  genommen  nnd 
darf  dasMlbe  als  ein  geradezu  unentbehrliches  H&lAouttel  fnr  die  Kenntnis 
der  anawKrtigen  Bechte  bezeichnet  werden. 

Der  U.  Band  enthält  in  den  Abechnitten  XUl— XXII  die  Dantellnng 
der  betreffenden  Materien  bessttglich  Griechenland  von  Bechtsanwatt  Dr. 
O.  von  Streit,  Privatdozent  für  Völkerrecht  nnd  intemationalee  Privatrecht 
in  Athen  und  Dr.  6.  Diobounioti»,  Privatdozent  fOr  Handelsrecht  da- 
edbat;  Hnmänien  von  Dr.  Oeorget  Q.  FlaiichUn,  Rat  am  Appellhof 
in  Bukarest;  Serbien  von  Andra  Georgevitch,  k.  serb.  Staatsminister; 
Bulgarien  von  Dr.  Af.  St.  Sekiaehmanoti,  VicepriLeident  des  Kasaa- 
tionshofs  in  Sofia;  Uontenegro,  unter  Benntzong  von  Hitteilnngen  des 
Dr.  jur.  Lano»  Kottii  in  Agnim  von  Dr.  Willi-'m  Löwenfeld  in 
Beriui;  Türkei  von  Advokat  E.  E.  Salem  in  Salonichi;  Schweden  von 
Dr.  W.  bppitröm,  Richter  in  Stockholm;  Finnland  Dr.  W.  Chide- 
«■tu«,  Adjunkt  an  der  juristischen  Fakultftt  in  UeUingfors,  und  W.  F. 
Htimbürj/er,  Batsherr  in  HelsiogfoiE ;  BaTsland  von  den  Professoren 
Dr.  J.  Engelman*  und  Dr.  C.  Erdmann  in  Dorpat  und  Advokat 
V.  ffautbrandt  in  Warschau:  D&nemark  und  Norwegen  von  Pro- 
ÜBMOr  Dr.  J.  H.  Deuntter  in  Kopenliagen  noter  Uitwirkung  von  Dr.  B. 
Oetm  in  Ghristiauia;  femer  den  onen erwähnten  EUkors  lU  England  von 
Dr.  C.  H.  P.  Inhäiaen  in  London  und  Nachtr&ge  för  die  im  ].  Bande 
bebandelten  Länder. 

Als  fUr  die  Praiis  besonders  wertvolle  Bewahen  enthalten  Anhang  [ 
den  Entwurf  von  Vollmacbtsformularien,  wie  solche  in  einzelnen  auswärtigen 
Staaten  zu  gebrauchen  sind,  fUr  verschiedene  Materien,  z.  B.  ProaersvoUinacnt, 
KonkoravoUrnaeht,  ErbecbafEsvoll macht,  notarielle  Vollmacht  etc.,  in  der 
Sprache  der  betreffenden  Uinder  wie  in  deutscher  Sprache  nebeneinander- 
gestellt, nnd  Anhang  II  eine  Zosammenstellnng  der  in  Pieufsen  erlassenen, 
ZaitMbrift  f.  iutaTD.  Print-  n.  StntrMht  ate.,  Bkiid  VII.  85 
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den  intematioiialeii  Bechtoverkehr  in  Civilaachen  betreffenden  JuBtisministBriml- 
verfueungen. 

Ein  sorgfältig  angelegtes  ausführliches  Sachregister,  nach  alphabetischer 
Anordnung  ittr  die  einzelnen'Lander  sowohl,  als  der  bei  solchen  Gebändelten 
Gegenstände,  erleichert  den  Gebranch  des  ganzen  Werkes  wesentlich.     B, 

3m  Jffajfdien,  Dr.,  Landrichter,  Das  Bürgerliche  Gesetzbach  nebst 
Eintuhrungsgesetz  mit  den  Motiven  und  sonstigen  gesetz- 
geberischen vorarbeiten.  Stuttgart  1896/97,  Kohlhanmier.  4  Bfinde, 
Ledkon-Oktav. 

Die  nnn  vollständig  (in  22  Lieferungen)  vorliegende  Ausgabe  des 
Bfinperlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  nebSt  Einf&hmngsgesets 
darf  mit  Kecht  als  eine  der  bedeutendsten  und  wertvollsten  auf  dem  Gebiete 
der  Attsl^gungsbehelfe  zum  Gesetzbuche  bezeichnet  werden.  Dieselbe  ent- 
hält das  gesetzgeberische  Anslegunffsmaterial,  soweit  solches  zum  Verständnis 
des  Gesetzes  dienlich,  indem  die  auf  das  Gesetzbuch  sich  beziehenden  gesetz- 

S eberischen  Vorarbeiten,  nämlich  die  Motive  des  Entwurfes  I,  die  Protokolle 
er  zur  Umarbeitunj^  des  Entwurfes  I  und  Herstellung  des  Entwurfes  II 
niedergesetzten  zweiten  Kommission,  die  Denkschrift,  die  Biaterialien  zum 
Einfüuimgs^esetz  und  die  Berichte  der  Keichstagskommission  in  gedrängter 
Kürze  wörthch  und  zusammenhängend  zu  jedem  einzelnen  Paragraphen  an- 
geführt sind,  und  bietet  in  dieser  Zusammenstellung  ein  iur  cuts  Stndiom 
und  die  Anwendung  des  Bürgerlichen  Gresetzbuches  besonders  nützliches 
und  handliches  Hülnmittel,  das  um  so  lieber  jßebraucht  werden  wird,  wIb 
hierdurch  in  der  Regel  das  Zurückgreifen  auf  das  weitBchichtige  and  in 
verschiedenen  Veröffentlichungen  zerstreute,  jedenfalls  für  den  Privatbentz 
schwer  zugängliche  Gesetzgebungsmaterial  erspart  ist  Die  Dnrchfabnzng 
des  vorgesetzten  Planes  zeugt  von  unermüdlichem  Fleifse  und  Gründlichkeit, 
entbehrt  aber  durchaus  nicht  der  hierzu  nötigen  wissenschaftlichen  Behand- 
lung, welche  sich  besonders  in  anerkennenswerter  Weise  durch  die  Ein- 
leitungen und  Vorbemerkungen  zu  den  einzelnen  Büchern  des  Gresetzbuches, 
sowie  durch  die  Rttcksichtnanme  auf  die  Rechtsentwickelung  knndgiebt.  Sn 
besonders  hervorzuhebender  Vorzug  der  Ausgabe  ist,  data  das  Weik  in 
dieser  Gestaltung  dauernden  Wert  behält,  da  das  wiedergegebene  wichtiee 
Auslegungsmatenal  keinen  Abänderungen  ausgesetzt  ist  nna  stets  die  Griru»- 
läge  für  die  Anwendung  des  Gesetzbuches  bleibt.  Zur  Erleichtemnf  des 
Gebrauchs  des  umfanfreichen  Werkes  sind  beigegeben  eine  genaae  luialtB- 
übeiaicht,  eine  vergleichende  ZuBammenstellun|^  der  Paragraphen  bezw. 
Artikel  der  Kommissionsentwürfe  erster  und  zweiter  Lesung,  der  Reichztaea- 
vorläge  und  der  Paragraphen  bezw.  Artikel  des  Gesetzestextes,  wdaie 
Zusammenstellung  sofort  ersehen  läfst,  welche  Bestimmungen  des  fräbeieii 
Entwurfs  etc.  gestrichen  bezw.  geändert  wurden.  Weiter  folgt  eine  Ober- 
sicht über  die  bisher  in  Deutschland  geltenden  bürgerlichen  Kechte  besw. 
Rechtssysteme  und  zum  Schlüsse:  ein  ausführliches  und  sehr  sorgfältig  an- 
gelegtes Sachregister.    Druck  und  Ausstattung  sind  vorzüglich. 

Der  vom  Verfasser  beabdchtigte  Zweck  ist  in  jeder  Hinsicht  erreidit 
und  kann  inan  deshalb  der  dem  Werke  schon  anläfslich  des  ErBcheinena  der 
einzelnen  Lieferungen  zu  teil  gewordenen  rühmlichen  Anerkennung  ganz  und 
voll  sich  anschliefSsn  und  dasselbe  zum  Gebrauche  für  das  Studium  und  die 
Anwendung  des  Gesetzbuches,  Insbesondere  vom  Standpunkte  des  Praktiken 
aus,  bestens  empfehlen.  B, 

d*  Becher,  Dr.  Heinrich,  Das  rechtsrheinisch-bayerische  Lan- 
descivilrecht  und  Landescivilprozefsrecht  unter  Berück- 
sichtigung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  systematisch 
dargestellt.  München  1896.  Schweitzer  Verl.  (Jos.  Eichbichler).  2  Bde. 
L  u.  7151  S. 

Vorbezeichnetes  Werk  des  inzwischen  als  Hülfsarbeiter  in  daa  Reicba- 
jastizamt  in  Berlin  einberufenen  Verfassers   eifthält  im  Kerne   in   systema- 
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tischer  Bearbeituop  die  für  das  ganze  rechtsrlieinLgche  Bayern  gelten- 
den landeBgesetzbcfaen  civilrechtlichen  nnd  civilprozefsrechtlicnen  Kechts- 
normen,  sowie  die  Gmndzüge  der  Freiwilligen  Rechtspflege.  Die  Oarstellong 
des  Eeichs*  und  Statutarrechts  ist  sonach  vom  Arbeitsplan  ausgeschlossen 
und  nur  in  einzelnen  Fällen  insoweit  einbezogen,  als  solcnes  der  Zusammen- 
hang mit  Landesgesetzen  oder  instroktioneflen  Vorschriften  aus  praktisch 
wichtigen  Gründen  zweckmäTsig  erscheinen  liefs.  Dafs  eine  solche  Zusammen- 
stellung der  für  das  ganze  rechtsrheimsche  Bayern  geltenden  Rechtssätze 
auch  ungeachtet  der  nahe  bevorstehenden  £infuhrun|^  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  noch  zeitgem&Ts  ist  und  einem  prak- 
tischen Bedürfnisse  entsprochen  hat,  zeigt  die  ungemein  lebhafte  Nachfrage 
nach  dem  Überali  freundlich  aufgenommenen  Buche  seit  der  kurzen  Zeit 
seiner  Vollendung.  Der  Hauptvorzug  des  Werkes  liegt  wohl  darin ,  dafs  es 
einen  Überblick  gewinnen  läfst  über  die  vielen  in  Betracht  kommenden 
Materien,  welche  ganz  oder  teilweise  einzeln  geregelt,  zumal  die  ursprüng- 
liche Veröffentlichung  der  betreffenden  Rechtsnormen  aus  älterer  und  neuerer 
Zeit  nur  mühsam  zusammenzufinden  ist  Die  Durstellung  ist  erschöpfend, 
zeugt  von  immensem  Fleifse,  Gründlichkeit  und  vollstäncnger  Beherrschung 
des  Stoffes.  Litteratur  und  Rechtsprechung  sind  überall  berücksichtigt 
Wenn  dagegen  das  Buch  hie  und  dft  von  Irrtümern  und  Bedenklichkeiten 
nicht  frei  ist,  was  der  Verfasser  selbst  zueiebt  und  wovon  auch  der  grofse 
dem  Werke  gleich  selbst  beigegebene  Nachtrag  für  Berichtigungen  und 
Ergänzungen  zeigt,  so  mf^  solches  mit  Rücksicht  auf  die  aufserordentlichen 
Schwierigkeiten,  welche  oer  systematischen  Zusammenstellung  des  umfanjg- 
reichen  SUiterials  sich  entgegenstellen,  entschuldigt  werden.  Im  ganzen  ist 
ein  für  Theorie  und  Praxis  sehr  wertvolles  Handbuch  geschaffen,  das,  wenn 
auch  manche  der  darin  behandelten  Rechtsinstitute  künftig  wegfallen  mögen, 
doch  noch  für  lange  Zeit  auf  dauernden  Wert  Anspruch  erheben  kann.    B, 

öm  M.  F^Mschf  Reichsgerichtsrat  Vergleichende  Darstellung  des  Code 
civil  und  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches.  Berlin,  Verlag  von 
Otto  Liebmann. 

Eine  vergleichende  Darstellung  des  Bürgerlichen  G^esetzbuchs  und  der 
hauptsächlichen  bis  zu  dessen  Inknfttretung  noch  geltenden  Landesrechte 
bildet  ohne  Zweifel  für  die  Juristen  dieser  verschiedenen  Rechtsgebiete  eine 
namhafte  Erleichterung,  um  sich  mit  deren  Hülfe  die  davon  abweichenden 
Grundsätze  und  Einzel  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetz  buchai  sowie  deren 
Verständnis  anzueignen.  Anzuerkennen  ist  daher  zunächst  das  Verdienst 
der  Verlagsbuchhandlung,  dals  sie  den  Verlag  solcher  Darlegungen  auf  den 
drei  Hauptgebieten  unseres  Givtlrechts,  des  gemeinen,  preafsischeu  Land- 
rechts und  Code  civil  übernommen  hat  Die  Vergleichung  des  letzteren  mit 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ist  durch  Herrn  Reichsgerichtsrat  R,  Forts  eh 
bearbeitet.  Als  Aufgabe  stellte  sich  derselbe,  dafs  sich  „die  Kenner  des 
französischen  Civilrechts  schnell  darüber  unterrichten  wollen,  wie  das  Bürger- 
liche G^ssetzbuch  sich  im  allgemeinen  und  besonderen  zu  dem  Rechte  des 
Code  civil  verhält**,  femer  soll  das  Werk  bestimmt  sein,  „als  Anleitung  für 
diejenigen  zu  dienen,  die  das  französische  und  deutsche  Recht  gleichzeitig 
zu  studieren  haben**.  Nach  beiden  Richtungen  ist  dieser  Zweck  als  in  tre^ 
lieber  und  sachdienlicher  Weise  erfüllt  anzusehen.  Bei  der  Verschiedenheit 
der  Systeme  bäder  Gesetzbücher  ist  in  einer  für  die  Juristen  des  rheinischen 
Rechts  zweckmäfsigen  Weise  die  Le^lordnung  des  Code  civil  zur  Grund- 
lage gewählt  Bezüglich  der  Behandlung  des  Stoffes  selbst  ist,  da  sich 
beide  Gesetzbücher  in  dieser  Hinsicht  nur  in  wenigen  Teilen  decken,  bei 
den  Titeln  im  ganzen,  sowie  im  einzelnen  hervor^hoben,  dafs  und  weshalb 
gewisse  Rechtsinstitute  des  Code  civil  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  nicht  be- 
handelt sind ,  sei  es ,  weil  sie  auf  veralteter  <äer  unserer  deutBchen  Rechts- 
anschauung  widersprechender  Auffassung  beruhen  und  deshalb  ausscheiden 
mufsten,  oder  weil  sie  in  andere  Rechtsgebiete,  z.  B.  das  öffentliche,  das 
Prozefsrecht  gehören,  wie  die  Bestimmungen  Über  Staatsangehörigkeit  bezw. 
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Beweiamittel ,  oder  weil  sie  bereits  den  Gkugenetand  fortdMiemder  BeidiB- 
gcoetie  bilden,  oder  endlieh  dareh  das  fiinfübmngageseti  den  LuideBrechteB 
TOrbehalten  wurden.  Andererseits  wird  in  der  DarsteUiing  beg^rimdet,  daCi 
und  wanim  andere  Stoffe  im  BQigerlicfaen  Gksetaba^e  Aufnabme  fimden, 
die  im  Code  etvü  nicht  behandelt  sind.  Dies  gilt  insbesondere  Ton  den 
Lehren  des  sogenannten  allgemeinen  Teils  im  Sinne  systematischer  Zi 


fummg  der  rar  das  Giyilrecht  gleichm&fsig  anwendbaren  generellen  Be- 
stimmungen, femer  von  Einaelvorschriften,  z.  B.  über  die  BecntasteiloBg  der 
natftrlichen  und  juristischen  Personen,  einschliefBlich  der  Vereine,  vom  Beaita- 
redht  u.  a.  Grundsiitzliche  Abweichungen  bestehen  vor  allem  auf  den  Ge- 
bieten des  gesetslichen  ehelichen  Ottterrechts  (die  Qtitergemeinschaft  des 
Code  civil  kann  als  Fahmisgemeinschaffc  nur  durch  Eherertrag  geltend 
werden),  dem  Erbrecht  (erweiterte  Zulassung  der  firbyertrü^  Trennun|g  der 
Schenkungen  von  den  letztwilligen  Verfügungen,  ZulÜssigkeit  der  Einsetnti^ 
Ton  Nacherben,  dem  Kollationsrecht  u.  s.  f.).  Selbstverstlindlich  ist  es  nickt 
ikngingig,  lüer  weiter  die  einzelnen  Rechtsinstitnte  in  ihrer  Verschiedenheit 
lu  oeleuchten.  Bemei^enswert  ist  bezüglich  der  Geltung smacht  beider 
Gesetzbücher  der  vom  Verfasser  (S.  2)  betonte  UnterschieiC  dals  „der  CodB 
civil  die  RechtSYerhiÜtnisse,  für  welche  seine  Regeln  bestimmt  sind,  un- 
bedingt beherrscht,  während  B.G.B.  in  Art  56—152  Einf.Gea.  zmhireiche 
Ausnuimebestimmungen  getroffen  hat,  nach  denen  landesgesetsliche  Vor- 
schriften über  gewisse  Rechtsstoffe  in  Kraft  bleiben,  auch  wenn  sie  priTSt- 
rechtlichen  Inhalts  sind  und  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  in  Wider- 
snruch  stehen/  —  Zum  Schlüsse  können  wir  noch  an  der  DarsteUnng  selbst 
die  Aufstellung  klarer  Grundbegriffe,  gute  Gruppierung  und  Methode,  sowie 
folgerichtige  Entwickelung  der  Rechtssfttze  rttlunend  hervorheben. 

Metz.  (rrflnevffU 

%.   XeltTClurlfteB. 

Arehiv  für  bürgeriiehea  Beeht,  Bd.  18,  Heft  1 :  Krüekmanti,  Über  ab- 
strakte und  kausale  Tradition  und  §  929  B.GJ3.  Wolff,  Über  die  fiüaehe 
R^Iame.  Linehelmann^  Die  Bedeutung  gesetzlicher  "Zwangq^flichteo  für 
das  Schadensersatzrecht    örtmannj  Civilistische  Rundschan. 

ZeiUchtm  für  deutschen  CivUprezefs^  Bd.  XXIU,  Heft  3:  Bw- 
läge ,  PtändunK  und  überwdsong  überscnielsender  Forderungen  (S§  708, 
7d0,  786  CPrA).).  ßolgiano,  Urteil  im  Fall  unsubstanziierter  Klage. 
Eichler,  Über  die  Zteugnispfiicht  im  Falle  der  Rechtsnachfolge  oder  Ver- 
tretung. Bozi^  Gerichtsstand  der  Wandelungsklage.  Heigeiin^  Zum  Begriff 
der  2Sanlungseinstellung. 

Zeitsehrift   für    die  gesamte   Strafrechtewiaeeneehaftm    17.   Bd^ 

6.  Heft:  von  Weinrich,  Strafrecht  und  Kriminalpolitik,  ^n  Beitiag  aar 
Kritik  der  Nonnentheorie  und  der  neuesten  Refonnoeetrebungen.  F^eudem- 
thalf  Ist  die  Entwendung  von  Elektricitfit  strafbar.  FVauenHädt,  Das 
Begnadigungsrecht  im  Mittelalter.    —    18.  Bd.,   1.  Heft:   HeObom,  Die 

§escbichtlicbe  Entwickelung  des  Begriffs  Landfriedensbruch.    Diuem,  Über 
en  §  404  der  Strafprozefsordnung. 

Kritteche  Vierte^fahrsechrift  für  €teeeUBgehung  und  Met^Us' 
wissenechaftt  dntte  Folge  Bd.  Ul,  8.  Heft,  enth&lt  fiespreohnngen  von 
Werken  aus  den  Gebieten  der  Rechtsgeschichte  (BJörling,  Den  Svensia 
räUens  elc,  SchuUze,  Die  longobardische  Treuhand  und  ihre  Umbildung 
zur  TestamentsvoUstreoLung,  Kipp,  Quellenkunde  des  römischen  Rechts, 
Alibrandif  opere  aiuruüche  e.  sforiche  eic,,  Kohler j  Beiträge  Sior 
Geschichte  des  römischen  Rechts  in  Deutschland),  des  CÜvilreehts  (o.  Fei- 
tien.  Die  exceptionea  pra^/udicicUes ,  Then^  Die  Wechselfahigkett  der 
Minaerjährigen ,    Sorani^    Delta   cambiale    e    tlM    aeeegno    Mmcorto, 
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Hiegtand^  Der  SchAdenaenatianBpnioh  d^s  Venicheren  gegenttber  dem 
Urheber  der  Körperverletzung  etc.  Friedrichs^  Universales  Obllga- 
tioDenrecht,  Cretsehmarf  Das  Bneinische  Civilrecht  in  seiner  heutigen 
Geltung,  Pf  äff,  Zor  Lehre  vom  sog.  in  fraudem  legis  ageretNeff, 
2iaT  Lenre  von  der  frawi  Ugi  facta) j  Civilprozefsrechts  (Wach^  vortrage 
Aber  die  Reichscivilprozersordnmig),  Staatsrechts  (Rechtsprechung  des  bä. 
Verwaltungsgerichtsnofs,  v,  Kahr,  Bajer.  Gemeindeordnung  fttr  die 
Landesteile  diesseits  des  Rheins,  v.  Landmann^  Die  Qewerbeordnnng 
f&r  das  Deutsche  Beich,  Heisterbergky  Die  Bestellung  der  Beamten 
durch  das  Los,  Braun  und  Weber^  Dbb  Verftusunffs-  und  Verwaltungs- 
recht  dee  GroiBheraogtnms  Hessea«  JcUinehy  Über  SCaatsfinagmente, 
Heilinger,  Österr.  Gewerberecht^,  Kirchenrechts  (Geffchen,  Zar  Ge> 
schichte  der  Ehescheidung  von  Gratian,  Stangl,  Konkordat  und  Belinons- 
edikt),  internationalen  Bechts  {HeinMs^  Universeile  und  partikulftre  Straf- 
rechtqiflege,  CuehCj  La  queation  ds  la  r^pression  inUm.  au  Congris 
pinüeniiaire  de  Paris)  ^  auTserdem  Sc  An  et  der.  Die  italienische  Bomani- 
stik  sdt  1898. 

SäehMseiies  Archiv  für  bürgerliches  Beehi  und  Prax^Sf  7.  Bd., 

6.  Heft:  Tränkn^^  Die  Form  der  Bechti^eschäfte  nach  dem  DeutKhen 
Bürgerlichen  Gesetzbuche.  Schtdze,  Die  Zweigniederlassung.  —  7.  Heft: 
F&rifch,  Aufrechnung  nach  dem  deutschen  Bürgerlichen  Gksetsbuche. 
ProsersyollmachtV  Jvet,  Das  Kichterschdnen  einer  Partie  der  beiden 
Parteien  im  Termine  zur  Beweisaufnahme  vor  dem  Prozelsgericht  — 
8.  u.  9.  Heft:  Hoffmann,  Ober  die  im  §  21  des  Sftchs.  Gesetzes  yom 
12.  Mai  1873  behandelten  Zwangs-  und  Bannrechte.  Reinhard,  Die  Bechts- 
stellung  des  Zwangsverwalters  und  sein  Verhältnis  zum  Hypotheken- 
fldäubiger,  Schuldner  und  Vollstreckunffsgericht  —  10.  Heft:  Tränkner, 
Die  SdiuldUbemahme  nach  dem  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Jahrhüeher  der  WürHembergisehen  RechUmflege.  9.  Bd.,  1.  Heft: 
Graner,  Die  Vermögensbeschla^ahme  nach  §  825  der  Reichsstrafprozefs- 
ordnung.  —  2.  Heft:  Sr^/oZr/,  Die  §§  690  und  710  der  CivilprozeTsoidnung 
und  das  Civilrecht 

MeeOdenhurgieehe  ZeUeehrift  fttr  MeeMepßege  und  Beehie^ 
uHseensehaftf  15.  Bd.,  4.  Heft:  HtUher,  Ist  der  tiolus  eeentualis 
strafbar? 

ZeUeehrm  für  franaUMeohea  CivUreeht,  Bd.  XXVUI,  Heft  1:  ZiUler, 
Zur  Auslegung  des  Art  640  Cotie  eivü  und  der  Art  84  und  85  des  baye- 
rischen Gäetzes  vom  28.  Mai  1852  über  die  Benutzung  des  Wassers.  — 
—  Heft  2:  ZöUer,  Zar  Auslegung  des  Art  640  Code  ciM  (Forts.).  Fuld, 
Die  bei  Inkrafttreten  des  bürgerüchen  Gesetzbuches  anhüngigen  Ehe- 
scheidungssachen. 

SchweUerisehe  ZeUmihrift  für  Strafreeht,  10.  Jahn.  (1897),  8.  Heft: 
Teiehmann,  Zur  Lehre  von  der  UrkundenftUschung.  Merz,  Aar^uische 
Strafipechtsquellen.  —  4.  Heft;  Chrofs,  Ai^gabe  und  Ziele  der  Krimmalistak. 
Favey,  La  loi  vaudaise  sur  le  eureie  ä  V^eictUion  dee  peinea.  ^  Kraue^ 
Strafe  und  Schuld.  Guillavme,  Congrhe  pinitentiaire  international  de 
Brurelles  (J890J.  —  Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone, 
Jahresbericht  fttr  1896. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristen -Vereins,  83.  Bd.,  4.  u.  5.  Heft, 
enthält  Mitteünngen  aus  der  Bechtsprechung  des  schweizerischen  Bundes« 
gerichts  1896,  des  bem.  Appellations-  und  Kassationshofes  in  Civilsachen 
und  aus  der  administratiygerichtlichen  Praxis  des  bem.  Regierungsrates. 

Juristische  Vierteifahrsschrift  (Wien),  29.  Bd.,  1.,  2.  u.  3.  Heft: 
Spiegelf  Beitrüge  zum  österreichischen  Heimatrechte.    Finger,  Das  Geseti 
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vom   16.  Jannar  1896,  betr.  den  Verkebr  mit  Lebensmitteln  und  einigen 
Gebrancht^gegenstibiden. 

Mevue  de  droit  irUemational  et  de  ligM€Mon  eon^parie^  ^<»"* 
ÄJ^JX  jNr.  4:  Feraud-Giraud,  JJes  iraUü  darbürage  giniral  H 
permanent.  F.,  La  guesiton  dÜOrient  et  le  droü  iniematioiuU.  La  CMce 
et  les  capitvlations.  Bartin,  Lett  digposüiona  d ordre  public^  lathAtrie 
de  la  fravde  ä  la  loi»  et  Vidie  de  commvnahti  internationale  (i.  ort), 
Lehvy  Le»  hases  de  limpöt  en  droit  inttrnationtd,  Nye^  Le  credit  et 
les  emprunt»  pvllice  au  moyen  äge. 

Jimmal  du  droit  intemoHonai  nriv4  et  de  la  Jurispruäemce 
compariet  24.Ann^e,No.  VII— VIII -IX-^X:  Webster.  De  la  place 
du  droit  international  dams  les  iiudes  ßtridiques*  Surville,  La  cession 
et  la  mise  en  gage  des  er^nces  en  droit  international  prio4,  Owen^ 
De  la  responstUfiliti  en  cas  dahordage  maritime ^  daprks  la  f^gislation 
anflaise.  Laini,  De  Pexjndsion  des  Arangers  apneUs  ä  devenir  fran* 
cais  par  le  bien/ait  de  la  loi  (suite).  Bart  in,  De  fimpossibilite  darriver 
a  la  suppression  difinitive  des  conßits  de  lois  (fin^.  Martin^  Du 
mariage  ei  du  divorce  des  itrangers  en  Suisse  et  des  Stusses  ä  Fetranger, 
Scott  et  Ilwraith,  La  profession  davocat  en  Angleterre  (fin,)» 

Annales  de  droit  commercial  et  induetriel  fran^is,  Uranffer  ei 
intemationalf  11.  Jahrgang,  Nr.  3  (Jani — Juli  1897):  Fromageot^ 
Champcommunaly  Bnüetin  judiciaire.  Du  fourmantelle,  Legis- 
lation ouvrihre.  Nuard,  PropriiU  Uttiraire  et  artistigue,  brevets  din^ 
vention,  dessins  et  modHes  industriels*  Barbier^  Coneurrence  eJ^loyttU. 
Thaller,  Ce  que  c*est  que  la  cessation  de  paiements  äe  la  faiUite. 
Piaton,  Pays  Scandinaves.  Chronique  de  ISgislation  et  de  do^rine  0» 
matikre  de  dbroit  commercial  et  indvstriel  (ann^es  1894 — 1895),  Qfiea- 
tin.  Des  effeis  de  la  clause  ä  ordre  dans  les  poUces  dassurances  sur 
la  viC'Nature  et  effets  de  Vassurance  ä  terme  fixe. 

JRevue  internationale  du  droit  marUin^.  12.  AnnSe,  Nr.XI'-XII: 
BuUelins  de  la  Juris^^rudenee:  Frangaise,  Allemande  (Koch),  Eggptienne 
(Padoa  Bey),  Norv^gtenne  (Beaurhet),  Suidoise  (Beauehet)^  —  Doeuwients 
intemationaux  et  informations  diverses, 

Bulletin  de  Pa8Sooi€Uion  Beige  pour  VunificaHon  du  droit  nutri^ 
time,  Nr.  1  —  1,  F^wier  1897 ,  Anders,  J.  E.  Busehmann,  Hempart  de 
la  Porte  liu  Rhin. 

Am  22.  November  1896  hat  mch  mit  dem  Sitae  in  Antwerpen  eine 
^AssociaUon  Beige  pimr  Vuntfication  du  droit  maritime**  gegrflndet  nut 
einem  Jahreabdtzvg  von  10  Fnsa.,  wofUr  die  Publikationen  der  Aaaoctation 
und  des  Comii^  maritime  international  geliefert  werden.  Die  eiste  am 
1.  Februar  1897  herausgegebene  Nummer  des  Bulletin  de  Va^soc,  Beige 
enthält:  1.  Berichte  über  die  Gründung  der  Association,  2.  die  Statutes 
des  Comiti  maritime  international  neMt  BlitgliederUste ,  3.  die  Statuten 
der  Association  Büge  pour  Vunification  €lu  droit  maritime.  4.  MitteihDig 
über  Znsammensetzmig  des  ComitS  er.ectUi/  und  des  Conseil  g^mfral,  sowie 
Mitgliederliste,  5.  Bericht  über  die  ^iüsung  des  Comiti  executif  vom 
22.  Dezember  1896. 

Bulletin  du  Comiti  maritime  international  Nr,  I  •;-  1-  AoOt  1897, 
AnverSj  J,  K,  Buschmann^  Rempart  dt  la  Porte  du  Mhi^i, 

Der  neu|^egründete  Comiti  maritime  internationcU,  unter  dem  Priis- 
dium  des  bel^cnen  Staatsministers  M,  A,  Blemaert  in  Brüssel,  mit  dem 
vorläufigen  Sitze  des  Generalsekretariats  in  Antwerpen,  rue  Leopold  49, 
verfolgt  den  Zweck ,  durch  seine  Konferenzen ,  Publikationen  und  andere 
Arbeiten  zur  Unifikation  des  Seerechts  beizutragen,  die  Schaffung  von 
nationalen    Associationen  für  solche   Unifikatlousbestrebungen    anzuregen 
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und  reffelmäfsigen  Verkehr  zwischen  diesen  Associationen  zu  unterhalten. 
Nr.  1  des  Bulletin  enthält  die  Statuten  des  Comiiiy  dessen  Zusammen- 
setzung und  Bericht  über  die  erste  im  Juni  d.  J.  in  Brüssel  abgehaltene 
Konferenz,  in  weicher  namentlich  die  Fragen  der  Or^nisation,  von  der 
Abordage  und  der  Verantwortlichkeit  der  Schifisetgentümer  auf  der 
Taffesorannng  standen,  —  deutscherseits  sind  zur  Zdt  beteiligt:  Dr.  F. 
Siebeking  f  Präsident  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts  in  Hamburg, 
als  liCt^fied  des  Bureau  permanent  ^  femer  die  Herren  Arthur  Duneker 
in  Hainburg,  F,  LaeütZj  Präsident  der  dortigen  Handelskammer,  R.  ülrickf 
Generalsekretär  des  internationalen  Transport- Versicherungsyerbandes  und 
des  deutschen  Lloyd  in  Berlin  und  M.  Wiegandt,  Direktor  des  Nord- 
deutschen Lloyd  in  Bremen. 

Areh4vi0  GiuridicOy  Vol.  LVIJJ,  Fase.  6.  An  Stelle  des  am  15.  Mai 
d.  Js.  heimgegangenen  Filippo  Sera/ini,  dessen  Verlust  für  die 
Rechtswissenschaft  weit  über  die  Grenzen  seines  Vaterlandes  beklagt  und 
dem  auch  in  Deutschland  stets  ein  unvergfinglichjes  Andenken  gewidmet 
bleiben  wird  —  von  ihm  rühren  bekanntlich  die  Übersetzungen  deutscher 
Pandektenwerke  von  AmtUa,  Glück  ins  Italienische  her  —  hat  die 
Herausgabe  des  Archivio  giurtdico,  welches  der  Verlebte  seit  1869  leitete, 
nunmehr  Enrico  8  er  af\  n  t ,  ordentlicher  UniversitätsprofesBor  in  Messina, 
übernommen. 

Das  vorliegende  6.  Heft  des  58.  Bandes  enthält:  Filippo  Sera- 
fini  —  JSella  morte  di  Filippo  Serafinu  Commemorazione  faita  al 
Senate  del  Regno  nella  tomato  del  25.  maggio  1897.  On  orificeme  e 
titoli  academiei.  Elenco  delle  pübhlicasnoni.  Peroaaiy  Intomo  alla 
donamone  (conL  e  ßne),  Chiappelli^  Osservaaioni  euUe  Questiones  e 
eulla  Summa  Codicis  cUtribiute  ad  Imerio.  --  Vol.  LIX^  Fcuc.  1 — B: 
Bonolis^  L*€U8icurazione  nUla  vita  nel  diritto  intemaxionale  private 
(eont).  Ascoliy  Sul  coneetto  della  donatione  —  Riposta  ad  %ina  crüica 
del  pro  f.  Silvio  Perowti.  Roeco^  Le  limitazioni  alla  responstibilitä  degli 
armatori  (cont).  Elena,  Dei  diritti  pereona  straniera  secondo  la  legge 
italiana  (eont.).  Barsanti,  CantrünUo  alla  ieoria  degli  atti  giuridici 
inesietenti  ed  annuUabili.  Norea^  Sul  coneetto  giuridice  deUa  con» 
feeeiene.  Taverni,  Resoconte  del  IV.  Congreaso  intemanenale  per 
antropologia  criminale  (Grinevra  1696 J. 

Bivista  pendle  di  deUrina,  legMaadene  e  giurieprudenMa, 
Vol.  ÄLVI,  Fase.  I:  Brusa,  Efficacia  delle  Modißeaziene.  Stop- 
patOf  La  perizia  sdentifiea  nel  procesao  penaU.  Fase.  II:  Carnevaley 
Jjarbitrio  del  giudice  nelV  applieazione  della  pena  (cont.).  —  Fase.  III: 
Vacca^  Vappello'Abolizione  o  riformaf 

Supplemento  aUa  Bivista  penalej  Vol.  VI,  Fasc.I:  TuoBui,  I  delüti 
eontro  la  libertä  del  lavoro.  Ordine,  Dei  eorpi  armati,  Alimena, 
False  tesHmonianze  nen  imputabili.  Lombardi,  Dditti  eontro  la lihertä 
individuale. 

La  leqislasßUme  pendle  iUMana  etc.,  14.  Dispensa:  Codice  procedura 
penaU^  art.  372—487. 
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A. 

A  arg  au  (Kanton),  Yerbürgong  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CPr.O.  825. 

Abdruck  aus  litterarischen  Werken 
(Frankr.)  521,  (Engl.)  Id6. 

Abgaben,  Verwaltungsstrafirer&hren 
in  Prenfsen  ^en  die  Zollgesetse 
und  die  sonstigen  Vorschriften  über 
indirekte  Reichs-  oder  Landesab- 
gaben 5S0, 

Abtretung  von  Forderungen,  ört- 
liches Redit  (Deutschi.)  248,  (Schweiz) 
278;  Forderuneskäute  nach  eng- 
lischem Recht  505. 

Administrator,  in  England  in 
Nachlafssachen  106. 

Adoption,  s.  Annahme  an  Kindes- 
statt. 

Affidavits  in  Endand  in  Nachlafs- 
sachen, deren  Beschafitogin'Deutsch- 
land  105. 

Afrika,  deutsche  Schutzgebiete  542. 

Ägypten,  8.  E^ten. 

Agenten,  konsularische  8;  Grenzen 
der  Vertretungsmacht  eines  Lon- 
doner Agenten  (Deutschi.)  841. 

Aktien,  russisches  Aktienrecht  827, 
885;  Aktiengesellschaften  in  Ser- 
bien 873;  Aktiengesellschaften  in 
England  508. 

Alimentation,  der  geschiedenen 
Ehefrau  (Deutschi.)  119,  487;  der 
Geschwister  (Deutschi.)  486. 

Altersversicherung,  Rechtshülfe- 
ersuchen  um  eidliche  Zeugenver- 
nehmung (Deutschi.)  52,  268. 


Amerika,  Verein.  Staaten  von, 
Erwerb  der  amerikanischeo  Staats- 
angehörigkeit (Deutschi.)  117;  keine 
Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  nach 
§  661  der  deutschen  G.Pr.0.  827; 
Gebühr  für  ürknndenbef^aahigDnf 
durch  amerikanische  Konsuln  870, 
472;  Verfolgung  der  nadi  Amerika 
geflüchteten  Verbrecher  880. 

Andorra,  Fräse  der  Gegenaeitiffkeit 
nach  §  661  der  deutsäen  C.Pr.0. 
820. 

Anfechtung,  ausländische  Gläubiger 
als  Anfechtungskl&ger  (Deutsdil.) 
126. 

Annahme  an  Kindesstatt,  örtL 
Recht  nach  dem  Einf  Ges.  s.  BOigeri. 
G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich  159. 

Anwälte,  Honorar  der  englischen 
505. 

Anwendung  des  ausländ.  Rechts  33, 
481. 

Appenzell  a.  Rh.  (Kanton),  FVage 
der  Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CJPr.O.  826. 

Appenzell  i.  Rh.  (Kanton),  Yer- 
Dürgung  der  Geffenseitjgkeit  nadi 
§  661  der  deutschen  CJ^.O.  325. 

Architektonische  Werke,  Än- 
derung des  Bemer  LitterarrertraaB 
419,  5i35. 

Archive  der  Konsuln  9. 

Argentinien,  Frace  der  G^gensei- 
seitigkeit nach  §661  der  deutschen 
G.Pr.O.  825:  Freundschafts-  etc. 
Vertrag  mit  Peru  476. 
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Armenrecht  in  Österreich  371. 

Arrest,  (Frankr.)  850;  anf  anslind. 
urteil  (Frankr.)  528. 

Asylrecht  der  Gegenwart  in  terri- 
torialer Beziehung  289. 

A  n  f  g  e  b  0 1 ,  der  ElsaTs-Lothringer,  die 
Deserteure  oder  Refirakteure  sind, 
in  Frankreich  (Frankr.)  840 ;  standes- 
amtliches 507. 

Aasland,  Zinshöhe  für  ein  im  A. 
aufgenommenes  Darlehen  (Frankr.) 
278;  ausländ.  Schiedspmch,  Voll- 
streckbarkeitserkl&rung  (Deutsch].) 
127:  örtl.  Recht  bezC^lich  der  im 
A.  begangenen  unerlaubten  Hand- 
lungen nach  Einf.Ges.  z.  BürgerL 
G.B.  für  das  Deutsche  Reich  158; 
Verurteilung  im  A.  (Deutschi.)  346; 
Versäumnisurteil  gegen  einen  im  A. 
Wohnenden  (Frankr.)  461;  brief- 
liche Drohungen  gegen  einen  im  A. 
wohnenden  Ausländer  515. 

Ausländer,  Gültidceit  der  Errich- 
tung oder  Aufhebung  des  Testa- 
mentes eines  A.,  der  die  Reidis- 
angehörigkeit  erwirbt,  nach  EinfGes. 
z.  Bürgeri.  G.B.  1,  113,  160;  aus- 
ländiscne  Gläubiger  als  Anfechtungs- 
kläger (Deutschi.)  126;  Prozefsfähig- 
keit  der  A.  183;  Rechtsstreite 
zwischen  A.  (Belg.)  272;  auslän- 
discher Konkurs  (Niederl.)  351; 
Rechtsstreitiffkeiten  zwischen  A. 
(Schweiz)  8^;  strafrechtliche  Ver- 
folgung eines  A.  wegen  Ehebruchs 
in  England  (Engl.)  519. 

Ausländisches  Gericht,  Proro- 

Sation  auf  a.  G.  (Deutschl.)  252, 
57;  (Frankr.)  522. 

Ausländische  Gesellschaften, 
in  Frankreich  (FVankr.)  187;  deren 
Rechtsstellung  in  Belgien  (Belg.)  348. 

Aasländische  juristische  Per- 
sonen, Körperschaften,  deren 
Rechts-  und  Geschäftsfähigkeit  509. 

Ausländisches  Recht,  dessen 
Anwendung  88,  461;  dessen  Aus- 
Bchloia  160,  491;  Beweis  des  a.  R. 
(Ost)  274,  482 ;  Auslegung  (Frankr.) 
520:  falsche  Auslegung  kein  Gruna 
zur  Nichtigkeitsbeschwerde  (Niederl.) 
850. 

Ausländische  Uurteile,  s.  ur- 
teile, ausländische  und  Vollstreckung 
ausl.  U. 

Auslieferung  von  Verb  rechern, 
Wirksamkeit  der  Staatsverträge  we- 
gen A.  (Ost)  462;  A.  an  die  Sdiweiz 
§70;  Feststellung  des  Ausl.Deliktes 


bei  Verurteilung  eines  Ausgelieferten 
(Deutschl.)  130;  Nachprfifunff  der 
Legalität  desAusliefeningsTerfäirens 
(Deutsch!.)  131,  263 ;  Verhältnis  zwi- 
schen Elsafs-Lothringen  und  Frank- 
reidi,  AusLVertr.  zwischen  Preufsen 
und  Fruikreich  (Deutschl.)  266: 
Ausl.Vertr.  zwischen  Deutschiana 
und  Grofsbritannien  (Deutschl.)  527: 
Ausl.Vertr.  zwischen  Deutsciilana 
und  der  Schweiz  (Schweiz)  153, 
279;  Verhältnis  des  Schweiz.  Ausl. 
Gesetzes  zu  den  Ausl.  Verträgen 
Schweiz)  857;  AuslVertr.  zwischen 
Deutschland  und  den  Niederlanden 
537;  Vertrag  zwischen  Deutschland 
und  den  Niederlanden  über  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  zwischen 
den  deutschen  Schutzbehörden  und 
den  Niederianden,  sowie  den  nieder- 
ländischen Kolonien  541 ;  Ausl.Vertr. 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  der 
Schweiz  170,  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  der  Republik  Oriental 
Uruguay  177;  AusLVertr.  zwischen 
Rufsland  und  den  Niederlanden, 
Spanien  und  den  Niederlanden,  zwi- 
schen Däliemark  und  den  Nieder- 
landen 878;  Au6l.  in  England  (Engl.) 
136;  Ausl.Veitr.  zwischen  Congo 
und  Liberia  878. 

Aufsereheliche  Kinder,  s.  un- 
eheliche Kinder. 

Au fserr ho  den  (Kanton),  s.  Appen- 
zell a.  Rh. 

Auswanderung,  deutsches  (besetz 
über  Auswanderungswesen  869;  Be- 
schlüsse des  Inst  de  droit  intern, 
über  einheitliche  R^lung  des  Aus- 
wanderungswesens 510. 

Autorrecht,  s.  Urheberrecht 


B  aden , Gesetzgebung  72, 370, 532  ;Ver- 
fahren  bei  ZwanffsvoUstreckung  in 
Liegenschaften  3f0;  Bedeutung  des 
Art  16  des  bad.  Einf.Ges.  zum 
H,G.B.  (Deutschl.)  441;  erwerbs- 
weiser Eigentumsübergang  von  Lie- 
genschaften in  B.  auf  Grund  von 
Erbbescheinigungen  ausländischer 
Gerichte  72;  Erteilung  von  Staats- 
angehörigkeits-Urkunden und  Reise- 
papieren 74;  Rheinschiffahrtspolizei- 
ordnung  531,  532;  Übereinkommen 
mit  der  Schweiz :  Fischerei  auf  Unter- 
seen und  Rhein  534. 


556 


Alphmbetkohes  Saehregister. 


Barrnndia,  Fall,  Asrlrecht  289. 

Base  11  and  (Kanton),  YerbOraungder 
G^nseitigkeit  nach  §  661  der 
C.Pr.0.  325. 

Basels ta dt  (Kanton),  YerbOrgnng 
der  (xegenseitigkeit  nach  §  661  der 
CPr.O.  824. 

Bayern,  Gesetsgebung  etc.  72,  161, 
m,  870,  472,  581;  (^8.,  betr.  die 
in  die  Standesregister  der  Pfalz  ein- 
sntragenden  Vornamen  280;  GrebQhr 
fta  Urknndenbofflaabigung  durch 
amerikanische  Konsuln  370,  472; 
Auslieferung  von  Verbrechern  an 
anfserdeutsdie  Staaten  870,  der 
Schweiz  gegenüber  581;  Ausliefe- 
runff  Ton  nach  Brasilien  gefl&chteten 
Verbrechern  472. 

Beglaubi  gung  von  Urkunden 
zum  Gebraudie  in  Rufsland  161  j 
▼on  Urkunden  seitens  eines  bei 
dem  betreffenden  Rechtsgeschäfte 
mitbeteiligten  Konsuls  (lieutschl.) 
260;  Gebühr  für  Urkundenbefflau- 
biffung  durch  amerikanische  Kon- 
smn  370,  472;  zum  Legalisie- 
rungsyertrag  zwischen  Österreich 
und  Deutschhind  74;  GebOhren 
f&r  Legalisation  durch  fremde  Mis- 
sionen in  Österreich  284;  B.  von 
Urkunden  im  Verkehr  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Serbien  478; 
LegBdisicrung  der  in  Rufsland  zu 
yerwendenden  Auszuge  aus  dem 
Schutzmarkenregister  478. 

Belgien,  Gesetzgebung  371;  Recht- 
sprechung 185,  272,  848;  Zustan- 
oigkeit  rar  Konkurs  und  Wirkung 
der  Konkurseröffnung  (Be\f.)  185; 
Ges.,  betr.  Abänderung  einicer  Be- 
stimmungen aber  die  Ehe  161 ;  Er- 
klärung mit  der  Schweiz,  die  Unter- 
stützung und  Heimschafiung  Hülfs- 
bedürftiger  169  j  Handels- und  Schiff- 
fahrtsvertrag mit  Japan  284 ;  Freund- 
Schafts-  etc.  Vertrag  mit  Oranjefrei- 
Staat  877;  belg.  Fremdengesetz  871; 
Vollstreckung  ausländischer  Urteile 
(Belg.)  272;  keine  Verbürgimg  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der  deut- 
schen CPr.O.  826;  Handels-  und 
Schiffahrtsverträge  mit  Paraguay, 
Schweden ,  Dänemark ,  Norwegen, 
Griechenland  877;  Konsularvertrag 
mit  Griechenland  878. 

Bern  (Kanton),  Übereinkunft  mit 
Kanton  Freiburg,  betr.  die  gegen- 
seitige Stellung  der  Angeschuldigten 
und  die  Strafvollziehung  168;  Ver^ 


bünranff  der  Gegensdtigkdt  nadi 


[er  deutschen  CPr.O.  825. 
Berner    Litterarvertrag,    An- 
wendung desBelben  419;  ZnsitvaUe 
584. 

Bestimmungshafen,   Statoteakol- 

lision  (DeutschL)  43. 
Beweis  des  ausländ.  Rechts  (Ost) 

275,  481. 

Beweisaufnahme  in  Deutsddand 
auf  Requisition  englischer  Geridkte, 
Kosten  112. 

Beweisurkunden,  Vorlage  der  in 
den  Händen  des  Gr^ners  bc^nd- 
lichen  nach  englischem  Recht  110. 

Bigamie  493. 

Binnenschiffahrt,  Mecklenboig- 
Strelitzer  Ausf.V.O.  z.  B.G.  870. 

Bodensee,  Übereinkommen  zwischen 
Schweiz  und  Baden :  Erlassung  äner 
Fischereiordnung  für  Untersee  etc. 
584. 

Börsen  Schiedsgericht,  8.  Schieds- 
gericht, Schiedsspruch. 

Bolivia,  Handelsvertrag  mit  Gliile 
168,  mit  Frankreich  3*^. 

Bombardierung  offianer  Plätze 
durch  Kriegsschiffe  12. 

Bosnien,  Vollzug  von  Urteilen  der 
bosnisch  -  herzegowinischen  Gerichte 
in  Österreich  (Ost)  276 ;  Verbfirgong 
der  Gegenseitigkeit  nach  |  661  der 
deutsch.  CPr.O.  874. 

Brasilien,  Vei*bürffunff  der  Gegen- 
seitigkeit nach  §  661  der  deutsdien 
CPr.O.  824;  Verfahren  behufs  vor- 
läufiger Festnahme  von  nach  B. 
g^üchteten  Verbrechern  869,  472, 
532;  österreichischer  RechtahüUe- 
verkehr  mit  B.  582;  Frenndschafts^ 
etc.  Vertrag  mit  Japan  476. 

Brown-Inseln,  Auslieferung  von 
Verbrechern  542. 

Bürgerlicher  Tod  493. 

Bürgschaft,  örtliches  Redit  fikr 
eine  von  in  England  domizilierten 
Kauf  leuten  einem  rheinischen  Baok- 
hause  gegenübo*  bei  einer  eogL 
Aktiengesellschaft  übernommenen 
Solidarbürgschaft  (Dentschl.)  262. 

Budapester  Notare  477. 

Bulgarien,  Verbürgung  der  Gegen- 
seitigkeit bezüglich  VoUstreckong 
der  Urteile  324;  Handelskonvention 
mit  Osterreich  475,  mit  Serbien  476. 


Alphabetiflches  Saehr^iatcr. 
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€. 

Cautio  jndicatam  solvi,  s. Sicher- 
heitsleistung für  Prozefskosten. 

Cession,  örüicbes  Recht  (Deutschi.) 
248,  (Schweiz)  278;  Fordenmgskäufe 
nach  eiurlischem  Recht  505. 

Check,  Förmlichkeiten  bei  Einkas- 
sierung (Frankr.)  278 ;  Zahlung  eines 
Ch.  durch  eine  ausländische  Bank 
(Engl.)  519. 

Chile,  Handelsvertrag  mit  Bolivien 
168;  keine  Verbüreung  der  Gegen- 
seitigkeit nach  §  661  der  deutscnen 
C.Pr.0.  825. 

China,  Handelsvertrag  mit  Frank- 
reich 284;  Handels-  und  Schiffiüirts- 
vertrag  mit  Japan  476. 

Cholera,  Rum&nien  der  Übereinkunft 
wc^en  Mafsregeln  gegen  die  Ch. 
beigetreten  543. 

CiviTprozefsrecht,  internatio- 
nales 482. 

Columbien,  keine  Verbürgung  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der  deut- 
schen C.Pr.O.  827. 

Competenz,  s.  Zuständigkeit. 

Concurrence  d^loyale,  (ItaL)  188, 
285. 

Concurs,  s.  Konkurs. 

Congo,  s.  Kongo. 

Consules  missi  8. 

Costa-Rica,  Allgem.  Vertr&ffe  mit 
Honduras,  Salvador,  Guatemala  476; 
Freundschafts-  etc.  Verträge  mit 
Großbritannien,  Deutschland,  Ita- 
lien, den  Niederlanden  gekündigt  284. 

Curatel,  s.  Vormundsdiaft 


Dänemark,  Verbürvong  der  Gegen- 
seitigkeit nach  §  661  der  CPr.O. 
825;  keine  Sicherheitsleistung  für 
Prozefskosten  880;  Handelsvertrag 
mit  Japan  168;  Handels-  u.  Schiff- 
fahrtsvertrag  mit  Belgien  877;  AusL- 
Vertrag  mit  den  NiMerlanden  878; 
Beitritt  zum  Übereinkommen  Über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  584. 

Darlehen,  Zinshöhe  für  ein  im  Aus- 
lande aufgenommenes  D.  (Frankr.) 
278. 

Deliktsobligationen,  örtl.  Recht 
(Schweiz)  156;  Zuständiekeit  nach 
italienischem  Rechte  (ItaT.)  851. 

Deserteure,  elsafs  -  lothringische, 
deren  Au&ebot  in  Fraiuareich 
(Frankr.)  849. 


De  D  ts  c  h  e  s  R  e  i  c  h ,  Gesetzgebung  eta 
157,  280,  868,  580;  Rechtspre<£ung 
82,  117,  244,  840,  486,  518;  Veriost 
der  Staatsangehörigkeit  für  Minder- 
jährige durch  ununterbrochenen  10- 
jährigen  Aufenthalt  im  Auslande 
(Deutschl.)  246;  Auslegung  des  Nie- 
derlassongsvertrags  mit  der  Schweiz 
180;  Grundbachordnung  und  G^etz 
über  Zwangsversteigerungu.  Zwangs- 
verwaltung 280:  revid.  Ü.G.B.  mit 
Einf.Ges.  869;  V.O.  zur  Verhütung 
des  Zusammenstofses  von  Schiffen 
868;  Zum  Übereinkommen  mit 
österrcidi,  den  Schutz  der  Erfin- 
dungen betr.  477;  .,  zum  Lemüi- 
sierunosvertrag  mit  Österreich -Un- 

r74;  Vertrag  mit  der  Schweiz, 
Errichtung  schweizerischer 
Nebenzollämter  auf  bad.  Gebiete 
474;  Ausl.Vertr.  mit  der  Schweiz 
(Schweiz)  141, 177,  857;  AusLVertr. 
mit  Italien,  Art  1  u.  4  (Deutschl.) 
268;  Übereinkunft  mit  Frankreich 
und  die  Vertragsbeziehungen  mit 
Tunis  180;  Ausl.Vertr.  mit  den 
Niederlanden  587 ;  Vertrag  mit  den 
Niederlanden  über  Auslieferung  der 
Verbrecher  zwischen  den  deutschen 
Schutzgebieten  etc.  und  dem  Gebiete 
der  Niederlande,  sowie  der  nieder- 
ländischen Kolonien  541;  Handels- 
und  Schiffahrtsvertrajg  mit  Japan  75 ; 
Kousularvertrag  mit  Japan  80; 
Freundschafts-  etc.  Vertrag  mit  Ni- 
caragua 878;  Freundschafts-  etc. 
Vertrag  mit  Costa -Rica  gekündigt 
284. 

Deutsch-Ostafrika,  s.  Ostafirika. 

Deutsche  Schutzgebiete,  siehe 
Schutzgebiete. 

Differenzgeschäfte  (Deutschl.) 
446. 

Disciplinarverfahren  gegen  nicht- 
richterliche Beamte ,  KMhtahftlfe 
(Deutschl.)  518. 

Dispositionsfähigkeit,  s.  Hand- 
lun^fähigkeit 

Dominikanische  Republik,  Han- 
dels-, Schiffahrts-  und  Kousular- 
vertrag mit  Deutschland  vom  80.  Ja- 
nuar 1885  aufser  Kraft  getreten  181. 

Domizil,  s.  Wohnsitz. 

Donau,  Schiffahrts-  und  Polizeiregle- 
ment für  die  untere  D.  284. 

Dramatische  Werke,  Änderung 
des  Hemer  Litterarvertrags  427, 
586 ;  japanische  Urheberrechtegesetze 
371. 


558 


AlphabetifleheB  Sachr^giBter. 


Droit  d*attbaine,  örtliche  Geltung 

der  Gesetze  322. 
Durchlieferung,   s.   Auslieferung. 


Ecuador,  keine  Yerbürgung  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  G.Pr.O.  825. 

Egypten,  Gerichtsbarkeit  der  deut- 
schen Konsuln  160;  Verträge  zwi- 
schen Deutschen  in  £.  abgeschlossen 
(Deutschi.)  122;  Handelsvertrag  mit 
Griechenland  377. 

Ehe,  gemischte,  Ehescheidungarecht 
497;  sogen,  siebenbaigische  £.  in 
Österreich  ungültig  (Ost)  57;  Ab- 
änderung des  belgischen  Ehegesetzes 
161. 

Ehefrauen,  Alimentation  der  ge- 
schiedenen K  (Deutschi.)  119. 

Ehegatten,  örtliches  Recht  für  die 
persönlichen  Rechtsbeziehungen  der 
£.  nach  dem  Einf.Ges.  zum  BQrgerL 
G.B.  für  das  Deutsche  Reich  158. 

Eheliche  Abstammung,  örtliches 
Recht  nach  dem  EiniGes.  zum 
BOigerl.  G.B.  für  das  Deutsche 
Reich  159. 

Eheli  ches  Erbrecht,  örtl.  Geltung 
des  (Gesetzes  (Deutschi.)  32. 

Eheliches  Güterrecht,  örtl.  Gel- 
tung des  Gesetzes  (Deutschi.)  32, 
341.  (Frankr.)  54,  373;  örtl.  Recht 
nacn  dem  Einf.(ies.  zum  Burgerl. 
G.B.  für  das  Deutsche  Reich  159: 
Gütertrennungsklagen  bei  Wechsel 
des  Wohnsitzes  (Deutschi.)  244; 
Verbot  des  Ehevertraffs  bei  be- 
stehender EIhe  im  Wechsel  des 
Wohnorts  (Deutschi.)  439;  K  G.  in 
Frankreich  (Frankr.)  520. 

Eh  e  r  e  c  ht ,  internationales,  nach  den 
Bestimmungen  des  Bürgerl.  G3,, 
den  Beschlüssen  des  Institut  de  droit 
international  und  des  internationalen 
Kongresses  zu  Haag  228. 

Ehescheidung,  örU.  Recht  487  ff.; 
örtl.  Recht  nach  dem  EinfGes.  zum 
Bürgerl.  G.B.  für  das  Deutsche  Reich 
159,  nach  den  Beschlüssen  des  In- 
stitut de  droit  international  232,  des 
Haager  Kongresses  236;  Eheschei- 
dungsrecht für  gemischte  Ehen  497 ; 
Alimentation  der  geschiedenen  Ehe- 
frau (Deutschi.)  119;  Zuständigkeit 
der  französischen  Gerichte  (Fnmkr.) 
521>  eines  naturalisierten  Franzosen 


(Frankr.)  55;  Zulässigkeit  d«  Ehe- 
scheidungsklage zwischen  Auslftn- 
dem  in  Frankreich  (Frankr.)  350. 

Eheschliefsung,  örÜ.  Recht  nach 
dem  Einf.Ges.  zum  Büigeri.  03. 
für  das  Deutsche  Reich  158;  nsdi 
den  Beschlüssen  des  Institut  de  droit 
international  230;  des  Haager  Kon- 
gresses 232;  E.  in  Griechenland  181; 
nach  englischem  Recht  505. 

Ehe  vertrage,  deren  Abschlofs  in 
Rufsland  (Frankr.)  55 ;  Verbot  des 
Eheyertrags  bei  bestehender  Ehe, 
Wechsel  des  Wohnorts  (Deatsdil.) 
439. 

Eidgenossenschaft,   s.  SchveiL 

Eigentum,  gewerbliches ,  internst 
Konvention  (Schweiz)  69,  156. 

Einstweilige  Verfügungen 
(Frankr.)  350. 

Eise  nbahnfrachtv  erkehr, intern. 
(Frankr.)  56;  Zusatzerklärung  znm 
int  E.F.V.  168;  Beitritt  Dänemarks 
zum  Übereinkommen  über  L  E  534. 

Eibschiffahrt,  polizeiliche  Straf- 
verfügungen wegen  Übertretong 
Strom-  und  schiflahrtspolizeflicher 
Vorschriften  531. 

Elsa fs -Lot bringen,  Gesetzgebung 
etc.  161,  370;  Aufgebot  der  Elssls- 
Lothringer,  die  Deserteure  oder  Be- 
Refrakteure  sind,  in  Frankreich 
(Frankr.)  349;  Abänderunff  des  Ge- 
setzes über  das  Notariat  §70;  Auf- 
gabe der  Staatsangehörigkeit  durch 
einen  emancipiert  Minderjährigen 
in  E.-L.  (Deutschi.)  118;  Ausliefe- 
rung im  Verhältnisse  zu  Frank- 
reich (Deutschi.)  266. 

Eltern,  örtl.  Recht  für  das  Rechts- 
verhältnis zwischen  Eltern  und 
Kindern  nach  dem  EinflCjes.  zum 
Bürgerl.  6.B.  für  das  Deutsche 
Reich  159. 

England,  s.  Grofsbritannien. 

Enterbung,  örtl.  Recht  322. 

Entmündigung,  örtl.  Recht  nach 
Einf.Ges.  zum  Bürgerl.  G.B.  für  das 
Deutsche  Reich  1&. 

Erbeinsetzung,  örtl.  Recht  822. 

Erbfähigkeit,  örtl  Recht  320. 

Erbfolgeordnuiig,  örtl.  Becht320. 

Erblasser,  letzter  Wohnsitz  (Deutsch- 
land) 340. 

Erbrecht,  örtl.  Geltung  d.  (jesetzes 
(Deutschi.)  32,  123,  insbes.  betr. 
Erbenqualität  (Schweiz)  67 ;  im  Ver- 
hältnis zu  Japan  55;  örtl.  Recht 
nach   dem  Einf.Ges.  zum  Borger). 
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G.B.  für  das  Deutsche  Reich  160, 

818. 
Erbschaft,   örd.  Recht  nach  dem 

Einf-Oes.  zum  BQrfferl.  6.6.  für  das 

Deutsche  Reich  160,  818. 
Erby ertrag,   örtliche  Geltung  des 

Rechts  7. 
Erbverzicht,  örtl.  Recht  822. 
Erfindung,  s.  Patente. 
Erfüllungsort  beim  Speditionsver- 

tra;  (Deutschi.)  841. 
Ermittelung   des  ausländ.  Rechts 

482  ff. 
Ersatzerben,  örtl.  Recht  322. 
Ersuchen,  8.  Rechtshüife. 
Erwerb  der  Erbschaft,  örtl.  Recht 

322. 
Erwerbssteuer,     allgemeine,     in 

Österreich  164. 
Exekution,  s.  Vollstreckung. 
Exekutors    in   Nachlafssachen    in 

England  106  f.,  508,  507,  508. 
Exequatur  der  Konsuln  8. 
Exterritorialität,  Immunität  der 

Missionen  (Frankr.)  274;  der  Kon- 
suln 8. 


Fähigkeit  eines  Ausländers  zur  Er- 
richtung eines  Testaments  nach 
KG.  z.  b.G.b.  1. 

Familienfideikomisse  492. 

Familienrat,  dessen  Zustimmung 
bei  Aufgabe  der  Staatsangehörig- 
keit durdi  einen  emancipiert  Min- 
deijährigen  in  Elsafs-Lothringen 
(Deutschi.)  118. 

Festnahme,  vorläufige,  von  flüch- 
tigen Verbrechern  in  Rufdand  71; 
in  BrasUien  869,  472. 

Feuilletonromane,  nach  Hemer 
Litteratunrertrag  585. 

Fideikommissarische  Substitu- 
tionen, örti.  Recht  822. 

Finnland,  keine  Verbürguns  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  6d1  d. 
deutsch  CPr.O.  325. 

Fischerei,  Lichter-  u.  SimalfÜhrung 
der  Fischerfahrzeuge  u.  der  Lotsen- 
dampffahrzeuge  869;  Fischereiord- 
nung für  den  Untersee  und  Rhein, 
Übereinkunft  zwischen  Schweiz  und 
Baden  584. 

Fiskus,  Erbrecht  des,  nach  engl. 
Auffassung  502. 

Fl ufs Schiffahrt,  ob  Bestimmungen 
über  grofse  Havarie  anwendbar 
(Deutschi.)  448. 


Fondsgebühren  von  Nachlässen 
in  Österreich  (Ost)  858. 

Forderungen,  Abtretung  von 
(Deutsch.)  2Ä,  (Schweiz)  278;  Forde- 
ungskäufe  in  England  505. 

F  0  r  m  der  Rechtsgeschäfte,  örti.  Recht 
nach  dem  Elinführui^sgesetz  zum 
BüTfferl.  G.B.  für  &S  Deutsche 
Reicn  158;  der  letztwilligen  Ver- 
fügungen, desgl.  822;  der  Testa- 
mente von  Ausländem  nach  er- 
worbener Reichsangehörigkeit  1  ff. 

Forum,  s.  Gerichtsstand. 

Fracht,  Statutenkollision  beim  See- 
Frachtvertraff  (Deutschi.)  41,  450; 
Frachtversicherung  (Deutschi.)  46; 
Frachtverkehr  mit  England  27. 

Frankfurter  Friedensvertrag 
266. 

Frankreich,  Rechtsprechung  54, 
187,  278,  848,  460,  520;  Staats- 
angehörigkeit (Frankr.)  187,  848, 
460,  520;  Rechtsstellung  der  Aus- 
länder (Frankr.)  520;  Eheliches 
Güterrecht  (Frankr.)  520;  Eheschei- 
dung eines  naturalisierten  Franzosen 
(Frankr.)  55;  Anerkennung  eines 
auTserehelichen  Kindes  (Fnmkr.) 
848;  Personenstand  und  Handlungs- 
fähigkeit (Frankr.)  187;  Prozefs- 
fähigkeit  deutscher  Huidlungssesell- 
schaften(Frankr0849;  auslänaische 
Gesellschaften  (Frankr.)  187;  eng- 
lische Gesellschaften  (Frankr.)  460; 
Warenzeichen  (Frankr.)  187,  460: 
Erklärung  gegenüber  Deutschland 
über  die  Vertragsbeziehungen  mit 
Tunis  180,  desgl.  Übereinkunft  mit 
der  Schweiz  1^,  desgl.  Erklärung 
gegenüber  Rufsland  ^4;  Gerichts- 
standsvertrag mit  der  Schweiz 
(Schweiz)  855;  Zuständigkeit  der 
französischen  G^erichte  für  Ausländer 
als  Beklagte  (Frankr.)  55,  522 ;  für 
Nachlafsstreitigkeiten  (Frankr.)  55; 
Ehescheidungsstreitigkeiten  von  Aus- 
ländem (Frankr.)  850 ;  Prozefskosten  - 
kaution  (Frankr.)  188,  846,  850, 52^; 
Sachverständigen-Ernennung  im  Aus- 
lande (Frankr.)  56;  Zustellung  von 
Zahlungsbefehlen  französ.  Gerichte 
durch  Schweiz.  Behörden  182 ;  Pfänd- 
barkeit ausländ.  Rententitel  (Frankr.) 
461;  Konkurs,  im  Auslande  (Frankr.) 
56,  über  Ausländer  521;  keine  Ver- 
bürgung der  Gegenseitigkeit  nach 
§  661  d.  deutsch.  G.Pr.O.  826,  auch 
in  Handelssachen  (Frankr.)  56;  Ver- 
hältnis mit  Elsafs-Lothringen,  bzgl. 
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AuslieferuD^  von  Verbrechern,  AusL 
Vertrat  mit  Preaften  (Dentschl.) 
266;  mndelBvertrag  mit  China  284, 
mit  Bolivia  377. 

F  r  e  i  b  u  r  g  (Kanton),  Übereinkunft  mit 
Kanton  lern,  betr.  die  gegenseitige 
Stellung  der  Angeschuldigten  und 
die  Straivollziehnng  168;  keine  Yer- 
bürgung  der  Gegenseitigkeit  nach 
§  661  d.  deutsch.  cfr.O.  826; 
jPatent-  u.  MarkenschutigesetK  371. 

Fremde,  s.  Ausl&nder. 

Fremdengesetz,  belgisches  371. 

Fremdes  Ke cht,  s.  ansl&nd.  Recht 

FreundschaftsTerträge,  s.  inter- 
nationale Verträge. 


St  Gallen,  Verbürsung  der  Gegen- 
seitigkeit bsgl.  Vollstreckung  ausl. 
urteile  324;  Gtebührenbehandlung 
des  in  Osterreich  befindlichen  Mo- 
biliamachlasses  an  Angehörige  des 
Kantons  S.G.  281. 

Gebühren  für  Legalisation  und 
fremde  Missionen  in  Osterreich  284; 
Legal.-Gebahren  der  amerikanischen 
Konsuln  370,  472. 

Gegenseitigkeit,  bezgl.  deutscher 
\Varenbeseichnnngen  (Deutschi.)  50; 
im  internationalen  GiTilproiefsrecht 
183. 

Geffenseitigkeit,  nach  §  661 
Abs.  2  Nr.  5  der  deutschen  u.Pr.O. 
324;  ob  der  ausländische  Staat  mit 
der  ürteÜToUstreckung  voransu- 
gehen  habe  17;  s.  auch  die  ein- 
zelnen Staaten. 

Gemischte  Ehen,  Ehescheidungs- 
recht 497. 

Generalsekretariat  des  Inst  de 
droit  intern.  513. 

Genf  (Kanton),  keine  Verbünmng  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CPr.O.  326. 

Genfer  Konvention,  Beitritt  des 
Orame-Freistaatos  und  nunmeluiger 
Stand  der  beigetretenen  Staaten  543. 

Gerichtsbarkeit  der  deutschen 
Konsuln  in  Egypten  160;  G.  der 
österreichischen  Gerichte  über 
Fremde  185. 

Gerichtsorganismus,  Gerichts- 
organisation  in  Österreich  74;  Ge- 
richtsverfassung Rumäniens  193;  im 
Kanton  Wallis  372;  in  Rufsland 
380. 


Gerichtskosten,  s.  SiehedMÜs- 
leistung  fbr  Gerichtskosten. 

Gerichtsstand  fÜrAu8ldr.(Fitiikr.) 
55,  522:  Grerichtsstandsvertrag  so 
Frankreich  und  der  Schweiz  (Säw.) 
355. 

Gesandte,  Immunität  der  Missiosen 
(Frankr.)  274 

Geschäftsfähigkeit  einer Pcnon, 
örtl.  Recht  nach  dem  EiniG.  aun 
Bürgerl.G.B.  fDur  das  deotsdie  Reich 
157;  gegenüber  fremden  ramtiscken 
Personen  u.  Körperschaften  509. 

Gesellschaften,  rassische  Aktien- 
gesellschaften 328  ff,  385  ff;  Aktien- 
gesellschaften in  Serbien  373. 

Gesetzgebung  etc.  71,  157,  280, 
368,  472,  530. 

Gewerbeserichte,  Einföhnmg  in 
Osterreioi  74. 

Gewerbliches  Eigentum,  iotenu 
Konvention  (Schweis)  69,  156. 

Gewohnheitsrecht  497. 

Glarns  (Kanton),  keine  Veibäiipuig 
d.  Gfttenseitigkeit  nach  §  661  der 
CPr.O.  327. 

Glaubensbekenntnis,  Bedingung 
der  Änderung  492. 

Graubünden  (KantonX  Verbänong 
der  Gegenseitigkeit  b^l.  der  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  324:  Ge- 
richtsstand für  Oiril-  u.  Stnflüsgefl 
auf  Grund  d.  Urheberrechts,  Patent- 
und  Markengesetse  372. 

Grenzacherhorn,  Zollabferti|iiBg 
474. 

Griechenland,  EhesehliefsimgB- 
recht  und  Art  der  CiTÜstandsbeor- 
kundung  in  Gr.  181;  keine  Ver- 
bürgung der  Gegenseitiidceit  nach 
I  661  der  deutsehen  C^r.O.  327; 
Handels-  u.  Schiffahrtovertrag  mit 
Belgien  377;  Uandelsrortrag  mit 
Erarpten  377;  Konsularrertrag  mit 
Belgien  378. 

Grofsbritannien,  Rechtsprechoig 
186,459, 519;  Eheschliefsunghi  Eng- 
land 505  f.;  Nachlafsbehandlong in 
England  105,  109,  501,  503,  507. 
508;  Gerichtliche  Deponienmg  der 
Lebensversichemnssgelder  aorch 
englische  G«sellschuten  29;  Exe- 
cutors  and  Administrators  in  Nach- 
lafssachen  106,  107,  503,  507,  506; 
Trusteeä  106,  107,  430.  501,  508; 
englisches  Testament  (Frankr.)  56; 
Einklagung  der  einer  in  England 
domizilierten  Ehefrau  in  Dentsch- 
land  angefalleneu  Erbschaftsfbrder- 
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ong  106;  Naohlafs  unehel.  Kinder 
nBßh  enf^schem  Recht  502;  Naoh- 
Iaf88teaer503;  nene  englische  Rechts- 
s&tase  flher  Warenkaof  218,  299; 
enfflisches  Recht  ihr  literarisches 
und  artistisches  Eigentum  (EngL) 
ld6;  Aufnahme  von  Darlehen  g^gen 
Verpfikndung  einer  Expektanz  in 
England  109;  Forderungskäufe  nach 
englischem  Recht  505;  Grenze  der 
Vertretungsmacht  eines  Londoner 
Agenten  (Deutschi.)  341;  Klagen 
englischer  Vertreter  deutscher  Fir- 
men gegen  ihre  Prinzipale  26 ;  engl. 
Frachtrecht  27;  englisches  Qesell- 
sehafbsrecbt  28;  englisches  Aktien- 
recht 508 ;  örtliches  Recht  für  eine, 
von  in  England  domizilierten 
Kauflenten  ühemommene  Bürgschaft 
(Deutschi.)  362;  bei  höheren  eng- 
lischen Gerichten  kein  Anwalts- 
zwang 31;  Sicherheitsleistung  ftlr 
Prozefskosten  26,  (Deutschi.)  348; 
Vorlage  der  in  den  H&nden  des 
Gegners  befindlichen  Beweisurkund- 
den  110;  Anordnung  der  Beweis- 
aufnahme in  Deutschland  durdi 
englische  (Berichte  25;  Kosten  für, 
von  englischen  Gerichten  in  Deutsch- 
land requirierte  Beweisaufiiahmen 
112 ;  Anerkennung  deutscher  Urteile 
durch  englische  Gerichte  23,  24; 
keine  Verbürgung  der  Gegenseitig- 
keit nachj  661  der  deutschen 
G.Pr.0.  827;  Revision  des  engl. 
Civilprozefses  in  Aussicht  31 ;  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  in  Eng- 
land (Engl.)  186;  Freundschafts-  eto, 
Vertrag  mit  Costa-Rica  gekündigt 
284. 

Grundbuch  Ordnung,  deutsche  280. 

Grundeigentum,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Guatemala,  Friedens-,  Freund- 
schafts-, Schiedsgerichts-,  Handels- 
und Auslieferungsvertrag  mit  Sal- 
vador 284;  Freundschafts-  etc.  Ver- 
trag mit  den  Niederlanden  aufser 
Kraft  284 ;  allgemeiner  Vertrag  mit 
Costa-Rica  476. 

Güterrecht,  eheliches,  s.  ehe- 
liches GHlterrecht 


Haaffer  Kongrefs,  dessen  Be- 
scmüsse  über  internationales  Ehe* 
recht  228. 

Zeitaohrift  f.  interD.  Prirat-  u.  Straftecht 


Haft,  s.  vorläufige  Festnahme. 

Hai'ti,  keine  Verbüivung  der  Gegen- 
seitigkeit nach  §  661  der  dentsdien 
CPr.O.  325. 

Handelsgerichte  in  Serbien,  Zu- 
ständigkeit 88;  in  Rumänien  194. 

Handersgesellschaften,Prozers- 
fähigkeit  deutscher  Gerichte  in 
Frankreich  (Frankr.)  349;  russische 
Aktiengesellschaften  527 ;  Staats- 
angehörigkeit (Frankr.)  520. 

Handelsschiffe,  Führung  der 
Nationalflagge  11. 

Handelsverträge,  s. internationale 
Verträge. 

Handlungen,  uneriaubte,  örtliches 
Recht  für  Ansprüche  aus  solchen 
nach  dem  EinfG^etz  zum  Bürger« 
liehen  G.B.  für  das  Deutsche  Räch 
158. 

Handlungsagenten,  englische, 
deutscher  Firmen  26. 

Handlungsfähigkeit  in  Frank* 
reich  (Frankr^  137. 

Havarie  gro(se ,  Voraussetzungen 
derselben,  örtliches  Recht  (Deutschi.) 
448. 

Heimat,  Abänderung  des  öster- 
reichischen Heimatsgesetzes  74. 

Heirat,  s.  Eheschlieisung. 

Helgoland,  Einführung  preuHüscher 
Landesgesetze  280. 

Herzegowina,  s.  Bosnien. 

Hessen,  Gesetzgebuns  370. 

Hinterlassenschart,  s.  Nachlais- 
behandlung. 

Holland,  s.  Niederlande. 

Honduras,  Allgemeiner  Vertrag  mit 
Costa-Rica  476. 

Honorar  der  englischen  Anwälte 505. 

Hypothek,  Aufhebung  der  Hjpo- 
thekenämter  im  Gebiete  des  rhein. 
Rechts  in  Prenfsen  370. 


I.    X 

Japan,  Handels-  und  8chi£fahrtsver- 
trag  mit  dem  Deutschen  Reich  75: 
Konsolarvertrag  mit  Deutschiana 
80:  Handelsvertrag  mit  Dänemark 
16o;  Freundschafts-,  Niederlassungs- 
und Handelsvertrag  mit  der  Schweiz 
169;  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
trag mit  Belgien  284;  japanische 
Urheberrechtsgesetze  371 ;  Handels- 
und Schiffahrts-Vertraff  mit  China, 
mit  Brasilien,  Peru  476. 

Immobilien,  s.  unbewegl.  Sachen« 

etc..  Band  VTL  36 
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Immunitäten  der  Konsuln  8;  der 
Missionen  (Frankr.)  274. 

Indien,  Nachlässe  von  in  Niederländ. 
Indien  verstorbenen  Österreichern 
523. 

Industrie,  s.  gewerbliches  Eigen- 
tum. 

Institut  de  droitinternational, 
dessen  Beschlüsse  Über  internatio- 
nales Eherecht  290;  17.  Sitzung  zu 
Venedigs;  Tagesordnung  für  die  18. 
Sitzung  in  Kopenhagen  378;  Be* 
rieht  über  die  lo.  Sitzung  in  Kopen- 
hagen 509. 

Internationaler  Eisenbahn- 
frachtverkehr, 8.  Eisenbahn* 
frachtvericehr. 

Internationales  Kriminal-Poli- 
zeiblatt in  Mainz  880. 

In  ternati  onale  Vereinigung  für 
vergi  eichen  deRech  tswissen- 
schaft  etc.,  Preisausschreiben  89. 

Internationale  Verträge  75,  168, 
284,  373,  474.  534. 

Intestaterbfolge,  s.  Erbfolge. 

Invaliditätssachen,  Rechtshülfe, 
fkwichen  um  eidliche  Zeugenver- 
nehmung (Deutschi.)  52,  268. 

Israeliten,  Elhescheidungsrecht 496. 

Italien,  Biechtsprechung  188,  351; 
Wechselrecht,  unlauterer  Wettbe- 
werb (Ital.)  138;  Auslieferungsver- 
trag mit  Deutschland  Art  1  n.  4 
(Deutschi.)  263;  Konsularkonvention 
mit  Peru  168;  Handelsvertrag  mit 
Costa-Rica  gekündigt  284;  Handels- 
und Schifnbrtsver^ag  mit  Tunis, 
Konsularvertrag  mit  Tunis  476; 
Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  nach 
§  661  der  deutschen  G.A-.0.  324; 
Nachprüfung  der  L^^ität  des  Aus- 
lieferungsver&hrens  nach  Vertrag 
zwischen  I.  u.  Deutsdil.  (Deutschll) 
131;  Zuständi^fkeit  für  Delikts- 
klagen gegen  nicht  in  Italien  woh- 
nende Ausländer  (Ital.)  351. 

Jurisdiktion,  s.  Gerichtsbarkeit 

Juristische  Personen,  Rechts- 
und Gesehäftsfiüiigkeit  fremdlän- 
discher 509. 

Jus  a  1  b i n agi i ,  örtliche  Geltung  der 
Gesetze  322. 


Kapazität,  s.  Handlungsfähigkeit 
Katholiken,  EJiescheidungsrecht 

496. 
Kauf,  örtliches  Recht  bezüglich  Er- 


füllung eines  Kaufvertrages  (Deutsch.) 
343;  neue  englische  Bechtsnttie 
über  Warenkauf  213,  299. 

Kauffahrteischiffe,  deren  Rechts- 
verhältnisse in  fremden  Htfen  nnd 
Territorialgewässem  512. 

Kinder,  uneheliche,  s.  unehelidie 
Kinder. 

Körperschaften,  Rechts-  and 
Geschäftsfähigkeit   fremdlftnd.  509. 

Kommanditgesellschaft,  nua- 
sche  372. 

Kompetenz,  s.  Zuständigkeit 

Kongo,  AuslidTerungsverfsg  mit  Li- 
beria 378. 

Konkurs,  ausländischer  Konkm 
(Nied.)  351 ;  Anerkennung  des  kon- 
kurseröffiienden  Beschlusses  vor 
französischen  Gerichten  (Frankr.)56; 
die  internationalen  Bestimmmgai 
des  niederländischen  Konknrsf^ 
setzes  13;  Konkurseröffnung  im 
Auslande  (Frankr.)  274,  521. 

Konsulargerichtsbarkeit,  An- 
wendbarkeit der  österr.  aUgem.  G«- 
richtsordn.  bei  den  österr.  Konsobff- 
gerichten  (Österr.)  466;  Verordmisg 
ü.  Ausübung;  der  österr.  Konsolsige- 
richtsbarkeit  472. 

Konsularische  Agenten,  deren 
Immunitäten  8,  10. 

Konsularvertrag  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Japan  80, 
Italien  und  Tunis  476. 

Konsuln,  deren  Immunitäten  8; 
Vernehmung  als  Zeugen  9;  Be- 
glaubigung von  Urkunden  seiteni 
eines  bei  dem  betreffenden  Rechts- 
geschäfte  mitbeteiligten  Konsnls 
(Deutschi.)  260. 

Konsuln,  amerikanische,  Ge- 
bühren für  UrkundenbegUubiguDgeo 
370,  472. 

Konsuln,  deutsche,  deren  Ge- 
richtsbarkeit in  Egypten  160. 

Konsuln,    österr.   ungarische, 

Übersicht  285. 
K  0  n  V  e  n  t  i  0  n  en ,  s.  internst  Yertrige. 

Korrespondenz  zwischen  preols. 
und  russischen  JustizbehMen  im 
Grenzbezirk  71;  zwischen  Österr. 
und  ungarischen  Justizbehörden  281. 

Kosten  der  von  englischen  Gerichten 
in  Deutschland  requriieiten  Beweis- 
aufinshme  112;  s.  auch  Sicher- 
heitsleistung. 

Kriegskontrebande  12, 

Kriegsschiffe,  Bombardienuig 
offener   Plätze   durch    solche    17; 
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deren  RechtsverMltxiiBse  in  fremden 
Häfen  und  Territorialffewässem  512. 

Kriminal  -  Polizeiblatt,  inter- 
nationales, in  Mainz  380. 

Kroatien,  V erbürgong  der  Gegen- 
seitigkeit bezügliä  Vollstreckong 
ausländischer  Urteile  824. 

Kunst,  Werke  der  Kunst,  japanisches 
Urheberrechtsgesetz  871 ;  Änder- 
ung des  Boner  internationalen 
Yertrafs  420,  584. 

Kuratel,  s.  Vormundschaft. 

li. 

Lebens Tersicherunff,  enslische 
LebensYersicherongs  -  Gesellsdi.  29. 

Legalisation,  s.  Beglaubigung. 

Legitimation  eines unehel.  Kindes, 
örtliches  Hecht  nach  dem  Einf.Ges. 
zum  BQiverlichen  G.B.  für  das 
Deutsche  Keich  159;  leg.  per  subse- 
quens  matrimoniom  nach  englischem 
Recht  ausgeschlossen  502. 

Leibeigenschaft  498. 

Letztwillige  Verfügung,  s. 
Testament 

Liberia,   Ausig. Vertrag  mit  Kongo 

UIO* 

Liechtenstein,  Verbüreung  der 
Geffenseitigkeit  bezd.  Volutreckung 
ausländischer  Urteile  824. 

Lieferun ffskauf  in  England  800. 

Liegenschaften,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Litterarisches  Eigentum  (Engl.) 
186,  (Frankr.)  521  Japanisches  Ur- 
heberrechtsgesetz 871 ;  Änderung 
des  internationalen  Litteranrertrags 
419,  584. 

Litispendenz,  s.  Bechtsh&ngigkeit 

Londoner  Agenten,  s.  Agenten. 

Lothringen,  s.  Elsaft-Lothringen. 

Lotsendampffahrzeuge,  Lichter- 
und Signal&hrung  869. 

Louisiana,  keine  Verb&rgnng  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  C.Pr.O.  827. 

Luxemburg,  keine  Verbürffung  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CPr.O.  826. 

Luzern  (Kantonl  Frage  der  Gegen- 
seitigkeit nach  §  661  der  deutsdien 
CPr.O.  826;  Verordnung  über  die 
Erbteilungen  872. 

H. 

Marschall  -  Inseln,  Auslieferung 
Ton  Verbrechern  542. 


Mecklenburg-Strelitc,  Aus£.V.O. 
zum  Binnenschifiiüutsgesetz  870. 

Mexiko,  Frage  der  G^nseitigkeft 
nach  §  661  der  deutschen  CPr.O. 
825;  Vertrag  mit  Spanien  über 
{geistiges  Eigentum  476. 

M  in  d  e  rj  ä  h  ri  g  e ,  Aufgabe  der  Staats- 
angehöriffkeit  durch  einen  emand- 
piert  Ifindeijährigen  in  Ebalb- 
Lothringen  118;  Mindeijähr.  uncar. 
Staatsbürgerin  wird  durdi  Veräe- 
lichung  mit  Österreicher  nicht  ent- 
mündigt (Östr.)  854. 

Missionen,  Immunitäten  derselben 
(Frankr.)  274. 

Monaco,  fVage  der  (Gegenseitigkeit 
nach  §  661  der  deutsdien  CPr.O. 
826. 

Montenegro,  keine  Verbüigung  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CPr.O.  827. 

Mündel,  s.  Vormundschaft 

Musikalische  Werke,  Änderung 
des  Bemer  Litteratnnrertrags  427, 
586;  Japans  Urheberreditsgesetze 
o71. 

M. 

Nachbildung,  Änderung  des  Bemer 
Litterarvertrags  421,  584. 

Nachdruck,  Änderung  des  Bemer 
Littenurertiags  421,  584. 

Nacherben,  Berufung  von,  örü. 
Recht  822. 

Nachlafs,  Nachlafsbehand^ 
Inng,  in  Osterreich  281,  852,  858; 
in  äigland   105,   109,   501,   502, 

.  508,  507,  508;  Zuständigkeit  ^ 
Nachlafsstreitiffkeiten  (Frtmkr.)  55  3 
Nachlafsbehanolunff  im  Verhältnis 
zu  Japan  85,  zu  Nicaragua  875. 

Nachlafsgebühren  in  Österreich 
(Ost)  858,  in  England  508. 

Nationalflagge,  Führang  durch 
Handelsschiffe  11. 

Nationalität,  s.  StaatsangehMg« 
keit 

Naturalisation,  Beschlüsse  des 
Völkerrechtsinstituts  11. 

Natürliche  Kinder,  s.uneheUohe 
lünder. 

Neuenbürg  (Kanton),  keine  Ver- 
bürgung oer  Gegenseitigkeit  nadi 
§  661  der  deutschen  CPr.O.  825. 

Neu- Guinea,  deutsche  Schutsge- 
biete etc.  daselbst  542. 

Nicaragua,  Freundschafts-,  Han- 
dels-,  SchifTahrts-   und   Konsular- 

86* 
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vertrag  mit  dem  Deatscfaen  Reich 
878. 

Niederlande,  RechtsprechoDg 851, 
461 ;  AnslAnder  -  Proselkkost^ikaa- 
üon  im  Yerh&ltnis  cu  den  Nieder- 
landen pliTiederl.)  461;  Frage  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CJ^r.O.  825;  Nachltee 
▼on  in  NiederlAndisch- Indien  ver- 
Btorbenen  Österreichern  588;  die 
intemationalrechtlichen  Bestimmun- 
gen des  niederlftnd.  Konknrsgeseties 
18;  f^nndschafts-  etc.  Yer&ag  mit 
Guatemala  aofser Kraft 284;  Fmmd- 
schttfts-  etc.  Vertrag  mit  Gosta^Bica 
gekflndifft  284;  AnBl.yertrag  mit 
Deutschland  587;  Vertrag  mit 
Deutschland  über  Auslieferunff  zwi- 
schen den  deutschen  Schutigebieten 
und  den  Niederlanden,  sowie  den 
niederländ.  Kolonien  541;  Ausl.- 
Vertrftge  mit  Rufsland,  mit  Dftne- 
mark,  mit  Spanien  878. 

Niederlassung,  Auslegung  des 
NiederlasBungsrertrags  zwischen 
Deutschland  und  der  Schweiz  168. 

Niederlassungsvertr&ge,  s.  in- 
ternationale Vertrftge. 

Nordamerika,  s.  Amerika,  Ver. 
Staaten  von  Amerika. 

Norwegen,  keine  VerbOrgung  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  C.Pr.0.  825;  Handels-  u. 
Schiffithrtsvertrag  mit  Belgien  877, 
mit  Porti]qsAl  ^68. 

Notare,  in  Rheinhessen  870,  in 
Elsafs- Lothringen  870,  im  Kanton 
Wallis  878,  in  Ungarn  477;  Gültig- 
keit der  NotariatMkte  im  intemat 
Rechte  512. 

Nothafen,  Statntenkollision  beim 
Frachtvertrag  (Deutschi.)  41,  450. 


8 


o. 

b  w ald  e n,  s.  Unterwaiden  ob.  d.  W. 
sterreich,  Gesetzgebung  etc.  74, 
164,  281,  871,  472,  582;  Recht- 
sprochung  57,  188,  275,  858,  462, 
528;  Abänderung  des  Heimats- 
gesetzes 74;  Ungültigkeit  der  sog. 
siebenbüraischen  Ehen  in  Ost  (Ost) 
57;  Vecenelichung  ungar.  Staats- 
bürger (Ost)  854;  NacUafsbehand- 
lung  281,  852,  bei  im  Auslände 
wohnhaften  Erbansprechem  (Ost) 
858:  Nachlässe  der  in  Nied§rlän- 
discn- Indien    verstorbenen    Oster- 


reieher  588;   österr.  Gerichtadepo- 
siten  eines  nachträglich  füu:  tot  er- 
klärten Erblassers  (Ost)  144:  fiel 
Patentsesetz  166;  Obereinkooft  mit 
Deutschland  zum  Schutz  der  Ekfin- 
dnngen  477;  Obereinkunft  mit  Un- 
garn über  Schutz  der  PhotocsphieQ 
180;  Handelsvertrag  mit  BiusUod 
877,  mit  Bulnrien  475;  Geschllls- 
ordnung  für  die  Gerichte  871;  Ein- 
führung von  GewerbegerichteD  74; 
G^chtsbarkeit  über  Fremde  185; 
Proze(8kostenkaution(Deut8chl.)2S2, 
518;   Armenrechtsverordnons  371; 
Vollstreckung  ausl.  Urteile  185^  Be- 
urteilung der  Zuständigkeit  des  uuL 
Gerichts  (Ost)  168,  VerbOigang  der 
Geaenseitigkeit824,neueExekatioofi- 
oronung  97,  Y.  preufs.  CivilnrteQe 
C&st)  147,  in  Handelssacheii(Ö8t)lS8; 
V .  von  Urteilen  der  bosn^ch-hense- 
ffowinischen  (jj^erichte  in  Ost  (Ost) 
276;  V.O.  zur  Veriiütung  von  Zo- 
sammenstölsen  der  Schiffe  284;  zum 
Lenlisierungsvertrag  mit  Deotsch- 
land    74;  ICorrespondenz  mit  den 
Vereinigten   Staaten   von  Ameriki 
166;  Korrespondenz  zwisdien  mw* 
und  österr.  Justizbehörden  281;  Ur- 
kundenbefflaubigung  im  Verkehr  mit 
Serbien  478 ;  Rechtshülfeverk^  mit 
Brasilien  582;  Ges.  über  die  dii^- 
ten  Personalsteuem  164,  VcUzogs- 
vorschriften  871;  Gebühr  f&r  Le^- 
lisierung   durch   fremde  Bfissioiien 
und  Konsularämter    in   Ost  285; 
Verzeichnis   der   österr.  Konioltf- 
ämter  284;  Ausübung  der  österr. 
Konsulargerichtsbarkeit   473;    An- 
wendung der  allgem.  G.O.^bei  den 
österr.  Konsulargerichten  (Ost)  466; 
Wirksamkeit  der  Staatsvertrflge  we- 
gen Auslieferung  (Ost.)  466;  AosL- 
vertrag  mit  der  Schweiz  170,  mit 
der  R^blik  Uruguay  177. 

Oranje-Freistaat,  Freundscfaafte- 
etc  Vertrag  mit  Belgien  877;  Bei- 
tritt zur  Goifier  Konvention  543. 

Ostafrika,  Deutsch-Ostafrika,  Ans 
lieferung  von  Verbrediem  5& 

Ottomanisches  Beich,  s.TQrkei. 


P.   «. 

Paraguay,  Handels-  u.  Schiffüuts- 

vermag  mit  Belgien  877. 
Partei  Wille    für  Anwendung    des 

örtlichen  Rechts  (Schweiz)  156. 


Alpbabetiflches  Sachregister. 


565 


Partnerships  in  England«  Sicber- 
heitsieistang  tUr  Prozefskosten  in 
Deutschland  (Deutschi.)  453. 

Patente,  (Frankr.)  850;  Erfindungs- 
patente in  der  Schweiz  74;  P.Gesetz 
in  Osterreich  166 ;  ..zum  Überein- 
kommen zwischen  Österreich  und 
Deutschland  zum  gegenseitigen 
Schutz  der  Erfindungen  477. 

Personalsteuern  m  Österreich 
164,  166,  371. 

Personenstand,  bayer.  Ges.  über 
die  in  die  Standesregister  der  Pfalz 
einzutränkenden  Vornamen  280;  in 
Frankreich  (Frankr.)  187;  Personen- 
standsbeurknndung  in  Griechenland 
181 ;  Wirkung  der  Rechtskraft  eines 
Urteils  bei  Personenstandsklagen 
(Frankr.)  274. 

Peru,  Konsularkonvention  mit  Italien 
166;  keine  YerbOigung  der  Gesen* 
seitigkeit  nach  §661  oer  deutsdien 
aPr.O.  825;  Freundschafts-  etc. 
Verträge  mit  Argentinien,  Japan  476. 

Pf &n dang,  P&idbarkeit  ausländ. 
Rententitel  in  Frankreich  (Fftmkr.) 
461. 

Pflegschaft,  örtl.  Recht  nach  dem 
EiäGes.  zum  Büigerl.  G.B.  für  das 
Deutsche  Reich  159. 

Pflichtteilsrecht,  örtliche  Geltung 
der  Gesetze  822.^ 

Photographie,  Änderung  des  Ber- 
ner LitterarverUtigs  428,  585 ;  Japan. 
Ges.  zum  Schatz  der  Ph.  871. 

Portugal,  Handels-  und  Schiffiihrts- 
▼ertrag  mit  Rulsland  168,  mit  Nor- 
wegen 168;  keine  Verbürgung  der 
Gegenseiti^eit  nach  §  661  der  deut- 
schen G.Pr.D.  827. 

Preisausschreiben  der  intemat 
Vereiniguns  für  vergleich.  Rechts- 
wissenschan etc.  in  Berlin  89. 

Preufsen,  Gesetzgebung  etc.  71,  280, 
869,  530;  Ges.  über  Grundbuch- 
wesen und  Zwangsvollstreckung  in 
unbeweglichen  Sachen  im  Kreise 
Lauenburg  870;  Aufhebung  der 
Hypothekenämter  in  Rheinpreufsen 
87();  Zustellungen  von  Notaren  im 
rhein.  Rechtsgebiete  ausgehend  71; 
Einfuhrung  preufs.  Landesgesetze 
in   Helgoland   280;    Vollstreckung 

freufs.  Urteile  in  Österreich  (Ost) 
88,  147;  Grenzverkehr  mit  den 
russischen  Justizbehörden  71;  An- 
träge auf  vorläufige  Festnahme 
fladitiger  Verbrecher  in  Rufsland 
71;    Ausl.Vertrag  mit   Frankreich 


(Deutschl.)  266 ;  Verf.  bei  nach  Bra- 
silien geflüchteten  Verbrechern  869; 
Verwaltunesstrafi^erfahren  bei  Zu- 
widerhandlungen gegen  die  Zoll- 
gesetze und  sonstige  indirekte 
Reichs-  und  Landesabgaben  580. 

Prohibitivgesetz  491. 

Prorogation,  s.  Vereinbarung  über 
ausländ,  (rerichte* 

Protestanten,  Ehescheidungsrecht 
496. 

Providence-Inseln,  Auslieferung 
von  Verbrechern  542. 

Prozefsfähigkeit  der  Ausländer 
188,  deutscher  Handelsgesellschaften 
in  Frankreich  (Frankr.)  849. 

Proze fskosten kaut i on,  s.  Sicher- 
heitsleistung. 

Pupillen,  s.  Vormundschaft 

Realitäten,  s.  unbewegliche  Sachen. 

Rechtsfähiffkeit  ausländischer 
Vereine  naoi  dem  Einf.Ges.  zum 
Bürglichen  G.B.  für  das  Deutsche 
Reidi  158;  firemdländischer  Jurist 
Personen  und  Körperschaften  nach 
den  Beschlüssen  des  Inst  de  droit 
international  509. 

Rechtshängigkeit  in Beziehunff auf 
die  Gerichtsbarkeit  der  versdiie- 
denen  Staaten  512. 

Rechts  hülfe,  Ablehnung  des  Er- 
suchens um  Zeugenvemehmunj; 
(Deutsdll.)  847:  Unanwendbarkeit 
der  R.,  wenn  das  ersuchende  Ge- 
richt die  Handlung  selbst  vornehmen 
kann  (DeutschL)  458;  Ersuchen  um 
wiederholte,  eingehendere  Zeugen- 
vernehmung (Deutschl.)  184;  Er- 
hebung eines  Sachverständigen-Gut- 
achtens (Deutschl.)  517;  R.  in  Dis- 
dplinarsachen  gegen  nichtrichter- 
liche  Beamte  (Deutschl.)  518;  R  in 
Invaliditäts-  u.  Altersversicherungs- 
sachen (Deutschl.)  52,  268;  intern. 
Rechtshülfeverkehr  m.  Brasilien  582 ; 
Bedeutung  des  §  222  der  deutschen 
Str.Pr.O.  für  die  R.  (Deutsch!.)  271. 

Rechtskraft,  materielle,  eines  aus- 
ländischen Urteils  bei  nicht  ver- 
bürgter Gegenseitidceit  Peutschl.) 
252;  Wirkung  der  Tt  bei  Personen- 
standsklagen (Frankr.)  274. 

Rechtsprechung  82, 117,244,  340, 
486,  518. 

Rechtsweg,  Zulässigkeit  desselben 
184. 
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Reisepapiere,  Erteilung  v.  solchen 
in  Baden  74. 

Bentens teuer  in  Österreich  165. 

R  e  n  t  e  n  t  i  t  e  1 ,  ausländische,  in  Frank- 
reich pfändbar  (Frankr.)  461. 

Retentionsrecht  bei  Waren- 
känfen  in  England  308. 

Retorsion  im  internationalen  Civil- 
prozefsrecht  183. 

Reziprozität,  8.  Gegenseitiskeit 

Rhein,  Gewohnheitsrecht  mr  die 
Rheinschiffahrt  in  Bezug  auf  grofse 
Havarie  (Deutschi.)  448;  polizeiliche 
Strafverfilgungen  gegen  Übertretung 
von  Strom-  und  schiffiBpolizeilichen 
Vor8chiir;«n  auf  dem  Rhein  531; 
Rheinschiffiihrtapolizeiordnung  531, 
534 ;  Übereinkommen  zwisch.i£chweiz 
und  Baden,  Fischerei  auf  Untersee 
und  Rhein  534. 

Rheinhessen,  Kotare  370. 

R  0 man e ,  nach  dem  Bemer  Litterar- 
vertraff  535,  536. 

Rotes  Kreuz,  s.  Genfer  Konvention 

Rückverweisunff  319. 

Rumänien,  Gerichtsverfassung  193; 
G^nseitigkeitsverhältnis  in  Bezug 
auf  Vollstreckunff  von  Civilurteilen 
19,  insbes.  mit  Deutschland  325. 

Rufsland,  Form  des  Abschlusses 
von  Eheverträgen  (Frankr.)  55;  Be- 
glaubigungen von  Urkunden  zom 
Gebraudie  in  271;  Legalisierung 
der  in  Rufsland  zu  verwendenden 
Auszüge  aus  dem  öster.  Schutz- 
markenregister  478;  Gerichtsver- 
fassung und  Givilprozefsverfarhen 
in  R.  380;  keine  Prozefskosten- 
kaution  (Deutschi.)  259,  530;  keine 
Verbürgung     der     G^nseitigkeit 

'  nach  §  661  der  deutschen  CPr.O. 
325;    russ.    Aktienrecht    327    ff., 

•  384  ff.;  Handelsvertrag  mit  Österr. 
377,  mit  Portugal  168,  mit  Serbien 
377;  Erklärunff  gegenüber  Frank- 
reich über  die  YertnAgsbeziehungen 
z.  Tunis  284;  Vorläufige  Festnahme 
flüchtiger  Verbrecher  in  R.  71; 
Auslieferupgvertrag  mit  den  Nieder- 
landen 378. 

S. 

Sachen,  unbew^liche,  s.  unbeweg- 
liche Sachen. 

Sachsen  (Königreich),  Gesetzgebung 
etc.  72,  532;  Auslieferungen  an, 
von  Verbrechern  532. 

Sachverständigen  -  Ernennung 


im  Auslande  (Frankr.)  56;  Rechts- 
hülfe zur  Erhebung  eines  Sachver- 
ständigen-Gutachtens  (I>ent8chL)517. 

Salvador,  Friedens-,  Frenndsduifb-, 
Schiedsgerichts-,  Handels-  und  Aus- 
lieferung vertrag  mit  Guatemala  284; 
Allgemeiner  Vertrag  mit  Costa-Rica 
476. 

S  ch  a  f  f  h  a  u  sen  (Kanton),  Verbänung 
der  Gegenseitigkeit  nach  §  661  £ 
deutschen  CPr.O.  325. 

Scheidung,  s.  Ehescheidune. 

Schenkung,  örtL  Geltung  d.  Oea. 
(Schweiz)  67. 

Schiedsgerichte,  Elrsucheo  mn 
Zeugenvernehmung  in  Invalididittto- 
u.  Altersversicherungss.  (Deatsdil) 
52;  Kompetenz  des  bchiiMi^riditB 
der  Budapester  Waren-  u.  Eäfiekta- 
börse  (Ungarn)  471. 

S  c  h  i  e  d  s  8  p  r  u  c  h ,  VoUstreckbarkeitB- 
erkl&mngaus  ausländ.  Sdiiedssprach 
(Deutschi.)  127;  Klage  auf  Unsültig- 
keit  eines  Seh.  (Ost)  525;  &ekQ- 
tion  eines  ungarischen  Börsenachieds- 
gerichts  in  Österreich  (Ost)  148, 149. 

S  c  h  i  f  f  e ,  Rechtsverhältnisse  v.  Kriega- 
ond  Kauffahrteischiffen  in  fremdeo 
Häfen  und  Territorialgewässem  512. 

Schiffahrts-  u.  Polizeiregle- 
ment filr  die  untere  Donau  284, 
für  Rhein,  Elbe,  s.  Rhein,  Elbe. 

Schiffszusammenstofs,  Deutsche 
Kaiserl.  V.O.  zur  Verhütung  etc. 
368;  (Belg.)  135.  Öaterr.  V^.  sur 
Verhütung  v.,  284. 

Schutzgebiete,  deutsche,  Ve^ 
trag  zwischen  Deutschland  und  den 
Niederlanden  über  Anslieferan; 
zwischen  den  deutschen.  Schutzge- 
bieten und  den  Niederlanden,  sowie 
den  niederländ.  Kolonien  541. 

Schweden,  keine  Verbürgung  der 
Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
C.Pr.O.  325;  Handels-  und  Schub- 
Vertrag  mit  Belgien  877. 

Schweiz ,  Gesetzgebung  etc.  74, 168, 
371;  Kechtsprechnng  67,  151,  278, 
355,  529;  Auslegung  des  Nieder- 
lassungsvertrags  mit  Dentsdüind 
168;  Eheliches  Güterrecht  der 
Schweizer  im  Auslande  (Frankr.) 
273;  Vertrag  mit  .Deutschland  über 
Errichtung  schweizer.  Nebeozoll- 
ämter  auf  badischem  Gebiete  474; 
Rechtsstreite  zwischen  Ausländem 
(Schweiz)  356 ;  Gerichtsstandsveitiag 
mit  Frankreich  (Schweis)  355;  Ve^ 
trag  mit  Spanien  über  gegenseitige 
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YoUstreckung  von  Urteilen  in  Ci- 
yil-  und  Handeissachen  477;  Zn- 
steliong  Ton  firanzös.  ZustellungS' 
befehlen,  durch  Schweiz.  Behöroen 
278;  Übereinkunft  mit  Baden, 
I^cherei  auf  Untersee  und  Rhein 
5S4;  Übereinkunft  mit  Frankreich 
über  die  Vertragsbeziehungen  zu 
Tunis  180;  Frenndschafts-  etc.  Ver- 
trag mit  Costa-Rica  gekündigt  284: 
Auslieferungsvertrag  m.  Deutschiana 
(Schweiz)  151,  279,  857;  Ausliefe- 
rungsvertrag  mit  Österreich-Ungarn 
169. 

Schwyz  (Kanton),  Frage  der  Gegen- 
seitigkeit nach  §  661  der  deutschen 
C.Pr.0.  826. 

See,  Statutenkollission  beim  See- 
Frachtvertrag  (Deutchl.)  41,  450; 
Seereise,  B^ingungen  des  Fracht- 
sdieines  (Engl.)  459;  Seestrafsen- 
recht  512;  deutsches  Seerecht  544. 

Serbien,  Handelsgerichte  u.  Handels- 
sachen dortselbst  88;  Aktien^esell- 
Bchaften  in  S.  878;  Legalisation  v. 
Urkunden  im  Verkehr  mit  Österr.- 
Ungam  478;  Verbünpng  der  Oegen- 
seitifl^eit  bezd.  Vollstreckunff  von 
Urteilen  824 :  Handels-  u.  Schi&hrts- 
verta^  mit  Rufsland  877;  Handels- 
vertrag mit  Bulgarien  476. 

Sheriff  in  England  299. 

Sicherheitsleistung  d.  Ausldr.  ftkr 
Gerichtsgebühren  (Deutschl.JI 
259;  der  Engländer  in  Deutschland 

Seutsdü.)  848;  keine  Sicherheits- 
stung  der  Franzosen  in  Deutsch- 
land (Deutschi.)  846;  desgl.  der 
Rassen  580;  für  Prozefskosten 
(Deutschi.)  249;  im  Verhältnis  zn 
England  26;  Frankreich  (Frankr.) 
188,  850;  g^enüber  Österr.-Ungam 
(Deutschi.)  252,  518;  gegenüber 
Dtoemark  880;  einer  in  England 
domizilierten  Handelsgesellschaft 
(Deutschl.)  458;  im  VerfaUtnis  zu 
den  Niederlanden  (Nied.)  461 ;  keine 
gegenüber  Rulsland  (Deutschland) 
259,  580. 

Siebenbürgische  Ehen,  deren 
Ungültigkeft  in  Österreich  (Ost)  5a 

Sklaverei  498. 

Slavonien,  Verbürgung  der  Gegen- 
seitigkeit bezüglich  Vollstreckung 
ausländischer  Urteile  825. 

Societäten,  s.  Gesellschaften. 

Spanien,  ehel.  Güterrecht  der  Ans- 
Under  (Span.)  580;  Verbürgung  der 
Gegenseitigkeit  bezügLVoUstreckttng 


ausländischer  Urteile  824;  Vertrag 
mit  der  Schweiz  über  gegens.  Voll- 
streckung der  Urteile  in  divil-  und 
Handelssachen  477;  Vertrag  mit 
Mexiko  über  geistiges  Eigentum  476; 
Auslieferungsvertrag  mit  den  Nieder- 
landen 878. 

Speditionsvertrag,  Erfüllungsort 
(Deutschl.)  841. 

Spieleinrede  gegen  eine  nach  aus- 
ländischem Recht  zu  beurteilende 
Forderung  (Deutschl.)  446. 

Staatsanwaltschaft  in  Rumänien 
207. 

Staatsangehörigkeit,  Beschlüsse 
des  Institut  de  droit  intern,  über  Er- 
werb und  Verlust  der  StA.  10 ;  Wech- 
sel derStA.inEhe8chliefsungssachen 
498;  Wirkung  des  Erwerbs  der 
deutschen  Reichsangehörij^eit  durch 
einen  Ausländer  am  Gültigkeit  des 
von  ihm  vorher  errichteten  Testa- 
mentes 118,  160;  Schutz  wohler- 
worbener Rechte  im  Falle  des 
Wechsels  der  StA.  824;  Erteilung 
von  StA.Urkunden  in  Baden  74; 
Erwerb  der  amerikanischen  StA. 
(Deutschl.)  117 ;  StA.  in  Frankreich 
(Frankr.)  187,  848,  520;  Verlust  der 
StA.  Minde^ähriger  (Deutschl.)  246 ; 
der  cmancipierten  Minderjährigen  in 
Elsafs-Lothringen  (Deutschl.)  118. 

Staatsflagge,  Führung  durch 
Handelsschiffe  11. 

Staatsverträge,  deren  Gültigkeit 
und  Wirkung  99. 

Standesbeamte,  Nachweis  der  zur 
Eheschliefsung  notwendig.  Erforder- 
nisse 507. 

Standesregister,  s.  Personenstand. 

Statuten  von  russischen  Aktienge- 
sellschaften 898  ff. 

Steuer,  Steuerbefreiungen  der  Kon- 
suln 9. 

Stiller  Ocean,  in  solchem  belegene 
deutsche  Schutzgebiete  542. 

Strafgesetz,  räuml.  Herrschaft 
(Unff.)  71. 

Strafregister,  71,  72,  78. 

Strafurteile,  Mitteilung  derselben 
71,  72. 

Strafverjähruug  (Frankr.)  57; 
nach  AusL  Vertg.  zwisdien  Deutsch- 
land und  der  Schweiz  (Schweiz) 
279. 

Substitution,  fideikommissarische, 
OrtlicheB  Recht  822. 
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T. 

Telegraph,  Telephon,  Telegr. 
Agentur,  BUtteilung  u.  Erweitemng 
der  von  den  Korrespondenten  er- 
haltenen Depeschen  an  die  Zeitung 
(Engl)  460. 

Tenat  for  life,  tenant  in 
fee,  in  England  490. 

Territorialprinzip  18S. 

Testamente,  Gültigkeit  der  Errich- 
tong  oder  Aufhebung  des  T.  eines 
Ausländers,  der  die  deutsche  Reichs- 
angehörifl^eit  erwirbt,  nach  £.6. 
zum  B.G.B.  1, 113, 160,321;  Voraus- 
setzungen für  die  Gültigkeit  en^. 
Testaments  (Frankr.)  56. 

Testamentsvollzieher,  örtliche 
Geltung  der  Gesetze  321. 

Thurgau  (Kanton),  Frage  der  Geffen- 
seitigkeit  nach  §  661  der  deutsdien 
CPr.O.  326. 

Todesfälle,  Ableben  deutscher 
Reichsangehöriger  in  Ungarn  72, 
161,  280. 

Transport,  s.  Fracht 

Trennung  der  Ehe, s. Ehescheidung, 

Trustees  in  England,  107, 490,  501. 

Türkei,  Frage  der  Gegenseitigkeit 
nach  §  661  d.  deutsch.  CPr.O.  326. 

Tunis,  Beziehung  mit  der  Schweiz 
180,  Deutschland  180,  Rulsland  284; 
ELandels-  u.  Scbiffiihrtsyertrag,  Kon- 
sttlarvertrag  mit  Italien  476. 


V. 

Übersetzung,  Änderung  des  Bemer 
Litteranrertrags  421,  5&. 

Unbewegliche  Sachen,  Zwangs- 
vollstreckung in  u.  S.  280,  im  Kreise 
Lauenburg  370;  Eigentumsübergans 
von  Li^nschaften  in  Baden  aiu 
Grund  Erbbescheinigungen  ausländ. 
Gerichte  72. 

Uncivilisierte  Länder,  örtliches 
Recht  für  Anffehörige  des  Deutschen 
Reichs  bei  den  zwischen  ihnen  in 
unciv.  L.  geschlossenen  Verträgen 
(Deutschi.)  122. 

Uneheliche  Kinder,  örtl.  Recht 
ftkr  die  Rechtsverhältnisse  unehel.  K. 
nach  dem  Einf.Ges.  zum  BürgerL 
G.B.  für  das  Deutsche  Reich  159; 
Verbot  der  Erforschung  der  Vater* 
Schaft  (Frankr.)  273:  Anerkennung 
unehel.  K.  (Frankr.)  348;  Mutter 
eines  unehel.  K.  von  dessen  Intestat- 


erbschaft nach  englischem  Rechte 
ausgeschlossen  502. 

Unerlaubte  Handlungen,  örtL 
Recht  für  Ansprüche  aus  soldMD 
nach  dem  Einf.Ges.  zum  BfligerL 
G.B.  für  das  Deutsche  Reich   158. 

Ungarn,  Rechtsprechung  71,  478; 
Ungar.  Eherecht  379;  VereheUchung 
ungan  mindegähriger  Staatsbürger 
mit  Österreichern  (Ost)  354;  Ab- 
leben deutscher  Reidisangehöriger 
in  U.  72,  161,  280;  Obereinkonft 
mit  Osterreich  zum  Sdiutze  der 
Photographie  180;  Übersetsong 
Ungar.  Aktenstücke  bei  Eincabea 
der   österr.   Gerichte  474;   Kone- 

rndenz  zwischen  österr.  und  ungar. 
tizbehörden  281 ;  Kompetenz  des 
Schiedsgerichts  der  ungar.  Waren- 
und  Effektenbörse  (UngO  471;  Mo- 
biliarzwangsvollstreckung (Ost)  523; 
Fnfß  der  Verbünninff  der  Gtten- 
seitigkeit  nach  §  6ol  der  deutsdien 
CPr.O.  325 ;  Exekution  der  UiteQe 
eines  ungar.  ßörsenschiedsgerielits 
in  Osterreich  (Ost.)  148,  149;  ungar. 
Notariate  477 ;  räumliche  Henraaft 
der  Stra&esetse  (Ung.)  71. 

Ungültigkeit,  Klage  auf  JJ.  eines 
ausländ.  Schiedsspruchs  (Ost)  525. 

Unlauterer  Wettbewerb  (Ital.) 
138,  285. 

Unterhalt  der  geschiedenen  Ehefrau 
(Deutschi.)  119, 437,  der  Geschwister 
(Deutschi.)  436. 

Unterwaiden  n7W.(KantonX  Frage 
der  Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  G.Pr.O.  326. 

Unterwaiden  o./W.  (Kanton),  keine 
Verbüreung  der  G^enseiti(^eit  nach 
§  661  der  deutschen  C.Pr.O.  326. 

Unverletzlichkeit  der  Archive 
der  Konsuln  9. 

Urheberrecht,  litterar.  Eigentum 
(Frankr.)  521;  litterar.  artist  Ei- 
gentum in  äoigland  (Engl.)  196; 
Übereinkunft  zwischen  Österreich 
und  Ungarn,  der  Schutz  von  Werken 
der  Litteratnr  und  Kunst  auch  auf 
Photographien  anwendbar  180;  Ab- 
änderung des  Bemer  Litterarrer- 
trags  419,  534. 

Uri  (Kanton),  Frage  der  Gegenseitig- 
keit nach  §  661  der  deutschen 
CPr.O.  326. 

Urkunden,  deren  Beglaubigung  mm 
Gebrauche  in  RuTsland  161;  Be- 
glaubigung von  U.  seitens  eines  bei 
dem  betr.  Rechtsgeschäfte  mitbetei- 
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ligten  Konsuls  (Deatschl.)  260:  Ge- 
bolur  flkr  Ü.-Beglaabigimg  cmrch 
amerikanische  Eonsdn  870,  472; 
U.-Beglaabigang  im  Verkehre  zwi- 
schen Österreich-Ungani  u.  Serbien 
478. 

Urteile,  ausländische,  materi- 
elle Rechtskraft  bei  nicht  verbürater 
Gegenseitigkeit  (DeutschU  252; 
Arrest  auf  a.  U.  (Frankr.)523;  deren 
Vollstreckung,  s.  Vollstreckung. 

Uruguay,  keine  Verbürgung  der 
G^enseitigkeit  nach  nach  S  6ol  der 
deutschen  CJ^.0. 827;  AuslVertrag 
mit  ÖBterreioh-Ungam  177. 


V. 

Vaterschaft,    Verbot    der  Erfor- 
schung der  V.   eines    nat&riichen 

Kindes  (Frankr.)  278. 
V&terliche  Gewalt  (Frankr.)  521. 
Venezuela,  keine  Verborgung  der 

Gegenseitigkeit   nach    §   661    der 

deutschen  CPr.O.  826. 
Verbflrgun|[    der    Gegenseitigkeit, 

s.  Gegenseitigkeit 
Vereinbarung  Ober  Entscheidung 

des  Rechtsstreites   durch  ausUnd. 

Gerichte    (Deutschi.)     252,     457, 

(Frankr.)  522. 
Vereine,  fremde,  deren  Rechtsfikhig- 

keit  nach  dem  EinlGes.  zum  Bfirgen« 

G.B.  für  das  Deutsche  Reich  158. 
Vereini|[te  Staaten  y.  Amerika, 

s.  Amerika. 
Verfolgungsrecht  (jus  in  transitu) 

in  England  809. 
Vergeltungsrecht  nach  Ein£€^ 

zum  Bürgen.  G.B.  für  das  Deutsche 

Reich  m. 
Verjährung  von  Strafen,   s.  Straf- 

▼eijährung. 
Verkehr    mit    dem    Auslande,    s. 

Korrespondenz,  Rechtshülfe. 
Verlassen  Schaft,  s.  Nachlafs. 
Veröffentlichte  Werke  im  Sinne 

des  Bemer  Litterarvertrags  584. 
Versäumnisurteil  g^n  einen  im 

Auslande  Wohnenden  (frankr.)  461. 
Verschollenheit,  örtliches  Recht 

nach  dem  Einf.Ges.  zum  Bürverl. 

G.B.  für  das  Deutsche  Reich  158, 821. 
Verträge  zwischen  Deutschen  in  un- 

driUsierten  Ländern  abgeschlossen 

(Deutschi.)  122. 
Verträge,  internationale,  s.  in- 
ternationale V. 


Vertretungsmacht  Londoner 
Agenten  (Deutschi.)  841. 

Verzicht  auf  angefallene  Erbschaft, 
örtl.  Recht  822. 

Vinodoler  Statut  186. 

Vollmachten,  im  Auslande  aus- 
gestellt 184. 

Vollstreckung  ausländischer 
Urteile,  Prorogation  bei  audänd. 
Gericht  (Dentschl.)  457;  Widerklage 
auf  Klage  der  Vollstreckbarkeits- 
erklärung (Frankr.)528;  V.  deutscher 
Urteile  in  Osterreich  97,  (Ost)  138, 
141 ;  V.  aus  ausländ.  Schiedsspruch 
(Deutschl.)  127;  Gesenseitiglreit  mit 
Östeireich  nach  §  661  der  deutschen 
GJPr.O.  828;  Beurteilung  der  Zu- 
ständigkeit, in  Frankreich  (Frankr.) 
56,523r(Ost)468;  in  Belgien  (Belg.) 
272;  Vertrag  zwischen  Spanien  und 
der  Schweiz  über  jenseitige  Voll- 
streckung von  Urteilen  in  Givil-  und 
Handelssachen  477. 

Vormundschaft,  örtl.  Recht  nach 
dem  Ein£Ges.  zum  BürserL  G.B.  für 
das  Deutsche  Reich  159;  Gültigkeit 
von  Amtshandlungen  vormundsdaft- 
licher  Ornne  auä  bei  Weff&U  der 
örtlidien  Kompetenz  aus  um>ekannt 
resenen  Gründen  (Schweiz)  69; 
littierung  über  Mündelgelder  in 
igland  508. 

Vornamen,  ba^er.  G^  über  die  in 
die  Standesrenster  der  P&lz  einzu- 
tragenden V.  280. 


Waadt  (Kanton),  keine  Verbürgung 
der  Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CPr.O.  826. 

Warenbezeichnung,  (Gegenseitig* 
keitsverhältnis  zu  den  betr.  Staaten 
(Deutschl.)  50. 

Warenzeichen  (Frankr.)  187,  522. 

Waren  kauf,  neue  gesetzliche  For- 
mulierung der  enguschen  Rechts- 
sätze 218,  299. 

Wallis  (Kanton),  keine  Verbürgung 
der  (Gegenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  G.!n.O.  827;  Gerichts- 
orannisationsgesetz    872;    Notariat 

Wechselrecht  (Ital.)  188. 
Werke  der  Kunst  und  Litteratur,  s. 

Urheberrecht. 
Wettbewerb,  unlauterer,  (Ital.) 

188,  285. 
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Widerklage  auf  Klage  der  Voll- 

Wohnsitz,  letzter  W.  eines  Erb- 
lassers (DeutschL)  840;  Oütertren- 
nnngsUagen  bei  Wechsel  des  Wohn- 
sitzä  244;  Wirkang  des  Wechsels 
des  Wohnorts  gegenüber  Verbot 
eines  Eherertrags  oei  bestehender 
Ehe  (DeatschL)  489;  durch  Ver- 
änderon^  des  Wohnsitzes  wird  kein 
Eh»9cheidmiflsgrand  verloren  oder 
erworben  498. 

Warttemberg,  Gesetzgebung  etc. 
281,  870,  582;  Aoslieferung  von 
Verbrechern  zwischen  Dentsdüand 
und  Schweiz  281 ,  870;  örtl.  Recht 
flkr  Beerbang  eines  in  W.  verstor- 
benen NichtwürttembeiverSyStataten- 
kollision  in  betreff  ctes  ehelichen 
Güterrechts  und  des  ehelichen  Erb- 
rechts (Deutschi.)  32. 


Zeichenschatz,  s.  Warenzeichen. 

Zeitschriften,  Zeitungen,  Ver- 
öffentlichung in  solchen  nach  dem 
Bemer  Litterarvertrag  585. 

Zeugenvernehmung,  Rechtshülfe- 
ersachen  um  eingehendere  Wieder- 
holung einer  Z.Y.  (Deutschi.)  184; 
Ablelmung  des  Ersuchens  um  Z.V. 
PeutschL)  847;  Vernehmung  der 
Konsuln  als  Zeugen  9;  Ersuchen 
der  Schiedsgerichte  um  Z.V.  in  In- 
validit&ts-  und  Altersversicherungs- 
sachen (Deutschi.)  52. 

Zinsen,  Zinshöhe  für  ein  im  Aus- 
lande aufgenommenes  Darlehen 
(fVankr.)  278. 


Zoll,  Zollabfertigung  am Gfennch«- 
hom474;  Verwaltuni^sstrsfrerfümn 
in  Preufsen  bei  Znwiderhandlimgeii 
gegen  die  ZoUgesetze  530. 

Zürich  (Kanton),  kdne  VerbOignng 
der  Gregenseitigkeit  nach  §  661  der 
deutschen  CJ'r.O.  327. 

Zag  (Kanton),  Frage  der  (Jegenseitis- 
keit  nach  §  661  der  deutschen  CJPr.O. 
826. 

Zusammenstofs  von SchiffeOi deut- 
sche kaiserl.  V.O.  von  1897,  368; 
(Belg.)  135;  österr.  V.  zur  Ver- 
hütung von  Z,  V.  Seh.  auf  See  28i 

Zuständigkeit  der  fransfieücfaea 
Gerichte  für  Ausländer  als  Beklagte 
(Frankr.)  55,  274, 522 ;  für  NadiUia- 
streitigkeiten  (Frankr.)  55;  Mtasf 
der  Z.  bei  Vollstreckaog  .ausliDO. 
Urteile  (Frankr.)  56,  823,  (081)468. 

Zustellnnff  imAualande,  die?0Q 
den  preuis.  Notaren  ansgeheDdea 
Z.  i.  A.  bei  Teilongssachen  imG^ 
biete  des  rhein.  Rechts  71:  Z.  von 
Zahlongsbefehlen  franzfis.  Behftrden 
durch  schweizerische  Behdrden  182; 
Z.  zwischen  (Österreich  und  üngsn 
281. 

Zuwiderhandlungen  gegen  ZeO- 

gesetze,  s.  Zoll. 

Zwangsversteigerung  n.ZwaDii- 
verwaltung,  deatsches  Ges.  ömt 
die  280;  Einf.G.  hierza  869;  preali 
Ges.  über  Grundbochordnung  w 
Zwangsvollstredconi;  in  unbeweK- 
liehen  Sachen  im  äjreise  Laoeobiiig 
870. 

Zwangsvollstreckang,  s.  YoU- 
streckung. 

Zwingendes  Recht  in  Ehescbei- 
dungsfragen  488. 


^-.'^iry  lAivi.iBRAft, 
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